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Buchdruckerei  der  J.  G.  Cotta'achen  Buchhandlung  in  Stuttgart  und  Augsburg. 


VOßKEDE 

In  dem  kürzlich  veröffentlichten  gi*03sen  ethnogra- 
phischen Werke  über  den  österreichischen  Kaiserstaat 
^Ethnographie  der  österreichischen  Monar- 
chie von  Carl  Freiherm  von  Czoernig  mit  einer, 
ethnographischen  Karte  in  vier  Blättern ,  herausgegeben 
durch  die  k.  k.  Direction  der  administrativen  Statistik 
).  Band  erste  Abtheilung,  IL  und  III.  Band.  Wien  1857. 
8taat0druckerei  ^  behandelt  die  erste  Abtheilung  des 
ersten  Bandes  das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der 
EnnS)  das  Stammland  der  Dynastie,  in  welchem  Wien, 
die  Haupt-  und  Residenzstadt,  zugleich  der  Sitz  der 
Central-R^ierung  des  ganzen  Reichs,  gelegen  ist.  Es 
ergab  sich  hierbei  von  selbst,  dass  in  der  historisch-eth- 
nographischen Darstellung  die  öffentliche  Verwaltung, 
insbesondere  der  Einfluss  derselben  auf  die  Wohlfahrt 
des  Landes,  auf  Land wirthschaft,  Industrie  und  Handel, 
zur  Behandlung  kam  und  dass  hierbei,  namentlich  in 
der  neueren.  JZeit ,  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Verwal- 
tung von  Gesammt  -  Oesterreich ,  weil  sich  das  Erzher-* 
zogthum  in  dieser  Beziehung  nicht  wohl  ausscheiden 
liess,  genommen  wurde.  In  dieser  Art  ward  die  Dar- 
stellung   bis   zum    Jahre   1848    fortgeführt.      Hier    aber 
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konnte  dieselbe  nicht  abgebi'ochen  werden,  denn  wer 
die  heutigen  Zustände  von  Oesammt  -  Oesterreich  nach 
den  Verhältnissen  vom  Jahre  1847  beurtheilen  wollte^ 
der  würde  einen  gewaltigen  Anachronismus  begehen; 
er  stände  mit  seinem  Urtheile  näher  dem  Jahre  1758 
als  dem  Jahre  1858.  Es  erschien  daher  nothwendig, 
einige  Paragraphe  über  die  seit  1848  eingetretenen 
Aenderungen  in  der  Verfassung,  der  Gesetzgebung  und 

• 

der  Verwaltung  beizufügen.  Bei  näherer  Erwägung 
stellte  sich  jedoch  die  Unmöglichkeit  heraus,  die  ge- 
waltige Umgestaltung,  welche  Oesterreich  in  dem  kur- 
zen  seither  verflossenen  Zeitabschnitte  erfuhr,  auf  weni- 
gen Seiten  darzulegen,  ohne  in  Verwirrung  und  Un-^ 
hlarheit  zu  verfallen  und  somit  den  Zweck  zu  verfehlen. 
Es  mangelten  alle  Vorarbeiten  hierzu,  die  man  hätte 
benützen,  auf  die  man  hätte  verweisen  können.  So- 
nach musste  entweder  mit  dem  Jahre  1848  abgebro- 
chen oder  eine  einlässliche  Darstellung  von  Oesterreich's 
Neugestaltung  versucht  werden.  Der  Unterzeichnete 
wählte,  obwohl  er  sich  der  Grösse  der  hiermit  gestell- 
ten Aufgabe  bewusst  war,  das  Letztere.  Keine  Epoche 
der  thatenvollen  Geschichte  Oesterreich's  ist  in  vielsei- 
tigster Beziehung  lehrreicher,  als  jene  der  gewaltigen 
Bewegung  der  Jahre  1848  und  1849,  welche  das  Reich 
erschütterte,  seinen  Bestand  bedrohte  und  unter  dem 
Schutze  der  Vorsehung  mit  Hilfe  der  eigenen -Thatkraft 
zu  der  Wiederherstellung  des  Rechtes  und  der  Ordnung, 
zu  der  Begründung  eines  neuen  staatlichen  Lebens  mit 
(xleichstellung  aller  Staatsbürger  und  eines  materiellen 
Aufschwungs,  dessen  allenthalben  sichtbaren  Anfänge 
auf  seine  künftige  Ausdehnung  schliessen  lassen ,  führte. 
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Neue  Verbältnisse  waren  durch  die  Bewältigung 
der  Bewegung  entstanden  ^  und  veraltete  Zustände  ^  mit 
den  Anforderungen  der  Gegenwart  unvereinbar,  waren 
ihr  2um  Opfer  gefallen.  Die  neuen  Zustände  erforder* 
ten  eine  neue  Regelung  der  Verfassung,  der  Gesetz- 
gebung und  der  Verwaltung.  Rasch  und  energisch 
wurde  an  das  Werk  geschritten,  der  ausgesprochene 
Grundsatz  der  Neugestaltung  Oesterreich's  in  allen  Rieh«- 
tungen  durchgeführt,  so  dass  keines  der  öffentlichen 
Verhältnisse  von  der  Reform  unberührt  blieb.  Neun 
Jahre  erfolgreicher  ^Fhätigkeit  reichten  hin,  ein  Gebäude 
aulzufohren,  welches,  wenn  auch  noch  nicht  in  allen 
seinen  Einzelnheiten  vollendet,  zu  einem  Umfange  ge- 
diehen ist,  den  sonst  Jahrhunderte  nicht  zu  Stande 
brachten.  Schwierig,  die  Kräfte  des  Einzelnen  fast 
übersteigend,  war  das  Unternehmen,  die  lange  Reihe 
von  Reformen  in  den  verschiedensten  Zweigen  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  dadurch  bedingten 
Einrichtungen  und  deren  bisher  erzielte  Erfolge  zu  über- 
sehen, sie  nach  Ausscheidung  der  nicht  mehr  gelten- 
den Uebergangsbestimmungen  zu  sichten  und  dieses 
gesammte.  Tausende  von  gehörig  festzustellenden  That- 
sachen  in  »ch  begreifende  Material  in  einer  geordne- 
ten Darstellung  zusammenzufassen.  Wenn  dessenunge- 
achtet der  Unterzeichnete  es  wagte,  eine  solche  Dar- 
stellung der  Geschichte  der  Gegenwart  zu  unternehmen, 
so  fand  er  sich  hierzu  durch  mehrfache  Gründe  bewo- 
gen. Schon  das  allgemeine  culturgeschichtliche  Interesse 
erweckt  im  Vaterlandsfreunde  den  Wunsch,  die  gros- 
sen Reformen  der  Neugestaltung  Oestcri-eiclfs  über- 
blicken,   den    gegenwärtigen    Stand    desselben    in    den 
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verschiedenen  Aeusserungen  der  RegierungsUmfigkeit 
sich  veranschaulichen  zu  können.  Hierzu  tritt  das  In-^ 
teresse .  der  einen  bestimmten  Lebenslauf  verfolgenden 
Staatsbürger^  die  auf  ihren  speciellen  Wirkungskreis 
bezüglichen  Anordnungen  und  Zusijände  kennen  zu 
lernen^  ohne  die  Elemente  dazu  in  zerstreuten  Samm- 
lungen und  Schriften  aufsuchen  zu  müssen,  wobei  ihnen 
überdiess  immer  noch  Manches ,  was  im  Innern  der  Re^ 
gierungsmaschine  vorgeht,  namentlich  das  statistisciHf 
Material  der  Ergebnisse,  entgehen  würde. 

Eine  solche  Darstellung  ist  daher  geeignet,  den 
Wünschen  aller  Derjenigen  zu  begegnen,  welche  in 
und .  ausser  Oesterreich  an  dem  Gedeihen  und  dem 
Voi'scbi'eiten  unseres  gi-ossen  Vaterlandes  regen  Antheil 
nehmen.  Bei  demjenigen,  welcher  sich  mit  einer  sol- 
chen Darstellung  .befasst,  mnss  eine  aus  eigener  Erfah- 
rung geschöpfte  Kenntniss  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige, sowie  der  volkswirthschaftlichen  ThÄtigkeit  im 
Staate  vorausgesetzt  werden ,  weil  er  sonst  nicht  immer 
den  Zusammenhang  zwischen  Ursache  und  Wirkung 
nachzuweisen  und  über  die  ti*oekene  Aufzählung  der 
Gesetze  und  Verordimngen  sich  zu  erheben  vermöchte. 

Der  zufällige  Umstand,  dass  sich  der  Unterzeich- 
nete in  dieser  Lage  befindet,  musste  für  ihn  eine 
Ansponmng  sein,  sich  dieser  Arbeit  zu  unterziehen,  zu- 
mal er  als  Mitlebender  und  (wenn  auch  im  unterge- 
ordneten Graile)  als  Mit  handelnder  manches  in  unmit- 
telbarer Nähe  auffassen  und  im  frischen  Gedächtnisse 
behalten  konnte,  was  Anderen,  namentlich  den  später 
Kommenden,  nur  in  den  Umrissen  der  Entfernung  oder 
im    Dämmerlichte   der  Vergangenlieit    erkennbar    wäre. 
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Gleichwie  der  Unterzeichnete  diese  Arbeit  lecfiglich  au8 
Liebe  zu  seinem  Vaterlande  unternahm,  so  wii'd  er, 
sich  för  die  dabei  überwundenen  Mühen  und  Aufopfe^ 
rangen  mehlioh  belohnt  fühlen,  wenn  de»r  Leser  dieser 
Darstellung  dadurch  sich  in  eben  diesem  Gefühle  be- 
stärkt fühlt,  wenn  ihm  in  Folge  derselben  die  Idee  des 
grossen  einigen  Oesterreich's  lebendiger  vor  das  Auge 
tritt  und  in  ihm  die  Ueberzeugung  von  der  gedeihlichen 
Entwicklung  und  der  grossen  Zukunft  dieses  von  Gott 
gesegneten  Reiches  erweckt. 

.  >  Was  die  innei*e  Einrichtung  dieser  Darstellung  be- 
trifft, sei  nur  noch  bemerkt,  dass  der  laufende  l^ext 
der  Paragraphe  den  historischen  Gang  und  das  Urtheil 
über  den  Erfolg  sammt  den  Ergebnissen  der  behandelten 
Zweige  öffentlicher  Thätigkeit  einschliesst,  und  die  darn 
auf  mit  kleinerer  Schrift  folgende  Auseinandersetzung 
den  Text  der  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen 
in  möglichst  getreuem  wenn  auch  zuweilen  kurzem 
Auszuge,  sowie  das  statistische  Material  über  die  Er- 
folge der  behandelten  Einrichtungen  enthalt,  während 
in  den  beigefügten  Anmerkungen  die  einschlägigen  noch 
in  Kraft  stehenden  Gesetze  und  Verordnungen  ihrem 
Datum  nach  angeführt  werden,  um  alle  Jene,  welche 
sich  mit  dem  Gegenstande  noch  gründlicher  vertraut 
machen  wollen,  in  den  Stand  zu  setzen,  ohne  Zeitver- 
lust die  gesetzlichen  Original -Bestimmungen  aufsuchen 
zu  können. 

Da  diese  Darstellung  der  Neugestaltung  Oester- 
reich's ursprünglich  einem  umfassenden  wissenschaftlichen 
Werke  eingefügt  war,  welches  seiner  Beschaffenheit 
nach,  einer  grösseren  Verbreitung  nicht  leicht  zugänglich 
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\Qt^  erschien  es  angemessen,  dieselbe  durch  eine  ab* 
gesonderte  Ausgabe  dem  grösseren  Leserkreise,  welcher 
sich  dafür  interessiren  könnte,  zugänglich  zu  ma- 
chen. Diese  Ausgabe  umfasst  jedoch  nicht  einen  blos- 
sen Abdruck  des  ursprünglichen  Textes,  sondern  auch 
eine  Fortführung  der  Darstellung  bis  auf  die  neueste 
Zeit.  Diess  geschah  zunächst  durch  die  Einbeziehung 
aller  in  dem  grossen  Werke  noch  nicht  berücksich- 
tigten gesetzlichen  Verfügungen,  welche  bis  zum  Zeit- 
puncte  der  Correctur  der  einzelnen  Bogen  erflossen 
waren ,  in  den  Text ;  um  aber  die  Darstellung  für  alle 
ihre  Theile  mit  einem  und  demselben  ZeitpunCte  abzu- 
schliessen,  wurden  die  erheblichsten  Verfügungen,  welche 
nach  der  Drucklegung  der  einzelnen  Bogen  bis  zum 
heutigen  Tage  in  Oesterreich  in  Wirksamkeit  traten, 
in  den  am  Schlüsse  beigefügten  Zusätzen  berücksich- 
tiget. Die  Darstellung  hat  übrigens  eine  solche  EÜn- 
richtung,  dass  es  bei  einer  allenfallsigen  künftigen 
Auflage  ein  Leichtes  sein  wird,  die  Nachweisung  der 
in  Kraft  getretenen  Verordnungen  und  ihrer  Ergebnisse 
bis  zum  Zeitabschnitte  der  Veröffentlichung  der  neuen 
Auflage  fortzuführen,  wodurch  sich  die  Benützbarkeit 
des  Werkes  selbst  ungeschmälert  erhalten  wird. 

Wien,  am  1.  April  ia58. 

Csoemig. 
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OESTERREICff  S  NEÜGESTALTÜNO. 

§.  1. 
Dei  Beichas  Endilltteniag. 

Die  durch  die  europäische  Entwicklungsphase  in  den 
Jfthren  1848  und  1849  herbeigeführte  gewaltige  Erschütterung, 
welche  den  Bestand  des  Eaiserstaates  einer  Feuerprobe  unter- 
warf, hatte  eine  Läuterung  und  Umgestaltung  aller  öffent- 
lichen Verhältnisse  zur  Folge,'  wodurch  ein  entscheidender 
Abschnitt  in  der  inneren  Geschichte  Oesterreich's  gebildet 
wird.  Da  das  ethnographische  Element  sowohl  an  jener 
Bewegung  als  auch  bei  den  nachgefolgten  Reformen  vorzugs- 
weise betheiligt  war,  so  kann  diese  noch  in  der  Entwick- 
lung begriffene  Staatsumwandlung  insbesondere  vom  ethno- 
graphischen Standpuncte  aus  der  Betrachtung  unterzogen 
werden.  Der  nachfolgende  Versuch  einer  Lösung  dieser 
Aufgabe  bildet  die  Einleitung  zu  der  daran  sich  reihenden 
Charakteristik  jener  oft  genannten  und  nicht  immer  genfeiu 
gewürdigten  „Neugestaltung  Oesterreich*s**,  zu  deren 
anschaulicher  Darstellung  die  Angabe  der  wesentlichsten 
seither  in  den  verschiedenen  Richtungen  des  öffentlichen 
Lebens  c  ^olgten  und  nach  allen  Seiten  hin  wirksamen  Re- 
formen u  erlässlich  ist. 

Um  L.ber  diese  neue  noch  im  Werden  begriffene  Gestal- 
tung des  Reiches  klar  zu   machen,  ist  es  nothwendig,  auf 

A.  Czoornig,  Oestcrreichs  NeugesUlluiig.  1 


den  früheren  Zustand  desselben,  von  welchem  aus  die  um- 
wafidlung  erfolgte,  zurückzublicken.  ^  Der  Charakter  des 
früheren  Zustaudes  von  Oesten*eich  wird  durch  den  Grund- 
satz des  ^Historischen  Rechtes''  ausgedrückt,  welcher  dadurch 
seine  Geltung  gewann ,  dass  der  Hausmacht  der  Dynastie  all- 
mälilich  neue  Länder  zuwuchsen,  welche  je  mit  ihrer  be- 
stehenden Verfassung  in  den.Gesammtverband  aufgenommen 
wurden.  Hierdurch  gestaltete  sich  ein  Aggregat  von  Besitzun- 
gen und  Ländern,  die,  in  ihrer  Gesammtheit  betrachtet,  '^ 
unter  sich  kaum  mehr  Gemeinsames  als  die  Dynastie  hatten, 
und  deren  Verband  zu  der  Ausbildung  des  sogenannten  ^Pro- 
vinzial-  (oder  Gleichgewichts-)  System  es'' führte,  dessen 
Schwerpunct  nicht  so  sehr  bei  dem  Monarchen,  als  bei  den 
privilegirten  Classen  der  einzelnen  Länder  gesucht  werden 
musste.  Das  Verhältniss  des  Herrschers  zu  den  ihm  unter- 
gebenen Ländern  hielt  in  Folge  der  pragmatischen  Sanction 
K.  EarFs  VL,  welche  die  Untrennbarkeit  und  gleichmässige 
Ve]::erbung  aller  österreichischen  Gebiete  aussprach,  die  Mitte 
zwischen  der  blossen  Personalunion  und  der  vollen  Reichs- 
einheit,  war  aber  in  deu  einzelnen  Ländern  in  mannigfacher 
Weise  abgestufL  So  kam  es,  dass  Oesterreich's  Länder,  ohne 
Unterbrechung  regiert  von  einer  der  ältesten  Dynastien  £u- 
I  ropa's,  dennoch  einen  der  jüngsten  Staaten  bildeten,  ^  da  die 
j    Vereinigung  aller  Gebiete  Oesterreich's  zu  einem  staatlichen 

*  Dieser  frühere  Znstand  und  die  Phasen  seiner  Umgestaltung  sind 
ausführlich  geschildert  in  dem  Werke:  „Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich'*.    Dritte  Auflage.    Leipzig  1851. 

'  Die  deutsch-slavischen  Länder  hatten,  bei  mannigfacher  innerer  Ver- 
schiedenheit, doch  schon  seit  Maria  Theresia  in  einzelnen  Zweigen  eine 
gleichförmige  Gesetzgebung,  die  sich  aber  weder  auf  Ungern  noch  auf 
die  Lombard«  erstreckte. 

'  In  den  Staatsschriften  sowie  in  deu  amtlichen  Erlassen  wurde  bis 
dahin  niemals  vom  „österreichischen  Staate**,  und  nur  selten  von  der 
„ Ilona i'chie*'  gesprochen;  für  den  Gesammtverband  hatte  sich  die  allge- 
mein übliche  (und  auch  vollkommen  richtige)  Bezeichnung  der  «Erb- 
länder**  gebildet. 
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Gesamintverbande  er»t  durch  die  (miDdestens  in  formeller 
Beziehung  wichtige,  wenngleich  für  die  innere  Verwaltung 
ohne  wahrnehmbare  Nachwirkung  gebliebene)  Schaffung  des 
^österreichischen  Kaiserthums^  im  Jahre  1804  erfolgte.  Jener 
frühere  Ländenrerband  und  das  ihm  entsprechende  staats- 
rechtliche, mit  geringem  formellen  Unterschiede  bis  in  die 
jungte  Zeit  fortdauernde  Verhältniss  war  von  dem  wesent- 
lichsten Vortheile  ftlr  den  Bestand 'des  Reiches,  und  hatte 
'  sich  in  allen  politi^hen  Krisen  als  festes  Bollwerk  der  Krone 
bewährt,  während  es  andererseits  gleichwohl  den  materiellen 
Aufschwung  des  Reiches  lähmte  und  dem  Monarchen  die 
oberste  Staatsleitung  erschwerte.  Allein  wie  das  Lehens- 
wesen schon  lange  zuvor  der  Zeit  verfallen  war,  so  hatte 
sich  auch  die  Form  des  staatlichen  Feudalnexus  überlebt; 
die  sich  unwiderstehlich  verbreitenden  Ideen  fies  Jahrhun- 
dertes  hatten  seine  Grundlage  sowohl  auf  dem  Felde  der 
theoretischen  Untersuchung,  als  auf  jenem  practischer  Um- 
gestaltungen  mannigffacher  Art  bereits  untergraben,  ehe  die 
Form  gleichsam  wie  vor  dem  Hauche  des  Windes  zusam« 
menbrach.  Dasselbe  Institut,  welches  Jahrhunderte  lang 
den  Kampf  gegen  die  von  entgegengesetzter  Seite  lier  ver- 
suchten Angriffe  siegreich  bestanden,  wäre  nicht  machtlos 
über  Nacht  dem  kaum  sichtbar  gewordenen  Wellenschlage 
der  Bewegung  gewichen,  wäre  nicht  sein  innerer  Halt  ge* 
lockert,  seine  Wurzel  vertrocknet  gewesen.  Aber  der  Weg- 
fall der  wandelbaren  Hülle  berührte  des  Wesens  Kern,  das 
erhaltende  Princip  des  grossen  (in  Oesterreich  fast  durchaus 
adelichen)  Grundbesitzes  nicht.  Di^er  wird  neu  gekräftigt 
aus  der  grossen  Reform  des  Staatsgebäudes  hervorgehen ,  und 
der  besitzende  Erbadel  als  eine  Schutzwehr  des  Thrones  so* 
wohl  in  dem  Gtemeindeleben  als  in  der  Landesvertretung  eine 
seiner  Bedeutung  entsprechende,  mit  der  Reichseinheit  im 
Einklänge  stehende  Stellung  erhalten. 

Der  historische   Anwachs   von   Oesterreich    und   dessen 


(iadurcb  bedingte  Gestaltung  Iflsst  8idi  nach  den  Lttnder- 
Complexen  in  vier  Gruppen  gliedern.  Die  erste  hiervon 
bilden  die  deutschen  Lande,  oder  Nieder -y  Ober-,  Innere 
und  Vorder-Oesterreich.  Die  ursprünglich  auf  die  Besitzungen 
In  Schwaben  und  am  oberen  Rheine  beschränkte  Habsburgische 
Hausmacht  gewann  mittelst  der  Belehnung  des  Herzogs  Al- 
brecht mit  (dem  späteren  Erzherzogthume)  Oesterreich  durch 
seinen  Vater  K.  Rudolph  I.  die  Grundlage  der  künftigen  Macht- 
stellung der  Dynastie.  Allmählich  •  reihtcfti  sich  durch  Erb- 
vertrag, Kauf  und  freiwillige  Unterwerfung  an  jenes  Erz- 
herzogthum  die  übrigen  Herzogthümer  und  Grafschaften  des 
deutschen  Alpenlandes,  welche,  zwar  wiederholt  durch  Erb- 
theilung  zersplittert,  endlich  unter  Kaiser  Leopold  I.  zur 
bleibenden  Vereinigung  gelangten.  Durch  die  goldene  Bulle 
des  Kaisers  Friedrich  HI.  hatte  der  Erzherzog  von  Oesterreich 
den  Ständen  und  privilegirten  Corporationen  des  Landes 
gegenüber  eine  fast  unbeschränkte  Machtvollkommenheit  er- 
langt, welche  zwar  namentlich  bei  den  Religionswirren, 
jedoch  ohne  dauernden  Erfolg,  einzuengen  versucht  wurde. 
Da  auch  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  von  Steiermark, 
Kämthen,  Krain,  Görz  und  Gradisca,  Triest  und  Tirol  (wie- 
wohl in  dieser  Grafischaft  mit  gewissen  insbesondere  in  der 
Stellung  eines  berechtigten  Bauernstandes  zur  Geltung  kom- 
menden EigenthUmlichkeiten)  sich  in  einer  nicht  sehr  von 
einander  abweichenden  Weise  gestalteten,  da  femer  in  diesen 
durch  den  gebirgigen  Boden  nur  wenig  begünstigten  Ländern 
grosse  adeliche  Besitz thümer,  mit  welchen  eine  politische 
Gewalt  hätte  verbunden  sein  können,  nur  spärlich  vorkamen, 
so  bildete  sich  daselbst  eine  durch  die  Machtvollkommenheit 
des  Regenten  geförderte  ziemlich  gleichmässige  Verwaltung 
aus,  welche  in  der  untersten  Instanz  dem  angesessenen  Adel 
als  Patrlmonial- Herrschaft  überlassen  war.  Die  geringe  Aus- 
dehnung des  adelichen  Besitzes  und  dessen  Zersplitterung 
Hess  diese  Oberherrlichkeit  zumeist  mehr  als  eine  Last,  denn 
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als  ein  Recht  erseheineD/ wesshalb  die  durch  die  Kriege  her- 
beigeführte Unterbrechung  der  österreichiachen  Herrschaft  in 
tinem  Theile  dieser  Alpenlftnder  auch  die  Aufhebung  (be* 
ziebungsweise  die  Ahheimaagung)  der  Patrimonial- Obrig- 
keiten und  Gerichtsbarkeiten  nach  sich  zog.  In  ethnogra- 
phischer Beziehung  entwickelte  sich  in  denselben  der 
deutsch -österreichische  Stamm  frei  und  ungebunden,  und 
trieb  namentlich  in  der  Poesie  die  herrlichsten  Blttthen ;  er 
wurde  gekräftigt  durch  die  den  anderen  Nationalitäten  des 
Verbandes  entsprossene,  an  den  Hof  und  in  die  oberste  Ver- 
waltung gelangende  Intelligenz.  Der  slovenisch-slaviscbe, 
im  Süden  dieser  Länder  zahlreich  vertretene,  durch,  die 
Cultur  noch  nicht  gehobene  Stamm  trat  in  seiner  Isolirtheit 
in  den  Hintergrund. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  slavischen  Länder. 
Mit  der  Erwerbung  von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
wurde  Ferdinand  I.  der*  mächtigste  Fürst  des  römisch-deut- 
sch^d  Reiches,  und  dieser  Besitz  fesselte  die  Kaiserkrone 
bi&  zum  Erlöschen  de»  römisch -deutschen  Reiches  an  die 
Habsburgische  Dynastie.  In  Böhmen  hatte  der  angesessene, 
zum  Theile  selbst  mit  den  eing^bomen  Landesfürsten  ver- 
wandte Erbadel  seit  den  frühesten  Zeiten  eine  hervorragende 
pcditische  Macht.  Die  aus  dessen  Häuptern  Zusammengesetz- 
ten  Landstände  beschränkten  mannigfach  die  Gewalt  des 
LandesfDroten,  das  Lehensaystem  war  nach  sdner  Einfbh- 
rung  daselbst  zur  höchsten  Blüthe  gediehen ,  und  hatte  die 
traditionelle  Macht  des  böhmischen  Adels  auf  gesetzlicher 
Grundlage  um  so  fester  gestützt,  als  es  zu  dem  historischen 
Glänze  und  dem  ausgedehnten  Besitzthume  der  Familien  die 
Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  in  noch  vollerem  Maasse 
fügte.  Nicht  nur  das  ganze  Land  und  die  gesammte  Bevölke- 
rung (mit  Ausnahme  der  einiger  Städte  und  Freihöfe)  war 
dem  besitzenden  Erbadel  unterthänig  und  dessen  obri^eit- 
licber  und  gerichtlicher  Herrlichkeit   unterworfen,   sondern 


er  übte  auch  daa  Gericht  in  unterer  und  oberer  Instanz  über 
aeine  Hitglieder  durch  deren  Standesgenossen  (Judicium  in- 
ter  pares)  aus,  bewilligte  und  erhob  die  Steuern,  und 
führte  im  Namen  des  Landesfürsten  die  obere  Verwaltung. 
Der  Kampf  zwischen  den  Landesfürsten  und  dem  Erbadel, 
welcher  so  viele  Blätter  der  böhmischen  Geschichte  füllt 
fand  sein  Ende  mit  der  Schlacht  am  weissen  Berge,  in  de- 
ren Folge  das  im  Widerspruche  mit  KarFs  IV.  goldener 
Bulle  ztitweise  geübte  Wahlrecht  der  Stände  gänzlich  er* 
losch,  die  letzteren  eine  neue  Verfassung  erhielten,  und  der 
früher  mächtige  Ritterstand  gebrochen  wurde,  da  dessen 
Glieder,  meist  der  Ldire  Luthers  zugethan,  grösseren  Thei- 
les  ihre  Güter  verloren,  im  Kriege  umkamen  oder  auswan- 
derten. Doch  blieben  die  Feudalrechte  des  Adels  (dessen 
oberster  Stand,  der  Herrenstand,  sich  durch  Einbüi^erung 
ttemder  Familien  ergänzte  und  an  Besitz  und  Reichthum 
zunahm)  unverletzt,  bis  unter  Maria  Theresia  und  Joseph  IL 
die  obere  Regierungsgewalt  gänzlich  in  die  Hände  des  Staa- 
tes überging,  die  administrative  und  gerichtliche  Verwaltung 
neu  geregelt,  das  Loos  der  unterthänigen  frohnpflichtigto 
Bevölkerung  erleichtert  uud  die  Grundbelastung  durch  das 
Urbarialgesetz  rechtlich  festgestellt  wurde.  Dessenungeachtet 
behielt  Böhmen  sammt  Mähren  uud  Schlesien  nicht  nur  hin- 
sichtlich  der  Verfassung  und  der  privilegirten  Stellung  des 
Erbadels ,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung  noch  in 
mancher  Beziehung  seine  Eigenthümlichkeit,  wie  denn  die 
Präsidenten  der  landesfUrstlichen  Gerichtsbehörden  (des  Land- 
rechtes und  des  Appellationsgerichtes)  Mitglieder  der  Land- 
stände sein  mussten  und  die  „böhmische^  Hofkanzlei  als 
oberste  Verwaltungsbehörde  noch  bis  zum  Jahre  1802  be- 
stand, und  selbst  nachher  in  der  „böhmisch-österreichisch- 
galizischen^  oder  „vereinigten^  Hofkanzlei  ihren  Nachklang 
fluid.  In  ethnographischer  Beziehung  hatte  sich  das 
Gleichgewicht   zwischen    deutscher  und  czechischer  Sprache 


fvQlv  geordnet,  indem  nicht  nur  ein  erheblicher  Theil  der 
Bewohner  seit  den  ältesten  Zeiten  deutscher  Abkunft  war^ 
sondern  diese  Länder,  wie  es  ihre  geographische  Lage  und 
ihr  enger  Verband  mit  dem  deutschen  Reiche  mit  sich  brachte, 
unter  allen  slavischen  Gebieten  am  frühesten  den  von  den 
Landesftknsten  geförderten  ESnfluss  deutscher  Cultur  in  allen 
Zweigeh  des  geistigen  Lebens  erfuhren.  Aber  auch  das 
deutsche  Element  Oesterreich's  empfbnd  die  wphlthätige  Rttck* 
Wirkung  dieser  Verschmelzung,  denn  aus  dem  jugendlich 
kräftigen,  mit  hervorragender  Intelligenz  begabten  czechi- 
schen  Stamme  strömten  der  deutschen  Literatur 'und  Kunst, 
gleichwie  der  deutschen  Leitung  des  ^  Staats-  und  Kriegs- 
wesens der  Monarchie  die  tüchtigsten  Mitarbeiter,  zu..  —  Ga- 
lizien  gelangte  erst  in  Folge  der  Theilung  Polen'san  Oester- 
reich ;  mit  der  Auflösung  des  polnischen  Staates  hatten  auch 
die  politischen  Rechte  des  einzelnen  Landestheiles  ihr  Ende 
gefunden,  doch  wurden  die  Feudalrechte  des  besitzenden 
Erbadels  keiner  Aenderung  unterzogen,  ja  es  gelangte  der 
Feudalnexus  durch  die  im  Jahre  1817  verliehene  $t£Uidiäche 
Verfassung  mindestens  formell  wieder  zur  staatsrechtlichen 
Greltung.  Auch  in  der  früheir  zu  dem  Fürstenthume  Moldau 
gehörigen  Bukowina,  welche  durch  Uebereinkuiift  mit  der 
Pforte  (1775)  an  Oesterreich  kam  und  seit  1786  ate  ein  Kreis 
Galizien's  behandelt  wurde,  blieben  die  Gerechtsame,  welche 
dem  grundbesitzenden  Adel  in  der  Moldau  zustanden,  auf- 
recht erhalten  und  wurden  dem  Systeme  des  Grundherrlich- 
keits-Verhä)tnisses  angepasst  Da  Galizien  dasjenige  Land 
war,  wo  die  öffentliche  Verwaltung  am  ungehindertsten 
schalten  konnte  und  althergebrachte  Rechtsformen  nicht  ent- 
gegenstanden, wurde  es  wiederholt  dazu  auserkoren,  dass 
neue  Gesetze,  wie  die  sogenannte  ,^westgalizische^  Gerichts- 
ordnung im  Jahre  1796  und  der  Entwurf  des  allgemeinen 
bOi^erlichen  Gesetzbuchs  im  Jahre  1798,  zuerst  daselbst  probe- 
weise eingeführt  wurden.    Seit  dem  Bestände  des  Polenreiches 


w«r  die  poloische  Nationalität  die  herrschende,  während 
der  in  der  Mehrzahl  vorhandene  ruthenische  Stamm,  auf 
tiefster  Stufe  der  Cultur  verharrend,  ausser  dem  engsten 
Kreise  kaum  dem  Namen  nach  bdcannt  war,  bis  er  in  der 
neuesten  Zeit  staatliche  Anerkennung  fand.  In  der  gericht- 
lichen Verwaltung  war  die  lateinische,  in  der  i>olitischen 
die  deutsche  Sprache  vorherrschend ,  welche  jedoch,  nut  Aus- 
nahme der  zahlreichen  von  Kaiser  Joseph  II.  auf  die  dor- 
tigen Staatsgüter  verpflanzten  Colonien,  nur  noch  geringe 
Verbreitung,  meistens  in  den  Städten  und  im  Handelsver- 
kehre, dessen  Träger  daselbst  die  Juden  bilden,  erlangte.  * 
Die  dritte  Gruppe  gestaltete  sich  aus  den  ungrischen 
Ländern.  Durch  seinen  ausgedehnten  Umfang,  sowie  durch 
seine  geographische  Lage  erhob  sich  das  Königreich  Ungern 
sammt  Nebenländem  unter  dem  Einflüsse  thatkräftiger  Re- 
genten frühe  zu  ein^  europäisch  bedeutsamen  Macht,  welche 
indess  durch  innere  Kämpfe  und  vielfachen  Thronwechsel 
geschwächt  wurde,  bis  das  Land-  unter  dem  Schirme  des 
Habsburgischen  Scepters  zur  Ruhe  und  Consolidirung  ge- 
langte. Seine  eigenthümliche  Verfassung  wurzelte  in  der 
Stammeseinrichtung  des  aus  seinen  Nomadensitzen  herein- 
gebrochenen kühnen  Reitervolkes  und  fand  ihren  Ausdruck 
in  der  zu  Pferde  abgehaltenen  Landes -Versammlung  der 
adeligen  Stammeshäupter  auf  dem  Felde  R4kos  bei  Pest. 
Demgemäss  war  die  politische  Macht  des  hohen  Adels,  der 
Reichsbarone,  denen  sogar  die  Königswahl  zustand,  über- 
wiegend, welches  jedoch  nicht  hinderte,  dass  die  souveraine 
Gewalt  des  mit  reichen  Krongütern  und  anderen  werthvollen 
Regalien  ausgestatteten  Königs   sich   öfter   uneingeschränkt 

'  Ab  bezeichnende  Thatsache  mag  übrigens  angeführt  werden,  dasa 
der  griechiach-nichtunirte  Bischof  der  Bukowina,  deren  dieser  Confessiou 
zugethanen  Bewohner  meist  dem  moldauisch -romanischen  Volksstamme 
angehören ,  sein  kirchliches  Handbuch  in  deutscher  Sprache  veröffentliclite 
and  noch  immer  veröffentlicht . 
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geltend  zu  machen  vermochte.  Namentlich  verschaffte  der 
v^amungsmässige  Orundsatz,  dass  alle  Güter  nach  dem 
Erlöschen  der  besitzenden  Adelsfamilie  dem  Könige  heim- 
fielen, welcher  sie  jedoch  an  Andere  wieder  verleihen  musste, 
dem  R^enten  einen  grossen  Eiiifloss  auf  den  besitzenden 
hohen  Adel.  Der  VoUgenuss  der  bürgerlichen  Rechte  und 
der  politischen  Privilegien  (worunter  die  Befreiung  von  der 
Steuerpflicht  und  von  öffentlichen  Lasten,  dann  das  Avitici- 
tfttsrecht  oder  das  Familienrecht  an  dem  ererbten  Grund- 
besitze, insbesondere  hervorzuheben  sind)  war  mit  dem 
Adelsstande  verknüpft,  welchem  die  Geistlichkeit  und  die 
Gesammtheit  der  königlichen  Städte  gleicbgehalten  wurde; 
der  Adel  bildete  sohin  staatsrechtlich  das  Volk ,  und  es  stan- 
den die  Magnaten  und  der  niedere  Adel  einander  ungefähr 
in  derselben  Weise  gegenüber,  wie  in  den  germanischen 
Staaten  d6r  privilegirte  Adel  den  persönlich  freien  Bürgern. 
DasL^enssystem,  dessen  Formen,  namentlich  bezüglich  der 
obersten  Hof ämter,  der  heilige  Stephan  und  seine  Nachfolger 
mit  der  deutschen  Cultur  einzuführen  versuchten,  konnte  in 
dem  Lande  keine  Wurzeln  schlagen,  weil  daselbst  das  ihm 
ähnliche,  doch  selbstständig  ausgeprägte,  Homagialprincip 
bereits  seine  Stelle  einnahm.  Dauernder  erhielt  sich  die 
germanische  Einrichtung  der  durch  königliche  Privilegien 
mit  eigener  nationaler  Gerichtsbarkeit  bedachten  und  von 
der  Eomitats- Verwaltung  unabhängig  gestellten  königlichen 
Städte,  ohne  jedoch,  wegen  der  Vereinzelung  der  letzteren; 
zu  einer  politisch  einflussreichen  Stellung  zu  gelangen ,  welche 
dagegen  der  seit  Einführung  des  Christenthumes  mit  reichen 
Gütern  ausgestattete,  unter  die  Reichsbarone  aufgenommene 
hoheClerus  sich,  zu  verschaffen  wusste.  Eigenthümlich,  mit 
der  Verfassung  verschmolzen  und  der  königlichen  Einwir- 
kung fast  entrückt,  hatte  sich  die  Verwaltung  in  gericht- 
licher und  administrativer  Hinsicht  gebildet.  Es  war  ein 
straffes   adeliches   Municipalregixnent,    welches    sich    selbst- 
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ständig  durch  Wahl  erneuerte  und  das  Land  in  so  viele 
Verwaltungsgebiete  theilte^  als  es  Jurisdictionen  (Komitate^ 
Districte  etc.)  gab.  Die  von  dem  Könige  abhängige  oberste 
Leitung  beschäftigte  sich  zunächst  mit  der  Verwaltung  der 
ihm  vorbehaltenen  Regalien,  mit  der  Ordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  und  der  Aufsicht  über  die  königlichen 
Städte;  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung  vermochte  sie 
ihre  Autorität  nur  in  beschränkten  Fällen  auszuüben.  Diese 
durch  das  stark  ausgeprägte  NationalitätsgefUhl  d^es  berech- 
tigten Volksstammes  getragene  Verfassung  erhielt  sich  durch 
Jahrhund!erte  unverändert  auf  der  Grundlage  der  Tradition 
und  des  Herkommens  mehr,  als  des  geschriebenen  Rechtes. 
Die  traurige  Periode  der  Türkeneinfälle  und  gar  der  Türken- 
herrschaft  hinderte  ihre  Fortbildung,  und  hielt  sie  in  starrer 
Abgeschlossenheit  von  der  sie  umgebenden  Welt.  Doch  ver- 
mochte diess  nicht  sie  vor  ihrem  Verfalle  zu  bewahren,  dem 
sie,  wie  jede  menschliche  Satzung,  nachdem  der  Geist  aus 
ihr  gewichen  und  sie  mit  den  Anforderungen  der  Zeit  in 
Widerspruch  getreten  war,  unterlag.  Der  erhaltende  Grund- 
satz der  ungrischen  Verfassung  war  da^  Homagium,  das 
Princip  der  Treue  gegen  den  mit  allen  Souverainetäts- 
rechten  ausgestatteten  und  nur  in  der  Ausübung  gewisser 
Rechte  beschränkten  Landesfürsten,  welchem  Principe  eine 
Theilung  der  Staatsgewalt  zwischen  dem  Könige  und  dem 
Reichstage  gänzlich  fremd  war.  So  lange  der  ungrische 
Adel  die  Pflicht  der  Landesvertheidigung  durch  Insurrection 
und  Banderium  persönlich  übte,  so  lange  bei  den  Verhand- 
lungen des  vom  Palatin,  als  dem  Stellvertreter  des  Königs, 
geleiteten  Reichtages  und  der  Komitats- Versammlungen  das 
denkwürdige  Axiom  in  Geltung  stand:  Vota  sunt  ponde- 
randa,  sed  non  numeranda,  zufolge  dessen  der  Vor- 
sitzende den  Beschluss  nach  dem  Ausspruche  der  „vota 
saniora^,  d.  h.  der  Notabilitäten ,  und  nicht  nach  jenem 
der  „vota  major a^  ssu  fassen  hatte,  so  lange  das  Haus 
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der  Magnaten  die  ihm  verfassangsmässig  zustehende  höhere 
politische  Macht  thatsftchlieh  ausübte  und  zum  natürlichen 
Vermittler  zwischen  der  Krone  und  dem  Lande  diente,  so 
lange  endlieh  der  König  durch  die  von  ihm  aus  dem  höhe- 
ren Adel  ei^iannten  Obergespane  den  ihm  gebührenden  noth- 
wendigen  Einfluss  auf  die  Komitats-Verwaltung  ausübte,  war 
jedes  Princip  gewahrt  und  die  Verfassung  lebensfähig  er* 
halten.  Als  aber  mit  der  Einführung  der  stehenden  Heere 
der  König  von  dem  Lande  Soldaten  und  Geld  fordern  musste 
und  ^hierdurch  in  eine  grössere  Abhängigkeit  von  dem  Reichs- 
tage gerieth,  als  das  Haus  der  Magnaten  in  den  Hinter- 
grund trat  und  das  bewegliche  Element  der  Komitats-Ab- 
geordneten  die  Leitung  an  sich  riss  und  durch  das  Abzäh- 
len der  Stimmen  nicht  nur  am  Reichstage,  sondern  in  den 
stürmischen  Komitats  -  Versammlungen  die  undisciplinirte, 
dem  Eindrucke  feuriger  Rede  und  directem  Einflüsse  willig 
folgende  Schaar  der  besitzlosen  Edelleute  den  Ausschlag  gab, 
da  war  es  um  den  Charakter  der  Verfassung  geschehen, 
welche  einerseits  schwach  vertheidigt,  andererseits  durch  das 
überwiegende  Hervortreten  des  ursprünglich  darin  durchaus 
nicht  enthaltenen  demokratischen  Principes  in  ihrem  inner- 
sten Wesen  beeinträchtigt  wurde.  Du^rch  seine  Stellung  als 
europäische  Grossmacht  und  den  Beruf  zur  Wahrung  der  In- 
teressen des  römisch -deutschen  Reiches  ward  Oesterreich  in 
langdauernde  Kriege  verwickelt,  welche  eine  bedeutende 
Schuldenlast  zurückliessen;  hier  stellte  sich  der  Gegensatz 
zwischen  Ungern,  dessen  Reichstag  wohl  Soldaten  aber  keine 
nachhaltig  hinreichenden  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  und 
noch  weniger  einen  Beitrag  zu  der  Verzinsung  der  Staats« 
schuld  bewilligte,  und  den  übrigen  Ländern  der  Monarchie 
noch  greller  ids  sonst  heraus.  Nach  Kaiser  Joseph's  H.  er- 
folglosen Versuchen,  eine  freiere  Ausübung  der  königlichen 
Gewalt  zu  gewinnen,  benützte  der  Reichstag  jeden  Zusam- 
mentritt, um  den  Um&ng  seiner  Macht,  d.  h.  seine  Privi- 
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legien^  auszudehnen,  und  gewahrte  in  der  Geltendmachung 
des  ethnographisch -nationalen  Principes  des  magjariscbeä 
Uebergewichtes,  vorerst  durch  Verdrängung  der  bis  dahin 
üblichen  lateinischen  Geschäftssprache  durch  die  magyarische, 
die  vorzüglichste  Handhabe  dazu.  Die  Reichstage  wurden 
seltener  einberufend)  endigten  aber  stets  mit  neuen  ausdrucke 
Hch  zugestandenen  oder  aus  dem  durch  die  Regierung  nicht 
widersprochenen  „Usus^  hervorgegangenen  landesfürstlichen 
Concessionen  auf  Kosten  der  königlichen  Prärogative  und 
mit  dem  steigenden  Uebergewichte  zuerst  der  reichsständi- 
schen Privilegien  und  zuletzt  des  demokratis^h-magjarischen 
Elementes.  Selbst  die  zunächst  auf  Entwicklung  des  natio- 
nalen Wohlstandes  abzielenden  Anforderungen  der  Neuzeit, 
nicht  zu  erwähnen  des  aus  der  Fremde  hereingezogenen 
constitutionellen  Principes  des  Gteichgewichtes  der  Gewalten, 
wurden  zunS  Fortschritte  in  dieser  Richtung  benützt,  deren 
Endziel  die  völlige  Lähmung  der  königlichen  Gewalt  war, 
so  dass  sie  das  Gute  nicht  herbeiführen,  das  Ueble  nicht 
hindern ,  ja  zuletzt  sich  selbst  nicht  mehr  vertheidigen  konnte. 
Das  staatliche  Vorrecht  der  magyarischen  Sprache  artete  in 
Uebermuth  und  gewaltsame  Bedrückung  gegen  die  anderen 
Nationalitäten  aus,  die  königliche  Gewalt  wurde  unter  dem 
Drucke  der  äusseren  Verhältnisse  auf  eine  kaum  nominelle 
Personal  -  Union  zurückgeführt,  welcher  unmittelbar  die  re- 
bellische Auflehnung  gegen  den  König  folgte,  die  wieder  in 
fbigerechtem  Fortschritte  zur  Erklärung  der  Republik  und 
somit  zur  völligen  Vernichtung  der  zur  entbehrlichen  Hülle 
eingetrockneten  Verfassung  führte.  In  keinem  Lande  Oester- 
reichs  hat  das  ethnographische  Element  so  fühlbare 
Rückwirkung  auf  die  öffentlichen  Zustände  geübt  als  in 
Ungern;  doch  nicht  der  edle,  zwar  an  seiner  Nationalität 
feurig  hängende,  dem  Gefühlsleben  mehr  als  der  sichtenden 
Verstandsrichtung  sich  zuwendende,  aber  zugleich  durchaus 
loyale,    seit  jeher   königlich    gesinnte    magyarische   Volks- 
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stamm  *  war  es,  welcher  die  mit  dem  Sturze  der  Verfassung 
endende  Bewegung  hervorrief,  soddem  das  gemissbrauchte^  | 

zum  Deckmantel  revolutionärer  Anschläge  benötzte  ethno^ 
graphische  Princip,  zufolge  dessen  man  in  einem  Lande, 
da»  von  den  verschiedensten  Nationalitäten  und  zwar  in  com- 
pacten Massen  bewohnt  ist,  die  Sprache  eines^  wenn  auch 
des  zahlreichsten,   doch   nicht  gegen    die  Gesammtheit  der  | 

übrigen  vorwiegenden  Yolksstammes  zur  ausschliessenden 
staatsrechtlichen ,  bürgerlichen  und  selbst  kirchlichen  Geltung 
bringen  wollte.  Der  Missbrauch  tiieses  Principes  rief  den 
Widerstand  der  anderen  Nationalitäten ,  namentlich  der  ser- 
bisch-kroatischen im  Süden  und  der  walachisch-romanischen 
im  Osten  des  Landes  hervor,  und  leitete  den  Fall  der  Fac- 
tion  ein,  die  sich  durch  das  Streben  nach  der  Racenherrsehaft 
an  die  Spitze  emporgeschwungen  hatte.  —  Kroatien  und 
Slavonien  bildeten  integrirende  Theile  ies  Eönigrdcbes, 
doch  hatte  daselbst  der  municipale  Gebrauch  der  nationalen 
slavischen  Muqdart  Geltung  gewoi^nen  und  war  tief  in  dem 
Wesen  des  Volkes  gewurzelt«  Siebenbürgen,  ein  Neben- 
land Ungern's ,  folgte  meisten»  dessen  politischem  Schicksale ; 
in  seiner  Verfassung  bestand  die  Eigenthümlichkeit,  dass  die 
drei  Nationalitäten  der  Ungern,  Szekler  (ebenfiälls  Magyaren) 
und  Deutschen  eine  auf  geschriebenem  Rechte  beruhende 
staatsrechtliche  Gewährleistung  hatten,  und  gegen  einander 
gleichberechtigt  waren.  Die  Ansiedlung  der  drei  Nationali- 
i&texi  fand  in  wahrnehmbarer  Absonderung  von  einander 
und  grossentheils  in  compacten  (wenngleich  der  walachiscben 
Bevölkerung  quantitativ  sehr  nachstehenden)  Massen  Statt, 
welchem  Umstände  es  zuzuschreiben  ist,  dass  der  deutsche, 

'  Die  während  der  letzten  Insarrectiofn  im  RebelleDheere  dieneoden 
HoMren-Reigimenter  mussten  selbst  nach  Erklärung  der  Bepublik,  welche 
der  Führer  des  Heeres  zögerte  letzterem  bekannt  zu  machen,  in  der  Mei- 
nung erhalten  werden  ^  dass  sie  für  ihren  angestammten  König  Ferdinand 
kämpften ! 
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seit  sechs  Jahrhunderten  daselbst  angesiedelte,  den  Türken- 
einfüllen  ausgesetzt  gewesene  Volksstamm  sich  ungeschwächt 
•und  lebenskräftig  durch  alle  WechselföUe  bis  zur  Stunde 
erhalten  hat.  Die  Militärgränze,  ein  schmaler  Landes- 
«treifen  längs  der  gesammten  Ausdehnung  der  türkischen 
Gränze,  war  zum  Behufe  der  Landesvertheidigung  von  ndem 
übrigen  Gebiete  der  angränzenden  Provinzen  losgetrennt  und 
upter  militärische  Verwaltung  gestellt  worden.  Der  Grund-, 
besitz  bildete  ein  Militärlehen,  welches  jedem  Besitzer  gegen 
die  Verpflichtung  verliehen  ward,  sowohl  selbst  als  mit 
sriner  gesammten  männlichen  Hausgenossenschaft  lebensläng- 
lich Heeresdienst,  so  weit  er  gefordert  wird,  zu  leisten.  Das. 
ethnographische  Princip  ist  daselbst  in  Kirche,  Haus  und 
unterer  Verwaltung  zur  vollen  Geltung  gelangt.  Die  obere 
Verwaltung  dagegen  wird  in  der  deutschen,  als  der  allge- 
meinen Militärsprache,  gefuhrt.  Obwohl  von  Natur  aus  mdst 
arm,  idt  das  Land  dennoch  in  der  Cultur  viel  weiter  fortge- 
schritten, als  die  angränzenden  Provinzialgebiete. 

Die  vierte  und  letzte  Gruppe  endlich  besteht  aus  den 
italienischen  Ländern.  Diese  gehören  zu  den  letzten  Er- 
werbungen der  Dynastie  und  dem  spätesten  Zuwachse  des 
Staates.  Als  im  Beginne  des  vorigen  Jahrhundertes  die  Lom- 
bcurdie  an  Oesterreich  fiel,  hatte  das  Land  mit  Ausnahme 
der  Municipalstatute  der  Städte  fast  gar  keine  politische  Form. 
Das  germanische  Element  der  Gothen  und  Langobarden  war 
längst  von  dem  einheimischen  compacten  keltisch-romanischen 
Volksstamme  aufgesaugt  worden.  Ebenso  war  das  von  den 
Langobarden  mitgebrachte  Lehensrecht  nie  zur  vollen  Geltung 
gelangt  und  hatte  dem  municipalen  Regimente  d^  Städte, 
welche  mit  dem  Besitze  der  Landschaft  auch  die  politische 
Macht,  eine  Zeitlang  sogar  die  souveraine  Gewalt,  an  sich 
gesogen  hatten,  weichen  müssen.  Die  spanische  Verwaltung 
hatte  nur  Erinnerungen,  aber  keine  Institutionen  zurück- 
gelassen.    Hier    galt   es   demnach,   neue  Einrichtungen  zu 
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gründen  und  das  zWar  fruchtbare,  doch  verwahrloste  Land 
zu  neuem  geistigen  und  materiellen  Aufschwünge  zu  bringen. 
Diess  bewirkte  die  Kaiserin  Maria  Theresia  in  verhältniss* 
mUsffig  kurzer  Zeit  und  mit  ebenso  glänzendem  als  dauern- 
dem Erfolge.  In  der  That  wird  jene  Epoche  heute  noch  im 
Lande  als  das  goldene  Zeitalter  der  Lombardie  bezeichnet, 
u;id  die  anerkannt  trefflichen  Einrichtungen  jenes  Landes 
gründen  sich  im  Wesentlichsten  auf  die  Anordnungen  der 
Kaiserin  Maria  Theresia.  Der  intelligenten  Kräfte  des  Landes 
sieh  bedienend,  förderte  sie  Kunst  und  Wissenschaft  und  er- 
hob diese  jnit  der  einheimischen  Literatur  zu  hoher  Blüthe,, 
erweiterte  und  dotirte  die  Landes -Universität,  gründete  den 
Kataster,  die  Musteranstalt  dieser  von  dcurt  aus  über  ganz 
Europa  sidi  verbreitenden  Institution,  führte  eine  Gemeinde- 
Organisation  ein ,  welche  noeh  heute  den  Stolz  des  Landes 
bildet  und  sich  durch  alle  Wechselfälle  der  Zeit  bewährt 
hat,  regelte  die  innere  Verwaltung  und  schuf  allenthalben 
Wohlstand  durch  die  verbessa:te  Landescultur.  Die  in  die- 
ser und  der  nachfolgenden  Epoche  Kaiser  Joseph's  gebil- 
deten Männer  wirkten  noch  lange  nachher,  als  die  öster- 
reichische Regierung  dem  Andränge  feindlicher  Gewalt  hatte 
weichen  müssen,  segensreich  für  das  Land,  welches  jedoch 
während  der  französischen  Herrschaft  seine  Municipalatatuten 
und  den  wesentlichsten  Theil  seiner  Gemeinde-Organisation, 
sowie  andere  aus  früherer  Zeit  her  bestehenden  Einrieb- 
toDgen  verlor  und  nach  französischer  Weise  administriri 
wurde.  Die  wiederkehrende  österreichische  Regierung  konnte 
in  dem  (durch  die  venezianischen  Provinzen  vergrösserten) 
Lande,  an  den  früheren  Bestand  anknüpfend^  die  bewährten 
alten  Einrichtungen,  wie  die  Gemeindeordnung,  zeitgemäas 
verbessert,  wieder  herstellen  und  aus  der  letzten  Periode 
die  unstrdtig  vervollkommnete  und  centralisirte  Verwaltung  in 
einer  der  historischen  Zusammensetzung  der  einzelnen  Provin- 
zen mehr  entsprechenden  Eäntheilung  beibehalten.  Ausserdem 
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wurde,  auf  historischem  Boden  wurzelnd ,  nach  dem  Vor- 
bilde früherer  dem  Lande  eigenthümlichen  Einrichtuiigen ,  in 
den  beiden  Central-Congregationen  der  Lombardie  und  Ve- 
nedig's,  sowie  in  den  einzelnen  Provinzial-Congregationen 
eine  Landesrepräsentation  gesehafien,  welche  die  tQ^htigsten 
Kräfte  des  Grundbesitzes  und  der  Industrie  zur  Verfügung 
der  Verwaltung  stellte,  und  vorzüglich  dazu  beitrug,  die 
letztere  in  stetem  Einklänge  mit  den  Bedürfnissen  des  Lan- 
des zu  erhalten.  Im  Besitze  einer  trefflich  organisirten  und 
gut  geleiteten  Verwaltung,  welche  allen  übrigen  Ländern 
Oesterreich''s  zum  Muster  dienen  konnte,  im  Genüsse  eines 
mehr  und  mehr  aufblühenden,  durch  intelligente  Benützung 
des  reichen  Segens  der  Natur  hervorgerufenen  Wohlstandes, 
machte  dieses  Land  während  der  langen  Friedensepocbe  be- 
wundernswerthe  Fortschritte  und  ward  als  einer  der  glück- 
lichsten Landstriche  Europa's  betrachtet.  Schweres  Kriegs- 
leiden und  innerer  Aufruhr  brachten  diesem  Lande  tiefe, 
noch  nicht  vernarbte  Wunden  bei;  von  der  gut  geordneten 
Verwaltung  aber  mag  es  ein  Zeugniss  geben,  dass  weder 
die  provisorischen  durch  die  Revolution  an  die  Spitze  ge- 
langten Regierungsgewalten  irgend  Wesentliches  an  dem 
Organismus  zu  ändern  fanden,  noch  auch  nach  Wiederher« 
Stellung  der  Ordnung  bei  dem  umfassenden  Neubau  der  ge- 
setzlichen und  administrativen  iGrrundlagen  des  Staates  dort 
die  bestehenden  Einrichtungen  eine  wahrnehmbare  Umwand- 
lung zu  erleiden  brauchten.  Auch  in  diesem  Lande  griff 
das  ethnographisch -nationale  Princip  in  das  öffentliche 
Leben  und  dessen  Phasen  wiricsam  ein.  Zwar  hatte  es  in 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  unter  österreichischer  Herr- 
schaft von  jeher  ausschliessende  Geltung  gehabt.  Die  italie- 
nische Sprache  war  jene  der  Regierung,  selbst  bis  zu  den 
Centralstellen  in  Wien  hinauf,  alle  Einrichtungen  waren  dem 
Lande  eigenthümlich  oder  ihm  angepasst,  sogar  daa  allge- 
meine bürgerliche  Gesetzbuch,  dessen  Wirksamkeit  durchaus 
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als  elfte  wohlthfttige  bezeichnet  wird,  erlitt  in  der  Anwen- 
dung einzelne  Modificationen^  die  Anstalten  für  Wissenschaf- 
ten und  Kunst,  dem  vorgeschrittenen  Culturgrade  des  Lan- 
des angemessen,  waren  besser  gepflegt  und  ausgestattet,  als 
in  den  übrigen  Ländern  Oesterreich's,  dessen  Regierung  mit 
Recht  als  eine  nationale  gelten  konnte.  Dass  dessenunge- 
achtet das  Nationali tätspriucip  zur  Fahne  des  Aufruhrs  er- 
hoben und  der  R^ierung  feindlich  entgegengestellt  werden 
konnte,  beruht  in  eigenthtimlichen,   tief  begründeten  ethnf)- 

• 

graphischen  Verhältnissen.  '  - 

a  ■ 

*  Wenn  schon  die.  geographische  Lage  Italieu's  einer  Vemnigaug 
der  einzelneu  TbeiJe  desselben  zu  einem  Gesammtstaate  entgegensteht,  so 
wird  dieselbe  noch  mehr,  insbesondere  auf  die  Dauer ^  durch  die  eines 
concentrin'nden  Schwerpunktes  ermangelnde  ursprüngliche  Racen Ver- 
schiedenheit der  Bewohner  unansftthrbai:.  Vergebens  weiset  man  zum 
Beweise  des  Gegenlheiles  auf  Konr«  Herrschaft  hiu ;  denn  Kom  war  be- 
reits durch  weitreichende  auswärtige  Eroberungen  mächtig  geworden /ehe 
sich- seine  Herrschaft,  wozu  es  siegreicher  Beendigung  der  blutigsten 
Kriege  bedurfte,  in  ganz  Italien  befestigen  konnte,  und  die  Keime  der 
Auflösung  des  VVeltreiehes  lagen  in  den8elt>en  schon  lange  zuvor  wirk- 
samen ethnographischen  Verhältnissen.  In  der  Thal,  die,  verachiedeneii 
Racen  entstammenden,  frühesten  Bewohner  Sicilien's  und  Grossgriechen- 
land's  im  Süden  ^  die  autochthonep  Etnisker  und  die  Tyrrhener  in  Mittel- 
italien ,  die  Kelten  und  ,die  paphliigonischen  Heneter  im  Nerden ,  wurden 
ursprünglich  nur  durch  das  äussere  Band  der  Beherrschung  dureh  Rom 
verbunden,  bis  nach  der  eine  noch  buntere  Mischung  der  Racen  herbei- 
führenden Völkerwanderung  die  beginnende  Oultur  in  der  allmählich  ge- 
meinsam werdenden  itialienischen  Schriftaprache  ein  Bttidungsmittei  be- 
gründete, ohne  jedoch  die  tief  liegende  Verschiedenheit  der  einzelnen  der- 
selben sich  bedienenden  Volksstämme  aufzuheben.  Wenn  die  heutigen 
Italiener  (neben  dem  unter  jenem  Himmelsstriche  herrlich  sich  entfalten- 
den  Kunstsinne)  ihre  Sprache  als  das  Palladium  ihrer  Cultur  betrachten, 
so  geschieht  diess  mit  gerechtem  Stolze,  denn  noch  niemals  hat  sich  eine 
moderne  Sprache  so  schnell  ausgebildet  und  zu  solcher  Formenschönheit 
rascher  emporgeschwungen,  als  eben  die  italienische.  Diese  Gemeinsam; 
keit  der  Schriftsprache  hindert  aber  nicht,  dass  die  von  der  Masse  des 
Volkes  gesprochenen  Mundarten  mehr,  als  bei  einem  anderen  weniger  ge- 
mischten Volke  der  Fall,  von  einander  sowohl  als  von  der  Schriftsprache 
abweichen,  und  namentlich  das  wahrscheinlich  seit  der  Römerzeit  unver- 
änderte phonetische  Element,  der  Klang  der  Sprache,  die  diarakteristische, 
\.  Czoertiiit,  Ocstorrpich's  Nciigefttiiltuiig.  2 
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Die  Geschichte  hat  die  Ereignisse  mit  ehernem  Griflfel 
auf  ihren  Tafeln  verzeichnet ;  manche  Enttäuschung  hat  statt- 
geftindeii,  manche  Wunde  blutet  noch,  aber  der  Heerd  des 

Sielbdt  von  den  höchsten  Spitzen  d^r  Qeselhchaft  nicht  verJitagnete  Eigen- 
Ihümlichkeit  der  einzelnen  Hundarten  bildet.  Aber  nicht  allein  an  dem 
gesprochenen  Worte,  auch  an  Sitten  und  Gewohnheiten^  an  Körperge- 
stalt und  Gesichtsausdruck  lässt  sich,  wenn  man  die  leiclite  Hülle  glät- 
tender städtischer  Civilisstion  abzieht,  noch  heute  der  kräftige  Sohn  des 
leicht  beweglichen  Keltenstammes  mit  dem  weichen,  orientalischem  Ge- 
luhlslet)en  sich  hingebenden  Südländer  Trinakrien^s,  der  milde,  zungen- 
fertige, seinen  griechischen  Ursprung  selbst  in  dem  phonetischen  Aus- 
drucke der  Sprache  kund  gebende  Heneter  mit  dem  rauh  adspirirenden  ge- 
müthlichen  Toscaner  und  dem  als  Typus  männlicher  Schönheit  geltenden 
Römer  gar  nicht  verwechseln.  Die  Geschichte  eines  Jahrtausends  bietet 
die  Belege  zu  dieser,  der  Vereinigung  sich  entziehenden,  der  Isolirung 
zustrebenden  Tendenz.  Die  Kämpfe  der  Langobarden  und  Franken  auf 
italischem  Boden,  jene  der  einheimischen  Fürsten,  Republiken  und  Städte 
unter  einander  waren  die  Ergebnisse  dieser  Volkszustände,  und  selbst 
der  grosse,  das  spätere  Mittelalter  erfüllende  Kampf  der  Weifen  und 
Ghibellineu  war,  mindestens  in  Italien,  nur  der  Ausdruck  dieses  indi- 
vidualisirenden  Gegensatzes^  welcher  eich  zwischen  einem  und  dem  an- 
deren Stamme,  zwischen  Stadt  und  Landschaft  derselben  Provinz,  eben 
so  wie  zwischen  Adel  und  Plebejern,  zwischen  einer  und  der  emderen 
Adelsfamilie  derselben  Stadt  geltend  machte.  Führten  diese  Gegensätze 
«nerseits  zu  Gewalt^  Bedrückung  und  Tyrannei,  und  bildeten  sie  anderei^ 
seits  das  hier  üppig  wuchernde  Wesen  der  Geheimbündlerei  und  Ver- 
schwörung ans,  so  lässt  sich  doch  hinwieder  nicht  in  Abred«  stellen,  dass 
dieser  Tendenz  der  Individualisirung,  eben  weil  sie  tief  im  Wesen  des 
Volkscharakters  begründet  war,  die  herrlichsten  Erscheinungen  und  Lei- 
stungen, wodurch  Italien  sich  in  Kunst  und  Wissenschaft,  im  Staats-  und 
Kriegsleben  an  die  Spitze  der  civilisirten  Völker  Europa's  erhob,  zu  dan- 
ken sind.  Kach  hergestellter  Vereinigung  der  kleinen  Gebiete  zu  grös- 
seren Staaten  waren  es  im  achtzehnten  Jahrhunderte  die  religiösen  Gegen- 
sätze zwischen  der  französisch -atheistischen  in  den  höheren  ßtänden  Ein- 
gang  gewinnenden  Richtung  und  dem  tief  begründeten  an  äusseren  For- 
men hängenden  Volksglauben  der  Massen,  welche  die  Geister  spalteten, 
bis  die  gährenden  Bestrebungen  des  Umsturzes,  von  der  französischen 
Revolution  angefacht,  in  den  dafür  empfanglichen  Gemüthern  weit  reichen- 
den Eingang  fanden.  Doch  waren  diese  Tendenzen,  zuerst  oifen  an  den 
Tag  tretend,  später  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  dem  vielver- 
zweigten Seetenwesen  sich  verbergend,  bis  auf  deq  Carboaarismus  mehr 
bloss  kosmopoUtisciMr  Katlvr,  bis  Jifl<üi  der  zweiten  f^nzösisohen  Revolution 
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Brandes  ist  noch 'nicht  verlöscht.  Den  Verschwörer  straft 
das  Gesetz,  wo  es  ihn  erreicht,  doch  der  Erfolg  des  Um- 
triebes  muss  mit  anderen  Wa£fen  bekämpft  werden,  und 
zwar  in  zweifacher  Richtung.  Die  starke  stets  bereite  öffent- 
liche Macht  muss  dem  Ruhestörer  die  Aussicht  auf  das  Ger 
lingen  seiner  Plftne  benehmen,  und  dem  nach  Ruhe  und 
Ordnung  sich  sehnenden  Bürger  Vertrauen  und  Hoffnung 
auf  die  Dauer  der  Zustände  einflössen.    Der  Gesammtheit 

die   Secte  des   ^'ungeii  Italieu  s^  das  NatioDalitäts-Priocip  als  Fahne  er- 
hob   and    zum  Deckmantel   ihrer    subversiven   Plane  benützte.     Obwohl 
der  von  dieser  Secte  gepredigte  Grundsatz  einer  allgemeinen^  die  Grund- 
lagen staatlichen  und  kirchlichen  Verbandes  offen   bekämpfenden   italie- 
nischen Republik  mit  den  historischen  Zuständen,  sowie  mit  dem  Geiste 
der  Bevölkerungen  geradezu  unvereinbar  ist  (wie  die  an  jenen  Orten,  wo 
die  Revolution  angenblicklich  zur   Hcrrechaft   gelangte,   stattgefundenen 
Ereiguisse  unzweideutig  darthun),  so  gewannen  ihre  Verlockaugen  doch 
selbst  über  die  Schichte  der.  dem  Umstürze  geneigten  Volksklassen  hinaus 
ein  williges  Ohr.    Denn  sie  appeilirte  an  eine  mächtige  Vulksleidenschaft, 
an  die  nationale  (in  mehr  als  einer  Hinsicht  vollkommen  berechtigte)  Eigen- 
liebe, welche  sie  za  ihrem  Vortheile  ausbeutete,  sowie  andererseits  poli- 
tischer Ehrgeiz ,  die  wühlerische  Tendenz  begünstigte,   um  clereu  Erfolge 
für  die  eigenen   Zwecke  zu  benützen.    Die  rege  Phantasie  des  warmblü- 
tigen Südländers  erhitzte  sich  an  dem  Gedanken,  auf  diesem  Wege  die 
gcäatigen  ErrungexiBehaften  des  Volkes  zu  wahren  (als  ob  diese  nicht  eben 
zur  Zeit  der  grössieo  Zersplitterung  Italien's  gewonnen  worden  wären), 
die  erwägender  Reflexion  weniger  zugängliche  Jugend  träumte  von  einem 
einheitlichen,  mächtigen,. weiten  Spielraum  für  die  eigene  Herrschlust  ge- 
währenden Italien,  und  der  zahlreiche  Chor  der  Literaten,  an  die  Mah- 
nungen der  grossen  (jeister  der  Nation  (die  aber  fast  alle,  wie  Dante,  in 
poütisrhen  Parteikämpfen   befangen  waren,   oder,  wie  Macchiavelli,  der 
ausgeprägteste  Charakter  italienischer  Eigenthümlichkeit,  die  scharfen  Waf- 
fen ihrea  Verstandes  gegen   solches  Treiben  richteten)  erinnernd,  fachte 
die  leichtanflodemde  Flamme  politischer  Erregtheit  an ,  und  suchte  nament- 
lich aus  dem  Gegensatze  des  germanischen  zu  d»n  romanischen  ethno- 
graphischen Principe  Folgerungen  zu  ziehen,  die,  wenngleich  aller  Be- 
gründung bar,  zu  dem  vorgesteckten  Zwecke  pessten.    Wohin  aber  die 
Aufregung  nicht  reichte,   da  begann  die  Einschüchterung,  die  moralische 
in  den  weitesten,  die  mit  der  Spitze  des  Dolches  drohende  in  den  ein- 
Üussreichsten  Kreisen,  und  nirgend  anderswo  griff  diese  so  weit  um  sich, 


als  hier,  weil  ebenjiier  die  Fiustion  vor  der  Wahl  keines  Mittels  zurück- 
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des  Yolkee  aber  muss  die  Ueberzeugung  zug&nglich  werden^ 
dfX8s  seine  geistigen  Guter:  Sprache,  Literatur,  Wissenschaft 
nnd  Kunst,  ebenso  wie  die  materiellen  Güter,  des  Erwerbes 
und  Wohlstandes,  bei  gesicherter  öffentlicher  Ordnung  unter 
den  bestehenden,  der  heutigen  Weltlage  entsprechenden  Ver- 
hftltnissen  (d.  i.  unter  der  Aegide  einer  Grossmacht)  eine 
bessere  Pflege  und  Aufmunterung  finden,  als  in  dem  Strudel 
politischer  Bewegung  oder  unter -der  Oligarchen- Herrschaft 
schwacher  Republiken,  und  dass  diese  Güter  nicht  im  Gegen- 
satze, sondern  im  engst^n^  Zusammenhange  mit  den  Bestre- 
bungen sftmmtUcher  monarchischer  Regierungen  stehen. 

Ausserhalb  der  vier  genannten  Gruppen  steht  Dalma- 
tien,  welches  seinen  Culturbestrebungen  nach  zu  Italien, 
seinem  Volksstamme  nach  zu  den  südslavischen  Ländern, 
seinen  historisch -staatsrechtlichen  Erinnerungen  nach  (Ra- 
gusa und  Cattaro  ausgetiommen)  zu  den  ungrischen  Ländern 
gdiört.  Wichtig  ist  die  ihm  eigenthümliche  Lage  als  ein 
schmaler  Küstenstreifen  sammt  einer  lang  gedehnten  Insel- 
gruppe am  und  im  üdriatischen  Meere,  dessen  kühnste  See- 
fahrer gleich  den  alten  Narentinern  und  den  späteren  Usko- 
ken  die  Dalmaten  sind.  In  ethnographischer  Beziehung 
hat  Dalmatien  nur  Bedeutung  im  Verbände  mit  den  dahinter 
liegenden  vom  gleichen  Stamme  bewohnten  türkischen  Pro- 
vinzen von  Bosnien  und  der  Herzegowina;  während  <^ 
Landvolk  mit  den  Bewohnern  jener  Provinzen  auf  nahezu 
gleicher  Stufe  stand,  erblühte  in  Ragusa  das  slavische  Athen, 
und  brachte,  durch  die  natürliche  Anlage  des  Volksstammes 
und  treffliche  Unterrichtsanstalten  begünstigt,  in  seinem  win- 
zigen Umfange  eine  Reihe  von  Staatsmännern,  Dichtem  und 
Gelehrten  hervor,  die  einem  grossen  Staate  zur  Zierde  ge- 
reicht haben  würden. 

.  Aus  solchen  musivisch  zusammengesetzten  Bestandtheilen 
hatte  sich  Alt-Oesterreich  gebildet,  —  Bewohner  der  verschie- 
densten Volksstämme,  auf  der  ganzen  Stufenleiter  europäischer 
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Cullüi*,  vom  untersten  Orade  bis  zur  höchsten  geistigi^ten 
Ausbildung,  stehend,  ebenso  staatsrechtliche  Einrichtungen 
jeglicher  Art,  von  der  unbedingtesten  staatsbürgerlicHbn 
Gleichheit  und  freier  municipaler  Bewegung  bis  su  dem 
Gegensatze  einer  herrschenden  und  einer  dienenden  Volks- 
classe  aufweisend ,  das  Gebiet  ausgedehnt  von  der  italieni- 
schen mit  Sonnengluth  erfüllten  Ebene  bis  zu  den  Hoch- 
gipfeln der  Alpen,  und  von  dem  herzynischen  Tafellande 
bis  zu  den  Steppen  des  russischen  Tieflandes,  mit  üppigster 
Fruchtbarkeit  und  gesteigertster  Cültur  ausgestattet^  oder 
auch  die  kahlen  Felsabhänge  der  blossen  Einwirkung  der 
Elemente  Preis  gegeben,  die  Mannigfaltigkeit  eines  Welt- 
tbeiles*  in  sich  fassend. 

Inmitten  dieser  Mannichfaltigkeit-  der  Zustände  gab  es 
vpmehQilich  drei  feste  Stützen  des  Reichsverbandes  und  seines 
einheitlichen  Bestandes:  die  nahe  an  ein  Jahrtausend  zählende 
Dynastie,  welcher  die  Bewohner  jedes  Stammes  ihre  An- 
hänglichkeit  zollten,  das  aus  den  verschiedensten  Nationali^ 
täten  entsprossene,  und  dennoch,  zu  einem  festen  Ganzen 
geschlossene.,  von  dem  trefflichsten  Geiste  beseelte  Heer 
und  die  zur  Vertheidigung  und  Abwehr  äusserst  günstige 
Lage  des  Reiches.  Von  den  mächtigen  Wällen  der  Haupt- 
gebirge Europa's  rings  umschirmt,  bildet  das  Innere  des 
Reiches  gleichsam  ein  grosses-  befestigtes  Lager,  welches 
durch  die  Alpen  auf  Oberitalien,  durch  die  Sudeten  auf 
Deutschland ,  durch  die  Earpathen  auf  die  russisch-polnische 
Ebene,  durch  die  Donau  und*  deren  Nebenflüsse  auf  die* 
Küstenländer  des  schwarzen  Meeres  und  die  grosse  illyrische  . 
Halbinsel  zu  wirken  vermag ,  -während  nur  wenige  Zugänge, 
und  von  diesen  ein  einziger  offener,  jener  der  grossen  mäh- 
rischen Querftirche,  von  Aussen  her  in  das  Innere  führen. 

Den  Ereignisse'n  des  Jahres  1848  war  eine  seit  1830 
immer  mehr  anwachsende  Bewegung  der  Geister  vorausge- 
gangen.    Ein    langwährender  Friedensstapd   befestiget   alle        \ 
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Öffentlichen  und  büi-gerlichen  Verhältnisde,  und  gewährt  dem 
beweglichen  Elemente  der  Bevölkerung  weder  Befriedigung 
ndbb  hinreichende  Beschäftigung.  In  ehriichster  Absicht, 
oder  auch  zum  Vorwande,  wird  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  allenthalben  mehr  oder  weniger  vorhandenen  Mängel 
und  Schäden  gerichtet ,  das  volle  Maass  derselben  ausge- 
beutet, und  das  dadurch  erregte  Missbehagen  und  die  Un- 
zufriedenheit gegen  die  Träger  des  bestehenden  Systems  ge- 
richtet. Anfänglich  war  die  Bewegung  durch  einen  klaren 
oder  unbewussten  Drang  nach  politischer  Freiheit  bezeichnet, 
welcher  seine  Befriedigung  in  der  Geltendmachung  consti- 
tutioneller  Formen  innerhalb  des  bestehenden  Staatsverbandes 
suchte.  Allmählig  aber  erhielt  dieselbe  eine  neue  Webdung. 
Es  begann  der  Nationalitätenkampf.  Man  stellte  die 
Nationalität,  als  die  geistige,  von  der  Natur  gegebene  Gemein- 
schaft über  den  historisch  oder,  wie  man  glaubte,  künstlich  ge- 
wordenen Staat,  suchte  die  eigene  Nationalität,  wo  sie  in 
mehrere  Staaten  zersplittert  war,  zu  einem  grossen  tSanzen 
zu  vereinigen,  oder,  wo  sie  in  einem  und  demselben  Staate 
neben  anderen  bestand,  zur  ausschliessenden  Geltung  und 
Herrschaft  zu  bringen.  Dass  diese  Richtung  darauf  abzielte, 
den  Bestand  fast  aller  Staaten  zu  untergraben,  war  ebenso 
klar,  als  sie,  wenn  siegreich,  nothwendig  zur  Republik 
flibren  musste.  Diese  Bestrebungen  fanden  ihre  Förderer 
nicht  bloss  in  den  geheimen  Secten  und^  der  verborgenen 
Intrigue;  sie  wurden  als  ein  von  der  Wissenschaft  und  staats- 
mftnnischen  Erfahrung  gewonnener  Standpunct  bezeichnet,  und 
bald  verhüllt,  bald  offen,  durch  Schrift  und  Druck,  in  den 
Schulen,  auf  dem  Marktplatze,  in  gelehrten  Vereinen  und  in 
den  Kammern  vertheldigt  Die  Jugend  begeisterte  sich  bei 
dem  Gedanken  an  die  allein  herrschende  Nationalität,  die 
oAelteren  hofften  eine  Aenderung  und  mit  dieser  eine  Bes- 
serung der  sie  nicht  befriedigenden  Zustände.  In  Oesterreich 
hatten  auch  die  constitutione! len  Bestrebungen  hier  und  da 
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unter  den  feudaler  Einrichtung  ihren  Ursprung  verdankenden 
Landständen  Anklang  und  Nachahmung  gefunden.  Diese 
(zunächst  auf  die  Erweiterung  der  eigenen  Privilegien  gerich- 
teten) Versuche  waren  jedoch  meist  bei  der  Masse  des  Volkes 
ohne  Rückwirkung  geblieben ;  kein  Staat  war  aber  so  sehr 
bedroht,  von  dem  Nationalitätenfieber  gerüttelt  zu  werden, 
als  Oestereich,  welches  aus  so  vielen,  der  Zahl  nach  einander 
das  Gleichgewicht  haltenden  Volksstämmen  zusammengesetzt 
ist  Aber  nur  die  reife  Frucht  schüttelt  der  Sturm  vom 
Bffume,  der  starke  Stamm  wird  erschüttert,  doch  nicht  ge- 
brochen; so  musste  es  sich  fügen,  dass  der  Nationalitäten- 
kampf zwar  den  Bestand  des  Staates  nicht  zertrümmern 
konnte,  dass  ihm  aber  die  bestandene  Feudaleinrichtung 
zum  Opfer  fiel.  Gleich  die  ersten  Bewegungen  nach  dem 
Ausbruche  der  dritten  französischen  Revolution  wurden  von 
dem  Bq;inne  national  gefärbter  revolutionärer  Regungen  be- 
gleitet, das  Erscheinen  des  sardinischeu  Heeres  an  der  Gränze 
und  dessen  Einfall  ohne  Kriegserklärung  rief  die  lombardische 
und  venezianische  Erhebung  hervor;  in  Gralizien  warder  pol- 
nisch-nationale Aufstand  der  Edelleute  schon  zwei  Jahre  frü- 
her versucht,  aber  von  der  Masse  des  Volkes  nicht  nur  nicht 
unterstützt,  sondern  sogar  unterdrückt  worden,  in  Ungern 
bereitete  sich  die  letzte  Phase  dec  völligen  Isolirung  des  Lan- 
des von  der.  Dynastie  und  dem  Gesammtstaate  unter  ma- 
gyarisch-demokratischer Herrschaft  vor;  selbst  in  Böhmen 
musste  der  czechische  Aufruhr  zu  Prag  mit  Gewalt  der  Waf- 
fen niedergehallen  werden,  während  das  immer  getreue  Ti- 
rol die  Landesschützen  zur  Vertheidigung  seiner  Gränze  gegen 
Italien  aufbot,  und  die  Kroaten  unter  ihrem  muthigen  Ba- 
nns Jellaczicz  ihre  Nationalität  und  die  Dynastie  gegen  den 
magyarischen  üebergrifT  wehrhaft  vertheidigten.  In  Wien 
aber  kam  ein  Reichstag  zusammen,  welcher  keine  Vertreter 
Ungems  und  Italiens  in  sich  schloss  und,  die  Farbe  seines 
Urspnmges  nicht  verläugnend,  zunächst  durch  die  Reibung 
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der  Parteien  iu  seinem  Inneren  und  seine  aufregende  Wir- 
kung nach  Aussen,  namentlich  durch  Begünstigung  der  se- 
paratistischen Nationalitätstendenzen^  bemerkbar  wurde.  Seine 
Nähe  musste  die  Wirksamkeit  der  Regierung  lühiüeri,  .und 
die  Bande  des  Gehorsams  und  der  Ordnung  in  den  benach- 
barten Provinzen  lockern. 

Während  allenthalben  an  den  Grundsäulen  der  Staats- 
ordnung gerüttelt  wurde,  gab  es  einen  Hort  für  die  Ver- 
theidigung  des  Thrones  und  diq  Erhaltuilg  der  Monarchie. 
Im  fernen  Südwesten  des  Reiches  wehrte  der  rubmesreiche 
Feldherr  Graf  Radetzky  mit  der  von  ihm  geschulten  Ar- 
mee den  Einfall  des  äusseren,  mit  tler  Revolution  verbünde- 
teten  Feindes  ab,  uiid  schlug  denselben  mit  «einem  tapferen, 
durch  Heldenmuth  die  Zahl  ersetzenden  Heere  siegreich  in 
die  Flucht  Dieses  von  dem. gleichen  Geiste  dear  Treue  und 
der  Ausdauer  beseelte  Heer  war  aus  allen  Nationalitäten  des 

•  ....-■  •    •       • 

B^aiserreiches  zusammengesetzt,  und  merkwürdig  fügte  es  sich, 
dass  die  einzelnen  nationalen  Bestandtheile  desselben  bei  den 
zahlreichen  Kämpfen  dieses  Feldzuges  Gelegenheit  fanden, 
sich  einzeln  durch  Tapferkeit  hervorzuthun;  so  die  Tiroler 
und  österreichischen  Jäger,  die  Wiener  Freiwilligen,  die  Regi- 
meqtjBr  aus  Steiermark  ^  Kämthen  und  Krain,  die  der  Ver- 
lockung zum  Treubruche  standhaft  ihr  Ohr  verscfaliessenden 
ungrischen  (meist  magyarischenj  Regimenter  (diä  ungrischen 
Grenadiere  bildeten  die  Leibgarde  Radetzky 's),  die  zahlrei- 
chen Oränzer^  und  der  Kern  des  Heeres,  die  böhmischen, 
mährischen  und  galizischen  Truppenkörper.  Der  Geist  ihres 
Führers  beseelte  sie  Alle,  und  nirgends  waren  wohl  noch 
die  Bande  brüderlicher  aufopferungsfähiger  Cameradschaft 
enger  geschlungen,  Als   in  Radetzky  s  Lager.  *  —   Wie  ein 

*  Niemand  fühlte  diese  geistige  Vereinigung  der  Repräsentanten  alter 
Volksstämme  zu  dem  höciisten  Zwecke  inniger^  und  sprach  sie  treffender 
aus,  als  Grillparzer,  der  begeisterte  Sänger^  da  er  Kadetzky  zurief: 
„In  Deinem  I^iger  ist  Oest erreich." 
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elektrischer  Funke  leuchtete  und  zündete  der  von  Radetzky's 
Siegen  ausgehende  Hoffnungsstrahl  in  den  Herzen  aller  Vater- 
landsfreunde  ^  erhob  die  Zaghaften  und  schaarte  die  Muthigen 
zusammen.  Der  Waffengefftl^te  Radetzky's,  der  edle  Fürdt 
Windischgrätz,  hatte  schon  früher  zuerst  den  bewaffneten 
Aufruhr  energisch,  unterdrückt,  ihm  ward  die  Aufgabe  zu 
Theil,  nach  «dem  October- Aufstande  dem  Monarchen  seine 
Residenz  wiedep  zu  gewinnen,  und  die  Revolution  in  Un- 
gern zu  bekämpfen;  das  unter  seiner  Führung  rasch  gesan^- 
melte  Heer  blieb  an  Tapferkeit  und  Ausdauer  nicht  hinter 
den  Waffenbrüdern  in  Italien  zurück. 

Nachdem  durch  die  heldenmüthige  Armee  der  bewaffnete 
Widerstand  zu  Boden  geworfen  und  dadurch  das.  Feld  für 
die  Gonsolidirung;  der  öffentlichen  Verhältnisse  gewonnen  war^ 
bereitete  sich  der  grosse  Act  vor,  mit  welchem  das  alte  Re- 
gierungssystem  abschliessen  und  eine  gänzliche  Umgestaltung, 
der  Neubau  des  Staatsgebäudes ,  beginnen  sollte.  Zum  ersten 
Mffle  wat ,  Dach  Beilegung  des  Wiener  Aufstandes ,  ein  voll- 
ständiges Ministerium  unter  dem  Minister-Präsidenten  Fürsten 
Schwarzepberg  an  die  Spitze  der  Geschäfte  getreten ,  welches 
sich  der  grossen  Aufgabe  der  Herstellung  der  Autorität  und 
der  Wiedervereinigung  der  zerrissenen  Fäden  der  Verwaltung 
unterzog.  Kaum  war  die  neue  Ordnung  der  Dinge  hierdurch 
eingeleitet,  als  am  2.  December  1848  Seine  Majestät  der 
Kaiser  Ferdinand  I.  die  Krone  freiwillig  niederlegte,  und 
nachdem  auch  der  legitime  Nachfolger,  Se.  kais.  Hoheit  Erz- 
herzog F r an z  Karl,'  auf  die  Nächfolge  zu  Gunsten  höchst- 
dessen  erstgeborhen  Sohnes  Verzicht  geleistet,  bestieg  der 
jugendliche  Monarch  Franz  Joseph  I.  den  Kaiserthron  von 
Oesterreich. '  Mit  Beendigung  der  Regierung  des  schwei^e- 
prüften  Kaisers  Ferdinand  fiel  die  Epoche  derselben  sammt 
allen  ihr  angehörigen  Ereignissen   der   Geschichte   anheini, 

'  KaiaerlifheB  Patent  voin'2.  Deuember  1848. 
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und    mU    ihr    schloss   sich   die   Vergangenheit   für    Oester- 
reioh  ab. 

§.  2. 

Des  Kelches  Befestigung. 

In  trüber,  gewitterschwangerer  Zeit  begann  die  Regie- 
rung des  jungen  ritterlichen  Monarchen.  Der  Aufruhr  war 
zwar  in  den  deutschen  und  italienischen  Provinzen  des 
Reiches  niedergehalten,  aber  die  Ofthrung  zitterte  in  den 
noch  nicht  beschwichtigten  Gtemüthern  nach,  und  in  Ungern 
war  der  Insurrectionskrieg,  nachdem  die  kaiserliche  Procla- 
matiön  vom  3.  October  verhallt  war,  eben  erst  im  Aus- 
bruche begriffen.  Noch  discutirte  der  Reichstag  zu  Eremsier 
über  das  Princip  der  Volks-Souverainetät  (die  in  Oesterreich 
sich  zur  zehnfachen  Völker-Souverainetät  hätte  gestalten  müs- 
sen); die  Handhaben  der  R^ierungsgewalt  waren  gebrochen 
oder  abgenützt,  die  neuen  noch  nicht  gefunden  oder  nicht 
l>ewährt.  Da  stieg  Oesterrdch's  Horizont  das  glänzende  Glück 
verheissende  Gestirn  empor,  welchem  die  hoffiiungsreichen 
Blicke  aller  Augen,  der  Jubel  aller  Herzen  sich  zuwendeten, 
als  dem  Retter  aus  der  Noth  der  bangen  Zeit;  die  Grund- 
lage des  Bestandes  des  Staates,  der  hellsprudelnde  Quell  der 
Neugestaltung  desselben  waren  gefunden.  Alle  Ueberzeu- 
gungen  der  Vaterlandsfreunde  stimmten  in  dem  Ausspruche 
überein:  Oesterreich  könne  nur  besteben  durch  die  Reichs- 
einheit, der  Ausdruck  der  Reichseinheit  sei  der  jugend- 
liche Kaiser  Franz  Joseph  L  Die  Gewähr  dieses  Aus- 
spruches war  in  den  hohen  Eigenschaften  des  Monarchen 
gefunden.  Seine  Jugend  hatte  ihn  ausser  aller  Berührung 
mit  den  vergangenen  Zuständen  gelassen ,.  sein  kühner  Muth 
hatte  sich  im  Feuer  der  Schlacht  bewährt,  die  Besonnenheit 
im  Rathe  und  die  Festigkeit  in  der  Ausführung  des  Beschlos- 
senen zeugte  von  einem  den  Jahren  vorausgeeilten  gereiften 
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Charakter,*  die  mit  jugendlicher  Annintfa  gepaarte,  einem  ge- 
heimen Zaober  gleich  wirkende  Würde  Tolleudete  das  Ge- 
präge der  erhabenen  Persönlichkeit,  welche  die  gütige  Vor^ 
sehnng  zum  Leit-  und  Schlusspuncte  der  Neugestaltung  Qester- 
rdch's  auserkoren  hatte.  Wenn  es  Oesterreich  gelang,  seine 
inneren  Wirren  zu  beendigen,  die  widerstrebenden  Kräfte 
in  concentrische  Bahnen  zu  leiten,  die  Reichseinheit  fest  zu 
begründen ,  auf  der  Bahn  der  Gvilisation  dnen  früher  kaum 
geahnten  Fortschritt  zu  machen,  die  Quellen  des  Wohlstan- 
des zu.  öflPhen,  wenn  es,  stark  im  Innern,  geachteter  als  je- 
mals nach  Aussen,  seinen  vorderen  Platz  in  der  Reihe  der 
Grossmächte,  seinen  altberechtigten  Einfluss  auf» Deutschland 
wieder  errungen  und  sich  in  dem  folgenreichen  orientalischen 
Kampfe  der  Gegenwart  zum  Schiedsrichter  Europa's  empor- 
geschwungen hat,  so  verdankt  es  diese  in  so  kurzer  Zeit 
errungenen  gewaltigen  Erfolge  der  Einsicht,  Thatkraft  und  / 
Beharrlichkeit  seines  jugendlicheo^Jtfonarctep.^-^  ji.y',,,  .  ,  j  . 
/*^^TÄe  jtuljroHung  (fes^  von  Krenisier  beseitigte 

das  letzte  Hinderniss  für  die  zur  Reichseinheit  führenden  Re- 
fonnpläne,  welche  ihren  Ausdruck  in  der  gleichzeitig  kund- 
gemachten Reichsverfassung  Vom  4.  März  1849  fanden.  Wenn- 
gleich die  Bestimmungen  dieser  Verfassung  die  Spuren  der 
Eile  an  sich  trugen,  mit  welcher  sie  entworfen  wurde,  wenn- 
gleich darin  und  in  den  bezüglichen  Verordnungen  der  Grund- 
satz der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kronländer  und  der 
Gleichberechtigung  der  verschiedenen  Nationalitäten  in  einer 
Weise  festgestellt  ward ,  welche  mit  der  beabsichtigten  Reichs- 
einheit nur  schwer  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  ist,  so 
diente  doch  diese  Verfassung  als  die  erste  positive  Satzung 
zur  Grundlage  der  nachgefolgten  Reformen  und  zum  Anhalts- 
puncte  in  dem  Stadium  des  Ueberganges  zu  einem  den  Be- 
dürfhissen der  Völker  entsprechenden  neuen  Systeme.  Die 
d|irch  den  tapfern  Feld-Zeugmeister  Haynau  und  sein  Heer, 
4^ssen  Operationen  durch  eine  russische.  Hilfsarmee  unter- 
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stützt  wurden,  vollendete  Besiegung.  der  ungrischen  In^ur-: 
rectipn  befestigte  die  innere  Ruhe  vollends  und  zog  das  grosse, 
durch  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  von-Grund  aufgewühlte 
Ungern  sammt  Nebenländem  in  den  Bereich  der  vom  Stand- 
puncto  der  Reichseinheit  ausgehenden  Reformen.  Diese  wur- 
den von  den  thätigen  Ministerien  nach  allen  Richtungen  hin 
vorbereitet  und  von  dem  neu  geschaffenen  Reichsrathe  \  an 
dessen  Spitze  der  vielerfahrene  Freiherr  von  Kübeck  be- 
rufen wurde,  geprüft.  Die  Einbeziehung  Ungern's  in  den 
neuen  Reichsverband  Hess  die  IJnausft^hrbarkeit  der  Verfes- 


sung"  vom  4.  März  1849  erkennen  und  bestärkte  nur  die  fast  . 


Nach  dem  nnt  kaiseriicliein  Patente  \om  13.  April  1851  kuiidge 
machten  (durch  das  erwähnte  Allerhöchste  Handschreiben  vom  20.  August 
1851  modificirten)  Statute  ist  der  Reichsrath  bestimmt^  auf  die  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung^  damit  bei  denselben  gediegene  Reife  und  Ein- 
heit der  leitenden  Grundsätze  erzielt  werde ^  einen  berathenden  Einthiss 
auszuüben,  und  auch  in  anderen  Angelegenheiteiu  über  Anordnung  des 
Honarchen  sein  Gutachten  abzugeben.  Er  ist  unmittelbar  Sr.  Majestät  dem 
Kaiser  untergeordnet  und  dem  Ministerium  coordinirt.  Sein  Beruf  ist  ein 
rein  berathender;  in  Ertheilung  seines  Rathes  ist  er  unabhängige  selbst- 
ständig und  in  seiner  freien  Berathung  gesichert.  Er  hat*  keinerlei  Ini- 
tiative in  Vorlegung  von  Gesetzes -Vorschlägen.  I>er  Reichsrath  besteht 
aus  seinem  Präsidenten^  aus  den  Reichsräthen,  bei  deinen  Wahl  durch  den 
Monarchen  auf  die  verschiedenen  Theile  des  Reiches  entsprechende  Rück- 
sicht genommen  wird,  und  aus  zeitlichen  Theilnehraern^  als  welche ^  be- 
hufis  gründlieher  Erörterung  einzelner  Fragen  und  Gesetzes- Vorschläge, 
erfahrene  und  angesehene  Männer, aus  allen  Ständen  beigezogen  werden 
können,  jedoch  in  jedem  besonderen  Falle  von  Sr.  Majestät  berufen  wer- 
den müssen.  Der  Reichsrath  hat  bei  allen  seinen  Arbeiten,  mit  Hintan- 
setzung jeder  anderen  Rücksicht^  nur  das  Heil  der  Krone  und  des  Staates 
vor  Augen.  Er  ist  ^'erpflichtet,  ohne  Rücksicht  auf  Lob  oder  Tadel  ^  nach 
gewissenhafter  Prüfung  und  männlicher  Ueberzeugung  wahr  und  offen  sein 
Gutachten  auszusprechen  und  zu  begründen,  und  in  möglichst  kurzer 
Frist,  klar  und  deutlich  verfasst,  abzugeben.  Kein  berufener  Reichsrath 
kann  sich,  gesetzliche  Hindernisse  abgerechnet,  der  Theilnahroe  und  Ab- 
stimmung enthalten;  es  darf  auch  keiner  übergangen  oder  ausgeschlossen 
werden.  Ursprünglich  konnte  auch  der  Ministerrath  den  Reichsrath  um 
sein  Gutachten  angehen,  welche  Bestimmung  mit  dem  Ministerrathe  ent- 
fallen ist.  />       ^     ^      t  /-  '  ) 
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allgemeine  Ueberzeugung  von  der  nicht  ausreichenden  Halt- 
barkeit dieser  den  Charakter  der  Uebergangszeit  offen  an  sich 
tragenden  Sateung.^^Diese  Wahrnehmung  fand  ihren  Aus- 
druck in  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom  20.  Au- 
gust 1851 ,  womit  das  Ministerium  als  allein  und  ausschlies- 
send  gegenüber  dem  Monarchen  und  dem  Throne  verant- 
wortlich erklärt  und  von  der  Verantwortlichkeit  gegenüber 
jeder  anderen  Autorität  enthoben," zugleich  aber  der  Reichs- 
rath  ausschliessend  als  der  Rath  des  Monarchen  und  der 
Bjrone  bezeichnet  wurde.  Sie  führte  ferner  zu  dem  Aller- 
höchsten  Cabinetsschreiben  vom  31.  December  1851,  welches 
die  Grundlinien  der  Neugestaltung.  Oesterreich's  hinsichtlich 
seiner  Verfassung  und  Verw^altung  vorzeichnet,  und  demnach 
als  organisches  Grundgesetz  für  dieseNeugestaltung  anzusehen 
ist.  *     Inwieweit  diese  Grundlinien  bereits  ihre  Ausführung 

*  Der  Wortlaut  dieses  höchst  wichtigen  Allerhöchsten  Cabinetsschrei* 
bens  ist  folgender :  - 

„Lieber  Fürst  Seh  Warzen  berg!" 

„Mit  Beziehung  auf  das  Patent  vom  heutigen  Tage  erhalten  Sie  in 
der  Beilage  die  von  Mir  nach  Anhörung  Meines  Minister-  und  Meines 
Reiehsratbes  in  den  zunächst  wichtigsten  und  dringendsten  Richtungen 
der  organischen  Cresetzgebung  festgestellten  Grundsätze,  mit  dem  Auf- 
trage^ dafür  zu  sorgen,  dass  ohne  alle  Verzögerung  von  den  Ministerien, 
die  es  betiifft,  zu  den  Arbeiten  der  Ausführung  in  angemessener  Weise 
geschritten  und  die  Resultate  Mir  vorgelegt  werden^. 

Wien,  am  31.  December  18&1. 
Wrrnnm  ^o«epli  m.  p. 

(Irundsätze   für   organische  Einrichtungen  in  den  Kronlän- 
dern  des  österreichischen  Kaiserstaates. 

1.  Die  unter  den  alten  historischen  oder  neuen  Titeln  mit  dem  öster- 
reichischen Kaiserstaate  vereinigten  Länder  bilden  die  untrennbaren  Bestand- 
theile  der  österreichischen  kaiserlichen  Erb-Monarchie. 

2.  Der  Name  „Krohländer'*  soll  in  der  amtlichen  Sprache  nur  als  all- 
gemeine Bezeichnung  gebraucht,  bei  besonderer  Benennung  eines  Landes 
aber  stets  die  dettiselben  zukommende  eigene  Titelbezeichnung  aosgedrückt. 
werden. 

3.  Der  Umfong  der  Kronländer  soll  mit  Vorbehalt  der  aus  Verwal- 
tungsrücksichten begründeten  Veränderungen  beobachtet  werden. 
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erhallen  haben  oder  die  für  die  Neugestaltung  wichtigen  Re- 
formen, welche  bis  zum  31.  December  1851  erfolgten,  noch 
in  Geltung  stehen,  soll  nun  nach  den  einzelnen  Zweigen 
der  Verwaltung  und  ihrer  Objecte  angeführt  werden, 

4.  In  jedem  Eronlande  sind  Jandesfürstliche  Bezirksämter  (unter  den 
üblichen  Landesbenennungen)  in  angemessenen  Bereichen  aufzustellen  und 
in  denselben  so  viel  als  möglich  die  \er8chiedenen  V'erwaltungszweige  in- 
ner bestimmten  Gränzen  der  Wirksamkeit  zu  vereinigen. 

5.  Ueber  die  Bezirksämter  werden  unter  den  üblichen  Landesbenen- 
nungen  in  administrativer  Hinsicht  Kreisbehörden  (Comitate,  Delegatio- 
nen u.  dgl.)  aufgestellt  Der  räumliche  Umfang  derselben  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  früherer  Zeit  bestandenen  Eintheilungen  und  mit  Beach- 
tung der  gegenwärtigen  Bedürfnisse  zu  bestimmen  sein. 

In  kleinen  Kronländeru,  sowie  überhaupt  wo  kein  B^ürfniss  zur  Aui- 
stellung  %ou  Ki'eiisbehördeu  eintreten  sollte,  werden  solche  entfallen. 

Die  Kreisbehörden  sind  der  Landesstelle  (Punct6)  untergeordnet.,  and 
haben  theils  einen  überwachenden,  theils  einen  ausübenden  und  admini- 
strativen Wirkungskreis. 

6.  Ueber  den  Kreisbehörden  steht  in  den  Kronländem  die  Stattlialtei'ei 
und  der  Landeschef.  Besondere  Bestimmungen  werden  die  Geschäftsbe- 
handlung, den  Wirkungskreis  der  Statthalterei,  die'Stellung  und  die  Voll- 
machten^ des  Landeschefs  und  die  Unterordnung  unter  die  höchsten  Au- 
toritäten festsetzen. 

7.  Als  Ortsgemeinden  werden  die  factisch  bestandenen  oder  bestehen- 
den Gemeinden  angesehen,  ohne  deren  Vereinigung  da,  wo  sie  noth wendig 
ist  oder  begründet  gewünscht  wird,  nach  Haassgabe  der  Bedürfhisse  und 
Interessen  auszuschliessen.   , 

d.  Bei  der  Organisirung  der  Ortsgemeinden  ist  der  Unterschied  zwi- 
schen Land-  und  Stadtgemeinden,  und  besonders  in  Ansehung  der  letzteren 
die  frühere  Eigenschaft  und 'besondere  Stellung  der  königlichen  und  landes- 
fürstlichen Städte  zu  berüclLsichtigen. 

9.  Bei  der  Bestimmung  der  Landgemeinden  kann  der  vormals  herr- 
schaftliche grosse  Grundbesitz  unter  bestimmten,  in  jedem  Lande  näher 
zu  bezeichnenden  Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortsgemeinden  aus- 
geschieden und  unmittelbar  den  Bezirksämtern  untergeordnet  werden. 

Mehrere  vormals  herrschaftliche  unmittelbar  anstossende  Gebiete  kön- 
nen sich  für  diesen  ZwccJl  vereinigen. 

10.  Die  Gemeindevorstände  der  Land-  und  Stadtgemeinden  sollen  der 
Bestätigung  und  nach  Umständen  selbst  der  Ernennung  der  Rc^erung 
vorbehalten  werden.  Es  soll  deren  Beeidigung  für  Treue  und  Gehorsam 
an  den  Monarchen  und  gewissenhaAe  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Pflichten 
stattfinden. 
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5.  8. 

1.  Organisirung  der  Behörden. 

Hierbei  sind  vor  Allem  die  Reformen  in  der  Stel- 
lung  und  dem  Wirkungskreise  der  Behörden,  welche 
als  die  Organe  der  weiteren  Umgestaltung  so  wie  der  all- 
gemeinen Verwaltung  dienen,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Auch   sollen  da,   wo  die  Gemeindeverhältnisse  es  räthlich   machen,' 
höhere  Kategorien  von  Gemeindebeainten  der  Bestätigung  der  Regierung 
unterzogen  wei'den.Ax'^/-^/-^  ■**^//-»*v7^*'-^^ 

11.  Die  Wahl  der  Crememdevorst&nde  und  Gemeinde- Ausschäase  wird 
nach  KU  bestimmenden  Wahlordnungen  den  Gemeinden  nrit  den  gesetz- 
lichen Vorbehalten  zugestanden. -5^. V/^«J'<^'^^•3Cr-«v/'*/;^ 

12.  Die  Titelnamen  der  Gemeindevorstände  und  Gemeinde-Ausschüsse 
sind  nach  den  früher  bestandenen  landesüblichen  Gewohnheiten  zu  be- 
stimmen. 

13.  Der  Wirkungskreis  der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf 
ihre  Gemeinde- Angelegenheiten  beschränken,  jedoch  mit  der  Verbindlich- 
keit für  die  Gemeinden  und  deren  Vorstände ,  der  vorgesetzten  landesfursi* 
liehen  Behörde  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  die  durch  allgemeine 
oder  besondere  Anordnungen  bestimmte  und  in  Anspruch  genommene  Mit- 
wirkung zu  leisten. 

Auch  in  den  eigenen  Gemeinde- Angelegenheiten  sollen  wichtigere,  in 
den  Gemeinde-Oirdnüngen  näher  zu  bestimmende  Acte  und  Beschlüsse  der 
Gemeinden  der  Prüfung  und  Bestätigung  der  landesfürstlichen  Behörden 
vorbehalten  werden. 

14.  Die  Oeffentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen,  mit  Ausnahme 
besonderer  feieriicher  Acte,  Ist  abzustellen,  ohne  für  die  betheiligten  Ge- 
meindeglieder die  Einsichtnahme  besonderer  Gegenstände  zu  beseitigen. 

1&.  Die  Gemeinden  werden  in  der  Regel  den  Bezirksämtern  und  nur 
ausnahmsweise  nach  Verhältniss  ihrer  besonderen  Eigenthümlichkeit  den 
Kreisbehörden  oder  den  Statthaltereien  unmittelbar  untergeordnet. 

16.  Nach  diesen  Grundsätzen  sind  für  Jedes  Land  den  besonderen  Ver- 
bältnisaen  desselben  entsprechende  Ordnungen  für  die  Landgemeinden  und 
für  die  Städte  zu  bearbeiten. 

Es  ist  bei  diesen  Arbeiten  ferner  von  dem  Gesichtspuncte  auszugehen, 
dass  den  überwiegenden  Interessen  auch  ein  überwiegender  Einfiuss  zu- 
gestanden und  sowohl  bei  den  Activ-  und  Passiv -Wahlen  für  die  Bestel- 
lung der  Gemeinden  orstände  und  Ausschüsse  als.  in  den  Gemeinde- 
Angelegenheiten  dem  Grundbesitze  nach  Maassgalie  seiner  in  den  Gemeinde- 
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Der  durch  die  Reichsverfassung  geschaffene  Mitiisterrath 
wurde  in  eine  Minister-Conferenz  umgewandelt,  de- 
ren Mitglieder  dem  Monarchen  ausscblieseend  verantwortlich 

verband  einbezogenen  Ausdehnung  und  seines  Steuerwerthes,  dem  Ge* 
werbsbetriebe  aber  in  dem  Verhältnisse  zu  dem  Gesammtgnindbeaitze  — 
in  den  Stadtgemeinden  insbesondere  dem  Hausbesitze  — ^  dann  so  viel 
möglich  den  Corporationen  für  geistige  und  materielle  Zwecke  .das  ent- 
scheidende Debergewicht  gesichert  werde.  App^ 

Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  ist  die  daselbst  bestehende 
Gemeinde-Ordnung  mit  dem  Vorbehalte  allfälliger  durch  Erfahrung  hervor- 
gerufener Verbesserungen  aufrecht  zu  erliaiten. 

-  17.  Das  Richteramt  wird  im  ganzen  Reiche  von  den  dazu  bestellten 
Behörden  und  Gerichten  nach  den  bestehenden  Gesetzen  im  Namen  Seiner 
kaiserl.  königL  apostolischen  Migestät  ausgeübt. 

18.  Die  Justiz-Beamten  und  Richter  sind,  mit  Wahrung  ihi*er  Selbst- 
ständigkeit bei  der.  gesetzlichen  Ausübung- des  Richteram tes^  in  Absicht 
auf  ihre  sonstigen  persönlichen  Dienstbeziehungen  nach  den  für  die  Staats- 
beamten bestehenden  Vorschriften  zu  behandeln. 

19.  Die  Trennung  der  Justiz-Pllege  von  den  Verwaltungsbehörden  soll 
bei  den  Justiz-Collegial-Gerichten,  di^nn  den  zweiten  und  dritten  Instanzen 
allgemein,  bei  den  ersten  Instanzen  aber  im  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  und  dort,  wo  es  als  unerlässlich  anerkannt  wird,  stattfinden. 

Sonst  ist  bei  den  Einzelngerichten  als  ersten  Instanzen  die  Vereinigung         ^ 
mit  der  Verwaltung  im  Bezirksamte  anzunehmenx^l..'^i-\*t *'-«*»-   r^^^W^f^^^  *    *^  » 

.  In  der  inneren  Einrichtung  dieser  Bezirksämter  (s.  Punct  4)  kann 
aber  nach  Umständen  ein  eigener  Gerichts-  oder  politischer  Beamter  zu- 
getheilt  werden,  je  nachdem  die  Verhältnisse  es  erfordern. 

20.  Sowohl  in  streitigen  als  nicht  streitigen  Civil-  wie  in  Strafsachen 
sollen  drei  Instanzen  bestehen. 

21.  Die  rein  juridischen,  sowie  die  mit  der  politischen  Verwaltung 
als  Bezirksämter  fungirenden  ersten  Instanzen  sind  für  Civil-Angelegen- 
heiten  inner  zu  bestimmende^  Gränzen,  für  Uebertretungen  und  besonders 
zu  bezeichnende  Vergehen  so  wie  für  Erhebungen  des  Thatbestandes  und  alle 
Hilfeleistungen  znmBehufe  und  zur  Unterstützung  der  Strafgerichte  berufen. 

22.  In  angemessenen  Districten,  so  viel  thunlich  mit  Rücksicht  auf 
die  politische  Eintheilung  der  Länder,  werden  Collegial-Gerichte  als  erste 
Instanzen  für  das  Richteramt  über  Verbrechen  und  besonders  bezeichnete 
Vergehen,  —  dann  für  alle  solche  Rechtsangelegenheiten,  welche  die 
Gränzen  der  Wirksamkeit  der  Bezirksämter  übersteigen,  eingeseUt. 

23.  Zur  Behandlung  der  Civil-  und  Strafangelegenheiten  in  zweiter 
Instanz  sind  Oberlandesgerichte  mit  Rücksicht  und  Beschränkung  auf  das 
strengste  Bedürfniss  zu  bestellen.  ^     n         ,  .    .  ,  ^         ^ 

^/...:..  X C  "-''^  ''  -••'  ^  -  '—■'^/-^/^, 
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erkiftrt  wuitlen.    Au«  dem  Ressort  des  Ministeriums  des 
Innern,  welches  an  die  Stelle  der  vereinigten  Hofkanzl^ 

24.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  als  dritte  Inatans  zu  bestehen.. 

25.  Bei  Uebertretungen  und  Vergehen ,  iusoferne  die  letzteren  den 
Bezirksämtern  zugewiesen  sind^  findet  das  inquisitorische  Verfahren  in 
möglichst  einfacher  Form  Statt. 

26.  In  den  Strafsachen,  welche  vor  den  CoUegial-Gerichten  zu  ver- 
handeln sind,  ist  der  Grundsatz  der  Anklage,  der  Bestellung  eines  Ver- 
theidigers  für  den  Angeklagten  uud  der  Mündlichkeit  im  Schlussverftihren 
zu  beobachten. 

27.  Das  Verfahren  ist  nicht  öffentlich,  es  wird  aber  bei  der  münd- 
lichen Verhandlung  in  erster  Instanz  dem  Angeklagten  mit  Bewilligung 
des  Präsidenten,  sowie  dem  letzteren,  das  Recht  eingeräumt,  Zuhörer  bis 
auf  eine  bestimmte  Zahl  zuzulassen. 

28.  Die  Anklage  ist  durch  die  Staatsanwaltschaft  zu  vermitteln ,  deren 
Wirkungskreis  auf  den  Straf-Process  zu  beschränken  ist.     •^  ^ 

29.  Die  Schwurgerichte  sind  zu  beseitfgen.  (^ji  CC ,-'<//*<  ^\<f^s 

30.  Die  Urtheile  sind  nur  von  geprüften  Richtern  zu  schöpfen.  Die 
Urtheilsfonmen  in  Strafsachen  sind  „schuldigt,  „schuldlos^,  „Freisprechung 
von  der  Anklage'*. 

31.  Das  Verfahren  'bei  den  Oberländesgerichten  und  dem  obersten  Ge- 
richtshöfe ist  nur  schriftlich. 

32.  tKe  näheren  Bestimmungen  der  Wirksamkeit  der  Gerichtsbehörden 
werden  die  hierüber  zu  erlassenden  Gesetze  enthalten. 

33.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  soll  als  daa  gemeinsame 
Hecht  für  alle  Angehörige  des  östen-^ichischeu  Staates  auch  in  jenen  Län- 
dern, in  welchen  es  dermalen  noch  nicht  Geltung  hat,  nach  und  mit  den 
angemessenen  Vorbereitungen,  dann  mit  Beachtung  der  eigeuthümlichen 
Verhältnisse  derselben,  eingeführt,  und  ebenso  das  Strafgesetz  für  den 
ganzen  Umfang  des  Reiches  in  Wirksamkeit  gesetzt  werdeu. 

34.  In  den  Kronländern  werden  eigene  Statute  über  den  ständischen 
oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze  versehenen  Erbadel, 
seine  Vorzüge  und  Pflichten  errichtet,  insbesondere  demselben  alle  thun- 
liche  Erleichterung  zur  Errichtung  von  Majoraten  und  Fidcicommissen 
zugestanden  werden.  Bei  der  Bauernschaft  sind  dort,  wo  besondere  Vor- 
schriften zur  Erhaltung  ihrer  Güter-Complexe  bestehen,  solche  aufrecht 
zu  erhalten. (iM^^l/^  f  /. r    .  l^^^^:.^  '>..  ,.  J /^ ... '  ^  V»/ •  /.  -\^ 

35.  Den  Kreisbehörden  und  Statthaltereien  wenlen  berathende  Aus- 
Schüsse  aus  dem  besitzenden  Erbadel,  des^  grossen  und  kleinen  Grund- 
besitze und  der  Industrie  mit  gehöriger  Bezeichnung  der  Objccte  und  des 
Umfanges  ihi-er  Wirksamkeit  an  die  Seite  gestellt.  Inspfeme  noch  andere 
Fftctoren  zur  Beiziehung  in  die  Ausschüsse  sich  als  wünschenswerthjdar- 


stellen,  ist  nach  Umständen  darauf  Rücksicht  zu  nehmen.  ^^-^^^ '--' -^ 


V, 


Czoerniß,  Oesteircich's  Neugcstaltung.^^^ ^;;;^ /V  f..H  »  -  ^^^^^'^*' 
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getreten  war,^  wurde  die  Handhabung  der  Polizei  nach  allen 
ihren  Beziehungen  geschieden  und  dieselbe  der  neu  errich- 
teten obersten  Polizei-Behörde  übertragen.  ^  Das  Mini- 
sterium für  Landes-Cultur  und  Bergwesen  ward  aufgehoben, 
die  oberste  Beauiiricbtigung  der  Landes-Cultur  dem  Mini- 
sterium des  Innern  ^^  das  Bergwesen  dem  Finanz-Ministerium 

Die  Dshergii^estiininungen  darüber  werden  besonderen  Anordnungen 

36.  Bei  den  landeefürstHchen  Bezirksämtern  sollen  Vorstände  d^  ein: 
bezirkten  Gemeinden  und  Eagenthümer  des  ausser  dem  Gemeindererbande 
stehenden  grossen  Grundbesitzes  oder  deren  Bevollmächtigten  für  Zusam- 
mentretungen in  ihren  Angelegenheiten  von  Zeit  zu  Zeit  einberufen  werden. 

*  Die  vereinigte  Hofkanzlei  schloss  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Mai  1848. 
Die  ihrer  Leitung  unterstandenen  Cultus-  und  Unterrichts-Angelegenheiten 
gingen  (27.  März  1848)  an  das  neu  errichtete  Ministerium  für  Cultus  und 
Unterricht  über;  die  Staatsbauten  (10.  Mai  1848)  an  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten ;  die  Leitung  der  Gewerbe-Verhältnisse  und  der  Boden- 
Cultur  (10.  Mai  1848)  an  das  neuerrichtete  Handels-Ministerium ;  die  Ver- 
waltung der  directen  Steuern  (19.  Mai  1848)  an  das  Finanz -Ministerium 
Dafür  erhielt  das  Ministerium  des  Innern  (23.  Mär2  1848)  die  Leitung  der 
•Polizei-Angelegenheiten  nach  Auflösung  der  obersten  Polizei-  und  Censur- 
Hofstelle.  Von  dem  Finanz -Ministerium  wurde  (10.  Mai  1848)  das  Berg- 
wesen an  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  und  die  Angelegen- 
heiten des  Handels,  der  Schifffahrt  imd  des  Consulats-Wesens  (soweit  es 
demselben  unterstand)  an  das  Handels -Ministerium  abgegeben.  Unterm 
19.  November  1848  wurden  bei  der  Bildung  des  Ministeriums  Schwarzen- 
berg  die  öffentlichen  Arbeiten  mit  den  Gewerbe-  und  Handels- Angelegen- 
heiten und  dem  sämmtlicheu  (früher  zum  Th^ile  dem  Ministerium  des 
Auswärtigen  zugewiesenen)  (^onsulats-Wesen  in  dem  Handels-Ministerium 
vereinigt,  für  das  Bergwesen  und  die  Landes-Cultur  ein  eigenes  Mini- 
sterium geschaffen.  Seit  4.  März  1849  wurde  d,er  Wirkungskreis  der  ein- 
zelnen Ministerien  auch  auf  diejenigen  Ländergebiete  ausgedehnt,  welche 
früher  hinsichtlich  ihrer  V^waltung  unter  der  Leitung  der  ungrischen 
und  siebenbürgischen  Hofkanzlei  gestanden  waren. 

^  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  2$.  April  1852. 

'  Allerhöchste  £ntschliessung  vom  17.  Januar  1853.  An  das  Mini- 
sterium des  Innern  gelangten  namentlich  die  Gfesetzgebung  über  Landes- 
und Forst -Cultur,  alle  Colonisirungs- Angelegenheiten',  die  Leitung  der 
land-  und  forstwirthschaftlichen  Vereine  und  Unterrichtsanstalten  (mit 
Ausnahme  des  Mariabrunner  k.  k.  Forst-Institutes),  sammt  der  geologischen 
Reichsanstalt. 
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zugewiesen.  Bei  Auflösung  des  Kriegs -Ministeriums  wurde 
dessen  Geschäftskreis  mit  jenem  des  neu  errichteten  Aller- 
höchsten Armee-Obercommando's  vereinigt.*  Das  Ge- 
neral-Rechnungs-Directorium  erhielt  als  oberste  Rech- 
nungs-Controls-Behörde  sdne  Stellung  neben  dep  Mi- 
ni8terien/^a^y%-*--^  ^^t-^^^ 
^•""^^TKe  Organisirung  der  dem  Ministeriuni  des  Innern  unter- 
stehenden (sogenannten  politischen)  Verwaltungsbe- 
hörden ging  jener  der  übrigen  voran. 

Zuerst  wurden  als  die  unmittelbaren  Bestandtheile  des  Reiches 
die  Kronländer  und  deren  Umkreis  bestimmt-  Diese  Bestim- 
mung kam  im  Allgemeinen  mit  der  früheren  historisch  begründeten 
Gebietseintl^eilung  überein ;  nur  wurden  die  bisher  den  benachbarten 
einverleibten  kleineren  Länder,  als:  Salzburg,  Eärnthen,  Schlesien 
(sammt  den  mährischen  Endaven)  und  die  Bukowina  selbstständig, 
wogegen  das  österreichische  Küstenland,  dem  Namen  nach,  in  seine 
alten  Oebietstheile  Görz  uud  Gradisca  (sammt  dem  österreichischen 
Friaul),  Istrien  und  das  Gebiet  von  Triest  aufgelöst  wurde.  Aus 
den  ehemaligen  ungrisehen  Komitaten  Bdcs,  Torontal,  Temesvär 
und  Erass6,  mit  Einschluss  der  sonst  zum  Syrmier  Komitate  von 
Slavoni^  gehörigen  Districte  Illok  und  Ruma,  ward  ein  neues 
^Verwaltungsgebiet^,  serbische  Wojwodschaft  und  Temeser  Banat, 
gebildet,  während,  Fiume  sammt  dem  ehemals  ungrisehen  Küsten- . 
lande  und  die  Mur-Insel  (Mura-köz)  mit  Kroatien  vereinigt  ward. 
Das  Kronland  Ungern  wurde  behufs  der  leichteren  Verwaltung  in 
die  filnf  Verwalf ungsgebiete  von  Pest-Ofen,  Oedenburg,  Pressbui^, 
Kaschau  und  Grosswardein  (welche  jedoch  unter  der  gemeinsamen 
Oberleitung  des  Militär-'  und  Civil-Gouverneurs,  Sr.  kaiserlichen 
Hoheit  Erzherzog  Albrecht,  stehen)  abgetheilt,  und  in  jede  der- 
selben eine  Statthalterei-Abtheilung  als^  Landesbehörde  verlegt.  In 
dem  Kronlande  Galizien  wurden  zwei  Verwaltungsgebiete  geschaffen, 
dem  einen  davon  die  zwölf  östlichen  (meist  ruthenischen) ,  dem 
anderen  aber  die  sedis  westlichen  (vorwiegend  polnischen)  Kreise 
sammt  dem  Gebiete  von  Krakau  zugewiesen.  Die  siebenbüi'gische 
Militärgränze  wurde  aufgehoben,  und  deren  (sehr  unzusammen- 
hängendes) Gebiet  dem  Provinciale  von  Siebenbürgen  einverleibt 

'  Allerhöchste  fintschliessung  vom  12.  Mai  1853. 

»  Allerhöchste  Entschliessung  vom  27.  März  1854.  ^  ^        /  > 
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Dieseii  angetretenen  Aenderungen  in  dem  Oebietsumfange  der  Krön- 
länder  lagen  grossen theils  ethnogiaphische  Erwägungen^  auf  den 
herrschenden  Yolksstamm  Bezug  nehmend,  zu  Grunde. 

Im  Inneren  der  einzelnen  Kronländer  sollte  die  Verwaltung 
eine  neue  Einrichtung  erhalten.  An  die  Stelle  der  ehemaligen 
Gubemien,  Kreisfiinter  und  verschiedenartigen  Unterbehörden  traten 
die  Statthaltereien  mit  einem  beschränkteren  Wirkungskreise, 
die  im  Gesciiäftszuge  den  Ministerien  direct  unterstehenden  Kreis- 
r^ gierungen,  weiche,  mehrere  ehemalige  Kreise  umfassend ,  einen 
Thell  der  Wirksamkeit  der  Landesstellen  und  der  Kreisämter  an 
sich  zogen  (bei  kleineren  Kronländem  bildete  die  Statthalterei  zu- 
gleich die  Kreisregierung),  und  die  Bezirks-Hauptmannsehaf- 
ten,  welche  mehrere  ehemalige  Bezirke  umschlossen,  aber  sich 
lediglich  mit  administrativen  Gegenständen  befassten.  Das  CoHegial- 
Verfahren  wurde  bei  allen  diesen  Behörden  abgeschaut.  Den  Schluss- 
stein  bildeten  die  Gemeinden,  die  nicht  nur  ihre  eigenen  ökono- 
mischen Angelegenheiten,  sondern,  im  übertragenen  Wirkungskreise, 
auch  einen  Theil  der  Staats -Geschäfte  zu  besorgen  hatten.  Der 
Grundsatz  der  Trennung  der  admmistrativen  von  der  richterlichen 
Thätigkeit  war  hierbei  bis  in  die  unterste  Instanz  festgehalten.  — 
Allein  die  Durchführung  dieses  Organisationsplanes  gerieth  ins 
jltocken.  Auf  die  italienischen  und  ungrischen  Länder  (in  welchen, 
des  kaum  beendigten  Kriegszustandes  wegen,  die  Militär-Behörden 
einen  mehr  oder  weniger  hervortretenden  Einfluss  auf  die  Civil- 
Verwaltung  nahmen)  war  er  ohnehin'  noch  nicht  ausgedehnt,  m 
GaUzien,  Bukowina  und  Dalmatien  trat  die  bereits  im  Detail  be- 
schlossene neue  Organisirung  nicht  mehr  ins  Leben.  Das  unterste 
Glied  dieses  Organismus,  die  Thätigkeit  der  Gemeindevorstände  be- 
züglich des  übertragenen  Wirkungskreise^,  entsprach  selbst  in  den 
ah  Bildung  vorgeschrittenen  Kronländem  der  Erwartung  nur  unge- 
nügend ,  wodurch  die  Aufgabe  der  Bezirks-Hauptmannschaflea  eine 
mit  ihrem  geringen  Personale  kaum  zu  bewältigende  wurde.  Die 
Trennung  der  Bechtspfiege  von  der  Verwaltung  in  der  untersten 
Instanz  brachte  fUr  die  Bewohner  namentlich  der  dünn  bevölkerten 
Alpenländer  grosse  und  tiefgefühlte  NachÜieile  hervor ,  stand  mit 
ihren  historisch  entwickelten  Zuständen  im  Widerspruche,  und 
scbloss  eine  plötzliche  übermässige  Vermehrung  des  Beamtenstandes 
In  sich ^  woftlr  es,  abgesehen  von  der  Ueberlastung  des  Staatshaus- 
haltes, an  beicLhigten  Individuen  gebrach.  Der  grosse  Umfang  der 
Kreise,  und  Bezirks -HauptmannschaHen,   so    wie  bei  Abffränzung 
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ihrer  Territorien  die  vorgeDomaiene  Zerreissung  altgewohnter  Ver- 
bindungen ,  erzeugte  Missstftnde  anderer  Art 

Die  wahrgenommenen  Gebrechen  suchte  die  auf  Grund 
des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 
erflossene  neue  Organisirung  der  Verwaltungsbe- 
hörden zu  beseitigen,  indem  sie  sich  der  früher  bestan- 
denen Einrichtung  derselben  mehr  annäherte. 

In  den  bereits  erwähnten  Kronländem  wurde  die  Leitung  der 
Verwaltung  den  Statthaltereien  (in  Salzburgs  Kämthen,  Krain., 
Schlesien,  der  Bukowina,  dann  in  dem  Verwaltangsgebiete  Krakau 
Landesregierungen,  in  Ungern  Statthalterei- Abtheilun- 
gen) überwiesen.  6ie  sind  aus  dem  Statthalter  (Landespräsidenten, 
Statthalterei -Vice -Präsidenten,  Banus),  dem  Vice -Präsidenten  (in 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Temesvdr,  Hermannstadt),  einem  Hofrathe 
und  Statthaltereiräthen  zusammengesetzt,  in  den  kleineren  Knmr 
ländern  besteht  das  Gremium  aus  einem  Statthaltereirathe.  und  meh- 
reren Landesrätlien:  überall  kömmt  noch  das  untergeordnete  don- 
oepts-  und  Kanzlei-Personale  hinzu.  Ihr  Wirkungskreis  umfasst  die 
unmittelbar  in  den  Händen  des  Statthalters  (Landes -Präsidenten) 
ruhende  oberste  Aufsteht  und  Leitung  der  Polizei-  und  der  Personal- 
Angelegenheiten,  und  die  in  das  Ressort  der  collegialen  Geschäfts- 
Behandlung  des  Gremiums  der  Räthe  einschlagenden  GeschSÜe.' 

*  Der  Statthalter  führt  die  oberste  Aufsicht  über  das  Land  nnd  seine 
Zustände,  die  Leitung  der  Polizei,  üeberwachung  der  Presse,  der  Vereine 
und  Theater,  des  Fass-  und  Fremden- Wesens;  in  seinen  Händen  liegen 
alle  Angelegenheiten,  welche  das  Personale  der  politischen  Behörden  be- 
treffen. Die  Gremial- Geschäfte  können  in  fünf  Classen  getheilt  werden: 
in  politische  Angelegenheiten  (Herausgabe  des  Landes -Gesetzblattes,  Re- 
curse  gegen  die  Verfügungen  der  Unterbehörden,  Landes-I^ehenstube ,  Ent- 
seheidungen  ikber  Adelsanmassang,  Oberaufsicht  über  die  Straf-  und  H^- 
manitäts- Anstalten,  Verwaltung  der  Landesfonde  und  Landesanstalten, 
Regelang  der  Concurrenz  bei  Strassen-  und  Wasserbauten,  Mitwirkung 
bei  Conscription ,  Recrutirung,  Vorspann  und  Einquartierung,  weltliche 
Stiftongssachen ,  Oberleitung  und  Üeberwachung  der  Gemeinden);  Cultus 
(Besetzung  bestimmter  Pfründen,  Ein-  und  Umpfarrungen ,  Oongrua- 
Ergänzung,  Ehedispensen)  und  Unterricht  (Beaufsichtigung  allerCivil-Unter- 
richtfl-  und  Erziehungs- Anstalten  und  Leitung  des  öffentlichen  Unterrichtes); 
Handels-  und  Gewerbe- Angelegenheiten  (Ertheilang  von  Landesfabriks-  nnd 
einzelnen  Gewerbe -Befugnissen,  Bewilligung  von  Jahrmärkten);  Landes- 
Oulkir^  (Ackerbau, ^Viehzucht  qn^  Waldwirtjisch^ft) :  HJffentHjfb«;^  Bauten 


^  X'JL/^^ .  ■*  O^     Z^s^^'^^^  ^^^sJ\^^*  •^'^s^^,^.^^    ^V**    -^»^^^'Vt/vi,,^*     <>U 
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Jeder  Statthalterei  oder  LaDdesregierung  steht  eine  Medicinal-Com- 
mission  als  berathender  Körper  zur  Seite.  *  Die  Statthalter  (mit 
Ausnahme  jener  zu  Linz  und  Triest)  und  der  Landes-Präsident  zn 
Krakau  sind  zugleich  Präsidenten  der  Finanz-Landes-Directionen  (im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  der  Finanz -Präffecturen)^ 
die  Landes-Präsidenten  (ausser  jenem  von  Krakau  und  die  Statt- 
^halter  zu  Dnz  und  Triest  zugleich  Chefs  der  bezüglichen  Landes- 
Steuer-Directionen ;  auf  die  ehemals  ungrischen  Länder  nimmt  diess 
jedoch  keinen  Bezug. 

Die  Kreisbehörde  (im -lombardisch-venezianischen Königreiche 
die  Delegation,  in  Ungern,  in  Kroatien  und  Slavonien  die  Ko- 
mitats-Behörde)  bildet  in  dem  ihr  zugewiesenen  Verwaltung»- 
gebiete  die  Mittelbehörde  zwischen  der  Statthalterei  und  den  unter- 
geordneten Beamten  und  Organen;  über  die  ihr  zugewiesenen  Ge- 
schäfte entscheidet  der  Kreisvorstand  (Provinz  -  Delegat,  Komitats- 
Vorstand).  In  den  kleineren  Kronländem,  wo  keine  Kreisein- 
tbeilung  besteht,  vereinigt  die  Landesregierung  auch  den  Wir- 
kungskreis der  Kreisbehörde  in  sich.  Letzterer  umfasst  nahezu 
alle   Gegenstände   der  inneren  Verwaltung. '     In  Bezug  auf  die 

(Kenbauteii  und  Reparaturen  bis  zum  Beti*6ge  von  je  3.000  fl.).  Die  Landes- 
regierung in  Krakau  ist  in  einigen  Ai!igelegenheiten  (landständische  Ver- 
bandlungen, galizisch-» ständische  Credits- Anstalt,  wichtigere  Kirchen vecs- 
hältniflse,  Verhandlungen  über  Gesetzes- Abänderungen /Organisirungs-Eut- 
würfe)  an  den  galizischen  Statthalter  gebunden.  Dagegen  kömmt  dem 
Wirkungskreise  des  gegenwärtigen  Militär-  und  Civil- Gouverneurs  von 
Ungern  eine  das  Ressort  der  übrigen  Statthalter  überschreitende  Ausdeh- 
nung zu,  da  demselben  auch  die  Verhandlung  und  Antragstellung  wegen 
aller  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  zu  unterziehenden  Gnadensachen, 
die  wichtigeren  Verhandlungen  in  pubHco -ecciesiasticis  und  eine  ausge- 
dehntere Einwirkung  auf  das  der  Statthalterei.  unterstehende  Personale  zu- 
gewiesen sind.  Unter  Oberleitung  des  Militär-  und  Civil^Gouveiiieurs  sind 
die  Vice-Präsidenten  der  fünf  Statthalterei- Abtheilungen  die  Chefs  dieser 
fünf  Landes -Behörden.  Ein  ähnliches  Verhältniss  wie  in  Ungern  waltet 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ob,  an  dessen  Spitze  der  Feld* 
marschall  Graf  Radetzky  als  General -Gouverneur  steht,  welchem  für  die 
Civil- Verwaltung  eine  Civil- Section  beigegeben  ist. 

*  Allerhöchste  Entschliessung  vom  7.  September  1850. 

^  In  den  Wirkungskreis  der  Kreisbehörde  gehört:  die  Ueberwachuug 
der  untergeordneten  Beamten  und  Organe,  von  welchen  aber  der  Recurs 
regelmässig  an  die  Landesbehönle  geht  und  nur  durch  die  Kreis-Behörde 
vorgelegt    wird;    die  Beaufsichtigung   aller    Zustände   des    Verwaltungs- 
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poKtieche  Verwaltung  ist  die  Kreisbehörde  unmittelbar  der  po- 
litischen Landedstelle  untergeordnet  ^  in  den  Angelegenheiten  der 
directe»  Besteuerung  hingegen  der  Steuer -Landesbehörde.  Ausge- 
nommen von  dem  Wirkungskreise  der  Krdsbehörden  sind  die  Krön- 
laods-Hanptstädte,  welche  unmittelbar  der  bezüglichen  Stattlialterei 
(Landesregierung  oder  Statthalterei- Abtheilung)  unteri*tehen;  pur  die 
Hauptstädte  Mailand  und  Venedig  sii^d  der  Delegation  untergeordnet 
Das^  Bezirksamt  (in  Dalmaden  die  Prätur,  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  das'  Districts-Commissariat^  in 
Ungern  das  Stuhlrichteram tj  ist  fitr  den  ihm  zugewiesenen 
Bezirk  die  unterste  landesfUrstliche  Behörde,  sowohl  ftir  die  poli- 
tische Verwaltung  al&  auch  fUr  Justiz-Pflege,  Polizei  und  directe 
Besteuerung.  *  Doch  unterscheidet  man  rein  politische  und  gemischte 

gebietes,  Oberleitung  der  Polizei- Angelegenheiten,  des  Conscriptions-,  Recru- 
tirungs-,  Vorspanns-,  Verpflegungs-  und  Bequartierungs- Wesens ,  die  Er- 
theUung  von  Baubewilligungen,  die  Instandhaltung  der  öffentlichen  Strassen, 
Brücken  und  Wege;  die  Vornahme  und  Leitnng  von  Staatsbaoten,  die  Er- 
tl^eilang  bestimmter  Gewerbebef^gnisae-,  der  Einflnas  auf  die  Gemeinde- 
Angelegmheiten,  die  Ueberwachang  der  Grandbuchsführung,  des  Waisen- 
wesens, der  Verlassenschafts -Abhandlungen,  sowie,  des  ^^ustandes  der 
Arreste  und  der  Verhafteten.  —  In  Steuerangelegenheiten  hat  die  Kreis- 
behörde (mit  Ausnahme  des  lombardisch-venezianischen  Königreichs)  die 
Aufsicht  über  die  vorsehriftsmässige  Gebarung  der  unterg^rdneten  Behör- 
den und  die  Mitwirkung  der  Gemeinden;  ihr  kömmt  die  Bemessung  der 
Gebühr  bei  der  Hauszins-  und  Hau^classen-lSteuer ,  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommen-Steuer, die  Anordnung  und  Ueberwachung  der  zwangsweisen  Ein- 
bringung von  Rückständen,  die  Evidenzhaltnng  des  Hauszins-,  Erwerb- 
nnd  Einkommen-Steuer-Katasttfs  und  endlich  die  Begutachtung  über  Ge- 
suche um  Steuernachsichten  zu.  Für  die  Angelegenheiten  der  directen 
Besteuerung  ist  jeder  Kreisbehörde  ein  Steuer-Inspector  und  Steüer-Ünter- 
inspector  beigegeben;  für  Medicinal- Angelegenheiten  steht  jeder  Kreisbe- 
hörde ein  Kreisarzt,  für  den  öffentlichen  Baudienst  stehen  jeder  solchen 
Behörde  technische  Beamte  zur  Seite. 

*  In  den  Wirkungskreis  des  Bezirksamtes  gehören  in  Bezug  auf  |K)- 
Uttsche  Verwaltung:  die  Sorge  für  Kundmachung  und  Vollziehung  der 
Gesetze,  Anträge  zur  Hintanhaltung  und  Milderung  des  Nothstandes ,  provi- 
sorische Vorkehrungen  bei  gewaltsamen  Besitzstörungen,  Angelegenheiten 
der  Landes -Cultnr,  Instandhaltung  der  Strassen  und  Brücken,  Beauf- 
sichtigung der  Wasserwerke,  Verleihung  minderer  Handels-  und  Gewerbc- 
Befbgnisse,  Entscheidung  über  Gewer bestörungen ,  Mitwirkung  b^i  der 
CoDseription,  dem  Vorspann-,  Militäi'-Verpflegs-  und  Einquartierungs-Weseni 
Entseheidung  über  Gemeinde-Zuständigkeit,  Ertheilung  von  Eheconsensen, 
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BeurksftniUfr;  ^rstere  bestehen  in  Bezirken,  in  welchen  eine  Tren» 
nung  der  politischen  Verwaltung  von  der  Justiz  sich  als  nothwen- 
dig  darstellte  (meist  am  Sitze  von  Collegial- Gerichts -Behörden^ 
welche  die  Justizpfiege  in  dem  bezüglichen  Bezirke  ttben),  letztere 
(die  grosse  Mehrzahl)  vereinigen  die  Justiz- Verwaltung  mit  ihrem 
sonstigen  Wirkungskreise.  Im  lombardisch- venezianischen  König- 
Tdiehe  iBnfiJodi^^as  Districts-Qommissariat  bloss  den  politischea 
.  Wirkungskreis.  In  mehreren  grösseren  Städten  ist  die  Verwaltung 
der  politischen  Angelegenheiten  den  Communen  ftberlaasen.  In  der 
t)olitischen  und  polizeilichen  Geschftftsfilhrung  entscheidet  der  Be- 
zirksvorstand allein,  tiber  das  Steu^ramt  steht  ihm  nur  Aufsicht 
und  Oberleitung  zu;  besitzt  er  die  Befähigung  zum  Richteramte 
nicht,  so  ist  dieses  von  einem  befähigten  Adjuncten  zu  versehen.  ^ 
Der  Organisirung  der  Gemeinde-Verwaltung  auf  Grund- 
lage des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 

Bewilligung  und  Uebenvachung  öffentlicher  Versteigerungen,  die  Hand- 
habung der  gesammten  Polizei-Gesetze,  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
bei  Verletzung  polizeilicher  V^orschriften  und  Einrichtungen ,  Handhabung 
des  Auftichterechts  bei  geistlichen  und  weltlichen  Stiftungen ,  Einflussnahnie 
in  Angelegenheiten  der  kirchlichen  Vogtei,  Amtshandlung  bezüglich  der 
Gebühren  der  Geistlichkeit,  Aufsicht  über  Schulen  und  Erziehungs- An- 
stalten, Aufsicht  über  die  inneren  Angelegenheiten  der  unterstehenden 
Gemeinden.  Die  gemischten  Bezirksämter  haben  die  Civil-  und  Straf- 
Gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  nach  den  von  der  Jurisdictions-Norm 
festgesetzten  Bestimmungen  zu  üben.  In  Bezug  auf  das  Steuerwesen  wirkt 
das  Bezirksamt  zumal  auf  die  directe  Besteuerung  ein,  besorgt  die  Evi- 
denahaltung  des  Grundsteuer -Katasters,  die  Einsammlung  und  Richtig- 
stellung der  Hauszins-Fassionen,  die  Erhebungen  zur  Bemessung  der  Haus- 
dassensteuer,  zur  Ausmittlung  der  Erwerbsteuer  und  die  gutachtliche 
Vorlage  der  Einkommensteuer -Bekenntnisse,  die  Beitreibung  voii  Steuer- 
rückständen und  Erhebungen  über  Steuernachsichts-Gesuehe.  Der  bezirks- 
ärzlliche  Dienst  ist  in  der  Organisirung  begriffen;  in  Bauangelegenheiten 
leistet  der  Baubeamte,  in  dessen  Banbezirke  das  Amt  gelegen  ist,  die 
technische  Mitwirkung. 

*  Zur  Uebersicht  der  Art,  in  welcher  die  Organisirung  der  politischen 
Verwaltungs-Behörden  durchgeführt  wurde,  dient  die  folgende  Zusammen- 
stellhng,  welche  für  die  einzelnen  Kronländer  das  Datum  der  Ministerial- 
Verordnung,  unter  der  auf  Grundlage  vorausgegangener  Allerhöchster 
EntSchliessungen  die  Organisirung  kundgemacht  wurde,  die  Zahl  der 
Kreise,  der  Stadtbezirke,  der  Bezirksämter,  dann  den  Zeitpunct,  in  wel- 
chem die  neu  organisirten  Kreis-  und  Bezirks-Behörden  in  Wirksamkeit 
traten,  imch weiset. 
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wird  noch  entgegengeaehen ,  ebenso  der  EinriohtuDg  der  Landes- 
Vertretungen^  welche  jedoch  demnächst  zur  Ausführung  gelan- 
gen dürfte )  da  die  Wiedereinberufung  der  Centräl-Congregationen 
des  lombardisch-venezianischen  Königreiches  bereits  erfolgt  und  der 
Fortbestand  der  Provinzial-Congregationen,  welche  (mit  erweitertem 
Wirkungskreise)  gleich  nach  Besiegung  des  Aufstandes  wieder  v«c-  . 

sammelt  wurden,  neuerdings  bestätigt  worden  vsL  ^^^ *^A^ ^ ta^&tJ^^ 
Die  Organiisation  der  Justiz-Behörden  hatte,  min-A^A^^ €^ 
destens  in  der  untersten  Instanz,  gleichen  Schritt  mit  jßner  ^^^^^^^^ 
der  politischen  Behörden  zu  halten.    Denn  nachdem  mit  dem 
Aufhören  der  Patrimonial- Obrigkeiten  und  Patrimonial-Ge- 
richtsbarkeit  (in  Ungern  der  Komitats-,  Municipal-  und  herr- 
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schafblichen  Gerichtsbarkeit)  die  untersten  Organe  der  Ver* 
waltung  weggeftillen  waren,  musste  für  die  Bestellung  neuer 
Organe  von  Staatswegen  gesorgt  werden.  Nachdem  man 
von  dem  bei  der.  anfänglichen  Reform  festgehaltenen  Grund- 
satze der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  selbst 
bei  den  untersten  Organen  wieder  abgegangen  war,  wurde 
die  Gerichts  -  Organisation  auf  Grundlage  des  Allerhöchsten 
Cabinetsschreibens  vom  31.  Pecember  1851  erneuert. 

Ohne  hier  des  eigentlichen  Gerichtsverfahrens  zu  erwähnen, 
wovon  bei  den  materiellen  Reformen  die  Rede  eem  wird,  ist  nur 
zu  bemerken ,  dass  hinsichtlich  der  Abgränzung  der  Gerichtsbezirke 
(vom  lombardisch-venezianischen  Königreiche  abgesehen)  volle  Ueber- 
einstimmung  mit  jener  der  politischen  Bezirke  (welche  üeberein- 
stimmung  sich  nach  den  Grundsätzen  der  neu  eingetretenen  Re- 
formen auf  alle  Zweige  der  Staatsvenvaltung  erstrecken  soll)  be- 
steht, so  dass  die  Gränzen  eines  Einzelngerichts  mit  jenen 
eines  politischen  Bezirkes  zusammenfallen,  jene  eines  Collegial- 
Gerichtes  (oder  auch  zweier  derselben)  den  Umfang  eines  Kreises 
(oder  auch  zweier)  einschliessen ,  und  ein  Oberlandesgericht 
ftlr  jedes  Kronland  oder  Verwaltungsgebiet  bestellt  ist.  Hiervon 
macht  nur  das  Oberlandesgericht  von  Wien  (dessen  Sprengel  sich 
über  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  dann  über  Salzburg  er- 
streckt), von  Gratz  (welches  seine  Wirksamkeit  auf  Steiermark, 
Kämthen,  £rain),  von  Triest  (welches  die  seine  überTriest,  Görz 
und.Istrien  ausdehnt),  von  Brunn  (ftlr  Mähren  und  Schlesien  be- 
stimmt) und  von  Lemberg  (ftlr  das  östliche  Gralizien  —  Verwaltungs- 
gebiet Lemberg  —  und  die  Bukowina)  eine  Ausnahme;  in  Ungern 
befindet  sich  in  dem  Verwaltungi^biete  jeder  Statthalterei-Abthei- 
lung  ein  Oberlandesgericht.  Der  Sitz  der  Oberlandesgerichte  (im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  Tribunali  d'appello) 
befindet  sich  in  der  Häuptstadt  des  Kronlandes  oder  Verwal- 
tungsgebietes; nur  ftlr  jenes  von  Kaschau  ist  das  Oberlandesgericht 
in  Eperies  bestellt  Hinsichtlich  aller  Seerechts- Angelegenheiten 
erfolgt  die  Berufung  von  den  als  Seegerichte  fungirenden  Gerichts- 
höfen erster  Instanz  zu  Triest,  Venedig,  Fiume,  Zara,  Spalato, 
Ragusa  und  Cattaro  (dann  den  Consular- Gerichten)  an  das  Ober- 
landesgericht in  Triest.  Als  oberste  Gerichtsbehörde  für  den  Um- 
fang des  ganzen  Kaiserstaates  mit  Ausnalime  der  Militärgräuze  ist 
der   oberste   Gerichtshof  in    Wien    wirksam.   —    Neben    den 
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Gerichtsbehörden  besteht  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft 
(jedem  Oberlandesgerichte  ist  ein  Oberstaatsanwalt,  den  einzekien 
Landes-  und  Kreisgerichten  sind  Staatsanwälte  nebst  ihren  Substi- 
tuten beigegeben),  dessen  Thädgkeit  sich  theils  unmittelbar  auf  die 
Ausübung  der  Gerechtigkeitspflege  in  Strafsachen,  theils  auf  die 
administrative  Leitung  der  Justiz,  auf  die  Thetlnahme  bei  den  prak- 
tischen Prüfungen  zum  Richteramte  und  zur  Advocatur,  und  auf 
die  Verbesserung  und  richtige  Anwendung  der  Justizgesetze  im  - 
Allgemeinen  bezieht  Als  Organe  der  Justizpfiege  erscheinen  femer 
die  (später  umständlicher  zu  erwähnenden)  Advocaten-  und  No- 
tariats-Kammern. —  Als  ordentliche  Civilgerichte  erster 
Instanz  bestehen  die  (reinen)  Bezirksgerichte  und  die  (gemisch- 
ten) Bezirksämter  (Preture  in  Dalmatien,  Stulilrichterämter  in 
Ungern),  die  Präturen  im  lombardiBch-venezianischen  Königreiche 
(deren  Gerichtssprengel  sich  zum  Theile  über  je  mehrere  Districts- 
Commissariate  erstreckt),  dann  die  Gerichtshöfe  erster  Instanz, 
sammt  den  von  letzteren  ftir  Civil-  und  Strafsachen  von  minderer 
Wichtigkeit  in  bedeutenden  und  volkreichen  Städten  bestellten 
städtisch-delegirten  (Bezirks-)  Gerichten  (Preture  urbane.)  Diese 
Gerichtshöfe  führen  in  den  Hauptstädten  der  Kronländer  den  Namen 
der  Landesgerichte,  sonst  jenen  der  Kreis-  (Komitats-)  Ge- 
richte, im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  heissen  sie 
überhaupt  Tribunali  provinciali,  in  Dalmatien  Tribunali 
di  prima  istanza,  das  Verfahren  bei  denselben  ist  collegialisch. 
Als  Strafgerichte  wirken  für  gewisse  bezeichnete  üebertretun- 
gen  die  Bezirksgerichte,  Bezirksämter  und  Landpräturen ,  Preture 
foresi  (andere  speciell  bezeichnete  Uebertretungen  sind  in  den  Kron- 
lands- und  Verwaltungsgebiets-Hauptstädten  der  Gerichtsbarkeit  der 
Polizei -Behörden  zugewiesen),  für  Vergehen  und  Verbrechen  die 
Gerichtshöfe  erster  Instanz;  fUr  die  Verbrechen  des  Hochyerrathes, 
der  Majestats- Beleidigung,  der  Beleidigung  von  Mitgliedern  des 
kaiserlichen  Hauses  und  der  Störung  der  öfientlichen  Ruhe ,  in 
Ungern  überdiess  fiir  das  Verbrechen  der  VeriUlschung  öffentlicher 
Credits-Papiere  sind  bloss  die  Landesgerichte  (mit  Ausnahme  des- 
jenigen zu  Pest)  competent,  bezüglich  des  lombardisch- veneziani- 
schen K()nigreiches  aber  ist  für  die  Verbrechen  des  Hochverrathes, 
Aufstandes  und  Aufruhrs  ein  eigener  Strafgerichtshof  in  Mantua 
zusammengesetzt.  Die  Führung  des  Untersuchungs-Verialirens  steht 
denselben  Behörden  zu ,  nur  sind  nebstdem  für  die  nicht  ausgenoni- 
menen    Verbrechen    und    Vergehen    in   jedem  Kronlande    gewisse 
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Bezirks&mter  (nebst  allen  Bezirksgerichten)  auch  als  Untersuchungs- 
gerichte bestellt.,  jedoch  so,  dass  die  Fällung  des  Urtheils  von  dem 
Collegial- Gerichtshofe  ausgeht,  in  dessen  Sprengel  jene  liegen.  — 
Special-Gerichte  bilden:  das  oberste  Hofmarschallamt  zur 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses,  über  die  das  Recht  der  Exterritorialität  Geniessenden  und 
gewisse  andere  fürstliche  Personen,  welche  dieser  Gerichtsbarkeit 
speciell  unterstellt  wurden;  die  geistlichen  Gerichtsstühle  in 
den  ehemaligen  nngrischen  Ländern  (für  Religionsgenossen  des 
katholischen  und  griechischen  Ritus  in  Ungern,  der  Wojwodschaft 
und  Kroatien-Slavonien ,  für  alle  christlichen  Confessionen  in  Sieben- 
büi^n)  in  Beziehung  auf  Ehestreitigkeiten ;  die  Berggerichte,  als 
w^elche  die  berggerichtlichen  Senate  der  hierflir  bezeichneten  Landes- 
und Kreisgerichte  unter  Zuziehung  von  bergbaukundigen  Beisitzern 
fungiren;  die  Handelsgerichte,  welche  theils  als  besonders  be- 
stellte Gerichte  (in  Wien,  Triest,  *  Mailand,  Venedig  und  Pest) 
theils  als  Hcindels-Senate  der  Landes-  und  Kreisgerichte  unter  Bei- 
ziehung von  sachkundigen  Beisitzern  aus  dem  Handelsstande  fun- 
giren,  von  denen  jene  in  Triest,  Venedig,  Zara,  Spalato,  Ragusa, 
Cattaro  und  Fiume  zugleich  als  Seegerichte  wirken;  die  Hafen- 
Capitäne  für  gewisse  Streitigkeiten  unter  Seeleuten ,  dann  Ueber- 
tretungen  des  politischen  Seegesetzes  und  in  Fällen,  welche  keinen 
Aufschub  gestatten;  die  Elbezollgerichte  in  Böhmen  zur  Ent- 
scheidung von  Civil -Streitigkeiten  aus  Anlass  der  Elbeschififahrt; 
die  Handels-  und  Gewerbe-Kammern,  welche  unter  Beistim- 
mung der  Betheiligten  über  Handels-  und  Gewerbe- Angelegenhei- 
ten (sowie  die  Wiener  Börsekammer  über  Börsegeschäfte)  als 
Schiedsrichter  entscheiden.  Die  Besorgung  der  den  Vormund- 
schaft«- und  Curatels- Behörden  erster  Instanz  zugewiesenen  Ge- 
schäfte ist  in  den  besonders  bezeichneten  Städten  und  grösseren 
Orten  der  ehemals  ungrischen  Länder  eigenen,  aus  Mitgliedern  der 
Gemeinde  unter  Leitung  der  Bezirksrichter  gebildeten  Waisen- 
CommiSsionen  überlassen;  in  Siebenbürgen  können  Rechtsstreitig- 
keiten bis  zum  Belange  von   12  fl.   bei   den  Gemeindevorständen 


*  Die  Handelsgerichte  zu  Wien  und  Triest  haben  auch  laut  kcuseriichen 
Patents  vom  21.  December  1855  die  Abhandlangs-,  Curatels-  und  Pupillar- 
Geschäfte  bezüglich  der  an  ihren  Standorten  wohnhaften  und  bei  ihnen  proto- 
kollirten  Handelsleute  und  Fabricanten,  der  Gesellschaften  und  Kinder  der- 
8ell)en  zu  übernehmen. 


i5 


angebracht  werden.  Hinsichtlich  der  Gefällsgerichte  wurde  an 
dem  bestandenen  Oi^nismus  nichts  geändert.  Die  6erichtsbcu4ceit 
über  die  österreichischen  Unterthanen  und  Schutzgenossen  in  der 
Türkei  üben  die  Consular- Gerichte  (d.  i.  die  dort  bestehenden 
General-Consulate^  Consulate  und  die  besonders  dazu  ermächtigten 
Vice-Consulate)  *  in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  aus.  Die 
Berufung  von  denselben  geht  an.  die  Oberlandesgeriehte  von  Lem- 
berg  (fiXr  die  Moldau,  sammt  Brail^  und  Tultscha),  Hermannstadt 
(für  Bukarest),  Temesvär  (für  Serbien,  Rustschuk  und  Widdin  in 
Bulgarien),  Agram  (itir  Bosnien),  Zara  (l^r  die  Herzegowina)  und 
Triest  (für  alle  übrigen  Consulate  in  der  Türkei,  Aegypten,  Tunis, 
Tripolis  und  Marokko,  sowie  in  Seerechts- Angelegenheiten  bezüg- 
lieh  aller  Consular-Grerichte  ohne  Ausnahme),  und  in  letzter  Instanz 
an  den  obersten  Grerichtshof  in  Wien.  ^ 


*  Dieselben  sind  aufgezählt  in  der  Minist.  Verord.  vom  31.  März  1855. 
^  Die  Uebersichtdes Gerich ts-Orgauismus  gewährt folgendeNach Weisung : 
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Die  dem  Finanz-Ministerium  untergeordneten  Be- 
liörden  wurden  nur  theilweise  durch  Errichtung  der  Finanz- 
Landes -Directionen,  Steuer  -  Directionen  und  Steuerämter, 
der  Finanz-Bezirks-Directionen  mehrerer  Landes-Hauptcassen 
und  Filial  -  Landescassen ,  Finanz-Procuraturen  und  Finanz- 
Procuraturs-Äbtheilungen,  endlich  der  Berghaüptmannschaf- 
ten  umgestaltet. 
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Im  lombardisch- Yenezianischen  Königreich  gibt  es  nur  Gerichtshöfe 
erster  Instanz  ohne  Unterscheidung  von  Landes-  und  Kreisgerichten;  in 
Mantua  besteht  ausserdem  noch  der  Special -Gerichtshof  für  Staatsver- 
brechen. In  der  obigen  Nachweisung  sind  die  (reinen)  Bezirksgerichte  nicht 
enthalten,  von  denen  in  Steiermark  2,  in  Böhmen  6,  in  den  Verwaltungs- 


47 


Das  Finanz-Ministerium  hat  seinen  frttheien  Wirkungs- 
kreis beibehalten,  nachdem  die  zeitlich  davon  ausgeschiedene  Ver«^ 
waltung  des  Bergwesens  in  Folge  der  Aufhebung  des  Ministeriums 
Hit  Landes -Cultur  und  Bergwesen  wieder  an  dasselbe  zurückfiel« 
Ausserdem  aber  wurde  ihm  (seit  19.  Mai  1848)  die  Verwaltung 
der  directen  Steuern  und  des  Katasters  zugewiesen.  Dem  Finanjb- 
Ministerium  unterstehen  zunächst  die  im  iaht  1860  errichteten 
Finanz -Landesbehörden;  diese  sind  a)  die  Finanz -Landes-Di- 
rectionen,  welche  an  dem  Sitze  der  Statthaltereien  (mit  Aus- 
nahme jener  von  Linz  und  von  Triest)  und  Statthalterei- Abtheilun- 
gen und  der  Landesregierung  zu  Krakau  bestehen,  und  alle  nicht 
ausdrücklich  anderen  Behörden  übertragenen  Finanz  -  Angelegen- 
heiten leiten,  und  b)  die  Steuer-Directionen  an  dem  Sitze  der 
Landesregierungen  (mit  Ausnahme  von  Krakau),  dann  in  Linz  und 
Triest,  welche  in  dem  bezüglichen  Kronlande  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern  besorgen.  An  der  Spitze  der  ersteren  steht  der 
Statthalter  (in  Krakau  der  Landes-Präsident)  als  Präsident  (mit  Aus- 
nahme der  ehemals  ungrischen  Länder) ,  welchem  ein  zweiter  Vor- 
steher als  Director  beigegeben  ist,  an  der  Spitze  der  letzteren 
dex  Landesprftsklent  (in  lAat  und  Triest  der  Statthalter).  Unter 
den  Finanz-Landesbehörden  wirken  in  Finanz-Angelegenheiten  die 
bereits  im  Jahr  1832  als  Cameral-Bezirksverwaltnngen  er- 
richteten, nunmehr  aber  in  der  Zähl  vermehrten  und  auch  in  den 
ehemals  ungrischen  liUidem  in  das  Leben  getretenen  Finanz- 
Bezirks-Direc.tionen  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche 
Finanz-Intendenzen)  ^  und  in  Angelegenheiten  der  directen 
Besteuerung  die  Kreis-  (JLomitats-)  Behörden  (Delegationen),  zu 
welchem  Behufe  einer  jeden  (mit  Ausnahme  de&  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiches)  ein  Steuer-Inspector  als  Referent  mit  dem 
erforderlichen  Hilfspersonale  beigegeben  ist.  Li  jenen  Kronländem, 
welche  nicht  in  Kreise  zerfallen,  bestehen  an  dem  Sitze  der  Landes- 

gebieten  Lemberg  1,  Pest-Ofen  1,  Oedenburg  1,  Fressburg  2,  in  der 
Wojwodschaft  sammt  Banat  1  vorhanden  und  nebst  den  oben  nachge- 
wiesenen als  Untersuchnngsgerichte  in  Strafsachen  bezdchnelen  (und  in 
der  Gesammtzahl  derselben  schon  inbegriffenen)  Bezirksämtern  aach  als 
derlei  Untersuchungsgerichte  bestellt  sind.  In  Triest,  Frag,  Brönn,  Kra- 
kau, Lemberg  und  Mailand  waltet  der  besondere  Umstand  ob,  dass  von 
den  daselbst  vorhandenen  städtisch -delegirten  Bezirksgerichten  je  nnes 
aossciiliessend  mit  Strafsachen  sich  beschäftiget. 
'  AJinist.  Verord.  vom  12.  December  1855. 
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regieningen  eigene  Steuer-Commisdonen ,  und  sKwar  letztere  sowohl 
flir  die  Einhebung  der  directen  Steuern,  als  filr  die  Bemessung  und 
Einhebung  der  Stämpel-  und  unmittelbaren  Oebtthren  von  Rechts- 
gesehftften,  so  wie  für  Verwahrung  und  Verrechnung  des  Waisen- 
vermögens und  der  Depositen.  *  Unter  den  Kreisbehörden  wirken 
die  Bezirks-  (Stuhlrichter-)  Aemter  und  die  denselben  einverleibten 
Steuerämter,  erstere  in  administrativer,  letztere  in  manipuliren- 
det  Hinsicht  Die  Einhebung  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  ist, 
als  ein  Gegenstand  des  übertragenen  Wirkungskreises  der  Gemein- 
den, den  Gemeindevorständen  überwiesen.  Ausserdem  wurden  hierzu 
eigene  Steuer- Administrationen  in  Wien,  Gratz,  Triest,  Prag,  Lem- 
berg  undPest'^Gfen,  und  dieEinkommensteuer-Districts-Commissionen 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  beistimmt  —  Zu  den 
dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergebenen  Behörden  kamen 
noch:  die  (eine  Section  des  Ministeriums  bildende)  General- 
Direction  des  Grundsteuer-Katasters,^  welcher  die  Katastral- 
Inspectoren  unterstehen,  die  in  den  Kronländem,  wo  das  stabile 
Grundsteuer-Kataster  eingeftlhrt  ist,  der  Steuerbehörde  beigegeben 
sind,  und  das  Central-Taxamt  in  Wien  zur  Bemessung  der 
Taxen  flir  Acte,  welche  von  der  Central -Verwaltung  au3gehen, 
dann  der  Militär-Taxen  und  aller  in  Wien  zu  entrichtenden  Ver« 
mögens-Uebertragungs-Gebühren. ' 

Der  CentraUDirectioü  der  Tabak-Fabriken  und  Ein- 
lösungsämter* wurden  die  Directionen  der  einzelnen  Tabak-Fabri- 
ken ^  und  die  Tabak-Einlösungsämter  sammt  deren  Filialen  (in  jenen 
Kronländem,  wo  der  Tabakbau  betrieben  wird)  untergeordnet  An 
dem  Sitze  der  Finanz -Landesbehörde  besteht  in  jedem  einzelnen 
Kronlande  oder  Verwaltungsgebiete  eineLandes-Hauptcasse  (in 

•  Hinist  Verord.  vom  19.  Janaar  1853. 

^  Dieselbe  hat  die  Ausführung  der  im  Zuge  begriifienen  Operationen  des 
stabilen  Katasters  in  allen  Kronländern,  dann  des Grundsteuer-Provisoriams 
in  jenen  Kronländem,  in  welchen  die  Grundbesteuerung  noch  nicht  geregelt 
ist,  und  den  technischen  Theil  der  Evidenzhaltung  und  der  periodischen 
Revision  des  Katasters  su  besorgen  (Minist  Erlass  vom  TU.  März  1850). 

'  Minist.  Erlass  vom  7.  August  1851. 

^  Minist  Erlass  vom  13.  December  1855. 

^  Tabak-FabriJcen  bestehen:  in  Oesterreich  unter  der  Enns  5^  in  Oester- 
reich  ob  der  Enns  1,  in  Steiermark  1,  in  Tirol  2,  in  Böhmen  2,  in  Mäh- 
ren 2,  in  Galizien  3^  in  der  Lombardie  1,  in  Venedig  1,  in  Dngem  5. 
in  der  Wojwodschaft  1.  in  Kroatien -Slavonien  2,  in  Siebenbürgen  1. 
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Hailaad  und- Venedig  Gential-Cassen,- in  Oedenburg,  Preesbttrg, 
Kaechau  und  Gross wardein  Filial-Landescessen)  illr  die  Gebarung 
aller  im  Kronlande  vorftülenden  Staatseinnahmen  und  Ausgaben; 
bei  den  Finanz-Bezirks-Direetionen  bestehen  Sammlungscassen^ 
denen  die  Uebemahme  der  Abfuhren  von  den  zugewiesenen  Ein- 
hebungsftmtem,  die  Bestreitung  der  Staatsauslagen  m  ihrem  Bezirice 
und  die  Abfuhr  der  Ueberschttsse  an  die  Landes-Uauptcasse,  sowie 
die  Besorgung  der  ihnen  besonders  zugewiesenen  Gassengeschftfte 
zusteht.  *  Den  Finanz- Landes -Directionen  unterstehen  femer  die 
Finanz-Procuraturen,  welche  in  allen  Kronlftndem  (in  linz^ 
Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest,  Troppau,  Krakau,  Czerpo- 
witz,  Verona,  Oedenburg,  Pressburg,  Kasohau  und  Grosswardein 
jedoch  nur  Abtheilungen)  vorhanden  sind.  ^  In  der  Einrichtung 
der  Finanz- Wache  trat  seit  1848  keine  Aenderung  ein. 

Zur  Handhabung  der  Berggesetze  bezüglich  der  Verleihung, 
Ausübung  und  Ueberwachung  von  Bergbau-Befugnissen,  sowie  der 
Bei^bau-Polizei,  dann  der  Einhebung  von  Bergwerksabgaben  sind 
die  Berg-Lehensbehörden  bestimmt,  und  zwar  die  Ober- 
Bergbehördep,  als  welche  vorläufig  die  politischen  Landes- 
behörden bestellt  wurden,'  und   unter  diesen   die  Berghaupt> 

mann  Schäften,   sammt   den   exponirten  Berg-Commissariaten.  * 

•  ■ 

'  In  grösseren  Bezirken,  namentlich  dort,  wo  ein  Finanz-Beeirk  meh- 
rere Kreise  umfasst,  bestehen  neben  den  Bezirks- Sammlnngscassen  noch 
eine  oder  mehrere  Filial-Sammlungscassen,  mit  den  gleichen  Geschäften. 

'  Die  Finanz-Procuratnren  sind  bestimmt  ^ur  gerichtlichen  Vertretung, 
insbesondere  zur  Führung  der  Rechtsstreite  in  Angelegenheiten,  wobei 
das  Staats-  nnd  Fonds-Vermögen  betheiligt  ist,  zur  Erstattung  von  Rechts- 
gutachten  in  allen  dieses  Vermögen  betreffenden  Angelegenheiten ,  und  zur 
Mitwirkung  bei  der  Zustandebringiing  von  Rechtsgeschäften  und  Rechts- 
urknnden  in  Angelegenheiten .  dieses  Vermögens,  über  Anffordening  der 
Staatsbehörden  (Minist.  Verord.  vom  16.  Febrnar  1850). 

s  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854,  $.  225.  Minist  Verord.  vom 
20.  März  1855. 

*  Berghanptmannschaften  wui-den  errichtet  in  Steier,  Leoben,  Klagen- 
fort,  Hall  (Minist  Verord.  y.  26.  Mai  1850),  Joachimsthal  (später  nach 
Kommotau  verlegt),  Kuttenberg,  Mies  (neuerlichst  nach  Pilsen  verlegt), 
Pribram,  Brunn  (Minist  Verord.  vom  14.  März  1850),  OraWza  (Minist 
Verord.  vom  5.  Juli  1854),  Zalathna  (Minist  Verord.  vom  11.  März  1854), 
Schemnitz,  Schmölnitz,  Nagybänya  (Minist  Verord.  \om  28.  April  1856), 
Lemberg  nnd  Wieliczka  (Minist  Verord.  vom  3.  Juli  1855),  das  Dienst- 
verhältniss  der  exponirten  Berg-Commissäre  zu  den  Berghaaptmannsehaften 
V.  Czoornig,  Oe»tprn»irh*s  Nt'iifjrst«ltnnR.  4 
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Für  die  Verwaltung  der  Staats-Berg-  und  Hüttenwerke,  der  Beiohfs- 
forste,  Salinen-  und  Montan -Fabriken  bestehen  eigene  Directio- 
nen  und  Aemter,*  denen  einer  oder  mehrere  dieser  Zweige 
zugewiesen  sind ,  und  führen  die  Aufsieht  über  die  untergeordneten 
Berg-,  Hütten-  und  Salinen -Aemter,  Hammer-  und  Gutsverwal- 
tungen, Forstämter  und  Forstverwaltungen.  Die  Directionen  der 
montanistischen  Lehranstalten  und  des  Mariabrunner  Forst-Instituts 
sind  dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergeordnet. 

Das  Ministerium  für  Handel,  Oew^rbe  und  öffent- 
liche Bauten  hat  die  oberste  Leitung  aller  administrativen 
Angelegenheiten,  welche  den  Handel,  die  Gewerbe,  die 
öffentlichen  Bauten  und  Communications- Anstalten  betreffen.  ^ 

geregelt  (Minist.  Verord.  vom  19.  April  1855);  im  lombardisch- venezia- 
nischen Königreiche  fangiren  die  Finanz -Präfecturen  als  Berg-Lehens- 
bebörden. 

*  Als  solche  sind  zu  bezeichnen:  die  Forst-Direction  in  Wien  für 
die  Reichsforste  in  Oestepreieh  anter  der  Enns  (M.  V.  15.  Sept.  1850),  die 
Salinen-  und  Forst-Direction  in  Gmanden,  wekhe  die  Verwaltung 
des  gerammten  Salinenwesens  und  aller  Reichsforste  im  obderennsischen 
und  st^rischen  Salzkaromergute  zu  leiten  hat  (U.  V.  15.  Sept  1850);  die 
Berg-,  Salinen-  und  Forst-Birection  in  Salzburg  für  das  gleich- 
namige Kronland  (M.  £.  7.  Mai  und  22.  Juli  1849);  die  Berg-  und 
Forst-Direction  zu  Gratz  für  Steiermark,  K&mthen  und  Krain  (M.  V. 
15.  Juli  1850),  mit  Ausnahme  der  Innerberger  Hauptgewerkschaft,  für 
welche  abgesondert  die  Eisenwerks-Direction  zu  Eisenerz  besteht; 
die  Berg-  und  Salinen-Direction  zu  Hall  für  Tirol;  die  Bergobeiv 
ämter  zu  Joachimsthal  und  Pribram  f ür  Böhmen,  und  das  Bergamt  in 
M&hrisch-Ostrau  (M.  Y.  30.  Januar  1850);  die  7  Salinen-Verwaltungen 
im  Lemberger  Finanz- Landes -Directioos- Gebiete  (M.  V.  vom  7.  October 
1853);  die  Berg-  und  Salinen-Direction  in  Wieliczka  (M.  £.  25.  Oe- 
tober  1850);  die  Finanz -Landes -Directionen  in  Krakau  und  Ofen>;  die 
Berg-,  Forst-  und  Güter-Direction  zu  Schemnitz  (M.  V.  10.  April 
1851);  die  Bergwerks-Inspectorats-Oberämter  zu  Schmölnitz  und 
Nagybtoya;  das  Salinen-  und  Domänen -Oberamt  lu  SoovAr;  die 
Harmaroser  Gameral-Administration  in  Szigeth;  die  Berg-Di- 
rection  in  Oraviza^  die  Berg-,  Salinen-  und  Forst-Direction  in 
Klaosenburg;  die  Verwaltung  der  Fabrik  chemischer  Producta  in  Unter- 
Heiligeostadt;  das  Bergwer  ks-Inspectorat  in  Agordo.  Die  Reorga- 
nisirung  aller  dieser  Behörden  ist  im  Zuge. 

'  Dahin  gehören:  Die  Einleitang  und  Vorverhandlnng  zum  Abschlüsse 
von  Staatsvertrigen,   welche  sich  auf  Handel,   Gewerbe  und  Schüffahrt 
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Ferner  ist  dem  Handels-MiDisterium  die  (früher  bei  dem 
General -Reehnungs-Directorium    bestandene)  Direction  der 

beziehen,  und  die  Ueberwachnng  des  Vollzuges  und  der  Ausfuhrung  der- 
selben; die  Entucheidung  in  letzter  Instanz  über  die  Verleihung  von  Fa- 
briks^,  Gewerbe-  und  Handelsbefügnissen,  über  Administs^tiv- Angelegen- 
heiten der  Handelsgremien,  Innungen,  Zünfte  und  sonstigen  Handels*  und 
Qewerbe-Corporationen;  die  Ernennung  oder  Bestätigung  der  Schiffsmäkler 
und  Waarensensalen,  dann  der  Präsidenten  der  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammern;  die  Prüfung  und  Bestätigung  der  Satzungen  der  Vereine  zur 
Beförderung  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Schifffahrt;  die  Mit- 
wirkung bei  Errichtung  und  Regulirung  der  Börsen  und  der  Circulationa-, 
Credits-,  Leih-  und  Disconto- Anstalten,  so  wie  bei  allen  in  das  Bereich 
anderer  Ministerien  fallenden  Einrichtungen  und  Vorschriften,  die  auf 
Handel,  Gewerbe  und  Schifffahrt  von  wesentlichem  Einflüsse  sind;  die 
Ertheilung  von  Erfindungs- Privilegien,  Jahrmarktsbefugnissen,  Mauth* 
bewiUigiingen  auf  Privat- Strassen  oder  Brücken;  die  Mitwirkung  bei 
Regulirung  der  Zölle  und  Manthen;  die  Aufsicht  über  Maasse  und  Ge> 
Wichte;  alle  Verhandlungen  in  Betreff  der  Industrie -Ausstellungen,  des 
Seeschifffahr ts-  und  See- Quarantaiue- Wesens,  des  Seeschiffbaues,  der 
Seefischerei,  des  Hafendienstes,  der  See-  und 'Hafen -Polizei,  der  Lootaen- 
anstalten,  der  L^ichtthürme  u.  8.'w.;  die  Leitung  der  Porzellan-Fabrik 
zu  Wien;  des  .Consular- Wesens  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
des  Aeussern;  des  Bauwesens  im  Fache  der  Hochbauten,  so  wie  des 
Strassen-,  Wassec-  und  Eisenbahn -Baues,  und  zwar:  die  Bewilligung 
von  Neubauten,  Reparaturen,  Herstelluugen,  Reoonstructionen,  Ergän-- 
Zungen  u.  s.  w.,  insoferne  die  diessfälligen  Kosten  50.000  fl.  C.  M.  nicht 
überschreiten ,  die  Leitung  der  Ausführung  aller  Bauten ,  welche  von  dem 
Handels -Ministerium  oder  über  Antrag  desselben  vqu  Seiner  Majestät  be> 
willigt  worden  sind,  die  Genehmigung  aller  bezüglichen  Lieferungs-, 
Lohn-,  Anschaffungs-,  Bau-  und  Grundeinlösungs- Verträge,  die  Ent» 
werfung  und  Prüfung  der  Bau-Projecte,  dann  die  CoUaudirung  der  aus- 
geführten Bauten;  die  Erhaltung  der  hU^torischen  Baudenkmale  nach 
Maassgabe  der  Allerh.  EntSchliessung  vom  31.  December  1650;  das  Staats* 
Eisenbahnwesen,  insbesondere:  die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  sämmt- 
licher  Betriebsmittel,  die  Bewilligung  aller  erforderlichen  Herstellungen^ 
Anschaffungen  und  Ergänzungen,  die  Festsetzung  der  Tarife,  der  Fahr^ 
Ordnungen  und  der  Bestinunungen  über  den  Personen-  und  Sachen-Trans- 
port auf  Staatsbahnen,  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit  anderen  Eisen- 
bahnen oder  Verkehrsanstalten  über  den  Anschluss  des  Verkehres  un4 
die  Bedingungen,  die  Verhandlungen  wegen  Ertheilung  von  Concessionen 
für  Privat-Eisenbaimen  und  die  Handhabung  der  Eisenbahn-Betriebs-Ord- 
nung;  das  Poetwesen,  und  zwar:  die  Vor-Einleitung  zum  Abschlüsse  von 
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ftdminiatrativen  Statistik  zogewiesen,  ^  sowie  bei  demselben 
fl)r  die  Reehnungsgeschftfte  und  die  Evidenzhaltung  der  Geld- 
gebarung ein  Ministerial-Rechnungs-Departement  besteht. 

Für  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Gewerbe 
wirken  unter  der  Leitung  dieses  Ministeriums  die  politischen  Landes-, 
Kreis-  und  Bezirksbehörden,  sowie  die  Gemeindeverwaltungen. 
Bezüglich  des  Seehandels,  des  See-Sanitäts-^Wesens,  der  Schifflahrt 
und  des  Schiff  bau  wesens  ist  aber  eine  eigene  Central-Behörde,  die 
Central-Seebehörde  (Govemo  centrale  marittimo)  zu  Triest, 
-bestellt.  Dieselbe  hat  die  Aufgabe,  bezüglich  des  SeeschifiTahrts« 
Wesens  im  weitesten  Umfange  (jedoch  abgesehen  von  der  Eriegs- 
Marine)  nach  allen  seinen  Erfprdernissea  und  in  den  damit  enge 
vcgrbundenen  See-Sanit^Angelegenheiten  als  vermittelndes  Organ 

Poet-Gooventionen  mit  fremden  Staaten,  die  Verwaltnng  des  beweglichen 
nnd  unbeweglichen  Eigen thumes  des  Post^Aerars,  die  Festsetzung  des 
Ansmaasses  von  Poetrittgeldem  und  der  sonstigen  Tarife  nnd  Gebtihren 
für  die  Benützung  der  Fostanstalt,  die  Regulirung  der  Post-Coarse,  die 
Errichtung  neuer  Postämter  nnd  Post-Expeditionen,  idie  Festsetzung  der 
Gebühren  der  Postmeister,  die  Einlösung  «'blicher  oder  verkäuflicher 
Post-Stationen,  die  Ausübung  der  Disciplinar-Grewalt  gegen  Postmeister 
und  das  anderweitige  nicht -unmittelbar  im  Staatsdienste  befindliche  Post^ 
Personale,  die  Ratificimng  von  Verträgen  mit  Privat-Personen  oder  Ver- 
einen über  die  Beförderung  der  Posten;  femer  im  Telegraphen 'Wesen: 
die  Einleitung  der  Vwhandlungen  zum  Abschlüsse  von  Telegraphen-Con- 
▼entionen  mit  auswärtigen  Mächten,  die  Verwaltung  des  gesammten  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögens  des  Telegraphen -Aerars,  die 
Bewilligung  aUer  zum  ordentlichen  Betriebe  der  Staats-Telegräphen  er- 
forderlichen Herstellungen,  Anschaffungen  und  Ergänzungen,  ^%  Erlas- 
snng  von  Vorschriften  über  die  Benützung  der  Staats -Telegraphen  zu 
PrivatpZwecken,  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Gebühren,  und  die  Ge- 
nehmtgong  der  dahiA  abzielenden  Privat -Verträge;  die  Ueberwachung 
anderweitiger,  dem  öffentlichen  Verkehre  gewidmeter  Transport- Mittel. 

*  Durch  4iie  Direction  der  administrativen  Statistik  veranstaltet  das 
Handels -Minisjterium  die  Sammlung  aller  f^r  die  Staatsverwaltung  noth- 
wendigen  und  nnt^chen  statistischen  Notizen,  die  Zusammenstellung  der 
statistischen  Ausweise  und  Tabellen  und  die  Veröffentlichung  derselben 
nach  eingeholter  Allerh.  Genehmigung,  die  Sammlung  und  Veröffent-' 
lichung  von  Consular- Berichten  und  überhaupt  von  allen  für  Handys- 
Practik,  Staats-  und  Volkswirthsdtaft  wichtigen  Aufsätzen.  Die  Geschichte 
derselben  und  ihrer  Leistungen  ist  im  I.  Hefte  der  „Hittheilungen  aus 
dem  Gebiete  der  Statistik«*  für  1855  behandelt 
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des  Haodelehlliiiisteriiiins  in  afiimntlicheii  österreichischen  Küsten« 
ländem  zu  wirken^  demnach  im  Bereiche  derselben  unter  unmittel* 
barer  Leitung  des  Ministeriums  die  Regelung^  Ueberwachung  und 
Förderung  jenes  wichtigen  Industrie-Zweiges  und  der  darauf  bezüg- 
lichen Vorkehrungen  auf  zweckmässige  und  gleichförmige  Weise 
KU  handhaben,  die  betreffenden  Gesetze  und  administrativen  Ver* 
ftigungen  zur  Ausführung  zu  bringen,  über  Anordnung  des  Mini- 
steriums neue  Entwürfe  zu  gesetzlichen  dem  Bedürfnisse  entspre- 
chenden Vorschriften  vorzubereiten  und  die  Aufsicht -und  Leitung 
in  allen  Dienst-,  Personal-  und  Disciplinar- Angelegenheiten  über 
fiämmtliche  in  den  verschiedenen  Küstenbezirken  aufgestelltcQ  8ee- 
Sanitäts-  und  See^Lazareth-Aemter,  wie  auch  über  jene  Organe 
zu  führen,  welche  die  Stelle  jener  Aemt^r  an  manchen  Küsten« 
orten  vertreten.  *    Zum  Personal -Stand   der   Central-See -Behörde 


*  Die  Central -Seebeikörde,  deren  Errichtang  mit  der  Allerh.  Ent- 
schlieeeuDg  vom  30.  Januiir  1849  angeordnet  und  deren  Organisirang  von  - 
dem  damaligen  Handels -Minister  Freiherrn  v.  Brück  dem  Sections-Chef 
Freiherrn  v.  Czoemig  anvertraiit  worden  war,  begann  ihre  Wirksamkeit 
am  1.  Mai  1850;  bis  dahin  ^aren  die  See-Angelegen]teiien  den  Länder- 
stellen  der  einzelnen  Küstenländer  übertragen. 

Der  Wirkungskreis  der  Central <Seebehörde  erstreckt  sich  ä6er  folgende 
Geechäftsgegenstände :  1)  die  Beaufsich  tigtmg  des  Seeschiffbaues ,  die  Einfluss- 
nahme  auf  dessen  gedeihliche  Fortbildung,  die  Handhabung  der  Aichapgs- 
Vorschriflen  für  österreichische  Seeschiffe  und  die  Bestellung  geeigneter 
Schiffbaumeister  zur  Untersuchung  der  Bauart  und  Beschaffenheit  der  See- 
schüfe;  2)  die  leitende  Fürsorge  zur  Herstellung,  Verbesserung  und  In- 
standhaltung  aller  Anstalten,  welche  als  materielle  Eriordemisse ,  Schatz- 
oder Förderangsmittel  zum  Seeschifffahrts-Betriebe  dienen,  wozu  nament- 
lich Häfen,  Werften,  Leachtthürme,  Leuchtfeuer,  Ankerbojen,  Anlandfdätze 
o.  dgl.  gehören,  einschliesslich  der  mit  dem  bezüglichen  Kostenaaf wände 
verbundenen  Geschäfte ;  3)  die  Ertheilung  der  Seeschifffahrts-Befagnisse 
und  Befahigangen  zur  Führung  österreichischer  Seeschiffe,  welche  unmit- 
telbar die  Bedürfnisse  der  Seeschifffahr^  nnd  Seefischerei,  die  Ausübung 
derselben  und  die  Rechte  und  Pflichten  der  Seefahrer  und  Fischer  als 
scdeher  betreffen;  4)  die  Handhabung  und  Ueberwachung  der  Gesetze  und 
Vorschriften  mit  Einschluss  der  Hafen -Polizei -Verordnungen;  5)  die  Ent- 
scheidung in  erster  Instanz  bei  allen  Uebertretungen  des  Cabotage- Regle- 
ments; in  zweiter  Instanz  in  Fällen  von  Recursen  gegen  Entscheidungen 
der  Consular-Aemter,  die  sie  wegen  Uebertretung  der  Vorschriften  des 
österreichischen  Navigations-Edictes  und  der  nachträglichen  Bestimmungen 
zur  Anfrechthaltimg  der  iSchifflfnhrts-Ordnung  oder  der  Disciplin  gefälk 


54 


gehören  zwei  Ober-Inspectoren ,  ein  technischer  (für  die  Seebauten) 
und  ein  nautischer  (für  die  technisch-nautischen  Geschäfte  und  die 
Aufsicht  der  nautischen  Schulen)^  welchen  ein  zum  Theüe  selbst- 
st&ndiger  Wirkungskreis  zugewiesen  ist.    Als  exponirte  Organe  der 

haben,  sowie  über  Recurse  gegen  Straferkenntnisse  der  Hafenämter,  welche 
diese  wegen  ähnlicher  Uebertretangen  oder  wegen  Vergehen  gegen  die 
Hafen-PoÜzei- Anordnungen  erlassen  haben;  die  Entscheidung  in  zweiter 
Instanz  bei  Recursen  gegen  Straferkenntnisse  der  See-Sanitäts-Magistrate 
oder  See-Sani täts-Lazareth-Aemt^,  bezüglich  der  Uebertretungen  der  Vor- 
schriften über  See-Sanitäts-  und  Contumaz- Anstalten  und  Einrichtungen; 
6)  die  Einführung  einer  allgemeinen  Matrikel  für  den  Seedienst  in  der 
öatarreichischen  Handels-Marine;  sowie  die  Einrichtungen  zur  Versorgung 
oder .  Unterstützung  hilfsbedürftiger  österreichischer  Seeleute  und  ihrer 
F!amilienglieder  und  die  Errichtung  und  Vervollkommnung  von  Anstalten 
zur  Ausbildung  für  den  Seedienst;  7)  Belobungen  oder  Anerkennungen, 
sowie  Belohnungen  und  andere  Aufmunterungen  für  ausgezeichnete  oder 
Mner  besonderen  Berücksichtigung  würdige* Handlungen  der  Rheder  und 
Seefiiihrer  oder  anderer  Personen ,  welche  sich  um  die  Handels-Marine  ver- 
dient gemacht  haben;  8)  die  Handhabung  und  üeberwachung  der  See- 
Sanitäts-  und  Contumaz- Vorschriften ,  sowie  die  Leitung  und  Beau£nchti- 
gung  der  bezüglichen  Anstalten  und  Einrichtungen;  9)  die  Personal-  und 
Disciplinar- Angelegenheiten  von  sämmtlichen  Hafen-,  Simitäts-  und  Laza- 
reth-Aemtem,  und  die  Üeberwachung  ilirer  Amtsverrichtungen;  10)  die 
Einholung,  Verbreitung  und  Benützung  der  empfangenen  für  diö  öeter^ 
reichische  Schifffahrt  wichtigen  Nachrichten ,  namentlich  über  Anordnungeil 
in  fremden  Staaten,  welche  auf  die  österreichische  Handels-Marine  von 
Einiluss  sein  können ;  11)  die  Üeberwachung  der  dienstlichen  Wirksam- 
keit der  österreichischen  Consular-Aemter  und  den  Geschäfts- Verkehr  mit 
denselben  in  Schifffahrto- Angelegenheiten,*  12)  die  Prüfung  der  Einrich- 
tungen gesetzlicher  Bestiomiungen  und  Vorschriften  in  Seeschifffahrta- 
Sachen,  sowie  im  See-Sanitäts-  odei*  Contumaz -Wesen;  13)  die  Einflnss- 
nahme  auf  die  Erzielung  zweckmässiger  Consular- Einrichtungen;  14)  die 
zuständigen  -Amtshandlungen  in  Beziehung  auf  die  Aufstellung  flremder 
Consular-Aemter  an  Seeplätzen  in  den  inländischen  Küfitenbezirken  und 
die  Anerkennung  der  mit  der  Führung  sdcher  Aemter  betrauten  Personen; 
15)  die  Einholung  und  geeignete  Benützung  aller  von  den  österreichischen 
Hafen-  und  Consular- Aemtem  eingelangten  periodischen  Nach  Weisungen 
und  Notizen  über  den  Stand,  die  Bewegung  und  den  Verkehr  der  öster- 
reichischen  und  auswärtigen  Seehäfen,  dann  über  die  inländischen  Schiff- 
bau-Ergebnisse und  über  die  zum  Besten  der  Seeschiflfahrt  bestehenden 
Einrichtungen  und  Anstalten,  und  endlich  die  Vorsorge  für  die  Zusammen- 
stellung der  eingeführten  periodischen  Nach  Weisungen  und  die  Einleitung 
ihrer  Benützung  (Minist-Verordn.  v.  26.  April  1850). 
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Centml-Seebi^zde  wirken  in  den  vier  Küstengebieten  von  Venedig, 
Fiunie  sammt  Civil -Kroatien,  der  Militärgränze  (Militär -Kroatien) 
und  Dalmatien  eigene  See-Inspectören,  welche  ihren  Sitz  in  Vene- 
dig, Eiume,  Zengg  und  Ragusa  haben;  das  Küstengebiet  von  Oörz, 
Triest  und  Istrien  Überwacht  die  Central -Seebehörde  unmittelbar. 
Derselben  sind  untergeordnet:  die  Central-Hafen-  und.  See- 
Sanitftts- Aemter  zu  Triest,  Venedig,  Fiume,  Zengg  und 
Ragusa:  die  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter,  ^  die  Hafen- 
und  See-Sanitäts-Deputationen , '  die  Hafen  -  und  See-Sanitäts-Agen- 
tien,'  die  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren,  und  die  See-Sanf- 
täts-Lazarethe  zu  Triest,  Venedig,  Martinschizza  (bei  Fiume),  6ra- 
vosa  (bei  Ragusa)  und  Megline  (in  den  Boeche  di  Cattaro).  *  Dem 
Handels-Ministerium  ist  femer  die  Aerarial-Porzellan-Fabrik 
zu  Wien  untergeordnet 

Zur  Vertretung  der  Handels-  und  Gewerbe-Interessen  wurden 
in  allen  Kronländem  eigene  Handels-  und  Gewerbe-Kam- 
mern* errichtet  ^  Sie  sind  das  Organ,  durch  welches  der  Handels- 
und Gewerbestand  seine  Anliegen  dem  Handels-Ministerium  eröffnet, 
und  die  Bemühungen  des  letzteren  zur  Förderung  des  Verkehres 
unterstützt 

Das  gedämmte  Bauwesen  theilt  sich  in  die  Strassen-,  Wasser- 
und  Hochbauten,  dann  in  den  Eisenbahnbau.  Die  Leitung  der 
ersteren  führte  bis  zum  Jahre  1848  die  vereinigte  Hofkanzloi,  wel- 
cher als  consultirende  technische  Behörde  der  Hofbaurath  unter- 
geordnet war;  der  Staats-Eisenbahnbau  wurde  unter  der  Leitung 

*  Deren  gibt  es  zu  Rovigno,  Lussin  piccolo,  Chioggia,  Baccari,  Porto^ 
{ü,  Zara,  Spalato  und  Megline. 

'  Sie  bestehcfn  zu  Pirano/Sebenico,  Lissa,  Lesina,  Curzola  and  Mar- 
Unschizza. 

*  In  der  Gesammtzahl  von  102. 

*  Die  Organisining  der  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter  erfolgte  mit 
der  kais.  Verordnung  vom  15.  Mai  1851  und  beztiglich  der  Militärgränze 
mit  jener  vom  22.  Januar  1853. 

^  Minist.  Verord.  vom  26.  März  1850.  Im  lomb.-venez.  Königreiche, 
wo  bereits  Handelskammern  bestanden,  ward  ihr  Wirkungskreis  erweitert. 
Gegenwärtig  bestehen  im  Ganzen  56  Handels-  und  Gewerbe- Kammern, 
nämlieh  in  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  in  Salzburg,  Kärnthen, 
Krain,  Schlesien,  der  Bukowina  und  im  Banate  je  eine;  in  Steiermark, 
Mähren,  DahnaUen  und  Siebenbürgen  je  2;  in  Görz,  Gradisca,  Triest 
und  Istrien,  in  Galizien,  Kroatien- Slavonien  je  3;  in  Tirol  4;  in  Böhmen 
nnd  in  Ungern  5;  im  lomb.-venez.  Königreiche  17. 
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der  aUgemeinen  Uofkammer  von  der  General-Directioti  der  Staate- 
fiäsenbahnen  besorgt.  Bald  nachdem  diese  Zweige  dem  Handels- 
Ministerium  zugewiesen  wurden^  entstand  zu  deren  unmittelbarer- 
Leitung  eine  General-Bau-Direction. '  Da  jedoch  dieselbe 
wieder  aufgehoben  wurde  ^  gelangte  die  unmittdbare  administrative 
und  technische  Leitung  der  Strassen-^  Wasser-  und  Hochbauten 
an  das  Ministerium^^  während  Air  die  Leitung  der  Staats-Eisen- 
bahnbauten  eine  Central-Direction  zu  Wien'  und  eine  Di- 
rection  zu  Verona^  in  das  Leben  trat.  In  Angelegenheiten  des 
Strassen-  und  Wasserbaues  nimmt  das  Ministerium  ftlr  Handel  nur 
auf  die  aus  dem  Reichsschatze  dotirten,  als  Reichsstrassen  erklärten 
Communications -Wege  und  auf  die  schüfbaren  Flüsse  und  Seen 
Einfluss;  die  Sorge  itir  die  Landes-,  Bezirks-  und  Gememdestrassen^ 
sowie  ftlr  die  nicht  schiffbaren  Flüsse  ist  eine  Angelegenheit  des 
bezüglichen  Kronlandes,  deren  Kosten  aus  dem  Landesfonde  oder 
durch  Goncurrenz  der  Betheiligten  bestritten  werden,  und  deren 
oberste  Leitung  dem  Ministerium  des  Innern  zusteht.  In  jedem 
Kronlande  oder  Verwaltungsgebiete  besteht  eine  Landes- Bau-. 
Direction,  welche  anfänglich  direct  dem  Handels -Ministerium 
(beziehungsweise  der  General- Bau -Direction)  unterstand,  in  der 
Folge  aber  zunächst  dem  politischen  Landes  -  Chef  ^  untergeordnet 

'  Minist.  Verord.  vom  30.  December  1849. 

^  Minist.  Verord.  vom  10.  September  1852. 

'  Minist.  Erlass  vom  11.  Septemlx;r  1852. 

^  Minist.  Verord.  vom  10.  Januar  1853.  Die  Wirksamkeit  dieser  beiden 
letatgenannten  Behörden  umfasst  die  Projectlrang,  die  Leitnng  und  Ausfuh- 
rung des  Baues  aller  Staats-Eisenbahnen  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude 
und  Gegenstände  nach  den  vom  Ministerium  genehmigten  Plänen  und 
Kostenüberschlägen^  und  zwar  bei  der  Direction  in  Verona  für  das  lomb.- 
venez.  Königreich,  bei  der  Central-Direction  in  Wien  für  die  übrigen 
Gebietstheile  der  Monarchie. 

^  Minist.  Verord.  vom  9.  Febr.  1853.  Dieser  ist  die  oberste  Ver- 
waltungs- Autorität  für  den  öffentlichen  Baudienst  bezüglich  derjenigen 
Bansachen,  die  nicht  unmittdbar  einen  Gegenstand  des  Geschäftokreisea 
der  Finanz -Landesbehörde  berühren,  oder  die  nicht  ausdrücklich  einer 
anderen  Behörde  im  Lande,  unabhängig  von  der  politischen  Landes- 
behörde, zugewiei^en  sind.  Der  Geschäftsverkehr  zwischen  dem  Handels- 
Ministerium  und  den  Baubehönlen  in  den  Kronläodem  erfolgt  durch  Ver- 
mittlung des  politischen  Landes -Chefs.  In  Ungern  ist  der  Landes-Bau- 
Director  als  allgemeiner  Vorstand  unmittelbar  dem  Militär-  und  Civil- 
Gouveniement  untergeordnet,  während  einer  jeden  StatVhalter€4- Abtheil  nng 
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wiifde.  In  den  einzelnen  Kreisen  sind  Kreis-  (Provinzial-^  Komi- 
tat»-}  Bauftmter' vorhanden,  welche  bezüglich  der  Reieha-Bau- 
Angelegenheiten  von  der  Xandes-Ban-Directic»!,  b^üglich  der  Lan- 
desbauten  aber  von  dem  Vorsteher  der  Kreiebehörde  (Delegation, 
Komitatfi-Behörde)  abhftngen.  An  einzelnen  Orten  sind  Ingenieure 
aa%e8teUt,  welche  flir  einen  oder  mehrere  politische  Bezirke  zur 
Besorgung  der  vorftdlenden  Baaangelegenheiten  and  Ueberwachung 
der  öflfentlichen  Gebäude  bestimmt  sind,  und  bezüglicb  der  Landes- 
Bauangelegenheiten.  den  Weisungen  der  Bezirksvorstände  nachzu- 
kommen haben. '  Den  Landes- Bau -Directionen  sind  technische 
Rechnungsabtheilun^en  beigegeben ,  welche  in  Bezog  auf  die  Rech- 
nüngs-Controle  eine  von  den  Bau -Organen,  anabhängige  Stellung 
haben,  indem  ihre  Leiter  den  Länder -Chefs  unmittelbar  unter- 
geordnet sind.  Grössere. BaufUhrungen,  welche  des  nöthigen  Bau- 
zusammenhanges wegen  die  Verfolgung  eines  Gesan^mtplanes  be- 
dingen, werden  durch  die  Organe  des  Ministeriums  i^r  Handel  oder 
durch  die  von  ihm  berufenen  Fat^Hmänner  ausgeführt;  die  übrigen 
Neu-  und  Erhaltungsbauten,  mit  Einschluss  aller  Baulichkeiten, 
welche  vom  Landes-Chef  angeordnet,  aber  nicht  aus  Reichsmitteln 
bestritten  werden,  sind  von  den  Landes-Bau-Directionen  und  den 
untergeordneten  Organen  derselben  zu  besorgen. 

Zu  den  Communications-Anstalten  gehört  der  Post-, 
Staats-Eisenbahn-,  und  Telegraphen -Dienst.  Ersterer 
wurde  vordem  von  einer  der  allgemeinen  Hofkammer  unterstehen- 
den obersten  Hoipostverwaltung  geleitet;  die  Functionen  derselben 
gingen  in  der  Folge  an  die  General-Direetion  der  Commuuicationeu 
über,'  nach  deren  Auflösung  die  bezüglichen  Geschäfte  unmittel- 
bar vom  Handels-Ministerium  besorgt  werden.  Nach  der  erfolgten 
Organisation  der  Postbehörden '  bestehen  in  den  grösseren  Krön- 

eine  Bau-Directions^Abtheilung  untersteht  (Miniat  Verord.  vom  10.  October 
1853). 

*  Die  Gnindzäge  für  die  neue  Organisirung  der  Baubehörden  in  den 
Kronländem  sind  in  dem  Allerhöchsten  Handschreiben  vom  14.  September 
185^2  enthalten,  nach  welchen  so  eben  die  Organisirung  derselben  einge- 
leitet wird. 

*  Diese  Behörde  wurde  mit  Minist.  Verord.  vom  29.  Januar  1850  er- 
richtet, mit  Minist.  V^erord.  vom  15.  Decemlwr  1851  reorganisirt  und  mit 
Minist.  Verord.  vom  23.  November  1853  aufgelöst. 

■  Allerhöchste  Entschlieesnngen  vom  7.  und  15.  Novemlier  1851  und 
1.  Febniai-  1852. 
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ländem  Post-Directionen,  mit  einem  Post-IMiector  an  der  Spitze, 
und  unter  denselben  in  den  wichtigeren  Stationen  Poetftmter  mit 
einem  PostamtsverwaJter,  *  wozu  noch  die  ambuhmten  Postfimter 
auf  den  Eisenbahnen  kommen ,  welche  einer  eigenen  Direction  (zu 
Wien)  untergeordnet  sind.  Die  untersten  Organe  f\lT  den  Postdienst 
sind  die  Post-Stationen  für  die  Pferdepost  und  die  Post-Expeditionen 
ftlr  die  Briefpost  Im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  be- 
steht eine  Ober-Post-Direction  zu  Verona  mit  dem  Wirkungskreise 
einer  Post -Direction    in   den    übrigen   Kronländem;   dann    unter 


Folgendes  ist  die  Uebersicht  der  Postbehörden: 


r 


Anzahl  der 


Kronl&nd 


Sitz  I 

der  g 

!  Post-Direction  ^v 


I 


Ooeterreich  unt«r  der  Enns 
Oesterreich  ob  der  Enns  .    . 

Salzburg 

Steiermark 

Kamtben 

Krain 

Triest,  Görz,  Istrien    .    .    . 

Tirol 

Böhmen 

Mahren 

Schlesien      

Lcmberger  Verwalt.  Gebiet . 
Krakauer  »  » 

Bukowina 

Dalmatien 

Lombardie 

Venedig 


Wien 

Linz 


Gratz  . 


Triest 


Innsbruck 
Prag     .    . 

Brunn  .    ■ 


Lemberg 


■        •        •        > 


Zara 
Verona 


Ungern 


! 


Wojwodschaft  und  Tem.  Banat 
samnit  der  scrbisch-banatischen 
Militlirgranze      

Kroatien,  Slavonien  u.  kroatisch- 
slavonische  Militirgranzc  .    .    . 

Siebenbürgen 


Pest.  .  .  . 
Oedenburg  . 
Pressburg  . 
Kaschau  .  . 
Grosswardein 


Tcmcsv^r 

Agram .    .    . 
Hcrmannstadt 

Summe    . 
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3 
I 

6 
2 
1 
2 
7 
S 
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3 
5 
3 
1 
4 
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5 
3 
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50 

34 
19 
95 

23 
15 
96 
139 
90 
17 
61 
30 
13 
16 
32 
21 
94 
73 
49 
42 
44 


78 
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62 
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16 
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3 

2 

14 

15 

9 

2 

8 

9 

3 

19 

26 

22 
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3 

4 

1 
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5 
9 
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V 

126 

48 

10 

69 

20 

26 

23 

•  38 

189 

86 

18 

90 

29 

9 

17 

119 

66 

32 

(9 

39 

20 

10 


28 

2 
11 
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derselben  17  Post-Directionen  in  den  Delegadpns-Hauptorten^  deren 
Amtfiwirksamkdt  nach  dem  fiir  die  PoBtverwalter  in  den  anderen 
KronUindeni  vorgezeichneten  AmtstinteiTiehte  geregelt  ist  Dem 
Handels-Ministeiium  unmittelbar  untergeordnet  ist  das  Cours-Bureau 
und  die  Post-Oekonomie-Yerwaltung. 

Den  Post-Directionen  ist  auch  unter  der  Oberleitung  des  Mini- 
steriums die  Ueberwachung  der  Telegraphen-Aemter  über- 
tragen. Für  den  speciellen  Telegraphen-Dienst  bestehen:  ein  Oen- 
tnil-Telegraphen-Amt  beim  Handels-Ministerium  in  Wien^  dann  die 
Telegraphen-Aemter  in  der  Hofburg^  bei  den  Ministerien  des  Aeus- 
sem  und  des  Innern ,  dem  Armee-Ober-Commando  und  der  obersten 
Polizei-Behörde,  endlich  die  Telegraphen-Aemter  in  den  auswärtigen 
Stationen. '  Dem  Handeb- Ministerium  unmittelbar  zugewiesen  ist 
die  telegraphische  Werkstätte  zur  Herstellung  und  Erhaltung  der 
telegraphischen  Apparate. 

AnßUiglich  war  der  Betrieb  der  Staats-Eisenbahnen  in 
ihrer  damaligen  beschränkteren  Ausdehnung  an  Privat-Ck>mpagnien 
verpachtet  Ert  als  sie  nach  Ablauf  des  Pachttermins  in  den  un- 
mittelbaren Staatsbetrieb  übergingen,^  wurden  hierfür  Be trieb s- 
Directionen  errichtet,  welche  mit  der  Ausdehnung  der  Staats- 
bahnen sich  vermehrten,  letztlich  aber  durch  die  Ueberlassung 
der  nördlichen  und  südöstlichen  Staats -Eisenbahn  an  eine  Privat- 


'  Uebersicht  der  bereits  eröffneten  Telegraptiea-Aemter; 


Kronland 

1 

s  a 

l?5 

H 

Oesler-iunt.  d.Enn.«« 
reich  iob  d.  Enns 

2 

2 

Salzburg  .... 

1 

Steiermark   .    .    . 

2 

Kärnthen  .... 

1 

Krain 

1 

KüttanlaDd  .    .    . 

1    * 

Kronland 


Tirol     .- 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Oalmatien 


I 

B 


8 
3 
2 
2 
8 
I 
2 


Kronland 


Lombardie  . 
Venedig  .  . 
Ungern  .  . 
Wojwodschaft 
Kroatien  .  . 
Siebenbfirgen 
I  llilitliigranze 


S  S 

H  I 


6 
7 
4 
1 
3 
2 
4 
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^  Minist.  Verord.  vom  24.  April  1850  bezüglich  der  nördlichen  and 
Minist.  V«nord.  vom  30.  Mai  1850  bezüglich  der  südlichen  Staatebahn, 
II.  Section. 
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Getfellschaft  wieder  verminderten.  '  Die  (kttnHch  mit  einem  erwei- 
terten Wirkungskreiae  bedachten)  Betrieb»- Direetionen,  welchen 
die  an  den  einzelnen  Stationen  aufgestellten  Eisenbahnämter,  das 
technische  (mit  der  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Fahrbetnebsmittel 
beauftragte)  Personale,  endlich  die  Maschinen-  und  Wagen-Reparar 
tur- Werkstätten  unterstehen,  und  denen  als  Hilfs-  und  Control-Amt 
eine  technisch -administrative  Reehnung8al[>theilung  beigegeben  ist, 
ressortirten  urspiünglich  von  der  General -Direction  ftUr  Communi- 
cationen,  jetzt  unmittelbar  vom  Haadels-Ministerium.  Die  bestandene 
General  -  Inspection  -Über  die  Communications  -  Anstalten  '  wurde 
gleichfiedls  dem  Ministerium  einverleibt. 

Die  oberste  Leitung  der  Cultus- Angelegenheiten  und  des 
öffentlichen  Unterrichts  liegt  dem  Ministerium  für  Cultus 
und  öffentlichen  Unterricht  ob,  welchem  die  höheren 
Lehranstalten  unmittelbar,  die  Mittel-  und  Volksschulen  durch 
das  Organ  der  politischeu  Landestiehörden ,  denen  Schulräthe 
^fir^^)^®^  sind,  unterstehen. 

Von  dem  Ministerium  des  Cultus  und  des  Unterrichtes 
ressortiren  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  der  katholischen 
Kirche  (mit  Einsehluss  des  griechisch-  und  des  armenisch -katholi- 
schen Ritus)  und  der  griechisch-nichtunirten' Kirche,  welche  die 
Leitung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  besorgen  und  dabei  von 
ihren  Consistorien  oder  Capiteln  unterstützt  werden;  ihre  Diöcesen 
sind  in  Bezirks -Vicariate  und  Dechanteien,  und  diese  in  Pfarreien 
und  Local-Caplaneien  eingetheilt.  Für  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten der  augsburgischen  und  der  helvetischen  Confession  bestehen 
zwei  landesftlrstliche  Consistorien  zu  Wien  (je  eines  itür  jede 
Confession),  dann  das  Ober-Consistorium  zu  Hermannstadt  ftlr 

'  firricbtet  warden:  für  die  nördliche  Staats-fiisenbahn  die  Betricbs- 
Direction  zu  Prag,  für  die  südöstliche  jene  zu  Pest  uud  für  die  südliche 
(U.  Section)  jene  zu  Gratz  (Minist.  Verord.  vom  17.  Mai  1861),  für  die 
östliche  jene  zu  Krakau  (M.  V.  21.  Novemb.  1851),  für  die  lomb.-venez., 
nach  Auflösung  der  provisorisch  bestandenen  General-Direction  der  Coni- 
tnunicationen  zu  Verona,  die  ^etriebs-Direction  an  demselben  Orte  (Minist. 
Verord.  vom  5.  Nov.  1852),  endlich  für  die  südhebe  Staats- Eisen  bahn, 
1.  Section,  jene  zu  Wien  (Minist.  Verord.  vom  1.  August  1853).  Die  Be- 
tri«bs>Directionen  in  Prag  und  Pest  wurden  mit  1.  Juni  1855  aufgelöst 
(Minist.  Verord.  vom  26.  Mai  1855). 

*  Minist.  Verord.  vom  20.  Februar  1852.  * 
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die  aogsburgiachen  uod  jenes  zu  Klaasenburg  für  die  helvetischen 
Olaubensgenossen.  Den  Consistorien  untergeordnet  sind  die  8uper- 
intendenturen^  die  wieder  in  Seniorate  (in  Siebenbürgen  bei  der 
angsbtirgischen  Confession  in  Decanate)  zerfallen^  unter  welchen 
die  Pastoren  und  Prediger  stehen.  Die  Unifarier  (Socinianer)  haben 
einen  Superintendenten  zu  Klausenberg,  welcher  zugleich  Präses 
der  beiden  Ck)n8istorien  flir  die  geistlichen  und  Schul- Angelegenheiten 
dieser  Religions-Genossenschaft  ist.  Die  geistlichen  Angelegenheiten 
der  Israeliten  werden  von  den  Rabbinern  besoi^. 

Das  Aufsichtsrecht  des  Staates  in  geistlichen^  Stiftung»-  und 
Schul-Angelegenheiten  ttben  die  politischen  Behörden  aus,  und  die 
politische  Landesbehörde  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde  für 
diese  Angelegenheiten  in  dem  Kronlande ,  *  welcher  bei  der  neuesten 
Organisirung  auch  die  Functionen^  der  Landes -Schulbehörde  '  zu- 
gewiesen wurden.  Bei  den  lünderstellen  befinden  sich  eigene 
Gymnasial-  und  Volksschul  -  Inspectoren ,  welche  den  Titel  von 
Schulräthen  tragen  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wird 
die  Aufsicht  tlber  die  Gymnasien  von  General  -  Directoren  geftlhrt). 
Die  Verwaltung  der  dnaelnen  dem  gedachten  Ministerium  unter- 
stehenden Lehr-  und  Endehungs- Anstalten,  wissenschaftlichen  und 
Kunst-Institute,  steht  entweder  den  Lehrkörpern  derselben  oder 
eigenen  Directionen  zu;  die  unmittelbare  Aufsicht  tlber  die  Volks-* 
schulen  üben  die  Ortsseelsorger  aus ,  denen  (geistiiche)  Schuldistricts- 
Aufiseher  (bei  den  protestantischen  Schulen  die  Senioren)  vorgesetzt 
sind.  Als  weitere  Organe  der  Verwaltung  des  Unterrichts  erscheinen 
die    theoretiscjien    Staatsprtlfungs  -  Commissionen ,  ^     die    Prüfungs- 

*  In  Ungern  smd  dem  Militär-  und  Civil -Gouverneur  rücksichtlicb 
des  Cultas  jene  Angelegenheiten  zugewiesen,  bei  denen  es  sich  nm 
gnindBätzliehe  Fragen  über  das  Verbal tniss  der  Kirche  zum  Staate  oder 
über  die  Stellung  der  Confossionen  unter  sich,  oder  um  das  Gutachten 
über  die  Besetzung  von  Bischofssitzen  und  anderen  höheren  geistlichen 
Würden  handelt;  die.  übrigen  geisUicfaen  und  Stiftungs- Angelegenheiten 
werden  von  den  Statthalterei- Abtheilungen  geleitet  (Minist.  Verord.  vom 

19.  Januar  1851). 

»  Die  Landes-Schulbehörden  wurden  mit  der  kais.  Verord.  vom  %i.  Oc- 
tober  1849  und  Minist.  Verord.  vom  23.  Januar  1850  errichtet,  und  ihre 
Geschäfte  gingen  zufolge  der  Minist  Verord.  vom  19.  Januar  1853  an  die 
L&nderstellen  über. 

*  Es  bestehen  deren  in  Wien,  Grate,  Innsbruck,  Prag,  Olmütz,  Kra- 
kau,  Lemberg,  Zara,  Pest,  Agram  und  Hermannstadt 
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Commisfiionen  itir  die  Gymnasial-Lehnunta-Candidaieu '  und  di« 
Prüflings -CommifisioD  ftir  die  Realecbul- Lehramte- Candidaten  (zu 
Wien). 

An  der  Spitze  der  Polizei- Verwaltung  steht  die  oberste 
Polizei-Behörde,  als  deren  untergeordnete  Organe  nebst 
den  politischen  Behörden  die  (auch  in  den  ungrischen  Län- 
dern eingeführten)  Polizei -Directionen  fungiren. 

In  den  Kronländem  besorgen  die  Oberleitung  der  polizeilichen 
Ver^^tung  die  Militär-  und  Civil -Gouverneure,  die  Statthalter  und 
Landes-Präsidenten,  unter  welchen  in  den  einzelnen  Kreisen  die  Kreis- 
vorsteher wirken,  mit  Ausnahme  der  Kronlauds- Hauptstädte  und 
ihrer  Bezirke  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  der  Dele- 
gationen Mailand  und  Venedig),  fUr  welche  eigene  Polizei-Directionen 
bestehen ;  in  den  grösseren  Städten  ist  der  Rayon  derselben  in  Be- 
zirke getheilt,  in  denen  eigene  Polizei-Bezirks-Commissariate  aufge- 
stellt sind.  An  den  Gränz-  und  einigen  anderen  Orten  bestehen  Polizei- 
Commissariate,  in  den  Badeorten  während  der  Curzeit  fixposituren, 
welche  von  der  bezüglichen  Polizei-Directiog  abhängen. '  Endlich  un- 
terstehen der  obersten  Polizei-Behörde  die  Sicherheits-Organe,  die  (im 
§.  6  näher  zu  erwähnende)  Gensdarmerie  und  die  Polizei-Wachkörper. 

Das    frühere    Gener al-Rechnungs-Directorium, 

nunmehr  die  oberste  Rechnungs-Controls-Behörde, 

ist  unmittelbar  Seiner  Majestät   dem  Kaiser   untergeordnet 

und  nimmt  gleiche  Stellung  mit  den  Ministerien  ein. 

Diese  Behörde  hat  das  Verrechnungswesen  des  gesammten 
Kaiserstaates  zu  leiten,  den  Jahresausweis  aller  Staatsrechnungen 
zu  bearbeiten  und  die  Uebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
liefern,  ftir  welchen  letzteren  Zweck  das  mit  derselben  vereinigte 
Central -Reclmuugs- Departement  thätig  ist.*  Unter  dieser  Central- 
Behörde  stehen  die  Prüiungs-Commissionen  ftir  die  Staatsrechnungs- 
Wissenschaft^  *  femer  die  Central-Staatsbuehhaltungen  ftir  die  ihnen 

*  Dieselben  sind  errichtet  in  Wien,  Innsbruck,  Prag,  Lemberg,  P^^ia 
und  Padua. 

'  Grundzttge  für  die  Organisation  der  Polizei  •  Behörden  vom  10.  De-^ 
cember  1850. 

'  Kaiserl.  Verord.  vom  27.  März  1854. 

*  Zu  Wien,  Linz,  Grata,  Triest,  Innsbruck,  Pra>g«  Brunn,  Lembei^, 
Ziira,  Ofen,  TemesvAr,  Agram  und  Hermannstadt. 
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zugewiesenen  GeBchäftsSBweige  *  und  die  Staat«buchhalhingen  in  den 
einzelnen  Kronlfindern. ' 

Im  Ministeriuni  des  Aeussern  und  des  kaiserlichen 
Hauses  fand  keine  wesentliche  Aend'emng  Statt,  nachdejQfi 
die  bei  der  Bildung  des  Handels -Ministeriums  an  letzteres 
übertragene  Personal-  und  Disciplinar-Leitung  der  Consular- 
Behörden  in  da*  Türkei  und  in  Griechenland  an  das  Mini- 
sterium des  Aeussern  (mit  der  unmittelbaren  geschäftlichen 
Unterordnung  dieser  Consular- Behörden  unter  die  Gesaudt- 
schaften  zu  C!onstaDtinopel  und  Athen)  wieder  zurückge-' 
langte.  ^ 

Die  Reorganisirung  der  Militär-Verwaltung  wird 
im  Zusammenhange  der  Darstellung  des  gesammten  Heer- 
Wesens  zur  Sprache  kommen. 

2.   Auswärtige  Angelegenheiten.  « 

Die  Wirksamkeit  und  die  Erfolge  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  kaiserlichen 

*  Von  den  früher  bestandenen  Central -Staatsbuchhaitnngen  entfiel 
die  Hof-Po8tbachhaltung,  und  an  deren  Stelle  trat  die  Central-Buchhaltung 
fiir  die  Communications-Anstalten  (Gen.-Rech.-Dir.-Erlass  vom  20.  Decem- 
ber  1852).  Auch  wnrde  die  Lotto-Hofbuchhaltung  mit  der  Tabak-  und 
Stämpel-HofbuchhalUing  vereinigt  (Erlaas  d.  ob.  Reehnungs  -  Controls- 
Behörde  vom  15.  Juni  1655). 

'  In  allen  grösseren  Kronländem  (ebenso  zu  Krakau  nnd  Temesvär) 
besteht  eine  Staatsbuchhaltung,  in  den  kleineren  (mit  Ausnahme  der  Bu- 
kowina) Abtheilungen  derselben;  so  in  Salzburg  (von*jener  in  Linz), 
Klagenlurt  (von  Laibach),  Troppau  (von  Brunn),  dann  die  Rechnungs- 
Departements  in  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein  (von 
Ofen). 

'  Allerhöchstes  Handschreiben  vom  4.  Juni  1853.  Die  Leitung  der 
den  Consuln  im  türkischen  Gebiete  über  die  österreichischen  Unterthanen 
and  Schutzbefohlenen  zustehende  Rechtspflege  wird  von  dem  Ministerium 
des  Aeussern  im  Einvernehmen  mit  dem  Justiz-Ministerium  besorgt  (Kais. 
Entschl.  vom  18.  Januar  1853). 
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Hauses  während  der  Periode  1848 — 1866  1>ilden  einen  Be- 
standtheii  der  neuesten  politischen  Geschichte  Europa's ,  deren 
Behandlung  ausserhalb  der  in  gegenwärtiger  Darstellung  rer- 
folgten  Aufgabe  liegt.  Hier  wird  es  genügen  ^  die  leitenden 
Richtpuncte  der  äusseren  Politik  anzudeuten ,  und  jenen  An* 
theil  an  den  Leistungen  dieses  Yerwaltungszweiges  hervorzu- 
heben ,  welcher  seine  Rückwirkung  auf  die  inneren  Zustände 
des  Eaiserstaates  äusserte. 

Der  erste  Btoss  der  Bewegung  war  gegen  die  Wirksam- 
keit des  Staatskanzlers  Fürsten  Metternich  gerichtet.  Fast 
durch  rolle  vierzig  Jahre  hatte  der  Fürst  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  Oesterreich's  geleitet,  und  den  entschei- 
dendsten Einfluss  auf  die  Führung  derselben  in  den  meisten 
anderen  Staaten  Europa's  ausgeübt;  er  war  der  Haupturheber 
und  der  Träger  des  heutigen  europäischen  Staaten-Systems, 
wie  es  sich  auf  der  Grundlage  des  Wiener  Gongresses  ge- 
bildet hat.  Sein  scharfblickender  Geist  erkannte  frühe  die 
Gefährlichkeit  der  im  Stillen  heranreifenden,  unter  den  man- 
nigfachsten Gestaltungen  zur  Erscheinung  gelangenden  revo- 
lutionären Tendenzen,  und  bewog  ihn  zu  dem  allerwärts 
geltend  gemachten  und  standhaft  durchgeführten  Entschlüsse, 
das  allen  Staaten  gemeinsame  Uebel  durch  gemeinsame  G^ 
genwirkung  zu  bekämpfen.  Diess  gelang ,  bis  die  französische 
Juli -Revolution  das  System  erschüttei*te  und  die  Februar- 
Revolution  es  für  den  Augenblick  zusammenbradi.  Mit  so^ 
viel  unbesiegbarer  muthiger  Ausdauer  der  greise  Staats- 
kanzler der  Revolution  entgegengetreten  war  und  die  er- 
haltenden Grundsätze  des  Staatenbestandes  vertheidigt  hattiB,> 
eben  so  leicht  und  widerstandslos  entschloss  er  sich,  von 
dem  Schauplatze  abzutreten,  als  es  sich  um  seine  Person 
handelte,  in  welcher  die  aufgeregte  Meinung  ein  Hindemiss 
der  wiederherzustellenden  Ruhe  erblickte;  instinctartig  trat 
dabei  die  Ansicht  hervor,  dass  die  Revolution  so  lange  in 
Oesterreich  keines  Erfolges  sicher  sein  dürfe,  als  des  Fürsten 
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Name  anterJeDen  der  leitenden  Staatamänner  genannt  werde« 
Die  Tage  der  Verblendung  waren  aber  gezählt,  und  es  ward 
dem  Nestor  der  europäischen  Staatsmänner,  den  die  Genia^ 
lität  seines  Geistes,  gepaart  mit  ausgebreitetem  Wissen,  die 
unerschütterliche  Ruhe  seines  Charakters  und  die  reifiste  Er* 
fabrung  an  die  Spitze  der  Politik  Unseres  Welttheiles  gestellt 
und  auf  derselben  so  lange  erhalten  hatte,  eine  seltene  Ge? 
nügthuung  beschieden.  Inmitten  einer  neuen  Zeit,  unter  viel* 
fach  veränderten  Umständen,  rechtfertigen  die  Personen  und 
die  Zustände  sein  consequent  durchgeführtes  System  der 
auswärtigen  Politik  in  richtiger,  alles  Unwesentlichen 
entäusserter  Auffassung  uhd  entschiedener  Durchführung  als 
das  allein  haltbare,  «und  was  sein  vorschauender  Geist  vor 
Jahrzehnten  verkündete,  das  wurde  bereits  mit  blutigen 
Zügen  in  die  Tafeln  der  Weltgeschichte  eingegraben. 

Nach  des  Fürsten  Abgange  musste  die  Thätigkeit  des 
Ministeriums  des  Aeussem  in  den  Hintergrund  treten  und 
vermochte  seibat  in  die  zunächst  gelegenen  deutschen  Ver- 
hältnisse nicht  wirksam  einzugreifen.  Erst  nach  Besiegttng 
der  Revolution  und  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung 
konnte  dieses  Ministerium  bei  der  Thronbesteigung  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  Franz  Joseph  I.^  welcher  den  be^ 
dentungsvoUen  Wahlspruch :  «Viribus  unitis'',  das  Symbol 
der  Reichseinheit,  zu  dem  Peinigen  machte,  wieder  zu  seiner 
▼ollen  Wirksamkeit  gelangen.  Die  Aufgabe  desselben  war 
eine  höchst  schwierige.  Es  hatte  das  während  der  letzten 
Erschütterungen  tief  gesunkene  Ansehen  herzustellen ,  die  In^ 
tegntät  und  Einheit  des  Reiches  zu  verttieidigen ,  besonders 
dem  Auslände  gegenüber,  welches  eines  Theils  noch  in  re* 
▼olutlonären  Zuckungen  befangen  war,  andern  Theils  mit 
den  CoDsequ^izen  der  Revolution  sympathisirte^  und  in  über- 
wiegendem-Maasse  dem  Bestände  und  der  Beruhigung  des 
Kaiserstaates  feindlich  entg^^trat.  Zum  Glücke  für  Oeoler- 
reich  sendet  ihm  die  gütige  Vorsehung  in  bedrängter  Zeit 

V.  CzoiM-nig,  Oosterrcich's  Neugestaltung.  5 
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0lettf  den  rechten  Mann,  und  dieser  rechte  Mann  war  der 
Forst  Felix'  von  Schwarzen Ixerg;  an  dessen  gestähltem 
Charakter  die  wogende  Brandung  der  Revolution,  mochte 
sie  auf  dem  Felde  der  Waffen  oder  des  diplomatischen  Streites 
ihm  entgegenbrausen,  machtlos  anstürmend  zurttckptallte. 
Kühn  und  fest  war  das  Programm,  mit  welchem  er  seine 
Laufbahn  als  Chef  des  Ministeriums  und  Leiter  der  auswfir'» 
tigen  Angelegenheiten  eröffnete,  und  dem  gesprochenen  Worte, 
das  auswärts  Manche  zweifelnd  yemommen,  sollte  bald  die 
bewährende  That  folgen.  Radetzky  hatte  mit  seinem  tapfere 
Heere  die  Ruhe  im  lombardisch -venezianiscben  Königreicbe 
hergestellt,  die  Revolution  niedergedrückt,  die  sardinische 
Kriegsmacht  ^laraus  vertrieben.  Was  aber  das  Schwert  nicht 
zu  erringen  vermochte,  das  sollte  die  schlaue  Kunst  der  Un- 
terhandlung der  Revolution  zuwenden.  Auf  Oesterrdch^s 
Schwächung  durch  die  vorausgegangenen  Erschütterungen, 
auf  seine  Einschttchtenmg  durch  die  ungrische  Insurreetion 
bauend,  wollte  über  Anregung  Sardinien's  die  auswärtige 
Diplomatie  das  Schicksal  der  LombaTdie  von  der  Entschei- 
dung eines  Congresses  abhängig  machen,  Ar  welchen  die 
Rollen  in  vorhinein  vertheilt  waren,  und  schon  waren  die 
Mitglieder  dieses  Friedensvermittlungs- Congresses  in  Brüssel 
versammelt.  Allein  Oesterreich  erhob  inmitten  der  Gefahren 
aller  Art  seine  Stimme ,  wie  in  den  Tagen  seines  maehtvoHsten 
Glanzes,  mit  dem  von  seinem  guten  Rechte  ihm  eingegebenen 
Muthe,  erklärte,  die  ihm  zweifellos  zugehörige,  mit  den 
Waflto  in  der  Hand  gegen  unrechtmässigen  Einfall  vertheL 
digte  und  wieder  eroberte  Lombardie  gegen  jeden  AngzifE) 
woher  er  immer  komme,  schützen  zu  wollen,  protestirte 
gegen  die  Beftagniss  und  den  Zusammentritt  des  Congresses, 
—  und  der  Congress  stäubte  gegenstandslos  auseinander,  ehe 
er  sich  noch  förmlich  constituirt  hatte.  Der  zweite  sardi* 
nische  Krieg,  dessen  Dauer  die  siegreiche  Schladit  von  No- 
vara  auf  drei  Tage  beschränkte ,  brachte  Oesterreich  in  über* 


67 


wiegenden  Vortheil ,  dessen  Benützung  den  Gegner  vollständig 
vernichten  konnte;  die  Einmischung  fremdet  Mächte  wurde 
Borückgewiesen ,  aber  dem  sich  auf  den  monarchischen  Grund- 
satz berufenden  Sohne  Karl  Alberf  s  —  letzterer  hatte  durch 
die  "nironentsagung  Sühne  geleistet  —  wurde  das  ftemdem 
Dazwischentreten  verweigerte  Zugeständniss  gemacht,  welches 
ihn  auf  dem  Throne  erhielt.  Als  in  dem  Königreiche  Sar- 
dinien selbst  die  Revolution  neuerdings  Einfluss  gewann  und 
den  wieder  in  Frage  gestellten  Friedensschluss  verzögerte, 
da  bedurfte  es  der  Entschiedenheit  des  österreichischen  Ca- 
binetes  und  der  Gewandtheit  seines  Unterhändlers,  um  diesen 
Widerstand  zu  brechen,  und  die  Keime  des  Gedeihens  für 
die  Entwicklung  des  friedlichen  Verkehres  und  des  Wohl- 
standes von  ganz  Ober-Italien  durch  die  Wegräumung  oder 
Milderung  der  Zollschranken,  Erweiterung  d^  Communi- 
cationen  und  Herstellung  der  fl*eien  Po-Schiffihhrt  daraus 
hervorgehen  zu  machen. 

In  noch  höherem  Maasse,  als  dless  in  Italien  der  Fall 
war,  erforderte  die  Gestaltung  der  Dinge  in  Deutschland 
das  feste  und  entschiedene  Auftreten  des  österreichischen 
Cabinetes.  Der  Bestand  des  deutschen  Bundes  und  der  be* 
rechtigte  Einfluss  Oesterreich's  als  der  ersten  deutschen  Gross- 
macht auf  denselben ,  ja  selbst  der  in  den  tiefsten  Wurzeln 
einer  tausendjährigen  Geschichte  begründete  Zusammenhang 
Oesterreich's  mit  Deutschland,  wai^  nach  allen  Seiten  hin 
bedroht.  Da  Se.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Johann  seine  Stel- 
hing  als  Reichsverweser  niederlegte,  wurde  auf  Andring^i 
Oeaterreich's,  welches  die  Wiederherstellung  der  döutBcheiD 
Bnndesbehörde  eifirig  betrieb,  im  Vereine  mit  Preussen  die 
interimistische  deutsche  Bundes  -  Oommissiön  niedergesetzt, 
an  deren  Spitze  Freiherr  v.  Kübeck  als  österrei<ihischer  Com- 
miasär  trat  Aber  nicht  allein  von  revolutionärer  Seite  her 
wurde  der  Reconstitnimng  des  Bundes  entgegengewirkt.  Die 
Tendenz  tauchte  auf,  mit  Ausschluss  Oesterreich*s ,   dessen 
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Kraft  man  durch  die  Verlegenheiten  in  seinem  Innern  ge» 
lähmt  wähnte,  Deutschland  unter  die  Leitung  Preussen's  au 
stellen ,  und  die  Einheit  eines  engeren  Deutschlands  auf  den 
Beschlüssen  der  Erfurter  Versammlung  aufzubauen.  .  Oester- 
reich  leistete,  auf  der  Grundlage  seines  unveijährbaren 
Rechtes,  unterstützt  von  den  deutschen  Mittelstaaten,  ent- 
schiedenen Widerspruch,  und  setzte^  als  dieser  nicht  beachtet 
wurde,  seine  volle  Macht  für  die  Geltendmachung  seines 
Rechtes  ein. 

Die  trübsten  Tage  der  Zerrissenheit  Deutschlands  schie- 
nen wiedergekehrt,  als  die  beiden  deutschen  Grossmächte 
einander  gerüstet  gegenübertraten.  Dem  festen  Entschlüsse 
Oesterreich's  zur  Abwehr  des  Eingriffes  in  sein  Recht  folgte 
in  zauberähnlicher  Raschheit  die  Entwicklung  einer  imposan- 
ten Kriegsmacht  an  seiner  nöi^dlichen  Gränze.  Aber  noch 
in  der  letzten  Stunde  wendete  das  Geschick  den  Ausbruch 
des  drohenden ,  in  seinen  Folgen  für  Deutschland  unberechen- 
baren Unheils  ab.  Die  unerwartet  schnelle  Vereinigung 
einer  zahlreichen  und  kampfbereiten  Armee,  deren  morali- 
sches Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  durch  glänzende  Siege 
in  zahlreichen  blutigen  Schlachten  und  durch  die  ron  ihr  be- 
werkstelligte Reitung  des  Vaterlandes  auf  das  höchste  ge- 
steigert war,  Jiatte  Oesterreich  in  unläugbaten  Vortheil  ver- 
setzt ,  den  entscheidenden  Erfolg  in  dem  bevorstehenden  Feld- 
zuge ihm  in  nahe  Aussicht  gestellt,  und  einen  tiefen  Ein- 
druck jenseits  der  Gränze  in  befireundeten  und  nicht  befreun  • 
deten  Lagern  hervorgebracht  Desto  anerkennenswerther  war 
die  Selbstbeherrschung,  mit  welcher  Oesterreich  die  zur  fried- 
lichen Ausgleichung  gebotene  Hand  annahm.  Die  kaiser- 
liehe Regierung  war  durch  die  Geschichte  belehrt,  dass  die 
Zeiten  des  Zerwürfnisses  zwischen  den  beiden  grossen  deut- 
schen Regierungen  mit  den  Tagen  der  tiefsten  Erniedrigung 
Deutschlands  und  seines  herbsten  National-Unglttckes  zasam* 
menfi^llen;    sie   war   sich   bewusst,    dass  die  attseinandei^ 
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gebeoden  Intereasen  der  beiden  Staaten  auf  dem  Wege  frü* 
herer  oder  spftterer  Verständigung  ausgeglichen  werden  mtts- 
aen,  dass  die  Wohlfahrt  und  die  politische  Macht  Deutsch- 
lands so  wie  die  gesicherte  Stellung  von  Mittel-Europa  nur 
durch  den  Einklang  der  beiden  Regierungen  in-  den  grossen 
politischen  Fragen  erzielt  werden  können.  Deutschland,  des- 
sen Gestaltung  ohnehin  der  Keime  der  Uneinigkeit  so  viele 
enthält,  vermag  nur  cfurch  diesen  Einklang  sein  politisches 
Gewicht  zu  erhalten,  welches  hinwieder  Oesterreich  und 
Preussen  in  ihren  ausserdeutschen  Beziehungen  kräftiget  und 
ihren  Einfluss  in  dem  europäischen  Concerte  zum  entschei- 
denden macht.  Durch  die  Ol  mützer  Uebereinkunft  ward  der 
Streit  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ehrenvoll  geschlich- 
tet, die  Bundesversammlung  fand  wieder  allgemeine  Aner- 
kennung, und  Oesterreich  trat  in  seine  Rechte  am  Bundes* 
tage  ein. 

Nachdem  Oesterreich  in  Italien  sein  Ansehen  befestigt, 
in  Deutschland  seine  alten  Rechte  gewahrt  und  daselbst 
durch  die  Persönlichkeit  seines  Monarchen  neue  Sympathien 
gewonnen  hatte,  trat  es  in  freundschaftliches  Einverständniss 
mit  dem  Beherrscher  von  Frankreich,  dem  Kaiser  Napo- 
leon in.,  welcher  so  eben  die  Revolution  in  jenem  gährenden 
Lande  gebändigt  und  den  Metternich'schen  Grundsatz  von  der 
Nothwendigkeit  ihrer  gemeinsamen  Bekämpfung  thatsächlich 
anerkannt  hatte.  Auch  diess  war  ein  Zeichen  der  neuen 
Zeit,  dass  die  beiden  Staaten,  deren  politischer  Gegensatz 
ein  traditioneller  geworden  zu  sein  schien,  in  höherer  Auf- 
fassung die  Grundlagen  gemeinsamen  Handelns  gefundeYi 
hatten.  So  lange  Frankreich  die  ihm  bedrohlich  erscheinende 
Hausmacbt  Oesterreich's  an  seinen  Gränzen  in  Spanien,  den 
Niederlanden  und  Italien  einzuengen  strebte,  so  lange  es 
nach  einem  entscheidenden  Einflüsse  in  Deutschland  trachtete, 
oder  von  revolutionärem  Propagandismus  und  ^rgeizigen 
Kroberimgsgelüsteit  sieh  leiten  Hess,   war  dieser  Gegensatz 
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ollerdiogs  ein  gegebener  und  uicbi  zn  beseitigender.  Umtr 
zutflge  bedingt  die  fortisehreitende  Cultur-Entwicklong  andere 
Zwecke  des  ataatlichen  Lebens:  die  Erhaltang  Äusserer  und 
innerer  Ruhe,  die  Pflege  des  Friedens,  und  unter  dem  nälh* 
renden  Schatten  desselben  die  Entfaltung  der  gesellschaA- 
liehen  Wohlfahrt  durch  den  Aufschwung  des  Acker-  und  Bet^- 
baues,  der  Industrie  uud  des  Handels,  der  Künste  und  Wissen- 
schalten.  Störungen  dieser  Ruhe  durch  Ursachen,  welche  in  den 
yei^angenen  Jahrhunderten  wirksam  waren,  durch  politische 
Principien,  Familien-Interessen  oder  Eroberungssucht,  treten  in 
den  Hintergrund,  und  nur  zwei  Gefahren  sind  es,  welche-dem 
beutigen  und  dem  kommenden  Geschlechte  drohen :  der  Kampf 
mit  der  Revolution ,  uud  die  wichtigste  aller  Fragen  unseres 
Jahrhundertes,  die  Ordnung  der  orientalischen  VerhAltnisse. 
In  seinen  höchsfen  Interessen  an  dieser  Ordnung  betheiligt, 
konnte  Oesterreich  bei  dem  plötzlichen  Hereinbrechen  der 
orientalischen  Wirren  kein  theilnahmsloser  Zuschauer  bleiben. 
Mit  der  gleichen  Entschiedenheit,  mit  welcher  es  so  eben 
gegen  die  osmanische  Regierung  seine  vollkommen  berech- 
tigten, die  Ruhe  einer  Provinz  bedingenden  Forderung^i 
durchgesetzt  hatte,  trat  es  der  Beeinträchtigung  entgegen, 
welche  die  Rechte  der  Pforte  und  die  Sicherheit  des  öster- 
reichischen Grftnzgebietes  durch  die  pfandweise  BesefiEung 
der  Donau -FUrstenthümer  von  Seite  russischer  Truppen  er- 
litten« Oesterreich  hatte  nur  an  seiner  Tradition  festzuhalten, 
und  die  Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringen,  deren  Durch- 
führung Fürst  Metternich  vor  einem  Vierteljahrfaunderte, 
wenngleich  vei^eblich,  versucht  hatte.  Die  Westmächte  er- 
klärten   Russland   den  Krieg,   Oesterreich   sammelte  seine 

* 

trefflich  geübten  Streitkräfte  in  einer  kaum  jemals  vorhan- 
den gewesenen  Anzahl  unter  einem  seiner  erprobtest^i  Feld- 
herren ,  dem  Feldzeugmeister  Frelberm  von  Hess ,  an  seiner 
Südost-  und  Ostgränze ,  entschied  durch  die  strategische  Auf- 
stellung   derselben    die    Aufhebung    der    Belagerung    von 
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Sikistria  und  den  Rüekgang  des  ruMisehen  Heeres  über  die 
Donau  und  den  Pruth,  und  besetzte,  in  Vollziehung  eines 
mit  der  Pforte  abgeschlossenen  Vertrages ,  die  Wallachei  und 
Moldau.  Diese  Erfolge  wurden  iudess  nicht .  ohne  die  em- 
pfindlichsten Optex  errungen;  die  Bande  der  Freundschaft 
mit  einem  Staate,  mit  weichem  Oesterreich  so  eben  noch  in 
den  ttigsten  Beziehungen  stand  und  gegen  welchen  es  un* 
Mragbare  Verpflichtungen  hatte,  mussten  gelockert,  und  die 
Oeldkräfte  des  Reiches  in  einem  ungetiK^hnlich  heben,  nur 
durch  die  berdtwillige  Unterstützung  der  Gresammtheit  des 
Volkes,  möglich  gewordenen  Grade  in  Anspruch  genomnien 
werden.  Den  Lehren  seiner  Tradition  und  dem  Gebote  einer 
wahrhaft  groissstaatlichen  Politik  folgend,  schreckte  Oesterreich 
▼or  keinem  Opfer  zurück,  durch  welches  die  Erreichung  der 
widitigsten  Zwecke  deat  MachtsteHung  und  Würde,  des 
Staates  angestrebt  wurde,  und  setzte  grosses  Gut  um  Abwehr 
grossen  Nachtheiles  ein. 

Ipmitten  der  Ausrüstung  und  Entsendung  seines  gewal- 
tigen Kriegsheeres  hatte  Oesterreich  auch  seine  Stimme  im 
Rattie  der  europäischen  Mädite  erhoben ,  durch  Verhandlung 
sich  Bondesgenossen  zu  verschaffen  und  soMn  in  friedlichem 
Wege  auf  die  Beilegung  der  Wirren  und  auf  Herstellung 
eines  dauernden  B.eehtszustandes  im  Ori^ite  hinzuwirken 
gesucht.  Schon  unterm  20.  April  1854  war  mit  Preussen  ein 
Schutz-  und  Trutzvertrag  fbr  ^en  Fall  abgeschlossen ,  als 
Oesterreich  yon  Russland  angegriffen  würde  oder  letzteres 
seinen  Eroberungskrieg  gegen  die  Pforte  über  den  Balkan 
fortsetzte,  welchem  Vertrage  der  deutsche  Bund  sich  an* 
schloss,  sowie  derselbe  auch  dem  Zusatz- Artikel  vom  26.ifo^ 
vember  1854,  welcher  die  Stellung  Oesterreich^s .  in  den 
Donau-Fürstenthümern  als  in  dem  Schutzbündnisse  garantirt 
anerkannte ,  seinen  Beitritt  gewährte. 

Nachdem  Oesterreich  mit  den  Westmalchten  die  Situatieo 
in  den  Protokollen  vom  9.  April  und  23.  Mai ,  daifinri»>d^ 
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aosgetauscMen  Noten  vom  8.  Augusl  1854  featgestellt  hatte^ 
schritt  es  zu  dem  Allianz-Verträge  YOm  2.  December  1854 
mit  Frankreich. und  Grossbritannien,  worin  es  eventuell  einen 
OSbnsiy-Yorgang  im  Vereine  mit  den  Westmächten  in  Aus- 
sicht stellte,  im  Fftlle  als  Rußland  die  ihm  zu  machenden 
Friedensvorschläge  verwürfe.  In  Erwägung ,  dass  der  orien- 
talische Krieg  eine  ebenso  lange  Dauer  als  grosse  Ausdeh« 
nung  gewinnen  könne,  und  von  dem  Wunsche  beseelt,  den 
aasserordentlichen  Opfern  an  Menschen  und  Geld,  welche 
dieser  Krieg  bereits  gekostet  hat,  ein  baldiges  und  für  beide 
Theile  ehrenvolles  Ende  zu  machen,  veranlasste  Oesterreich 
die  Friedens  -  Conferenzen ,  welche,  nachdem  Russland  auf 
die  Grundlagen  der  Verhandlung  in  den  bekannten  vier 
Punkten  (der  Aufhebung  des  russischeirProtectorates  über 
die  Donau-Fürstenthümer,  der  Freiheit  der  Donau-Schifffahrt, 
der  Integrität  des  türkischen  Reiches  dowie  der  Beschrän- 
kung des  russischen  Uebergewichtes  auf  dem  schwarzen 
Meere,  endlich  dem.  Aufhören  des  russischen  ausschliessli- 
chen Einflusses  auf  die  Lage  der  christlichen  Untertbaneii 
der  Pforte)  eing^angen  war,  zu  Wien  im  Laufe  des  Früh- 
jahres 1855  unter  dem  Vorsitze  des  österreichischen  Ministers 
des  Auswärtigen  Grafen  Buol  stattfanden. 
^  Die  würdevolle  Stellung,  welche  Oesterreichs  Vertreter 
auf  diesem xCk)ngresse  einnahmen,'  das  Bemühen  Oesterreich^s, 
kein  Mittel  zur  Herbeiführung  des  Friedens  unerprobt  zu 
lassen,  und  sein  dadurch  veranlasster  Ausgleichungsversuch 
sind  in  der  Geschichte  verzeichnet.  Wenn  jene  Conferen- 
zen und  der  denselben  nachgefolgte  Versuch  nicht  zu  dem 
Frieden  fühlten,  so  ist  die  Schuld  hiervon  nicht  Oesterreich 
beizumessen.  Die  Annahme  ist  erlaubt,  dass  Oesterreich*s 
Streben  nach  einer  unblutigen  Beilegung  der  Wirren  von 
einem  gedeihlichen  Erfolge  begleitet  gewesen  sein  würde, 
wenn  es  sich  hierbei  der  (begehrten,  aber  nicht  erlangten) 
Unterstützung  Preussens  und  Deutschlands  zu  erfreuen  gehabt 
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hätte.  'Dieses  Sdidterns  seiner  Friedensbestrebungen  un- 
geachtet steht  aber  das  Ansehen  der  österreichischen  con- 
seqoenten  Politik  fester  als  je,  und  voraussiöhtlich  wird 
Oesterreich  berufen  sein,  den  langen  orientalischen  Kampf  als 
Schiedsmacht  zu  beendigen.  —  Seit  vorstehende  Zeilen  (im. 
Sommer  des  Jahrs  1855)  geschrieben  wurden ,  ist  die  darinn 
geäusserte  Voraussicht  in  glänzende  Erfüllung  g^angen. 
Nachdem  die  Gefahr  immer  drohender  geworden,  dass  die 
Kriegsfackel  einen  allgemein  verheerenden  Brand  entzünde, 
verdankt  es  Europa  dem. energischen  Auftreten  Oest^reich-s, 
welchem  nunmehr  auch  Preussen  und  Deutschland  näher 
traten,  wenn  durch  die  Annahme  der  von  ihm  ausgegange'^ 
nen  Propositionen  seitens  der  kriegführenden  Mächte  dem  un- 
heilvollen Kampfe  ein  ehrenvolles  Ziel  gesetzt  wird,  wozu 
durch  die  so  eben  (1.  Februar  1856)  paraphirten  Friedens- 
Präliminarien  der  feste  Grund  gelegt  wurde. .  Mit  lautem  Jubel 
wird  allenthalben  die  durch  Oesterreich's  Dazwischenkuiifl  in 
Aussicht  gestellte  Beilegung  des  Streites  begrüsst,  und,  wenn 
die  .Geschicke  unseres  Erdtheils ,  auf  diesem  Wendepunkte 
angelangt,  nunmehr  einer  Aera  dauernden  Friedens  und 
steigender  Wohlfahrt  die  Bahn  eröffnen ,  so  gebührt  de^  her- 
vorragendste Antheil  daran  der  würdevollen,  eben  so  ver- 
söhnlichen als  entschiedenen  Politik  des  Kaisers  Franz  Joseph« 
Während  das  Ministerium  des  Aeusseren  in  der  eben 
angedeuteten  Art  mit  der  Yertheidigung  der  Integrität  und 
der  Interessen  des  Reiches  nach  Aussen  hin,  sowie  mit  der 
Verhandlung  der  wichtigsten  Fragen  europäischer  Politik  be- 
schäftigi  war,  üand  es  noch  Gelegenheit  und  benützte  die- 
selbe tum  Abschlüsse  so  zahlreicher  Verträge  und  Ueberein- 
kommen  mit  fremden  Regierungen,  wie  diess  in  so  kurzer 
Zeit  noch  nie  erfolgt  war.  In  der  Zeit  vom  Januar  1849  bis 
Ende  December  1855  wurden  mit  allen  europäischen  Re- 
gierungM  (tost  nur  Sicilien  und  Portugal  ausgenommen) 
Verträge  und  Uebereinkonunen  abgeschlossen,  deren  Zahl  sich 
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auf  mebft  weniger  als  101  .belauft,  and  woninler  64  föiat- 
lidie  vom  Monarch^i  ratificirte  Verträge  und  47  Uebereki- 
kommen  und  Vereinbarungen  erscheinen.  Das  Bezeichnendsie 
hierbei  ist,  das  nur  die  geringere  Anzahl  dieser  Conrentio- 
nen  Verhandlungen  der  Politik  oder  solche  Gegenstände  be* 
traf,  welche  (wie  Gränzberichtigung^i,  Heina&llsrechte, 
Aaslieferung  und  Verfolgung  der  Verbrecher)  früher  in  über- 
wiegender Anzahl  das  Object  internationaler  Verträge  aus- 
machten,  -und  die  meisten  derselben,  dem  Gteiste  der  neuen 
Zeit  huldigend,  die  Förderung  des  Handels  und  der  Schiff- 
fahrt, insbesondere  aber  die  Ausdehnung  der  länderver- 
knüpfenden  Communications  «Anstalten,  der  Posten,  Eisen- 
bahnen und  Telegraphen,  bezweckten.  Der  grosse  und  fhicht-' 
bare,  wenn  auch  erst  in  späterer  Zeit  (doch  dann  um  so  ge- 
wisser) reifende  Gedanke  einer  Vereinigung  von  ganz  Deutsch- 
land, von  Ober-^und  Mittel  -  Italien  mit  Oesterreich  in  allen 
VeAehrshinsichten  ging  auf  dem  praktischen  Fdde  zuerst 
▼on  Oesterreich  aus,  und  ward  bereits  hinsichtlich  der  Te- 
legraphen-  und  Post-Verbindungen  der  Verwirklichimg  pake 
gebradit,^  hinsichtlich  der  Zolleinigung  mit  Parina  und  Mo- 
dena  (nebst  liechtenstein)' ausgeführt,  und  gegenüber  dem 
Zollvereine  mindestens  durch  namhafte  Handels-  und  ZoU- 
wleichterungen  künftiger  Ujprcbführuug  näher  gerückt.  Zu 
solchen  friedlichen  Eroberungen  benützte  Oesterreich  die  in 
blutigen  Schlachten  errungenen  Vortheile,  wie  denn,  nach- 
dem durch  die  Schlacht  von  Norara  das  Ansehen  und  der 
Einfluss  Oesterreich's  in  Ober -Italien  befestigt  worden,  der 
Abschluss  eines  Handels-  und  Scbifflahrts-  sowie  eines  .ZoU- 
vertrages  mit  Sardinien,  Post- Verträge  mit  Sardinien,  Parma^ 
Modena,  Toscana  und  dem  Kirchenstaate,  Telegraphen -Ver- 
träge mit  den  drei  erstgenannten  Staaten,  Zolleinigmigs- Ver- 
träge mit  Parma  und  Modena,  Eisenbahn- Verträge  mit  Parma, 
Modena,  Toscana  und  dem  Kirchenstaate,  sowie  die  V^träge 
mit  Parma,  Modena  und  dem  Kirchenstaate,  wodurch  die  seit 
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dem  Wiener  Oongresse  vergeblich  angestrebte  freie  P6-8chiff- 
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fahrt  erreicht  wurde,  die  unmittelbare  und  mittelbare  Folge 
waren.  Der  einzelnen  Verträge  wird  bei  den  einschlägi- 
gen Verwaltungszweigen  nähere  Erwähnung  geschehen.  — 
Schliesslich  sei  jioeh  bemerkt,  dass  in  diesen  Zeitraum  die 
Verfügung  des  Ministeriums  flUlt,'  kraft  welcher  die  Candi- 
daten  für  diplomatische  Posten  und  ftkr  Anstellungen  im 
Innern  des  Ministeriums  sich  einer  praktischen  Prüfung  aus 
den  einschlägigen  Fächern- zu  unterziehen  haben,  wie  solche 
auf  höhere  Ausbildung  der  eintretenden  Beamten  abzweckende 
Prüfungen  in  .anderen  Staaten  seit  Langem  bestehen« 

DasProgramm  des  Fürsten  Schwarzen  berg  verkündete  schon 
am  27.  November  1848,  dass  das  unter  seinem  Vorsitze  gebildete 
Ministerium  seine  Aufgabe  darin  suche.  Gestenreich  zu  einem  grossen 
einheitlichen  Staatskörper  umzuBchaffen  und  demselben  einen  ge* 
achteten  Platz  im  europäischen  Staaten-Systeme  zu  mchem,  —  eine 
Aufgabe,  welche  mit  der  unmittelbar  darauf  folgenden  Thfonbe- 
Steigung  des  jugendlichen  Kaisers  Franz  Joseph  I.  (Allerhöchst- 
Weicher  den  Wahlspruch:  „Viribus  onitis^  durch  Vüe  AUerfa. 
EntscU.  vom  12.  Februar  1849  annahm)  ihrer  Verwirklichung  ent- 
gegenging. 

Selbst  noch  ehe  der  Krieg  in  Ungern  beendet  war,  befestigte 
der  Friedenssehluss  mit  Sardinien  zu  Mailand  (6.  August  1849)  und 
cfe  Capitelation  von  Venedig  (24.  August  1849)  die  Machtstellung 
Oesterreieh's  in  Ober -Italien.  Radetzky*s  Waffen  führten  die  Her- 
loge  v(Mi  Parma  und  Modena  in  ihre  Staaten  zurück,  und  unter» 
stütflsten  die  Restauration  des  Orossherzogs  von  Toscana  und  des 
Papstes.  Verträge  über  eine  allmähliche  Einigung  in  den  Verhält- 
nissen des  Handeis  und  Verkehres  umsehlangen  die .  HalUnsel  mit 
Handel,  welche  die  einzig  praktische  Beseitigung  ihrer  staatliehen 
Zerq>ätterung  in  sich  schlössen. 

Auch  nach  der  Seite  Deutsehlands  hin  errang  sich  Oesterreick 
seinen  früheren  entscheidenden  Einfluss  wieder.  Da  die  in  der 
Frankfurter  National- Versammlung  zum  augenblicklichen  Ueberge- 
wichte  gelangte  Partei  den  Abschluss  der  deutschen  Einheit  in  der 
Uebertmgung  des  Erbkaiserthumes  an  Preussen  suchte  und  den 
angebotenen  Eintritt  6e8aiDmt*0e6terreich''6  in  den  deutsehen  Bund 
bekarrlk^h  von  tach  wies,  rief  Oesterreich  seine  Vertreter  aus  der 
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Ibtional-VeminiDlttiig  ab  (5.  April  1849>  Als  aus  den  Wirreo 
Südwest-Deutschlands  eine  Aussiebt  auf  dauernde  Klärung  der  gfth- 
renden  Elemente  auftauchte,  gewährte  der  Abscbluss  des  Interimi| 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  (30.  September  1849)  den  ersten 
Anhaltspunkt  ftlr  eine  Herstellung  geordneter  Zustände.  Die  Tage 
von  Erfurt  und  Berlin  (April  und  Mai  1850)  traten  dazwischen; 
aber  der  Lösung  des  deutschen  Bundes  auch  nach  dieser  Richtung 
«stgegenkämpfend,  erneuerte  Oesterreich  den  FrankAirter  Bundes- 
tag (10.  Mai  1850),  welcher  seine  Restauration  feierlieh  aussprach 
(2.  September  1850),  und  sicherte  sich  zu  Bregenz  (11.  October  1850) 
die  Zustimmung  Baiem's  und  Württembei^'s  für  ein  ernsteres  Vor- 
gehen, um  diesem  Bundestage  auch  die  Anerkennung  seiner  Au- 
torität zu  verschaffen.  Vor  der  Anwendung  der  Waffengewalt  wich 
Preussen  zurück;  die  Olmützer  Punetation  (29.  November  1850) 
führte  zu  den  Dresdner  Oonferenzen  (23.  December  lß50  bis 
15.  Mai  1851),  der  Austn^  der  kurhepsischen  und  schleswig-hol- 
steinischen Frage  ging  an  die  Gesammtheit  der  deutschen  Regie- 
rungen tlber,  der  Bundestag  wurde  am  5.  Juni  1851  wieder  ver- 
vollständiget, alle  Sonderbunds-Bestrebungen  erloschen. 

Wie  nach  der  Seite  Italiens,  arbeitete  Fürst  Schwarzenberg, 
mit  dem  Fiieiherm  von  Brück  in  der  thatkräfligsten  Uebereinstiro- 
mung,  dahin,  eine  handelspolitische  Einigung  Deutschlands  mit  Ge- 
sammt-Oesterreich  zu  Stande  zu  bringen.  Der  Weg .  welchen  die 
Depeschen  vom  30.  December  1849  und  30.  Mai  1850  bezeichneten, 
wurde  durch  die  2ioll-Conferenzen  in  Wien  (6.  Januaar  bis  20.  April 
1852)  und  die  Darmstädter  Uebereinkunfl  verfolgt,  und  filhrte  erat 
nach  des  Fürsten  Tode  (5.  April  1852)  zum  Ziele,  dem  Abschlüsse 
des  Zoll'  und  Handelsvertrages  vom  19.  Februar  1863.  Auch  ein 
deutsch -österreichischer  Post-  und  Telegraphen  -  Verein  kam  zu 
Stande. 

Dem  Nachfolger  des  Fürten  Schwarzenberg  im  Ministerium  des 
Auswärtigen,  dem  Grafen  Karl  Buol- Sc  ha  neuste  in,  fiel  un-^ 
mittelbar  nach  der  Beilegung  der  deutschen  Frage  die  grosse  Auf- 
gabe zu,  Oesterreich  in  der  Weltfrage  der  orientalischen  Verwick- 
lung die  ihm  gebührende  entscheidende  Stimme  zu  sichern.  Nach- 
dem Oesterreich  durch  die  Sendung  des  Grafen  Leiningen  seinen 
Anforderungen  zur  Beruhigung  der  Südgränze  des  Reiches  und  zur 
Beseitigung  der  gegen  Montenegro  verübten  Gewaltthätigkeiten  der 
Pforte  schleuniges  Gehör  verschafil  (Februar  1853),  erklärte  es  sidi 
eben    so   entschieden   gegen  Russlands  Vorgang,    womit   letÄteres, 
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aus  AnhM  einer  Differenz  wegen  des  SchutzrecfateB  aber  die  orien* 
iaKschen  Christen,  durch  pfandweise  Besetzung  der  Donau-Fttrsten- 
thamer'die  Integrität  der  Pforte  verletzte.  Mit  Frankreich,  Oröss- 
britannien  und  PfBussen  versuchte  es  eine  Vermittlung,  die  auch 
nach  der  KriegserUftrung  der  WestmiKchte  an  Russlaüd  (28.  März 
1854)  fortdauerte.  Als  Russland  keine  Nachgiebigkeit  zeigte,  rüstete 
Üesterreich  zum  Kriege  und  übernahm  durch  einen  Vertrag  mit  der 
Pforte  (14.  Juni  1854)  die  Besetzung  der  Donau -Fürstenthümer, 
fllr  welche  durch  die  Verträge  vom  20.  April  und  26.  Novem- 
ber die  Garantie  Preussens  und  durch  die  Bundestags -Beschlüsse 
vom  24:  Juli  und  9.  December  jene  des  deutschen  Bundes  erlangt 
ward.  Ein  Noten -Austausch  mit  Frankreich  und  Orossbritannien 
(8.  August  1854)  stellte  die  Puncte  fest,  welche  das  Minimum 
der  an  Russland  zu  richtenden  Forderungen  bilden  sollten ,-  und  die 
Allianz^  vom  2.  December  sicherte  denselben  noch  eine  wirksamere 
Unterstützung  von  Seite  des  Wiener  CSabinets,  welches  nach  dem 
Scheitern  der  Wiener  Friedens- Conferenzen-  (4.  Juni  1855)  der 
gewichtigen  Rolle  des  entscheidenden  Vermittlers  jener  Angelegen- 
heit nicht  entsagte,  sondern  dieselbe  um  so  nachdrücklicher  wieder 
aufnahm,  als  die  2ier8törung  von  Sfld-Sebastopol  und  die  Vernich- 
tung der  xussischen  Pontusflotte  (8.  September  1855)  der  unmittel- 
baren GeA&hrdung  des  osmanischen  Reichs  ein  Ziel  setzte  und  der 
Kampf  sofort  in  grösseren  Dimensionen  einen  Aggressiv  r  Charakter 
anzunehmen  drohte.  Diess  geschali  durch  die  Formulirung  neuer- 
licher, die  vier  Puncte  noch  genauer  präcisirender,  die  NeutraUsi- 
rung  des  schwanen  Meers  bestimmender  und  die  ireie  Donau- 
SchifflSüirt  durch  eine  Gräuz-Regulirung  in  Bessarabien  gewähr- 
leistender Propositionen,  welche,  nachdem  die  Westmftobte  ihnen 
beigetreten  waren,  Rusaland  zur  Annahme  dringend  empfohlen 
wurden  (Depesche  des  Grafen  Buol  an  den  Grafen  V.  Esterhazy 
vom  16.  December  1855).  Nachdem  sich  Russland  anftnglieh  mit 
dem  Principe  dieser  Propositionen  einverstanden  erklärt,  aber  nieht 
unweseDtliohe  Modificationen  des  Inhalts .  beehrt  hatte  (Depesche 
des  Grafen  Nesaelrode  an  den  Fürsten  GortschakQw  vom  5.  Januar 
1866),  erfolgte  doch  die  einfiiche  und  unbedingte  Annahme  des 
ösierreichiachen  Entwurfs-  der  Friedens -Präliminarien  (16.  Januar 
1856),  worauf  die  Reprttsentitfiten  Frankreioh's,  Grosshritannien^s, 
der  Pforte  und  Russland's  in  Gemeinschaft  mit  dem  Grafen  Buol 
als  dem  Repräsentanten  Oesterreich's  zu  Wien  (1.  Februar  1866)  ein 
Protokoll  unterzeichneten,  durch  welches  die  erwähnten  Präliminarien 


78 


Kraft  erlangten^  der  Abschluss  eiiieB  WftflfeoetiHrtimda 
gnindsfttsüioh  festgestellt  und  dabei  bestimmt  wurde,  dass  epiUeateiia 
innerhalb  drei  Wochen  zu  Pftris  die  BevoUmfichtigteu  der  fünf  Höfe 
aueaoimentreten  sollen,  um  nach  förmlicher  Unteizeichnung  der 
Prftiiminarien  den  definitiven  Friedens-Tractat  zu  unteriiandeln. 

Um  sich  den  Nachwuchs  tüchtiger  KrKfte  für  die  diplomatiscbe 
Laufbahn  zu  sicheni,  ordnete  noch  Forst  Schwatzenberg  mit  Erlaaa 
vqm  21.  Januar  1851  an,  dass  künftighin  nur  solche  Bewerber  zu 
einer  Steile  im  Conceptsfache  bei  dem  Ministerium  oder  bei  einer 
JMission  zugelassen  werden  können,  welche  nach  Ablegung  der 
theoretischen  Staatsprüfungen  sich  einer  besonderen  Dipl<»naten- - 
Prüfung  (aus  dem^  natürlichen  und  positiven  VöU^errechte  und  der  * 
diplomatischen  Staaten -GescbichteJ  unterziehen.  Mflnner  von  be« 
reits  anerkannter  ausgezeichneter  fachwissenschaftlicher  oder  prak- 
tischer Ausbildung  und  die  Zöglinge  der  orientalischen  Akademie 
sind  von  dieser  Prüfung  beireit 

Die  wichtigeren  der  in  dieser  Periode  von  Oesierreich  mit  frem- 
den Staaten  abgeschlossenen  Vertrftge  «nd,  nach  den  Staaten  ge- 
reibt, folgende: 

JentacMand.  Deutsche  Staaten:  Vertrag  über  Ausdehnung  des 
Bundesbeschlusaes  vom  26.  Januar  1854  wegen  gegenseitiger 
Auslieferung  gemeiner  Verbrecher  und  des  Bundea-Besclilusses 
vom  18«  August  1836  wegen  Auslieferung  von  politischen  Ver- 
brechern auf  den  ganzen  Umfang  des  österreichischen  Kaiser- 
Staates,  —  doch  bezüglich  der  politischen  Verbrecher  ohne 
Beitritt  PreuBsen's  —  bekannt  gegeben  am  9.  Juli  1655. 
Deutsch-österreicbischer  Postverein:  —  aufGrnndlage 
des  Postvertragea.  mit  Preussen  6.  April  1850  und  des  Bei* 
tritts  der  l'urn-  und  Taxis'schen  Postverwaltung  31.  März 
1851  —  Vertrag  5.  Deoember  1851. 
.  Deutseh- österreichischer  Telegraphen-Verein:  — 
vorbereitet,  durch  die  Vertrftge  mit  Preussen  3.  Oetober  1849 
und  mit  Baiem  21.  Januar  1850  —  Vertrag  mit  Preuaeen, 
Baiern  und  Sachsen  25.  Juli  1850;  Beitritt  Wttrtemberg'a 
14.  Oetober  1851,  Hannover'a  2.  September  1853,  MeUen- 
buig-Schwerin  s  1.  AprU  1854,  Baden^s  1.  JuK  1854;  Nach- 
tragsvertrftge  14.  Oetober  1851,  23.  September  1853  und 
29.  Mai  1855. 
BIbezollbereehtigte  Staaten:  Uebereinkomimen  wegen  Zoll- 
ermftasigungen  2.  Deoember  1851. 
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.  Eiaenacher  Convention  11.  Juli  1863,  mit  eämmtiidieB 
dentachen  Staaten  (mit  Ausnahme  von  Hambuig,  Hessen- 
Homburg ,  Holstein-Laüenbui^,  Liechtenstein  und  Luxemburg- 
Limburg)  wegen  Verpflegung  erkrankter  und  Beeidigung 
verstorbener  gegenseitiger  Staatsangehörigen. 

Preussen:  Zoll*  und  Handelsvertrag  19.  Februar  19&3;  Schutz 
und  Trutebündniss  20.  April  1S54 

Zollvereinstaaten:  Beitritt  zum  Zoll-  und  Handelsverträge 
'    mit  Preussen  4.  April  1853. 

Baiern:  Gränzbericfatigung  16.  December  1850,  %  Deeember 
1851;  Truppen-Verpflegung  15.  März  1851;  Eisenbahnver- 
trag 21.  Juni  1851;  Schiflnriirtsyertrag  2.  December  1851; 
Zollaufsicht  der  Oränzflüsse  2.  December  1851. 

WUrtemberg:  Beitritt  zum  Schifflahrtsvertrage  mit  Baieni 
5.  Juni  1855.  . 

Sachsen:  Eiseübahnanschluss  31.  December  1850;  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahii  24.  April  1853. 

Liechtenstein:  Zolleinigung  5.  Juni  1852. 
Italien.     Sardinien:   Friedensvertrag  6.  August  1849;   Handeis- 
und  Schifffahrts- Vertrag  18.  October  1851;  Unterdrückung 
des  Schleichhandels  22.  November  1851;  Postvertrag  28.  Sep- 
tember 1853;  Telegraphen-Verein  28.  September  1853. 

Parma  und  Modena:  Freie  Po-8chififahrt  3.  JuH  1849;  Post- 
vertrag 3..  Juli  1849;  Zoll-Ck>nvention  3.  JuH  1849;  ZolK 
einigung  9.  August  1852;  Beitritt  zum  Handelsvertrage  mit 
dem  Zollvereine  4.  April  1853. 

Parma:  Po -Inseln  3.  Juli  1849;  Truppen -Verpfl^ung  3..  Juli 
1849:  Beitritt  zum  österreichisch -sardinischen  Friedensver- 
trage  14.  August  1849;  Telegraphen -Verein  15.  September 
1851 ;  PostVerein  17.  September  1851. 

Modena:  Gr&nz-Regulirung  8.  August  1849;  Beitritt  zum  öster- 
reichisch -  sardiniachen  Friedensvertrage  12.  August  1849; 
Telegn^hen-Verein  4.  Juni  1851 ;  Postveiein  28.  October  1851. 

Toaoanä:  Truppen -Verpflegung  22.  April  1850;  Grundkigen 
des  österreichisch-italienischen  Postvereines  5.  November  1850; 
Special-Postvertrag  5.  November  1850. 

Kijchenst^at:  Beitritt  zum  Vertrage  über  die  freie  Po-Schifl- 
fahrt  12.  Februar  1850,  zum  Postvereine  30.  Mäxz  1852. 

Parma,  Modena,  Toseana  und  Kirchenstaat:  ItaKe* 
niache  Central- Eisenbahn  1.  Mai  1851. 
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Se&weis.  Postvertrag  2.  Jdi  1849^  26.  April  1852;  Telegraphen- 
Vertrag  26.  April  1852;  Auslieferung  der  Verbrecher  17.  Juli 
1855. 

Bdgien.  Auslieferung  der  Verbrecher  16.  Juli  1853;  Schifflahrts- 
und  Handelsvertrag  2.  Mai  1854. 

Xledexlaiide.  Beförderung  der  niederländisch-indischen  Post  19.  De- 
cember  1851;  Auslieferung  der  Verbrecher  28.  August  1852; 
Beitritt  zum  deutsch  -  österreichischen  Telegraphen -Vereine 
2.  September  18S3. 

Frantareich,  Orossbritamdeny  Busidand,  Preussen,  Schweden  und 
Dänemark.    Ordnung  der  dänischen  Thronfolge  8.  Mai  1852. 

Prankreidi  und  GroMbritaiinien.    Allia nz- VeHrag  2.  December  1854. 

Frankreich.    Auslieferung  von  Verbrechern.    13.  November  1855. 

SpanieiL    Postvertrag  30.  April  1852. 

Biuslaxid.  Verpflegung  der  Hilfstruppen  10.  Juni  1849;  Postver- 
trag 26.  Juli  1849,  5.  Mai  1854;  Donau-Schififahrt  13.  No- 
vember 1850;  Beitritt  zum  deutsch  -  österreichischen  Tele- 
graphen-Vereine 19.  November  1854. 

Türkei  Vertrag  zur  Sicherung  der  Donau-Fürstenthümer  14.  Juni 
1854;  Vereinbarung  der  Weide-Ordnung  flUr  die  österreichi- 
schen Schafhirten  in  Bulgarien  7.  Februar  1855. 

Oxieehtnlaad.    Postvertrag  9.  December  1850. 

§.  5. 

3.   V^erfassung  und  innere  Verwaltung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Verfassung  und  der  inneren 
Verwaltung  mussten  bei  einer  solchen  Umgestaltung,  wie 
sie  in  den  Verhältnissen  Oesterreicb's  vor  sich  ging,  die 
Aenderungen  am  umfaaaendsten  sein. 

Schon  die  ersten  in  den  Mftrztagen  1848  eingetretenen 
Symptome  dieser  Aenderungen  in  der  Aufhebung  der  Censur, 
der  Bevnlligung  der  National -Garde  und  der  Zusicherung 
einer  constitutionellen  Verfassung,  sammt  der  am  25.  April  1848 
hierüber  erlassenen  Verfassungsurkunde,  fallen  in  diesen  Kreis. 
Der  hierauf  nach  Wien  einberufene  Reichstag,  ans  Deputirten 
der  deutsch -slavisehen  Provinzen  bestehend,    begann  seine 
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Wirksamkeit  in  den  Tagen  der  tiefsten  Ersclittttening  de» 
Reiches,  die  durch  ihn  nur  noch  vermehrt  wurde.  Wfthrend 
Ungarn  und  Siebenbürgen  faetisch  vom  Verbände  mit  dem 
Reiche  sich  losgetrennt  hatten,  während  der  Aufrnhr  in 
den  italienischen  Provinzen  wttthete,  während  in  (ialisien 
die  au&tändische  Partei  nur  durch  die  ihr  ungünstige  Hal- 
tung des  Bauernstandes  niedei^ehalten  und  selbst  das 
Verhältniss  Böhmen's  zu  dem  damaligen  Ministerium  e}n 
zweifelhaftes  wurde,  suchte  man  auf  dem  Reichstage  das 
nackte  Nationalitäts-Princip  auf  die  Spitze  zu  stellen,  dessen 
conseqnente  Durchführung  den  Verlust  der  wichtigsten  Theile 
des  Reiches  und  eine  absolute  Schwächung  der  zum  Schatten» 
bilde  herabsinkenden  Regieruugsgewalt  hätte  nach  sich  ziehen 
müssen.  Nachdem  die  Tapferkeit  des  Heeres  und  der  Hei- 
denmuth  seiner  Führer  die  italienischen  Provinzen  wieder 
erobert  hatte,  der  Aufstand  in  Wien  bezwungen,  die  ände- 
rt] Provinzen  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  ungrischen 
Länder)  beruhigt  worden,  bot  die  von.  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  verfügte  Auflösung  des  nach  Eremsier  übersiedelteil 
Reichstages ,  in  welchem  ohnehin  nur  ein  Theil  des  Reiches 
repräsentirt  war,  und  die  Kundmachung  einer  Verfassung 
für  das  Oesammtreich  die  erste  Grundlage  für  die  beginnende 
Consolidirung  der  öffentlichen  Zustände  in  Oesterreich  dar. 
Das  Wesen  dieser  Verfassung  bestand  in  der  Gründung  der 
(wenigstens  formellen)  Reichseinheit,  in  der  Ausgleichung 
aller  bisher  zwischen  den  einzelnen  Gebietstheilen  bestan- 
denen Verschiedenheiten  und  in  der  Anbahnung  der  Rechts- 
gleichheit für  die  gesammten  Staatsbürger.  Hierdurch  erhielt 
auch  die  Verwaltung  den  Anstoss  zu  einer  durchgreifenden 
Reform.  Die  fHlheren  Provinzen  wurden  ohne  Unterschied 
ihrer  ehemaligen  staatsrechtlichen  Stellung  (als  Königreiche 
oder  Fürstenthttmer  etc.)  in  Kronländer  umgewandelt^  die 
mit  anderen  Ländern  vereiiligt  gewesenen  kleineren  Herzog- 
ihOmer  Salzburg,  Kärnthen,  Schlesien  und  Bukowina  wurden 

V.  (:zo4>rnig,  Omteireich's  NeugMtJiUunft.  6 
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selbstBtftndig  ^  aus  Theilen  Süd -Ungeni''s  und  Slavonien's 
ward  das  Yerwaltungsgebiet  der  serbischen  Wojwodschaft 
und  des  Temeser  Banales  geschaffen,  und  für  die  Verwaltungs- 
organe bis  zu  den  untersten  hinab  j  mit  -strenger  Zhirch- 
ftthrung  des  Grundsatzes  der  Trennung  der  Justiz  von  dep 
Verwaltung,  eine  neue  Organisation  begründet  (deren  Glie- 
derung biBreits  oben  erwfthnt  ist).  Im  Zusammenhange  hier^ 
mit  stand  die  Erlassung  eines  neuen  Gemeindegesetzes, 
welches  der  doppelten  Aufgabe  genügen  sollte ,  durchu  Ver* 
einigung  der  kleinen  Gemeinden  grössere  Verwaltungskörper 
mit  eiqer  gedeihlichen  Administration  zu  schaffen,  und  an 
die  .Gemeindevorstände  einen  Theil  der  Wirksamkeit  der 
Regierungsbehörden  zu  übertragen.  Da  jedoch ,  wie  die  Er* 
fabrung  nachwies,  bei  den  sehr  verschiedenen  Cultur-Zu- 
stftnden  in  den  einzelnen  Eronländern  die  Durchführung  dieser 
Grundsätze  auf  wesentliche  Schwierigkeiten  stiess ,  konnte  der. 
neue  Organismus  nicht  allenthalben  gedeihliche  Wurzel  flEtösen. 
Inzwischen  war  durch  das  Allerhöchste  Handschreiben 
vom  20.  August  1851  -  die  Stellung  des  Ministeriums  zu 
dem  Monarchen  wesentlich  geändert  und  hierauf  durch. 
du^  Allerhöchste  Handschreiben  vom  31.  December  18&1 
jene  Verfassung  sammt  den  Grundrechten  ausser  Wirksam? 
keit  gesetzt  und  die  organische  Grundlage  einer 
neuen  Regelung  der  gesetzlichen  Verhältnisse  ge- 
geben wojden,  welche  nicht  nur  den  durch  die  Erfahrung 
nachgewiesenen  Bedürfnissen  mehr  entspricht,  sondern  auch 
ohne  Beeinträchtigung  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  ein- 
zelnen Länder  den  für  Oesterreich  als  unabweisliche  Npth- 
wendigkeit  sich  darstellenden  Grundsatz  der  Reiehseinheit  zur 
unbedingten  Geltung  bringt.  Schon  vorher  waren  zur  sichern- 
den Gewährleistung  solcher  Nationalitäten,  welche  sich  durch 
die  vorausgegangenen  Ereignisse  bedrängt  gesehen  hatten, 
einzelne  organische  Bestimmungen  getroffen  worden,  kraft 
deren  nicht  nur  die  serbische  Wojwodschaft  wiederhergestellt,. 
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soDdern  auch  der  Wunsch  der  sächsischen  Nation  in  Sieben- 
bürgen bezüglich  der  (damaligen)  unmittelbaren  Unterord- 
nnng  unter  die  Krone  und  des  innigen  Verbandes  mit  der 
Gesammt- Monarchie  gewährt,  das  Eronland  Kroatien  und 
Slavonien  sammt  dem  Gehißte  der  Stadt  Fiume  unabhängig 
▼on  Ungern  gestellt  und  die  Landessprache  daselbst  fbr^die 
Verwaltung  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Hieran  reihte 
sich  das  wichtige  neue  Grundgesetz  für  die  kroatisch -slavo- 
nische  und  serbisch  *banatischeMilitärgränze,  worin  ebenfalls 
die  Berechtigung  der  Nationalität  und  der  Landessprache 
zur  Geltung  gebracht  wurde,  und  die  Auflösung  der  sieben* 
bürgischen  Militärgränze,  deren  (ohnehin  meist  z^nstreutes) 
Gebiet  mit  dem  Provinciale  yereinigt  wurde.  Die  organischen. 
Grundsätze  vom  31.  December  1851  bedingten  eine  neue 
Organisation  der  Behörden,  welche  durch  die  mit  tiefem 
staatsmännisch^^  Blicke  gepaarte  rastlose  Energie  des  Ministers 
Freiherm  von  Bach  bereits  ihre  Durchführung  geAinden  hat, 
femer  eine  den  obwaltenden  Verhältnissen  entsprechende 
Gemeinde  •  Ordnung  und  die  dem  hervortretenden  Interesse 
des  ansässigen  Erbadels  und  des  Grundbesitzes  eingeräumte 
B.epräsentation  durch  berathende  Ausschüsse,  worüber  die 
näheren  Bestinimungen  deomächst  zu  erwarten  stehen ,  nach* 
dem  im  lombardisch  -  venezianischen  I^nigreiche  die  früher 
bestandenen  Central -Congregationen  zu  Mailand  und  Venedig 
mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  Juli  1855  wieder 
einberufen  und  die  schon  früher  hergestellten  Provinzial- 
Congregationen  mit  erweitertem  Wirkungskreise  bestätiget 
worden  sind. 

Ausser  diesen  wichtigen,  das  gesammte  Verwaltungs- 
gebiet durchdringenden  Reformen,  wurden  noch  viele  ^einzelne 
der  Staatsverwaltung  förderliche  Anordnungen  getrolBfen.  Die 
bedeutendste  von  allen  ist  die  (in  das  Gtebiet  der  militä- 
rischen und  polizeilichen  ebenso,  als  in  jenes  der  inneren 
Verwaltung  einschlägige) Errichtung  der  Gensdarmerie  im 
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gesaauntoi  Umfange  des  Haches,  wodurch  die  Wirksamkeit 
der  untersten  Behörden  unterstützt,  ja  vielfach  erst  möglich 
gemacht,  die  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigenthumes, 
sowie  die  öffBntlicbe  Ruhe  und  Ordnung;  aufrecht  erhalten, 
odor,  wo  sie  rorübergehend  gestört  war,  wiederhergestelH 
wurde.  Es  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  keine  der 
neuen  Institutionen  so  -  unmittelbar  folgenreich  und  wohl- 
thfttig  wirkte,  als  namentlich  fUr  die  Landbezirke  die  Ein- 
führung der  Gensdarmerie.  Das  öffentliche  Medicinal- 
Wesen  wurde  auf  einer  den  Verhältnissen  angepassten  Grund- 
lage neu  geordnet  und  eine  neue  Pharmakopoe  sammt  einer 
neuen  Arznei*Taxe  kundgemacht  Hieran  reihte  sich  die  Ver- 
ordnung, wodurch  der  Thierquftlerei  begegnet  werden  soll.  Bei 
der  sich  entwickelnden  Grossartigkeit  der  durch  den  Asso- 
oiations- Geist  begründeten  Unternehmungen  erscheint  das 
neue  Vereinsgesetz  von  hoher  Bedeutung,  wodurch  nament- 
lich die  auf  Erwerb  gerichteten  Vereine  gesetzlich-  geordnet, 
die  Rechte  der  Tlieilnehmer  sichergestellt  und  das  Aufsichts- 
recht der  Regierung  gewahrt  wurden.  Schliesslich  ist  nodi 
der  dem  Verdienste  durch  die  Grtkndung  des  Franz  Jo- 
seph-Ordens und  des  Verdienstkreuzes  zugewandten 
Aufioiunterung  zu  erwähnen,  wodurch  sich  die  Regierung 
ein  neues  und  .vielfach  wirksames  Mittel  zur  Belohnung  ver- 
diente^ Männer  und  zur  Förderung  der  Staatszwecke  im 
Allgemeinen  geschaffen  hat. 

Die  eigentliche  legislative  Thätigkeit  in  Bezug  auf  Verfietssung 
und  Verwaltung  beginnt,  wenige  an  ihrem  Orte  anzuführende  ge- 
setzliche Bestinunungen  ausgenommen ,  mit  der  Ertheilung  der 
Reichsverfassung.  *  In  dieser  Verfassung  werden  alle  einzeln 
benannten  Kronländer  (§.  1)  zur  untheilbaren  Erbmonarchie  ver- 
bunden erklärt  (§.  2);  es  wird  ihnen  ihre  mit  der  Keichsverfassung 
vereinbare  Selbstständigkeit  gewahrt  ($.  4);  alle  Volksstämme  sind 
gleichberechtigt  und  haben  das  Recht  auf  Wahrung  und  Pflege 
ihrer  Nationalität  und  Sprache  ($.  5).    Für  die  Thronfolge  in  der 

*  Kais.  Pfttent  vom  4.  März  1849. 
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nsgierendeii  .Dynastie  weiden  die  pragmatiBche  Sanetion  und  die 
östeireiehiselie  Hausordnung  aufrecht  erhalten  ($.  9).  Für  alle 
Völker  des  Reichs  gibt  es  nur  ein  Reichs-Büigerrecht  (S.  23),  und 
i)lr  alle  Reichsbüi^r  besteht  Gleichheit  der  Rechte  (§$.  24—32). 
Die  ößentlichen  Angelegenheiten  sind  entweder  Gemeinde-,  Landes- 
oder  Reichs- Angelegenheiten  ($§.  33  —  36).  Die  einzelnen  Krön- 
Iftnder  erhalten  Statute  oder  LaodesY^rfassungen,  mit  einer  Vertre- 
tung auf  Landtagen  (SS*  70  —  83).  Die  Rechtspflege  tot  von  dar 
Verwaltung  getrennt  (§.  102);  das  Gerichtsver&hren  ist  öfientlioh 
und  mündlich;  in  Strafsachen  gilt  der  Anklage-Process,  über  schwere 
Verbrechen  erkennen  Schwurgerichte  ($.  103).  Die  übrigen  Bestim- 
mungen betreffen  die  gesetzgebende  Gewalt,  den  Reichstag,  die 
vollziehende  Gewalt,  den  Reichsrath^  die  nchteriiche  Gewalt,  das 
Reichsgericht,  den  Reichshaushalt  und  die  bewadnete  Macht,  Gleich- 
zeitig wurden  (fUr  die  deutsehen  und  slavischen  Eronländer  mit  Ein- 
schluss  Dalmatien'^s)  die  Grundrechte,  der  Freiheit  des  Glaubens 
und  des  Cultüs,  der  Freigebung  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung, 
des  Anspruches  auf  die  Pflege  der  nationalen  Sprache  filr  allgemeine 
Volksbildung,  der  Pressfreiheit,  des  Petitions-  und  Associations- 
Rechtes  und  der  persönlichen  Freiheit  bekannt  gemacht  *  und  die 
(spftter  zu  erwähnenden)  Robot-Ablösungs-  und  J$.gd-Gesetze 
erlassen.  ' 

Unter  den  mehri&ltigen  Gesetzen,  welche  zur  Ausführung  der 
Bestimmungen  der  Verfttssung  kundgemacht  wurden,  ist  das  wich- 
tigste das  provisorische  Gemeindegesetz.  Nachdem  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Geiste  dieses  Gesetzes  bereits  früher  die  Auf- 
hebung der  Staats-Controle  über  di^  auf  Kosten  der  Gemeinden  be- 
werkstelligten Gemeindebauten  erfolgt  war,'  erfioss  dieses  Gesetz 
selbst  *  Zufolge  desselben  ist  die  Gemeinde  die  Grundfeste  des 
Staates;  ihr  Wirkungskreis  ist  theils  ein  natürlicher,  welcher  die 
bdteressen  der  Gemeinde  umfassi,  th^  ein  übertragener,  in  Bezug 
auf  die  Besorgung  bestimmter  öffentlicher  der  Gemeinde  zugewiesener 
Geschäfle.  Die  Grundlage  der  Einrichtung  ist  die  (ans  einer  oder 
mdireren  Steuer-Gemeinden  bestehende)  Orti^meinde,  deren  Be- 
wohoer  entweder  Gemeinde-Bürger,  Gemeinde  -  Angehörige  oder 
Fremde  sind.    Die  Repräsentanz  der  Ortsgemeinde  ist  dat  Gemeinde- 

'  Kais.  Patent  vom  4.  März  1849. 
'  Kais.  Patente  vom  4.  und  7.  März  1849. 
*  Minist.  Erlass  vom  18.  Januar  1849. 
^  Kais.  Pfttent  vom  17.  März  1849. 
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Au88ohu68;  nach  Aussen  hin  wird  die  Oeitieinde  von  dem  Bürger- 
meister vertreten,  welcher  auch  den  übertragenen  Wirkungskreis 
ausübt,  indem  er  die  Gesetze  und  Verordnungen  kundmacht,  die 
Einhebung  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  vermittelt,  bei  dem 
Conscriptions-  und  Recrutirungs-Oeschäfte  mitwirkt  und  die  Ein- 
quartierungs-  und  Vorspanns  -  Angelegenheiten  besorgt,  die  Ver- 
brecher und  Deserteure  anhält  und  abliefert,  die  Anzeige  began- 
gener Verbrechen  erstattet,  über  alle  für  die  Staatsgewalt  von  In- 
teresse erscheinenden  Vorkommnisse  berichtet,  die  Fremden-Polizei 
handhabt,  die  Heimaths-  und  AufenthaRsscheine  ausfertigt,  die  Auf- 
sicht überMaass  und  Gewicht  übt,  und  überhaupt  alle  durch  Gesetze 
und  Verordnungen  oder  durch  Verfügung  der  Bezirksbehörde  ihm 
übertragenen  Amtshandlungen  vollzieht.  Der  Gemeinde-Ausschuss 
wahrt  die  Interessen  der  Gemeinde,  wacht  über  die  Vermögens- 
gebarung, prüft  den  Voranschlag  und  die  Schlussrechnung  und 
sorgt  (erforderlichen  Falles  durch  Ausschreibung  von  Steuerumlagen 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe)  fUr  die  Beliiedigung  der  Bedürfnisse 
der  Gemeinde,  worunter  auch  die  erforderliche  Bedeckung  für  die 
Kosten  der  Armen  Versorgung,  insöfeme  specielle  Anstalten  liierfür 
nicht  ausreichen,  ßowie  für  die  zur  Erhaltung  der  inneren  Ruhe 
und  öffentKchen  Sicherheit  nothwendigen  Einrichtungen  gehören; 
er  bestimmt  die  Zahl  und  Bezüge,  der  Genieindebediensteten ,  er- 
nennt die  Verwaltungs- Organe  der  Gemeinde  -  Anstalten  und  die 
eine  Gemeindebestallung  gen^ssenden  Personen.  Der  Bürgermeister 
vollzieht  die  Beschlüsse  des  Gemeinde-Ausschusses,  gebart  mit  dem 
Gemeindevermögen  innerhalb  des  genehmigten  Voranschlages  nach 
der  ihm  vorgezeichneten  Art,  legt  dem  Ausschusse  Rechnung  über 
Einnahme  und  Ausgabe,  fertigt  den  Voranschlag  an,  übt  die  Dis- 
ciplinar-Gewalt  über  Gemeinde-Beamte  und  Diener  aus  und  hand- 
habt die  Local-,  Reinlichkeits-,  Gesundheits-,  Sittlichkeits-,  Gesinde-, 
Armen-,  Bau-,  Feuer-,  Strassen-  und  Markt -Polizei,  dann  die 
Aufsicht  auf  die  Gemarkungen  und  die  Fürsoige  für  die  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigendiumes;  er  hält  die  Bettelei  hintan  und 
ahndet  die  Uebertretungen  der  Polizei -Vorschriften  mit  Geldbussen 
bis  zum  Betrage  von  10  fl.,  oder  mit  entsprechender  Arbeitsaufla^e. 
Die  Landeshaupt-  und  Kreis-Städte,  und  auch  andere  bedeutende 
Städte,  wenn  sie  darum  nachsuchen,  erhalten  eigene  Verfassungen. 
Endlich  sollten  auch  alle  in  einem  Bezirke  und  in  einem  Kreise 
liegenden  Ort^emeinden  zu  einer  Bezirks-  und  einer  Kreisgemeinde 
vereinigt  und  durch  einen  Bezirksausschuss  und  eine  Kreisvertretung 
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repräsentirt  werden.  Diese»  OeorienidegesetK  wuide  fiit  die  deutschen 
und  slavischen  Kroniftnder  (mit  Dalmatien)  wirksam  erklftrt;  doch 
wurde  bald  nacli  dessen  Erlassung  verfllgt,  dass  die  Behörden  mit 
der  Durchführung  sogleich  und  bis  zur  Einsetzung  der  neuen  Be- 
hörden inne  zu  halten  hatten,  da  in  dieser  Uebergangs-Periode  die 
politischen  Behörden  mit  dringenden  Arbeiten  allzusehr  und  ausser- 
gewöhnlich  beschäftigt  waren.  '  Nach  erfolgter  Einsetzung  der  po- 
litischen Behörden  und  in  der  Zeitfolge  derselben  kam  auch  die 
Activirung  der  Getneinde- Verwaltungen  zu  Stande,  wobei  aber  in 
einzelnen  Kronländem  vgn  der  anfanglich  beabsichtigten  Zusammen- 
sohlagung  mehrerer  früherer  Oemeindekörper  zu  einer  grösseren  Orts- 
gemeinde viel&eli  wieder  abgegangen  wurde.  In  den  ungrisehen  Län- 
dern blieb  es,  mit  theilweiser  Modification,  bei  d^i  früheren  Ein- 
richtungen, und  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ward 
an  der  anerkannt  trefflichen  und  durch  fast  hundertjährige  Uebung 
bewährten  Oemeindeverf^sung  '  nichts  geändert  Durch  besondere 
Verordnungen  wurde  den  Gemeindevorstehern  eine  Instruction  be- 
züglich der  Vornahme  geriohtUcher  Amtshandlungen  und  der  Be- 
sorgung von  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  ertheilt  *  und 
die  Vollstreckung  ihrer  Verftigungen  geregelt.  * 

Die  Landes-Statute  für  die  einzelnen  Kronländer  wurden 
bekannt  gemacht ,  und  zwar :  für  Oesterreich  unter  der  Enns, 
Oesterreich  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain, 
Tirol  und  Vorarlberg,  Böhmen,  Mähren^  Schlesien  mit  den  kaiser- 
lichen Patenten  vom  3Q.  December  1849,  für  Görz,  Gradisca  und 
[Strien  mit  kaiserlichem  Patente  vom  25.  Januar  1850,  für  die  Stadt 
Triest  mit  kaiserlichem  Patente  vom  1%.  April  1850,  für  Galizien 
und  für  die  Bukowina  mit  den  kaiserlichen  Patenten  vom  28.  Sep^ 
tember  1850. 

In  der  Verfassung  der  Gesammtmonarchie,  der  einzelnen  Kron- 
länder uud  Gemeinden,  trat  xiurch  die  kui serlichen  Anord- 
nungen vom  31.  December  1851  eine  wesentliche  Aenderung 
ein.    Schon  mit  Allerhöchstem  Cabinets-Schreiben  vom  20.  August 

*  Minist.  Erlass  vom  29.  October  1849. 

^  Siebe :  „Die  lombardische  Gemeindeverfassung  nach  ihrer  Entstehung 
nnd  Ausbildung,  ihrem  Verfalle  und  ihrer  Wiederherstellung  dargestellt 
von  Carl  Czoernig.  Heidelberg  1843.** 

*  Minist.  Verord.  vom  28.  Juni  1850  und  14.  Mal  1851;  Minist.  Erlass 
vom  22.  Juli  1850. 

*  Kais.  Verord.  vom  11.  Mai  1851. 
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1851  hatte  Seine  IfagestHt  der  Kaiser  das  Ministerium  aliein  und 
auaschliessend  gegenüber  dem  Monarehen  und  der  Krone  verant- 
wortlich erklärt  und  der  Verantwoitliehkeit  gegenüber  jeder  anderen 
politischen  Autorität  enthoben,  den  Reichsrath  ausschliessend  als 
einen  Rath  des  Monarehen  und  der  Krone  bezeichnet,  und  ange- 
ordnet, die  Frage  über  den  Bestand  und  die  Möglichkeit  der  Voll- 
adehung  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in  reife  und  eindringliche 
Erwägung  zu  ziehen,  wobei  das  Princip  und  der  Zweck  der  Auf- 
rechthaltung aller  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  und 
der  staatlichen  ESinheit  des  Reiches  als  unabweisliche  Grundlage 
anzusehen  sei. '  Da  nach  dem  Ei^ebnisse  der  hierüber  gepflogenen 
Berathungen  die  erwähnte  Yerfassnngsurkunde  weder  in  ihrer  Grund- 
lage den  Verhältnissen  des  österreichischen  Kaiserstaates  angemessen, 
noch  in  dem  Zusammenhange  ihrer  Bestimmungen  ausführbar  sich 
darstellte,  so  wurde  sie  ausser  Kraft  und  Wirkung  gesetzt,  jedoch 
die  Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze  und  die 
bleibende  Abstellung  des  bäuerlichenr  Unterthänigkeits-  oder  Hörig- 
keits-Verbandes und  der  damit  verbundenen  Leistungen  gegen  bil- 
lige Entschädigung  der  Berechtigten  ausdrücklich  bestätigt.  Um 
zu  den  Einrichtungen,  wie  sie  die  Bedürfnisse  der  Völker,  die  Be^ 
dingungen  der  Wohlfahrt  aller  Schichten  derselben  und  die  Sicher- 
heit, E^heit  und  Macht  des  Staates  erfordern,  zu  gelangen,  schlug 
man  die  Wege  der  ErfahVung  und  der  sorgfältigen  Prüfung  aller 
Verhältnisse  ein,  womacK  in  den  wichtigsten  uod  dringendsten 
Richtungen  dei*  organischen  Gesetzgebung  eine  Reihe  von  Grund- 
sätzen festgestellt  wurde  ^  welche  durch  nachfolgende  besondere 
Gresetze  zur  Ausführung  gelangen  sollten.  '  Gleichzeitig  wurden 
die  ftlr  die  deutschen  und  slavischen  Kronländer  untenn  4.  März  1849 
verkündeten  Grundrechte  ausser  Kraft  gesetzt.  Die  einzelnen  Puncte 
derselben  sollen ,  so  weit  es  nicht  schon  geschehen ,  durch  besondere 
Gesetze  geregelt  werden;  .doch  wurde . ausdrücklich  erklärt,  dass 
jede  in  den  genannten  Kronländeni  gesetzlich  anerkannte  Kirche 
und  Religions-G^nossenschaft  in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  Re- 
ligions-Uebung,  der  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelten- 
heiten  und  dem  Besitze  ihrer  Anstalten  erhalten  und  geschützt  werde.  ^ 
Von  den  für  die  organische  Gesetzgebung  festgestellten  (bereits 
S.  31  ff.  wörtlich  angeführten)  Grundsätzen  beziehen  sich  auf  die 
Verfassung    und  innere  Verwaltung  nachstehende:   Die   mit  dem 

*  Allerhöchstes  Cabinets-Sch reiben  vom  20.  Aiignet  1851. 
'  Kais.  Patent  vom  31.  Ltecember  1851. 


89 


Merreiehischeii  Kaiserstaate  yereinigieEi  Länder  bilden  die  untrenn- 
baien  Bestandtheile  der  öBterreichisch- kaiserlichen  Brbmoinarchie. 
Die  einzelnen  Länder  werden  mit  den  alten  historischen  Titeln  be- 
zeichnet^ ihr  Umfang  wird,  vorbehaltlich  der  Aendenmgen  aus 
VerwaltungsrOcksichten,  erhalten.  In  jedem  Kronlande  sind  lan- 
desnirsiliche  Bezirksämter  aufzostellen ,  welche  möglichst  die  ver- 
schiedenen Yerwaltungszweige  vereinigen;  Über  diesen  stehen  in 
administrativer  Hinsicht,  wo  das  Bedttrfhiss  dafür  eintritt,  Kreisbe- 
hörden,  und  bei  Abgränzung  der  Kreise  wird  auf  die  früher  be- 
standenen Verhältnisse  Rtteksicht  genommen.  Den  Kreisbehörden 
sind  die  Statthalterei  (Landesregierung)  und  der  landes-Chef ,  jedes 
mit  dem  bezeichneten  Wirkungskreise,  übergeordnet.  Als  Ortsge^ 
mdnden  werden  die  factisch  bestandenen  oder  bestehenden  Ge- 
meinden angesehen;  doch  ist  ihre  Vereinigung,  wo  erforderlich, 
nicht  ausgeschlossen.  Der  Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Land- 
6emeiaden\  und  bei  ersteren  die  frühere  Eigenschaft  und  besondere 
Stellung  der  landesftirstlichen  Städte  ist  zu  berücksichtigen.  Der 
vormals  herrschaftliche  grosse  Grundbesitz,  einzeln  oder  unter  Ver- 
einigung mehrerer  anstossender  Gebiete,  kann  unter  bestimmten 
Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ort^emeinde  ausgeschieden 
und  den  Bezirksämtern  unmittelbar  untergeordnet  werden.  Die 
G^neindevorstände  unterliegen  der  Bestätigung  und  nach  Umständen 
selbst  der  Ernennung  der  Regierung;  der  Bestätigung  der  letztem 
können  auch  in  gewissen  Fällen  höhere  Kategorien  der  Gemeinde- 
beamien  unterzogen  werden.  Die  Gemeinden  wählen  nach  beson- 
ders zu  erlassenden  Wahlordnungen  ihre  Vorstände  und  Ausschüsse; 
beide  erhalten  ebenso^  wie  die  Bezirksämter  und  Kreisbehörden,  die 
firüher  bestandenen  landesüblichen  Benennungen.  Der  Wirkungskreis 
der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf  ihre  Gemeinde-Ange-^ 
legenheiten  beschränken;  doch  können  sie  und  ihre  Vorstände  durch 
allgemane  oder  besondere  Anordnungen  der  landesftirstlichen  Be- 
hörde zur  Mitwirkung  für  öffentliche  Angelegenheiten  verpflichtet, 
und  andererseits  wichtigere,  in  den  Gemeinde  -  Ordnungen  zu  be- 
zeichnende Beschlüsse  der  Gemeinden  in  ihren  eigenen  Angelegen- 
heiten der  Prüfung  und  Bestätigung  der  landesfürstlichen  Behörden 
unterzogen  werden.  Die  OefTentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen 
ist  abzustellen.  Die  Gemeinden  unterstehen  den  Bezirksämtern  und 
nur  ausnahmsweise  unmittelbar  den  höheren  Verwaltungsbehörden. 
Diesen  Grundsätzen  gemäss  sind  ftlr  jedes  Land  den  besonderen 
Verhältnissen    desselben    entsprechende  Ordnungen   Air  die  Land- 
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geoieinden  und  die  Städte  zu  bearbeiten,  wobei  bu  berüeksichtigeD 
iQt^  daas  den  überwiegenden  Interessen  audb  ein  überwiegender 
Einfluss  zugestanden  und  dem  GrundbesitEe  nach  Maass  seiner 
Ausdehnung  und  seines  Steuerwerthes  innerhalb  des  Gemeinde^ 
bezirkes,  dem  Gewerbebetriebe  im  Verhältnisse  zum  Grundbesitze, 
in  den  Stadtgemeinden  insbesondere  dem  Hausbesitze,  dann  (so 
viel  mdglich)  den  Gorporationen  Dir  geistige  und  materielle  Zwecke 
das  entscheidende  üebergewicbt  gesichert  werde.  Die  Aufrechter- 
haltung  4er  im  lombardisch-venezianiaehen  K5nigrdche  bestehenden 
Gemeinde-Ordnung  (vorbehaltlich  all&lliger  durch  die  Er&hrung  her" 
vorgerufener  Verbesserungen)  wird  ausdrttcklieh  zugesichert  Ueber 
den  ständischen  oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze 
dotirten  Erbadel,  seine  Vorzüge  und  Pflichten,  werden  in  den 
Kronländem  eigene 'Statute  errichtet  und  die  Stiftung  von  Majora- 
ten und  Fideicommissen  erleichtert  werdai;  die  Vorschriften  zur 
Grlmltüng  der  bäuerlichen  Güter -Gomplexe  bleiben  aufrecht  Den 
.Kreisbehörden  und  Statthaltereien  werden  berathende  Ausschüsse 
aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen  und  kleinen  Grundbe- 
sitze und  der  Industrie,  unter  Beiziehung  auch  anderer  Factoren, 
wenn  sie  sich  als  wUnschenswerth  darstellen,  an  die  Seite  gestellt 
und  deren  Objecte  und  Wirksamkeit  bezeichnet  Die  Vorstünde 
der  einbezirkten  (xemeinden  und  die  ausser  denselben  stehenden 
grossen  Grundbesitzer  sollen  bei  den  Bezirksämtern  fUr  Zusammen- 
tretungen in  ihren  Angelegenheiten  versammelt  werden. 

Auf  Grundlage  dieser  organischen  Bestimmungen  ist  bereits  die 
Oi^anisation  der  Verwaltungs-Behörden  in  den  einzelnen  Kronländem 
erfolgt,  wie  S.  37  ff.  erwähnt  worden.  Die  (xemeinde-Ordnungen  und 
die  Statute  fiXr  die  Vertretung  durch  berathende  Ausschüsse  dürften 
demnächst  bekannt  gemacht  werden,  da  dieCentral-Congregationen  zu 
Mailand  und  Venedig  bereits  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  \om 
15.  Juli  1855  wieder  einberufen  und  die  Provinzial-Gongregationen  in 
ilirem  Fortbestande  und  erweiterten  Wirkungskreise  bestätigt  wurden. 

Im  Einzelnen  sind  nachstehende  gesetzlidie  Verftlgungen  zu 
erwähnen : 

Bezüglich  der  serbischen  Nation  wurde  die  oberste  kirchliche 
Würde  des  Patriarchates,  wie  sie  in  den  firüheren  Zeiten  bestand 
und  mit  dem  erzhischöfliehen  Stuhle  von  Karlowitz  verbunden 
war,  dann  die  Würde  eines  Wojwoden  wieder  hergestellt  '     Die 

'  Kai».  Patent  vom  15.  Di'comber  1848. 


»1 


Bezeichnung  eiiiea  Gioeswoj  woden  der  aerbifiüchen  Wojwodschaft  wurde 
in  den  kaiserlichen  Titel  aufgenommen  (zuerst  im  kaiseriichen  Pa- 
tente vom  7.  April  1860).  Die  Wünsche  der  sächsischen  Kation 
in  dem  (damals  noch  vom  Bürgerkriege  heimgesuchten)  OrossAir- 
stenthume  Siebenbürgen  in  Bezug  auf  die  unmittelbare  Unterstellung 
unter  die  Krone  und  den  innigen  Verband  mit  der  Gesammtmo- 
parehie  wurden  gewährt  '  Bei  Erledigung  der  in  .zwölf  Puncten 
bestehenden  Antrl^  und  Bitten  des  kroatisch -slavoniechen  Land- 
tafges  vom  Jahre  1848  wurde  ^  unter  Bezeigung  der  Allerhöchsten 
Anerkennung  fQr  die  von  den  Bewohnern  dieser  Königreiche  dem 
Tlirone  in  der  drangvollen  Periode  des  Jahres  1848  bewährte  an* 
gestammte  Treue  und  fllr  die  mit  schweren  Opfern  unternommene 
Yertheidigung  der  Rechte  des  Kaiserhauses  durch  gewaffiiete  Ha&d^ 
die  Unabhängigkeit  dieser  Kronländer  (mit  Einschluss  des  kroati- 
schen KUstenluides  und  der  Stadt  Fiume).von  Ungern,  sowie  die 
altherkömmliche  Würde  und  Autorität  des  Banus  bestätigt,  und  die 
Nataonal-Sprache  als  die  Oeschäftssprache  bei  den  dortigen  Landes- 
behörden erklärt,  ohne  dass  jedoch  hierdurch  der  Oeschäilsvetkehr 
der  dortigen  Landesbehörden  mit  den  Behörden  der  übrigen  Kron- 
länder und  der  Central -Gewalt  erschwert  werde.  ^ 

Die  Errichtung  der  Gensdarme  rie  wirkte  auch  auf  die  innere 
Verwaltung  durch  die  Sicherung  und  Befestigung  der  Wirksamkeit 
der  unteren  flehörden  wohlthätig  ein;  bei  der  Polizei-  und  der 
Militär -Verwaltung  wird  darüber  Näheres  angeführt. 

Die  öffentliche  Medicinal-Vcrwaltung  erhielt  eine  pro- 
visorische Organisation«  Der  Staat  führt  die  oberste  Leitung  der- 
selben; die  hierauf  bezüglichen  Verfügungen  werden  in  der  Regel 
erst  nach  vorläufiger  Abforderung  eines  Gutachtens  von  Sachver- 
ständigen erlassen  und  in  Ausführung  gebracht  Die  selbstständige 
Wirksamkeit  des  Staates  erstreckt  sich  auf  alle  jene  Geschäfte, 
welche  aus  höheren  sanitäts  -  polizeilichen  Gründen  oder  wegen 
ihres  Zusammenhanges  mit  eigentiichen  Staat^eschäften  den  Gre- 
meinden  nicht  überlassen  werden  können;  auch  überwacht  der 
Staat  die  von  den  Gemeinden  besorgten  Sanitäts -Geschäfte.  Di^ 
Leitung  des  MedidnaT- Wesens  steht  den  politischen  Behörden  zu, 
und  zu  diesem  Behufe  werden  den  Bezirksvorstehem  BezirksänKle, 
den  Kreisvorstehern  Kreisärzte,  den  Statthaltern  (jetzt  auch  den 

'  Kais.  Patent  Tom  21.  December  1848. 
.  '  Kais.  Patent  vom  7.  April  1850. 
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Luid<*8-Prft0identen)  atAndige  Medieinal-Gommisnouen.,  dem  Minister 
des  Innern  ein  Sanitttts-Referent  und  gleich&lls  eine  ständige Jfedi- 
dnal-Commission  beigegeben;  in  grösseren  Städten  ist  das  Sanitäts- 
Wesen  besonders  ger^:elt.  Nur  derjenige  Arzt  kann  in  Zukunft 
als  Beurksarzt  angestellt  werden,  welcher  sich  einer  Prüfung  aus 
der  österreichischen  medicinischen  Polizei  und  gerichtlichen  Medicin 
unterzogen  hat  Der  Bezirksarzt  hat  theils  die  ihm  zugewiesenen 
Beiiclite  zu  prüfen,  theils  wird  er  zur  persönlichen  Nach8ichtq>flege 
und  zur  Führung  der  Aufeicht  über  die  medicinisch- polizeiliche 
Wirksamkeit  der  Gemeinden,  das  Sanitäts-Personale  und  die  Hdl- 
anstalten  des  Bezirkes,  sowie  über  Handhabung  der  einschlägigen 
Vorschriilen  verwendet.  Er  hat  bei  Epidemien  und  über  das 
Implungswesen,  bei  Verleihung  von  Medicinal-Gewerben  Vorschläge 
zu  erstalten,  die  Apotheken  zu  untersuchen,  in  polizeilich  und  ge- 
riehtlich  medicinischen  FäUen  Gutachten  abzugeben,  den  Recruti- 
rungen  beizuwohnen.  Aber  die  Erhaltung  des  ailgememen  Gesund- 
heitszustandes zu  wachen ,  und  am  Sitze  der  Beziriisbehörde  gewisse 
ärztliche  Functionen  auszuüben;  er  hat  auf  die  Bestellung  von  Ge- 
meinde-Aerzten  hinzuwirken,  und  einen  jährlichen  Hauptbericht 
über  die  Vorkommnisse  im  Sanitäts-Wesen  zu  erstatten.  Die  Ob- 
liegenheiten des  Kreisarztes  beziehen  sich  auf  die  Ueberwachung 
des  Sanitäts- Personales  und  der  sämmtlichen  Sanitäts-  und  Heil- 
anstaiten  im  Kreise,  auf  die  Handhabung  der  Medidnai' Gesetze, 
auf  fachgemässe  Mitwirkung  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  des 
Sanitäts- Wesens  durch  Stellung  von  Anträgen  in  Personal-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten,  Erstattung  von  Gutachten,  Verfassung  von 
Vorschlägen,  Unterstützung  des  Kreis- Vorstehers  bei  der  Leitung 
der  öffentlichen  Sanitäts- Anstalten;  femer  hat  er  die  Rechnungen 
über  die  vom  Staate  f)lr  Sanitäts-Anstalten  bestrittenen  Ausgaben 
zu  prüfen  und  periodische  Berichte  zu  erstatten.  Die  Hedidnal- 
Oommission  ist  der  beratliende  und  begutachtende  Körper  fur  die 
Medicinal- Angelegenheiten  des  Kronlandes;  sie  besteht  unter  Vor- 
sitz des  am  Sitze  der  Statthalterd  oder  Landesregierung  befindlichen 
Medidnal-Ratbes  aus  einer  Anzahl  von  Aerzten ,  einem  Wundärzte^ 
einem  Apotheker  und  einem  Thierarzte,  ih'fe  Mitglieder  werden 
vom  Ministerium  ernannt.  Auch  dem  bei .  dem  Ministerium  des 
Innern  bestehenden  (stets  aus  der  Reihe  der  Aerzte  gewählten) 
Sanitäts -Referenten  ist  eine  ständige  Medicinal-Commission  beige- 
geben, welche^  als  der  beratbsnde  und  begutachtende  Körper  Hir 
etil*  Medicinal- Angelegenheilen  des  ganzen  Staates,   unter  seinem 


VorBitse,  den  Refefenten  dee  Quarantiune*  Wesens  beim  Handels- 
Minisierium^  den  ärztlichen  Referenten  beim  Unterrichts-Ministerium 
als  ständige  Mitglieder,  dann  drei  andere  Aerzte,  dnen  Wundarzt, 
einen  Apothdker  und  dnen  Thierarzt,  welche  Mitglieder  vom  Mi- 
nister des  Innern  auf  je  drei  Jahre  ernannt  werden,  in  sich  be- 
greift. '  Eine  neue .  Ausgabe  der  österreichischen  Pharmakopoe 
wurde  veranstaltet,  nach  welcher  vom  1.  Januar  1853  alle  Apo- 
theker zu  dispensiren  und  alle  Heilpersonen  sich  zu  benehmen 
haben. '  Ferner  wurde  eine  neue  österreichische  Arznei-Taxe  er- 
lassen, und  deren  Anwendung  vom  1.  Februar  1855  an  verordnet^ 
wobei  zugleich  die  Artikel,  welche  von  dem^  ApoÜiekar  nur  gegen 
ordentliche  Yerschreibung  eines  hierzu  berechtigten  Arztes,  Wund- 
arztes oder  Thierarztes  ausgefolgt  werden  dürfen,  bezeichnet,  und 
die  nöthigen  Sicherung9maa8sregeln  gegen  eine  Uebervortheilung 
des  Publikums,  nebst  einer  angemessenen  Straf-Sanotion  gegen  die 
Zuwiderhandelnden,  vorgeschrieben  sind.'  —  Durch  eine  «igeile 
Belehrung  ttber  die  nothwendigen  Y orsichtsmaassregeln ,  •  um  den 
Ausbruch  der  Wuth  bei  Thieren  und  der  Wasserscheu  bei  Men- 
sdien  zu  verhüten^  wurden  die  Mittel,  um  jene  furchtbaren  Uebel 
hintanzuhaUen,  zur  allgemeinen  Damachachtung  bekannt  gegeben.  * 

Die  BestraiTung  einer  öffentlichen,  Aergemiss  erregenden  T hier- 
quäl er  ei  wurde  den  politischen  Behörden  und  an  Orten,  wo  sieh 
eine  k.  k.  Polizei-Behörde  befindet,  dieser  letzteren  übertragen,  das 
spedelle  Verbot  gewisser  hier  und  da  häufigerer  Misshandlungen 
den  Landesstellen  überlassen.^ 

Da  das  während  der  letzten  Wirren  entstandene  Institut  der 
National-Qarde,  ungeachtet  mancher  an  einigen  Orten  zur  Er- 
haltung der  Ordnung  geleisteten  Dienste,  im  Ganzen  weder  nach 
der  inneren  Organisation  dem  Zwecke  entsprochen,  noch  als  eine 
mit  der  nachhaltigen  Befestigung  der  öffentlichen  Zustände  verein- 
barliche  Einrichtung  sich  bewährt  hat,  wurden  die  unter  dem 
Namen  der  National -Gtode  gebildeten  bewafiheten  Körper  inner- 
halb des  ganzen  Umfiinges  des  Reiches  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt. Dagegen  wurde  gestattet,  dass  in  jenen  Orten,  wo  es  zu- 
folge fiüherer  Bewilligungen   Bürger-  oder  Schützen -Corps  gibt^ 

*  Hinist.  Verord.  vom  1.  October  18öO. 
>  Minist.  Verord.  vom  20.  October  1854. 
'  Minist.  Verord.  vom  22.  December  1854. 
«  Minist.  Erlsss  vom  26.  Mai  1854. 
^  Minist.  Verord.  vom  15.  Februar  1855. 
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diese  Corps,  vorbehaltlich  einer  enteprechenden  Kevisioii  ihier  Sta- 
tuten, auch  fernerhin  forttiestehen.  Wo  dieselben  neuerlich  seit- 
weilig  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  wurden, «bleibt  die  Entscheidung 
darüber >  ob  und  in  welcher  Weise,  ihre  Reactivirung  stattzufinden 
Imt,  ebenso  wie  filr  Orte,  an  welchen  dieselben  bisher  nicht  be- 
standen, die  Ertheilung  neuer  solcher  Bewilligungen  Beiner  Majestät 
dem  Kaiaer  vorbehalten.  * 

Die  Bestimmung  der  organischen  Grundsatz  vom  31.  Deoem- 
ber  1851,  dass  die  Oeffentlichkeit  der  (Jemeindeverhandlungen,  mit 
Ausnahme  besonderer  feierlicher  Acte,  abzustellen  ist,  wurde  für 
alle  Kronlfinder  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt' 

Bei  der  grossen  Entwicklung,  welche  die  Anwendui^  des 
Assodations-Princips  in  der  neuesten  Zeit,  namentlich  auf  volks- 
wirthschafUichem'Oebiete,  gewonnen  hat,  war  es  von  hoher  Wichtig- 
keit, über  .4iie  Bildung  der  Vereine  eine  den  heutigen  Zuständen 
entsprechende  Vorschrift  zu  erlassen.  Für  die  deutschen  und  sla- 
vischen  Kronländer  war  bereits  früher  eipe  provisorische  Anord- 
nung ^  bezüglich  des  Vereinigungs-  und  Versammlungs-Rechtes  er- 
lassen worden ,  welche  sich  indess  zunächst  auf  politische  Veräne 
l)eeog  und  nur  eine  zeitweilige  Geltung  haben  sollte.  Mit  dem 
durch  das  kaiseriiphe  Patent  vom  26.  November  1852  bekannt  ge- 
machten, für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  (die  Militärgränze 
ausgenonmien)  giltigen  neuen  Vereinsgesetze  wurden  die  firtt- 
heren  Verein^-Directiven  vom  19.  October  1843  und  17.  März  1^49 
und  das  ungrische  Gesetz  vom  Jahre  1840  aufgehoben,  und  neue 
auf  alle  Arten  von  Vereinen  Bezug  nehmende  gesetzliche  Vor- 
schriften erlassen.  Zufolge  derselben  ist  die  besondere  Bewilligung 
der  Staatsverwaltung  zur  Errichtung  aller  Arten  von  Vereinen  er- 
forderlich: 1.  wenn  sie  nach  den  vorhinein  verabredeten  Gesell- 
schaftsr^eln  (Statuten)  den  Eintritt  in  den  Verein  Jedermann,  der 
die  festgesetzten  Bedingungen  eribllt  und  sich  den  Statuten  unter- 
wirft, gestatten,  mag  die  Anzahl  der  Mitglieder  bestimmt  sein  oder 
nicht^  2.  wenn  sie  Actien- Vereine  sind;  3.  wenn  (^er  Verein  nach 
seiner  Beschaffenheit  unter  die  Anwendung  einer  bestimmten  Vor- 
schrift ftült,  welche  die  vorläufige  Einhol\mg  der  Bewilligung  der 
Staatsverwaltung  anordnet.    Letztere  ist  insbesondere  erforderlich: 


*  Kais.  Patent  vom  22.  August  1851. 
'  Minist.  Veror^.  vom  15.  Januar  1852. 
»  KaJ8.  Patent  vom  17.  März  1849. 
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bei  Vemneti  a)  fUr  die  Förderung  der  WiBsetischalteii  und  Künste: 
b)  fiir  die  Elrmunlerung  der  volkewirthschaftliehen  BeschäfKgungen 
in  ihren  aUgemetnen  Beziehungen;  c)  für  die  tlnterhaltutlg  regel- 
mässiger Transports -Yerfagndangen,  naroentheh  durch  Dampfechiff- 
fahrt;  d)  Air  den  Bau  und  die  Erhaltung  von  Eisenbahnen,  Brücken^ 
Land-  und  Wasserstrassen;  e)  ftlr  Bergwerksuutemehmungen;  f)  Air 
Coloniairungen;  g)  Air  Credits- Anstalten;  h)  Air  Yersichernngsah- 
«fialtoi;  i)  Air  allgemeine  Yersorgungs-  und  Renten- Anstalten;  k)  Air 
Sparcassen;  1)  Air  Pfandlethe-Anstalten;  m)  Air  Ausdehnung  eines 
bewilligten  Vereines  auf  Errichtung  von  Filialen.  Die  Bildung  von 
Vereinen,  welche  sich  Zwecke  vorsetzen,  die  in  den  Bereich  der 
Gesetzgebung  oder  der  öffentlichen  Verwaltung  Allen,  ist  unter- 
sagt Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Vereinen  wird  entw^er 
von  iSeiner  Majestät  dem  Kaiser  (in  den  unter  a,  b,  f,  g,  i  und  m 
aufgeAlhrten  Fällen,  bei  Vereinen  zu  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
&iirta>Untemehmungen,  dann  solchen  Gesellschaften,  wo  es  sich 
um  eine  besondere  Begünstigung  oder  Abweichung  von  den  allge- 
meinen Vorschriften  handelt),  oder  von  dem  Ministerium  des  In- 
nern (bei  den  unter  c,  d  [mit  Ausnahme  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schifilahrts- Unternehmungen]  e,  h,  k,  1  aufgeAlhrten,  dann  bei 
Actien-  und  bei  solchen  Vereinen,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  das 
Verwaltungsgebiet  zweier  oder  mehrerer  Kronländer  erstreckt),  nach 
gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  obersten  Polizei-Behörde  und 
eventuell  jen,em  anderen  Ministerium,  dessen  Wirkungskreis  der 
Verein  berührt,  oder  von  der  politischen  Landesstelle  des  bezüg- 
liob^i  Kronlandes  (bei  allen  anderen  Vereinen)  ertheilt.  Bei^bau- 
Unternehmungen  sind  nach  dem  bestehenden  Berggesetze  ziT  be- 
handeln. Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Vereinen  kann  nur 
dann  ertheilt  werden,  wenn  der  Zweck  des  Vereines  erlaubt  ist, 
die  Bewilligungswerber  Air  die  aufrechte  AusAlhrung  des  Unter- 
ndunens  Beruhigung  gewähren,  und  der  Plan  des  Unternehmens, 
sowie  dessen  Belege  den  gesetzlichen  (in  dem  kaiserlichen  Patente 
näher  angegebenen)  Anforderungen  und  den  eintretenden  öfl^t- 
licfa«!  Rücksichten  entsprechen.  Auch  kann  das  Gesuch  um  «fie 
Ermächtigung  zu  den  vorbereitenden  Maassregeln  behufs  der  Er- 
richtung eines  Vereines  gestellt  werden,  doch  darrf  aus  der  hierzu 
erhaltenen  Bewilligung  noch  kein  Recht  auf  die  Bewilligung  zur 
Errichtung  des  Vereines  selbst  hergeleitet  werden.  Aber  auch 
letztere  hat  nu^  die  Bedeutung  einer  Zulassung  und  schliesst 
kemeswegs  die  Erklärung  in  sich,  dass  die  Staatsverwaltung  die 
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Einrichtung  des  Unternehmens  und  die  uir  Erreichung  des  Zweckes 
gewählten  Mittel  entsprechend  finde  ^  oder  dass  das  Unternehmen  di^ 
davon  erwarteten  Yorthdle  gewähren  werde;  es  ist  Sache  der  Theil- 
nehmer,  sich  hiervon  selbst  die  erforderiiche  Uebeizeugung  zu  ver- 
schafien.  Aenderungen  der  Statuten  unterliegen  d^iselben  Anord* 
nungen,  wie  die  ursprüngliche  Bewilligung.  Der.  Ausspruch  über 
die  Auflösung  eines  Vereines  (w^elche  eintritt,  wenn  die  Bewilli- 
gung nicht  vorhanden  war  oder  nicht  mehr  besteht,  wenn  die 
wesentlichen,  auQd)^cklich  voraus  bestimmten  Bedingungen  nicht 
gehörig  *  erfliUt  wurden^  oder  wenn-  Gesetze  oder  öffentliche  Rück- 
sichten die  Zurücknahme  eines  solchen  Befugnisses  im  Allgemeinen 
[auch  bei  Privaten]  erforderlich  machen)  steht  liberall  der  politischen 
Landesstelle  zu;  wo  diesc^lbe  eintritt,  muss  in  Bezug  auf  das  Vereins- 
vermögen  die  gesetzliche  Voikehrung  eingeleitet  werden.. 

Zur  Anerkennung  ausgezeichneter  Verdienste  .ohne  Untersdiied 
des  Standes  und  zur  Aufmunterung  aller  Classen  der  Staatsbürger 
zu  gemeinnüt^gem  segensreichem  Willen  iUr  das  Vaterland,  wurde 
von  Seiner  Majestät  ^em  Kaiser  mit  der  Allerhöehsten  Entscfalies- 
sung  vom  2. December  1849  der  Franz  Joseph-Orden  gestiftet^ 
dessen  Statuten  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  25.  December 
1850  wesentlich  erweitert  wurden.  Ausgezeichnete  Verdienste^ 
ohne  Rücksicht  auf  Geburt,  Religion  und  Stand,  gewähren  den 
Anspruch  zur  Au&ahme  in  den  Orden;  die  Verleihung  des  Ordens 
an  Ausländer  haben  sich  Seine  Majestät  besonders .  vorbehalten. 
Die  -  2^hl  der  Ordensmitglieder  (welche  aus  Grosskieuzen ,  Com- 
thuren  und  Ritteim  bestehen)  ist  unbestimmt;  die  Würde  des  Gross- 
meisters  ist  mit  der  Krone  des  Kaiserreiches  verbunden.  Die  Ver- 
leihung des  Ordens  begründet  keinen  Anspruch  auf  einen  Adds- 
grad  oder  aufweine  sonstige  erbliche  Auszeichnung.  Vorstand  der 
Ordenskanzlei  ist  der  aus  den  Ordensmitgliedem  zu  ernennende 
Ordenskanzler,  unter  welchem  der  Ordens-Archivar  steht*  Statt 
der  früher  üblichen  Civil- Verdienst-Medaille  wurde  mit  der  Aller- 
höchsten Entscbliessung  vom  16.  Februar  1850  ein  Verdienst- 
kreuz gestiftet,  welches  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  verliehen 
wird,  und  aus  den  vier  Abstufungen  des  goldenen  Verdienstkreuzes 
mit  der  Krone  und  des  gold^ien  Verdienstkreuzes,  dann  des  sil- 
bernen Verdienstkreuzes  mit  der  Krone  und  des  einfachen  silbernen 

•  Kais.  Patent  vom  2.  December  1849  und  Minist.  VeroH.  vom  16.  Fe- 
bruar  1850. 
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Yerdienstkreuzes  besteht.    IMe  Form  des  Yeidienstkreusses  ist  jem* 
4e8  Frans  Joseph-Ordens,  jedoch  ohne  Adler  und  Kette. ' 


8-6. 

4.    üeffentliche  Sicherheit. 

Bei  der  (mit  Allerhöchster  Entsehliessiung  vom  25.  April 
18B2)  erfolgten  Bildung  der.  obersten  Polizei-Behörde 
wurden  die  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Ord- 
nung und  Sicherheit  Bezug  nehmenden  Agenden  von  dem 
Ministerium  des  Innern  (welchem  sie  seit  Auflösung  der  bis 
zum  J.  1848  bestandenen  obersten  Polizei  r  Hofstelle  zuge- 
wiesen waren)  ausgeschieden  und  an  die  erstere  übertragen. 
Die  wichtigste  Aenderung,  welche  im  Umfange  dieses  Ver- 
waltungszweiges vor  sich  ging,  besteht  in  der  Enichtung 
von  Polizei-Directionen  in  den  ehemals  ungrischen 
Ländern ,  und  in  der  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  «der  poli- 
zeilichen Central  -  Behörde  auf  diese  Länder. 

Zunächst  berührt,  diesen  Verwaltungskreis  die  Errichtung 
der  Gensdarmerie  im  ganzen  Reiche  auf  Grundlage  der 
entsprechenden  in  der  Jjombardie  und  in  Südtirol  bestandenen 
Einrichtung.  Es  musste  ein  Executiv- Körper  geschaffen  wer- 
den, durch  welchen  den  (nmimehr  vom  Staate  bestellten! 
Organen  der  richtenden  und  vollziehenden  Gewalt  eine  ma- 
terielle Kraft  zur  Verfügung  gestellt  wird ,  womit  sie  kuhe, 
Ordnung  und  ßicherheit  aufrecht  zu  erhalten  und  verbreche- 
rischen Bestrebungen  entgegenzutreten  vermögen;  dieser  Kör- 
per hatte  eine  Landes- Sijch^heitswache  zu  bilden,  welche 
eine  in  sich  zusammenhängende  Ordnung,  eine  von  einem  Mit- 
telpnncte  ausgehende  Leitung  und  eine  gleichmässig  kräftige 
Wirksamkeit  erhalten  sollte:  im  Interesse  der  richterlichen 
Gewalt  mussten  derselben  die  Geschäfte  der  Erforschmig  von 

*  Hinist.  Verord.  vom  16.  Februar' 1850  und  kais.  Veroi-d.  vom  ^-S.  De- 
eember  1850. 

V.  Czoornip,  Or»t<»rroirh'*  Nougostflltiiiig.  7 
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Verbrechen,  des  Auffindens  der  UebelthÖter  und  der  mate- 
riellen Hilffeleistung  tei  Vollsti'eckuiig  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen anyertraut  werden,  iui  Interesse  der  vollziehen- 
den Gewalt  hatte  sie  sich  bei  Ueberwachung  der  Fremden, 
der  öffentlichen  Versammlungen,  bei  der  Handhabung  der 
Local- Polizei  und  selbst  zur  Controle  anderer  Wachkörper, 
wie  der  Gemeinde-  und  Stadtwa6hen,  zu  verwenden. 

Die  gegen  den  Missbrauch  der  Presse  seit  dem  Jahre  1848 
bestandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  hatten  sich  als  un- 
zugänglich erwiesen,  wesshalb  eine  Revision  derselben  ein- 
treten musste.  Schon  bei  der  Vervollständigung  des  allge- 
meinen Strafgesetzes  war  darauf  Bedacht  genommen  worden, 
in  dasselbe  alle  durch  Missbrauch  der  Presse  begangenen 
Verbrechen  und  Vergehen  einzubeziehen,  woniach  zur  voll- 
ständigen Ordnung  dieses  wichtigen  Theiles  der  Gesetzge- 
bung nur  noch  die  Erlassüng  der  polizeilichen  Vorschriften 
zur  Beaufsichtigung  der  Presse  und  Regelung  der  damit 
in  Verbindung  stehenden  Gewerbszweige  erübrigte.  Diese 
erfolgte  durch  die  neue  Press-Ordnung  vom  27.  Mai  1852, 
welche  die  Vorschriften  enthält,  nach  welchen  die  inländische 
Presse  und  namentlich  die  periodische,  mit  Beseitigung  jeder 
Censur,  geregelt  und  überwacht  wird.  Als  Ergänzung  der 
Press -Ordnung  dient  die  neiie  Theater-Ordnung,  behufs 
der  Beaufsichtigung  der  theatralischen  Vorstellungen  jeder 
Art.  Eine  durch  den  zunehmenden:  Verkehr  und  durch  die 
Einbeziehung  der  ungrischen  Länder  unter  die .  Central- 
Leitung  der  obersten  Polizei  -  Behörde  forderlich  gewordene 
Vervollständigung  (und  beziehungsweise  Ausdehnung)  der 
pass-polizeilichen  Vorschriften,  die  in  Oesterreich 
reisenden  oder  daselbst  sich  aufhaltenden  Ausländer  betreffend, 
erfolgte  durch  die  bezügliche  im  Jahre  1853  erlassene 
Vorschrift. 

Die  Errichtung  der  Gensdarmerie  ging  auf  nachstehender 
Grundlage  vor  sich.      Für  alle   Kronlftnder   der   Monarchie  wird 
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eine  militärisch- organisirte,  zum  Theil  berittene  Oensdarmerie  er- 
richtet^ welche  dem  Armee;  Oberoommando  und  der  obersten  Po- 
lizei-Behörde (ursprünglich  den  Ministerien  des  Krieges  und  des 
Innern)  untergeordnet  ist^  und  deren  Dienstverrichtungen  als  jene 
eines,  polizeilichen  Organs  der  Behörden  auf  der  Grundlage  der 
Statuten  der  lombardischen  Gensdarmerie  vorzuzeichnen  sind.  In 
Wien  wird  eine  General -Inspection  der  gesammten  Gensdarmerie 
aufgestellt ,  das  ganze  Wacb4nstitut  in  Regimenter  nach  fortlaufen- 
den Zahlen,  die  Regimenter  aber  in  kleinere  Truppen^Körper  ab- 
getlieUt,  bei  welcher  Eintheilung  auf  die  Territorial-  undlBevöl- 
kerungi^  -  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Kronländeni)  sowie  auf  die 
politische  und  gerichtliche  Organisation  derselben  Rücksicht  genom- 
men, das  Dienst verhältniss  zu  den  Givil-Behörden  geregelt,  und 
die  Gesammtstäriie  des  Wach-Institutes  (ursprünglich  auf  die  Zahl 
Ton  13,  später  erhöht)  auf  19  '  R^imenter,  jedes  zu  1.000  Mann, 
festgesetzt  ist  Die  Aufstellung^  der  Gensdarmerie  in  einem  Kron- 
lande gab  sohin  die  näheren  erfahrungsgemässen  Daten  zur  Ver- 
voUständigung  der  Einrichtung.  Die  Capitulaüonszeit  wird  nach 
den  Militär- Vorschriften  bestimmt,  nach  welchen  auch  die  Befbr- 
derungen  in  der  Gensdarmerie  geregelt  werden,  bei  Besetzung  der 
^Offiders-Stellen  nach  vorausgegangenem  Einvernehmen  des  Armee- 
Oberoommando''s  mit  der  obersten  Polizei-Behörde.'  Die  Mannschaft, 
wurde  aus  den  best-conduisirten  Leuten  der  activen  Armee  gewählt, 
^  und  mit  einer  dem  beschwerlichen   und  verantwortlichen  Dienste 

4 

entqnrechenden  namhaft  erhöhten  Löhnung  bedacht  Nur  allmählicK 
konnte  dieses  wichtige  Institut  über  alle  Theile  des  Reiches  ausge- 
dehnt werden;  allenthalben,  wo  es  errichtet  wurde,  erschien  es 
als  eine  Wohlthat  ftir  die  ordnungs-  und  ruheliebende  Bevölkerung, 
und  seine  bisherigen  Leistungen  (welche  namentlich  in  dem  kaum 
aus  dem  Revoluüons-Zustande  getretenen  Königreiche  Ungern  sehr 
viel  zur  Wiederherstellung  der  öftentlichen  Sicherheit  beitrugen) 
lassen  erkennen,  wie  die  Erhaltung  eines  geordneten  Zustandes 
insbesondere  in  den  Land-Districten  der  rastlosen  Wirksamkeit  der 
Gensdarmerie  zuzuschreibei;)  ist ' 


*  Minist.  Verord.  vom  18.  Januar  1850  und  20.  Mu  1854. 

'  Kais.  Veioid.  vom  8.  Juni  1849. 

'  £ine  nähere  Einsicht  in  diese  Wirksamkeit  gewährt  die 
Angabe  der  von  der  Grensdarmerie  seit  ihrer  Errichtung  vollbrachten  Lsi- 
stongen  aller  Art.    Dieselbe  bewerkstelligte  in  den  Jahren: 
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MiUefst  einer  für  alle  Kronlähder  (mit  Ausnahme  des  lombar- 
discli- venezianischen  Königreiches)  giltigen  Yorsehrift  wurde  eine 
Theater-Ordnung  erlassen.'  Zufolge  derselben  dürfen rtheatra,- 
lische  Vorstellungen  jeder  Art  in  der  Regel  nur  in  Theater-Geb&u- 
den  oder  in  hierzu  besonders  conce6si(H)irten  Räumlichkeiten  von 
den  mit  persönlicher  Befugniss  versehenen  Unternehmern  zur  Auf- 
führung gebracht  werden.  Bewilligungen  zu  einzelnen  Vorstellun- 
gen von  Dilettanten  ertheilt  der  Kreisvorsteher  und,  wo  eine  Po- 
lizei-'Direction  besteht,  der  Polizei-Director.  Jede  Bühnen-Prodücfion 
bedarf  vor  ihrer  ersten  Darstellung  der  Auffiihrungsbewilligung  von 
Seite  des  Statthalters,  Air  deren  Einholung  und  genaue  Beachtung 
der  Unternehmer  verantwortlich  bleibt  Die  erlangte  Bewilligung 
ist  nur  fttr  den  Unternehmer  und  die  Bühnen  gilfig,  die  darin  aus- 
drücklich genannt  sind;  wurde  jedoch  die  Aufftihrung  in  einer 
Kronlands* Hauptstadt  bewilligt,  so  können  die  Productionen  auf 
allen  anderen  Bühnen  desselben  Kronlandes  gegeben  werden.  Die 
ertheilte  Bewilligung  kann  aus  Beweggründen  der  öffentlichen  Ord- 
nung zurückgenommen  werden.  Die  Staats-Sicherheitsbehörde  hat 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorstellung  nur  über  die  ertheilte 
Bewilligung  und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  stattfinde,  und 
dass  der  Act  der  Auilllhrung  nichts  Anstössiges  und  den  öffent-. 
lieben  Anstand  Verletzendes  enthalte;  dieselbe  ist  überhaupt  berufen, 
für  die  Aufrechthaltung  des  Anstandes,  der  Ruhe  und  Ordnung 

tSftO    Mfti    tmW    tMS    AMA 

Aufgreifungen,  Verhaftungen  und  , 

Anzeigen: 

I.  bei  Verbrechen 

a)  gegen  den  Staat     ....  510       767  1.039  Z631  3.693 

b)  gegen  die  Personen    .         .  1.558    2.^58  4.191  5.265  8.156 

c)  gegen  das  Eigenthum     .    .  7.032  21.807  42.510  50.761  82.791 

II.  bei   Vergeben  und   Uebertre- 

tuDgen 62.909  96.699  198.977  476.557  919X)44 

AalBndangei)  von  Leichen,  Ver- 
wandeten  und  Kranken  ...         705    1.347      1.898      2.570      3.308 

Dienste  sonstiger  Art  (Hausdurch- 
suchungen ,    Gerichtsvorlndun- 

gen,  bei  Conscriptionen  etc.)  .    25.334  20.109    33.742    52.266    75.129 
Die  Zunahme  der  Leistungen  bis  sum  Jahre  1854  rührt  hauptsächlich 

von  der  Vermehrung  der  Zahl  d6r  Gensdarmen  und  der  Ausdehnung  ihrer 

Wirksamkeit  üb^  ein  grösseres  Gebiet  her. 
*  Üinist.  Verord.  vom  25.  November  1850. 
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wahrend  der  DarsteUmig  zu  wachen  und. alle  Störungen  des  öflTent- 
Hchen  Vergnügens  ferne  zu  halten.  Bei  diingenden  Rücksichten 
kann  sie  die  Anfnihrung  eines  Btthnenwerkes  ganz  oder  theilweise 
unters^n,  die  Fortsetzung  einer  begonnenen  Darstellung  einstellen, 
und  in  ausserordentlichen  Fällen  das  Gebäude  räumen  und  schliessen 
lassen.  JSegen  die  Entscheidung  der  Sicherheitsbehörde  stellt,  dem'  ' 
Unternehmer  die  Berufung  an  den  Statthalter^  und  gegefi  die  Ent- 
sch'eidung  des  letzteren  der  Kecurs  an  die  oberste  Polizei-Behörde 
zu.  Auf  die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen  sind  Geldstrafen 
bis  zu  500  fl. ,  bei  erschwerenden  Umständen  ttberdiess  -mit  Arrest 
bis  zu  3  Monaten  verbunden^  gesetzt.  Einzelne  anätössige  Ab- 
weichungen von  dem  genehmigten  Texte  (Extempörirungen)  sind 
nach  Maas8gat>e  der  hervorleuchtenden  üblen  Absicht  an  dem  Schuld-  * 
tragenden  mit  einer  Ordnungs-Strafe  von  5—50  fl.  zu  alniden.  ' 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  27.  Mai  1852  Wurde,  unter 
Aufhebung  des  Gesetzes  vom  13.  März  1849  gegen  den  Missbraucli 
der  Presse,  ^r  eämmtliche  Kronländer  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze^  eiile  neue  Press-Ordnung  erlassen.  Die  Vorschriften  ' 
derselben  gelten  nicht  nur  füi^  die  Erzeugnisse  der  Druckerpresse, 
sondern  für  alle  durch  mechanische  oder  chemische  Mittel  verviel- 
filltigten  Erzeugnisse  des  Geistes  und  der  bildenden  Künste.  Jede 
Druckschrift  muss  mit  dem  Namen  des  Druckers,  des  Verlegers, 
des  Herausgebers,  wo  ein  solcher  erscheint,  sowie  mit  der  Angabe 
des  Druckortes  und  der  2ieit  des  Erscheinens  bezeichnet  sein:  bei 
den  einzelnen  Zdtungsnummem  kömmt  noch  der  Name  des  Re- 
dacteurs  hinzu.  Der  Drucker  vereinigt  in  sich  auch  die  Verant- 
wortlichkeit des  Vertegers,  wo  dieser  nicht  V>der  fälschlich)  ge- 
nannt ist  Von  jedem  einzelnen  Blatte  einer  periodischen  Druck- 
schrift, dann  von  den  zu  Ankündigungen  bestimmten  Druckschriften 
hat  der  Drucker  (oder^der  Verleger,  wenn  dieser  sie  herausgibt) 
spätestens  &ne  Stunde  vor  der  Herausgaibe  oder  der  Versendung 
am  Orte  des  Erscheinens  ein  (von  dem  Kedacteür  unterschriebenes) 
Exemplar  bei  der  Sicherheitsbehörde  und  bei  dem  Staatsanwälte, 
wo  ein  solcher  besteht,  zu  hinterlegen.  Von  jeder  anderen  Druck- 
schrift hat  diese  Hinterlegung  spätestens  drei  Tage  vor  ihrer  Ausgabe 
oder  Versendung  zu  erfolgen.  Von  jeder  im  Inlande  erscheinenden 
Druckschrift  hat  der  Verleger  binnen  8  Tagen  nach  der  Ausgabe 
je  ein  Pflicht -Exemplar  an  das  Ministerium  des  Innern,  an  die 
oberste  Poloei-Behördc ,  an  die  k.  k.  Hofbibliotfaek  und  an  .die  zu 
bezeichnende  Bibliothek  im  Kronlande  selbst  abzugeben;  von  den 
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periodiaehen  Druekadmften  erhftlt  bei  der  Ausgabe  auch  der  Statt- 
halter ein  PfUcht-ExempIar.  Dmekachriflen  Dir  den  Gesehäft»-  und 
Privat- Verbrauch'  sind  davon  au^enommen;  bei  Druckwerken  von 
besonders  kostspieliger  Ausstattung  wird  das  Pflicht-Exemplar  (mit 
einem  angemessenen  Percenten- Abschlag  vom  Ladenpreise)  ver- 
gtttet.  Die  Berechtigung  zur  Erzeugung,  zur  Herausgabe  und  zum 
Verlage  einer  Druckschrift  wird  nach  dem  Oewerbsgesetze  ertheilt. 
Die  Verbreitung  derselben  darf  nur  von  Personen,  die  nach  diesem 
Gesetze- dazu  berechtigt  sind,  und  zwar  nur  in  ihisen  regelmässigen 
Verkauibstfttten  unternommen  werden.  Das  Hausiren  mit  DrudL* 
Schriften,  das  Ausrufen  und  Ausbieten  derselben  ausserhalb  des 
(jewerbs-Locales  ist  untersagt,  ebenso  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Slcherheitsbefaörde  das  Anschlagen  und  Aushängen  in  den 
Strassen;  ausgenommen  davon  sind  Kundmachungen  rein  örtlichen 
oder  gewerblichen  Inhalts,  für  welche  jedoch  die  Plätze  bestimmt 
sind,  ebenso  die  hierzu  verwendeten,  mit  einem  Erlaubniss- 
sebeine  zu  versehenden  Individuen.  Ohne  einen  solchen  Erlaubniss- 
schein  ist  auch  das  Sammeln  von  Subscribenten  verboten.  An 
Orten,  wo  es  erforderlich  ist,  kann  vom  Stattlialter,  von  der  Po- 
lizei«Direction  oder  dem  Kreisvorsieher  einzelnen  vertrauenswerthi^n 
Personen  eine.  Verkaufs -licenz  Hlr  bestimmte  periodische  Druck- 
schriften, Gebetbücher  etc.  ertheilt  werden.  Zur  Herausgabe  einer 
periodischen  Schrift  (d.  i.  einer  solchen,  welche  mindestens  ein- 
mal im  Monate  erscheint)  ist  eine  besondere  Bewilligung  der 
obersten  Polizei -Behörde  (bei  cautions-pflichtigen)  oder  dea  Stattr 
halters  (bei  den  übrigen)  erforderb'ch.  Bei  der  Bewerbung  um 
diese  Concession  muss  der  Name  und  Wohnort  des  Verlegers  und 
(eventuell)  des  Herausgebers,  die  Gewerbeberechtigung  des  Ver- 
legers und  dessen  Domicil  im 'Orte  der  Herannahe,  der  Name 
und  Wohnort  des  Redacteurs,  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Eigenschaften  desselben,  der  Name  und  Wohnort  des  Druckers, 
endlich  der  lltel  der  periodischen  Druckschrift,  die  Zeitabsehnitte 
ihres  Erscheinens  und  die  Angabe  des  beabsichtigten  Inhaltes  nach- 
gewiesen werden.  Jeder  Redacteur  muss  an  dem  Orte  des  Er- 
scheinens wohnhaft,  24  Jahre  alt  und  österreichischer  Staatsbürger 
sein,  er  muss  das  freie  Dispositions- Recht  über  seine  Person  und 
sein  Vermögen,  eine  tadellose  Moralität  und  den  erforderlichen 
Grad  wissenschaftlicher  Bildung  besitzen;  Staatsbeamte  bedürfen  zur 
Uebemahme  einer  Redaction  die  Bewilligung  der  vorgesetzten  Be- 
hörde.     Für   jede   periodische  Druckschrift,    welche    die    Tages- 
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gwchichte  belianddt,  politisdbe,  reli^öde  oder  sociale  Fragen  be- 
spricht^ oder  überhaupt  politischen  Lahalts  ist,  muss  die  vorge- 
schriebene Caution  geleistet  werden,  von  welcher  die  amtlichen 
Zeitungen  befrdt  sind,  welcher  dagegen  auch  nichtpolitische  perio- 
dische Druckschriftea  unterzogen  werden,  wenn  wegen  ihres  In- 
haltes oder  wegen  Uebertretong  der  Press -Ordnung  eine  geiioht- 
liehe  Verurtheilung  erfolgt  Die  Caution  beträgt  10.000  fl.,  7.000  fl. 
oder  5.000  fl.,  je  nachdem  die  Druckschrift  an  einem  Orte  (oder 
in  dessen  Umkreise  innerhalb  2  Meilen)  von  mehr  als  60.000,  von 
30.000—00.000  Bewohnern  oder  -in  noch  geringer  bevölkerten  Orten 
eiw^heint;  die  Halde  dieser  Summen  reicht  für  Schriften  hin,  welche 
weniger  als  3  Mal  wöchentlich  erscheinen.  Die  Caution  hat  für 
alle  ans  Anlass  der  Druckschrift  verhängten  Geldstrafen  und  für 
die  Untersuchungakosten  zu  haften.  In  einer  periodischen  Druck- 
schrift muss  jede  amtliche  Berichtigung  von  darin  mitgetheiken 
Thatsachen  in  das  nächste  Blatt  kostenfrei,  andere  thatsächliche 
Berichtigungen  von  Seite  der  Betbeiligten  aber  ipüssen  nur  dann 
ko6tenfi:ei  in  gleicher  Art  eingerückt  werden,  wenn  die  Entgegnung 
nicht  den  zweifachen  Umfang  des  bezüglichen  Artikels  übersteigt 
Im  Falle  der  Verweigerung  ist  die  Aufnahme  durch  den  Staatsan- 
walt zu  erwirken.  Wird  gegen  eine  periodische  Druckschrift  ein 
Strafverfahren  anhängig  gemacht,  so  muss  die  ergangene  Verord- 
nung, sowie  das  Straferkenntniss,  über  Auftrag  der  Behöhle  im 
nächsten  Blatte  milgetheilt  werden,  wobei  Zusätze  und  Bemer- 
kungen jeder  Art  unzulässig  sind.  Falls  eine  periodische  Druck- 
schrift eine  gefährliche  Richtung  beharrlich  verfolgt,^  kann  nach 
zweimaliger  schriftlicher  fruchtloser  Verwarnung  die  weitere  Heraus- 
gabe, und  zwar  vom  Statthalter  bis  auf  3  Monate,  von  der  obersten 
Polizei-Behörde  auf  länger,  eingesteUt,  oder  die  gänzliche  Conees- 
sions-Entziehung  verhängt  werden.  Auch  andere  inländische  Druck- 
schriften können  bei  ge^hrlicher  Richtung  verboten  werden.  Aus* 
ländische  Druckschriften  können  von  der  obersten  Polizei -Bdiörde 
für  den  ganzen  Umfang  des  Kaiserstaates  verboten  werden;  ein 
solches  Verbot  fasst  auch  das  Verbot  der  Herausgabe  von  Ueber- 
setzungen,  des  Post-Debites,  sowie  der  Ankündigung  und  Verbreitung 
derselben  in  sich.  Die  weiteren  Bestimmungen  der  Press-Ordnung 
beziehen  sich  auf  die  strafbare  Verbreitung  von  Druckschriften, 
auf  die  Beschlagnahme  der  verbotenen,  gegen  die  Press-Ordnung 
oder  ein  Strafgesetz  verstossenden,  auf  die  Strafen  wegen  Ueber- 
tretung  der  Press-Ordnung  (Geldstrafen  bis  500  fl.,  Arrest  bis  zu 
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drei  Monaten^  Conflscining  der  Druckschriften,  Entziehung  der 
CoDoe08ion,  Gewerbeverlust),  .auf  die  YierRntwortlicbkeit  ftir  den 
strafbaren  Inhalt  der  Druckschriften  (der -Verfasser,  Redacteur  und 
Verleger  sind  ^eiehzeitig  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  der  Drucker, 
dann  der  Verschleisser  ist  in  gewissen,  bezeichneten  Fiülen'  mitver- 
aatwortiieh) ,  auf  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in.Prßss-Sachen 
(der  Sicherheitsbehörde,  mid  bei  ^det  Straf^^rhandlung  der  ordent- 
lichen Gerichtsbehörde),'  auf  die  Entziehung  des  Grewerbebefugnißses 
(in-  Fftllen  einer  dritten  Verurtheilung  wegen  Press -Vergehens), 
endlich  auf  die  Verjftlirung  (welche  sechs  Monate  nach  begangener 
Uebertretung  eintritt). 

Um  die  Revision  der  vom  Auslande  einlangenden,  nicht  für 
den  persönlichen  Grebrauch  eines  Reisenden  bestimmten  literarischen 
und  artistischen  Werke  vornehmen  zu  können,  wurden  bei  einigen 
Hauptzollämtem  Kommissionen  oder  andere  Organe  bestellt;  bloss 
die  periodischen  Schriften,  welchen  der  Post-Debit  bewilligt  ist, 
sind  von  dieser  Vorschrift  ausgenommen.  * 

Ueber  diß  pass-polizeiliche  Behandlung  der  Auslän- 
der in  Oesterreich  wurde  verfügt:  Nur  souveräne  Fürsten  und 
die  Glieder  regierender  Häuser,  welche  königliche  Ehren  geniessen, 
sind  von  der  Verpflichtung  befreit,  mit  einer  ordnungsmässigen 
Bdse-Urkunde  versehen  zu  sein,  welche,  in  der  Regel,  das  Visum 
ein^  k.  k.  Mission  odet.  eines  k.  k.  Gonsulates  besitzen  muss* 
Diese,  sowie  die  Aufsichts-Organe  an  den  österreichischen  Grän- 
zen,  deren  Visum  jedenfalls  eingeholt  werden  muss,  sind  ange- 
wiesen, dasselbe  in  allen  Fällen,  wo  die  Ertheilung  nicht  räth* 
lieh  erscheint;,  zu  verweigern.  In  den  Kronlands- Hauptstädten 
muss  der  Ausländer  eine  besondere  Aufenthalts -Karte  nachsu- 
chen, wenn  er  nicht  in  amtlicher  Sendung  sich  daselbst  befmdet. 
Stellt  sich  der  Aufenthalt  eines  Ausländers  in  Oesterreich  aus 
Rflcksicbten  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit'  als  unzu- 
lässig dar,  so  kann  er  sofort  aus  dem  Lande  entfernt  werden. 
—  Zur  Erleichterung  des  täglichen  Gränzverkehres  bleiben  die 
diessfiüligen  besonderen  Vorschriften  in  Anwendung.  Ebenso  be- 
halten die  Vereinbarungen,  welche  zu  ähnlichen  Zwecken  mit 
auswärtigen  Regierungen  eingegangen  wurden,  ihre  Kraft  und 
Wirksamkeit^  ' 

» 

*  Minist.  \'erord.  vom  13.  September  1852. 

'  Verordt  der  obersten  Polizei-Behörde  vom  3.  Hai  1853. 
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•  .  *  • 

•  •  •  » 

5.  Rech tapf lege. 

Die  Reformen  im  J  u  s  t  i  z  -  F  a  c  h  e  hatten  diesen  wichtigsten 
Zweig  der*  öffentlichen  Yerwaltmig^  nach  allen  Richtungen  mi 
durc^hdringen ,  und  kaum  dürfte  jemals  in  einem  umfang- 
reichen Staate  binnen  so  kurzer  2^it  eine  so  gewaltige  Verän- 
derung in  tler  gerichtlichen  Oi^nisation  und  der  Gesetzgebung 
erfolgt  sein,  als  diess  neuerlich  in  Oesterreich  geschah.  Die 
in  den  einzelnen  Gebietstheilen  so  verschiedenartigen  Justiz- 
Mnrichtungen  mussten  auf  eine  einheitlich  übereinstimmende 
Form  zurückgeftihrt,  und  dort,  wo  es  an  allgemein  giltigen 
Normen  in  der  Civil-  und  Strafgesetzgebung  gebracht,  die- 
selben ins  Leben. gerufen,  sowie  die  Grundlagen  des  Real- 
Credites  durch  Grund-  und  Hypotheltar- Bücher  geschaffen 
werden.  Nachdem  fernier  in  dem  Weitaus  grösseren  Theile 
des  Reiches  die  Gerichtsverwaltung  in  der  untersten  Instanz 
den  Patrimonial-  und  Municipal  -  Gerichten  überlassen  ge- 
wesen, und  diese  bei  der  Neugestaltung  des  Reiches  wegge- 
fallen waren,  so  mussten  neue  landesfürstliche  Gerichte  erster 
Instanz  eingesetzt  werden.  Wenn  hierbei  tioch  erwogen  wird, 
dass  in  den  Grundlagen,  auf  welche  die  neuen  Einrichtungen 
gestützt  wurden ,  selbst  eine  wesentliche  Modification  erfolgte, 
wodurch  eine  wiederholte  Organisation  der  Gerichte  und  eine 
Aendening  in  den  Vorschriften  für  das  gerichtliche  Verfahren 
bedingt  wurde, :  so  muss  die  Aufgabe,  welche  das  Justiz- 
Ministerium  in  diesem  Zeitabschnitte  zu  bewältigen  hatte, ' 
als  eine  riesenhafte  bezeichnet  werden.  Die  gesamniten  Re- 
formen zerfallen  in  zwei  Abschnitte,  deren  erster  diejeni- 
gen umfasst,  welche  vom  März  1848  bis  zum  31.  December 
1851  als  dem  Zeitpuncte  der  Allerhöchsten  Schlussfassung 
über  die  Grrundsätze  der  neu  -  organischen  Gesetzgebung  fur 
Oesterreich  erfolgten ,  während  der  andere  die  nach  diesem 
Zeitpuncte    eingetretenen    Reformen   in    sich   begreift.     Der 
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erste  Abschnitt  kann  als  derjenige  der  Uebergangszeit  be- 
trachtet werden,  in  welcher  es  sich  vor  allem  darum  han- 
delte, durch  Ausfüllung  der  in  der  Organisation  der  Gerichte 
und  der  Handhabung  der  Gesetze  sich  kundgebenden  Lücken 
dem  üächsiien  Bedürfnisse  zu  genügeiv  Eben  desslialb  waren 
die  damals  getroffenen  Massregeln  meist  nur  partiell,  auf 
einzelne  Eronländer  anwendbar  und  provisorischer  Natur, 
daher  nur  bis  zur  Erlassung  der  für  das  Gesammtreich  in 
Kraft  tretenden  definitiven  Gresetze  giltig.  In  dem  zweiten 
Abschnitte  beginnt  die  (noch  nicht  beendigte)  Kundmachung 
der  definitiven  Gesetze.  Die  mit  der  Reichseinheit  in  so 
innigem  Zusammenhang  stehende  Rechtseinheit  hat  hier^ 
durch  ihre  Verwirklichung  nahezu  vollständig  erhalten.  Im 
ganzen  Umfange  des  Kaiserataates  werden  alle  der  Civil- 
Grerichtsbarkeit  unterstehenden  Personen ,  mit  Zugrundlegung 
kaum  mehr  in  ihren  Principien  von  einander  abweichender 
Jurisdictions-Normen,  von  gleichförmig  organisirten 
landesfürstlichen  Justiz-Behörden  nach  dem  allgemeinen  bür- 
gerlichen Gesetzbuche,  der  allgemeinen  Wechsel-Ord- 
nung und  dem  Strafgesetze  von  1852  gerichtet.  Die 
Straf-Process-Ordnung  und  das  Verfahren  inRechts- 
Angelegenheiten  ausser  Streitsachen  ist  bei  allen 
jenen  Behörden  gleich;  das  Verfahren  in  Streitsachen 
und  Concurs-Fällen  wird  allmählich  auf  dieselben 
Normen  zurückgeführt.  Die  Thfttigkeit  der  Staatsanwalt- 
schaften und  des  Advocaten-Standes  ist  auf  denselben 
Grundlagen  in  allen  Reichs theilen  geregelt,  und  das  No- 
tariats-Institut, welches  auf  zwei  verschiedenen  Grund- 
lagen in  den' westlichen  Kronländem  (sammt  Krakau)  besteht, 
überall  mit  den  gleichen  Rechten  zur  Förderung  seiner 
Wirksamkeit  ausgestattet.  Endlich  gibt  die  Einrichtung  des 
Reichsgesetzblattes  und  der  Landesgesetzblfttter 
ein- allgemeines  einfaches  Mittel  zur  Kundmachung  der  Ge- 
setze an  die  Hand. 
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Gdst  und  Richtung  der  seit  dem  Jahre  1848  bis  zum  Aller- 
höchsten Cabinets- Schreiben  vom  31.  December  1851  erlassenen 
Gesetase  sind  aus  den'  AUerunterthänigsten  Vorträgen^  welche  in 
den  Beilageheflen  zum  Reichsgesetzblatte  abgedruckt  erscheinen, 
ersichtlich. 

Die  durch  die  Reichsverfassung  vom  Jahre  1849  eingetretene 
Umgestaltung  der  (Grundsätze  und  der  Formen  in  Verwaltung  der 
Rechtspflege  hatte  auch  eine  durchgreifende  Veränderung  der  6e^ 
riehtsverfossung  und  Gesetzgebung  zur  Folge.  Die  Patrimonialr 
Gerichtsbarkeit  war  bereits  durch  das  Patent  vom  7.  September 
1848  aufgehoben  und  hiermit  die  Nothwendi^eit  begründet,  so- 
gleich an  die  Neugestaltung  der  Gerichtsver&ssung  Hand  zu  legen. 
Derselben  wurde  das  Princip  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Ad'* 
ministration  und  der  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetee 
zu  Grunde  gelegt,  die  bis  dahin  bestandenen  privilegirten  Gerichts- 
stände wurden  rücksichtlich  einzelner  Stände  und  Gorporationen 
(Adel,  Geistlichkeit)  gänzlich  beseitigt,  rücksichtlich  anderer  (Mili- 
tär) beschränkt. 

Durch  das  Allerhöchste  Gabinets-Schreiben  vom  31.  December 
1851  wurde  die  Reichsverfassung  ausser  Kraft  gesetzt,  jedoch  die 
Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze  ausdrücklich 
bestätiget,  zugleich  aber  die  Grundsätze,  welche  für  die  Justiz- 
Pflege  maassgebend  sein  sollten,  in  den  Absätzen  17  —  33  ausge^ 
sprochen.  Die  Durchführung  dieser  Grundsätze  erforderte  eine 
Umarbeituhg  der  in  Folge  der  Reichsverfassung  auf  dem  Gebiete 
der  Justiz-Pflege  erlassenen  Gesetze,  welche  wegen  Kürze  der  Zeit, 
in  welcher  sie  erscheinen  mussten,  hin  und  wieder  etwas  Uebßr- 
stürztes  hatten,  indem  hierbei. auf  die  früher  bestandenen  und  be- 
währten Institutionen  zu  wenig  Rück^cht  genommen  ward,  und, 
mit  Abschneidung  der  organischen  Entwicklung  und  Fortbildung 
derselben,  Einrichtungen  und  Normen  Platz  greifen  sollten,  welche, 
den  Anschauungen  und  der  Praxis  des  Richterstandes  völlig  fremd, 
nur  schwer  Wurzel  fassen  konnten. 

Die  deutlichste  Uebersicht  dieser  gerichtlichen  Reformen  dürfte 
sich  aus  der  Anfilhrung  der  einzelnen  belangreicheren  Verordnungen 
in  chronologischer  (wenn  auch  nicht  systematischer)  Reihenfolge 
ergeben.  Die  erste  Grundlage  für  die  einzuleitenden  Aenderungen 
bot  die  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  dar;  gleichzeitig  damit 
wurde  die  Herausgabe  des  (in  zehn  Ausgaben  veröffentlichten) 
Reichsgesetzblattes  und  eines  Landesgesetz-  und  Regierungs- 
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Blattes  in  jedem  Kronlande,  als  die  allein  gUtige  Kundmachiingsart 
der  Gesetze  und  Verordnungen,  angeordnet.  Nachdem  die  Gensur 
bereits  im  März  1848  abgeschafft  worden,  und  das  im  Drange  der 
Umstände  eriassene.  Press-Oesetz  (vom  18.  Mai  1848)  dem  Bedürf- 
nisse einer  consolidirten  staatliehen  Ordnung  in  keiner  Weise  ge- 
nügte, wurde  (am  13.  März  1849)  ein  Gesetz  gegen  den  Miss- 
brauch der  Presse  erlassen,  und  das  Verfahren  in  Fällen  der 
Uebertretung  dieses  Gesetzes  geregelt.  Die  Grundzüge  der  neuen 
Gerichtsverfassung  enthielten  den  Grundsatz  der  vollständigen 
Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit in  büi^erlichen  Rechtsangelegenheiten  durcli  Einzeln- 
gerichte, Causal- Gerichte,  Landes-  und  Obei'landesgeriehte ,  im 
Strafverfahren  bei  Uebertretungen  durch  die  Einzelngeriohte  und 
Landesgerichte,  bei  Vergehen  durch  die  Bezirks -Collegial- Gerichte 
und  Landesgerichte,  bei  Verbrechen  durch  die  Landesgerichte  als 
Schwurgerichte  und  die  ()t)erland£8gerichte  als  Anklagekammem, 
endlich  in  beiden  Richtungen  durch  den  obersten  Gerichts-  und 
Cassadonshof,  die  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft.  Eine  provi- 
sorische Advocaten-Ordnung  regelte  die  Zulassung  zu  diesem 
Stande  und  di%  Rechte  der  Advocaten,  und  begründete  die  Advo- 
cat^en-Kammem.  Durch  die  Grundzüge  (Hr  Einrichtung  der 
Gefängnisse  wurde  die  Verbesserung  derselben  und  die  be- 
schränkte EinftLhruDg  der  Einzelnhafl  beabsichtigt  Die. Berg- 
gerichtsbarkeit wurde  den  Berg -Lehensbehörden  abgenommen 
und  den  Landesgericbten  unter  Beigebung  herggerichtlicher  Senate, 
bei  welchen  die  Bergbücher  geführt  werden,  zugewiesen.  Ein 
summarisches  Verfahren  in  Besitzstörungs-Streitigkeiten 
sollte  die  in  solchen  Fällen  erforderliche  Beschleunigung  herbeiführen. 
Wichtig  für  das  ganze  Reich  erschien  die  Einführung  einer  (mit 
den  deutschen  Staaten  vereinbarten)  allgemeinen  Wechsel- 
Ordnung  und  die  Vorzeichnung  des  dabei  zu  beobachtenden  Ver- 
fahrens.'* -^  Die  neue  Gerichts-Organisirung  auf  der  Basis 
der  erwähnten  Grundzüge  der  Oerichtsyerfassung  trat  allmählig  in 
den  einzeludn  Kronländem  in  Wirksamkeit,  zuerst  in  den  deutseh- 
slavischen   Kronländern   (ohne  Galizien)   am  1.   Juli  1850,   sowie 


'  Die  allgemeine  Wechsel -Ordnung  vom  25.  Januar  1850  ist  am  1.  Mai 
1850  für  den  ganzen  Uinfaug  der  Monarchie  in  Wirksamkeit  getreten^  wo- 
durch alle  früheren  Wechsel  -  Ordnungen  und  Wechselgesetxe  erloschen 
liind. 
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provisorisch  in  Ungern,  der  Wojwodschaft ,  Kroatien  und  Sla- 
Yonien,  und  Siebenbürgen/  nachdem  noch  zuvor  eine  Vorschrift 
ftlr  die  Competenz  und  das  Verfahren  der  Gerjf hte  in  Ungern 
(sammt  der  Wojwodschaft) ,  *  die  Grundzüge  der  Reform  der  Justiz- 
Organisation  in  Siebenbürgen '  und  die  Regelung  der  Zuständigkeit 
und  des  Verfahrens  der  Geiichte  in  Strafsachen  für  Kroatien  und 
Slavonien '  erlassen  worden  waren.  Eine  provisorische  Straf* 
Ptocess-OrdQung  beruhte  auf  dem  Grundsatze  der  OefFentlich- 
keit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens,  mit  Einftlhrung  der  Schwur- 
gerichte für  Verbrechen,  und  erstreckte  die  sichernden  Förmlich- 
keiten «elbst  auf  die  Aburtheilung  der  Vergehen.  Im  Einklänge 
mit  der  neuen  Gerichtsverfassung  wurden  in  den  deutschen  und 
slavischen  Kronländern  (Galizien  ausgenommen)  durch  ein  Gesetz 
über  den  "Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte alle  bisher  bestandenen  Patrimonial-  und  Commnnal-,  dann 
Berg-,  Mercantil-,  See-  und  Lehen-Gerichte,  sowie  alle  privilegirten 
Gerichtsstände  und  sonstigen  landesfiirstiichen  Gerichte  mit  dem 
Beginne  der  qeu  organisirten  Gerichte  aufgehoben,  die  für  einzelne 
Kronländer  giltigen  Jurisdictions- Normen  ausser  Kraft  gesetzt,  und 
die  auf  den  ehemaligen  gutsherrlichen  Verband,  auf  das  Privile- 
gium des  Fiscus  oder  auf  andere  Privilegien  sich  gründenden  Vor- 
schriften über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  entkräftet.  In  dem 
Verfahren  ausser'  Streitsachen  wurden  die  Obliegenheiten 
der  Gerichte  wesentlich  verändert,  indem  bei  Verlassenschafts- 
Abhandlungen,  Vormundschafts-  und  Curatel-Angelegenheiten  den 
Vormündern  und  Curatoren  ein  grösserer  Wirkungskreis  einge- 
räumt und  eine  Instruction  für  die  Gemeindevorsteher  erlassen 
ward,  welche  sie  zur  Vornahme  einiger  Ämtshandlungen  in  jenen 
Angelegenheiten  sowie  der  Znstellungen  verpflichtete.  Insbesondere 
wurden  die  Waisencassen  aufgehoben,  die  Gebarung  mit  dem  Pu- 
pillar-  und  Guratel- Vermögen  zunächst  den  gesetelichen  Vertretern 
der  Pflegebefohlenen  anvertraut,  und  die  oassenmässige  Verrech- 
nung des  Waisen-,  Curanden-  und  Depositen-Vermögens  den  Steuer- 
ämtem  und  den  Depositen-Aemtem  (als  Hilfsämtem  der  Gerichte) 
übertragen.   Em  organisches  Gesetz  für  die  Gerichtsstellen 

'  Verord.  des  Befelilhabers  -der  kua,  Armee  in  Ungern  vom  10.  No- 
▼ember  1849. 

^  Kais.  Verord.  vom  4.  Juli  1850. 
*  Kaie.  Verord.  vom  24.  Juli  1850. 
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enthielt  die  Vorschriftea,  welche  nach  erfolgter  DurehHlhruDg  der 
>  Gericbts-Organisatioii  bei  der  Besetzung  der  Aemter^  Leitung  und 
Handhabung  der  Disciplin,  sowie  in  der  inneren  und  äusseren  Ge- 
schäfts-Ordnung  zu  beobachten  sind-.  Das  provisorische  Gesetz  über 
die  Staatsanwaltschaften  r^elte  dieses  neue  Organ  der  ge- 
richtlichen Thätigkeit,  nach  dessen  Aufstellung,  die  öffentfichen 
Fiscale  in  Ungern  und  Siebenbüigen  aufgehoben  und  deren  Ob- 
liegenheiten an  die  Staatsanwaltschaften  Übertragen  werden  konnten. 
Die  Gerichts -Organisation  ward  veryoUständigt  durch  <tie  Organi- 
sation des  obersten  Gerichts-  und  Cassatiönshofes,  welcher 
in  allen  Civil-Sachen  in  und  ausser  Streitsachen,  in  denen  die  Ober- 
landesgerichte in  zweiter  Instanz  erkannt  haben,  sofeme  ein  weiterer 
Rechtszug  gesetzlich  zulässig  ist,  dann  in  Strafsachen  als  Gassations- 
hof  über  Nichtigkeitsbeschwerden,  in  den  Fällen,  in  welchen  diese 
stattfinden,  entschied.  Den  gerichtlichen  Instituten  wurde  das  No- 
tariat angereiht  und  für  dasselbe  eine  Notariats-Ordnung  kund- 
gemacht. Neue  Bestimmungen  erfolgten  über  die  Anlegung  der 
Grund-  und  Intabulations-Büclier,  wozu  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern  erst  die  Vorbereitungen  getroffen  werden  mus^ 
ten,  zu  welchem  Behufe  eine  provisorische  Grundbuchs- 
Ordnung  für  Ungern,  die  Wojwodschafl,  Kroatien  und  Slavonien, 
und  Siebenbürgen  erlassen  wurde.  In  den  Ländern,  wo  die  Grrund- 
bücher  schon  bestanden,  wurde  zur  Förderung  des  Beal-Credites 
eine  Vorschrift  behufs  der  Beschleunigung  des  grundbücherlichen 
Verfahrens  gegeben.  * 

Die  nach  dem  31.  December  1851  stattgefundenen  Reformen 
in  den  Justiz^Einrichtungen.  waren  zum  Theile  bestimmt,  auf  die 
Ostlichen  Eronländer  die  in  den  übrigen  be^ts  bestehenden  Ein^ 
richtungen  auszudehnen,  entgegenstehende  Anordnungen  aufzuheben, 
und  die  sich  ergebenden  Lücken  auszufüllen;  theils  waren  sie  auf 
die  Erlaasung  neuer,  für  das  Gesammtreich  verbindlicher,  den  or; 
ganischen  Ghrundsätzen  vom  31.  December  1851  angepasster  G^esetze 
gerichtet  So  wurde  für  Ungern,  die  Wojwodschaft,  Kroa- 
tien und  Slavonien  eine  Advocaten-Ordnung,'  ferner  eine  Civil- 
Proeess- Ordnung'  erlassen,   nachdem   als   Uebergangsbestimmung 

«  Kais.  Verord.  vom  16.  März  1851 ,  und  Minist  Yerord.  vom  29.  Oo- 
tober  1852. 

>  Kais.  Patent  vom  24.  Juli  1852. 

*  Minist  Verord.  vom  16.  September  1852. 
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schon  froher '  alle  Rechtsstreitigkeiten,  welehe  sich  auf  Aviticitäts* 
Verhältoisee  bezogen,  sowie  alle  die  Verpfandung  adeliger  Ottier 
betreffenden  Processe  einem  Grerichtssülktande  unterzogen  worden 
waren,  und  diessfalls  keine  neuen  Processe  anhängig  gemacht  wer- 
den durften,  sowie  bei  Einführung  jener  Prooess- Ordnung  selbst 
rllcksichtKch  solcher  Grundbesitzer,  mit  deren  Besitze  eine  Urbariali- 
tfit  verbunden  war,  die  ihnen  vor  dem  11.  April  1848  daj^eüehenen 
Capitale,  mit  Ausnahme  der  Handelswechsel,  als  unaufkündbar  er- 
klärt wurden.  Die  Wirksamkeit  des  aUgemeinen  bürgerlichen  6e* 
setzbuches  wurde  ^r  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat, 
Kroatien  und  Slavonien  durch  kaiserliches  Patent  vom  29.  Novem* 
ber  1852  in  das  Leben  gerufen,  gleichzeitig  aber  wurden  die  dureh- 
königliche  Donationen  begründeten,  das  Eigenthum  wesentlich  b^ 
schränkenden  Heimfallsrechte,  sowie  die  Geltung  der  Aviticität  (in 
Folge  welcher  Niemand  über  das  ererbte  liegende  Vermögen  ver- 
fügen durfte)  aufgehoben.  Eine  provisorische  Instruction  ftlr  das 
Verfahren  ausser  Streitsachen,^  wodurch  Waisen-Commissionen  für 
die  'Behandlung  der  Vormundschafts-  und  Curatel-ADgelegenheiten 
geschafien  wurden,  sollte  bis  zum  Erlasse  einer  allgemein  verbind- 
lichen diessf&lligen  Vorschrift  gelten,  ebenso  eine  provisorische  Con- 
curs-Ordnung. '  Für  die  Anlegung  der  Grund-  und  Intabulations- 
Bflcher,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  adeligen  Grundbesitz, 
wurden  die  Vorarbeiten  eingeleitet,  *  deren  Ergebnisse  zu  der  Ein- 
führung der  Grundbücher  für  den  ehemals  grundherrlichen  sowohl 
ab  den  unterthänigen  Besitz  in  mdireren  Komitaten  geführt  haben.  ^ 
Für  Siebenbürgen  wurde  ebenfalls  mittelst  kaiserlichen  Paten^ 
tes  vom  29,  Mai  1853  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gresetzbuches  angeordnet,  wobei  gleichzeitig  die  Gesetze 
über  Eirwerbung  und  Ausübung  des  Eigenthumsrechtes  abgeändert, 
die  königlichen  Donationen  und  das  daraus  abgeleitete  Heimfallsrecht 

• '  Kais.  Paient  vom  3.  November  1849. 

'  Minist.  Verord.  vom  17.  December  1652. 

*  Hinist.  Verord.  vom  18.  Juli  1863. 

'  Minist  Verord.  vom  18.  April  1853  mid  15.  Deoember  1855. 

^  In  den  Komitaten  Pest-PUis,  Pest-Solt,  Wieselburg,  Raab,  Pressburg, 
Säros,  ß^k^Caänad  und  Arad,  in  den  Kreisen  Temesv^  und  Gross- 
Beczkerek,  imKomitate  Agram  und  einer  Anzahl  von  Städten  hat  bereits 
die  Führung  der  Grundbücher  begonnei^;  die  Richtigstellung  der  Besits- 
rechte  und  die  Hypo(hecirung  von  Forderungen  wird  durch  richterliehe 
Amtshand  langen  sofort  bewerkstelligt  werden. 
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aufgehoben  wurden.  Die  proyisoiisehe  Instruction  itir  das  gericht- 
liche Verfahren  ausser  Streitsachen^  die  provisorische  Concurs-Ord- 
nung  und  die  Advocaten-Ordnung  wurden,  daselbst  ebenfalls  einge- 
führt. Auch  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen  Freistaates  von 
Krakau  musste  erst  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  23.  Man 
1852  das  allgemeine  bfli^erliche  Gesetzbuch  und  die  wesf^lizische 
Gerichts-Ordnung  in  Geltung  gebracht  werden.  Seit  29.  September 
1865  umfasst  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  büi^rlichen  Ge- 
setzbuches den  ganzen  Kaiserstaat  ^  während  die  Redudrung  der 
Civil-Process-Ordnungen  auf  eine  einzige  sich  vorbereitet 

Zu  den  allgemein  giltigen  gesetzlichen  Yorschriften,  wodurch 
die  Justiz- Verwaltung  neu  geregelt  wurde,  gehört  das  Straf- 
gesetz (eine  vervollständigte  Auflage  des  in  den  deutschen,  sla- 
vischen  und  italienischen  Kronländem  bestandenen  Strafgesetzes 
vom  Jahre  1803,  bei  welcher  die  Verbrechen,  Vergehen  und 
üebertretungen  von  einander  getrennt,  mehrere  neu  und  schärfer 
bestimmte  gesetzliche  Verfolgungen  aufgenommen,  die  Aufzählung 
der  Verbrechen  gegen  die  öffentliche  Sicherheit  besser  gegliedert 
und  die  Gesetze  über  die  durch  Druckschriflen  begangenen  straf- 
flüllgen  Handlungen  einbezogen  wurden),  *  femer  das  Gesetz  über 
den  Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten,  welches  abgesondert  fUr 
die  deutschen  und  sla vischen  Kronländer,  sodann  (mit  Hinweg- 
lassung  der  auf  die  dort  nicht  vorhandene  Berggerichtsbarkeit 
Bezug  nehmenden  Bestimmungen)  fUr  das  lombardisch -venezia- 
nische Königreich  und  Dalmatien,  endlich  für  die  ungrischen 
Länder  erlassen  wurde,*  eine  Vorschrift  über  die  Verwahrungs- 

*  Das  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852  trat  am  1.  September  1852  fiir 
den  ganzen  Umftog  des  Reiches^  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Personen 
und  Gebiete,  welche  dem  besonderen  Militär-Strafgesetzbuclie  unterstehen, 
in  Wirksamkeit  —  Die  Einbeziehung  der  Press-Vergehen ,  die  Aufhebang 
der  Todesstrafe  für  entferntere  Mitwirkung  am  Eochverrath ,  für  Ctedits- 
Pa[Her- Verfälschung  und  wiederholte  Brandlegung,  die  Vervollständigung 
der  Fälle  öffentlicher  Gewaltthätigkeit  sind  hervorragende  Verbesserungen 
desselben. 

'  Civil-Jurisdictions- Normen  bestehen:  a)  für  die  deutsch-slavischen 
Kronländer;  ^)  für  die  Lombardie  und  Venedig;  y)  für  Dalmatien,  — 
alle  drei  vom  20.  November  1852  — ;  ^)  für  Ungern,  die  Wojwodschaft 
und  das  Banat,  Kroatien  und  Slavonien ,  vom  16.  Februar  1853;  «)  für 
Siebenbürgen,  vom  3.  Juli  1853.  Sie  haben  ihre  Wirksamkeit  am  Tagfe 
der  Activirung  der  neuen  Gerichtsbehörden  begonnen. 
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gebCthr  Air  die  bei  den  landesftrstlichen  Depositen-Aetntern 
inliegenden  Gelder  und  Vermögenspapiere,*  die  Vorschrift  bezttg- 
lich  der  inneren  Einrichtung  und  Oesehftfts-Ordnung 
sftmBitfieher  Geriehtsbehörden^'  mit  einer  nachgefolgten  spe- 
ciellen  Instruction  ttber  die  innere  Amtawirksamkeit  und  Geschäfts- 
ordnung der  Gerichtsbehörden  in  strafgerichtlichen  Angelegenheiten/ 
eine  neue  Straf-Prooess-Ordnung,*  eine  Vorschrift  ftlr  die  innere 
Einrichtung  und  Geschftfts-Ordnnng  der  Staatsanwaltschaften^^ 

*  Kais.  Patent  \'om  t26.  Januar  1853.  Hinist  Verofd.  vom  dO.  Ja- 
Duar  18&3. 

'  Das  organische  Gesetz  für  die  Gerichtsbehörde»  vom  3.  Mai  18SS 
trat  fUr  Ungern^  die  WoJwodSchaft  und  das  Banat,  Kroatien  und  STa- 
vonlen  am  ,1.  Jali  1853,  für  das  lombardisch -venezianische  Königreieh 
am  2.  November  1853,  für  die  übrigen  Kronländer  mit  der  Activining 
der  neuen  Gerichtsbehörden  in  Wirksamkeit. 

'  Minist.  Verord.  vom  16.  Jani  1854. 

* '  Die  provisorische  Straf-Pröcess-Ordnung  vom  17.  Januar  1850  war 
zu  sehr  den  Gesetzen  Fi*ankreich's  und  der  Rheinlande  nachgebildet. 
Dessenungeachtet  wurde  hei  Erlassnng  der  neuen  Straf-Process-Ordnung 
vom  29.  Juli  1853  das  viele  Treffliche,  das  sich  in  jener  ersteren  vorfand 
und-  praktisch  bewährt  Hatte,  beibehalten,  und  mit  dem  Anwendbaren 
aus  dem  Yei-fthren  für  Strafsachen  des  alten  Gesetzes  von  1803  in  Ver* 
bindong  gebracht.  —  fio  boten  das  |nstitat  der  Staatsanwaltachaft,  die 
Anklageform,  die  Mündlichkeit  und  theil weise  Oj^ffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens in  erster  Instanz  schätzbare  Factoran  für  eine  gedeihliche  Straf- 
rechtapÜege,  und  fanden  Aufnahme;  dagegen  wurden  die  Schwurgerichte 
und  der  Cassationsfiof  als  solcher  beseitiget,  die  Verweisung  der  Richter 
auf  ihre  gewonnene  Ueberzeugung  wurde  durch  eine  negative  Beweis- 
Theorie  in  bestimmte  Gränzen  eingeengt,  die  Urtheilschöpf ung  auf  „86huldig, 
schuldlos  und  Freisprechung  von  der  Anklage*'  ei*weitert,  die  Oberlandes- 
gerichte als  zweite  und  der  oberste  Gerichtshof  als  dritte  Instanz  mit  dem 
Beifügen  bestellt,  dass  bei  denselben  nur  schriftlieh  zu  verfahren  aef^ 
Einfachheit,  die  alle  entbehrlichen  Formalitäten  beseitigt  und  bei  minder 
strafbaren  Handlungen  auch  ein  abgekürztes  Verfahren  zuliaat,  und  Hn-^ 
maait&t,  welche  besonders  die  Vertheidignng  d^  Angeklagten  unterstfitat, 
zeichnen  die  neue  Straf-ProoeaHMnung  aus;  sie  trat  in  den  versehiedeneB 
KTonlandem  mit  dem  Zeitpunete  der  Aciivirung  der  neuen  Qeriehtabehör- 
den  in  Wirksamkeit. 

^  Das  Institut  der  Staataanwal tschaft,  desaen  Wirknngakreia  haupt- 
aiehlicfa  auf  die  Straf-Justiz  beschränkt  wurde,  bedurfte  mit  seiner  Neo- 
geataltung  auch  einer  neuen  Geschäfts-Ordnung.    Das  Geaetz  vom  3.  Au- 
gust 1854  über  die  neue  Einrichtung  und  Qesehäfts-Ordnnng  desaalben 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  NeiigesuUung.  8 
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dasGesete  über  das  gerichtliche  Verfahren  iii.Beohtoangelegto- 
beiten  ausser  Btreitsacheji,'  eine  neue  Notariate-Ordnung 
(nachdem  schon  Mher  der  mit  der  vorhergehenden  Notariats-Ord- 
nung eingeführte  Notariats -Zwang  aufgehoben  worden  war),  die 
Anordnung  bezüglich  der  Ausübung  der  Civil-Gerichtsbarkeit 
der  k.  k.  Consulate  über  die  österreichischen  Unterthanen  in 
der  Türkei,^  nebst  einer  dazu  gehörigen  Yollzngsvorsehrift,  end- 
Hch  eine  Vorschrift  bezüglich  der  -  Vornahme  der  gerichtlichen  Tod- 
tenschau.' 

hflit  seine  Wirksamkeit  in  den  Kronländem,  in  welchen  die  neu  organi- 
sirten  Staatsanwaltschaften  bereits  in  Thätigkeit  waren ,  mit  dem  Tage  der 
Kondmachnng^  in  den  übrigen  Kronländem  aber  mit  dem  Tage,  an  wel- 
chem die  neu  organisirten  Staatsanwaltschaften  acti^irt  wurden,  begonnen. 

*  Durch  das  neue  Gresetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen vom  9.  August  1854  ist  das  frühere  Gesetz  über  Verlassenschafts- 
Abhandlung^en  vom  28.  Juni  1850  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden, 
and  zwar  in  der  Lombardie  und  in  Venedig,  in  der  Wojwodschaft  und. 
dem  Banate  mit  1.  No^'ember  1854,  in  den  übrigen  Kronländern  vom  Tage 
dar  Wirksamkeit  der  neuen  Gerichts-Organisation. 

^  EkaiBc  Verord.  vom  29.  Janaar  1855. 

*  Ih  Folge  der  angetretenen  Aenderungen  verloren  mehrere  der  früher 
angeordneten  Reformen  ihre  GUUgkeit.  Dahin  gehören  insbesondere:  das 
Gesetz  g^eh  den  Missbrauch  der  Presse  sammt  dem  Verfahren  in 
Preas-UebertretungsfiÜlen  (Kais.  Patente  vom  13.  und  14.  März  1849),  wel- 
ches theils  durch  das  neue  Strafgesetz,  theiJs  durdi  die  naue  Press^Ord- 
nnng  ersetzt  wurde,  die  Gründzüge  der  neuen  Gerichtsverfassung 
(Kais.  Entschl.  vom  14.  Juni  1849),  die  Vorschrift  über  die  Bildung  der 
Geschwomen  für  die  Press- Gerichte  (Kais.  Patent  vom  11.  September 
1849),  das  organische  Gesetz  über  die  Gerichtsstellen  (Kais.  Pa- 
tent vom  28.  Juni  1850),  die  provisorische  Straf-Pr-ocess -Ordnung 
(Kais.  Patent  vom ^17.  Januar  1850),  die  Vorschrift  über  den  Wirk  ungs* 
kreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  (Kais.  Patent  vom  18.  Jani 
1850),  das  Ctesetz  über  Verlassenschalts-Abhandlung?n  Tom  28.  Juni  1850, 
die  Verordnung  über  die  Wirksamkeit  der  Staatsanwaltschaften  in  Ungern^ 
dar  Wojwodschaft  und  dem  Banate,  Kroatien  und  Slavonieu  (Minist  Verord. 
van  30.  Juni  1850),  die  provisorische  Advocateu-Ordnung  für  Siebenbürgau 
(Minist  Verord.  vom  14.  Mai  1852),  endlich  die  provisorische  Instruetion 
über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Rechtsgeschäften  auaser  StreiV* 
saehen  für  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  Kroatien  und 
Slavonien  (Minist  Verord.  vom  17.  Deoember  1852)  und, für  Siebenbü^en 
(Minist  Verord.  vom.  15.  Juni  1853).  Theiiweise  modifidrt  wurden  durch 
die  nachgefolgten  Einrichtungen  und  den  Wirkungskreis  der  Gerichte  die 
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Um  eine  grössere  Zuverlässigkeit  und   Vereii^rachung  iu  der 
Kundmachung  der  Gesetze  herzueteilen^  wird  ein  allgemeines  Reichs- 
gesetz- und  Regierun gs-Bl^tt  ausgegeben.    Ein  solches  er- 
schien bis  31.  Deeembev  1852  in  zehn  Aufgaben ^  nämlich:  deutsch^ 
italienisch  ^  ungriseh ,  böhmisch  (zugleich  mährische  und  Blovakiache 
8chriflspTache)^    polnisch,  ruthenisch,    slovenisch   (windische   und 
krainische  Schriftsprache),  serbisch  -  iily riech  mit  serbischer  CyrilK 
Schrift,  serbisch -illjrisch  (zugleich  kroatisch)  mit  lateinischen  Lei- 
tein, und  romanifich  (moldauisch-walaehiBch).    Den  Ausgaben  mit 
nicht-deutschen  Texten  wurde  der  deutsche  Text  beigefiJgt,  aber^ 
alle  Texte  wurden  ftlr  gleich  authentisch  erklärt.    Seit  1.  Jamiar 
1653  erscheint  das  Reichsgesetzblatt  nur  in  deutscher  Sprache,  und 
der  deut«ciie  Te^wt  ist  der  allein  authentische,  auch  ftlr  alle  schon 
früher  in  dem  Reichsgesetzblatle  erschienenen  Gesetze  lind  Verord- 
nungen.   Das  Reichsgesetzblatt  enthält  alle  zur  öffentlicheo  Bekannt- 
machung bestimmten  Staatsverträge,-  alle  für  das  ganze  Reich  oder 
ftlr  einzelne  Kronländer  erlassenen  kaiseriichen  Potente  und  Ver- 
ordnungen, dann  -die  von  den  Ministerien  in  ihrem  Wirkungskreise 
erlassenen  Verordnungen.     Die  verbindende  Kraft  der  darin  aufge- 
nommenen Gesetze  und  Verordnungen  beginnt  mit  dem  45.  Tage 
nach   der  Ausgabe   des  '  bezüglichen  Reichsgesetzblattes ,    insofeme 
diesefolls  nicht  in  einzelnen  Fällen  eine  besondere  Bestimmung  er- 
folgt.   Ausser  dem  Reichisgesetzblatte  wird  in  jedem  Kronlande  ein 
Landesgesetz-  und  Regierun^gs-'BlaU  in  den  Landessprachen 
mit  beigefiigtem  deutschet  Texte  ausgegeben ;  dasselbe  enthält,  aus 
dem  allgemeinen  ReichsgesetzUatte  aufgenommen,  all^  diejenigen 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  in  dem  bezüglichen  Kronlande 
Wirksamkeit  haben,  überdiess  aber  alle  von  den  Landesbehörden 
erlassenen  Verordnungen,  Verftlgungen  und  Belehrungen  über  öffent- 
liche Angelegenheiten«    Alle  Gemeinden  sind  zur^Anscliaffiing  deft 
Landesgesetz-   und  Regierungs- Blattes  in  der  bei  ihnen  üblichen 
LandesspiMhe  verpflichtet.  * 

OrganisAtiCMQ  des  obersten  Gerichts-  und  Ca^sationshofes  (Kais. 
Patent  vom  7.  Angast  1850),  durch  das  spätere  Notariats-Gesetz  (Kais. 
Patect  vtfm  21.  Mai  1855)  die  frühere  Notariats- Ordnung  (Kais.  Patent 
vom  29.  September  1850),  sowie  darch  das  neue  Strafgesetz  die  Grundaüge 
bei  Errichtung  von  iSefängnissen  (Allerh.  Bntschl.  vom  24.  Angast  184^. 
*  Kais.  Patent  voito  4.  März  1849,  modifidrt  durch  die  kais.  Verord- 
Dimgen.  vom  20.  December  1860,  vom  27.  December  1852  and  vom 
16.  März  1853. 
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Hie  Advocaten  werden  vom  Justiz-Minister  ernannt,  weicher 
liierbei  an  eine  bestimmte  Zahl  derselben  nicht  gebunden  ist    Die 
Ad vocaten -Kammer    bilden   sammtUche  Advocaten   eines  Landes- 
Gerichtssprengels   (oder  mehrerer  derselben  mit  Gutheissung  des 
Justiz-Ministers).    Aus. der  Kammer  wird  durch  Wahl  ein  ständiger 
Ausschuss  gebildet.    Der  Advocaten-Kammer  steht  zu:  a)  die  Er- 
lassung ihrer  Geschäfts-Ordnung  und  jener  des  Ausschusses,  sowie 
die  Feststellung  der  Wirksamkeit  des  letzteren;  b)  die  Wahl  ihres 
Präsidenten  und  jene  der  Mitglieder  des  Ausschusses,  sowie  die 
Bestimmung  der  Zahl  derselben ;  c)  die  Feststellung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Kammer;  d)  das  Gutachten  über  die  Verleihung 
von  Advocaten-Stellen,  die  Aeusserung  bei  Suspendirung  oder  Ent- 
lassung eines  Advocaten;  e)  die  Wahl  der  Prüfungs-Commissäre 
aua  dem  Advocaten -Stande,  welche  zu  den  Advocaten -Prüfungen 
zuzuziehen  sind;  0  ^i^  Aufrechthaltung  der  Ehre  und  Würde  des 
Advocaten-Standes  -y  g)  die  Erstattung  von  Gesetzesvorschlägen.   Dem 
ständigen  Ausschusse,  welcher  aus  dem  Präsidenten  und  mindestens 
vier  Stimmführem  —  sämmtlich  unentgeltlich  fungirend  —  zu  be- 
stehen hat,  ist  zugewiesen:  a)  die  Oberaufsicht  über  die  Advoca- 
turs-Candidaten  iin  Bezirke;  b)  die  Benennung  der  unentgeltlichen 
Vertreter  itlr  arme  Parteien.    Das  Vertretungsrecht  emes  Advocaten 
erstreckt  sich  in  Civil-Sachen  auf  den  Oberlandesgerichtfi- Bezirk. 
Um  zur  Ausübung  der  Advocatur  zugelassen  zu  werden,  ist  erfor- 
derlich: die  österreicliische  Staatsbürgerschaft,  die  erreichte  physische 
GrpssjlUirigkeit,   ein  unbescholtener  Lebenswandel,   die  durch  die 
Advocaten -Prüfong  erprobte  Befähigung.    Die  Prüfungs-Candidaten 
müssen  nachweisen:  die  an  einer   österreichisdien  Universität  er- 
langte juridische  Doctors- Würde,  die  Dienst-Praxis  bei  einer  öster* 
reicliischen  Finanz -Procuratur  oder  einem  inländischen  Advocaten 
durch  drei  Jahre,  deren  mindestens  eines  nach  erlangtem  Doctor* 
Grade  verlaufen  sein  muss  (oder,  bezüglich  eines  Jahres,  die  Richter- 
amts- oder  Notariats-Praxis).   Die  Prüfüngs^Gommission  besteht,  unter 
dem  Vorsitze  eines  Rathsmitgliedes   des  Oberlandesgerichtes,  aus 
zwei  Justi^Räthen  und  zwei  Advocaten.    Die  Disdplinar-Aufsicht 
über  die  Advocaten  steht  dem  Oberlandesgerichte  zu. ' 

In  der  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  24.  Juli  1852  erlas- 
senen Advocaten-Ordnung  für  Ungern,   Wojwodschaft 

'  Kais.  Verord.  vom  16.  August  1849,  womit  die  provisorische 
Advocaten-Ordnung  genehmigt  wurde,  und  Minist.  Verordnung  vom 
11.  Oetober  1853. 
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und  Banal,  Kroatien,  und  Slavonien  smd  umständlichere  Be^ 
Stimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Advocaten,  sowie 
bezüglich  der  Ausübung  der  Disciplinar-Oewalt  über  dieselben  ent- 
halten. Die  Stelle  der  Advocaten- Kammern  (und  ihrer  ständigen 
Ausschüsse)  vertreten  daselbst  Advo<»ten- Ausschüsse ,  welche  vom 
Justiz -Minister  ernannt  werden.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder 
des  Ausschusses  )verden  Air  ein  Jahr  ernannt,  können  aber  durch 
da0  Oberlandesgericht  jährlich  bestätigt  werden.  Unfllhig,  die  Ad- 
vocatur  zu  erlangen,  sind  diejenigen,  welche  sich  im  Ck)ncurse  oder 
unter  Curatel  befinden,  sowie  diejenigen,  welche  gewisser  straf- 
barer Handlungen  für  schuldig  erkannt  oder  überhaupt  zu  einer 
mindestens  sechsmonatlichen  Freiheitsstrafe  verurtheilt  wurden.  Mit 
der  Ad  vocatur  ist  weder  ein  besoldetes  Staatsamt,  noch  die  Aus-, 
ttbung  von  Maklergeschäften  vereinbar.  Die  den  Ausschüssen  ein- 
geräumte Disciplinar-Gewait  über  die  Advocaturs-Candidaten  wurde 
durch  besondere  Bestimmungen  geregelt.  ^  Die  gleichen  Bestim* 
mungen  enthält  die  Advocaten- Ordnung  ftlr  Siebenbürgen, '  in 
welcher  jedoch  unter  den  Erfordernissen  zur  Erlangung  der  Advo- 
catur  vorläufig  die  juridische  Doctors-Würde  noch  nicht,  dafür  aber 
die  Kenntniss  der  deutschen  und  noch  einer  in  Siebenbürgen  üb- 
lichen Landessprache  aufgenommen  ist. 

Die  Notariats-Ordnung  vom  29.  September  1850  wurde 
durch  die  unzäliligen  Förmlichkeiten ,  welche  bei  der  Aufnahme 
der  Notariats- Acte  vorgeschrieben  waren,  für  die  Parteien  so 
drückend,  dass  dieses  bei  gehöriger  Einrichtung  für  Parteien  und 
Gerichte  nur  erwünschte  und  für  die  Sicherheit  des  Rechtsverkehrs 
höchst  erspriesQÜche  Institut  ohne  Anklang  blieb.  Die  Umarbeitung' 
hatte  vorzug&weise  die  Beseitigung  dieser  drückenden  Formen,  zu- 
gleich aber  auch  das  Ziel  im  Auge,  die  Benützung  des  Notariats- 
Institutes  durch  die  den  Notariats- Acten  gewährten  Begünstigungen  *. 
den  Parteien  erwünscht  zu  machen,  Rechtsstreitigkeiten  zu  ver- 
mindern, den  Parteien  die  tiiunlichst  schnelle  Realisirung  ihrer 
Forderungen  und  Rechte  möglich  zu  machen  und  hierdurch  auch 
die  Gesehäflslast  der  Gerichte  zu  erleichtern. 

Nachdem  das  Recht  der  Aviticität  in  den  imgrischen  Ländern 

«  Minist.  Verord.  vom  26.  März  1855. 

'  Kais.  Patent  vom  10.  October  1853. 

'  Kais.  Patent  und  kaiserl.  Verord.  vom  21.  Mai  1855. 

*  Für  alle  westlichen  Kronlünder  uebat  Krukaii  sammt  Ct^hiK. 
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bereite  froher  dem  Grundsätze  nach  aufgehoben  war^  wurden 
auch  die  daraus  entspringenden  Rechtsbeziehungen,  sowie  die  auf 
den  staatsrechtlichen  Verhältnissen  beruhenden  Beschränkungen  des 
Eigenthames  ausser  Kraft  gesetzt  Sonach  M'urde  das  System  der 
königlichen  und  Palatinal-Schenkungen  und  das  daraus  abgeleitete 
Heimfallsrecht  wegen  Mangels  der  in  der  Schenkung  berufenen 
Erben  und  wegen  der  in  den  Gesetzen  bezeichneten  Treujbsigkeit 
aufgegeben;  ebenso  ward  das  in  dem  bestandenen  Verhältnisse  der 
Grundherren  zu  den  Unterthanen  begründete  Heimfailsrecht  aufge- 
hoben. Keine  auf  solchem  Titel  beruhende  Processe  dürfen  mehr 
eingeleitet  werden.  Der  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  er- 
worbenem Vermögen  und  zwischen  männlichem  und  weiblichem- 
Geschlechte  bezüglich  der  Erbfolge  hat  aufzuhören.  Durch  die  ein- 
getretene Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
ist  Gleichheit  der  Rechte  und  namentlich  der  Erbansprüche  gewähr- 
leistet. Der  Mangel  des  Indigenats  oder  In^ats  schiiesst  künftig 
von  der  Erwerbung  vcm  Liegenschaften  nicht  aus;  zwischen  ade- 
licben  Gütern  uud  anderen  Liegenschaften  ßndet  in  Bezug  auf  die 
zur  Gültigkeit  der  Verträge  behufs  der  Eigenthums-Uebertragung 
eribrderlichen  Förmlichkeiten  kein  Unterschied  Statt.  Die  geschlos- 
senen Eigenthums-Uebertragungen  von  Liegenschaften  können  künf- 
tig aus  Ansprüchen,  welche  nach  den  bisherigen  Gesetzen  aus  den 
Eigenschaften  der  Güter  flössen^  durch  neu  einzuleitende  Processe 
oder  wegen  Mangels  eines  öffentlichen  Siegels  nicht  angefochten 
werden,  Das  bestandene  gesetzliche  Einstandsrecht  der  Verwandten 
und  Nachbarn ,  sowie  jedes  gesetzliche  Vorkaufsrecht  hört  auf;  die 
bisher  üblichen  Pfand  vertrage,  Verkäufe  der  Liegenschaften  auf  Zeit 
mit  dem  Vorbehalte  des  Rückeinlösungsrechtes,  sind,  wenn  sie 
künftig  geschlossen  werden,  reehtsungiltig.  Alle  Processe,  welche 
nach  dem  früheren  Rechte  gegen  die  Besitzer  von  Liegenschaften 
oder  zur  Geltendmachung  von  Erbapsprüchen  erhoben  werden  konn- 
ten, die  aber  nach  den  Vorschriftien  der  neu  geltenden  Civil-Gesetz- 
gebung  nicht  zulässig  sind,  dürfen  nur  dann  noch  eingeleitet  wer- 
den, wenn  seit  der  Entstehung  des  Rechtsgrundes,  woraus  diese 
Anfotderungen  abgeleitet  werden,  bis  zur  Wirksamkeit  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gresetzbuches  32  Jahre  noch  nicht  verstrichen 
sind,  und  wenn  vom  Beginne  dieser  Wirksamkeit  bis  zur  Einlei- 
tung   des   Processes    noch    nicht  ein    volles   Jahr   verflossen   ist,  * 

*  Kais.   Patent  vom  29.  November    1852,    dessen    Anonlnungen  mit 
1.  Mai' 1853  Gesetzeskraft  erhielten. 
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AUe«   dieses    gilt    auch    besfiglich    <iea  sogenannten    PrAdial-Be- 
fiitaes.  * 

Eine  gleiche  Anordnung  erfolgte  fllr  Siebenbürgen,  mit  Rttck- 
sieht  auf  die  daselbst  bestandenen  gesetzlichen  Vorschriften  und 
Einrichtungen  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  und  Ausübung  des 
Eigenthumsrechtes  auf  liegende  Güter,  deren  Belastung  und  Ver- 
pfikodung,'  Rechtsbeziehungen  aus  da*  bisherigen  Erbfolge  und  der 
in  ein^n  Theilen  des  Landes  bestandenen  Aviticität  ^ 

6.   Finanzen. 

Unter  allen  Verwaltungszweigen  war  der  Finanz- Ver^ 
waltung  die  -schwierigste  Aufgabe  zur  Erfüllung  zugefttllen. 
Sie  hatte  ihre  Einrichtungen  auf  einen  grossen  Theü  des 
Reiches,  welcher  nun  erst  unter  die  einheitliche  Verwaltung 
gelangte,  auszudehnen,  und  den  in  Folge  der  inneren  Un- 
ruhen uqd  äui9S6ren  Verwicklungen  erhöhten  Bedarf  zu  decken, 
den  erschütterten  Staa^- Credit  aufrecht  zu  erbalten,  den  ge- 
störten Geldumlauf  wiederhei-zusfellen ,  die  von  den  Ver- 
hältnissen herbeigeführte  Entwerthung  der  Landeswährung  zu 
beheben.  Zu  diesem  Behufe  mussten  die  gesunkenen  Staats- 
einnahmen durch  Vermehrung  der  Steuerkraft  erhöbt,  neue 
Quellen  des  öffentlichen  Einkommens  aufgefunden,  der  Staats^ 
Credit  in  bedeutenden  Anspruch  genommen  werden V  endlich 
musste  das  unabweisliche  Bedürfniss  einer  der  Hebung  des 
national -wirthschaftlichen  Zustandes  der  Monarchie  förder- 
lichen Regelung  der  Zoll  -  Verhältnisse  befriedigt  ^werden. 

Die  Verfolgung  dieser  Zwecke  fiel  zunächst  dem  Frei- 
hefrn  von  Erauss  zu,  welcher  in  den  Stürmen  der  Jahre  1848 
und  1849  die  ungemein  schwierige  Aufgabe,  dcQ  Staats- 
haushalt Oesterreicb's  vor  dem  gi^nzlichen  Ruin  zu  bewahren, 

'  Kais.  Verord.  ycmb  3.  Februar  1855. 

^  Kais.  Patent  vom  29.  Mai  1853.  welches  mit  1.  Septemlier  J853  iu 
WifkAamkeit  trat. 
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daich  standhaften  Math  und  seltene  Umsicht  rühmlichst  ge- 
löst hatte.  Ihm  folgte  in  dessen  schwieriger  Stellung  mit 
der  Entfaltang  eines  gleichen  aufopfernden  Eifers  Freiherr 
von  Baumgartner  im  Jahre  1851  nach,  an  dessen  Stelle 
1865  der  ehemalige  Handels -Minister  und  nachmalige  kaiser- 
liche Internuntius  bei  der  Pforte,  Freiherr  ron  Brück,  zur 
Leitung  der  Finanzen  berufen  wurde.  Konnte  bis  dahin  bei 
der  Ordnung  des  Finanz -Wesens  meist  nur  noch  die  von  dem 
Drange  des  Augenblickes  voi^ezeichnete  Richtung  einge- 
schlagen werden,  so  ist  nun  der  Zeitpuuct  gekommen,  wo 
ein  umfassender  durch  die  wichtigsten  Reformen  bezeichneter 
Finanz -Plan  ins  Leben  gerufen  zu  werden  vermag,  dessen 
fruchtbarer  Grundgedanke  in  der  Ueberzeugung  von  der 
Nothwendigkeit  liegt,  den  Yolkshaushalt  zu  consolidiren  und 
zu  heben ,  um  daraus  das  Gedeihen  des  Staatshaushaltes  ab- 
zuleiten. Vor  Allem  musste  hierbei  auf  die  Regelung  der 
LaQdeswährung,  die  Hebung  des  Real  -  Credites ,  die  bessere 
Benützung  des  Boden  -  Reichthumes  und  die  Hinleitung  der 
flüssig  gemachten  Geld-  und  Credit -Kräfte  auf  die  Befruch- 
tung der  mannigfachen  Quellen  des  Wohlstandes  und  ins- 
besondere auf  die  Verbesserung  der  Communicationen  hin- 
gewirkt werden.  Inwievreit  die  in  dieser  Richtung  wirk- 
same Thätigkeit  des  Freiherm  von  Brück  bereits  zu  Er- 
gebnissen geführt  hat,  ist  aus  den  unten  folgenden  Andeu- 
tungen zu  entnehmen. 

Zur  Ausdehnung  der  Finanz -Einrichtungen  auf  den  ge- 
sammten  Umfang  des  Reiches  wurden  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern  die  Einrichtung  des  allgemeinen 
Grundsteuer* Katasters  vorbereitet,  bis  zur  Durchführung  des- 
selben ein  Grund-  (und  Gebäude-)  Steuer -Provisorium  auf  der 
Basis  der  allgemeinen  Steuerpflicht  mit  Beseitigung  aller  bis- 
herigen Befreiungen  eingeführt,  die  Weg-,  Brücken-  und  Ueber- 
fahrts  -  Mäuthe  und  das  Lotto -Gefall  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Ebenso  wurde  das  allgemeine  Zoll-  und  Handelsgebiet  durch 
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die  Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie,  welche  die  ehe- 
mals ungrischen  von  den  übrigen  Oebietstheilen  des  Reiches 
trennte,  hergestellt,  das  Tabak -Monopol  und  die  Ver- 
zehrungssteuer  auf  die  ehemal^  ungrischen  Länder  aus- 
gedehnt, und  eine  Personal  -  Erwerbsteuer  in  denselben  ein- 
geführt 

Ein  höherer  Ertrag  der  directen  Steuern  und  eine 
gleichmässige  Vertheilung  derselben  in  dem  gesamm- 
ten  Reiche  wurde  dadurch  herbeigeführt,  dass  in  Folge  der 
fortschreitenden  Ausführung  des  stabileu  Katasters  die  bis- 
herige Ungleichheit  in  der  Umlage  der  Grundsteuer  für  die 
inkatastrirten  Kronländer  beseitiget,  dieselbe  auf  16  Percent 
des  Reinertrages  festgesetzt,  und  fUr  die  Dauer  des  erhöhten 
Bedarfes  um  ein  Dritttheil,  somit  auf  21 V3  Percent,  erhöht 
ward.  Die  Hauszins -Steuer,  bisher  auf 'wenige  Orte  be- 
schränkt, wurde  auf  alle  jene  Orte,  wo  die  Hälfte  der  Ge- 
bäude einen  Zinsertrag  durch  Vermiethung  abwirft,  sowie 
auf  die  vermietheten  Gebäude  der  übrigen  Ortschaften  aus- 
gedehnt, in  Krakau  und  Dalmatien  die  Erwerbsteuer  der 
übrigen  deutschen  und  slavischen  E[ronländer  und  im  ganzen 
Umftinge  des  Reiches  eine  Einkommensteuer  (im  Allgemeinen 
5  Percent  des  reinen  Einkommens  betragend)  eingeführt 

Die  indirecte  Besteuerung  ward  durch  Aenderung 
des  Stämpel-  uud  Tax -Gesetzes,  durch  das  Gesetz  über  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften  und 
Amtshandlungen,  durch  jenes  über  die  Stämpelgebühren  von 
Spielkarten,  Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündi- 
gungen und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter,  durch  die 
Einführung  von  Stämpelmarken,  die  angeordnete  Besteuerung 
▼on  Zucker  aus  inländischen  Stoffen,  durch  eine  Aenderung 
in  der  Erhebung  der  Biersteuer  (und  deren  Ausdehnung  auf 
das  lombardisch-venezianische  Königreich),  durch  die  Einbe- 
ziehung des  Krakauer  Gebietes  in  das  Lotto -Gef&U  und  die 
allgemeine  Verzehrungssteuer,  durch  die  Modification  des  Dazio 
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consumo  und  der  tirolischen  Verzehrungssteuer,  und  durch 
die  Aufhebung  des  Salpeter -Monopols  vervollständiget. 

Besondere  Sorgfalt  wurde  der  umfassenden  Regelung  der 
Zollgesetzgebung  gewidmet.  Das  bisher  in  Gteltung  ge- 
standene. Prohibitiv- System  war  nicht  länger  haltbar;  nach 
den  umfassendsten.  Erhebungen  und  Vorarbeiten,  nach  Ein- 
berufung der  vorzüglichsten  Industriellen  und  Handeltreiben- 
den zu  einem  Zoll-Congresse  (dessen  später  nähere  Erwähnung 
geschahen  wird),  wurde  im  Jahre  1851  ein  neuer  Tarif  ftkr 
die  Einfuhr-,  Ausfubr-  und  Durchfuhr -Zölle  ausgearbeitet, 
wobei  das  Schutzzoll* System  zum  Grunde  gelegt,  der  Be- 
zug der  Rohstoffe  und.  Halbfabrikaie  fdr  die  inländische  In- 
dustrie  in  ausreichender  Weise  und  mit  namhaften  Opfern 
für  den  Staatsschatz  erleichtert^  und  auf  möglichste  Ueberein- 
Stimmung  mit  deif  Zplleinrichtungen  des  deutschen  Zollvereins, 
behufs  einer  künftigen  Einigung  mit  demselben  hingewirkt 
wurde,  im  Verkehre  mit  Sardinien  wurden  einige  gegenseitige 

Zollermässigungen  ins  Leben  gerufen.    Kraft  abgeschlossener 

•  •  •         • 

Verträge  wurden,  die  Herzögthümer  Parma  und  Modepa 
sammt  dem  Fürstenthume  Liechtenstein  in  das  österreichische 
Zollgebiet-  einbezogen.  Der  wichtigste  Schritt  behufs  der 
Verschmelzung  der  österreichischen  Verkehrs -Interessen  mit 
jenen  von  Deutschland  erfolgte  aber  durch  den  am  19.  Fe- 
bruar 1853  mit  Preussen  abgeschlossenen  und  schon  am 
4.  April  1853  auf  das  Gesammtgebiet  des  deutschen  Zoll- 
vereines erweiterten  Vertrag,  durch  welchen  bezüglich  der 
meisten  Roherzeugnisse  der  freie  üebertritt  aus  einem  in 
das  andere  Zollgebiet  festgesetzt,  ein  ermässigter  Zoll  auf 
die  vorzüglichsten  Industrie- Erzeugnis.se,  sowie  Abschaffung 
und  beziehungsweise  Beschränkung  der  Durchgangsgebühren 
im  gegenseitigen  unmittelbaren  Verkehre  zugestanden,  eine 
Anzahl  anderer  Verkehrserleichterungen  vereinbart,  und  zu- 
gleich ein  Zoll-  und  Münz •  Cartel  eingegangen  wurde.  Auch 
wurde  hierdurch  zum   ersten  Male  die  erfreuliche  Aussicht 
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auf  die  ZolIeiniguDg  oder  jedenfalls  auf  weitere  Verkehrser* 
leidhterungen ,  für  welche  das  Jahr  1860  bestimmt  ward ,  er- 
öffnet. Diese  wichtige  Vereinbarung  zog  mehrere  Aenderungen 
in  der  Einrichtung  der  Zollämter  und  der  GrftnBttberwachung 
(fttr  welche  probeweise  in  mehreren  Zollämtern  die  Einrieh- 
tung  des  deutschen  Zollvereines  angenommen  wurde)  ^  sowie 
die  Revision,  des  Zoll- Tarifes  nach  sich,  welche  zu  der  Ver- 
öffentlichung des  neuen  ZoU-Tarifes  vom  5.  December  1858 
führte,  in  dessen  Folge  zugleich  die  Einhebung- der  ZoUge- 
;bühren  in  Silber-  oder  Gold -Münze  angeordnet  wurde.  Eine 
weitere  Ausdehnung  des  allgemeinen  Zollgebietes  ward  durch' 
die  Einengung  der  Freihafengebiete  von  Triest,  Zengg,  Car- 
lopago,  Fiume,  Buccari  und  Porto  R^,  und  durch  die  Ein- 
beziehung von  Istrien  sammt  den  quarnerischen  Inseln  in  das 
^allgemeine  Zollgebiet  erzielt 

Die  Ausgabe  der  Sechskreuzerstücke  und  Münzseheine 
und  das  neue  Kupfermünz -System^  gew^rte  dem  Kleinver- 
kehr wesentliche  Erleichterungen,  und  eine  Bestimmung  über 
die  Legirung  des  Münzsitbers  führte  die  Uebereinstimmung 
der  österreichischen  Gesetzgebung,  mit  jener  der  südlichen 
und  westliehen  Gränzstaaten  sowie  der  Schweiz,  Frankreich-s 
und  Belgien'«  herbei.    - 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1848  hatten  die  Störung 
des  Vertrauens  in  die  bestehenden  Geld  Verhältnisse  zur 
unvermeidlichen  Folge..  Die  grossen  Anforderungen,  welche 
an  die  National -Bank  behufs  der  haaren  Umwechslung  der 
Banknoten  gestellt  wurden ,  schwächten  ihren  Silberschatz 
und  würden  alsbald  dessen  völlige  Erschöpfung  herbeige- 
führt haben,  wenn  nicht  der  National -Bank  die  Suspension 
der  Baarzahlungen  und  der  damit  in  dothwendiger  Verbin- 
dung stehende  Zwangs -Cours  der  Banknoten  zugestanden 
worden  wäre.  Hieraus  entwickelte  sich  wieder  folgerecht 
die  Entwerthung  der  Landeswährung,  welche  für  die  ge- 
sammten  öffentlichen  und  die  Privat-^Verkehrs- Verhältnisse 
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die  nachtheiligsten  Folgen  nach  sich  zog.  Die  verschieden- 
artigsten Untersuchungen  (worunter  eine  Berathung  der  No- 
tabeln  des  österreichischen  Handelsstandes  auf  einem  einbe- 
rufenen Bank-Congresse)  und  Anstrengungen  fanden  Statt, 
um  diesem  Uebel  zu  steuern:  sie  fahrten  inzwischen  nur  zu 
der  Ueberzeugung^  dass  demselben  lediglich  durch  Beseiti- 
gung seiner  Ursachen,  des  in  Folge  der  Weltverhärltnisse  und 
des  speciellen  Zustandes  des  Reiches  gestörten  Vertrauens, 
des  MÜBSverhältnisses  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates,  sowie  desjenigen-  zwischen  dem  Baarfonde  der 
National-  Bank  und  der  im  Umla^fe  befindlichen  Sutnme  der 
von  ihr  emittirten  Noten,  dauernd  und  gründlich  abgeholfen 
werden  könne. 

Die  Finanz  -  Verwaltung  bemühte  sich  auf  die  redlichste 
und  kräftigste  Weise,  soweit  es  von  ihr  abhing,  die  Bedeu- 
tung und  das  Gewicht  dieser  UebelstäAde  zu  mildern,  wobei 
sie  inzwischen  durch  die  drängende  Nothwendigkeit,  den 
steigenden  Anforderungen  des  Staatshaushaltes  zu  genügen, 
auf  das  empfindlichste  gehemmt  wurde. 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1846,  der  Aufstand  im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche,  und  die  liisUrrection 
in  Ungern  hatten  die  Quellen  des  Staatseinkommeus  in  aus- 
gedehnten Provinzen  versiegen  gemacht,  in  dem  übrigen 
Staatsgebiete  bedeutend  geschmälert,  und  dem  Stiaats-Credite 
die  empfindlichsten  Wunden  geschlagen.  Zu  gleicher  Zeit 
aber  nahm  die  Ausrüstung  und  Unterhaltung  einer  bedeu- 
tenden Heeresmacht  zur  Bewältigung  der  inneren  Wirren 
und  des  Krieges  gegen  Sardinien  die  Finanz -Kräfte  in  er- 
höhten Anspruch^  während  die  neue  in  der  Durchführung 
begriffene  Organisation  der  Verwaltung  einen  bleibenden  höhe- 
ren Staats- Aufwand  nach  sieh  zog,^  und  die  sdt  Jahren  in  der 
Ausführung  befindlichen,  namhafte  Summen  erfordernden 
Eisenbahn -Anlagen  .  ohne  schwere.  Beeinträchtigung  nicht 
unterbrochen  werden  konnten.    Noch  grössere  Anstrengungen 
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reruroachie  die  Aufstellung  bedeutender  Heeresmassen,  welche 
ftussere  Verwicklungen  zuerst  im  Norden  des  Reiches ,  sohin 
an  der  Gränze  gegen  Bosnieu,  und  zuletzt  an  der  ausge- 
dehnten 61-ftnze  von  Serbien,  der  Walachei,  der  Moldau  und 
Russland's  nothwendig  machten. 

Die  erwähnten  Verbesserungen  in  der  Steuergesetzge- 
bung blieben  zwar  nicht  ohne  Folgen^   jedoch   konnte  eine 
nachhaltige  Aushilfe  durch  sie  erst  in  den  späteren  Jahren 
erwartet  werden.  Daher-  erübrigte  nichts  anderes,  als.  nach- 
dem  die  National-Bank  durch  Vorschüsse  anfänglich 
die  dringendste  Unterstützung  geleistet  hatte,    zu  der  Ver- 
mehrutigder  schwebenden  Schuld  und  zur  Ausgabe  von 
Papiergeld  zu  schreiten,  und  die  Aufnahme  von  Staats-' 
a  n  1  e  h  e  n  zu  bewerkstelligen.    In  die  erste  Kategorie  ge- . 
hören:    die  Emission    von    Anweisungen,    welche    auf  die 
Gmundner  Salinen  hjpothecirt  wurden ,  die  Ausgabe  der  ver- 
zitislichen  Central -Gasse -Anweisungen,  der  Tresor- Scheine^ 
der  Gasse- Anweisungen  auf  die  ungrischen  Ijänder,  der  ver- 
zinslichen und  unverzinslichen  Reichschatzsscheine.  Die  Finanz- 
Verwaltung  verkannte  nicht  die  nachtheiligen  Folgen  einer 
zu  grossen  Belastung  des  Geldumlaufs  mit  Papiergeld;   sie 
war  demnach,  sobald  es  thunlich  wurde,    darauf  bedacht, 
zuerst  die  mehrerlei  (Gattungen  von  Papiergeld  auf  eine  ein- 
zige Gattung,  die  unverzinslichen  Reichsschatzscheine,  zu- 
rückzufahren, und  endlich  auch  diese  mittelst  eines  Ueber- 
einkommens  mit  der  Naticmal-Buik  aus  dem  Umlaufe  zu 
ziehen  und  auf  die  fernere  fiinausgabe  von  Staats-Papieigeld 
förmlich  zu  verzichten.    Wenn  erwogen  wird ,  unter  welchen 
Umständen  die  Finanz- Verwaltung  sich  zu  diesem  muth vollen 
Sehritte  entschloss, -wird  ihr  die  Anerkennung  klarer  Ein- 
sieht und  des  besten  Willens  nicht  vorsagt  werden  kennen. 
Hierbei  ist  noch  zu  bemerken,    dass  die  Staatsverwaltung 
schon  firüber  die  öffentliche  Erklärung  abgegeben  hatte,  den 
Umlauf  der  Banknoten  durch  neue  von  der  National-Bank 
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3SI1  entlehnende  Vorschüsse  nicht  weiter  zu  vermehren,  und 
dafis  sie  die  bei  dem  Friedensschlüsse  mit  Sardinien  erlangte 
Kriegsentschädigung  von  75  Hillionen  Franken  in  Silber 
grossentheils  der  National -Bank  zur  Vermehrung  ihres  Baar« 
fohdes  zuwendete. 

.   Alle  diese  Itfaassregeln  erschienen  als  zweckmüssige,  ja 
zum   Theil    als   nothwendige   Einleitungen    zur  Erreichung 
des  grossen  Zweckes  öiner  Heilung  der  Wunden ,  welchfe-  die 
vorausgegangenen  welterschütternden  Krisen  dem  Geldum- 
laufe in  Oesterreich  geschlagen  hatten:    Die  National -Bank 
hatte  dem  Staate  in  entscheidender  Stunde  die  unerlfissliche 
Unterstützung  angedeihen  lassen,  dadurch  aber  ihre  Noten- 
Girculation  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Baarschat^e  über  das 
Maass  ausgedehnt,  und  sieh   mit  einer  bedeutenden  Forde- 
rung an  den  Staat  belastet.    Diese  Forderung  musste  getilgt 
werden,  wenn  der  Verlust  ihrer  Noten  gegen  Silber  schwin- 
den und  sie  in  den  Stand  gesetzt  werden  sollte,  ihre  Baar- 
Zahlungen  wieder  aufzunehmen.    Eine  solche  Abtragung  der 
beträüchtlichen  Schuld  erforderte  ausserordentliche  Maassregeln<, 
und  die  erste  derselben  war  das  bald  zu  erwähnende  grossar- 
tige National-Anlehen.    Obgleich  dieses  vollständig  gelungen, 
konnte  doch  seine  Wi^rkung  fQr  die  Herstellung  der  Liandes- 
Währung  nur  erst  nach  Verlauf  einiger  Jahre  erwartet  wer- 
dmi)  da  die  ersten  Einzahlungen  zu  dem  dringendsten  aller 
Bedüribisse,  der  Erhaltung  des  durch  die   obschwebenden- 
Verwicklungen  auf  einen  erhöhten  Stand  gesetzten  Heeres, 
verwendet  werden  mussten.   Die  Nachtheiie  einer  andauern- 
den [Entwerthung  der  Landeswährung  schneiden  jedoch  so 
tief  in  alle  Verhältnisse  des  öffentlichen  und  Privat  -  Lebens 
ein,  dass  eine  weise  und  umsichtige  Finanz- Verwaltung  vor 
Allem  auf  deren  Beseitigung,  wofür  kein  Opfer  zu  gross  er- 
achtet werden  kann,    bedacht  sein  musste.    In   Erwägung 
dieser  Umstände  gedieh  der  Entschiusa  zur  Reife,   welcher 
so  eben  in  der  Ausfllhrung  begriffen  ist,  dass  Seine  k.  k. 


127 


Majest&t,    über  Antrag  des  Finanz- Ministers  .Freiherrn  von 
Brück,    das  werthvollete  Besitzthum  des  Staates,    die  Do- 
mänen, bis  zQ  dem  Betrage  -der  neu  entstandenen  Schuld 
von  155  Millionen  Gulden  derNationäl-Bank  abzutreten,  und 
ihr  den  Verkauf  derselben  unter  be^mmten  Modalitäten  zu 
überlassen  geruhte.    Es  ist  dieses  der  Schlussstein  der  opfer- 
vollen Bemühungen,  wodurch  eine  redliche,  für  das  Wohl  ihrer 
Angehörigen  besorgte  Staats«^  Verwaltung  die  Spuren  der  durch 
die  Ereignisse  der  jüqgsten  Vei^ngenheit  hervorgerufenen 
Ökonomischen  Bedrängnisse  zu  tilgen  angelegentlich  sich  be- 
strebte.    Durch    diese   Maassregel,   in    deren   Folge    grosse 
fruchtbare  Landstrecken  in  bessere  Cultur  versetzt,  und  die 
Bedingungen  zur  Ansiedlun^  einer  fleissigen  landbauenden 
Bevölkerung  dargeboten  werden,    wird  Übrigens  auch   der 
Werth  )iHd  Ertrag  des  Bodenreich thumes  gehoben,  gleichwie 
diess  in  anderer  noch  ausgedehnterer  Richtung  durch  die  Hy- 
potheken -  Bank  erfolgen  wird ,  deren  Errichtung  als  ein  Zweig 
der  National-Bank  gleichfalls  durch  den  Finanz-Minister  Frei- 
herra  von  Brück,  in  Verfolgungseiner  Reform  Pläne,  ein- 
gelotet worden  ist.    Als  ein  erstes  Ergebnis^-  aller  dieser 
Schritte,  unterstützt  du^h  die  friedli<;he  Gestaltung  der  europäi- 
schen Verhältnisse,  erscheint  endlich  die  theilweise  Aufhebung 
des  Zwang-Ck>urses  der  Banknoten,  deren  Entwerthung  sich 
bereits  zum  gröasten  Theile  wieder  behoben  hat;  diess  er* 
folgte  durch  die  Anordnung,  dass  die  in  klingender  Münze 
geleisteten  Darlehen,  wenn  die  Versinsung  und  Zurückzahlung 
in  eben  dieser  Münze  bedungen  sind,  auf  die  bedungene 
Weise  verzinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen. 

Die  Vergrössemng  der  sehwebenden  Schuld  und  Hinaus- 
gabe von  Papiergeld  reichte  jedoch  nicht  hin ,  den  durch  das 
Staatseinkommen  nicht  bedeckten  öffentliGhea  Bedürfnissen 
an  genügen.  Es  nrasste  demnach  zu  der  Vermehrung  der 
fündirten  Schuld  geschritten  werden.  So  erfolgten  die 
Anleheo    von   71  Millionen    Gulden    im   Jahre  1849,    von 
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85  Miilionto  im  Jahre  1851,  von  80HillioD6i)  iui  Jahre  1862, 
von  50  Millionen  im  Frülyahre  1854,  die  beiden  Silber- An- 
leben  vom  Jahre  1852  und  1854,  jedes  im  Betrage  von  35 
Millionen,  die  neuen  auf  45  Millionen  Gulden  sich  belaufenden 
Schulden  des  Mailänder  Monte,  das  Gonvertirungs-Anlehen 
von  32  Millionen,  die  durch  den  Ankauf  von  Eisenbahnen 
erfolgte  (zum  Theile  bereits  getilgte)  Vermehrung  der  Staats- 
schuld um  34  Millionen ,  und  endlich  die  grösste  Finanz- 
Operation  aller  Zeiten,  das  National  -  Anleheii  von  500  Mil- 
lionen Gulden  im  Jahre  1854.  Wie  betrübend  audi  die 
Nothwendigkeit  erscheinen  mag,  die  Hilfskräfte  der  Zukunft 
in  der  Gegenwart  zu  absorbiren,  und  in  verhältnissmösrng 
kurzer  Zeit  die  Staatsschuld  in  so  beträchtlicher  Weise  zu 
vermehren,  so  gewährt  doch,  vom  höheren  Standpuncte 
betrachtet,  die  Geschichte  dieser  Anlehen,  die  Aufzählung 
und  Erwägung  der  Umstände,  unter  welchen  dieselben  er- 
folgten und.  erfolgen  konnten,  eine  unläugbare  Befriedigung 
für  den  Yaterlandsfireund.  ^  Zuerst  ist  nicht  unbeachtet  zu 
lassen,  dass  die  Hypothek  der  Österreichischen  Staatsschuld 
eine  wesentlich  andere  und  umfassendere  geworden  ist;  wenn 
der  Staat  vor  dem  Jahre  1848 ,  wo  nur  ein  Theil  des  Staats- 
gebietes zur  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  beitrug, 
1.000  Millionen  Gulden  seiner  Schuld  zu  ertragen  vermochte, 
so  ist  gegenwärtig,  wo  nicht  nur  das  gesammte  Reich  zur 
Verzinsung  d^  Schuld  beiträgt,  sondern  auch  die  Staatsein- 
nahmen sich  gegen  früher  fast  verdoppelt  haben,  die  Last 
von  2.000  Millionen  eine  verbältnissmässig  nicht  grössere  zu 
nennen.  Seit  dem  Jahre  1848  wurde  in  Oesterreich  zuerst 
der  Weg  der  öffentlichen  Subscription  zur  Aufbringung  der 
Anlehen,  und  zwar  stetB  mit  dem  entsprechenden  Erfolge, 
eingeschlageti.  Die  meisten  Anlehen  wurden  im  Inlande  er- 
öffiiet  und  die  anstandlose,  leichte  Aufbringung  derselben 
machte  offenkundig,  dass  inmitten  aller  Caiamitäten  der 
Reichthum   der  Staatsbürger   gestiegen    war   und   ihm  4ie 
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Unterbringung  der  Schuldverschi-eibungeu  in  dem  erforder- 
lichen Betrage  bis  zum  Frühjahre  1854  keine  Opfer  kostete, 
oder  dass  die  richtige  Elinsicht  und  der  Patriotismus  der 
Capitalisten  diese  Opfer  leicht  ertragen  Hess.  Wenn  sich 
hierin  ein  unerschütterliches  Vertrauen  auf .  die  gesunde 
national  -  wirthschaftliche  Grundlage  des  Staates  und  auf  seine 
noch  unerschöpften  Hilfskräfte  von  Seite  der  Staats -Ange- 
hörigen offenbarte,  so  war  dieses  Vertrauen,  trotz  der  in 
der  Feme  und  unter  d^  Eindrucke  einer  theilweise  feind- 
lich gegen  Oesterreich  auftretenden  Tagespresse  schwieriger 
zu  gewinnenden  Einsicht  in  die  Verhältnisse,  nicht  geringer 
bei  den  auswärtigen  Capitalisten ,  welche  nicht  nur  die  beiden 
Silberanlehen  zu  vergleichungsweise  günstigen  Preisen  auf- 
brachten, sondern  sich  auch  an  den  im  Inlande  eröffneten 
Anlehen  nahmhaft  betheiligten.  Einzig  in  der  Geschichte 
steht  jedoch  der  Erfolg  da,  welchen  der  Aufruf  Seiner  Maje- 
stät des  Kaisers  an  seine  treuen  Unterthanen  in  Bezug  auf 
das  1854  eröffnete  National -Anlehen  nach  sich  zog.  Binnen 
kaum  vier  bis  sechs  Wochen  war  der  höchste  Ansatz  der 
ausgeschriebenen  Summe,  welcher  nicht  weniger  als  eine 
halbe  Milliarde  Gulden  betrug,  in  der  Subscription  über- 
stiegen (obwohl  keine  Subscription  von  Ausländern  ange- 
nommen wurde),  und  alle  Gebiete  des  Reiches,  Jeder  nach 
seinem  Vermögen  und  seinen  Kräften,  betheiligten  sich 
daran,  mannigfach  die  Gefllhle  der  Vaterlandsliebe  mehr 
als  die  theilweise  ungünstigen  Verhältnisse  beachtend.  Der 
vorgesteckte  Zweck,  die  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung zu  erzielen  und  die  Machtstellung  Oesterreich's  in 
der  gegenwärtigen  Verwicklung  der  europäischen  Staateu- 
verhältnisse  zu  wahren,  hierdurch  aber  einem  dauerhaften 
Frieden  entgegenzugehen ,  wurde  für  so  wichtig  und  erhaben 
erachtet ,  dass  Jedermann  mit  seinem  Vermögen  beizutragen 
sich  berufen  fühlte,  um  denselben  zu  erreichen,  und  Jeder- 
mann wird,  wie  es  nur  bei  so  grossen  und  entscheidenden 

V.  Czoprnig,  OrRterroich's  NriigpsUiltung.  9 
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Sebriiten  gelingt,  seinen  eigenen  Vortheil  durch  da«  ge- 
brachte Opfer  gewahrt  haben,  wenn  hiermit  jener  doppelte 
Zweck  erreicht  wird.  Als  eine  in  mehrfacher  Hinsicht 
belangreiche  Wahrnehmung  ist  hierbei  nur  noch  zu  erwähnen, 
daas  die  bis  zum  20.  November  1854  bereits  geleisteten  Em- 
Zahlungen  von  72  Millionen  die  bis  dahin  fällig  gewesene 
Rate  von  12,520,450  fl.  um  beinahe  60  Millionen  überstiegen. 

Insoweit  die  Ueberlassung  mehrerer  Linien  der  Staats- 
eisenbahnen an  eine  Privat -Gesellschaft,  welche  bei  den 
Communicationen  näher  besprochen  werden  wird ,  die  Staats- 
verwaltung in  den  Besitz  einer  ansehnlichen  Summe  von 
Silbergeld  setzte,  und  dadurch  auf  den  Staats -Credit  eine 
günstige  Einwirkung  hervorbrachte,  muss  ihrer  hier  wenig- 
stens Erwähnung  geschehen. 

SchcHi  das  kaiserliche  Patent  vom  20..0ctober  1849  yerftigt^: 
Zur  gleichmässigen  Besteuerung- der  Nutzungen  von  Grund 
und  Boden  und  von  Gebäuden  in  Ungern  soll^  mit  thätiger 
Beschleunigung  das  allgemeine  Grundsteuer- Kataster  nach  denjeni- 
gen Grundsätzen  vollführt  werden,  welche  sich  durch  die  Erfah- 
rung in  den  Übrigen  Eronländem  und  in  den  auswärtigen  Staaten 
als  zweckmä8sij[  und  fUr  die  Entwicklung  des  Wohlstandes'  in  den- 
selben höchst  zuträglich  bewährt  haben^  da  jedoch  hierzu  ausge? 
dehnte  Vorarbeiten  und  ein  bedeutender  2ieit-.  und  Kosten- Aufwand 
erforderlich  seien,  solle  mit  Benützung  der  bisherigen' Vermessun- 
gen eines,  grossen  Theils  der  Grundbesitzupgen  em  den  Bedingun- 
gen einer  gerechten  und  gleicbmässigen  Vertheilung  der  öffent- 
lichen Lasten  möglichst  entsprechendes  Grundsteuer-Provisorium  für 
die  Zeity,  bis  das  stabile  Kataster  vollendet  sein,  wird,  eingeführt 
werden..  Auch  die  bis  zum  Jalire  1848.  yon  .der  Contribution.be- 
freiten  Besitzungen  und  Einwohner -Classenseiea  der  Besteuerung 
zu  unterziehen  >  und  zwar  bis  tur  EinnUirung  des'  Grundsteuer-Pro- 
visoriums nach  besonderen  Anordnungen,  während  die  früher  allein 
contrtbutionspflichtigen*  Besitzungen  und  Qassen  bis  dahin  die  alte 
Kriegs-  und  Domestical-Stfeuer  zu  entrichten  hatten  (dasProvi- 
soiissimum).  In  gleicher.  Weise  sollten  auch  andere  öffentliche 
Lasten,  di€^  den  Grund-  und  Häusbesitz  zu  treffen  haben,  vertheilt 
werden,  ohne  dass  Jemand  nach  seiner  persönlichen  Eigenschaft 
eine  Ausniihme  ansprechen  köhn^.  Eine  gleiche  Anordnung  wurde 
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huidichtlich  Siebenbürgen's  %  Kroatien's  und  Slavonien's  * 
erlassen. 

Die  wirkliche  Einführung  des  Orundsteuer-Proriao- 
riums  in  Ungern,  der  serbischen  Wojwodschaft  und 
dem  Temeser  Banale,  Kroatien*  und  Slavonien  und  Sie- 
benbfirgen  wurde  mit  kaiserlichem  Patente  vom  4.  März  ISSO 
angeordnet.  Laut  desselben  werden  der  Besteuerung  unterzogen: 
A)  das  Grunderträgniss,  d.  i.  der  Werth  d^r  auf  der  producti- 
ven  FIftehe  des  Bodens  bei  Anwendung  des  gewöhnUchen  Fleisses 
erzeugten  Producte.  Die  Grundsteuer  wird  nach  dem  reinen  Er- 
trage bemessen,  d.  i.  nach  dem  Erträgnisse,  welches  der  Grund- 
besitzer nach  dei^  Cultur-Gättung  seines  Bodens  bei  Anwendung  der 
gemeindetlbUcfaen  Bewirthschaitungsart  in  Jahren  gewöhnlicher 
Fruchtbarkeit  erzielen  kann,  nachdem  die  nothwendigen  und  ge- 
meindeüblichen Auslagen  auf  Bearbeitung  des  Bodens,  Saat,  Pflege 
und  Ernte  der  Producte  in  Abschlag  gebracht  worden  sind.  Zur 
Ausmittlung  des  reinen  Grundertrages  wird  eine  Erhebung  des 
Flächenmaasses  und  eine  Schätzung  des  Erträgnisses  vorgenommen. 
Bei  ersterer  werden  alle  vorhandenen  Behelfe  benützt,  und,  wo 
diese  nicht  ausreichen,  wird  die  Angabe  der  Besitzer  einer  amt- 
lichen Prüfung  unterzogen  und  durch  geometrische  Vermessungen 
rectifidrt  Bei  der  Schätzung  werden  die  Angaben  der  Gemeinde- 
vertreter zu  Grunde  gelegt,  und  durch  erfahrene  Schätzungs- 
Commissäre,  welche  mit  den  Local-  und  ökonomischen  Zuständen 
des  Bezirkes  genau  bekannt  sind,  geprüft  und  richtiggestellt,  wo- 
bei selbe  zugleich  ein  standhältiges  Verhältniss  unter  den  Gemein- 
den des  bezüglichen  und  der  angränzenden  Besurke  auszumitteln 
haben;  dabei  wird  erhoben,  welche  verschiedene  Bentttzungsarten 
des  Bodens  in  jeder  Gemeinde  bestehen,  in  welche  verschiedene 
Ertragsabstufungen  (Classen)  sich  jede  dieser  Cultur- Grattungen 
nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  örtlichen 
Lage  theilt,  in  welche  dieser  Classen  jedes  einzelne  Grundstück 
eingereiht  werden  kann,  wie  viel  ein  bestimmtes  Flächenmaass 
jeder  Cultur-Gattung  und  Classe  im  Durchschnitt  eines  Jahres  an 
den  nach-  der  gemeindeüblichen  Bestellungsweise  gewöhnlichen 
Producten  abwirft,  welcher  Geldwerth  denselben  beigelegt  werden 
kann ,  welcher  Theil  des  Rohertrages  als  Ersatz  des  nothwendigen 
Cultur -Aufwandes   abzuziehen    ist,    und   wie    viel    nach    diesem 

*  Kais.  Patent  vom  20.  October  1849. 
"^  Kais.  Patent  vom  31.  October  1849. 
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Abzüge  als  Reinertrag  ertlbrigt,  womacli  sodann  der  ftlr  ein  be- 
stimmtes Flächenmaass  Jeder  Cultur-Gattung  und  jeder  Classe  ent- 
worfene Tarif  des  Reinertrages  auf  die  einzelnen  Grundflächea 
jedes  Grundbesitzers  im  Verhältnisse  des  Flächenroaasses  angewendet 
wird.  B)  Die  Nutzungen  von  Gebäuden,  als  welche  bei 
vennietlieten  der  Miethzins,  bei  anderen  der  Werth  ihrer  Bentttzung 
angesehen  werden.  In  den  grösseren  (besonders  zu  bezeichnenden) 
Ortschaften  wird  demnach  die  Hauszins-Steuer  nach  dem  Zinser- 
trage (a]s  dessen  reiner  Ertrag  der  Miethzins  nach  Abzug  eines  Thei- 
les  desselben  ftir  die  Unterhaltungskosten  und  fUr  die  Abmindertmg 
des  Capital -Werthes  angenommen  wird),  in  anderen  Orten  aber 
die  Hausclassen- Steuer  von  den  Gebäuden  nach  Maassgabe  der 
Bauart  und  der  Wohnungsbestandtheile ,  welche  sie  enthalten,  ein- 
gehoben. Bei  der  Ertrags -Ausmittlung  werden  im  Allgemeinen 
persönliche  Verpflichtungen  der  Eigenthümer  gegen  Dritte,  selbst 
wenn  sie  auf  der  Realität  haften,  sowie  Capital -Schulden,  Geld- 
oder Natural-Leistungsverbindlichkeiten  nicht  berücksichtiget.  —  Die 
ftir  jedes  Kronland  entfallende  Summe  der  Grundsteuer  wird  in  der 
Art  umgelegt,  dass  jeder  einzelne  Grundbesitzer  vom  Hundert  des 
ausgemittelten  reinen  Ertrages  den  entsprechenden  gleichen  Antheil 
als  Grundsteuer  zu  entrichten  hat.  Den  Betheiligten  bleibt  es  un- 
benommen, ihre  Einwendungen  und  Beschwerden  gegen  die  Art  der 
Umlage  sowohl  der  Grund-  als  auch  der  Hauszins-  und  Hausclassen- 
Steuer  vorzubringen ,  welche  aufgenommen,  untersucht  und  zur  defini- 
tiven Entscheidung  gebracht  werden.  Die  vorkommenden  Veränderun- 
gen in  der  Person  des  Besitzers  und  dem  Umfange  des  Besitzthums 
werden  in  Evidenz  gehalten,  damit  die  Steueranforderungen  immer 
an  den  wirklichen  Besitzer  gestellt  werden  können.  Bei  Elementar- 
UnftUlen,  welche  das  Steuer-Object  ftlr  immer  zerstören,  erfolgt  die 
Ausscheidung  desselben  und  die  Abschreibung  der  Steuer ;  wird  durch 
solche  der  Reinertreg  (ganz  oder  zum  Theile)  vernichtet,  so  sind 
zeitliche  (gänzliche  oder  theilWeise)  Steuernachlässe  im  beztlglk^hen 
Jahre  gestattet.  Die  neu  zuwachsenden  Objecte  der  Besteuerung 
werden  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  erforderliche  Ermunterung 
zur  landwirthschaftlichen  Verbesserung  und  zur  Aufführung  neuer 
Gebäude  in  die  Besteuerung  einbezogen.  Aenderungen  in  der  Be- 
nützung des  Bodens  werden  nicht  berücksichtiget  Ausnalimen  von 
der  Steuer  nach  der  persönlichen  Eigenschaft  des  Besitzers  finden 
nicht  Statt;  doch  sind  von  ihr  permanent  losgezählt:  alle  ftlr  die 
Urproduction   nicht  benutzbaren  Oberflächen,   mit  Einschluss   der 
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Straseen,  Flüsse  und  Canäle^  der  Teiche  und  Sümpfe  ohne  Rohr- 
wuchs, der  Steinbrüche,  Schotter-,  Sand-  und  Lehmgruben,  der 
Torfstiche,  und  der  Area  und  Hofräume  der  Gebäude,  die  Beerdi- 
gungsplätze, Staatsgebäude,  Kirchen,  Militär-Casemen  und  Spitäler. 
—  Nachdem  die  hiermit  angeordneten  Erhebungen  in  Ungern ,  der 
Wojwodschaft  und  dem  Banate  vollendet  waren,  wurde  daselbst 
das  provisorische  Grundsteuer -Kataster  vom  1.  November  1852 
an  zum  Maassstabe  der  Umlegung  der  Grundsteuer  genommen  und 
die  letztere  mit  16  Percent  des  Beinertrages  bemessen ;  gleichzeitig 
wurden  die  Einleitungen  zu  den  Reclamations-Yerhandlungen  und 
zur  Evidenzhaltung  des  provisorischen  Grundsteuer -Katasters  ge- 
troffen. '  Als  nach  denselben  Grundsätzen  die  diessf&lligen  Er- 
hebungen auch  in  Kroatien -Slavonien  und  Siebenbürgen  beendet 
worden  waren,  geschah  die  Umlegung  der  Grundsteuer  in  Kroatien- 
Slavonien^  vom  1.  November  1853  mit  16,  und  in  Siebenbür- 
gen' vom  1.  November  1854  vorläufig  mit  12  Percent  des 
Reinertrages. 

Da  der  Aufwand  ftr  den  Bau  und  die  Erhaltung  der  Beichs- 
(und  der  staataartig  gepflegten)  Strassen  in  den  ungrischen  Ländern 
nunmehr  von  der  Staatsverwaltung  übernommen  wurde,  erschien 
es  dem  Grundsatze  einer  gleichmässigen  Vertheilüng  der  Staats- 
lasten angemessen,  die  in  den  übrigen  Kronländem  bestehenden 
Abgaben  flir  Benützung  der  Strassenanstalten  auch  in  Ungern ,  der 
Wojwodschaft  und  dem  Banate,  Kroatien  und  Slavonien,  und  Sie- 
benbürgen einzuflihren.  Es  ward  demnach  verordnet,  dass  vom 
1.  Mai  1853  an  in  jenen  Kronländern  die  in  anderen  Theiien  des 
Reiches  in  Geltung  stehenden  Anordnungen  über  das  Ausmaass, 
die  Einhebung  und  Handhabung  der  Weg-,  Brücken-  und 
Ueberfahrts-Mäuthe  insoweit  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben, 
als  die  Strassen,  Brücken  und  Ueberfahrten  auf  Kosten  des  Staates 
oder  der  unter  Verwaltung  der  Staatsbehörden  stehenden  Öfient- 
lichen  Fonde  erhalten  werden,  und  zwar  nur  jene  Strassen,  welche 
chauss^-mässig  hergestellt  sind.  Alle  bisherigen  Exemtionen  und 
Immunitäten  von  Personen ,  Ständen  und  Corporationen  haben  aus- 
nahmslos aufzuhören,  und  nur  die  im  Gesetze  selbst  zugelassenen 
Befreiungen  stattzufinden.  * 

*  Kais.  Patent  \om  2.  Mai  1853. 

'  Kais.  Patent  vom  6.  September  1853. 

*  Kais.  Patent  vom  27.  September  ISb-L 
^  Kais.  Taten  t  vom  10.  Februar  1853. 
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Ebenso  wurden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  ttber.  die  Ein- 
richtung und  Handhabung  des  Lotto -Gefälle,  welche  in  Folge 
Allerhöchsten  Patentes  vom  13.  März  1813  in  den  übrigen  Krön- 
läadern  gelten,  auch  auf  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat, 
Kroatien  und  Slavonien,  dann  Siebenbtti^n  ausgedehnt,  wo  sie 
mit  1.  November  1853  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatten. ' 

Zur  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich 
ein  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilde  und  Binnenzölle,  wo  solche 
zwischen  einzelnen  Theilen  des  Reiches  bestehen,  baldmöglichst 
aufgehoben  werden  sollen,  wurde  angeordnet,  dass  in  dem  Verkehre 
zwischen  den  ehemals  ungrischen  Ländern  einerseits  und  den  übri- 
gen Kronländem  anderseits  vom  1.  October  1850  an  die  Ein-  und 
Ausgangsgebühren,  die  an  der  Zwischenzoll -Linie,  unter  den  Be- 
nennungen: Zoll-<)  Dreissigst-  und  Nebengebühren,  von  der  Ein- 
und  Ausfuhr  der  Waaren  oder  anderen  Gegenständen  aus  dem 
einen  Gebietstheile  in  den  anderen  zu  entrichten  waren,  sammt  den 
Zuschlägen  zu  denselben,  dann  die  Ein-  und  Ausgangs -Verbote, 
welche  für  den  Verkehr  über  die  Zwischenzoll-Linie  bestanden,  auf- 
zuhören haben  und  alle  Waaren  von  diesem  Zeitpuncte  an  frei 
über  die  Zwischenzoll-Linie  gefUhrt  werden  können.  Ausgenommen 
hiervon  blieben  nur  vorläufig  die  Gegenstände  der  Staats-Monopole, 
so  lange  wegen  der  verschiedenen  Steuer-Gesetzgebung  noch  eine 
Gebührenausgleichung  nothwendig  war.  Die  Eingangs-  und  Aus- 
fuhrgebühien  von  Ochsen,  Stieren,  Kühen  und  Kälbern,  welche 
lebend  über  die  Zwischenzoll -Linie  gebracht  werden,  wurden  so- 
gleich aufgehoben,  wie  auch  die  besonderen  Bestimmungen,  welche 
bei  dem  Eintritte  dieser  Viehgattungen  aus  dem  Auslande  nach 
den  ehemals  ungrischen  Ländern  galten,  ausser  Wirksamkeit  traten.' 
Die  Zuoker-Erzei^isse  aus  inländischen  Stoffen  und  das  hierzu  er- 
forderliche Fabrikations- Material  (als:  Runkelrüben,  Knochen  und 
Knochenmehl)  wurden  zoll-  und  dreissigstfrei  erklärt,'  wie  auch 
noch  64  andere  Artikel  unmittelbar  dem  Verkehre  über  die  Zwi- 
schenzoll-Linie freigegeben  wurden.^  Vom  1.  October  1850  an 
wurden  nur  noch  Abgaben  vom  Kochsalze,  von  Tabak-Blättern  und 
Fabrikaten  bei  der  Einfuhr  in  die  Länder,  wo  das  Tabak-Monopol 
bereits  bestand,  und  die  Verzehrungssteuer  von  Bier,  Branntwein 

*  Minist.  Erlass  vom  20.  Juli  1853. 
'  Kais.  Patent  vom  7.  Juni  1850. 
>  Minist.  Verord.  vom  15.  Juni  1850. 
«  Mmist.  Verord.  vom  18.  Juli  1850. 
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und  gebrannten  geistigen  FlUssigkäten  aller  Art,  sowie  von  frischem 
und  eingesalzenem  Fleisehe  bei  der  Einfuhr  in  die  Länder,  wo  diese 
Steuergattung  schon  bestand,  eingehoben. '  Nachdem  durch  die 
Einfilhrung  der  Verzehrungssteuer  und  des  Tabak-Monopols  in  Un^ 
gern  die  Hindemisse,  welche  einer  gänzlichen  Aufhebung  der 
Zwischenzoll-Linie  ^ntg^en^tanden,  weggefallen  waren,  er- 
folgte dieselbe  mit  1.  Juli  1851 ;  mit  diesem  Zeitpuncte  wurden  die 
für  den  ZwiscbenzoU  bestandenen  Zoll-  und  Dreissigst-Aemter  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt,  wie  auch  alle  anderen  daselbst  noch  bestan- 
denen VerkehrsbeschTänkungen,  namentlich  die  Wegmäuthe  an  der 
Gränze,  aufgelassen.  Nur  hinsichtlich  der  Einfuhr  des  Seesalzes 
aus.  den  ehemals  ungrischen  nach  den  übrigen  Ländern  wurden, 
die  bestdienden  Vorschriflen  bis  zur.  Begulirung  der  Yeriiau&preise 
des  Seesalzes  au&echt  erhalten,  und  zu  deren  Handhabung  die 
Zwisehenzollämter  belassen,  so.  wie  die  Einfuhr  des  iSalzes  aus 
Siebenbürgen  und  den  nördlichen  ungrischen  Komitaten  nach  6a- 
lizien  und  der  Bukowina  bis  zur  Regulirung  der  Salzpreise  unter- 
sagt wurde. 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  Sq)tember  1850  wurde 
die  Verzehrungssteuer  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten 
imd  vom  Biere  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern  mit  Einschluss 
der  Militärgränze  unter  denselben  Modalitäten  einzuführen  ange- 
ordnet, wie  solche  f)ir  die  Einhebung  dieser  Steuer  in  den  übrigen 
Kronländem  bestehen.  Die  Wirksamkeit  dieser  Maassr^eln  begann 
mit  1.  Mäiz  1851.  Femer  wurde  die  Veizehrungssteuer  vcm  sämmt- 
lichem  Verbrauche  an  Wein  und  Fleisch  in  Orten  mit  einer  Be- 
völkerung von  mehr  als  2000  Seelen  in  Ungern,  der  Wojwodschaft 
und  dem  Banate,  ^  dann  in  Siebenbürgen  '  eingeführt,  Pest-Ofen 
und  Pressburg  in  dieser  Hinsicht  fiir  geschlossene  Städte  erklärt;  diese 
Steuer  trat  am  1.  März  und  bezüglich  am  I.Juni  1851  in  Wirksaml^eit. 

Das  Tabak-Monopdl  wurde  in  Ungern,  in  der  Wojwodschaft 
und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen,  dann  in 
der  Militärgränze  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  November 
1850  eingeführt  und  trat  mit  1.  März  1851  in  Wirksamkeit.  Zufolge 
desselben  darf  Niemand  ohne  Bewilligung  der  GeftUlsbehörde  Tabak 
erzeugen,  bereiten,  auf  eine  durch  das  Gesetz  untersagte  Weise 

*  Minist  Erlass  vom  18.  September  1850. 
'  Minist.  Verord.  vom  23.  November  1850. 
>  Minist.  Erlass  vom  13.  Februar  1851. 
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verwenden^,  oder  von  Aassen  liereinbringen.  Die  BewiUiguDg  zum 
Tabak-Baue  wird  nur  unter  der  Bedingung  ertheilt,  dass  derselbe 
auf  den  hierzu  bezeichneten  Grundstücken  vollzogen  und  das  giBuize 
Erzeugniss  an  die  Niederlagen  des  Staatsgefölb  abgeliefert  werde, 
wofür  die  Vergütung  mich  einem  festgesetzten  Ausmaasse  geleistet 
wird.  Niemand  darf  ohne  Bewilligung  der  Oeftlkbehörde  Tabak 
verkaufen  oder  von  einer  hierzu  nicht  berechtigten  Person  an  sich 
bringen.  In  dem  Preise,  um  welchen  der  Tabak  in  den  Nieder- 
lagen des  Staatsgefalls  verkauft  wird,  bt,  nebst  dem  Preise  des- 
selben ab  Waare,  auch  eine  Yerbrauchsabgabe  enthalten;  wird 
Tabak  anderswoher  bezogen,  so  ist  diese  Abgabe  als  lioenz-Gebühr 
zu  entrichten.  Der  Bezug  von  Tabak  aus  dem  Auslande  bt  nur 
mit  Bewilligung  der  OefiLllsbehöTde  und  unter  Entrichtung  dieser 
Licenz-Gebühr,  welche  als  ein  Zuschlag  zu  dem  Eingangszolle  er- 
hoben wird,  gestattet.  Die  Bewilligung  zum  Tabak-Baue  gilt  nur 
ftlr  das  bezeichnete  Grundstück  und  das  entsprechende  Jahr,  doch 
kann  der  Pflanzer  die  Bewilligung  für  ein  anderes  Grundstück 
nachsuchen,  wie  ihm  auch  auf  sein  Verlangen  die  Bewilligung  auf 
ein  weiteres  Jahr  erstreckt  wird.  Der  Zeitpunct,  mit  welchem  die 
Uebernahme  der  Tabak-Ernte  beginnt  und  bis  zu  welchem  sie  be- 
endet sein  muss,  wird  von  der  Behörde  bestimmt,  die  Erzeugung 
und  Ablieferung  durch  ihre  Angestellten  überwacht.  Die  Bemes- 
sung des  Einlösüngspreises  erfolgt  in  der  Art,  dass  dem  Pflanzer 
ein  hinreichender  Vortheil  gesichert  bleibt,  welcher  ihn  antreibt, 
dem  Tabak-Baue  die  gehörige  Sorgfalt  zu  widmen;  von  3  zu  3 
Jahren  wird  das  Ausmaass  bekannt  gemacht,  unter  welches  bei 
der  Bestimmung  des  nach  der  verschiedenen  Beschaffenheit  der 
Waare  abgestuften  Einlösungspreises  nicht  herabgegangen  wird. 
Die  Einlösungs-Magazine  werden  möglichst  vervielfältigt,  den  Pflan- 
zungsbezirken nahe  gerückt,  uqd  die  Einleitungen  getroffen,  dass 
auch  kleine  Blättermengen  unter  100  Pf.  eingelöst  werden.  Der 
Besitzer  eines  von  ihm  selbst  bearbeiteten  Grundstückes,  welcher 
Tabak  für  eigenen  Gebrauch  bauen  will,  erhält  die  Bewilligung 
dazu,  wenn  er  bisher  wirklich  Tabak  zu  diesem  Zwecke  gebaut 
hat  und  sich  im  Besitze  des  hierfür  bestimmten  Grundstückes  be- 
findet, welches  in  unmittelbarer  Nähe  des  Wohnortes  des  Bewer- 
bers gelegen  und  mit  einer  landesüblichen  Umzäunung  versehen 
sein  muss.  Die  Grundfläche  wird  mit  billiger  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  und  der  Anzahl  der  männlichen  Familienglieder 
bemessen,  darf  aber  für  eine  Familie  das  Ausmaass  von  70  Quadrat- 
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Klaftern  nicht  ttberateigen,  und  der  erzeugte  Tabak  darf  weder  zu 
Cigarren  noch  zu  Schnupf-Tabak  umgearbeitet  werden.  Für  dieefe 
lieenz^  welche  jährlich  neu  angesucht  werden  muss,  ist  eine 
Gebühr  von  2  kr.  filr  die  Quadrat -Klafter  des,  Baugrundes  zu  ent- 
richten. Fernere  Bestimmungen  betreffen  den  Handel  mit  inlän- 
dischem Tabake  (mit  ausländischem  ist  er  nicht  gestattet)  und  mit 
den  von  Fabriken  oder  Yerkaufs-Niederlagen  des  Staatsgeftdls  her- 
rührenden Tabak -Fabricaten,  die  Uebertretungen  des  Oesetzes 
über  das  Tabak-Monopol  und  deren  Bestrafung.  —  In  eben  diesen 
Kronländem  wurde  das  Tabak-Einlösungswesen  organisirt. 
Die  mit  der  Einlösung  und  der  technischen  Leitung  der  Tabak- 
Cultur  verbundenen  Geschäfte  fiihren^  unter  Oberaufsicht  der  Gen- 
tral-Direction  ftlr  Tabak-Fabriken  und  Einlösungsämter,  die  Inspec- 
toren  (Finanzräthe)  zu  Pest,  Toba,  Temesvär  und  Maros-Vdsdrhely, 
endlich  die  Inspectors-Adjuncten  zu  Szegedin  und  Debreczin.  Für 
die  Uebemahme  der  Tabak-Blätter  und  deren  Versendung  an  die 
Fabriken  wurden  10  Einlösungsämter  (zu  Pest,  Szolnok,  Arad, 
Debreczin,  Gross -Käroly,  Nam6nj,  Tolna,  Bärcs,  Temesvir  und 
Haros-Väsärhely)  mit  13  Filial- Stationen  errichtet  * 

Das  grosse  Werk  der  Einftlhrung  des  allgemeinen  Grund- 
steuer-Katasters machte  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Fort- 
schritte. Das  Allerh..  Patent  vom  23.  December  1817  ordnete  die 
Einftlhrung  des  stabilen  Katasters  auf  einem  Flächenraume  von 
6.125  QMeilen  an.  Bis  zum  Anfonge  des  Jahres  1855  waren  hier- 
von auf  5.625  QMeilen  die  Katastral -Yermessungsarbeiten,  auf 
3.307  QMeilen  auch  die  Katastral  -  Schätzungsarbeiten  vollendet, 
und  auf  weiteren  2.318  QMeilen  dem  Abschlüsse  in  der  Art  nahe 
gebracht,  dass  ftlr  605  QMeäen  die  Umlegung  der  Steuer  nach 
den  Ergebnissen  des  neuen  Katasters  bald  stattfinden  sollte;  500 
QMeilen  waren  in  der  Vermessung,  1.713  QMeilen  in  der  Schätzung 
begriffen.  Die  der  Einftibrung  des  stabilen  Katasters  im  Jahre 
1849  zugewiesenen  ehemals  ungrischen  Länder  enthalten  ohne  die 
Mihtärgränze  eine  Fläche  von  5.027  QMeilen.  Vollendet  sind  die 
Katastral-Grundschätzungsarbeiten  in  den  italienischen,  den  deutschen 
und  slavischen  Kronländem ,  mit  Ausnahme  der  Lombardie  (wo  selbe 
in  einem  Theile  von  Bergamo  und  in  der  Provinz  Sondrio  noch 
nicht  beendet  sind),  dann  von  Böhmen  (wo  die  Arbeiten  nur  in 
den  7  ehemaligen  Kreisen:  .Beraun,   Prachin,*  Klattau,  Budweis^ 

'  Minist.  Erlass  vom  3.  October  185'i. 
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Tabor,  Chrudim  und  Gaslau  beendet*  sind^  währc»id  in  den  übrigen 
9  ehemaligen  Kreisen  Üieils  die  allgemeinen  Reclamationen«,  theils 
die  Grundertrags-Schätzung  im  Zuge  sind),  Tirol  (wo  4ie  Detail- 
Vermessung  im  Jahre  1855  begonnen  worden  ist)  und  Oalizien  (wo 
die  Detail- Vermessung  zwar  beendet,  die  Orundertrags- Schätzung 
aber  erst  im  Krakauer  Verwaltungsgebiete  in  Angriff  genommen 
worden  ist,  und  nur  im  Krakauer  Kreise  die  gesammten  Katastral- 
Arbeiten  zu  Ende  gebracht  sind).  Auch  in  Ungern  hat  die  Detail- 
Vermessung  bereits  begonnen.  Bis  zum  Jahre  1850  diente  — .  auf 
Grund  der  in  den  einzelnen  Kronländern  nach  und  nach  beendeten 
Katastral -Operationen  —  der  im  stabilen  Kataster  ermittelte  Rein- 
ertrag zur  gleichmässigen  Umlage  der  Grundsteuer  in  Oesterreich 
unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain 
und  Küstenland,  während  selbe  in  Mähren  erst  im  Jahre  1851, 
in  Schlesien,  in  Dalmatien  und  Venedig  erst  im  Jahre  1852,  im 
Krakauer  -  Kreise  und  in  den  vorbenannten  7  Kreisen  Böhmen's 
esst  im  Jahre  1853  nach  jener  Reinertrags-ErmitÜung,  bis  dahin 
aber  nach  dem  Provisorium  stattgefunden  hat.  Hierbei  erhielt 
Salzburg  für  das  erste  Jahr  (1850)  die  Begünstigung,  dass  die 
Steuer  auf  12  Percent  herabgesetzt  wurde,  ohne  dass  der  aus 
dieser  Aenderung  des  Steuer  -  Percentes  entspringende  Ausfall 
auf  den  Grundbesitz  der  übrigen  Kronländer  umgelegt  worden 
wäre.  Da  aber  bis  zum  Jahre  1850  —  unter  Beibehaltong  der 
alten  postulirten  Quoten  —  die  Umlage  der  Grundsteuer  in  den 
benannten  inkatastrirten  Kronländem  nach  dem  Reinertrage  ge- 
schah, in  den  übrigen  9  ehemaligen  Kreisen  Böhmen^'s,  dann  in 
Galizien  (mit  Ausnahme  des  Krakauer  Grebietes),  endlich  in  der 
Bukowina  noch  immer  nach  dem  Brutto  -  Ertn^e  des  Proviso- 
riums geschieht,  so  haben  sich  auch  die  Umlags-Percente  durch- 
schnittlich abweichend  herausgestellt  Um  nun  eine  ebenmässige 
Steuerumlage  wenigstens  in  den  inkatastrirten  Kronländem  herzu- 
stellen und  in  den  übrigen  vorzubereiten,  wurde  von  Seiner  Maje^ 
stät  angeordnet,  dass  künftig  16  Percent  des  Reinertrages  die  or- 
dentliche Grundsteuer  überall,  wo  die  Steuerumlegung  nach  dem 
stabilen  Kataster  eingeßihrt  wird,  bilden  sollen.  *  Im  lombaidisch- 
venezianischen  Königreiche  ist  zwar  grösstentheils  das  neue  Kata- 
ster vollendet,  aber  mit  dem  (in  den  alten  Theilen  der  Lombardic 
geltenden)  Mailänder   Kataster    noch    nicht  in  Einklang  gebracht. 

'  Kais.  Patent  vom  10.  October  1849. 
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Der  nach  dem  neuen  Kataster  erhd)ene  Reinerirag. dient  demnacK 
nur  zum  Maassstabe  bei  der  Yertheilung  der  bestehenden  Steuern^ 
um  eine  gleichmässige  Yertheilung  der  Grund-  und  Häuser- Steuer 
zu  bewirket;  die  ausgeschriebenen  Steuersummen  wurden  durch  dieses 
neue  Kataster  nicht  verändert,  und  nach  dem  Steuer-Scudo  (bei  dem 
Hailänder  Kataster)  oder  nach  der  Steuer -Lira  (bei  dem  neuen 
Kata8t^)vrepartirt  Zu  der  Orundsteuer  wird  seit  dem  Jahre  1850 
ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritttheile  der  ordentlichen 
Gebühr  entrichtet;  dagegen  sind  die  (Grrundbesitzer  berechtiget,  von 
den  Zahlungen ,  die  sie  theils  an  Zinsen  von  den  auf  ihrem  Besitz- 
thume  bücherlich  sichei^estellten  Schulden  und  Lasten,  theils  an  * 
Renten  überhaupt  zu  entrichten  haben,  5  Percent  den  zum  fiezuge 
Berechtigten  in  Abschlag  zu  bringen.  Mit  der  EinAihrung  dieses 
die  Emkommensteuer  vom  Bodenertrage  repräsentirenden  Prittel- 
zuschlages  entfiel  in  dem  lombardisch -venezianischen  Königreiche 
der  SOpercentige  Zuschlag  auf  die  Grundsteuer,  welcher  im  Jahre 
1849  der  Kriegskosten  halber  auferlegt  worden  wa,r.  —  In  der 
Repartition  der  Grund -Steuer  ging  ebenfalls  eine  Aenderung  vor 
sich.  Bis  zum  Jahre  1848  war  in  Oesterreich  unter  und  ob  der 
Enns,  Steiermark,  Kämthen,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  die 
Repartition  und  Einhebung  der  Grundsteuer  den  Landständen  über- 
tragen, die  in  den  einzebien  Kreisen  Gassen  hatten,  in  welche  die 
von  den  Steuerbezirks-Obrigkeiten  (Dominien)  gesammelten  Steuern 
monatlich  al^eführt  wurden.  Aus  den  Kreiscassen  gelangten  die 
Steuerbeträge  an  die  ständische  Obercasse,  und  aus  dieser  an  das 
landesfürstliche  Cameral  -  Zahlamt  In  GaUzien  waren  die  Kreis« 
cassen  landesOlrstlich  und  das  Gubemium  besorgte  die  Yertheilung. 
Nach  Aufhebung  des  Unterthansverhältnisses  entfielen  die  Urbarial* 
Giebigkeiten  und  Leistungen  und  also  auch  die  Steuer  von  denselbeoi 
und  die  Dominical-Grundstücke  wurden  den  Rustical-Grundstücken 
in  der  Besteuerung  ganz  gleich  gestellt  Nunmehr  geschieht  auch 
die  Steuer-Rqpartition  von  den  Finanz-Landesbehörden ,  welche  den 
Steuerbetrag  für  jeden  Bezirk  oder  selbst  fUr  jede  Katastral-Gemeinde 
ausmitteln,  und  die  bezüglichen  Yerzeichnisse  den  Steuerämtem  zu- 
weisen. Diese  berechnen  dann  den  Betrag,  welcher  auf  jede  Ge- 
meinde, oder,  wenn  dieses  bekannt  gegeben  wurde,  auf  jeden  Be- 
sitzer entfällt,  d.  h.  sie  nehmen  die 'individuelle  Steuer -Repartition 
vor,  verfassen  für  jede  Gemeinde  den  Steuer-Sub-Repartitions-Bogen 
und  tragen  die  Schuldigkeit  eines  jeden  einzelnen  Besitzers  in  die 
Steuer-Handbüchel  ein,  welche  mit  einem  Ausweise  über  die  von 
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jedem  Grundbesitzer  zu  zahlenden  Beträge  an  Grund-  und  anderen 
directen  Steuern  dem  Gemeindevorstande  übermittelt  werden.  Dieser 
gibt  jedem  Einzelnen  unter  Einhändigung  des  Steuerbttchels  seine 
Schuldigkeit  kund,  sammelt  monatlich  die  Steuerbeträge  ein,  und 
Aihrt  sie  an  das  Steueramt  ab.  Letzteres  quittirt  die  Einzahlungen 
in  den  Steuerbücheln  ab,  und  übersendet  die  Steuerbeträge  an  die 
Sammlungscasse,  welche  sie  wieder  an  die  Landes  -  Haupteasse 
üt^nnacht.  Eine  Haftung  der  Gemeinde  für  den  die  Steuergelder 
sammelnden  Gemeindevorstand  besteht  nur  in  den  ehemals  ungri- 
sehen  Ländern;  wesshalb  dort  die  Steuern  in  der  Regel  an  den 
Gemeindevorstand  abgeführt  werden  müssen,  während  sie  in  den 
deutsch -slavischen  Kronländem  auch  unmittelbar '  bei  dem  Steuer- 
amte eingezahlt  werden  können.  Im  lombardisch -venezianischen 
Königreiche  &nd  in  der  Reparation  und  der  (von  den  Gemeinden 
besorgten)  Einhebung  der  Grundsteuer  keine  Aenderung  Statt  — 
Bei  Steuer-Rückständen  tritt  in  der  Regel  in  den  deutsch-slavischen 
Kronländem,  sowie  auch  in  Siebenbürgen,  die  Militär -Execution 
ein,  wofür  neue  Vorschriften  hinausgegeben  wurden;  *  unter  ge- 
wissen Umständen  ist  die  Verwendung  von  Strafboten  gestattet ' 
In  Ungern  findet  die  Beitreibung  der  Steuer  durch  Ermahnung 
oder  durch  Strafboten  Statt  '  Als  zweiter  und  dritter  Grad  be- 
stehen lillenthalben  (im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche 
ausschliessend)  die  Pfändung  und  Feilbietung,  welche  bezüglich 
der  unbeweglichen  Güter  von  den  Gerichten  über  Ansuchen  der 
Steuerbehörde  ohne  vorhergehendes  gerichtliches  Verfahren  zu  be- 
willigen ist 

Die  Gebäudesteuer  wird  eingetheilt  in  die  Gebftudezins- 
Steuer  und  die  Gebäudeclassen-Steuer.  Die  erstere,  welche  in  den 
Provinzial-Hauptstädten  und  in  einigen  Badeorten  bestand,  wurde 
von  18  auf  16  Percent  als  ordentliche  Steuer  herabgesetzt  Seit 
dem  1.  November  1849  ist  sie  &ber  auch  auf  jene  Ortschaften  aus- 
gedehnt, in  denen  wenigstens  die  Hälfte  der  Gebäude  einen  Zins- 
ertrag durch  Vermiethung  wirklich  abwirft,  sowie  auf  die  ausserhalb 
solcher  Ortschaften  gelegenen  Gebäude ,  welche  durch  Vermiethung 
benützt  werden.    Doch  kommen  in  diesen  Ortschaften  30  Percent 

*  Allerh.  £ntechl.  vom  19.  Juli  1849  und  9.  Januar  1850,  Minist. 
Verord.  vom  30.  Mai  und  25.  Juni  1853. 

*  Minist.  Verord.  vom  12.  December  1853. 

*  Provisorische  Vorschrift  des  Civil-  und  Militär-Uouverneurs  für  Un- 
gern'vom  11.  October  1853. 
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(in  den  ursprünglich  dieser  Steuer  unterworfenen  Ortschaften  15, 
in  Dalmatien  33*/,  Percent)  der  Jiliethzinse  als  Bedeckung  der  Er- 
ballungskosten  in  Abrechnung,  und  von  dem  Ueberreste  wird  erst 
die  ordentliche  HauBzins-Steu^r  mit  16  (in  Dalmatien  15  y«)  Peroent 
berechnet  Zu  dieser  sp  berechneten  Gtebäudezins-Steuer  sowie  zu 
der  Grebäudedassen-Steuer,  wo  sie  besteht,  wird  seit  1.  November 
1849  gleichfalls  ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritt- 
theile  der  Gebühr  erhoben,'  wogegen  die  Steuerpflichtigen  berech- 
tigt sind,  von  den  bücherlich  sichei^estellten  Capitals-Zinsen  und 
Benten'  5  Percent  in  Abzug  zu  bringen,  wie  bei  der  Grundsteuer. 

in  der  Erwerbsteuer  &nd  keine  Aenderung  Statt,  nur 
wurde  die  auf  dem  Patente  vom  31.  December  1812  beruhende 
Erwerbsteuer  mit  dem  Jahre  1852  auch  in  Krakau  und  Dalmatien,' 
hingegen  im  Königreiche  Ungern  seit  1851,  sowie  auch  später  in 
den  übrigen  ehemals  ungrischen  Ländern,  eine  Personal-Er- 
werbsteuer eingeftihrt,  welcher  alle  16  Jahr  und  darüber  alten 
Bewohner  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  (mit  blosser  Aus- 
nahme des  Militärs,  der  Finanz -Wache,  der  noch  nicht  ein  Jahr 
im  Lande  wohnenden  Fremden  und  der  Armen)  unterworfen  sind, 
die  aber  in  der  Regel  nur  20  kr.  bis  1  fl.  fUr  den  Kopf  ausmacht, 
bei  den  mehr  Bemittelten  auf  2  bis  höchstens  10  fl.  steigt. ' 

Da  die  bis  zum  Jahre  1850  bestandenen  drei  directen  Steuern 
nur  das  Einkommen  von  Grund  und  Boden,  von  Gebäuden  und 
aus  dem  gewerbsmässigen  Erwerbe  trafen,  somit  viele  andere  Arten 
des  Einkommens  direct  nicht  besteuert  wurden  ^  sah  sich  die  Staats- 
verwaltung in  Folge  der  vorau^egangenen  Ereignisse  und  der  durch 
deren  Nachwirkungen  sowie  durch  die  umfassenden  Organisirungen 
der  Verwaltungsbehörden  und  andere  Umstände  ausserordentlich 
gesteigerten  Staatsbedürfnisse  genöthigt,  auch  die  bisher  noch  gar 
nicht  oder  doch  nicht  gehörig  benützten  Quellen  des  Einkommens 
ftlr  den  Staatshaushalt  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  einzuführen.  Diese  Einfiihrung  er- 
folgte mit  dem  1.  November  1849  für  Oesterreich,  Salzburg,  Steier- 
mark, Kämthen,  Krain,  Küstenland,  Tirol^  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Galizien  (ohne  Krakau)  und  BukoMJna,*  sowie  ftlr  Ungern, 

'  Kais.  Patent  vom  10.  October  1849. 

'  Kais.  Patent  vom  7.  October  und  kais.  Verordnung  vom  9.  Decem- 
ber  1851. 

'  Verord.  des  bevollmächtigten  kais.Commissäre  vom  20.  November  185(K 
*  Kais.  Patent  vom  29.  October  1849. 
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die  Wojwödschaft  und  das  Banat  mit  Berücksichtigung  der  eigen- 
thümHchen  Verhältnisse  dieser  Länder,'  und  in  gleicher  Art,  wie 
für  Ungern,  mit  dem  Jahre  1652  für  Kroatien  und  Slavonien'  und 
später  für  Siebenbürgen.  Im  lombardisch-veneuanischen  Königreiche 
wurde  sie  (jedoch  mit  einigen  den  dortigen  ESnrichtungen  ent- 
sprechenden Veränderungen)  seit  I.Mai  1851,'  dann  in  Dalmatien^ 
und  in  Krakau^  mit  dem  Verwaltungsjahre  1852  eingeführt.  Gegen- 
stand der  Einkommensteuer  ist  jedes  reine  Einkommen,  welches 
die  Bewohner  der  österreichischen  Länder  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  von  ihrem  persönlichen  Erwerbe  oder  von  ihrem  in  diesen 
Ländern  verwendeten  Vermögen  beziehen.  Von  dem  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  unterliegenden  Besitzthum  wird  die  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  das  Einkommen  selbst  durch  den  obenerwähn- 
ten .Zuschlag  eines  Dritttheils  der  Steuer  und  in  Bezug  auf  die 
darauf  bücherlich  sichergestellten  Capitals-Zinsen  und  Renten  durch 
die  dem  Schuldner  bewilligten  Abzüge  eingehoben.  Alle  übrigen 
Einkommensarten  werden  behufs  der  Bemessung  der  Einkommen- 
steuer in  drei  Glassen  getheilt  In  die  erste  Classe  gehört  das  Ein- 
kommen von  den  der  Erwerbsteuer  unterworfenen  Erwerbsgattungen 
mit  Einschluss  des  Einkommens  vom  Berg-  und  Hüttenwesen  und 
des  vom  Pächter  aus  den  Pachtungen  bezogenen  Gewinnes;  in  die 
zweite  dasjenige,  welches  als  Entgelt  für  solche  Arbeiten  und 
Dienstleistungen ,  die  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen ,  von  dem 
Arbeitenden  bezogen  wird  oder  an  stehenden  Jaliresbezügen  aus 
Versorgungs-  oder  Lebensversicherungs-Anstalten  zufliesst;  in  die 
dritte  ein  solches  Einkommen,  welches  durch  Arbeit  nicht  bedingt 
ist,  nämlich  Zinsen,  Leibrenten  und  Renten,  insoweit  sie  nicht  in 
die  zweite  Classe  gehören.  Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind: 
die  der  untersten  Erwerbsteuer-Classe  eingereihten  Individuen;  jene, 
welche  sich  mit  der  landwirthschaftlichen  Industrie  beschäitigeo, 
insofeme  sie  sich  jemf  die  Erzeugung  roher  Producte  und  deren 
Veräusserung  bezieht;  die  Hilfsarbeiter  undTaglöhner;  das  Militär; 
das  Einkommen  det  in  die  zweite  Classe  gereihten  Personen,  dessen 
jährlicher  Betrag  600  fl.  nicht  übersteigt;  die  Zinsen  der  Sparcasse^ 


•  Kai6.  Patent  vom  25.  April  1850. 

^  Allerhöchste  Entschliessubg  vom  30.  Deoember  1851.- 
/*  Kais.  Patent  vom  11.  April  1851. 

*  Kais.  Verord.  vom  9.  Deoember  1851. 
^  Kais.  Patent  vom  7.  October  1851. 
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Einlagen ;  das  Jahreseinkommen  aus  dem  in  die  dritte  Classe  fallen- 
den Yennögen,  welches  300  fl.  nicht  ttbersteigt^  endlich  das  Iftnd* 
liehe  Ausgedinge  nebst  einigen  anderen  speciell  bezeichneten  Kate- 
gorien. Jeder  Staatsbewohner  muss  sein  nach  den  angeführten 
Bestimmungen  steuerpflichtiges  Einkommen  in  einem  Selbstbekennt- 
nisse angeben,  insofeme  nicht  eine  andere  Erhebungsart  Torge- 
zeichnet  ist.  Die  Einkommensteuer  betrfigt  von  dem  Einkommen 
der  ersten  und  der  dritten  Classe  fünf  Percent,  von  dem  Einkom- 
men der  zweiten  Classe  aber  wird  sie  nach  einer  steigenden  Scala 
bemessen,  zufolge  deren  das  Einkommen  von  mehr  als  600  fl.  bis 
einschliessig  1.000  fl.  mit  einem,  jenes  von  mehr  als  1.000  fl. 
bis  2.000  fl.  mit  zwei,  und  so  fort  jedes  1.000  fl.  Mehr -Ein- 
kommen mit  einem  Mehr-Percente,  ein  Einkommen  über  9.000  fl. 
aber  ohne  weitere  Steigerung  der  Scala  mit  zehn  Percent  be- 
steaert  ist  • 

Bezüglich  der  indirecten  Besteuerung  erfolgte  zuerst  eine  Ab- 
ftnderupg  des  Stämpe-1-  und  Tax-6esetzes.  Durch  ein  neues 
provisorisches  Gesetz  über  die  Gebühren  von  Rechtsgeschäf- 
ten, Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen  wurde 
nämHch  der  erste  Theil  des  Stämpel-  und  Tax-Gesetzes  vom  27.  Ja- 
nuar 1B40  und  das  für  Krakau  ^tige  Stämpelgesetz  vom  16.  Sep- 
tember 1833,  sammt  den  Vorschriften  über  Gerichts-  und  Grund- 
buchs-Taxen, ausser  Wirksamkeit  gesetzt  Jenes  neue  Gesetz  gilt 
für  die  Eronländer,  in  welchen  das  Stfimpel-  undTax-Gesetz  in 
Kraft  stand,  und  Äir  Krakau-,  und  trat  mit  dem  15.  Mai  1850  in 
Anwendung.  Der  hiermit  angeordneten  Abgabe  unterliegen :  A)  jedes 
Rechtsgeschäft,  durch  welches  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze  Rechte 
begründet,  übertragen,  befestiget,  umgeändert  oder  aufgehoben  wer- 
den; B)  alle  (nicht  schon  unter  A  begriffenen)  Uebertragungen  auf 
den  Todesfall;  C)  Zeugnisse  über  persönliche  Eigenschaften  und 
thatsächKche  Umstände,  Handys-  und  Gewerbe^BUcher,  Eingaben 
der  Privaten  an  den  Landesfllräten  und  die  öffentlichen  Behörden, 
die  Eintragung  zur  Erwerbung  der  gleichen  Rechte*  in  die  öffent-* 
liehen  Bücher  und  amtliche  im  Gesetze  besonders  bezeichnete  Aus^ 
fertigungen.    Dem  Gesetze  ist  ein  Tarif  für  die  Abgäben  beigefjUgt^ 


,  *  Kais.:  Patent  vooi  29.  October  1849..  — .  Vergl.  über  die  direeten 
Steuern:  „Systematisches  Handbuch  der  dhrecten  Steuern  im  Kaiserthum 
Oesterreicb,  vor  Doctor  und  Professor  Johann  Chlupp.    Prag  ISöd.** 
'  Kais.  PaW  vom  9.  Februar  185Ö  und  Minist.  Erlass  vom  22.  April  iS&ü. 
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Dieses  Gesetz  wurde  mit  den  durch  die  damalige  Civil -Gesetz- 
gebung jener  Länder  bedingten  Aenderungen  auf  Ungern,  die  Woj- 
wodschaft  und  da«  Banat,  Kroatien  und  Slavonien,  Siebenbürgen 
und  die  Militftrgränze  ausgedehnt*  und  der  Beginn  seiner  Wirk* 
samkeit  auf  den  1.  November  1950  festgesetzt,^  jedoch  die  erste 
Anlegung  der  neuen  Grund-  und  Intabulations-Bücher  davon  aus- 
genommen. '  Für  die  im  Krakauer  Gebiete  bereits  stämpelpffich- 
tigen  Urkunden,  welche  durch  das  Patent  vom  9.  Februar  1850 
nicht  berührt  wurden,  ist  eine  eigene  Bestimmung  getroffen  worden 
und  am  20.  März  1850  in  Kraft  getreten.*  —  Mit  diesem  Gesetze 
steht  das  Gesetz,  betreffend  die  Gebühren  von  Spielkarten, 
Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündigungen 
und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter  in  Verbindung, 
welches  mit  1.  November  1850  in  Kraft  trat.  Dadurch  wird  das 
Gesetz  vom  27.  September  1840  über  den  Stämpel  von  Spielkarten, 
Kalendern,  Zeitungen  und  Ankündigungen,  wo  dieses  bestand,  auf- 
gehoben; in  Yergleichung  zu  dei^  Bestimmungen  dieses  letzteren 
wurden  in  dem  neuen  Gesetze  die  Stämpelgebühren  von  Spielkarten 
bedeutend  ermässigt  und  die  Stämpel  ftir  inländische  Zeitungen 
gänzlich  aufgehoben.^  —  Um  die  Entrichtung  der  Stämpelal^be 
zu  erleichtem  und  die  mit  ihrer  Einhebung  verbundenen  Kosten 
zu  vermindern,  wurde  schliesslich  angeordnet,  dass  die  Entrich- 
tung der  durch  die  Gebührengesetze  vom  9.  Februar,  2.  Aumist 
und  6.  September  1850  vorgeschriebenen  Abgabe,  welche  bisner 
durch  Verwendung  von  Stämpelpapier  zu  geschehen  hatte  oder 
durch  Aufdrückung  eines  Stämpelzeichens  zu  bestätigen  war,  künftig 
durch  vorscluiftmässige  Verwendung  von  Stämpel  marken  er- 
folgen soll.  Dabei  gut  der  Grundsatz,  dass  jede  stämpelpflichtige 
Urkunde  oder  Schrift  auf  schon  mit  der  gesetzmässigen  Marke  ver- 
sehenem Papiere  geschrieben  sein  soll,  wo  dann  das  farbige  Feld 
desStämpels  überschrieben  werden  muss.  Ausnahmen  von  diesem 
Grundsätze  sind  in  dem  Gesetze  besonders  aufgeführt;  tritt  eine 
solche  Ausnahme  ein,  und  ist  die  auf  der  Urkunde  befestigte  Marke 

*  Kais.  Patent  vom  2.  Aagast  1650. 

^  Minist.  Erlass  Tom  25.  September  1850.  Seine  volle  Geltung  erhielt 
das  Gebührengesetz  übrigens  in  den  ungrischen  Ländern  erst  mit  Einfük- 
mng  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

'  Minist.  Verord.  vom  18.  October  1850. 

*  Minist.  Verord.  vom  11.  März  1850. 

^  Kai».  Patent  vom  6.  September  1850. 
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nicht  gehörig  flbencfarieben)  so  Diflaeen  die  Stimpelmarken  auch 
noch  amtlich  Aberetfimpelt,  d.  h.  mit  dem  Amtssiegel  eines  däcn 
berechtigten  Amtes  in  schwaner  Farbe  flberdruckt  werden. '  IHese 
Verordnung  trat  mit  1.  November  1854  in  Wirksamkeit,  an  welchem 
Tage  die  bbher  bestandenen  Stfimpeldmter  geschlossen  wurden.  Nur 
an  den  Standorten  der  fInanz-Landes-Diiectionen  kann  die  Abgabe 
von  Kalendern,  an  den£ätzen  der  ehemaligen  Stämpel-Aemter  auch 
die  Abgabe  von  Ankündigungen  noch  fortwährend  durch  Abstämpe- 
lung  entriditet  werden. '  ' 

Auf  die  Erzeugung  von  Zucker  aus  inländischen  Stof- 
fen, welche  bis  dahin  steuerfrei  war,  wurde  vom  Verwaltungs- 
jähre  1860  an  eine  Yerbrauchsabgabe  von  1  fl.  40  kr.  für  den 
Wiener  Netto -Centner  Rohzucker  gelegt  Erfolgte  die  Erzeugung 
aus  Rmikefarüben,  so  konnten  die  Steuerpflichtigen  auch  lün  die 
Bemessung  der  Abgabe  nach  dem  Gewichte  der  Rflben  oder  um 
die  Bewilligung  einer  Abfindung  auf  einen  Pauschalbetrag  itlr  die 
Betriebs -Periode  des  bezflghchen  Jahres  einkommen";  im  ersteren 
Falle  hatten  sie  den  Centner  frischer  Rüben  mit  5  kr.  und  jenen  der 
getrockneten  Rüben  mit  Vl^j^  kr.  zu  versteuern.'  Aber  schon  ftkr 
das  Yerwaltungsjahr  1861  wurde  die  Besteuerung^  der  aus  Runkel- 
rüben gewonnenen  Zuekereizeugnisse,  sowie  die  Abfindung  mit 
einer  Pauschalsumme  al^estellt  und  die  Bemessung  ausschliessend 
nach  dem  Gewichte  der  zur  Verarbeitung  gelangenden  Rüben  an- 
geordnet, wobei  die  Gewichtsbestimmung  in  der  Regel  durch  Ab- 
wägen der  Rüben  erfolgt,  aber  auch,  über  Ansuchen  der  Erzeuger, 
nach  der  angemeldeten  und  behördlich  anerkannten  teistungsftiiig- 
keit  der  Betriebsvorrichtungen  erfolgen  kann.  Bei  diesem  Anlasse 
wurde  zugleich  die  VollzugsvorBchriit  vervollständigt.^  Die  Yer- 
brauchsabgabe wurde  vom  1.  September  1863  an  auf  8  kr.  ftir 
frische  und  44  kr.  ftlr  getrocknete  Rüben,  und  vom  1.  September 
1865  auf  12  kr.  und  1  fl.  6  kr.  erhöht' 

Um  die  Elntrichtung  der  Abgaben  Air  die  Erzeugimg  jener 


*  Minist.  Veroid.  vom  28.  März  1854. 

'  IfinisU  Verord.  vom  16.  Mai  und  13.  September  1850. 

'  Mihist  Erlässe  vom  19.  und  28.  November  1849,  für  die  nickt- 
ungrischen  Länder,  Üalmatien  aasgenommen,  und  für  die  ungrischen  Län- 
der abgesondert  vom  14.  Januar  1850. 

«  Minist  Erlässe  vom  7.  September  1860. 

^  Minist  ErJass  vom  22.  JuU  1853  und  25.  April  1S55. 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  NeugraUltung.  10 
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Consumtions-Gegenetände,  welche  erst  Ittugere  Zeit  nach  ihrer  Er- 
zeugung zum  Verbrauche  gelangen,  zu  erleichtem,  wurde  eine 
gleichmäsöge  Anordnung  über  die  Creditirung  dieser  Abgabep 
erhuBden.  Diese 'Borgung  kann  zugestanden  werden:  a)denRttben- 
zucker-Fabriken,  wenn  die  Verbrauoheabgabe  d^d  Betrag  von  min- 
destens jährlichen  1.000  fl«  erreicht,  bezüglich  der  vorhinein  anzu- 
pneldenden  Hfilite  der  Yerbrauchsabgabe,  und  zwar  auf  vier  Monate; 
b)  den  Biererzeugem,  welche  monatlich  so  vid  Unterzeug-  oder 
Lagerbier  erzeugen,  dass  die  Yerzehrungssteuer  davon  mindestens 
100  fl.  ausmacht,  für  die  ganze  monatlich  zu  entrichtende  Yer- 
zehrungssteuer auf  zwei  und  bea^üglich  des  Lagerbieres  auf  .vier 
Monate;  c)  den  Erzeugern  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten,  wenn 
sie  jährlich  mindestens  600  fl.  Yerzehrungssteuer  entrichten,  bezüg- 
lich des  ganzen  flir  einen  Monat  entfallenden  Betrages  derselbeii 
auf  sechs  Monate;  d)  den  inländisdien  Zucker-ftafllinerien,  wetohe 
ausländisches  Zuckermehl  aus  den  amtlichen  Kiederhigen  beziehen, 
die  ganzen  ZoUbetrfige  für  jede  einzelne  bezogene  Partie  auf  ein 
Jahr.  • 

Nachdem  die  Yerzehrungssteuer  vom  Biere  für  das 
lombardisch- venezianische  Königreich,  wo  sie  früher  nicht 
bestand,  mit  1.  Mai  1851  eingeführt  worden  war  (und  zwar  ftlr 
den  metrischen  Centner  mit  Lire  Aust  7—20  in  Maihuid  und  Ye* 
nedig,  mit  Lire  Aust  5—40  in  den  übrigen  gesehlossenen  Städten 
und  mit  Lire  Aust  3—60  in  den  anderen  Orten,  nebst  der  ent- 
sprechenden Ausgleichungsabgabe  bei  der  Einfuhr  vom  Lande  in 
die  gesehlossenen  Städte),'  wurden  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Yerzehrungssteuer  vom  Biere,  wirksam 
nir  alle  Kronländer,  mit  Ausnahme  von  Dalmatien,  geändert. 
Um  nämlich  eine  gerechtere/ und  gleichmässigere  Besteuerung  vom 
Biere  zu  erzielen,  und  den  Staatsschatz  sowie  die  redlichen  Ge- 
werbetreibenden gegen  jene  Nachtheile  zu  schützen,  Welche  durch 
Umgehungen  der  bis  didiin  bestandenen  Normen  erwuchsen,  wurde 
angeordnet,  die  Yerzehrungssteuer  vom  Biere  nicht  bloss  nach  der 
Menge,  sondern  auch  nach  dem  ExtractrGehalte  der  Bierwürze  zu 
bemessen,  wodurch  auch  die  Bestimmungen  über  die  Controle  eine 
Aenderung  erlitten,  indem  der  Gewerbebetrieb  der  Bierschänker  unter 


*  Minist,  firlass  vom  5.  Februar  1852. 

'  Kais.  Patent  vom  29.  Januar  1861  und  Vollsugsvorschrift  im  Minist. 
Erlasse  vom  6.  März  1861. 
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amtliche  AufUeht  gestellt  wurde.  Der  Extract-Oehalt  wird  vor  der 
Beiinischiing  dee  Öfthrtingsmittels  durch  Anwendung  des  amtlichen 
Zackermeaeers  (Sacharometers)  bei  einer  Temperatur  von  14*  Reau- 
mur  -erhoben.  Ffir  einen  Sacharomete^Orad  wird  der  Stenerbetrag 
mit  29  Centesimi  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche^  mit 
3V^  kr.  m  Böhmen,  3  kr.  in  den  ungrischen  Ländern,  2%  in  6a- 
lizien  und  der  Bukowina  und  3%  kr.  in  den  übrigen  Kronländem 
festgesetzt  Bei  der  Biererzeugung  in  den  geschlossenen  Städten 
(mit  Ausnahme  von  Pest-Ofen  und  Pressburg)  wird  ein  Steuerzu- 
schlag zu  dem  allgemeinen  Stefuersatze  eingehoben,  welcher  für 
Wien ,  fbr  die  grösseren  Kronlands-Hauptstädte  und  für  die  übrigen 
geschlossenen  Städte  versdiieden  bemessen  ist;  derselbe  Zusclilag 
wird  auch  beider  EinÄihr  von  Bier  in  die  erwähnten  geschlossenen 
Städte  entrichtet.  Bei  der  Ausftihr  von  Bier  aus  den  geschlossenen 
Städten  ßndet  eine  entsprechende,  besonders  bemessene  Rück  Ver- 
gütung Statt.*  Um  den  mit  Verbrauchsteuern  bisher  gegenüber 
der  Lombardie  schwerer  belasten  venezianischen  Provinzen  eme 
angemessene  Erleichterung  zlii  gewähren ,  wurde  mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  9.  October  1854  der  Dazio  consumo  mu- 
rato  und  forese  neu  geregelt;  der  Tarif  für  den  ersteren  trat 
sogleich,  jener  fllr  letzteren  mit  1.  November  1855  in  Wirksam- 
keit.' In  derStadt  Krakau  wurde  die  allgemeine  Yerzehrun^s- 
Steuer  mit  1.  November  1854  eingeitihrt,  und  die  Stadt  als  eine 
geschlossene  erklärt,*  sowie  schon  früher  das  Lotto-Gefäll  da- 
selbst eingeführt  worden  war.*  Auch  in  der  Militärgränze  trat 
das  Lotto-Gesetz  am  1.  Januar  1856  in  Wirksamkeit^ 

In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  zunächst  auf  Veranlassung 
der  Landesbehörden  mit  den  Gubemial-Kundmachungen  vom  28.  Ge- 
tober und  15.  November  1848*  unter  Aufhebung  der  allge- 
meinen Verzehr ungssteuer  das  vor  dem  Jahre  1829  daselbst 
diessAüls  bestandene  Abgaben -System  wieder  eingeführt  worden. 
Nach  demselben  werden  Wein  und  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten 
in  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande,  aus  anderen  Kronländem  oder 

'  Minist.  Erlässe  vom  19.  Deoember  1852  und  26.  December  1854. 
'  Minist.  Verord.  vom  29.  October  1854,  18.  und  28.  Juli  1855. 

*  Minist.  Verord.  vom  25.  October  1854. 

*  Minist.  Erlass  vom  6.  März  1854. 

*  Minist  Erlass  vom  17.  October  1855. 

*  Minist.  Erlass  Tom  5.  December  .1848. 
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aus  den  wembaueiiden  Gegenden  Tiror«  in  die  anderen  Lande»- 
tlieile  verdteaerC.  Die  Yerzebningssteuer  Ton  FleiBch  ist  aufgehoben^ 
die  Erzeugung  von  Branntwein  unter  20  Eimern  steuerfrei.  Inns- 
btuck  und  Trient  haben  aufgehört,  in  die  Rdhe  der  geschlossenen 
StSdte  za  gehören. 

Hingegen  ist  ein  den  wiikliehen  Enseugungskosten  n^hr  ent- 
sprechender Steuersatz  hinsichtlich  der  Erzeugung  von 
Branntwein  in  den  anderen  Kronländern  festgesetzt  wor- 
den, wodurch  sieh  die  Möglichkeit  ergab,  die  Zwischenfimter 
aufzuheben,  welche  frtlher  zur  Nachtragsversteuerung  des  ausG^alizien 
nach  Mähren  und  Schlesien  eingeführten  Branntweines  bestanden»' 

In  Erwägung,  dass  der  Salpeter  einen  der  vorzttglidien  Hil&- 
stoflfe  im  Gebiete  der  technisdien  Industrie  gewährt,  wurde  das 
bisher  rQcksichttich  des  Salpeters  ausgeübte  Monopol  mit  II  Juli 
1S53  aufgehoben.  Zum  gewerbsmäss^en  Betriebe  der  Salpeter- 
Erzeugung  ist  eine  Ck>noes6ion  erforderlich,  weldie  von  dar  zur 
Verleihung  gewerbUchef  Ccmcesskuien  autorisirten  (d.  i.  von  der 
politischen)  Bdiörde  verliehen  wird.  Zu  deren  Erlangung  muss  die 
üsteneichisdie  Staatsbürgerschaft,  Grossjährigkeit,  dann  die  mora- 
lische und  poHtisohe  Unbescholtenheit  nachgewiesen  werden.' 

Die  wesentlichsten  Aenderungen  erfolgten  auf  dem  Gebiete  der 
Zollgesetzgebung.  Mit  dem  Zoll-Tarife  vom  6.  November  1851 
to  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  ward  diese  Gesetzgebung  neu 
geregelt,  der  Zöll-Gentner  zum  Maassstab  der  Verzcdlung  genom- 
men, das  Prohibitiv-^ystem  aufgegeben,  der  bisherige  alphabetische 
Tarif  mit  mehr  als  600  Positionen  in  einen  i^stematischen  mit  un- 
gefldir  400  Positionen  umgewandelt,  und  seine  Anwendung  durelt 
ein  sehr  umfassendes  alphabetisehes  Waarenvtfzeichniss  erleichteTt. 
Behuft  eines  aUmählichen  Üeberganges  von  den  früher  in  Geltung 
gestandenen  zu  den  neuen  Zollvorschriflen  wurde  im  ersten  Jahre 
der  Wirksamkeit  des  neuen  Zoll-Tarifs  ftir  die  wichtigsten  bis  da- 
liin  dem  Einfuhrverbote  unterworfenen-  G^egenstände  ein  Zollzuschlag 
von  10  Pereent  des  Tarif-Satzes  eingehoben,  für  robe  Baumwolle 
der  Eingangszoll  mit  einem  Gulden  vom  Zoll-Gentner  sporoo  und 
fbr  rohe  Baumwollgame  mit  acht  Gulden  vom  2k>Il-Centner  netto 
yorgesdirieben. 

Nachdem  das  Herzogthum  Modena  bereits  unterm  23.  Januar 

*  Minist  Erlass  vom  21.  Oetober  1649. 

*  Kais.  Patent  vom  31.  Man  1853. 
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1849  mit  Oeeterreieh  eine  Uebereinkttnft  behufs  gewisser  Erieioh- 
teniDgen  im  gegenseitigen  Verkehre  abgeschk^sen  hatte ,  weicher 
das  Heraogthum  Parma  unterm  2.  Juli  1849  beigetreten  war  ^  *  und  die 
Regierungen  aUer  drei^aaten  sich  in  der  Convention  vom  3.  Juli  1849 
dahin  geeinigt  hatten,  dass  in  der  kürzesten  Frist  eine  zu  Wien  sich 
versammelnde  Commission  der  Delegirten  der  drei  Regierungen  über 
di^  Feststellung  eines  ZoUvereines  unterhandeln  solle,  erfolgte  der 
Abechluss  des  Zolleinigungs-Vertrages  zwischen  Oesterreieh, 
Parma  und  Modena  zu  Wien  am  9.  August  1852,  zufolge 
^dessen  der  Zollverein  die  bei(fen  Herzogthümer  und  das  Zoll- 
gebiet von  Oesterreich  umschHesst,  die  Sdiiffe  und  Waaren-der 
Unterihanen  der  beiden  Hensogthümer  in  den  österreichischen  Häfen 
und  Landungsplätzen  (und  gegenseitig  an  den  Küsten '  von  Modena) 
d«[ien  der  am  mdsten  begünstigten  Nationen  gleich  gehalten,  wer^ 
den,  die  österreichischen  Gpnsuln  d«i  Schutz  der  Unterthanen  von 
Pttrma  und  Modena  in  jenen  Orten  flbemehmeb,  wo  diese  Staaten 
keine  (eigenen  oder  stellvertretenden  fremden)  CSonsuln  haben,  die 
Unterthanen  gegenseitig  in  allen  Verkehrsbeziehungen  einschliesslich 
der  Strassenmäuthe  einander  gleicli  gehalten  werden,  die  Herzog* 
thümer  mit  dem  österreichischen  Zoll-Tarife  vom  0.  November  1851 
auch  die  Zoll-  und  Staats-Monopols-Ordnung  vom  11.  Juli  1835, 
das  GeilUls-Strafgesetz  vom  11.  Juli  1835,  die  organischen  Anord- 
nungen für  die  Finanz-Wache  vom  1.  August  1843,  das  kais.  Pa- 
tent vom  6.  September  1850  über  den  Stämpel  auf  Spielkarten  und 
Zeitungen,  und  die  AUerh.  EntschKessiing  vom  12.  November  1849 
über  die  Besteuerung  des  inländischen  Zuckers,  sammt  allen  nadi- 
tiägüchen  Verordnungen  über  diese  Gegenstände  annehmen,  und 
^eichartige  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Preise  und  des  Verkaufe 
der  Staats- Monopols-Oegenstände  (als:  Salz,  Tabak  und  Schiess- 
pulver) treffen,  endlich  dem  Schiffiahrts-  und  Handelsvertrage  vom 
18.  October  1851  und  der  Conventk)n  vom  22.  November  1851 
wegen  gegenseitiger  Hintanhaltung  des  Schleichhandels,  wetefae 
zwischen  Oesterreich  und  Sardinien  abgesctdossen  wurden,  bei- 
treten. Der  Ertri^  der  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhr- Zölle, 
welche  bei  den  Zollämtern  des  lombardisch-venezianisch«!  König- 
rekihes  und  der  beiden  Henögthümer  erhoben  werden^  kömmt  in 
gemeiBsame  Theilung,  nachdem  hiervon  die  gemansamen  (im 
Vertrage    in    runder   Summe    ziflfermässig   bestimmten)    Auslagen 

>  Minist.  Erlass  vom  7.  September  1849. 


150 


abgemgen  worden  sind.    Von  dem.  hiernach  ermiUellen  Reinertiage 
erhalten  als  ersten  Antheil  Oesterreich  Dir  das  lombaidiseh-Teneaa- 
niecfae  Köuigi^h  12,500.000,  Parma  1,190.000  und  Modena  1,150.000 
lire  Aust.,  welche  auf  die  beiden  HerzogthUmer  entfallende  Sum- 
men ihneh  für  jeden  Fall  als  Minimum  garantirt  werden.    Der  all- 
filllige  weitere  Ueberschuss  wird  Dach  demselben  Maassstabe  (wobei 
jedoch  flir  Modena  die  Summe  von  1,265.000  lire  Aust  ab  Theiler 
angenommen  wird)  unter  die  drei  Regierungen  vertheüt    -Die  aus 
diesem  Vertrage  sich  ent^vickelnden  Geschäfte  werden  von  einer  in 
Mailand    unter   dem    Yorsit^^e   eipes    österreicbischen    Functionftri^ 
zusammentretenden  Central-Commission  besorg,  zu  welcher  jede  Re- 
gierung einen  Gommissär  bestellt.     Die  Regierungen   der  beiden 
Herzogthttmer  willigen  ein,  dass  die  österreichische  in  gemeinschaft- 
lichem Namen  mit  anderen  italienischen  und  deutschen  Regierungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  diesem  Zollvereine  oder  wegen  .Abschlusses 
von  Zoll-  und  Handek-Verträgen  in  Unterhandlung  trete;  den  mit 
den  deutsclien   Staaten   abzuscliliessenden  Verträgen   stimmen  die 
herzoglichen  Regierungen  im  vorhinein  unter  gewissen  sichernden 
Bedingungen  bei.    Der  Vertrag  wird  auf  4  Jahre  9  Monate  ge- 
schlossen, er  wird  aber  auf  je  vier  Jahre  stillschweigend  verlängert, 
wenn  er  nicht  vor  dem  Beginne  des  letzten  der  jeweiligen  vier 
Juhre  von  einem  der  drei  Vereins-Staaten  gekündigt  wird.    Bei  der 
Verlängerung  werden  die  gemeinsamen  Zolleinkünfte  zwischen  dem 
lombardisch-venezianischen  Königreiche  4ind  den  herzoglichen  Staaten 
im  Verhältnisse  der  Bevölkerimg  (mit  einer  kleinen  die  erste  Periode 
.betreffenden  Begünstigung  ftlr  Modena)  getheilt.  —  Die  Central- 
Gommission  filr  den  österreichisch-parmensisch-modenesischen  Zoll- 
verein zu  Mailand  begann  ihre  Wirksamkeit  am  28.  October  1852.  * 
Mittelst  Staatsvertrages  vom  5.  Juni  1852  erfolgte  der  Beitritt 
des  Fürstenthums  Liechtenstein  zu  dem  österreichischen  ZoU- 
und  Steuergebiete,  um  den  Zustand  der  Absonderung  aufhören  zu 
machen,  in  welchem   das  genannte  Fürstenthum   gegenüber  dem 
übrigen  Deutschland  sich  befindet,   und  zwischen  den  stammvel^ 
wandten  Gebieten  von  Vorarlberg  und  Liechtenstein  einen  vollkom- 
men h&en  Verkehr  herzustellen.   Zufolge  desselben  trat  das  Fürsten- 
thum Liechtenstein  vom  1*  August  1852  ange&ngen  dem  österrei- 
chischen Systeme  der  Zölle,  Staats-Monopole,  Verzehrungssteuer 
und  derStämpel  auf  Kalender,  .Zeitungen  und  Spielkarten  tei,  wie 

*  Minist.  Erlass  vom  5.  November  1852. 
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solcfaes  in  Vonirlbei^  besteht.  Die  Yerthdiung  der  In  Vorarlberg 
und  in  liecbtenetein  eingehenden  Reinertrftgnisee  erfolgt  in  der  Art^ 
dass  jenes  der  Yerzehrungssteiier^  des  Tabak-  und  Schiesspulver* 
Monopols  und  der  Stämpelabgabe  von  Kalendern  im  Verhfiltnisse 
der  BeT<dkening  dieser  Gebiete  getheilt,  jenes  der  2Sö]le  (nach  Ab- 
xug  der  Durchfuhrzölle)  sur  einen  HftUle  filr  Oesterreich  surück- 
behalten,  Eür  anderen  H&lfte  Ewischen  beiden  Gebieten  nach  Ver- 
hftkniss  der  Bevölkerung  getheilt  wird,  wfthrend  Liechtenstein  als 
Antheü  an  den  Durchfuhrzöllen  die  HftUle  des«  Brutto-Ertrages  jener 
Durchflihraölle  erhält,  welche  von  den  in  einem  der  beiden 
Gebiete  ein-  und  in  dem  anderen  austretenden  Waaren  erhoben 
werden.  Doch  wird  der  ftirsthehen  Regierung  ein  jfthrliehes  Bein- 
Einkommen  an  2%Uen,  Yerzebrungssteuer  und  Stftmpelabgaben  von 
Kalendern  etc.  und  an  Erlös  von  Tabak  und  Schiesspulver  mit 
2  fl.  filr  den  Kopf  der  Bevölkerung  als  Minimum  garantirt.  Die 
Dauer  des  Vertrages  ist  bis  Ende  1863  festgesetzt,  er  wird  aber 
auf  je  weitere  zwölf  Jahre  verlängert,  wenn  ein  Jahr  vor  Ablauf 
dieses  jeweiligen  Zeitraumes  keine  Ktlndigung  erfolgt.  Sieben  Se^ 
parot-Artikel  vervollständigen  den  Vertrag.  * 

ZwischenOester  reich  und  Preussen  wurde  zum  Zwecke  einer 
umfassenden  Begelung  aller  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  der 
beiderseitigen  Gebiete,  sowie  in  der  Absicht,  eine  allgemeine  deutsche 
Zolleinigung  zu  fordern,  am  19.  Februar  1853  zu  Berlin  ein  Ver- 
trag abgeschlossen.  In  diesem  Vertrage  verpflichten  sich  die  beiden 
Theile,  den  gegenseitigen  Verkehr  zwischen  ihren  Landen  durch 
keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhr -Verbote  zu  hemmen, 
mit  Ausnahme  von  Tabak,  Salz,  Scliiesspulver,  Spielkarten  und 
Kalendern,  femer  aus  Gesundheits-Polizei-RUcksichten  und  bezüg- 
lich der  KxiegsbedUrfnisse  unter  ausserordenth'chen  Umständen. 
Hinsichtlich  des  Betrages  und  der  Erhebung  der  Eio-<)  Aus-  und 
Durchgangs -Abgaben  dürfen  dritte  Staaten  nicht  günstiger  behan» 
delt  werden  als  der  andere  Theil,  welchem  jede  solche  Begünsti- 
gung ohne  Gegenleistung  einzuräumen  ist;  ausgenommen  sind  die 
Begünstigungen,  welche  den  mit  einem  Theile  zollvereinten  Staaten 
durch  Vertrag  eingeräumt  sind  oder  nach  Ablauf  dieser  Verträge 
in  nicht  höherem  Maasse  zugestanden  werden  sollten.  Vom  1.  Ja- 
nuar 1854  an  lassen  beide  Theile  gegenseitige  Erleichterungen  auf 
Grundhige  des  freien  Einganges  roher  Natur- Erzeugnisse  und  des 

'  Miuist  Veronl.  vom  10.  Jnli  1852. 
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gegeu  ermäßigte  Zätte  zu  gestattenden  Einganges  gewerbiicher  Kr- 
Zeugnisse  ihrer  Länder  (bei  den  im  Vertrage  veneiduieten  Waaren) 
eintreten. '  In  Bezug  auf  die  erwähnten  Artikel  bleibai  aUfiÜlige, 
während  der  Dauer  des  Yertragea  eintretende  Erhöhungen  der 
tariftntffisigen  Eingangazölle  ohne  Einflua;,  bei  Ermässigungen  bleibt 
es  dem  anderen  Theile  freigestellt,  die  bezttgliehe  Waare  einem 
neuen  oder  einem  erhöhten  ZwisohenzoUe  zu  unterwerfen.  Im 
Zwisclienverkehre  dürfen  keine  Ausgangsabgabeo  ausser  von  den 
im  Vertrage  bezeichneten  Gegenständen '  und  auch  von  diesen  in 
keinen  höheren  Beträgen,  als  den  im  bestehenden  Zoll-Tarife  fest- 
gesetzten, erhoben  werden.  Von  den  oben  erwähnten  im  Zwischen- 
verkehre zoUfrden  Waaren  werden  bei  umnittielbarem  Uebertritte 

'  Zollfrei  sind:  Abfälle,  Bettfedern,  Bienenstöcke,  mehrere  che- 
ansehe  Hilfsstoffe  und  Producte,  Eier  und  Milch,  Erden  und  gemeine 
irdene  Waaren,  Erze,  Feld  fruchte,  Gartengewächse  und  Waldf rächte, 
Flnssfische,  Geflügel,  Glas  cHohlglas  nicht  gepresst  oder  geschliffen), 
Haare,  Harze,  Holz  und  Holz  waaren  (gemeine),  Kohlen,  Korbflechter- 
waaren  (grobe),  Metalle  (rohe,  mit  Ausnahme  des  Eisens),  Mühlen-Fabri- 
kate, dann l'eigwerk  und  Brot,  Papier  (ordinäres),  literarische  und  Kunst- 
gc^genstände,  Seiden -Cooons,  Steine  und  Steinwaaren  (schwere),  Stroh-, 
Bohr-  und  Bast-Waaren,  Mafien  und  Fussdeeken  (ordinäre,  ungeftrbte), 
Wagen  und  Schlitten,  Pferde,  Maulthiere  und  Kleinvieh  (mit  Ausnahme 
der  Hammel  und  Schweine),  Wüdpret  (lüeines),  Wolle.  Einem  ermäs- 
sigten  Zoll  Satze  im  Zwischen  verkehre  unterliegen:  Bast-,  Binsen-, 
Rohr-,  Schilf-  und  Stroh  waaren  (soweit  sie  nicht  zollfrei  sind),  Baumf 
wollengarn,  Bein  waaren  (mit  Ausnahme  von  Schildpatt  und  ElfenbeinX 
Blei-  und  Bothstifte,  Bleiwaaren  (feine),  Bürstenbinderwaaren  (grobe), 
einzelne  chemische  Hilfsstoffe  und  Producte  (Alaun,  Salzsäure,  Schwefel- 
säure), Eisen  und  Eisen  waaren  (mit  Ausnahme  von  Maschinen),  Fette, 
Flttssfahrzeuge  (hölzerne),  Glas  und  Glaswaaren  (soweit  nicht  schon  zoll- 
frei), Hoizwaaren  (eben  so),  Honig,  Instrumente,  Käse,  feine  Korbflechter- 
waaren,  Kftrschnerwaaren,  Kupfer-  und  Messing  waaren,  Leder  und  Leder- 
waaren, Leinengarn,  Lichter,  Hanf-,  Län-  und  Rips-Oel  in  Fässern, 
feines  Papier  und  Pftppwaaren,  Siebmacberwaaren,  zubereitete  Speisen, 
Waaren  aus  Marmor,  Granit,  Sandstein  und  Gyps  (soweit  nicht  schon 
zoUfrd),  Alabaster  nnd  Speckstein,  dann  Halbedelsteine,  feine  Thon- 
waaren,  Rindvieh,  Schweine  und  Hammel,  Webe-  und  Wirk  waaren, 
Zinkwaaren,  zusammengesetzte  oder  kurze  Waaren,  Quincaillerieii. 

'  Diese  sind:  Abfälle,  Blutegel,  Eckerdoppeni  (Kiioppern) ,  Pottasche 
und  roher  Weinstein,  Gold-  und  Silber -Stufen,  unbearbeitete  Granaten, 
Häute,  FeUe  und  Haare,  Lumpen  (Hadern),  Nickel-  uud  Kobaiterze,  Nickel- 
Metall  und  Nickel-Schwamm,  Seide,  Porzellan-Erde. 
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in  die  DureMihr  kdne  Durchgangsabgaben  erhoben;  bei  Waaren, 
welche,  vom  Aaslande  kommend,  nach  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  geftihrt  werden,  kann  keine  höhere  Duichgangeabgabe  «Is 
die  bestehoide,  jedeniUls  den  Betrag  von  10  kr.  Air  den  ZoD- 
Centner  nicht  übersteigende,  erhoben  werden.  Für  Waaren  und 
Vieh,  wetehe  auf  Märkte,  dann  ittr  bestimmte  Waaren,  welche 
auf  ungewissen  Verkauf  oder  zur  Umstaltung  und  Veredlung  in 
das  Gebiet  des  anderen  Theiles  gebracht,  und,  ohne  in  den  Ver- 
kehr zu  gelängen,  wieder  zurttckgefUhrt  werden,  ist  Befreiung  ron 
Ein-,  Aus-  und  Durchgangs -At^ben  zugestanden.  Die  zoUamt- 
Kdiie  Behandlung  von  Waaren,  die  dem  Begleitschein- VeHahren 
unterliegen,  geniesst  einige  Erleichterungen  und  möglichste  Be- 
schleunigung. Die  gegenüberliegenden  Zollämter  weiden  thunlichst 
je  an  einen  Ort  verlegt,  um  den  Uebertritt  der  Watfren  gleichzeitig 
zu  bewerkstelligen.  Innere  Abgaben  jeglicher  Art  dürfen  die  Er- 
zeugnisse des  anderen  Staates  nicht  lästiger  treffen,  ala  jene  des 
eigenen  Landes;  eben  so  sind  Waaren,  welche  eineu  vertragsmässig 
stipuHrten  Zoll  zahlen ,  von  inneren  Abgaben  frei.  Zur  Verhütung 
und  Bestrafung  des  Schleichhandels  unterstützen  sich  die  beiden 
Theile  gegenseitig  und  haben  zu  diesem  Behufe  gleichzeitig  ein 
Zofi-Cartel  abgeschlossen.  Stapel-  und  Umschlags -Rechte  sind  in 
den  beiderseitigen  Gebieten  unzulässig.  Bdde  Theile  behandeln  die 
Seeschiffe  des  anderen  Theiles  wie  die  eigenen;  die  Küstenfahrt 
(Gabotage)  kann  sich  jeder  Staat  vorbehalten,  doch  fallen  Begünsti- 
gungen, welche  dritten  Staaten  zugestanden  werden,  auch  dem 
anderen  Theile,  bei  eingeräumter  Gegenseitigkeit,  zu.  Im  Falle 
des  blossen  Notheinlaufens,  der  Schiffe  des  anderen  Theiles  werden 
Schiffiahrts-  und  Hafen -Abgaben  nicht  erhoben.  Alle  natürlichen 
und  künstlichen  Wasserstrassen  in  dem  Gebiete  des  einen  Theiles 
können  von  SchiffsfUhrem  und  Fahrzeugen  des  anderen  Tlidles  wie 
von  den  einheimischai  benützt  werden;  ebenso  sind  die  übrigen 
Verkehrswege  und  Verkehrseianchtungen  den  Angehörigen  beider 
Theile  unter  glekshen  Bedingungen  zugänglich.  Weggelder  Air  be- 
iadenes  Fuhrwerk .  dürfen  höchstens  zu  den  jetzt  geltenden  Beträ- 
gen, oder  doch  nksht  zu  einem  1  Silbergroschen  ftlr  ein  Zugthier 
und  dne  geographische  Meile  Übersteigenden  Satze  erhoben  werden. 
Auf  Eisenbahnen  erfolgt  die  Beförderung  in  Bezieliung  auf  2ieit, 
Art  und  Preise  gleichmässig  itir  die  Angehörigen  der  beiden  Theile; 
die  Waarenbeförderung  auf  denselben  wird  durch  Herstellung  un- 
mittelbarer   Schienenverbindungen    und    durch    Ueberfiihrung   der 
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TmDsport^Miitel  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  sowie  durch  eme 
vereinfachte  Zollabfertigung  der  beförderten  Waaren  thunlichst  er- 
leichtert Die  beiden  Thefle  werden  auf  gleichförmige  Grundsätze 
Eur  Beförderung  der  Gewerbsamkeit  hinwiricen,  der  Befiigniss  der 
Unterthanen  des  anderen  TheSes,  Arbeit  zu  suchen,  möglichst 
freien  SpieliBum  gewlfchren,  von  denselben,  sowie  von  den  jenseiti- 
gen Besuchern  der  Markte  und  Messen,  keine  andere  Abgabe^  als 
von  den  eigenen  Unterthanen,  fordern,  und  Industrielle  oder  do^ 
Agenten^,  welche  Bestdlungen  suchen  ui^d  im  eigenen  Lande  hierzu 
berechtiget  sind,  keiner  weiteren  Abgabe  unterwerfen.  Die  beiden 
Theile  werden  noch  im  Laufe  des  Jahres  1853  über  eine  allgemdne 
Mttnz^Gonvention  in  Unterhandlung  treten  und  haben  zum  gegen- 
seitigen Schutze  ihrer  Münzen  und  Credit -Papiere  ein  eigenes 
Münz-Cartel  abgeschlossen.  Auch  sollten  im  Jahre  1854  neuerliche 
Verhandlungen  über  weitere  Zollerraässigungen ,  dann  über  ein  ge- 
meinsames Eifindüngs-,  Privilegien-,  Muster-  and  Marken-Schutz- 
gesetz,  über  gegenseitige  Zulassung  von  Versidierungs-  und  anderen 
Handels-  und  Verkehrs- Anstalten  stattfinden.  *  Jeder  Theil  ver- 
pflichtet seine  Consuln  im  Auslande ,  den  Angehörigen  des  anderen 
Theiies,  wenn  letzterer  durch  einen  Gonsul  an  dem  Orte  nicht  ver- 
treten ist,  Schutz  und  Beistimd  in  gldcher  Weise  wie  den  eigenen 
Angehörigen,  zu  gewahren.  Gegenseitige  Beschickung  von  2jo11- 
beamten ,  um  über  das  Zollwesen  und  die  Grfinzbewachung  Kennt- 
niss  zu  erlangen,  sowie  Aufklarungen  über  Rechnungsführung  und 
Statistik  in  bdden  Zollgebieten,  werden  zugesichert  Die  Zollau»- 
schlüsse  sind  von  den  Verkehrs -Begünstigungen  ausgenommen. 
Noch  im  Jahre  1853  werden  beiderseitig  Commissarien  zur  Fest- 
stellung der  erforderlichen  Vollzugsvorschriften  zusammentreten.  Die 
Dauer  des  Vertrages  wird  auf  1^  Jahre,  bis  letzten  December  1865, 
festgesetzt  Im  Jahre  1860  werden  beiderseitige  Ck>mmissarien  zu- 
sammentreten, um  über  die  Zolleinigung  zwischen  den  beiden 
Theilen  und  den  ihrem  Zollverbande  alsdann  angghörigen  Staaten, 
oder  fidls  eine  solche  Einigung  noch  nicht  zu  Stande  gebracht  wer- 
den könnte,  über  weitergehende  Verkehrs  -  Erleichterungen  und 
möglichste  Annäherung  und  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Zoll- 
Tarife  zu  unterhandeln.  Der  Beitritt  bleibt  denjenigen  deut- 
schen Staaten,  welche  am  1.  Januar  1854  oder  später  zum  ZoU- 
vereiire  mit  Preussen  gehören  werden,  wie  auch  den  jetzt  oder  in 

*  Dieselben  haben  jedoch  weder  1854  noch  1855  stattgefunden. 
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Zukunft  wk  Oesterreicb  coUverbttndeten  italieiiischen  Staaten  vor- 
behalten. 

Diesem  Vertrage  traten  emeneits  die-heraoglichenRegierangen 
von  Parma  und  Modena,  andererseits  die  mit  Preussen^um 
deutsehen  Zollvereine  verbundenen  Staaten  (vermOge 
des  am  4.  April  1853  zu  Berlin  abgeschlossenen  Yertretges)  bei, 
so  dass  derselbe  für  sie  sowie  für  Liechtenstein  ebenfttlls  mit  1.  Ja- 
nuar 1654  in  Wirksamkeit  trat ' 

Behufs  der  allmählichen  Regelung  einer  Uebereinstimmung  in 
dem  Zollverfahren  und  der  Grftnz-Ueberwachung  in  Oesterreicb  mit 
jenen  des  Zollvereines  wurden  vorerst  .vom  1.  November  1853  an 
beim  Wiener  Hauptzollamte,  dann  in  Vorarlberg  und  dem  zoll- 
geeinten  Liechtenstein  die  Einrichtungen  des  Zollvereines 
bezüglich  der  Organisation  der  Zollämter  und  der  Fi- 
nanz-Wache mit  einigen  Aenderungen  probeweise  ein- 
geführt,^ und  diese  Einführung  auf  die  Organisation  der  Zoll- 
ämter und  der  Finanz -Wache  im  Freihafengebiete  von  Triest  und 
d«m  umliegenden  Gräozbezirke  vom  1.  Februar  1854  an,  *  auf  jene 
im  Oameral-Bezirke  von  Innsbruck*  und  im  Camera) -Bezirke  von 
Leitmeritz,^  in  beiden  vom  31.  October  1854,  endlich  im  Camerai- 
Bezirke  von  Krakauvom  31.  Januar  1855  an,'  ausgedehnt 

Um  die  in  Oesterreieh  geltenden  Zollbestimmungen  dem  Han- 
dels- und  Zoll  vertrage  anzupassen^  war  eine  Revision  des  bestebai- 
den  österreichischen  Zoil-Taiifes  erforderlich,  wesshalb  von  Seiner 
k.  k.  Majestät  unterm  5.  December  1853  die  Erlassung  eines 
neuen  Zoli-Tarifes  genehmigt  wurde,  welcher  mit  1.  Januar 
1854  in  Wirksamkeit  trat.  ^  In  diesem  systematischen  Zoll-Tarife 
flind  die  Waaren  in  22  Classen  abgetheilt,  welche  80  Abtheilungeii 
umfassen,  von  denen  wieder  jede  eine  oder  mehrere  Tarif- Posten 
hat^  neben  den  allgemeinen  2i0llsätzen  sind  darin  auch  jene  ent- 
halten, welche  für  den  Zwischen  verkehr  mit  dem  deutschen  Zoll- 
vereine nach  Maassgabe  des  Handels-  und   2jollvertrages  gelten. 

'  Kundmachong  des  Ministers  des  Aeussern  vom  12.  October  1853. 
'  Minist.  Vetord.  vom  15.  October  1853. 
^  Minist.  Verord.  vom  21.  Januar  1854. 

*  Minist.  Verord.  vom  29.  September  1854. 

*  Minist  Verord.  vom  17.  October  1854 

<  Minist  Veiord.  vom  30.  December  1854. 
'  Minist.  Verord.  vom  8.  Decembär  1853. 
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Aueh  «bgesehen  von  den  dadurch  begründeten  ZoUermifiagungen 
und  2^Ubefreiungen  enthält  der  neue  Tarif  gegen  den  voriier  in 
Wirksamkeit  gestandenen  bedeutende  Verkehrserleichterungen  und 
namhafte  Vereinfachungen,  die  Anzahl  der  Tarif- Posten  ist  auf 
weniger  als  300  reducirt 

Die  im  Vertrage  zwischeäi  Oesterreich  und  Preussen  verdn- 
barten  weiteren  Verhandlungen  durch  Commissfire,  behufe  der  Fest- 
steUung  der  Vollzugsvorschriilßn,  fanden  vom  November  1853  biiB 
Februar  1854  in  Berlin  Statt  und  fiihrten  zu  dem  am  27.  August 
1855  durch  Auswechslung  ministerieller  Erklärungen  genehmigten 
Uebereinkommen  vom  20.  Februar  1854,  wodurch  mehrere  Bestim- 
mungen des  Zwischenzoll -Tarifestheilseriäutert,  theils  ergänzt,' 
die  Form  der  Ursprungszeugnisse  ftir  das  im  ZoUe  begünstigte  Roh- 
eisen festgesetzt,  auf  den  Vorbehalt  im  Separat- Artikel  3  des  Vefr- 
trages,  betreffend  die  eventuelle  Belegung  des  Gretreides  mit  einem 
Ausfuhrzölle,  von  Oesterreich,  Preussen  und  Sachsen  gegenseitig 
veiziehtet,  und  gemeinschaftliche  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
der  Zollämter  hinfflchtlich  der  zur  Bearbeitung,  Veredlung  u.  s.  w. 
zollfrei  ein-  und  ausgehenden  Gegenstände^  sowie  mdnrere  andere 
Vollzugsvorschriflen  vereinbart  wurden. 

Die  ZoHgebtthren,  welche  früher  im  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  in  Silber,  in  den  tlbrigen  Kronländem  aber  in  Bank- 
Valuta  gezahlt  wurden,  konnten  in  den  letzteren  nach  $.  17  der 
Vorerinnerung  zu  dem  neuen  Zoll -Tarife  zwar  noch  in  Papiergeld 
entrichtet  werden,  welches  jedoch  nur  nach  seinem  von  Monat  zu 
Monat  durchschnittlich  festzusetzenden  Cours-Werthe  als  Zahlung  an- 
genommen wurde,  da  die  Zollsätze  nach  dem  Conventions -Gulden 
des  20  fl.  Fusses,  als  der  gesetzlichen  Reichswährnng,  zu  entrichten 
waren.  Vom  1.  August  1854  an  hörte  jedoch  diese  Wahl  der 
Mttnzsorte  auf;  seit  jenem  Tage  müssen  die  Zollgebühren  in 
Silber-  oder  Goldmünze  entrichtet  werden.  ' 

Aus  Anlass  des  mit  Sardinien  unterm  18.  October  1851  ab- 
geschlossenen Handels-  und  SchifiTahrte- Vertrages  erfolgten  einige 
ZoUermässigungen ,  namentlich  bei  der  Einfuhr  piemontesischer 
Weine  (welche  Frage,  lange  Verhandlungen  der  beiden  R^e- 
rungen  hervorgerufen  und  einen  der  Gründe  oder  Vorwände  zu 
der  Missstimmung,  welche  vor  1848  in  Sardinien  gegen  Oesterreich 

•  Minist.  Verord.  vom  10.  Februar,  7.  und  20.  November  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  5.  Juli  1854. 
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iitimchte)  dargeboten  luitte),  bei  weloher  der  ESnfubrzoli  von  2  fl. 
auf  1  fl.  10  kr.  fllr  den  Zoll -Centner  henid)ge8etzt  wurde,  ferner 
Zollbefreiiingaa  fiir  ein^  Artikel,  namentlich  im  Gränzverkehre,  * 
wofllr  auch  der  öeterreichiBchen  Einfohr  in  Sardiidea  gewisae  Be- 
gttnBtigungen  ertheilt  wurden.  ^ 

Als  Ausfluss  Abs  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich,  so  weit 
als  thunlieh,  ein  ZoUgebiet  bilden  sollte^  war  die  Verfügung  an- 
zusehen, kraft  welcher  Tom  1.  November  1853  an  das  Freihafen- 
gebiet  von  Triest  bis  auf  den  für  den  ungestörten  Betrieb  des 
ireien  Handels  in  der  Stadt  und  dem  Hafen  erforderlichen  Raum 
eingeschränkt,  somit  die  Zollgrenze  weiter  gegen  die  Stadt  zu  ge* 
rückt,  ferner  die  bisher  von  der  Zoll-Linie  ausgeschlossene  Halb- 
insel Istrien  in  dieselbe  einbezogen  wurde,  und  ebenso  die  quar- 
nerischen  Inseln  Veglia,  Cherso  und  Lussin,  welche,  obwohl 
zum  östearreidiisch-illyrischen  Kttstenlande  gehörig,  dennoch  dem 
dalmatischen  Zollgebiete  einverleibt  gewesen  waren,  von  diesem 
abg^rennt  und  in  das  allgemeine  Zol^biet  aufgenommen  wurden. 
Bei  diesem  Anlasse  wurde  den  Bewohnern  von  Istrien  eine  jtthr- 
liche  Menge  von  23JB60  Ctm.  Salz  ftir  den  Hausbedarf  und  von 
G.000  Ctm.  Salz  für  den  Fischereibetrieb  zu  einem  ermässigten 
Preise  auf  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  zugestanden,'  so  wie 
der  Zoll  für  dnige  Getreidegattung^  und  Hfllsenfrüchte  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren  ermfissigt,  * 

Eboiso  wurden  die  Freihafengebiete  von  Zengg  und  Carlo- 
pago  ^  vom  1.  April  1856  an,  jene  von  Fiume,  Buccari  und 
Porto-R^  vom  15.  September  1855  an  eingeschränkt* 

Der  Ermfissigung  der  Elbe-  und  Moldau-Zölle,  welche  zunächst 
im  Interesse  des  Ibndels  erfolgte,  wird  später  Erwähnung  ge- 
sebdien. 

Zur  Ydlziehung  der  Einleitungen  für  den  Zoll- Tarif  vom 
6.  November  1851  wunle  bei  der  Einführ  der  Webe-  und  Wirk- 
waaren,  mit  Ausnahme  der  Baumwoll-,  Leinen-  und  WoUwaaren 

I  MiniBt.  Verord.  vom  12.  März  1852. 
\  Minist  Verord.  vom  28.  Juni  1852. 

*  Minist.  Verord.  vom  30.  August  1853. 
«  Minist.  Verord.  vt>m  31.  März  1855. 

^  Allerhöchste  Entschliessuiig  vom  15.  Ociober  1852  und  Minist.  Er- 
lass  vom  11.  April  1855. 

*  Allerhöchste  Eatschliessangen  vom  27.  April  und  4.  November  1852 
und  Minist  Verord.  vom  14.  August  1855. 
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gemeiiister  Art  und  der  KleiduBgeetfleke  und  Pntewaaren,  die  An- 
legung eines  Verzollungs-Stftnipels  angeordnet,  als  welcher  im 
lombardiBch-venesiaiiischen  Königreiche  der  dort  übliche  Kupfer« 
blättchen-Siämpel  (lamina  di  rame),  an  den  ttbijgen  Grftnxen  aber 
vorläufig  ein  Wachs -Siegel  aufgedrückt  werden  soll. ' 

.  Ton  hoher  Bedeutung  war  die  am  1.  A^^gust  1863  erfolgte 
Aenderulig  der  gesammten  Zoll-Manipulation.  Sie  wurde 
dem  Verfahren  des  ZoUvereines  so  nahe  als  möglich  gebracht  Die 
juztirte  Boll^tirung  (bollette  madre  e  flgüa)  hörte  auf,  die  weit- 
Iftttfige.Waarenanweisung  machte  dem  Begleitschein -VeHahren  des 
Zollvereines  Raum,  die  Ck)ntn)le  im  inneren  Zollgebiete  wurde  auf 
ein  Minimum  Eurüdigeftihrt  Im  Gefolge  dieser  Einrichtungen  trat^i 
allmdhlieh  eine  immer  grössere  Zahl  durchgreifender  Verkehrs- 
erleichterungen  ins  Leben,  unter  denen  hier  nur  die  erieich- 
terte  Abfertigung  der  unter  Raumverschluss  (z.  B.  auf  Eisenbahnen 
oi^  Dampf-Schiffsn)  oder  unter  vollkommen  sichernden  ColUen- 
Verschluss  verkehrenden  Waaren,  die  Gestattung  der  Annahme 
allgemeiner  statt  der  detaillirten  tarifinftssigen  Benennungen  der 
Waarea  in  den  Waarenerklftrungen  angefilhrt  werden. 

Um  dem  Bedürfnisse  des  Kleinverkehres  zu  genügen,  wurde 
&D  neues  Kupfermttnz-System  eingeftihrt,  nach  welchem 
auch  Stucke  zu  3  kr.  in  Kupfer  ausgeprägt  wurden  und  ein 
Wiener  Centner  Kupfer  Scheidemünzen  im  Nennwerthe  v<»i  170  fl. 
40  kr.  lieferte;  die  alten  Kupfermünzen  wurden  eingezogen.'  Im 
lombardiscb- venezianischen  Königreiche  war  schon  früher  aus  glei- 
chem Grunde  neben  den  Kupfermünzen  von  1,  2  und  5  Centesimi 
eine  neue  Kupfermünze  von  10  Centesimi  im  doppelten  Gewichte 
des  5  Centesimi-Stückes  vorläufig  filr  den  Betrag  von  100.000  lire 
ausgeprägt  worden,"  und  nach  Einitlhrung  des  neuen  Kupfermün»- 
Systems  in  den  anderen  Kronländem  folgte  bald  die  Ausdehnung 
desselben  auf  die  Lombardie  und  Venedig,  wo  darnach  ausgeprägte 
Kupfermünzen  zu  1,  3,  5,  10  und  15  Centesimi  in  Umlauf  gesetzt 
wurden.  ^ 

Die  Legirung  des  Münzsilbers  wurde,  ohne  weitere  Aen- 
derung  im  gegenwärtigen  Ausmünzungs-Sjsteme,  auf  zehn  Peroent 

■ 

*  Minist  Verord.  vom  7.  Januar  1852. 

*  Kais.  Verord.  vom  7.  April  1851. 

'  Minist.  ErlasB  vom  1.  Februar  1849. 

*  Minist.  Erlsss  vom  28.  Juli  1852. 
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des  GewichteB  festgesetsEt,  nach  welehem  Systeme  die  Ausprftgung 
des  yorhandenen  BarrensUbers,  sowie  die  Umprägung  der  aUen 
Httozen  einlareten  soU.  Nach  diesem  Systeme  werden  Conventions- 
Thaler  2u  zwei  Gulden,  Silbennttnzen  zu  einem  Gulden,  zu  zwanzig 
Kreuzern  und  zu  zehn  Kreuzern,  nach  dem  Itfisdiungsverhaltnisse 
von  neun  Zehntheilen  Feiosilbeir  und  einem  Zehntheile  Kupfer,  ohne 
Aenderung  ihres  festgesetzten  Gehaltes  an  Feinsilber,  ausgebracht 
und  hinsichtlieh  des  Gewichtes  und  Durchmessers  den  mü  Allerii. 
Patente  vom  1.  November  1823  im  lombardisch  -  venezianischen 
Königreiche  eingeAlhrten  SUbermOnzen  desselben  Werthes  gleich 
ausgeprägt  Bisher  bestand  die  Mischung  bei  den  Zwei-  und  Ein- 
gulden-Sttlcken  aus  %  Feinsilber  und  %  Kupfer,  bd  den  Zwanzig- 
kreuzerstücken aus  Vi,  Feinsilber  Tmd  Via  Kupfer  und  bei  den 
Zehnkreuzerstficken  aus  y,  Feinsilber  und  ^1^  Kupfer;  künftig  wer^ 
den  diese  Münzen  insgefsammt  aus  y^o  Feinsilber  und  y,o  Kupfer 
erzeugt  werden.  Bisher  betrug  das  Gewicht  einer  Summe  von 
500  £1.  in  Thaiem  and  Guldenstücken  12  Pfd;  16Vio  Lotii,  in 
Zwanzigern  17  Pfd.  28V,  o  Loth  und  in  Zdmem  2Q  PM.  28% «  Lodi 
des  Wiener  Handelsgewichtes;  nach  dem  neuen  Mischungsverhält- 
nisse (welches  in  allen  angränzenden  Staaten  vom  Kirchenstaate 
bis  Süd-Deutschland,  some  in  Frankreich  und  Belgien  in  Anwen- 
dung steht)  wird  diese  Summe  iiL  einer  jeden  dieser  Münzsorteor 
da6sett)e  Gewicht,  nftmlich  11  Pfd.  197,^  Loth,  haben.  Ebenso 
wird  der  Durchmesser  dieser  Münzen  von  17.5 ,  14,  12,  10  Wiener 
Linien  auf  17.31 ,  13*67,  10.02  und  8.20  Wiener  Linien  zurückge- 
fhhrt  werden. '  Die  künftige  Regidirung  der  Münzverhältnisse  hatte 
auch  der  zu  Wien  im  Jahre  1854  zusammengetretene  und  im  Januar 
1856  erneuerte  deutsche  MUnz-Congress  zum  Ziele,  welcher  inzTsn» 
8chen  noch  zu  keinem  Schlussergebnisse  itlhrte. 

Auf  die  Darstellung  der  MieuMsregeln  übergehend,  weldie  zur 
Beschaffung  der  Mittel  für  die  ausserordentlk^  gesteigerten 
Staatsbedürfnisse,  sowie  zur  Wahrung  des  Staats-^Cre« 
dites  getroffen  werden  mussten,  wird  zur  leichteren  Gewinnung 
einer  Uebersicht  dieser  complicirten  Yerhfiltnisse  die  Nachweisung 
der  Vorkehrungen  in  Betreff  der  Regelung  des  Geldwesens, 
insbesondere  aber  des  Papiergeld-Umlaufes,  sowie  in  Betreff 
der  schwebenden  Schuld,  welche  der  drängende  Bedarf  des 
AugenUiCkes  hervorrief,  vorausgesendet,  um  sodann  zur  Aufcählung 

'  Minist.  Erlass  vom  31.  JuK  1852. 
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der  Terfllgungen  übenugehen,  durch  welche  die  neu  entsümdene 
Stsateachuld  fundirt  and  deren  Abtragung  emgeleitet  wurde. 
Zu  den  ersterwähntai  Vorkehrungen  gehören  die  Anordnung  des 
Zwangs-Gourses  der  Banknoten,  mit  dein  zeitweiligen  Aiisfyunosr- 
böte  der  Oold-  und  Silbermttozen,  die  Emittirung -der  auf  die  Sa- 
hnen von  Omunden  hjpothecirten  Anwdsungen,  sowie  der  nadi- 
gefolgten  Casse- Anweisungen  und  der  Tresor-Scheine,  die  Ausgabe 
von  verzinslichen  und  nichtverzinsUehen  Reichsschatzscheinen,  von 
Gasse-Anweisungen  auf  die  ungrisch^i  Landes^Einkttnfte,  von  ung- 
risdien  und  deutschen  Mflnzscheinen,  die  Ausprägung  einer  neuen 
Silbe]>Scheideinünze,  endlich  die  ITmwechslung  des  Staate-Papier- 
gddes  gegen  Banknoten.  Hieran  reiht  sich  die  wichtige  Maassregel 
der  Abtretung  voa  Staats-Domänen  an~  die  National- Bank  bis  zu 
dem  Belaufe  von  155  Millionen  dulden  zu  dem  Ende,  damk  hier^ 
d.ureh  die  aus  der  Umwechdung  der.  Reichsschatx^Scheine  und  den 
geleisteten  Vorschüssen  erwachsene  Schuld  des  Staates  an  die  Na^ 
tional-Bank  getilgt,  und  letztere  in  den  Staa^  gesetzt  werde,  die 
Baarverwechslung  üirer  Noten  wieder  aufzunehmen.  * 

Mit  dem  kaiserl.  latente  vom  2.  Juni  1848  war  der  Zwangs- 
Gours  der  Banknoten  angeordnet  und  der  Direction  der  National- 
Bank  die  Ermächtigung  ertheilt  worden,  die  Verwechslung  der 
Banknote  gegen  Silbermtlnze  einzusteUen.  Die  erste  Maassregel  zur 
Beischaffiing  iler  durch  die  Zeitumstände  nothwendig  gemachten 
Baarmittel  bestand  in  der  Emitttrung  von  (5percentigen,  5*/, 
und  Gperoentigen)  Anweisungen,  welche  auf  die  Salinen  von 
Gmunden  hypothecirt  waren,  bis  zum  Belaufe  von  30  Millio- 
nen (welche  später  auf  40  Millionen  erhöht  wurde).  Femer  wui^ 
den  5perc»itige  Gasse- Anweisungen  hinausgegeben,  welche 
nach  Ablauf  eines  Jahres  entweder  baar  einzulösen  oder  gegen 
neue  umzuwechseln  waren. ^  Hierauf  erfolgte  unterm. 8.  Januar 
1849  die  Allerhöchste  Genehmigung  des  am  3.  Januar  desselben 
Jahres  ge&ssten  Reidistags- Beschlusses,  durch  welchen  das  Mini- 
sterium ermächtigt  wurde,  im  Laufe  des  Verwaltungsjahres  1849 
durch  Benützung  des  Gredites  80  Millionen  Gulden  aufzubringen^ 
zu  deren  Deckung  vendnsUche  Staatsscheine  mit  oder  ohne  Zwangs- 
Gours  auszugeben  und  eine  Staatsanleihe,  jedoch  ohne  Hypothek, 
aufzunehmen,  fUr  letztere  aber  den  Weg  der  öffentlichen  Subscrip- 
tk)n  einzuschlagen.    Demgemäss  wurden  mit  3  Percent  verzinsliche, 

*  Regienings-Circulare  tom  19.  September  1848. 
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bei  den  Btaatscassen  und  der  National -Bank  als  Zahlung  anzu- 
nehmende oder  baar  einzulösende  Casse-Anweisungen  im  Be- 
trage von  25  Millionen  Gulden  hinausgegeben.  * 

Fernere  finanzielle  Maassregeln  zur  Bedeckung  derStaatserforder- 
hisse  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  wurden  mit 
dem  kaiserlieben  Patente  vom  2|B.  Juni  1849  angeordnet.  Zufolge 
desselben  sollte  die  NationaKBank  zur  Deckung  der  Slaatserforder- 
nisse  mit  einer  weiteren  Vermehrung,  ihrer  im  Umlsiufe  befindlichen 
Noten  nicht  in  Anspruch  genommen,  sondern,  ein  freiwilliges  An- 
lehen  eröfihet,  in  der  Zwischenzeit  aber  Dir  die  Deckung  der  Staats- 
Bedttrfnisse  durch  weitere  Hin  ausgäbe  von  3percentigenCasse^ 
Anweisungen^  welchen  der  Zwangs -Cours  ertheilt  wurde ^  ge- 
sorgt werden.  Die  hiermit  einfliessenden  und  Air  den  laufenden 
Bedarf  nicht  erforderlichen  Beträge  sollten  ebenso,  wie  die  erwar:' 
tete  Krieg8kosten-£}ntschftdigung  von  Sardinien,  der  NafionaKBank 
zur  Verminderung  der  von  ihr  geleisteten  Vorschüsse  zugewendet 
werden.  Die  Ifinausgabe  der  zweiten  Emission  der  Spercentigeh 
Gasse-Anweisungen  erfolgte  laut  Ministerial-Erlasses  vom  29.  Juni 
1849,  wobei  auch  die  haare  Einlösung  der  Casse- Anweisungen  erster 
Emissk)]}  eingestellt  wurde. 

Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wurde  zur  Bestrei- 
tung der  Kriegskosten  und.  der  anderweitig  erhöhten  Beddrfnisse 
ein  50percentiger  Zuschlag  «u  der  Grundsteuer  und  die  Hinausgabe 
von  Tresor-Scheinen  (mit  3  Percent  verzinslichen  Gasse-An- 
weisungen) angeordnet.  Diese  vom  1.  Mai  1849  an  zu  emitüren-' 
den  Anweisungen  sollten  eine  Gesammtsumme.  von  70  Millionen 
Lire  Austr.  erreichen,  von  den  Staatscassen  alabaares  Geld,  jedocli 
in  der  Art  angenommen  werden, . dass  die  directen  und  indirecten 
Steuern  zurHälfle  damit  berichtiget 'werden  konnten,  während  die 
andere  Hälfte  fortan  in  klingender  Münze  zu  bezahlen  war;  fenier 
sollten  diese  Tresor-Scheine  in  den  nächsten  zehn  Jahren  mittelst 
eines  Steuerzuschlages  ihre  Tilgung  erhalten,  welcher  ausschliess- 
lich in  Tresor-Scheinen  bezahlt  werden,  konnte,  so  dass  sein  Ertriig 
jährlieh  in  Maibind  öfTentUeh  verbrannt  werden'  sollte.^  Diesen 
Tresor-Scheinen  ivurde  dorüandes  der  Zwangs-Courä  ertheilt,  wo- 
bei auch  die  Hinausgabe  von  unverzinslichen  Ti'^^^-Scheirien  von 
10  und  5  Lire  behufs  der  Zahlungsausgleichungen  bewilligt  ward. 

*  Minist.  Erlasa  vom  6.  Februar  1849. 

'  Erlass  des  l)eyolliD.  Ministeriar-Commissärs  tni  lombärdtsch-venezia- 
tuschen  Königreiche  vom  22.  April  1^49. 

V.  CKoerniR,  Oe«terreich's  Neugcstalttmpi.  11 
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SSor  spedeUen  Deekiing  fbr  die'Bedürfhisfie  im  uogrischen  Kriege 
dioiten  die  AnweiBungen  auf  die  ungrischen  Landesein- 
kttnfte,  welche  urBprttngUch  nur  in  Ungern  einen  Zwangs-Goure 
hatten Y  der,  aber  später  auf  alle  Kronländer  (mit  Ausnahme  des 
lombardisch-venesianischen  Königreiches)  ausgedehnt  wurde.' 

Zur  Deckung  der  laufenden  Staatsbedürfhisse  wurde  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  13.  September  1849  die  Hinausgabe 
von  verzinslijshen  Reichsschatzscheinen  genehmigt.  Da 
hiermit  auch  die  Einziehung  der  im  Umlaufe  befindlichen  Gasse- 
Anweisungen  erzielt  werden  sollte,  wurde  verordnet)  dass  vom 
1.  Juli  1850  an  die  Spercentigen  Gasse-Anweisungen  vom  1.  Juli 
1849  gegen  Reichsschatzscheine  umgewechselt  werden  konnten, 
rttckskshtlich  deren  Verzinsung  und  Zwangs- Gours  die  gleichen 
Beatimmungen,  wie  bei  ersteren,  zu  gelten  hatten.  Die  Hinaus- 
gehe dieser  Reichsschatzecheine  (vom  1.  Janimr  1850  datirt)  sollte 
unter  Mitwirkung  und  Gontrole  der  National-Bank  geschehen,  und 
der  Betrag  der  ausgegebenen  und  wieder  eingelösten  Reichsscliatz- 
soheine  vierteljährig  bekannt  gemacht  werden.'  Eine  neue  Aus- 
gabe- von  Reichsschatzscheinen  fand  mit  tier  Ausfertigung  vom 
1.  Januar  1851  und  zwar  in  den  Kategorien  von  I.OÜO  fl.,  500  fl. 
und  100  fl.  mit  Spercentiger  Verzinsung,  in  den  Kategorien  von 
50  fl.,  10  fl.,  5fl.,  2fl.  und  1  fl.  ohne  Verzinsung  Statt;  gegen 
diese  Reichsschatzscheine  mussten  im  Laufe  des  Jahres  1851  sämmt- 
liche  Spercentigen  C!entral-Gasse-Anweisungen  und  die  Anweisungen 
auf  die  ungrischen  Ländeseinkünfle,  dann  die  Reichsschatzscheine 
vom  1.  Januar  1850  eingelöst  und  allmählich  ausser  Umlauf  ge- 
bracht werden.' 

Das  durch  das  Ausströmen  der  österreidiischen  Münzsorten  in 
das  Ausland  veranlasste  Verbot  der  Ausfuhr  der  österreidiischen 
Gold-  und  Silbermünzen*  musste,  weil  es  nicht  vollkommen 
wirksam  gemacht  werden  konnte,  wieder  aufgehoben  werden.^ 
i^um  Behufe  der  Erleichterung  des  kleben  Verkehres  wurde  im 
Jahre  1848  die  Ausprägung  von  Sechskreuzerstücken  als 
Scheidemünze  (die  feine  Wiener  Mark  zu  27  fl.  in  Scheidemünze 

*  lünist.  Eriass  vom  7.  August  1849. 
'  Hinist,  firlass  vom  16.  Juni  1850. 
'  Minist.  Erlass  vom  19.  December  1850. 

«  Hinist  Verord.  vom  2.  und  4.  April,  19.  Juni,  24.  Juli,  17.  De- 
cember 1848  und  17.  Januar  1849. 

^  Hinist.  Erlass  vom  10.  September  1849. 
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au^emfinzt)  veranlasst'  und  im  Jahre  1849  abermals  eine  solche 
Ausprägung,  jedoch  mit  der  Aenderung  veranstaltet,  dass  in  336 
Stttcken  der  neuen  Sechskreuzerstücke  eine  feine  Wiener  Hark 
Silber  enthalten  ist,  daher  aus  letzterer  33  fl.  36  kr.  ausgemünzt 
werden.*  Da  dessenungeachtet  die  Scheidemünze  aus  dem  Klein- 
Vcrkehre  verschwand,  so  wurde,  um  dem  daraus  entstehenden 
filangel  abzuhelfen,  die  Emission  von  (deutschen)  Münzschei- 
nen  bewilligt,  welche  über  den  Betrag  von  sechs  und  von  zehn 
Kreuzern  zu  lauten  hatten,  bei  allen  Zahlungen  unter  einem  Gul- 
den von  den  öffentlichen  Gassen  als  Conventions-Scheidemünze  an* 
genommen  wurden,  und  deren  Gesammtsumme  5  Millionen  Gulden 
nicht  zu  übersehreiten  hatte.  Nach  drei  Monaten  sollte  deren  serien- 
weise Einlösung  gegen  Scheide-Münze  beginnen.'  Diese  deutschen 
verlosbaren  Münzscheine  wurden  seither  bereits  aus  dem  Umlaufe 
gezogen,  indem  die  Münzscheine  zu  6  kr.  bis  1.  Januar  1854^  und 
jene  zu  10  kr.  bis  1.  Juli  1854*  einberufen  wurden,  nach  welchem 
Termine  dieselben  als  ungiltig  erklärt  sind.  Auch  ungrische 
Münzscheine  zu  10  kr.  und  6  kr.  wurden  unterm  1.  August 
1849  ausgegeben,  die  letzteren  aber  bis  31.  August  1856  einberufen.  ^ 
Zur  Vereinfachung  des  Geldumlaufes  beschloss  sofort  die  Fr- 
nanz- Verwaltung  die  dreipercentigen  Central-Casse-Anweisungen  des 
Jahres  .1849  und  1850,  wie  auch  die  verzinslichen  Reiehsschatz- 
scheine  vom  1.  Januar  1850  und  1.  Januar  1851  aus  dem  Umlaufe 
zu  ziehen,  und  sie  gegen  unverzinsliche  Reichsschatz- 
scheine der  Emission  vom  Jahre  1852  umzuwechseln.^  Auch 
wurde  der  Zwangs- Cours  der  mit  3  Percent  verzinslichen  Reichs- 
schatzscheine mit  1.  Januar  1853  aufgehoben,  und  deren  Umwechs- 
lung  gegen  unverzinsliche  im  Zwangs-Course  befindliche,  oder  nur 
zu  3  Percent  verzinsliche  und  ohne  Zwang  coursirende  Reichs- 
schatzscheine zu  100  fl.,  500  fl.  und  1.000  fl.,  vom  Jahre  1853 
angeordnet. '  Diese  verzinslichen  Reichsschalzscheine  wurden  bald 
gleichfalls   einberufen,    und  statt  derselben   unverzinsliche  Reichs- 

'  Regierungs-Cii'culare  Tom  18.  Septem t>er  1848. 

^  Minist.  Erlass  vom  3.  Juni  1849. 

*  Minist.  ErUss  vom  24.  Juni  1849. 

'  Minist.  Erlass  vom  6.  Juni  1853. 

-^  Minist.  Erlass  vom  1.  Januar  1854. 

"^  Minist.  Erlass  vom  26.  März  1856. 

'  Minist.  Verord.  vom  2,  April  1852. 

^  Minist.  Erlass  vom  3.  August  1852. 
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scbatzscheine  (ohne  dass  jedoch  die  festgesetzte  Gränze  der  mit 
ZwaDgs-Ck)ur8  versehenen  Reichsschatzscheine  überschritten  wurde)^ 
oder,  nach  Wahl  der  Besitzer,  Spercentige  Staats -Central -Gasse- 
Anweisungen  hinausgegeben. ' 

Zur  vollen  Regelung  der  Geldverhältnisse  wurde  im  Jahre  1854 
von  der  Ilnanz- Verwaltung  mit  der  Direction  der  National -Bank 
ein  Uebereinkonteen  abgeschlossen.  Krall  desselben  wurde  das 
gesammte  mit  Zwangs-Cours  im  Umlaufe  befindliche 
Staats-Papiergeld  an  die  National-Bank  übertragen, 
und  .von  ihr  in  Banknoten  umgewechselt.  AUes  mit  Zwangs-Cours 
circulirende  Staats -Papiergeld  wird  binnen  einer  bestimmten  Frist 
eingezogen,  und  es  wird  von  nun  an  kein  solches  me^hr  ausgegeben. 
Die  Staatsverwaltung  haftet  der  National-Bank  ftlr  das  von  letzterer 
übernommene  Staats-Papiergeld,  und  verpflichtet  sich,  bis  zur  voll- 
ständigen Ausgleichung  dieser  Haflungsschuld ,  zur  Entrichtung  einer 
jährlichen  Summe  von  wenigstens  zehn  Hillionen  Gulden  an  die 
Bank,  welcher  zur  Sicherheit  die  Anweisung  auf  die  Zolleinkünfte 
in  der  Art  gewährt  wird,  dafis  aus  der  hierfUr  einfliessenden  Summe 
die  Ernülung  jener  Zahlungsverbindlichkeiteu  unbedingt  bewirkt 
werden  muss.  Die  gemeinschaftlichen  Bemühungen  der  Staatsver- 
waltung und  der  National-Bank  werden  daraufgerichtet  sein,  letz- 
terer die  Mittel  zur  entsprechenden  Vermehrung  ihes  Baarfondes  zu 
verschaffen,  um  ihre  Verbindlichkeit  zur  haaren  Verwechslung  ihrer 
herausgegebenen  Banknoten  alsbald  zu  erftlUen.  Die  Staatsver- 
waltung wird  hierbei  nach  Maas^abe  ihrer  Schuld  au  die  Bank 
kräftig  mitwirken.  Um  bis  zur  wiedereintretenden  Baarzahlung  der 
Banknoten  den  Besitzern  derselben  die  Umwandlung  in  eine  in 
Silber  verzinsliche  Schuld  möglich  zu  maöhen,  sollen  durch  Ver- 
mittlung der  Bank  in  Silber  vemnsliche  Staats-Schuldverschreibun- 
gen gegen  Einlage  von  Banknoten  ausgegeben  werden  (von  wel- 
chem Zugeständnisse  indess  bisher  kein  Gebrauch  gemacht  wurde). 
Die  Staatsverwaltung  wird  ein  verständlich  mit  der  National-Bank 
die  noch  im  Umlaufe  befindlichen  Einlösung»-  und  Anticipations- 
Scheine  einberufen ,  und  sie  ganz  ausser .  Umlauf  setzen.  *  Vom 
1.  November  1856  an  darf  kein  Staats -Papiergeld  von  den  seit 
1848  ausgegebenen  Gattungen  (die  ungrischen  Münzscheine  zu 
10  kr.  abgerechnet)  zur  Zahlung  verwendet  oder   umgewechselt 

i  Minist.  Erlass  vom  11.  October  1853. 
'  Minfst.  Erlass  vom  23.  Februar  1854. 
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werden.  '  HierduToh  wurde  der  ganze  Papiergeld-Umlauf  auf  ^ 
einadges  mit  Zwangs-Courg  circulirendes  Geldzeichen  zurückgeAlhrt, 
und  durch  Anbahnung  der  Baarverwechslung  der  Banknoten  auch 
der  ordnungsmässige,  Zustand  dieses  Bankpapieres  vorbereitet. 

Endlich  konnte  der  Zwangs- Cours.  desselben  bereits  so  weit 
beschränkt  werden,  dass  Darleihen,  welche  vom  13.  Februar 
1856  an  in  klingender  Münze  gegeben  werden,  von  dem  Schuldner 
im  Falle  einer  dahin  lautenden  Verabredung  auch  in  solcher  MOn^ 
verzinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen.  ' 

Zum  Zwecke  der  Fundirung  der  neu  entstandenen  Staatsschuld 
und  ihrer  allmählichen  Abtn^ng,  so  wie  zUr  Bestreitung  der  Staats- 
bedürfnisse, welche  in  anderer  Weise  ihre  Deckung  nicht  landen, 
dienten  die  verschiedaien  in  dieser  Periode  aufgenommenen  Staats- 
anlehen. 

Unterm  22.  September  1849  wurde  ein  4y3pero6ntiges  Staats- 
aniehen  mit  dem  Nominal- Betrage  von  71  Millionen  Oulden 
im  Wege  der  freiwilligen  Subscription  eröfihet;  der  Emissions-Preis 
war  85  fl.  f%ir  lOO  fl.  Nominal-Betrag,  die  geringste  Subscriptions- 
Summe  war  1.000  fl.,  und  es  wurden  dabei  5percentige  und  3per- 
centige  Casse-Anweisungen,  sowie  die  Partial-Hypothekar-Anweisun- 
gen  für  baares  Geld  angenommen.  Bis  15.  Juli  1850  musste  die 
letzte  Rate  dieses  Anlehens  eingezahlt  sein.*  .  Die  eingezahlte 
Summe  betrug  60'/2  Million  Gulden. 

Femer  wurde  den  auswärtigen  Besitzern  der  in  Bank -Valuta 
verzinslichen  Metalliques  die  Wahl  eingeräumt,  die  fälligen  Ck)U- 
pons,  Zinsen-Quittungen  und  Lotto-Lose,  statt  sie  einzucassiren,  in 
5percentige  Obligationen  umzuwandeln,  deren  Zinsen  in  Silber  ge- 
zahlt werden.  *  Durch  diese  Convertirung,  welche  bis  zum 
20.  September  1851  fortgesetzt  wurde,  ist  eine  Schuld  bis  zum 
Belaufe  von  32  Millionen  Gulden  erwachsen. 

Behufs  der  Einlösung  der  Tresor -Scheine,  deren  Umlauf  in 
dem  stets  an  Metallwährung  gewöhnten  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  mannigfache  Verwicklungen  herbeizog,  so  wie  behufs 
der  ausserordentlichen  durch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Landes 
verursachten  Auslagen,  stellte  sich  die  Nothwendigkeit  heraus,  in 

*  MiiÜBt.  Eiiass  vom  26.  März  1856. 

^  Kais.  Verordn.  vom  7.  Februar  1856. 

*  Minist.  Erlass  vom  14.  September  1849. 

*  Miuist  Erlass  vom  14.  Juli  1849. 
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dem  gedachten  Königreiohe  ein  Anlehen  von  mindestens  120  Millionen 
Österreichiflcher  lire  auszaschreiben ,  wdckes  auch  zum  grösseren 
Theile  unter  YermitÜung  der  Provinzen  zu  Stande  gebracht  wurde. 

In  Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  26.  Mäiz  1850 
wurde. nämlich  mittelst  NotUication  des  Civil-  und  Hilitär-Gouver- 
nements  zu  Verona  vom  16.  April  1850  ein  freiwilliges  An- 
lehen von  120  bis  150  Millionen  österreichischer  Lire  ausgeschrie- 
ben, welches  zum  Zwecke  hatte,  theils  die  Tresor-Scheine  (viglietti 
del  tesoro)  aus  der  Circulation  ^u  ziehen,  theils  die  Bedürfiiisse 
des  gesteigerten  Staatsaufwandes  (wozu  auch  die  Kosten  der  wieder 
aufgenommenen  Eisenbahnbauten  gehörten)  zu  decken.  Die  Ein- 
zahlung konnte  zur  Hälfte  in  Tresor -Scheinen,  zur  Hälfte  in  klin- 
gender Münze,  mit  gewissen  Bonificationen,  geleistet  werden.  Als 
Deckung  wurden  zu  5  Percent  verzinsliche,  auf  den  lombardisch- 
venezianischen  Monte  inscribirte  Obligationen,  über  Beträge  zu  100, 
300,  900,  1.500  und  3.000  österreichischen  lire  lautend,  ausgege- 
ben^ deren  Capital  im  Laufe  von  25  Jahren,  vom  Jahre  1853  an- 
gefangen, daher  bis  einschliesslich  1877,  im  vollen  Nennwertiie 
und  in  klingender  Münze  im  Wege  der  Verlosung  zurückzuzahlen 
ist.  Da  indess  die  freiwilligen  Subscriptionen  nicht  den  gewünsch- 
ten Erfolg  hatten,  indem  hierauf  nicht  volle  13  Millionen  Lire  ge- 
zeichnet und  12%  Millionen  Lire  (zur  Hälfte  in  klingender  Münze 
und  zur  anderen  Hälfte  in  Tresor  -  Scheinen)  eingezahlt  worden 
wateQ,  so  wurde  mittelst  Notiflcationen  vom  25.  November  1850 
der  Zwangsweg  eingeschlagen,  und  das  Abgängige  nach  Tan- 
genten repartirt,  in  dessen  Folge  84'/,  Millionen  Lire  subscribbrt, 
und  hierauf  (mit  theilweisen  Nachsichten  ftlr  jene  Provinzen,  welche 
nunmehr  noch  ihre  Tangenten  mittelst  freiwilliger  Subscription 
deckten)  60  MilUonen  Lire  in  Silber  und  21%  Million  in  Tresor- 
Scheinen,  sohin  im  Ganzen  81'/«  Million  Lire  (27  Millionen  Gul- 
den} eingezahlt  worden  sind,  womach  eine  Total-Subscription  von 
97%  Million  Lire  (32%  Million  Gulden)  und  die  Gesammteinzah- 
lung  von  94  Millionen  Lire  (31%  Million  Gulden)  sich  ergibt 

Da  auf  diesem  Wege  die  vollständige  Einziehung  der  Tresor- 
Scheine  nicht  erzielt  werden  konnte,  so  wurde  hinsichtlich  des 
Restes  der  in  Umlauf  gebliebenen  Tresor -Scheine  mittelst  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  11.  April  1851  *  die  Conversion  in 
eifie  5percentige  fundirte  Schuld    beschlossen,    und  hierfür  theils 

*  Erlass  des  Finanz-Mi nisteriums  vom  23.  Mai  1851. 
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Obligationen )  theite  Carielle  des  loiBbardMeh-venerianieehen  Ifonte 
etnittirt,  welche  Umstaltungs-Operation  bis  31.  October  1856  beendet 
sein  muss.  '  Auf  diese  Weise  wurden  vom  Mai  1861  angeÜBUigen 
bis  Ende  April  1855  an  Tresor -Scheinen  in  runder  Summe  31% 
Million  österreichische  lire  ausser  Umlauf  gezogen,  und  zur  Ver- 
brennung abgegeben.  Hierdurch  verschwanden  die  Tresor-Scheine 
faßt  gfinzlich  aus  der  CÜreuktion,  da  sich  Ende  Februar  1855 
.hiervon  nur  noch  ftlr  374.000 Lire  im  Umlaufe  und  i^r  641.000  lire 
in  den  öffentlichen  Gassen  befanden.  Die  durch  diese  Conversions- 
Maassr^el  hervorgegangene,  auf  den  Monte  gewiesene,  mit  Oblir 
gaüonen,  Certellen  und  Certificaten  bedeckte  Schuld  beträgt  mit 
Inbegriff  der  liquidirten  Zinsen  zu  3  Percent  und  5  Percent  bis  Ende 
April  1855  im  Capitale  31'/^  Millionen  österreichische  lire. 

Diese  Schuld  erhält  noch  dadurch  einen  Zuwachs,  dass  laut 
Finanz-Ministerial-Erlasses  vom  23.  Februar  1854  Forderungen 
aus  dem  Titel  von  Entschädigungen  fUr  die  Expropriation  und 
die  Benützung  von  Privat'- Eigenthum  aus  Anlass  fortificatorischer 
Anlagen  und  der  im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  in  den 
Jahren  1848  und  1849  stattgefendenen  Kriegs-Operationen,  welche 
an  Capital  und  Zinsen  auf  ungefiihr  4  Millionen  Lire  veranschlagt 
wurden,  nach  Maassgabe  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
2.  October  1853  mit  5percentigen  Cartelien  des  Monte  berichtigt 
werden  sollen.  Die  diessitlllige  Liquidation  ist  im  Grange  und  für 
einen  Theil  sind  bereits  Emissionen  von  Garteilen  und  Certificaten, 
und  zwar  vom  September  1854  bis  Ende  April  1855  für  eine  Ca- 
pitals-Summe  von  1%  Million  lire,  erfdgt.  Ausserdem  ist  hierher 
gemäss  Allerhöchster  Entschliessung  vom  7.  März  1851  ^  die  aus 
Anlass  der  Einlösung  der  Mailand-Monza-Comer  Eisenbahn 
entstandene  (späterliin  näher  zu  erwähnende)  Schuld  von  2i^530.000 
Gulden  zu  rechnen. 

i>ieser  Passiven-Complex  bildet  die  neue  seit  dem  Jahre  1850 
entstandene  Monte-Schuld. 

Unterm  9.  Mai  1851  wurde  ein  5percentiges  Anlehen  von 
85  Millionen  Gulden  im  Wege  freiwilliger  Einsahinngen  mit  der 
Bestimmung  eröffnet,  dass  von  den  auf  dasselbe  in  Papiergeld  oder 
in  Silbermttnze  eingehenden  Beträgen  wenigstens  zwei  Dritttheile  zur 
Einziehung  und  Fundirung  des  im  Umlaufe  befindlichen  verzinslichen 

'  Hinst.  Erlass  vom  26.  März  1856. 

'  Fiiianz-liinisterial-£rla86  vom  26.  Juni  1851. 
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und  UDvendnslioheii  Staatspapiergeldea  verwendet  werden  sollen. 
Der  geringste  Sub8cription&-Betrag  wurde  mit  1.000  fl.  bemessen, 
die  Schuldverschreibungen  wurden  über  1.000,  500  und  100  fl. 
ausgestellte,  in  die  Serie  A  mit  der  Verzinsung  im  Inlande  (in 
Bank- Valuta) )  nnd  in  die  Serie  B  mit  der  Verzinsung  in  Amster- 
dam, Frankfurt  am  Hain,  Paris  und  Brüssel  in  dortigem  Gelde 
(somit  in  Silber)  eingereiht,  die  Einzahlungen  für  erstere  mit.  95  fl. 
und  für  letzere  mit  100  fl.  in  österreichischer  Bank^ Valuta  für  je 
100  fl.  Obligationen  bestimmt,  und  diese  Einzahlungen  auf  zehn 
gleiche  Raten  vertheilt,  deren  letzte  auf  den  1.  September  1852 
fiel.  t)en  Subscribenten  auf  Schuldverschreibungen  der'  Sbrie  A 
wurde  zugestanden,  dass  ihnen  gegen  Entrichtung  eines  haaren 
Betn^es  von  2  fl.  30  kr.  für  jedes  Hundert  des  Nominal-Werthes 
dieser  Schuldversdireibungen  der  doppelte  Betrag  in  2%percentigen, 
im  Inlande  verzinslichen  Staats-Schuldverschreibungen  erfolgt  werde. 
Die  Subscription  wurde  am  9.  September  1851  eröffnet  und  am 
27.  Sisptemher  1851  geschlossen,  und  an  den  Einzahlungs-Preisen 
Deigenigen,  welche  bis  zum  16;  September  subscribirten,  einNach- 
lass  von  zwei  Percenten,  jenen  aber,  welche  bis  zum  23.  September 
subscribbrten ,  ein  Nachlass  von  einem  Percente  des  Nominal-Betrages 
der  Subscription  bewilligt  Bei  Einzeichnungen,  welche  50.000  fl. 
überstiegen,  wurde  ausser  dem  oben  g^;ebenen  Nachlasse  noch 
y\  Percent  Provision  zugestanden.  Für  Diejenigen,  welche  die 
Anlehens-Einzahlungen  oder  die  Aufzahlungen  zur  Erlangung  2y3per- 
centiger  Obligationen  in  klingender  Münze  zu  leisten  wünschten, 
wurde  zum  Maassstabe  des  Betrages-,  welcher  (anstatt  in  öster- 
reichischer Bank-Valuta)  in  klingender  Münze  einzuzahlen  war,  der 
Cours  auf  Augsburg  angenommen.  Weiters  wurde  den  Besitzern 
von  niederösterreichisch-,  oberösterreichisch-  und  steirisch-ständischen 
Domestical-Obligationen  das  Recht  eingeräumt,  diese  Obligationen, 
jedoch  nicht  unter  einem  Betrage  von  1.000  fl.,  in  Staats-Schuld- 
verschreibungen der  Serie  A  umzutausdien,  wobei  bestimmt  wurde, 
dass  für  je  l.(XX)  fl.  Obligatbnen  der  Serie  A  Domestical- Obliga- 
tionen für  1.000  fl.  zu  erlegen  seien,  und  dass 

für  Speroentige  Obligationen      .:....    3Ti  fl. 
^    2^L      ^  ^  465  ^ 

ond  „    a        «  „  558  , 

an  Aufzahlung  zu  leisten  sei.  Denjenigen,  die  auf  diese  Weise 
einen  höheren  Betrag  als  50.000  fl.  subscribirten,  wurde  eine  Pro- 
vision von  einem  halben  Percente  zugestanden.    In  Fol^  der  ober- 
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wähnten  Verfügung  wurden  Domestica)- Obligationen,  in  runder 
Summe  ausgedrückt, 

zu  5  Percent  im  Betrage  von    ....    2,176.000  fl. 

T)3       T)        fl         rt         n      '    '    '    '    2^087.000  „ 

V   ^>2     1)         n  AT)'**'     5,156.000  „ 

n    ^        n  fl  fl  fl       •     •     •     •        400.000  „ 

getilgt.  Die  hierdurch  neu  erwachsene  Schuld  betr£^,  in  runder 
Summe  au^edrttckt,  in  Obl^ationen  der  Serie  A  58  Millionen,  in 
jenen  der  Serie  B  18  Millionen,  und  in  2'/,peroentigen  Obligationen 
17  Millionen  Gulden.  Die  Einzahlungen  betrugen  SO'/^  Million  und 
nach  Abschlag  der  Obligationen  76  Jffillionen  Gulden. 

Ein  weiteres  im  Wege  der  freiwilligen  Einzahlungen  aufzu- 
bringendes Spercentiges  Staats-Anlehen  von  80  Millionen 
Gulden  wurde  am  9.  September  1852  eröffnet.  Das  Anlehen  sollte 
zu  folgenden  Zwecken  verwendet  werden:  mit  15  Millionen  zu 
Zahlungen  an  die  laut  Vertrag  vom  23.  Februar  1852  in  11%  Million 
zusammei^ezogene,  inzwischen  auf  70  Millionen  verminderte  Schuld- 
masse an  die  National-Bank,  mit  25  Millionen  zur  Verminderung 
des  umlaufenden  StaatsiPapiei^eldes,  mit  20  Millionen  zu  Eisen- 
bahnzwecken,  und  mit  dem  Ueberreste  zu  allgemeinen  Staatserfor-. 
demissen.  Das  Anlehen  wurde  zu  dem  Emissionspreise  von  95  fl. 
für  je  100  fl.  Obligationen  hinausg^eben,  die  Obligationen  wurden 
im  Betrage  v<m  100  fl.,  500  fL,  1.000  üy  5.000  fl.  und  10.000  fl. 
ausgefertigt,  und  der  geringste  Subscriptions-Betrag  machte  1.000  fl. 
aus.  Bei  der  Eünzeichnung  von  mindestens  einer  halben  Million 
Gulden  wurde  ein  Percent  Provision  zugestanden^  bis  15.  September 
1853  hatte  die  letzte  Rate  der  Subscription  eingezahlt  zu  werden. 
Uebrigens  wurde  auch  den  Subscribenten  auf  dieses  Anlehen  zuge- 
standen ,  gegen  Entrichtung  eines  baaren  Betrages  von  2  fl.  30  kr. 
Gonv.  Münze  für  jedes  Hundert  Gulden  des  Nominal-Betrages  der 
5percentigen  Schuldverschreibungen,  den  doppelten  Betrag  in  2y3per- 
centigen  zu  verlangen.  Die  aus  den  bewirkten  Einzahlungen  erwach- 
sene Schukl  beträgt  in  runder  Summe  zu  5  Percent  77  Millionen 
und  zu  2y,  Percent  11  Millionen  Gulden.  Die  Einzahlung  hierauf 
belief  sich  auf  nahe  an  79  Millionen  Gulden. 

Inzwischen  drängten  die  durch  die  grossen  Truppen -Aufstel- 
lungen sich  mehrenden  Staats-Bedürfnisse  zur  Auffindung  von  neuen 
Mitteln  ihrer  Befriedigung.  Demnach  wurde  am  7.  März  1854  ein 
Anlehen  von  fünfzig  Millionen  Gulden  im  Wege  der  frei- 
willigen Einzeichnung  eröfihet   Der  Emissionspreis  betrug  je  90  fl. 
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für  je  100  fl.  in  Obligationen.  Die  Staatoschuld-Venchieibiingen 
wurden  über  einen  Betrag  von  250  ü*  aasgestelU,  und  mit  4  Peroent 
verzinst  Die  Rückzahlung  erfolgt  binnen  50  Jahv^,  vom  90.  Juni 
1855  beginnend,  und  zwar  mittelst  der  Grewinne,  welche  nach 
einem  beigefügten  Verlosungsplane  auf  die  verlosten  Staats-Schuld- 
verschreibungen  entfallen,  und  deren  mindester  Betrag  sich  auf 
300  fl.,  der  höchste  sich  auf  200.000  fl.  steUt  Die  letzte  R4te  der 
Einzahlung  verfiel  am  1.  Mftrz  1855,  '  Der  Ertrag  dieses  Anlehens 
machte  45  Millionen  Oulden  aus. 

Zur  Bestreitung  der  Silberzahlungen  im  Auslande  hatte  die 
Finanz- Verwaltung  bereits  im  Jahre  1852  in  London  und  Paris 
durch  das  Haus  Rothschild  ein  in  englischer  Währung  (in  Pfund 
Sterling)  ausgefertigtes  An lehen  von  3'/,  Million  Pfund  Ster- 
ling oder  35  Millionen  Gulden  aufgenommen,  von  welchem  jähr- 
lich 2  Percent,  durch  Verlosung  bestimmt,  haar  zurückbezahlt 
werden  sollten;  der  Emissionepreis  war  90.  Im  Monate  Mai  des 
Jahres  1854  wurde  in  Frankfurt  am  Main  und  Amsterdam 
durch  Vermittlung  des  Hauses  Rotlisehild  ein.  Subscriptions- 
Anlehen  in  Silber  zu  dem  gleidien  Betrage  von  35  Millionen 
Gulden  eröf&et,  woftbr  der  Emissionspreis  von  75  bestimmt  wurde. 
Beide  Anlehen  brachten  nach  Abschlag  einiger  Abrechnungen  die 
Summe  von  53*/!  Million  m  Silber  ein. 

Durch  die  ausserordentlichen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  war 
nicht  nur  ein  Missverhältniss  zwischen  den  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Staates  herbeigeführt,  sondern  auch  eine  sehr  nachtheilig 
einwirkende  Entwerthung  der  Landesmünze  hervorgerufen  worden. 
Zwar  wurden  durch  die  einheitliche  Gestaltung  der  Monarchie  die 
Quellen  einer  nachhaltigen  ökonomischen  und  finanziellen  Kräfiigung^ 
des  Staates  erschlossen,  und  die  Staatseinnahmen  sind  in  stetiger 
Zunahme  begriffen.  Allein  die  Ausgaben  für  die  beschleunigten 
Eisenbahnanlagen,  sowie  die  durch  die  Rücksichten  für  die  eiu-o- 
päisdie  Machtstellung  und  Würde  des  Reiches  wiederholt  unver- 
meidlich gewordene  Aufstellung  von  bedeutenden  Heereskräften, 
hatten  die  Staatsfinanzen  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
genommen,  so  dass  die  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  angeord- 
neten Maassregeln  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte 
und  im  Geldwesen  '  ihre  Wirkung  bisher  nicht  in  vollem  Maasse 

'  Minist.  Erlasd  vom  4.  März  1854. 

'  Kaiserl.  Patente  vom  28.  Juni  1849  und  vom  (5.  Mai  1851. 
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geltend  machen  konnten.  Die  in  der  neuesten  Zeit  in  den  sfldlieheh 
Orftnzländern  des  Reiches  eingetretene  bedrohlidie  Gestaltung  der 
politischen  Verhältnisse,  und  die  hierdurch  sur  Wahrung  der  Ehre 
und  der  ernstesten  Interessen  der  Monarchie  nöthig  gewordenen 
militärischen  Entwicklungen  nahmen  ausserdem  die  Finanz-Kräfte 
des  Staates  in  bedeutenden  Anspruch.  Unter  diesen  Verhältnissen 
erschien  es  durch  die  dringendsten  Racksichten  der  allgemeinen 
Wohldährt  geboten,  eine  weittragende  und  um&ssende  Maassregel 
zu  ergreifen,  welche  geeignet  wäre,  einerseits  die  Entwerthung 
der  Landesmünze  zu  beheben,  i|nd  andererseits  die  Mittel  zu  der 
Bedeckung  der  ausserordentlichen  Bedürfnisse  zu  schaffen.  In  der 
Ueberzeugung,  dass  bei  einer  solchen  Maassregel  die  wichtigsten 
Interessen  der  Unterthanen  betheiligt  sind  und  demnach  die  sicherste 
Bürgschaft  ftlr  derea  Zustendekommen  in  ihrem  werkthätigen  Zu« 
sammenwirken  gelegen  ist,  verordnete  Seine  k.  k.  Majestät  die 
Auflegung  eines  freiwilligen  Anlehens,  dessen  Ertrag  zu  den 
gedachten  Zwecken  zu  verwenden  sein  wird,  und  .wobei  Jeder 
sich  nach  seinen  Kräften  betheiligen  möge.  Seine  Majestät  hegte 
die  Zuversicht,  dass  die  Unterthanen  diesem  an  sie  ei^ehenden. 
Rufe  mit  der  zu  jeder  Zeit  bewährten  Vaterlandsliebe  bereitwilligst 
entsprechen,  und  in  Beherzigung  der  Gemeinnützigkeit  und  Wich- 
tigkeit der  hierbei  angestrebten  Zwecke  durch  lebhafte  und  aus- 
giebige BetheiKgung  an  diesem  Anlehen  sowohl  das  Beste  der  Ge- 
sammtheit  als  die  eigenen  Interessen  kräftigst  zu  fordern  bemüht 
sein  werden.  Demnach  wurde  verordnet,  dass  ein  Anlehen  im 
Betrage  von  mindesteps  350  und  höchstens  500  Millionen  Gulden 
auf  dem  Wege  einer  im  ganzen  Umfange  der  Monarchie  zu  eröff- 
nenden Subscnption  mit  dem  Emissionspreise  von  95  fl.  ftlr  100  fl. 
Staats -Schuldverschreibungen  aufgelegt  werden  solle,  welches  mit 
5  Percent  in  Silber-  oder  Goldmünze  zu  verzinsen  ist.  Die  Ein- 
zahlung war,  je  nach  dem  Erfolge,  auf  3,  4  oder  5  Jahre  in  der 
Art  zu  vertheilen,  dass  in  jedem  Jahre  zehn  gleiche  und  von  einan- 
der gleich  nahe  abstehende  Raten  festgesetzt  würden.  *  Diesef 
Subcriptions- Anlehen  wurde  am  20.  Juli  1854  eröffiiet;  die  Obliga- 
Honen  lauten  auf  Betröge  von  20  fl.,  50  fl.,  100  fl»,  500  fl.,  1.000  fl., 
5.000  fl.  und  10.000  fl.,  und  der  geringste  Subscriptions-Betrag  ist 
20  fl.  Die  Theilnahmc  wurde  durch  die  Ermächtigung  aller  öffent- 
lichen  Gassen    zur    Annahme    der    Subscnption    und    durch    die 

<  Kaiserl.  Patent  vom  26.  Juni  1854. 
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Annähine  de^  vorzüglichsten  Privat- Werthpapiere  ab  Gaütion  erleich- 
tert. Da  in  kürzeBter  Zeit  kein  Staata-Papiergeld  mehr  bestehen  wird, 
und  die  Wiederherstellung  des  vollen  Werthes  der  Landeswährung 
nunmehr  von  der  Zurückzahlung  der  Schuld  des  Staates  an  die 
österreichische  National-Bank  abhängt,  so  sollte  beim  Schlüsse  der 
Subscription  der  Bank  eine  Summe  überwiesen  werden,  welche 
hinreicht,  um,  in  Verbindung  mit  den  (beiläufig  SVi  Million  Gulden 
jährlich  betragenden)  normativen  Tilgungen  an  der  ältesten  Schuld 
und  mit  den  Zahlungen  von  10  Millionen  Gulden  jährlich  aus  dem 
Ertrage  der  Zölle  laut  des  Uebereinkommens  vom  23.  Februar 
1854,  die  gesammte  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  inn^halb  der 
Einzahlungs- Periode  auf  das  Anlehen  bis  zu  dem  Betrage  von 
80  Millionen  herabzumindern.  Dagegen  werde  die  National-Bank 
so  früh  als  möglich  innerhalb  dieser  Einzahlungs-Periode  verhalten 
werden,  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  Metalhnünze  wieder  auf- 
zunehmen. *  Mehrfache  Erleichterungen  behufs  der  Subscription 
und  Einzahlung  auf  das  Anlehen  wurden  den  Beamten,  welche  von 
der  Caution  entbunden  würden,  die  Ein^lungen  durch  Abzüge 
von  ihren  Monatsgehalten  leisten  konnten,  und  im  Falle  ihrer  Pen- 
sionirung  oder  Dienstes-Ausscheidung  von  der  Einzahlung  theilweise 
oder  ganz  enthoben  wurden, '  den  Grundherren  in  den  ehemals 
upgrischen  Ländern,  welche  zu  diesem  Behufe  Vorschüsse  auf  ihre 
Urbarial- Bezüge  erhielten, '  den  Besitzern  landesfürstlicher  Lehen 
und  Fideicommisse,  Welche  ihr  volles  Dritttheil  belasten  konnten,  * 
den  Vormündern  und  Curatoren,  den  Gemeinden  und  C!orporatio- 
nen,  den  Verwaltern  der  öffentlichen  Anstalten  und  Fonde,  welche 
die  zur  Eingehung  solcher  Verpflichtungen  erforderliche  hohe  Er- 
mächtigung vorhinein  erhielten,^  zugestanden.  Besonders  wichtig 
erscheint  die  Bestimmung,  dass  die  nicht  länger  als  Ein  Jahr  ver- 
fallenen Coupons  der  auf  Ueberbringer  lautenden  Obligationen  dieses 
Anlehens  bei  allen  öffentlichen  Gassen  des  Reiches  ausbezahlt,  so 
wie  auch  als  Steuereinzahlung  angenommen  werden  sollen.  *  Der 
ursprünglich  auf  den  19.  August  festgesetzte  Termin  zum  Schlüsse 


*  Minist.  Erlass  vom  5.  Jali  1854. 

''  Minist.  Erlässe  vom  6.  und  12.  Juli  1854. 

*  Minist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

*  Minist.  Erlässe  vom  6.  und  17.  Juli  1854. 
*'  Minist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

'  Minist.  Eriass  vom  13.  Juli  1854. 
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der  Bttbflcription  wurde  bis  Ende  August  verlängert,  *  und  nachdem 
die  Subscription  bereits  die  Summe  von  450  Millionen  überstiegen 
hatte,  wurden  die  Raten  der  Einzahlung  auf  fünf  Jahre  vertheilt.  * 
Bei  der  cassemässigen  Behandlung  der  Einzahlungen  und  bei  Er- 
folgung der  Schuld -Yerschreibungen  wurden  mehrfache  Erleichte- 
rungen gestattet '  Das  Endergebniss  der  Subscription  beUef  sich 
auf  (|ie  unerwartet  hohe  Summe  von  506,788.477  fl.,  wovon  in 
runder  Summe  entfielen  auf: 


Millionen 

Oesterreich  unter  derEnns 

mit  Wien 108O 

Ungern 843 

Böhmen      ......  70-8 

Lombardie 380 

Mähren 30^ 

Venedig 24-6 

Küstenland  mit  Triest .    .  22*1 

Galizien 20-3 

Wojwodschaft  und  Banat  20*2 

Oesterreich  ob  der  Enns  17-1 


Millionen 

Tirol  und  Vorarlbei^  .    .  11*4 

Steiermark 11-4 

Militärgränze  und  kaiserl. 

königl.  Armee     .     .    .  8*2 

Schlesien 6*3 

Kroatien  und  Slavonien    .  5*6 

Krain     .......  4*7 

Kämthen 2*9 

Bukowina 2*8 

Salzburg     ......  2-4 

Dalmatien 1*6 


Siebenbürgen 13*5 

Die  Einzahlungen  bis  Ende  October  1855  ergaben,  ungerechnet 
die  sofort  zu  erwähnenden  an  die  National-Bank  überwiesenen  Be- 
träge, 163  Mfliionen  Gulden. 

Aus  den  Erträgnissen  des  Anlehens  sollte  die  gesammte  Schuld 
dea  Staates  an  die  National-Bank  bis  zum  24.  August  1858  auf 
80  Millionen  Gulden  herabgemindert  werden.  Derselben  werden 
bis  zum  24.  August  18S8  nach  den  bestehenden  Verträgen  zur 
Tilgung  der  ältesten  Schuld  des  Staates  zuffiessen  13,629.334  fi.; 
ebenso  sollten  laut  Uebereinkommens  vom  23..  Februar  1854  «us 
den  Erträgnissen  der  Zölle  40  Millionen  (wovon  10  Millionen  bereits 
abgezahlt  wurden),  zusammen  53,629.334  fl.  An  die  National-Bank 
abgetragen  Werden.  Da  die  gesammte  Schuld  des  Staates  an  die 
National-Bank ,  mit  Inbegriff  der  Haftungsschuld  für  das  eingelöste 
Papiergeld,  268  Bfillionen  beträgt,  so  war  ausser  obigem  Betrage 
noch  die  Summe  von  134^500.000  fl.  erforderlieh.    Zur  Abzahlung 


*  Hinist.  Erlass  vom  19.  Augnst  1854. 
'  Hinist.  Erlass  vom  31.  August  1854. 
"  Hinist.  Erlass  vom  25.  September  1854. 
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derselben   wurden   von    den   Ertragnissen   des  I^atipnal  -  Anlehens 
überwiesen : 

1.  jene  der  Subecriptionen  bei  der  National-Bank 

und  ihren  Filialen  in  den  Kronlftndem      .    .    52,000.000  fl. 

2.  jene  der  Subscriptionen  bei  allen  Staatscassen 

in  Oesterreich  ob  der  Enns 16,600.000  ^ 

3.  dessgleichen  in  Böhmen 53,000.000  y, 

4.  ^  ,,  Mähren 29,000.000  „ 

5.  ^           „  dem  Pest-Oftier  Verwaltungs- 
gebiete üngem's 22,000.000  „ 

172,500.000  fl. 
hiervon  ab  die  durch  Staatsbeamte  mit  den  ihnen 

ertheitten  Begtlnstigungen  subscribirten  Beträge      4,500.000  fl. 

i68^.Ö()ÖT. 

Die  bezüglichen  Schuldverschreibungen ,  auf  welche  bis  24.  Au- 
gust 1858  mindestens  142,801.000  fl.  eingezahlt  sein  müssen,  wurden 
im  October  1854  der  National-Bank  zur  Zumittlung  an  die  Subscri- 
beuten  übergeben.  Nach  Begleichung  der  Schuld  von  134,500.000  fi.- 
wird  der  Ueberschuss  der  Einzahlungen  von  der  National-Bank  an 
die  Finanz -Verwaltung  abgeführt  Die  Bank  wird  verhalten,  an 
einem  durch  das  Finanz-Ministerium,  nach  Einvernehmen  der  Bank- 
Direction,  zu  bestimmenden-,  möglichst  frühen  Termine,  innerhalb 
des  Zeitraumes  der  erwähnten  Rückzahlungen ,  die  Einlösung  ihrer 
Noten  mit  Metallmünze  wieder  aufzunehmen.  * 

Diese  Bestimmungen  erlitten  durch  die  nachfolgenden  Thatsachen 
und  Verdnbarungen  insoweit  eine  Modification,  als  einerseits  zur 
Bestreitung  der  Heeresbedürfnisse  auf  Rechnung  der  nachfolgenden 
Einzahlungen  auf  das  National-Anlehen  von  der  National-Bank  In- 
terimal- Vorschüsse  von  80  Millionen  und  sohin  von  weiteren  20  Mil- 
lionen Oulden  (welche  letztere  durch  Einlegung  von  Staats-Schuld- 
verschreibungen im  Betrage  von  30  Millionen  Gulden  gedeckt  wurden) 
entnommen  werden  mussten,  andererseits  aber  die  Finanz- Verwal- 
tung durch  das  nachstehend  umständlich  erwähnte  Uebereinkommen 
eine  energische  Maasenahme  zur  Regelung  aller  Verhältnisse  zwi- 
schen der  Staatsverwaltung  und  der  National-Bank  in  Ausführung 
brachte. 

Da  die  Forderung  der  privilegirten  österreicliischen  National- 

*  Minist.  Erlass  Yom  31.  August  1854. 
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Bank  an  den  Staat  aus  dem  Titel  der  Einlösung  des  Wiener-Wäh: 
rung-Papiei^ekies  durch  die  system-mässige  monatliche  Tilgungs- 
Quote  berichtigt,  die  weitere  Forderung  aus  der  Einlösung  der 
Reichsachatzscheine  aber  duh^h  die  an  die  privilegirte  österreichische 
National  -  Bank  überwiesenen  Zuflüsse  aus  dem  Erträgnisse  des 
National- Anlehens  gedeckt  wird,  so  handelt  es  sich  zur  gänzlichen 
Tilgung  der  Schuld  des  Staates  an  die  National-Bank  um  die  Summe 
von  155  Millionen  Gulden,  von  welchen  65  Millionen  den  Rest  der 
aus  dem  Uebereinkommen  vom  23.  Februar  1852  bezifferten  Schuld 
von  71,500.000  Gulden  büden  und  100  Millionen  Gulden  aus  den 
sdtheib  geleisteten  Interimal- Vorschüssen  von  80  und  20  Millionen 
herrühren.  Um  bezüglich  dieses  Betrages  von  155  Millionen  die 
Rückzahlimg  einzuleiten  und  gehörig  zu  sichern,  werden  in  Folge 
Allerhöchster  Entschliesung  vom  12.  Octobef  1855,  mittelst  Ver- 
trages zwischen  dem  Finanz -Ministerium  und  der  National-Bank 
vom  18.  October  1855  Staatsgüter  '  im  Gesammtwerthe  von 
156,485.000  Gulden  der  National-Bank  unter  nachiblQ;enden  Be- 
Stimmungen  überantwortet:  1.  Die  erwähnten  Staatsgüter  bilden 
eine  wahre  nach  allgemeinen  privat -rechtlichen  Nonnen  bestellte 
Hypothek  zur  Sicherstellung  der  Forderung  von  155  Millionen  Gul- 
den, und  der  National-Bank  wird  die  ErmächtiguDg  ertheilt,  zur 
förmlichen  Erwerbung  des  Hypothekar-Rechtes  vorliegendes  Ueber- 
einkommen auf  diese  Güter  in  die  öffentlichen  Bücher  (kostenfrei) 
eintragen  zu  lassen.  2.  Die  National-Bank  wird  die  ihr  Überant- 
worteten Güter  selbst  verwalten  und  die  reinen  Erträgnisse  in  ihre 
Casaen  einfiiessen  lassen,  und  das  Aerar  hat  bis  zur  vollständigen 
Beftiedigung  obiger  Forderung  keinen  Anspruch  auf  die  Erträgnisse 
dieser  Güter.  3.  Die  Verwaltung  der  Güter  kann  der  National-Bank 
vor  gedachter  Befriedigung  nicht  entzogen  werden;  doch  kann  diess 
bezüglich  des  einen  oder  anderen  Gutes  geschehen,  insofeme  der 
Werth  der  in  ihrer  Verwaltung  bleibenden  Güter  den  noch  an  der 
Forderung  von  155  Millionen  aushailenden  Betrag  übersteigt,  oder 
der  Werth  des  bezüglichen  Gutes  der  National-Bank  in  Baarem 
ersetzt  oder  durch  eine  andere  vollkommen  sicherstellende  Hypothek 
gedeckt  wird.^  4.  In  diesem  Falle  ist  die  National-Bank  verpflichtet, 

*  Diese  Staatsgüter  umfassen  ein  Areal  von  110  österreichischen 
(115  geographischen)  Quadrat- Meilen,  und  liegen  in  Oesterreich, 
K&mthen,  Krain,  Böhmen,  Galizien,  Ungern,  der  Wojwodechaft  und  dem 
Banate,  in  Kroatien  and  Siebenbürgen. 
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die  Löschung  des  auf  dem  Oute  haftenden  Hypothekar-Rechtes  zu 
bewilligen.  5.  Die  National -Bank  wird  die  Verwaltung  der  ihr 
überantworteten  Güter  sobald  als  möglich  auf  Grund  eines  zu  er- 
richtenden Inventars  übernehmen.  Bis  dahin  wird  die  Ver^^altung 
von  den  landesfUrstlichen  Beamten  besorgt  und  das  reine  Einkom- 
men an  die  National -Bank  abgeführt.  6.  Sämmtliche  Behörden 
werden  die  National-Bank  in  dieser  Verwaltung  möglichst  unter- 
stützen, alle  Beamten  und  Diener,  welche  sie  zu  diesem  Behufe  in 
ihre  Dienste  zu  nehmen  wünscht,  werden  ihr  zur  Verfügung  ge- 
stellt, und  ihre  der  National-Bank  geleisteten  Dienste  werden  ilmen 
als  Staats -Dienste  angerechnet;  dienstun&higen  Angestellten  «und 
ihren  Angehörigen  wird  dagegen  die  National-Bank  die  ihnen 
normal-massig  gebührenden  Genüsse  gewähren,  jedoch  darf  deren  Be- 
tr^  von  dem  reinen  Einkommen  in  Abzug  gebracht  werden.  7.  Die 
National-Bank  ist  in  ihrer  Verwaltung  nur  an  jene. Rücksichten  ge- 
bunden, welche  ilir  die  Pflicht  eines  Vej^alters  von  fremdem  Gute 
auferlegt;  sie  wird  über  die  Erträgnisse  der  Güter  alljährlich  Rech- 
nung legen,  und  alle  Meliorationen  des  Fundus  instructus,  sowie 
alle  Gebäude,  welche  sie  aufführen  lässt,  gehörig  inventiren.  B.  Die 
National-Bank  ist  nicht  nur  berechtiget,  die  ihr  überwiesenen  Güter 
als  Hypothek  fUr  ihre  Zwecke  zu  bestellen,  Sondern  auch,  sie  zu 
veräussem.  Die  Veräusserung  soll  baldigst  begonnen  ^und  so  schnell 
als  möglich  fortgesetzt  werden.  9.  Die  National-Bank .  wird  die 
Verwaltung  und  Veräusserung  der  ihr  überantworteten  Güter  unter 
der  Oberleitung  des  Bank-Göuvemeurs  durch  die  von  der  Directioti 
gewählten  Organe  besorgen,  und  dafür  eine  eigene  Abtheilung,  bil- 
den ^  welche  nach  einer  besonderen  Instruction  vorzugelien  und  deren 
Gestion  der  statutenmässigen  Ueberwachung  zu  unterliegen  haben 
wird.  10.  Jeder  Betrag,  welcher  aus  der  Veräusserung  der  über- 
antworteten Güter  und  aus  ihrem  reinen  Erträgnisse  einfliesst,  wird 
als  Abschlagszahlung  auf  die  erwähnte  Forderung  von  155  Millionen 
berechnet;  dies  gescliieht  auch  mit  dem.  Betrage  des  Werthes  eines 
ihr  nach  $.  3  abgenommenen  Gutes.  11.  Wenn  das  Erträgniss  und 
der  Erlös,  sowie  der  eventuelle  Werthersatz  der  an  die  National- 
Bank  überantworteten  Güter  den  Betrag  von  155  Millionen  nicht 
vollständig  decken,  so  wird  die  Staatsverwaltung  den  abga^ng^en 
Betrag  innerhalb  dreier  Monate  nach  Veräusserung  des  letzten  Gutes 
an  die  National-Bank  baar  erfolgen  lassen.  12.  Nach  vollständiger 
Tilgung  der  Forderung  werden  die  allenfalls  noch  in  Verwaltung 
der  National-Bank  befindlichen  Güter  der  Staatsverwaltung  zur  freien 


1T7 


Verfügung  zurückgestellt^  und  deren  Hypothekar -Belastung  wird 
gelöscht.  Die  Zurückstellung  geschieht  auf  Grundlage  des  errich- 
teten und  wahrend  der  Verwaltung  ergänzten  Inventars.  13.  Durah 
vorliegendes  Uebereinkonunen  werden  die  Bestimoiungen  der  beiden 
am  23.  Februar  1852  und.  23.  Februar  1854  abgeschlossenen  lieber- 
einkünfte  bezüglich  der  Rückzahlung,  Verzinsung  und  Sicharstellung 
der  darin  bezeichneten  Forderungen  der  National-Bank  aufgehoben, 
und  jene  Obligationen  im  Betrage  von  30  Millionen,  welche  der 
National-Bank  zur  Deckung  des  Zugangs  erwähnten  Interimal-Vor- 
Schusses  übergeben  wurden,  sind  zurückzustellen.  14.  Die  Wirk- 
samkeit des  vorstehenden  Uebereinkommens  beginnt  mit  1.  No- 
vember 1855. 

Gleichzeitig  mit  dieser  wichtigen  Verfügung  würde  eine  andere 
die  privilegirte  österreichische  National-Bank  betreffende  eingeleitet, 
welche,  obwohl  sie  zunächst  auf  die  Hebung  des  Real-Credites  be- 
rechnet ist,  doch  hier -erwähnt  werden  muss,  weil  sie  ebenfalls 
geeignet  ist,  auf  die  Consolidirung  des  Standes  der  National-Bank 
und  Wiederherstellung  der  Landestirährung  förderlichen  Einfluss  zu 
nehmen.  Auf  Grund  der  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
12^  Odtober  1855  eräieilten  Genehmigung  ßeiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  erklärte  sich  die  privilegirte  österreichische  Naüonal-Bank 
bereit,  zur  Unterstützung  des  Real -Besitzes  eine  Hypotheken- 
Bank  zu  errichten,  und  zu  diesem  Zwecke  ihre  Fonds  um  35  Mil- 
lionen Gulden  in  klingender  SObermünze  zu  vermehren.  * 

Der  Ankauf  mehrerer  Eisenbahnlinien  durch  die  Staats- 
verwaltung, sowie  die  Ueberlassung  einiger  Strecken  von  Staats- 
Eisenbahnen  an  Privat-Gesellschaften  werden  bei  den  „Communica- 
tionen^  ihre  umständliche  Erwähnung  finden.  Hier  kann  derselben 
nur  insoweit  gedacht  werden,  als  durch  die  Vertragsbestimmungen 
bei  dem  Ankaufe  die  Staatsschuld  vermehrt  wurde. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Mailand  über  Monza  nach  Como 
wurde. in  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  7.  März  1851, 
mittelst  des  Vertrages  vom  19.  März  1851 ,  für  den  Staat  erworben. 
Naeh  den  Bestimmungen  dieses  Vertrages  wurden  im  Betrage  der 
Verkaufssumme  von  2,530.000  fl.  4percentige  Staats-Schuldverschrei- 
bungen hinausgegeben,  welche,  in  9  Serien  eingeiheilt,  binnen 
9  Jahren,  alljährlich  am  2.  Januar,  zur  Verlosmig  kommen,  wobei 
die  jeweilig  gezogene  Serie  am  1.  Juli  desselben  Jahres  zur  Aus- 

*  Dt»  Nähere  hierüber  im  $.  10. 
V.  Czoornig,  Oi'sterrpich's  NengosUHuiiR.  12  « 
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zfthlusg  gdai^;  die  Verlosung  begann  am  2.  Januar  1852.  Zugleich 
übeiteahm  die  Staatsverwaltung  die  Ausbezahlung  einer  durch  37  Jahre 
fortlaufenden  jährlichen  Rente  von  84.000  fl.  zur  Einlösung  der  emit- 
tirten  Mailand-Como-Bentenscheine.  Ersterer  Betrag  (der  4percentigen 
Verlosnngsschuld)  bildet  einen  Theil  der  neuen  Schuld  des  lombardisdi- 
venezianischen  Monte,  bei  welcher  er  bereits  erwähnt  wurde. 

Die  lombardisch-venezianische  Ferdinands-  Bahn 
wurde  auf  Grundli^e  früherer  Ueberdnkommen  über  Allerhöchste 
Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  durch  den  Vertrag  vom  9.  Juni 
1859  ^'  d^^  Staat  erworben.  Hierdurch  übernahm  der  Staat  die 
Verbindlichkeit,  für  die  noch  iß  den  Händen  der  Privaten  befind- 
Mdien  Actien  die  Summe  von  7,445.760  fl.  in  4percentigen  Staats- 
Schuldverschreibungen  zu  erfolgen,  welche,  in  7  Serien  eingetheilt, 
alljäfafrlich  im  Betrag  von  einer  Million  Gulden  zur  Veriosung  kom- 
men. Dieselbe  erfolgt  Anfangs  April  und  die  Aasbezahlung  am 
1.  April  des  darauf  folgenden  Jahres;  die  erste  Verlosung  fand  am 
1.  April  1853  Statt 

Die  ungrische  Central-Eisenbahn  ging  mittelst  des  Ver- 
trages vom  7.  März  1850  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Für 
die  noch  in  den  Händeti.  der  Privaten  befindlichen  Actien  wurden 
4percentig6  Staats-Schuldverschreibungen  im  Betn^e  von  8  Millionen 
Gulden  hinausgegeben,  welche  in  8  Serien^  jede  zu  einer  Million 
Gulden,  eingetheilt  sind  und  binnen  8  Jahren  zur  Verlosung  ge- 
langen. Die  Verlosung  geschieht  am  1.  December,  die  Auszahlung 
am  2.  Januar  des  je  darauffolgenden  Jahres.  Afn  1.  December 
1851  ward  die  erste  Verlosung  voigenommen. 

Die  Krakau-oberschlesische  Bahn  ging  durcli  den  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  13.  Mai  1850  genelimigten  Vertrag 
vom  30.  April  1850  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Die  Staats- 
verwaltung übernimmt  hiermit  die  Einlösung  der  18.725  Actien,  zu 
lOOThalem  preussischCourant  jede;  dieselben  werden  vom  1.  Januar 
1851  an  halbjährlich  verzinset,  und  zwar  bis  Ende  1890  zu  4  Per- 
oent,  vom  1.  Januar  1891  an  zu  3*/,  Percent.  Die  Tilgung  der- 
selben erfolgt  nach  dem  bestimmten  Amortisations-Plane;  die  Aus- 
losung geschieht  im  April  eines  jeden  Jahres  (beginnend  mit  dem 
Jahre  1851)  und  die  Berichtigung  der  verlosten  Obligationen  am 
1.  Juli  desselben  Jahres. 

Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn  mit  den  Seitenflügeln 
nach  Laxenburg  und  Katzdsdorf  erwarb  der  Staat  durch  das  (unterm 
30.   August  1853  Allerhöchst  genehmigte)  Uebereinkommen   vom 
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4.  August  1853.  Kraft  desselben  bezalilt  die  Slaatsverwaltung  für 
jede  der  im  Privat-Besitze  befindlichen  13.219  Actien  den  Betrag 
von  675  fi.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.)  in  5percentigen  verlosbaren 
Obligationen.  Jährlich  werden  am  1.  Ociober  Obligationen  im  Be- 
trage von  ji  Millionen  Gulden  veriost,  und  die  Ausbezahlung  der  zur 
Verlesung  gelangten  Obligationen  erfolgt  am  1.  Oetober  des  nächsten 
Jahres.  Die  erste  Verlosung  geschah  am  1.  Oetober  1854.  Femer 
übernimmt  die  Staatsverwaltung  die  fundirte.5percentige  Schuld  der 
Eisenbahn-Gesellschaft  im  Betrag  von  2,750.000  fl. 

Die  Wiener-Neustadt-Oedenburger  Eisenbahn,  eine 
an  die  vorhergehende  sich  anknüpfende  Seitenbahn,  wurde  durch 
den  Staat  mittelst  des  Vertrages  vom  31.  Juli  1854  (genehmigt 
durch  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  26.  August  1854)  eingelöst. 
Für  die  in  Privat-Hüiiden' befindlichen  Actten  bezahlte  der  Staat  die 
Ab]()sungssumme  von  1,5(X).000 .  fl.  in  dpercentigen  verlosbeten 
Obligationen.  Die  Verlosung  beginnt  am  1.  Februar  1855,  beträgt 
jährlieh  300.000  fl. ,  und  wird  durch  fünf  Jahre  fortgesetzt.  Die 
Rückzahlung  erfolgt  ein  Jahr  nach  der  Verlosung. 

Da  fast  sänmitliche  mittelst  dieser  Verträge  übernommene 
Staatsschulden  im  Wege  der  Verlosung  in  einer  kurzen  Reihe  von 
Jahren  (nämlich  bis  zu  den  Jahren  1859  und  1860)  getUgt  werden, 
so  wird  nach  Verlauf  dieser  Zeit  nur  noch  ein  Tbeil  der  Mailand- 
C]!omo-Rentenscheine,  ein  llieil  der  Krftkauer  Obligationen,  und  die 
fundirte  Schuld  der  Wien -Glo^nitzer  Eisenbahn,  somit  eine  ver- 
gleichungsweise  geringe  Summe,  dem  Staate  zur  Last  verbleiben. 

Dagegen  wurde  mittelst  des  (unterm  12.  Januar  1855  Aller- 
höchst genehmigten)  VertrageB  vom  1.  Januar  1855  die  -nördliche 
Staats-Eisenbahn  von  Bodenbach  bis  Brunn  mit  dem  Seiten- 
flügel nach  Olmütz,  femer  die  südöstliche  Staats-Eiseubahn 
von  Marchegg  bis  Szobok  und  Szegedin  mit  der  im  Bäile  b^;nffe- 
nen  Verlängerung  bis  TemesvAr ,  und  dieBanaterEisenbahn  von 
Baziasch  nach  Steierdorf  (sammt  einem  in  das  volle  Ei^ntlmm  über- 
gehenden Complexe  von  Staatsgütern  und  Montan- Werken) 
an  die  k.  k.  privilegirte  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  auf 
90  Jahre  überlassen,  woftir  dieselbe  den  Betrag  von  200  MiUio- 
uen  Franken  in  Silber,  in  36  Monatsraten,  vom  1.  März  1855  an, 
zahlbar,  mit  der  Verbindlichkeit  zu  entrichten  hatte,  die  ersten 
12  Raten  gegen  eine  4percentige  Esoomptirung  bis  zum  1.  Juli 
1B55  zu  erfolgen. 

Zur  Andeutung  der  Ergebnisse  der  Finanz- Verwaltung 
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der  Periode  von  1848— 

1855  folgm  hier  dnige 

• 

der  hauptsftch- 

hatea 

Daten: 

t 

« 

Einnahmen 

Ordentl.  ^uslflgen 

Abganit 

1848 

120,127.354  fl. 

167,238.000  fl. 

45,110.646  fl. 

1849 

144,0ia758  , 

.     190,459.567  „ 

46,445.809  „ 

1850 

194,296.457  „ 

230,266.986  „ 

35,970.529  „ 

1«>1 

219,505440  „ 

260,866.670  „ 

41,361.530  „ 

1853 

226,365.108  „ 

274,587.121  „ 

48,222.013  „ 

1853 

237,136.993  „ 

286,313.610  „ 

49,176.617  „ 

1854 

245,333.724  „ 

294,529.681  „ 

49,195.957  „ 

1855 

263,786.885  „ 

300,875.669  „ 

37,088.784  „ 

Summe  1.652,565.419  fl.  2.005,137.304  fl.  352,571.885  fl. 
Unter  den  Einnahmen  waren  ausserordentliche  begriffen: 
im  Jahre  1849  4%  MiUion,  1850  14  MJlUonen,  1851  17%  MUlion, 
1852  1%  MiUion,  1853  1%  MiUion  '  und  1855  5'/,  Mi]}ion  Gulden; 
worunter  das  den  ungrischen  Insui^enten  abgenommene  SUber  und 
der  Metallstock  ly,  MiUion,  die  sardinische  Kriegsentschädiguqg 
sammt  Münzgewinn  dabei  32*/,  Million,  die  toscanische  Kriegsent- 
sehftdigung  1'/,  MiUion,  der  Verkaufspreis  von  Monlan-Entitäten  4Mil- 
Uonen,  die  Urbarial- Entschädigungen  der  Staatsgüter  V/\  MiUion 
und  die  aus  der  YerzichÜeistung  der  NaUonal-Bank  auf  die  Ver- 
zinsung der  in  ihre  Gassen  eingeflossenen  Reichsschatzscheine  und 
Gasse-Anweisungen  2%  Million  ausmachten. 

Nebst  dem  oben  nachgewiesenen  Abgange  von  352,571.885  fl. 
waren  jedoch  in  den  erwähnten  Jahren  noch  folgende  ausseror- 
dentliche Auslagen  zu  bestreiten: 
zur  thdlweisen  Tilgung  der  fundirten  und  schwe- 
benden Staatsschuld  mit 481,610.856  fl- 

KU  ausserordentlichen  Rüstungen  der  Armee  und 
Bestreitung  der  Interventions -Kosten  aus  Anlass 
der  politischen  Wirren  im  In-  und  Auslande  mit      342,475.9^6  „ 
zur  Erweiterung  des  Staats-Eisenbahn- '  und  Tele- 
graphen-Netzes mit .153,821.408  „ 

im  Ganzen  mit 977,908.240  ü. 

*  Im  Jahre  1654  kamen  aasserordentlicbe  Einnahmen  nicht  vor. 

'  In  dieBer  Summe  sind  37  Millionen  nicht  inbegriffen,  weiche  zur 
Einlösung  der  früher  erwähnten  Privat-Balineu  in  Staats-Schuldverschrei- 
bnngeo  außgegeben  wurden  und  sonach  dem  Betrage  der  Staatsschuld  zu- 
gewachsen sind,  und  ebensowenig  28  MiUiqnen  Gulden,  als  der  Betrag 
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Demnach  stellt  sieh  der  GFesammtbetrag  des  Ab- 
gangs, welcher  durch  ausserordentliche  Zuflüsse 
zu  bedecken  war,  in  den  benannten  8  Jahren  auf  

die  Ziffer  von 1.330,480.125  "H. 

Die  Bedeckung  dieses  Abganges  fand  sich 
in  den  Zahlungen  der  Staats -Elsenbahn -Gesell- 
sdiaft,  in  den  auf  die  eröffiieten  Staats- Anlehen 
eingeflossenen  Zahlungen,  und  in  der  Vennehrung 
der  schwebenden  Staatsschuld,  mittelst  Hinausgabe 
von  Staats-Papiergeld,  endlich  in  der  Aufnahme 
von  Vorschüssen  bei  der  privilegirten  österreichi- 
schen National -Bank,    aus    welchen  Quellen    im 

Ganzen  ein  Betrag  von 1.377,394.585  fl. 

in  die  Staats-Cassen  eingeflossen  ist.  * 


§.  9. 

7.  Handel,  Gewerbe  und  Schifffahrt. 

Auf  keinem  Gebiete  practischer  Thätigkeit  war  vielleicht 
in  Oesterreich  die  Reform  nothwendiger,  als  auf  jenem  der 
Gewerbe,  des  Handels  und  der  Schiflffahrt,  nirgend  aber  er- 
folgte sie  auch  umfassender  und  durchgreifender  als  auf  dem 
grösseren  Theile  dieses  Gebietes.  Der  erste  und  bedeutendste 
Schritt  lag  schon  in  der  Bildung  eines  eigenen  Ministeriums 
für  die  Pflege  dieser  wichtigen  Interessen  fnit  Einschluss  der 
Communicationen  und  der  öffentlichen  Bauten,  wie  .diese 
Pflege  die  Fortschritte  der  neuesten  Zeit  auf  dem  Felde  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  gebieterisch  erheischten. 
Au  die  Spitze  dieses  Ministeriums  ward  Freiherr  von  Brück 


der  früher  von  der  Staatsverwaltung  angekauften  Actien  der  Privat-Eisen- 
bahnen  and  der  ihnen  ertheilten  Vorschüsse,  aaf  welchen  Betrag  bei  jener 
Einlösang  Verzieht  geleistet  warde. 

*  Eine  sehr  interessante  Beleuchtung  der  gegenwärtigen  Finanz-Zu- 
stände  des  Kaiaerstaates  und  ihrer  nächstbevorstehenden  Entwicklung  findet 
sich  in  der  Schrift:  „Die  neue  Gestaltung  der  Geld-  und  Credit- Verhält- 
nisse in  Oesterreich.    Wien  1855.** 
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berufen ,  ein  Mann ,  welcher  in  dem  grossartigen  Geschäfts- 
betriebe des  Welthandels -Platzes  Triest  seinen  Blick  ge- 
schärft, seine  Erfahrung  gereift  und  von  seiner  energischen 
Thätigkeit  durch  den  von  ihm  ausgegangenen  Aufschwung 
des  österreichischen  Lloyd  voUgiltiges  Zeugniss  abgelegt 
hatte.  Die  umfassenden  und  zahlreichen  Reformen,  welche 
er  während  der  vergleichungsweise  kurzen  Zeit,  als  er  dieses 
Ministerium  leitete,  theils  durchführte  theils  anbahnte,  lassen 
am  klarsten  erkennen ,  dass  er  der  hohen  ihm  gestellten  Auf- 
gabe gewachsen  war.  Diese  Aufgabe  war  in  der  That  für 
einen  österreichischen  Handels-Minister  eine  sehr  schwierige. 
Oesterreich  war  trotz  seiner  trefflichen  Anlagen  in  der  mate- 
riellen  Entwicklung  seiner  Kräfte  zurückgeblieben.  Nunmehr 
sollte  die  gewerbliche  Thätigkeit  aus  ihrer  Isolirung  gezogen, 
der  Industrie  ein  neuer,  wohlthätig  auf  die  Boden-Production 
zurQckwirkender  Anstoss  gegeben,  der  Handel  im  Innern 
und  nach  Aussen  von  seinen  Fesseln  befreit,  diQ  Schifffahrt 
aus  ihrer  langwährenden  Verwahrlosung  emporgehoben, 
hiermit  aber  die  Steuerkraft  vervielfältiget  werden ,  und  diess 
mitten  unter  widersprechenden  auf  Schonung  Anspruch  ma- 
chenden Einzeln-Interessen ,  im  Gedränge  auswärtiger  Riva- 
litäten, auf  einem  eben  noch  unterwühlten  Boden,  während 
der  grössten  inneren  Erschütterung  (oder  unmittelbar  nach 
derselben),  welche  OesteiTeich  jemals  erfahren  hatte. 

Das  Dringendste  schien  die  Einbeziehung  der  sämmtlicben 
Länder  der  Monarchie  in  ein  Zollgebiet  (mit  wenigen  durch 
Lage  und  besondere  Verhältnisse  gebotenen  Ausnahmen), 
die  Beseitigung  aller  Verkehrsschranken  innerhalb  desselben, 
sohin  die  Erleichterung  des  Verkehres  nach  Aussen  durch 
die  Beseitigung  des  Prohibitiv-Systemes  und  durch  Feststel- 
lung eines  rationellen  Schutzzoll -Tarifes,  wornach  erst  die 
Erweiterung  des  Handelsgebietes  gegen  Deutschland  und 
Italien  zu,  welche  in  der  Schaffung  eines  mittel-europäischen 
Zoll-  und  Handels-Gebietes  ihren  Zielpunct  hatte,  angebahnt 
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werden  konnte.  Die  Ausführung  dieses  Planes  ward  begon- 
nen mit  der  (seitr  Langem,  sehnlichst  herbeigewünschten, 
früher  aber  fast  unausführbar  gewesenen)  Aufhebung  der 
Zwi^chenzoll -Linie,  welche  die  ehemals  ungrischen  von 
den  übrigen  Kronländem  trennte;  dieser  folgte,  die  Einbe- 
ziehung Istrlen's  und  der  quarnerischen  Inseln,  sowie  des 
Umkreises  der  Freihäfen  in  das  allgemeine  Zollgebiet  Mit 
Umsicht  und  Besonnenheit  ward  sobin  zur  Umänderung 
des  Zoll-Tarifes  geschritten.  Die  genauesten  Vorerhe- 
bungen, die  Einvernehmung  der  Betheiligten,  die  rücksichts- 
vollsten Uebergangs-Maassregeln  sollten  die  mit  jeder  Aende- 
rung  desZolI-Sjstems  verbundene  Rückwirkung  auf  bestehende 
Interessen  mildern ,  ohne  dass  die  Bemühungen  der  Anhänger 
des  Verbotes  den  Fortschritt  zu  hindern  vermochten.  Die 
düstersten  Voraussagungen  Hessen  sich  vernehmen,  der  Be-' 
stand  der  inländischen  Industrie  sollte  in  Frage  gestellt,  der 
Ruin  von  Tausenden  herbeigeführt  sein ;  allein  das  Gegentheil 
hiervon  trat  ein ,  indem  die  Industrie  zu  keiner  Zeit  innerhalb 
so  weniger  Jahre  einen  so  niächtigen  Aufschwung  genommen 
hat,  als  seit  Aufhebung  des  Verbot -Systems.  Bei  dieser 
grossartigen  Reform  des  inneren  ZoUwesens  wurde  laut  die 
Absicht  ausgesprochen,  hierdurch,  die  künftige  Handels- 
einigung mit  Deutschland  anzubahnen.  Die  Kundge- 
bung dieser  Absiebt  erfolgte  aber  auch  direct  zuerst  in  der 
Wiener  Zeitung,  sohin  in  eigenen,  dem  Bundestage  sowohl 
als  den  deutschen  Regierungen  mitgetheilten  Denkschriften, 
in  welchen  die  grosse  Frage  practisch  behandelt  und  die  zu 
ihrer  Lösung  erforderlichen  Maassregeln  einzeln  zergliedert 
wurden.  Wenn  die  aus  Anlass  der  deutschen  Verwicklungen 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ausgebrochenen  Miss- 
helligkeiten einer  Verfolgung  dieser  Verhandlung  mit  dem 
leitenden  Staate  des  deutschen  Zollvereines  in  den  Weg 
traten ,  und  letztere  selbst  auf  dem  Dresdner  Gongresse  nicht 
gefördert  werden  konnte,  so  folgten  doch  die  meisten  übrigen 


.  I 
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deutschen  Staaten,    namentlich    alle   bedeutenden,  dem  an 
sie  ergangenen  Rufe  zu   der  in  Wien  sich  versammelnden 
Zoll  -  Ck)nferenz ,  und  schritten  mit  solchem  Ernste  zu  den 
Erörterungen  über  die  aufgestellten  V.orechläge,  dass  sie  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  zu  einer  näheren  Einigung  zwischen 
diesen  Staaten,   insbesondere  zwischen   den  süd  -  deutschen 
und  zwischen  Oesterreich.  —  vielleicht  auf  Kosten  des  Be- 
standes des  Zollvereines   —  geführt  haben   würden,  wenn 
nicht    auf   Grund    der    hierüber    angestellten    Erwägungen 
Preussen  sich  zur  Anknüpfung  von  Verhandlungen  geneigt 
bewiesen  hätte.    Oesterreich,  dem  es  nicht  um  die  Spren- 
gung des  Zollvereines ,  sondern  um  die  Handelseiniguug  mit 
^nz  Deutschland  zu  thun  ist,  ging  in  diese  Negotiationen 
ein,  und  sandte  den  inzwischen  vom  Handels -Ministerium 
(dessen  Leitung  Freiherr   von   Bau  mg  artner    übernahm) 
abgetretenen   Freiherrn    von  Brück    als  Unterhändler   nach 
Berlin.    Die  Folge  dieser  Unterhandlung  war  der  mit  Preus- 
sen unterm  19.  Februar  1853  abgeschlossene  Handels-  und 
Zoll- Vertrag ,  welchem  die  übrigen  Zollvereins-Staaten  unterm 
4.  April  1853  beitraten ;  hierdurch  wurden  namhafte  Erleich- 
terungen für  den  gegenseitigen  Verkehr  gewährt,  und  bis 
zum  Jahre  1860  neue  Verhandlungen    über   die  gänzliche 
Zolleinigung    oder    doch    über   weitergehende    gegenseitige 
Verkehrs  -  Erleichterungen  in  Aussicht  gestellt.    Noch  lässt 
sich  heute  nicht  beurtheilen ,  o\y  zu  jener  nicht  mehr  fernen 
Zeit,  die  von  Oesterreich  angebotene  deutsche  Zolleinigung 
zur  Wahrheit  werden  wird  5  allein  die  Macht  der  hierzu  un- 
aufhaltsam drängenden,  die  gesammte  Nation  umfassenden 
Interessen  ist  so  gross  und  nachhaltig,  dass  die  dagegen  sich 
erhebenden  Sonderbestrebungen  den  endlichen  Sieg  der  gross- 
. artigsten  Idee  dieiBes  Jahrhunderts  wohl  aufzuhalten^  nimmer 
aber  zu  vereiteln  vermögen.  —  Im  Süden  des  Reiches  waren 
die  nach  gleicher  Richtung  aboielenden  Schritte  der  öster- 
reichischen Regierung   nicht   ohne   Erfolg   geblieben.     Das 
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Fürsienthum  Liechtenstein  ward  in  das  österreichische  Zoll- 
gebiet aufgenommen  y  die  Herzogthümer  Parma  und  Modena 
traten  in  einen  förmlichen  Zollverein  mit  Oesterreich,  und 
mit  Sardinien  ward  ein  mehrfache  Verkehrs-Erleichterungen 
gewahrender  SchiffTahrts-  und  Handels- Vertrag  abgeschlossen. 
Diesen  Bestrebungen  zur  -Erweiterung  des  Gebietes  für  den 
gesetzlichen  Handel  gingen  Maassregeln  zur  Seite,  welche 
die  Hintanhaltung  des  ungesetzlichen,  des  Schleichhandels 
bezweckten ,  zu  welchem  Ende  ^uch  mit  fast  allen  benach- 
barten Staaten  Verträge  abgeschlossen  wurden. 

Als  ein  nicht  geringeres  Bedürfniss  stellte  sich  die  Er- 
lassung eines -neuen,  den  Bedingungen  einer  freieren  Be- 
wegung mehr,  als  diess  durch  die  ^ bisherigen  vielfältigen 
und  ungleichartigen  Verordnungen  geschieht,  entsprechenden 
Gewei^begesetzes  dar.  Es  wurde  jedoch  erkannt,  dass 
vorerst  der  Raum  für  diese  freiete  .Bewegung  geschaffen 
und  gesichert  werden  müsse,  ehe  eine  durchgreifende  Aen- 
derung  des  so  vielfache  Interessen  berührenden  Gewerbege- 
setzes erfolgen  könne.  Inzwischen  war  man  bemüht,  die 
Materialien  fUr  ein  solches  neues  Gesetz  zu  sanuneln,  d0s- 
selbe  vorzubereiten  und  für  die  ehemals  ungrisbhen  Läu- 
der,  in  welchen  eine  gesetzliche  Vorkehrung  in  dieser  Hin- 
sicht unaufischiebbar  war,  einstweilen  eine  Vorschrift  zu  er- 
lassen, welche  den  in  den  deutschen  und  slavischen  Eron- 
ländern  geltenden  Gewerbs-Normen  entsprach.  Erdt  als  durch 
die  Abschaffung  der  Zwisehenzoll-Linie ,  durch  die  Aufhebung 
des  ProhibiÜv- Systems,  durch  den  Abschluss  von  Zoll-  und 
Handels -Verträgen  mit  dem  deutschen  Zollvereine  und  den 
italienischen  Staaten,  durch  die  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
Netzes  und  d^  Dampfschiffahrt,  durch  die  engere  Einbe- 
ziehmig  der  Gebiete  an  der  unteren  Donau  in  den  öster- 
reichischen Verkehr,  endlich  durch  den  grossen  Act  der 
durchgeführten  Grundentlastung  die  Schranken  fielen,  welche 
die    ungehinderte    Entwicklung    aller   übrigen   Zweige    der 
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Yolkswirthschaftlichen  Tbätigkeit  hemmten ,  waren  hiermit 
auch  die  Bedingungen  zu  einer  freien  Entfaltung  der  heimi- 
schen Industrie  gegeben.  Letztere  nahm  bei  der  schöpferischen 
Kraft,  welche  den  noch  ganz  unberechenbaren  national-wirth- 
schaftlichen  Hil&quellen  Oesterreich's  inwohnt,  schon  in  dem 
ersten  Stadium  ihrer  Entwicklung  einen  so  raschen  Auf- 
schwung, dass  der  auf  die  Grundlage  der  früheren  Zustände 
berechnete  Entwurf  eines  neuen  Gewerbegesetzes  den  An- 
forderungen der  Gegenwart  nicht  mehr  genügte.  Es  blieb 
dem  gegenwärtigen  Handels -Mi  nister  Ritter  von  Toggen- 
bürg  vorbehalten,  in  richtiger  Würdigung  dieser  Anforde- 
rungen der  Zeit  den  entscheidenden  Schritt  zu  der  Herbei- 
führung eines  rationellen,  jede  nicht  unerlässliche  Beschrän- 
kung beseitigenden  Systems  einer  freien  Gewerbethätigkeit 
unter  dem  Schutze  der  Gresetze  zu  thun.  Dahin  zielt  der 
neue,  bereits  der  Berathung  der  Handels-  und  Gewerbe-Kam- 
mern unterzogene  Entwurf  des  Gewerbe -Gesetzes,  no,ch 
welchem  die  Ausübung  der  gewerblichen  Thätigkeit  auf 
blosse  Anmeldung  hin  erfolgen  kann.  Nur  jene  Gewerbe, 
wobei  polizeiliche  Rücksichten  eine  Aufsicht  des  Staates 
nothwendig  machen,  sollen  an  die  Erlangung  einer  Torläu* 
(igen  Concession  gebunden  sein.  Dabei  aber  soll  im  Allge- 
meinen das  corporative  Element  der  Genossenschaft  gewahrt 
werden.  Mit  der  gesetzlichen  Sanction  dieses  Entwurfes  wird 
der  Schlussstein  zu  dem  mächtigen  Aufschwünge  der  Indu- 
strie; welchem  Oesterreich  unaufhaltsam  entgegengeht,  ge- 
legt sein. 

Eine  andere  wichtige  Einrichtung  von  allgemeiner  Be- 
deutung lag  in  der  Begründung  der  Handels-  und  Ge- 
werbe-Kammern im  ganzen  Umfange  des  Reiches,  deren 
Wirksamkeit  sich  seither  bereits  als  vielfach  wohlthätig  und 
förderlich  erwiesen  hat;  zu  ihrer  Vervollständigung  gehörte 
die  R^elung  der  Wiener  (Jeldbörse  und  die  Errichtung  der 
Börsekammer,  wodurch  Ordnung,  Regelmässigkeit  und  Sicher- 
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beit  in  einen  sehr  widitigen  aber  bisher  nur  allzusehr  sich 
selbst  überiassenen  Zweig  des  Verkehres  gebracht  wurde. 
Die  Noihweodigkeit,  im  ganzen  Umfange  des  Reiches  (mit 
Ausnahme  des  anderen  Einrichtungen  folgenden  lombardisch- 
venezianischen  Königreiches)  durch  Einfahrung  des  niedeiv 
österreichischen  Maasses  und  Gewichtes  gleiches  Maass 
und  Gewicht  in  Geltung  zu  bringen ,  führte  zu  den  dahin 
abzielenden  Maassregeln  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern, 
in  Böhmen,  Galizien  und  Bukowina,  wo  sich  bisher  noch 
eigenthümliche  Maasse  und  Gewichte  erhalten  hatten.  Das 
neue  Vereinsgesetz  unterwirft  alle  Actien-Gesellschafken,  die 
Seele  der  neueren  Industrie-  und  Handels-Untemehmungen, 
einem  gleichmässigen  Verfahren  bei  ihrer  Bildung  un^  ihrer 
Gebarung. 

Zwar  nur  speciell  wirkend,  aber  von  hohem  Interesse 
war  die  Wiederherstellung  des  Freihafens  von  Venedig,  dessen 
Beschränkung  nach  Beilegung  der  itali^iisclicn  Unruhen  man 
schmerzlich  empfunden  hatte;  obgleich  die  neueren  Ansichten 
der  Gründung  von  Freihäfen  nicht  das  Wort  sprechen,  so 
handelte  es  sich  doch  hier  nur  um  Beseitigung  einer  einge- 
tretenen zeitlichen  Störung,  und  überwi^ende  Gründe  waren 
dafür,  den  schon  thatsächlich  bestandenen  Freihafen,  jedoch 
innerhalb  der  Gränzen,  welche  längs  der  Zoll -Linie  die 
Ueberwachung  seines  Gebietes  erleichtern,  wieder  in  Wirk- 
samkeit zu  seteen.  Andere  mehr  oder  weniger  specielle 
Haassregeln,  wie  die  Gestattung  eines  Zoll-  und  Steuer- 
Credites  für  mehrere  mit  Ven^ehrungs-Gegenständen  beschäf- 
tigte Gewerbe,  die  Ueberlassung  von  Salz  zu  ermässigten 
Preisen  für  die  Erzeugung  chemischer  Producte,  die  Erthei- 
lung  der  Beweiseskraft  für  die  Certificate  der  Wiener  Seiden- 
und  WoU- Trocknungsanstalt,  .die  Erleichterung  des  Gränz- 
verkehres  mit  der  Türkei  durch  Abschaffung  der  C!ontumaz- 
Taxen,  das  Gesetz  zur  Sicherung  gegen  Explosionen  der 
Dampfkessel,  vervollständigen  die  Reihe  der  im   Interesse 
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der  Industrie  und  des  Handeis  in  Wirksamkeit  getretenen 
Maassregeln,  welchen  die  für  die  Approvisionirnng  der  Re- 
sidenzstadt sehr  wichtige  Errichtung  der  Schlachthäuser  und 
der  Fleischcasse  neben  Vermehrung  der  Fleischer -Gewerbe 
und  allgemeiner  Erleichterung  des  Fleisch- Verkaufes  beizu- 
fügen ist. 

Kein  anderes  Feld  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
war  im  Laufe  der  Zeit  so  verwahrlost  worden,  wie  jenes 
der  Seeschi  ff  fahrt.  Seit  die  Kaiserin  Maria  Theresia, 
deren  schöpferische  Hand  in  allen  Zweigen  der  staatlichen 
Entwicklung  die  befruchtenden  Keime  gelegt,  in  dem  Editto 
politico  per  la  navigazione  (den  damaligen  besten  Seege- 
setzen .von  Venedig  und  Ragusa  nachgebildet)  die  Norm  für 
die  österreichische  Handelsschifffahrt  ertheilt,  seitdem .  sie 
Lazarethe  gegründet  und  die  See -Sanitäts- Verhältnisse  ge- 
setzlich normirt  hatte,  war  in  dieser  Hinsicht  nur  Weniges 
geschehen,  —  wie  denn  jene  Theresianischen  Anordnungen 
bis  in  die  neueste  Zeit  bestanden,  ja  grösstentheils  noch 
heute  bestehen!  Noch  vernachlässigter,  als  die  Gesetzgebung, 
war  die  Verwaltung  in  Seeschifffahrts  -  Angelegenheiten. 
Die  Scheidung  Oesterreich's  in  so  viele  bezüglich  ihrer  Ein- 
richtungen von  einander  wesentlich  abweichende  Provinzen 
trat  hier  auf  das  anschaulichste  in  den  Vordiergrund,  da  es 
eben  die  Spitze  des  adriatischen  Meeres  ist,  wo  die  Radien 
dieser  verschiedenartigsten  Einrichtungen  zusammenliefen, 
nämlich,  neben  dem  zunächst  unter  der  Central-Gesetzgebung 
gestandenen  Triest  und  Istrien ,  das  seinen  alten  Traditionen 
und  seinem  sehr  ausgebildeten  eigenthümlicben  Verfahren 
folgende  Venedig,  das  ungrische  Küstenland,  dessen  See- 
Einrichtungen  jenen  von  Triest  nachgebildet,  aber  durch  die 
administrative  Unabhängigkeit  jenes  Landestheiles  von  der 
Central-Regierung  ins  Stocken  gerathen  waren,  die  Militär- 
gränze,  wo  die  mangelhaften  Vorkehrungen  eine  .Folge  der 
Isoltrung   und   der   sehr   wenig   ausgebildeten   Verhältnisse 
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Waren,  endlich  Dalmatien,  dessen  See -Einrichtungen  im 
Schwanken  zwischen  den  nicht  mehr  aufrecht  erhaltenen 
venezianischen  Satzungen  und  den  noch  nicht  durchgeführten 
österreichischen  Vorschriften  zu  einem  völligen  Marasmus 
erstarrt  waren.  Die  See- Angelegenheiten  wurden,  als  ein 
untergeordneter  Zweig  der  allgemeinen  politischen  Verwal- 
tung, der  Leitung  und  Ueberwachung  der  politischen  Landes- 
stellen übertragen,  welche  hierbei  jedoch. in  höchst  verschie- 
dener, bei  dem  Mangel  einer  mit  der  vorgeschrittenen  Aus- 
bildung der  SchifEFahrts- Verbältnisse  im  Einklänge  'stehenden 
Gesetzgebung  beinahe  autonomer  Weise  vorgingen ,  und  nur 
in  einem  Puncte  zusammentrafen,  in  der  ungebührlichen 
Verzögerung  der  erforderlichen  Acte  und  dem  schleppenden 
OeschftftBgange.  Das  Triester  Gubemium  nannte  sich  zwar 
das  Central-See-Gubernium ,  und  hatte  die  Clonsular-Oeschäfte 
zu  leiten,  was  jedoch  die  anderen  Gubernien  nicht  abhielt, 
selbstständig  in  See- Angelegenheiten  vorzugehen.  Die  Hafen- 
verwattung  war  gänzlich  von  der  See-Saoitäts- Verwaltung 
getrennt,  und  beide  standen  einander  isolirt  gegenüber.  Von 
einer  Hafenverwaltung  war  überhaupt  nur  an  13  Puncten, 
wo  sich  eben  Hafenämter  befanden,  die  Rede;  die  übrigen 
Küstenstrecken  des  Reiches  waren  den  Gemeinden,  d.  h. 
sich  selbst  überlassen,  da  die  letzteren  weder  die  Mittel  zur 
Erhaltung  der  Hafenanstalten  und  Herstellung  der  Hafen- 
bauten, noch  die  nöthige  Autorität  zur  Handhabung  der 
Hafen -Polizei  hatten.  Die  See-Sanitäts- Anstalten,  deren  er- 
folgreiche Wirksamkeit  ohne  eine  strenge  Centralisation  der 
auf  die  Contumaz- Verhältnisse  bezüglichen  Verordnungen  gar 
nicht  gedacht  werden  kann ,  waren  ebenso  isolirt  von  einan- 
der. Jede  Provinz  hatte  ihre  Sanitäts-Magistrate,  ja  in  der 
Militärgränze  sogar  jeder  Hafen,  und  obgleich,  von  der  evi- 
denten Nothwendigkeit  gedrängt,  die  Regierung  den  Triester 
Sanitäte -Magistrat  zum  Central -Sanitäts- Magistrate  erklärt 
hatte,  dessen  Anordnungen  die  übrigen  Sanitäts-Magistrate 
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E^olge  leisten  sollten^  so  kehrten  sich  diese  doch  wenig  daran, 
da  es  an  der  zwingenden  Disciplinär- Gewalt  gebrach  und 
man  durch  Unabhängigkeit  die  Rechte  der  Provinz  zu  wahren 
glaubte. .  In  den  Local-Anstalten  herrschte  dieselbe  Zerrissen- 
heit: in  Venedig  gab  es  zwei  Lazarethe,  in  Triest  sogar  drei 
von  einander  unabhängige  6ee-Sanitäts- Anstalten ;  jeder  See- 
Sanitäts-Deputirte,  bloss  dem  fernen  Sanitäts-Magistrate,  wel- 
cher vielleicht  kaum  Eenntniss  von  seiner  Elxistenz  hatte, 
unterstehend,  übte  eine  fast  souveräne  Gewalt  über  die  in 
seinem  Bezirke  anlandenden  Schi£fe  aus.  Diesem  Unwesen 
machte  Freiherr  von  Brück  ein  rasches  Ende.  Als  Hittel- 
punct  der  neuen,  das  gesammte  Seewesen  (mit  Ausnahme 
der  Eriegs-Marine)  centralisirenden  Einrichtung  wurde  zuerst 
die  Central-Seebehörde  organisirt,  deren  Leitung  und  Ueber- 
wacbung  sich  auf  alle  Hafen-  und  See-Sanitäts-Anstalten  und 
SchifE9werften  der  ganzen  ösjterreichischen  Seeküste,  sowie 
vermittelst  der  Gonsulate  auf  die  österreichischen  in  den 
auswärtigen  Meeren  und  Häfen  thätigen  Schiffe  erstreckte. 
Unmittelbar  hierauf  fand  eine  neue  Organisirung  der  unter- 
geordneten Hafen-  und  See-Sanitäts- Anstalten  und  eine  orga- 
nisdie  Gliederung  derselben  Statt,  wodurch  die  gesammte 
Küste  in  Hafen-  und  See-Sanitäts- Bezirke  eingetheilt,  und 
jeder  Punct  derselben  der  Ueberwachung  eines  vom  Staate 
bestellten  Verwaltungs-Organes  in  beiden  Hinsichten  zuge- 
wiesen, wurde.  Jedes  Hafenamt  übt  diese  Ueberwachung 
und  Leitung  an  seinem  Sitze  unmittelbar^  an  den  übrigen 
Puncten  seines  Bezirkes  durch  die  von  ihm  abhängigen  Or- 
gane aus  ^  während  in  Bezug  auf  die  See-Sanitäts-Verwaltung 
die  sämmtlichen  Organe  (mit  Ausnahme  der  blossen  Expo- 
situren)  in  unmittelbcue' Verbindung  mit  der  Central-Seebe- 
hörde traten;  die  Wirksamkeit  dieser  letzteren  hinsichtlich 
der  See-Sanitäts -Verwaltung  erstreckte  sich  auch  auf  die 
Kriegs  -  Marine  und  die  Militäigränze,  deren  dem  neuen 
Systeme    angepasste    Hafen  -  Verwaltung   in    der   bisherigen 
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UnteroidDung  unter  die  Millttt]>Laiidesbehörde  verblieb.  Auch 
an  die  Erneuerang  der  Seegesetase  wurde  die  Hand  gelegt, 
und  in  den  Jahren  1850 — 1852  von  der  Central-Seebehörde 
Gresetssesentwürfe  für  die  Einführung  der  Marine-Inscription 
und  Marine-Conscription,  f&r  ein^  neue  Eintheilung  der  See- 
fahrt  bezüglich  der  weiten  Seefahrt,  der  grossen  und  kleinen 
KQstenfahrt,  für  .die  Abstufung  der  Seemannschaft  nach  Ca- 
pitänen,  Schiffsführern,  Lieutenants  (Second-),  Cadetten, 
Bootsm&nnem,  (Voll-)  Matrosen ,  Leichtmatarosen  und  Scfaifb- 
jungen  sammt  den  Erfordernissen  für  die  Erlangung  der  ein- 
zelnen Grade,  endlich  fElr  die  Regelung  der  Hafen-Gebflhren, 
sowie  der  Sanitäts-  und  Contumaz- Gebühren  ausgearbeitet, 
welche  indessen  noch  in  der  Verhandlung  bei  den  Central- 
SteUen  sich  befinden.  Ein  neues,  umfassendes,  den  Ver- 
bältnissen der  Gegenwart  entsprechendes  See-Sanitäts-Regle- 
ment, wodurch  d^  Einschleppung  der  Seuchen  künftig 
gewehrt,  dabei  aber  die  SchifEfahrt  von  den  Hemmnissen 
der  Contumaz-Behandlung,  so  weit  der  Gesundheitsstand  sie 
nicht  unbedingt  nothwendig  macht,  gänzlich  befreit  wurde, 
erhielt  die  kaiserliche  Genehmigung,  und  trat  in  jenem 
Theile,  welcher  die  Gontumaz-Periode  abschafft  oder  betarächtr 
lieh  vermindert,  bereits  in  Wirksamkeit.  —  Die  österreichische 
HandelsschifBTahrt  war  in  ihrer  Ausbildung  den  gesetzlichen 
Einrichtung^!  bedeutend  vorangeeilt;  der  Unternehmungsgeist 
der  Osterreischischen  Seefbbrer,  ihre  genaue  Kenntniss  der 
gefiihrlichsten  Küsten,  ihr  Muth  und  ihre  Ausdauer  in  Ge- 
fahren, sowie  ihre  Sorgfalt  für  die  ihnen  anvertrauten  La- 
dungen, hatien  ihnen  auf  allen  Heeren  immer  zunehmende 
Beschäftigung ,  selbst  in  den  fernsten  Gegenden ,  zugewendet, 
wie  sie  auch  fast  zuerst  die  Schifffahrt  auf  der  West-Küste 
Amerika's  bis  nach  Californien  auszubeuten  wussten.  Allein 
der  nautische  Unterricht  war  verwahrlost  und  den  practischen 
Seefahrern  schwer  zugänglich.  Ersetzten  sie  gleich  in  man- 
nigfacher Hinsicht  durch  ihre  trefflichen  natürlichen  Anlagen 
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und  ihre  Bildungsf&higkdt,  womit  sie  sich  die  Früchte  der 
Erfahrung  schnell  aneigneten,  den  Mangel  der  the(M^tischen 
Kenntnisse,  so  war  doch  leicht  zu  ermessen,  dass  bei  dem 
Hinzutritte  der  letzteren  die  Tüchtigkeit  und  die  erfolgreiche 
Verwendbarkeit  der  österreichischen  Seefahrer  ausseroi'dent- 
lich  gehoben  werden  musste.  Der  Verbesserung  dieses  Un- 
terrichtes stand  jedoch  diß  wesentliche  Schwierigkeit  entgegen, 
dass  die  jugendliehe  Seebevölkerung  der  dalmatischen,  kroa- 
tischen und  istrischen  Küste  ihrem  grösseren  Theile  nach 
nicht,  wie  es  namentlich  im  Norden  Europa's  der  Fall,  der 
Wohlthat  eines  ausreichenden  Elementar -Unterrichtes  theil- 
haftig  ist ,  indem  dieselbe  aus  den  isolirten  Wohnungen  an  der 
Küste  frühe  zu  ihrer  Beschäftigung  in  der  Küstenfahrt  über- 
tritt und  der  Mittel  entbehrt,  die  ferner'  gelegenen  Schulen 
regelmässig  zu  besuchen.  Daher  musste  das  in  den  übrigen 
Staaten  bestehende  System,  womach  die  nautischen  Unter- 
richtsanstalten Special -Schulen  bilden,  in  welche  man  nur 
mit  gewissen  Vorkenntnissen  eintreten  kann,  verlassen,  und 
ein  neues  System  in  Anwendung  gebracht  werden,  kraft 
dessen  der  österreichische  Seemann  seine  ganze  Bildung  nach 
allen  Abstufungen  seines  Berufes  in  den  ihm  zugänglichen 
nautischen  Schulen,  und  zwar  zu  der  ihm  jeweilig  gelegenen 
Zeit,  erlangen  kann.  Die  Central- Seebehörde  entwarf  ein 
solches  System,  welches  nach  erfolgter  Genehmigung  der 
Ministerien  des  Handels  und  des  öffentlichen  Unterrichtes 
die  kaiserliche  Sanction  erhielt,  und  gegenwärtig  in  Ausfüh- 
rung gebracht  ist.  Nach  dieser  Anordnung,  welche  ihrer 
Eigenthümlichkeit  halber  nähwe  Erwähnung  veräient ,  bilden 
die  nautischen  Schulen  ein  vollständiges  Unterrichts- 
System  mit  organischer  Gliederung,  in  welchem  die  öster- 
reichischen Seeleute,  vom  Schiffsjungen  bis  zum  Capitän  der 
weiten  Fahrt,  die  Schiffbauer  und  die  Lehrer  der  nautischen 
Astronomie  die  ihnen  erforderliche  Bildung  zu  erlangen  ver- 
mögen.    In    abendlichen   Vorträgen,    während  des  Winter- 
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Semesters^  wo  die  Küsteiifahrt  zum  Theile  ruht,  abgehalten, 
zu  welchen  der  Zutritt  Jedermann  frdsteht,  werden  die 
jungen  Matrosen  über  die  eineni  Bootsmanne  und  kleinen 
Küistenftthrer  nothwendigen  EIementär-*Eenntni88e  der  SchiflP- 
fährt  und  ihrer  Hindernisse,  über  die  practische  Handhabung 
d^  Scfai&^Mänoeuvres ,  üb^r  die  Beschaffenheit  der  Küsten, 
Slärömungen  und  Untiefen  des  adriatischen  Meeres,  insbe- 
sondere aber  des  eigehen  Bezirkes  belehrt.  Ein  halbjähriger 
Cürs,  ebenfalls  während  des  Winter -Semesters  abgehalten, 
bezweckt,  den  bereits  durch  eine  längere  Verwendung  in 
der  SchifiFahrt  geübten  Seeleuten  jene  practischen  Kenntnisse 
beizubringen,  welche  sie  zur  Führung  eines  Schiffes  der 
grossen  Kttstenfahrt,  ja  selbst^  der  weiten  Fahrt  befähigen, 
und  es  ist  dieses,'  mit  Ausscheidung  alles  nicht  streng  für 
den  Zweck  nothwendigen.  Wissens,  bei  Seeleuten^  weldbe 
bereits  mit  dem  Schifl^dienste  vertraut  sind,  ausführbar,  wenn 
der  Uütemcht  an  die  von  den  Eintretenden  mitgebrachten 
Erfahrungen  angeknüpft  wird.  Ein  vollständiger  zweijähriger 
Lehr-Curs  in  vier  Semestern  ist  für  Diejenigen  bestimmt, 
welche  sich  die  theoretisch-practischen  Kenntnisse  der  Schiff- 
fahrtskunst aneignen  und  zu  tüchtigen  See- Capitänen  der 
weiten  Fahrt,  der  Dampfschiffe  etc.  ausbilden  wollen.  Für 
den  halbjährigen  sowohl  als  für  den  zweijährigen  Lehr-Curs 
ist  keine  weitere  Vorbildung  nothwendig,  als  die  Bekannt- 
sdiafk  tnit  den  vier  einfachen  Rechnungsarten^  und  eine  hin- 
reidiende  Kenntniss  d^  italienischen  Sprache,  um  den  Lehr- 
vortrl^n,  welche  in  derselben  abgehalten  werden,  folgen 
zu  können.  Der  einjährige  Lehr-Curs  für  Schiffbauer  bedingt 
hingegen  eine  schulmässige  Vorbildung,  sowie  der  höhere 
Lehr-Curs  zur  Ausbildung  für  das  nautische  Lehrfach  oder 
für  die  Scbiffsbaukunst  sich  an  die  beiden  letzterwähnt^! 
Kategorien  von  Lehranstalten  anschliesst.  Durch  den  Bestand 
dieser  nautischen  Unterrichtsanstalten  wird  es  nach  Verlauf 
eiüiger  Jahre  möglich  sein ,  anzuordnen ,  dass  Niemand  die 
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Beffthigang  zur  Führung  eines  Schiflfes  (die  kleinen  Küsten- 
fahrer ausgenommen)  erlangen  könne,  welcher  sich  nicht 
Ober  die  Zürücklegung  des  entsprechenden  Lehr-Curses  aus- 
zuweisen yermag.  Aber  auch  schon  für  die  Gegenwart  wirkte 
die  Gentral-Secibehörde  auf  die  bessere  Ausbildung  der  öster- 
reichischen Schifibführer,  indem  sie  die  gesetzlich  rorgeschrie- 
b6uen  Prüfungen  für  die  Candidaten  zur  Elrlangung  jener 
BefÜhigung  regelte  und  strengere  Anforderungen  an  dieselben 
stellte.  —  Zur  Hebung  des  ganzen  Standes  der  österreichi- 
schen Seeftihrer  trug  aber  vor  Allem  die  von  Seiner  kais. 
königl.  Majestät  verfügte  Gründung  einer  Ehrenflagge  zur 
Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen,  sowohl 
in  der  eigentlichen  Handelsfahrt  als  bei  tapferer  Gregenwehr 
im  Kriege,  oder  im  Falle  seeräuberischen  Angriffs  bei;  die 
dem  damit  betheilten  Schiffe-Führer,  sowie  dem  Schiffe,  wor- 
auf er  diese  F]agge  aufzieht,  zu  Theil  werdenden  Auszeich- 
nungen müssen  ebenso  wie  die  Anordnung,  dass  nach  dem 
Tode  des  Schiffsführers  die  Ehrenfiagge  im  Qemeindehause 
seines  Geburtsortes  aufgestellt  werden  soll ,  die  schönste 
Aneiferung  zu  rühmlichen  Thaten  unter  der  Seebevölkerung 
erzeugen.  Eine  neue  Signalisirungs-Yorschrift  unterwarf  die 
österreichischen  Schiffe  bei  ihren  Fahrten  zur  Nachtzeit  oder 
bei  Nebel  denselben  Disciplinen,  welche  bei  den  anderen 
Seestaäten  zur  Verhütung  von  Unglück  bereits  bestehen. 
Das  System  der  Leuchtthürme  an  der  österreichischen  Küste 
wurde  durch  Vermehrung  derselben  nahezu  in  der  Art  ver- 
vollständigt, dass,  wo  den  Seefahrer  das  licht  des  einen 
Leuehtthurms  verlässt,  jenes  des  folgenden  sichtbar  wird; 
die  dafür  eingehobene  Gebühr  ist  so  bemessen,  dass  damit 
lediglich  die  Kosten  der  Erbauung  und  die  Erhaltung  der 
Leuchtfeuer  gedeckt  werden.  Die  kleine  Küstenfahrt,  bisher 
auf  die  Häfen  des  Inlandes  beschränkt,  wurde  auf  das  ganze 
adriatische  Meer  ausgedehnt  —  Neben  diesen  allgemeinen 
Maaasregeln  wurde  auch  für  die  Verbesserung  der  Verwaltutig 
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im  Einzelnen  gesorgt;  alle  Sanitlits- Magistrate  höirten  auf, 
nachdem  ihre  Wirksamkeit  auf  die  Central-Seebehöide  über- 
taragen  worden  war,  die  drei  Sanitäts- Anstalten  zu  Triest 
worden  auf  eine  einzige  reducirt,  ebi^so  in  Venedig,  durch 
Aufhebung  des  alten  ^  unzugänglich  gewordenen  Lazarethes, 
die  Sanitäts -Verwaltung  vereinfacht^  in  die  Geschäfte  eine 
wesentliche  Beschleunigung^  welche  den  von  Wind  und 
Wetter  abhängigen  Seefahrern  noch  weit  wichtiger  als  irgefid 
^er  Beschäftigung  auf  d^oi  Festlande  erscheint,,  gebracht 
(die  Erlangung  der  See  -  Urkunden ,  wozu  früher  mehrere 
Monate  erforderlich  waren,  wird  nun  in  eben  so  vielen  Tagen 
bewerkstelligt,  die  Aenderung  eines  See-Passea ,  der  Wechsel 
des  Capitäns  binnen  weniger  Stunden  autorisirt),  der  Stimd 
der  öst^reichischen  Schiffe  genau  erhoben,  und  dessen  jähr- 
lich eintretende  Veränderung  in  Evidenz  erhalten,  die  Zu* 
sammenstellung  d^  statistischen  Nach  Weisungen  über  die 
Bewegung  der  Schiffahrt  und  des  Seehandels  in  den  österrei- 
chischen Häfen  geordnet  und  auf  alle  Häfen  ausgedehnt,  und 
die  Vertiefung  der  Häfen  durch  Ausbaggerung  bewerkstelligt; 
Hafenbaüten  wurden  in  bedeutender  Ausdehnung  (namentliöh 
die  grossen  Moli  in  Venedig  und  Triest)  ausgeführt,  für  die 
bessere  Disciplin  der  Matrosen  mehrftiche^  Anordnungen  ge- 
troffen, und  geeignete  Vorkehrungen  gegen  den  Schleich- 
handel an  der  Seeküste  in  Anwendung  gebracht.  Einäselne 
Häfen  betraf  die  Errichtung  des  Hafen -Lootsen- Corps  und 
der  Sicherheitswachen,  des  astronomisch  -  nautischen  Obser- 
vatoriums und  des  Apparates  zur  Signaüsirung  der  mittleren 
Mittagszeit  für  die  Chronometer  in  Triest,  die  Kegulirung 
der  Küsten  -  Lootsen  in  Venedig,  die  Verbesseiomg  und  die 
S<>hützung  des  Hafens  von  Fiume.  >  Der  Schiffbau  wurde  ge- 
fördert' durch  das  Reglement,  welches  für  die  Schiffs-Hand- 
werker in  Venedig,  und  jenes,  welches  für  die  gleiche  Ka- 
iegorie  in  Triest  in  Wirksamkeit  trat,  beides  mit  dem 
Zwecke,  das  corporative  Element  in  dieser  Classe  zu  fördern, 
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endlich  durch  die  Erachwerung  der  Aü^far  des  treffliclieti 
aber  beireitB  seltener  werdenden  Schififbitn-Holzes. 

Die«  Schifffahrt  und  der  Verkehr  auf  den  Flüs- 
sen erfreute  sich  einer  gleichm&ssigen  Beachtung.  Das 
wichtigste  Ereigniss  in  dieser  Beziehung  bildet  die  vertrags- 
mässige  Zustandebringung  der  freien  Po  -  Schifffahrt  durch 
den  damaligen  Handels^Minister  und  Unterhtodler  des  Frie- 
dens mit  Sardinien,  Frdhierm  von  Brück,  liachdeni  dieses 
Ziel  seit  dem  Wiener  Cangresse  wiederholt,  jedoch  stets  ver- 
geblich, angestrebt  worden  war.  Eine  ähnliche  Freiheit  ftir 
die  Donau -8chi£fIiGdirt  wurde  zwischen  Oesterreich,  Baie)rn 
und  Würtembei^  vereinbart;  die  Elbe-Schiffiiahrts-Ilevisions- 
Gommissionra ,  deren  dritte  und  vierte  Vereinigung  statffand, 
setzten  in  den  Bemühungen  zur  Befreiung  der  Schifffafart 
von  den  Elbe -Zöllen  ihren  gewöhnlichen  etwas  langsamen 
Gang  fort,  während  Oesterreich  durch  die  Aufhebung  aller 
Elbe-ZöJle  auf  s^em  Gebiete  für  in-  und  ausländische  Schiffe 
den- Verbandlungen  vorauseilte  und  mit  nachahmungswerthem 
BeüBpitie  voranging.  Welche  Elemente  zur  Vermittlung  des 
in  rascher  Zunahme  befindlichen  Verkehres  zur  See  und  auf 
den  Flössen  in  der  Dampfschifffahrt  des  österreichischen  Lloyd 
und  der  Donau-Dampfschifffahrt»-GeseUschaft  liegen ,  wird  in 
dem  den  Verkehrsanstalten  gewidmeten  Abschnitte  umständ- 
liche dargestellt  werden. 

Die  Aufhebung  der  Zwischenzoll-Linie,  welche  die  ehe- 
mals upgrisohen  Länder  von  den  übrigen  Ländern  des^  allgemeinen 
österreichischen  Zollgebietes  trennte,  ward  durch  den  Erlaas  vom 
20.  Juni  1851  angeordnet  *  Der  gleichfalls  im  Jahre  1851  statt- 
geiundenen  Aenderung  des  Zoll-Tarifes  lag  zunächst  die  Absicht 
zu  Grunde,  von  dem  seit  Kaiser  Joseph  II.  bestandenen  Prohibitiv- 
Systeni  zu  dem  Schutzzoll-Systeme  überzugehen.  Zu  diesem  Ende 
wurde  bei  dem  Finanz-Ministerium  eine  Zoli-Tarifs-EtevisionB-Com- 
mis^ion  niedergesetzt,  welche  die  Grundlagen  des  neuen  Systems 

*  Die  umständlicheren  Angaben  liierüber  finden  sich  bei  den  Aeformen 
der  Finans-VerwaltBng  8.  134. 
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festzustellen  und  damacfa  die  neuen  Tarif-Sfttse  zu  entwerfen  hatte. 
Dieselbe  berief  für  jede  Waarengnqppe  erfabseioß  Xodustiielle  und 
Handelsleute  des  bezüglichen  Productions-Zweiges  zur  Bemfliung, 
erörterte  alle  auf  denselben  Bezug  nehmenden  thatsädifidien  Um- 
stände mit  steter  Rüeksicht  auf  den  Zusammenhang  der  gesainaiten 
Tarif-Bestimmungen,  und  stellte  darnach  den  Tarifs-Entwurf  fest 
Dieser  wurde  einem  aus  den  vorzügliefasten  Indufi&iell^  und  Han- 
delsleuten der  Monarchie  zusammengesetzten,  nach  Wien  einbe- 
rufenen 2iOll-Congre6se  v(»gelegt,  und  auf  demselben  unter  Einver- 
nehmung der  Betheiligten  einer' nochmaligen  gründlichen  Prüfung 
unterzogen.  *  Die  Grundlagen  dieses  Zoll-Tarifs  bestanden  in  der 
Aufbebung  jedes  £Sn-,  Aus-  und  Durchfuhr-Verbotes,  mit  wenigen 
durch  die  Staata-Mouppole  und  durch  gesundheits-polizeilidie  Rück« 
sichten,  gebotenen  Einschränkungen^  in  der  bedeutenden  Herabsetzung 
oder  gänzlichen  Auflassung  der  Einfiihxzdlle  auf  die  Roh-  und  Hilfs* 
Stoffe,  für  die  Industrie,  sowie  auf  die  Halbfabrikate,  in  der  Fest- 
setzung eines  zureichenden  Zollschutzes  für.  die  einheimische  Industrie., 
namentlich  aber  die  wichtigeren  Productions- Zweige^  in  der  Er- 
leiditerung  der  Ausfuhr  überhaupt,  bis  auf  wenige  für  die  einhei- 
heimische  Industrie  unentbehrliche  Rohstoffe,  in  der  Befreiung  der 
Durchfuhr  von  den  bis  dahm  auf  deiselben  noch  lastenden  Be- 
schränkungen, und  in  der  Begünstigung  des  Oränzverkehrs.  Die 
Hauptabsicht  war  darauf  gerichtet,  den  Tarif  in  möglichsle  Ueber- 
einstimmung  mit  jenem  des  deutschen  Zoll -Vereines  zu  bringen, 
um  dadurch  der  künftigen  Zolleinigung  mit  Deutschland  den  Weg 
zu  bahnen.  Der  mit  kaiserlichiSm  P^itente  vom  6.  November  1851 
Allerhöchst  genehmigte  Zoll-Tarif  trat  mit  1.  Februar  1852  m  Wirk- 
samkeit .  Schon  geraume  Zeit .  früher  hatte  die  Aegierui^  ihr  Be- 
streben, dem  (seither  unablässig  verfolgten)  Ziele  der  Zolleinigung 
mit  Deutschland  nahe  zu  kommen,  kundgegeben.  Nachdem 
die  erste  Anregung  hierzu  in  der  Wiener  Zeitung  vom  28.  October 
1849  gegeben  worden  war,  veröffentlichte  der  Handels -Minister 
Freiherr  von  Brück  die  Denkschriften  vom  30.  Deoember  1849 

'  Die  Verhaudlnugeii  dieses  Zoll  -  CoDgresses  sind  abgedruckt  in  der 
Zeilschrift  „Anstria'*,  Jahrgang  1851,.  Nr.  18—44  ind.  Ueber  die  ganxe 
Tarif- Arbeit  ist  erschienen:  ^Der  neae  allgemeine  österreichische  Zoll-Tarif 
im  Vergleiche  mit. den  bisherigen  Tarif-Bestimmungen  in  Oesterreidi  and 
yn  deatschen  Zollvereine  und  mit  ausführlicher  Begründung  seiner  Ver* 
fügmigen.  Vom  kaiserlich  -  Österreichischen  Handels -Ministerium.  (Als 
Maimscript  gedruckt.)    Wien  1801.** 
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und  30.  Mai  1850,  '  worin  die  bezüglichen  Aneichten  näher  ent- 
wickelt und  der  Gang,  welchen  er  dabei  einzuschlagen  gedachte, 
amatäiidlich  bezeichnet  wurden.  Diese  Denkdchriften  wurden  den 
R^eruugen  des  deutschen  Bundes  mitgetheilt,  und  die  Verwirk- 
lichung der  darin  ausgesprochenen  Ansichten  am  Bundestage  zu 
Frankfurt^  bei  den  Ministerial-Conferenzen  in  Dresden  im  Jahre 
1851  und  den  von  der  kaiserlichen  Regierung  zu  diesem  Behufe 
wiederholt  jm  Beginne  sowohl,  als  am  Schlüsse  des  Jahres  1852  in 
Wien  eingeleiteten ,  von  Seite  der  meisten  deutschen  Staaten  be- 
{Schickten  Zoll-Confereneen  angebahnt  '  Auch  mit  Preussen  fanden 
darüber  Verhandlungen  Statt,  welche  zwar  durch  die  hierauf  ein- 
getretenen politischen  Verwicklungen  in  den  Hintergrund  gedrängt, 
nach  deren  Beilegung  aber  alsbald  wieder  aulgenommen  wurden, 
in  deren  Folge,  nachdem  der  (inzwischen  abgetretene  Handels- 
Minister)  Freiherr  von  Brück  zur  Führung  der  diessßllfigen  Unter- 
handln!^ nach  Berlin  gesendet  worden ,  der  Handels-  und  Zollver- 
trag mit  Preussen  vom  19.  Februar  1853  zu  Stande  kam,  dem 
unterm  4.  April  1853  die  Übrigen  Staaten  des  deutschen  Zollvereines 
beitraten.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Vertrages  beziehen 
sich  bei  dem  gegenseitigen  Verkehre  auf  die  Befreiung  der  meisten 
Boden-Producte  und  Rohstoffe  ftlr  die  Industrie  von  dem  Ein-  und 
Ausfuhrzölle,  auf  die  Festsetzung  eines  Begünstigungszolles  für  die 
Einfuhr  der  wichigsten  Halb-  und  Oanzfabrikate,  dann  auf  die  Be- 
schränkung und  theilweise  Aufliebung  des  Durchfuhrzolles,  und  auf 
die  wesentliche  Erleichterung  des  Gränzverkehres  überhaupt,  sowie 
auf  Begünstigungen  des  gegenseitigen  Handels-  und  SchifRahrts- 
Verkehres,  der  Handelsreisenden,  der  Besucher  von  Messen  und 
Märkten  etc.     Endlich   wird   durch   diesen  Vertrag  die   Aussicht 

*  „Denkschrift  des  kaiserlich-österreichiBchen  Handels-Ministers  über 
ZoUverfiiasuiig  and  Handels -Politik  der  zollvereinten  Staaten  von  Oester- 
reich  und  Dentschland.  Wien  1850.**  Sie  erschien  auch  beleuchtet  mit 
Rücksicht  auf  die  Neugestaltung'  des  deutschen  Baades  ia  der  Broschüre: 
„Die Denkschriften  des  österreichischen  Handels-Ministers  über  österreichisch- 
deutsche  ZoU-  und  Handelseinigung.  Wien  1850.  << 

'  Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  ersten  dieser  Zoll-Gonferenzen,  in 
welcher  die  practische  Durchführbarkeit  der  österreichischen  Vorschläge 
klar  dargethan  wurde,  sind  enthalten  in  der  amtlichen  Druckschrift:  „Die 
Wiener  Conferen^en.  Ein  getreuer  Abdruck  der  wichtigsten  Verhandluugs- 
stücke.  Wien  185^^.**  Das  Ergebniss  der  zweiten  Gonferenz  hatte  nach 
erfolgter  Verständigung  mit  Preussen  auf  sich  zu  beruhen. 


199 


eröfliiet,  dass  bis  zum  Jahre  1860  die  Zotleinigung)  oder  doch  jeden- 
falls eine  noch  wettere  Annäherung  der  gegenseitigen  Yerkehrsge- 
biete  verwirklicht  werden  wird. '  Eine  vollstäiidige  Zolleinigung 
war  inzwischen  schon  vorher  mit  dem  Fttrstenthume  Li  echten* 
stein  (5.  Juni  1852)  und  mit  den  Herzop^thttmem  Parma  und 
Mode  na  '  erfolgt,  sowie  in  Folge  des  Zollveitrages  mit  den  deut- 
schen Staaten  der  Zoll-Tarif  einer  neuerliehen  Revision  (8.  December 
1853)  unterzogen  wurde,  welche  unterm  1.  Januar  1854  in  Wirk- 
samkeit trat  Derselbe  erfuhr  endlich  neue  beträchtliche  Ermässi- 
gungen hinsichtlich  der  Tarif-Sätze  für  Gacao,-  Kaifee,  Gewttrze, 
Zucker,  Fische,  Oele,  Weine,  feine Esswaaren ,  Blei,  Frisch-^Eisen, 
Eisengusswaaren,  und  Game  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung 
vom  19.  Mlrz  1856, '  welche  zugleidi  als  eine  weitere  Annäherung 
an  den  deutschen  Zollverein  betrachtet  werden  muss.  —  In  Folge 
des  nut  Sardinien  abgeschlossenen  Schifffahrts-  und  Han- 
delsvertrages vom  18.  October  1851  wurde  der  sardinischc 
Einfuhrzoll  auf  mehrere  aus  Gestenreich  dahin  ausgeführte  Roh- 
-Producte  und  Gewerbs-Erzeugnisse,  als:  Wein,  Käse,  Felle  und 
Häute,  Flachs,  Hanf-  und  Leinengarne  und  daraus  verfertigte 
Gewebe,  Baum woUgame.  und  Gewebe,  SchafWollgame  und  Ge- 
webe, gemischte  Stoffe,  Papier,  Waffen,  Eisen,  Kupfer  und  Zink, 
röh  und  verarbeitet,  Töpferwaaren ,  Glas  etc.,  ermässiget  und 
im  Gräuzvcrkehre  Zollbefreiungen  zugestanden.  *  Im  Verkehre 
zwischen  Dalmaüen  ÜLd  Montenegro  wurde  der  dalmatische 
Durchfuhrzoll  aufgehoben.  ^ 

Eine  fernere  Erweiterung  des  allgemeinen  österreichischen' Zoll- 
gebietes erfolgte  durch  die  Einbeziehung  von  Istrien  und  den 
quarnerischen  Inseln  in  dasselbe,*  durch  die  Beschränkui^ 
der  Freihafeugebiete  von  Triest,  ^  von  Zengg  und  Carlopago,  * 

•  Das  Nähere  ttber  die  ZoIlyerü%e  sowie  über  die  beiden  Zoll-Tarife 
findet  sich  bei  den  Reformen  in  der  Finanz- Verwaltung  8.  tbl-rth6, 

^  Vertrag  vom  9.  August  1852  and  Minist  Erlass  vom  17.  October 
18^2,  durch  welchen  das  Wegfallen  der  Zollgränze  auf  den  1.  Februar  1853 
beslimmt  wurde. 

^  Minist.  Verord.  vom  20.  März  1856. 

'  Minist.  Verord.  vom  28.  Juni  1852. 

^  Minist  Erlass  vom  3.  April  1853. 

"  Mmist  Erlass  vom  30.  Augast  1853. 

'  Minist  Erlass  vom  30.  Augast  1853. 

'  Minist  Erlass  vom  11.  April  1855. 
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von  Fiume,  Buceari  und  Porto  R&  '  Letztere  insbesondere  er- 
scheint für  die  industrielle  Entwicklung  von^  Fiume  von  äusserster 
Wichtigkeit,  da  hierdurch  ein  Oebietsstreifen  innerbi^b  die  Zoll-Iinie 
gebracht  wird,  welcher  nicht  nur  bereits  sehr  ansehnliche  Fabriken 
besitzt,  sondern  auch  durch  die  unmittelbare  Nähe  des  Freihafens, 
durch  eine  dichte  arbeitliebende  Bevölkerung  und  durch  das  fest  einzig 
dastehende  Vorkonamen  eines  wasserreichen  Flusses  mit  einer  Fall- 
höhe von  350  Fuss  in  der  letzten  kaum  eine  Meile  langen  Strecke 
seines  Laufes  vor  seiner  Mündung  in  das  Meer,  ftlrdie  VervielißlUi- 
gung  der  industriellen  Anlagen  eine  vorzugsweise  Eignung  besitzt. 
Den  Schutz  der  einheimischen  Oewerbs-fhätigkeit  neben  der 
Sicherung  des  Zollgefidls  bezwecken  auch  die  Maassregeln  zur 
Hintanhaltung  des  Schleichhandels.  Ausser  dem  bereits 
früher  diessfalls  eingegangenen  Uebereinkommen  mit  dem  Kirchen- 
staate wurden  darauf  bezügliche  Verträge  abgeschlossen  mit  Sar- 
dinien (2u^  November  1851) ,  Baiem  (als  Anhang  der  Donau-Schiff- 
ÜBthrto-Yertrages  vom  2.  December  1851},  Preussen  und  den  übrigen 
Zollvereins-Staaten  (ZoU-Cartel  als  Anhisüg  des  Zoll-  und,  Handels- 
Vertrages  vom  19.  Februar  1853),  Baiem,  Würtemberg  und  Baden 
behufs  der  Ueberwachung  am  Bodensee  C^.  Februar  1854)  und 
Russland  (3.  October  1851).  Eben  dahin  zielen  die  Maassr^eln 
einer  verschärften  Pass -Co ntrole,  welche  in  dem  Gränzbezii^e 
und  in  den  Zoll-Ausschlüssen  deijenigen  Kronländer,  in  denen  sich 
die  Hothwendigkeit  einer  geschärften  Ueberwachung  des  Oränzver- 
kehres  ergibt,  gegen  Individuen,  welche  des  Schleichhandels  ver- 
dächtig sind,  angeordnet  wurden. '  Dagegen  wurde  die  Cotitrole, 
welche  bei  der  Ausfuhr  von  Hadern  im  Küstenlande  angeordnet 
war,  aufgehoben, '  sowie  überhaupt  die  den  Handel  beschränk^de 
Controle  im  Innern  des  Zollgebietes  auf  ein  Minimuip,  herabgesetzt 
wurde.  Die  Hintanhaltung  aller  Verkehrs-Störungen,  insbesondere 
die  schleunige  Abfertigung  des  Postwagen»  und  der  auf  Dampf- 
schiffen versendeten  Eilgüter  wurde  den  Zollämtern  eingeschärft.  * 

<  Minist.  Krlass  vom  14.  August  18S5.  Die  Einbeziehuag  von  Istrien 
und  die  Beschränkung  des  Freihafengebietes  von-  Triest  wurde  wirksam 
am  1,  November  1853,  die  Beschränkung  desjenigen  von  Zeagg  und  Car- 
lopago  am  i,  April  1855  und  von  Fiume,  Buceari  und  Porte  R^  am 
15.  September  1855« 

'  Mmist.  Erlass  vom  12.  September  1853, 

*  Minist.  Erlass  Tom  6,  April  1855. 

*  Minist.  Erlass  vom  10.  Januar  1856. 
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Das  neue  Verein sgesetz  vom  26.  Hovember  185ä,  wek^s 
eine  vorzugsweise  Anwendung  auf  die  in  neuerer  Zeit  in  den  Vor- 
dergrund tretenden  Aetien-Oesellschaften  für  Industrie-  und  Handels- 
Uotemehmungen  findet,  wurde  bereits  bei  den  Reformen  in  der 
politischen  Verwaltung  erwähnt;  ebenso  bei  der  Finanz- Verwaltung 
die  Gestattung  eines  Credits  b^i  der  Entrichtung  der  Verbrauehs- 
abgaben  bezüglich  der  Erzeugung  von  gebrannten  Flüssigkeiten, 
Bier,  Zucker  aus  ausländischem  Zuckermehle  und  aus  Rüben 
(5.  Februar  1852) ,  wodurch  jedenüMls  den  bezüglichen  Industrie- 
Zweigen  eine  fUhlbare  Erleichterung  zugeht.  Eine  andere  seit 
längerer  Zeit  erwartete  Erleichterung  erfolgte  durch  die  gewährte 
Veiabfölgung  des  Salzes  gegen  ermässigte  Preise  zur  Erzeugung 
chemischer  Producte.  Diese  Ermässigung  wird  nur  jenen  Gewerbe- 
treibenden zugestanden,  welche  mittelst  des.  Salzes  ein  chemisches 
Präparat  erzeugen,  desseii  Menge  sich  genau  darstellen,  und  hier- 
durch erheben  lässt,  ob  und  welche  Menge  Salzes  hierzu;  verwendet 
worden  seL  Das  bewilligte  Salz  wird  dem  Betheiligten  in  einem 
Zustande  übergeben,  in  welchem  es  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  mehr  geeignet  ist.  '  Den  Ausweisen  der  in  Wien  errichteten 
Seide-  und  Woll-Trocknungs-Anstalt  über  das  wahre  Han- 
delsgewicht der  Seide  und  Wolle  wurde  die  volle  Beweiskraft  zu- 
gestanden. '  , 

Da  für  die  ehemals  ungrischen  Länder  ausreichende  Bestim- 
mungen zur  Regelung  des  G^werbs-  und  Handelswesens  nicht  be- 
standen, wurde  für  dieselben  ein  provisorisches  Gewerbe-Ge- 
setz erlassen,  durch  welches  die  in  den  deutseh-slavischen  Kion- 
ländem  geltenden  Vorschriften  einstweilen  bis  zur  Vollendung  des 
in  der  Bearbeitung  stehenden  allgemeinen  Gewerbe-Gesetzes  auch 
auf  jene  Länder  ausgedehnt  werden.  ' 

Das  allgemeine  Gewerbegesetz  wurde  1854  in  einem  ersten 
Entwürfe  beendet,  allein  derselbe  erschien  bald  durch  die  fortschrei- 
tende  national-ökonomische  Entwicklung  überflügelt,  und  der  gegen- 
wärtig Handels-Minister  Ritter  von  Toggenburg  benützte  diesen 
Anlass,  um  dem  Grundsatze  der  vollkommenen  Gewerbefreiheit  jene 
Geltung  zu  verschaffen,  welche  allein  die  Industrie  des  Kaiserstaates 

'  Minist.  £rla88  vom  27.  Juni  1851. 

'  Minist  Elisas  vom  14.  Joli  1855. 

*  Minist  Erlass  vom  6.  Februar  1851  für  Ungern ,  12.  März  1851  für 
die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  23.  April  1853  für  Kroatien  und  Slavo- 
nlen,  25.  November  1851  (ur  Siebenbürgen. 
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in  das  Gleichgewicht  mit  den  anderen  Zweien  productiver  Thätig- 
keit  zu  setzen  vermag. 

Die  Gxundzüge  des  neuen  Oewerbegesetzentwurfes '  sind  folgende : 

a)  Der  Antritt  eines  Gewerbes  wird  keiner  anderen  Beschrän- 
kung unterworfen,  als  welche  durch  polizeiliche  Rücksichten  geboten 
erscheint. 

b)  Die  Gewerbe,  bei  welchen  solche  Rücksichten  eintreten^ 
werden  an  eine  förmliche  Verleihung  gebunden;  alle  übrigen  können 
gegen  blosse  Anmeldung  betrieben  werden  und  sind  weder  von 
euier  BeßLhigungs-  noch  Fonds-Nachweisung  abhängig.  Das  Ge- 
schlecht begründet  iiinsichtUch  der  Zulassung  zu  ein^n  Gewerbe 
keinen  anderen  Unterschied,  als  welchen  die  für  einzelne  Gewerbe 
geforderte  besondere  Beialügung  mit  sich  bringt. 

c)  Die  Einrichtung  der  Anmeldungen  zielt  lediglich  auf  Her- 
stellung der  Evidenz  für  die  Zwecke  der  Gewerbe-Polizei,  der  Be- 
steuerung und  der  Statistik  ab. 

d)  Für  den  Schutz  der  Nachbarn  gegen  gefährliche  oder  be- 
lästigende Gewerhsanlagen  ist  durch  ein  für  Errichtung  solcher 
Anlagen  vorgeschriebenes  Reclamatioü&rVerfisLhren  gesorgt. 

e)  Die  stehenden  Gewerbe-Abtheilungen  sind  nur  für  die  con- 
cessionirten  Gewerbe  beibehalten.  Bei  den  anderen  Gewerben  richtet 
sich  der  Umfang  der  Gewerbeberechtigung  nach  der  Anmeldung, 
welche  den  Gegenstand  des  Gewerbsbetriebes  deutlich  bezeichnen 
muss. 

f)  Der  gleichzeitige  Betrieb  mehrerer  Gewerbe  unterli^  kduer 
Beschränkung;  nur  müssen  fUr  Beschäftigungen,  die  unter  sich  in 
keinem  Zusammenhange  stehen,  eben  so  viele  bi^ndere  Meldscheine 
ausfertigt  werden. 

Innerhalb  eines  Gemeuidebezirkes  können  für  .ein  Gewerbe 
auch  mehrere  feste  Betriebs-Localitäten  gehalten  werden;  die  Hal- 
tung einer  Werkstätte  oder  Verkaufs-Localität  ausserhalb  der  Ge- 
meinde des  Gewerbe* Staudortes  erfordert  einen  neuen  Meldschein.. 

g)  Die  G^ewerbeberechtigung  zur  Erzeugung  eines  Gegenstandes 
»chliesst  immer  auch  das  Recht  in  sich,  die  dazu  nöthigen  Materia- 
lien und  Werkzeuge ,  wie  auch  alle  zur  vollendeten  Darstellung  des 
Gegenstandes  gehörigen  Nebentheile  selbst  zu  erzeugen  und  hierzu 
auch  Gehilfen  von  anderen  Gewerben  zu  verwenden. 

h)  Gewerbsanteruehmungen ,   die  vermöge  ihres  grossartigeu 

'  Minist.  Erlass  vom  28.  November  1855. 
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Betriebes  von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der 
National-Industrie  und  die  Belebung  des  Handels  sind,  können  von  ^ 
der  Regierung  mit  dem  Vorrechte  betheilt  werden,  den  Titel  ^k.  k. 
National-Fabrik^  (beziehungsweise  ^k.  k.  Grosshandlung^)  und  den 
kaiserlichen  Adler  in  Schild,  Siegel  und  Firma  zu  führen. 

ij  Die  geschlossenen  Oewerbebezirke  sind  beseitigt,  und  eben 
so  die  Beschränkungen  in  der  Verwendung  der  Hil&arbeiter. 

kj  Die  Gewerbetreibenden  unterli^en  keinem  Corporations* 
Zwang.  Die  zur  Zeit  gesetzlich  bestehenden  Gewerbs-Gorporatio- 
nen,  Gremien,  Innungen  etc.  können  fortbestehen;  doch  sind  alle 
mit  dem  neuen  Gewerbegesetze  unvereinbarlidien  Bestimmungen 
der  früheren  Privilegien  und  Statuten  als  aufgehoben  zu  betrachten. 
Insbesondere  ist  der  Antritt  eines  Gewerbes  von  dem  Beitritt  zu 
solchen  Innungen  nii^nds  mehr  abhängig,  und  Mitglieder  gegen- 
wärtig bestehender  Innungen  können  nach  vollständiger  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  ausscheiden,  ohne  desshalb  daa  Gewerbe  auf- 
geben zu  müssen. 

1}  Das  Rechtsverhältnii^s  der  Gewerbeberechtigten  zu  ihren  Hilfs- 
arbeitern und  Bediensteten  ist  durch  besondere  Bestimmungen  näher 
geregelt  Diese  bilden  dne  Ergänzung  der  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetze  und  zielen  auf  wirksamen  Rechtsschutz  und  Disciplin.  Die 
Dauer  der  Lehrzeit  ist  Gegenstand  freier  Uebereinkunft;  in  Ermang- 
lung ^iner  besonderen  Verabredung  wird  ein  für  beide  Theile  gegen 
secbswöchentliche  Aufkündigung  auflösbarer  Vertrag  angenommen. 
Als  Gehilfen  werden  die  in  einem  Gewerbe  zu  körperlichen  Arbeiten 
gewöhnlich  gegen  Wochenlohn  stabil  verwendeten  Personen  angesehen, 
als  da  sind:  Gesellen,  Handlungsdiener,  Fabriksarbeiter  etc.,  nicht 
aber  auch  die  mit  Monats-  oder  Jahresgehalt  in  Dienstleistungen 
höherer  Kategorien,  z.  B.  als  Buchhalter,  Cassiere,  Agenten,  In- 
genieure, Werkleiter,  Provisoren,  Factoren  etc.,  angestellten  Indi- 
viduen, und  eben  so  wenig  die  einlachen  Taglöhner.  Jeder  Gehilfe 
muss,  um  in  einen  Dienst  aufgenommen  zu  werden,  mit  den  nötln- 
gen  Documenten  versehen  sein,  welche  bei  den  Handeli^hilfen  in 
den  behördlich  vidirten  Zeugnissen  der  früheren  IHenstgeber,  bei 
den  Qehilfbn  der  übrigen  Gewerbe  in  dem  Dienstbuche  bestehen. 
Die  Aufnahme  und  den  Austritt  eines  Lehrlings  oder  Gdiilfen  hat 
der  Gewerbsinhaber  der  Polizei -Obrigkeit  hinnen  acht  l^en  zu 
melden.  Streitigkeiten  der  selbstständigeu  Gewerbetreibenden  mit 
ihren  Gehilfen  und  Lehrlingen,  die  sich  auf  das  Dienst-  und  Lehr- 
verbältniss  beziehen ,  werden  —  so  lange  für  diese  Angelegenheiten 
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keine  besofkleven  Behlkrden  eu^eaetzt  sind  —  durch  die  Polizei- 
Obrigkeit  entschieden,  vorbehalüidi  der  Berufung  auf  den  Rechts- 
weg binnen  14  Tagen  präelusiver  Frist,  durch  welche  Bwufang 
aber  die  vorläufige  Vollstreckung  nicht  aufgelialten  wird. 

Dieser  Entwurf  wurde  den  Handels-  und  Gewerbe-Kammern 
mitgetheiit,  und  ihre  Gutacdit^i  machen  ersichtlich,  dass  dieser 
grosse  Fortschritt  in  den  Oewerbszuständen  des  Kaiserstaates  auch 
mit  voller  Zustimmung  der  weitaus  flberwiegenden  Mehrzahl  der 
zunächst  BetheQigten  erfolgen  wird. 

Für  die  Approviaionirung  der  Residenzstadt  von  Wicht^keit 
ersciieint  die  Regeluiig  des  Fleischer-Gewerbes  in  Wien,  mit 
gleichzeitiger  Errichtung  einer  Fleisch casse  daselbst.  Dadurch 
wurde  die  bis  dahin  bestandene  Rindfleisch -Satzung  aufgehoben, 
und  den  Viehhändlern  und  «Viehzüchtern  gestattet,  ihr  nach  Wien 
auf  den  Markt  gebrachtes  Schlachtvieh,  in  den  (neu  eirichteteu) 
städtischen  Schlachthäusern  zu  schlagen  und  das  Fleisch  auszu- 
schroten^ die  Zahl  der  vorhandenen  Fleischer-Gewerbe  ward  (vor- 
behaltlich der  durch  den  Local- Bedarf  etwa  erheischten  weiteren 
Vennehrung)  auf  180  erhöhti^  wobei  die  Bestimmung  eintrat,  dass 
jeder  Fleischer  ausser  der  Ausschrotbank  nur  noch  eine  Filial-Bank 
halten  dürfe.  Mit  der  Aufhebung  der  Fleischsatzung  trat  zur  Er- 
leicbterung  des  Schlachtviehhandels  eine  Fleischcasse  in  Wirksam- 
keit Der  Betrieb  des  Fleischer-Gewerbes  wird  mit  Ausnahme  des 
Ausschrotens  ausschUessend  in  die  städtischen  Schlachthäuser  ver- 
legt, wo  allein  sowohl  von  den  Fleischern  als  von  den  Viehhänd- 
lern Schlachtvieh  eingestellt  und  gesclilagen  werden  darf;  dadurch 
entfällt  auch  der  Zutrieb  des  Schlachtviehes  durch  die  Vorstädte. 
Die  Fleischcasse  bat  den  Zweck,  zu  bewirken,  dass  jeder  Fleischer 
seinen  Viehbedarf  hier  gegen  haare  Bezahlung  ankaufen  könne, 
dass  die  Viehhändler  für  das  hier  veriiaufte  Vieh  schleich  haare 
Bezahlung  erhalten,  dass  hiermit  der  Schlachiviehhandel  geordnet, 
der. Zutrieb  vermehrt  und  der  ScUachtviehpreia  ermässiget  werde^ 
und  nöthigenfalls  selbstständig  für  die  Approvisionirung  Wien's 
gesorgt  werden  könne.  .  Die  Casse  wird  mit  einem  Fonde  von 
300.000  fl.  dotirt,  und  ist  Eigenthum  der  Gemeinde,  welche  sie 
auch  verwaltet  Alles  Schlachtvieh,  welches  von  den  Wiener 
Fleischern  auf  dem  hiesigen  Markte  zur  Consumtiou  ftlr  Wien  ge- 
kauil  wird,  muss  durch  die  Fleischcasse  bezahlt  werden.  -  Jeder 
Fleischer  eriiält  zum  Ankaufe  von  Schlachtvieh  einen  Credit  bis 
zum  Betrage  der  eingelegten  Caution  von  2.000  fl.,  jedenfalto  aber 
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bis  zum  Behufe  eines  vierzehntA^en  Bedarfes  ah  S(!hlachtvieh; 
Diese  Caation^  bei  deres  Erlegung  Erieichteruhgen  zugestanden 
werden,  wird  mit  4  Pereent  verzinset;  der  bewilligte  ordentliche 
Credit  erstreckt  sich  auf  14  Tage.  Jedem  Fleischer  wird  ein  Cknito 
corrente.  erofl&iet,  und  darauf  sein  Haben,  und  Sollen  nebst  den 
Activ-  uQd  Passiv-Zinsen  verzeichnet.  Beim  Ankaufe  adf  dem  Vieh- 
nuirkte  wird  von  dem  Markt^Gommissär  ein  Wechsel  an  die  Ordre 
des  Viehhändlers  auf  den  Käufer  gezogen,  von  diesem  acceptirt 
und  von  dem  :  Viehhändler  ah  die  Fleisdicasse  girirt, '  woftlr  der 
Viehhändler  eine  Escompte-Gebühr  von  ITeroent  entrichtet.  Wiener 
Fleischer,  welche  auf  dem  Lande,  und  Landfleisdier,  welche  in  Wien 
Vieh  kaufen,  zahlen  an  die  Fleischcasse  eine  Gebühr  von  1  fl.  für 
das  Stück.  Das  durch  die  Fleich-Casse  bezahlte  Vieh  kann  weder 
gepfllndet,  noch  mit  Verbot  belegt  werden.  Die  Staatsverwaltung 
bewilligte  der  Gemeinde  zur  Dotirung  der  Fleischcasse  ein  4per- 
centiges  Darlehen  von  250.000  £1. ,  welches  in  vierteljährigen  Raten 
von  25.000  fl.  zürüokzuzahlea  war.  *  Auch  ist  für  die  nächsten 
fünf  Jahre  jedem  Fleischselcher  und  Freiscftläcbter  (Stechviehhänd- 
ler) das.  Ausschroten  von  Rindfleisch  gestattet. 

Zur  Sicherheit  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampf- 
kesseln aller  Art  wurde  voi^eschrieben,  dass  jeder  Dampfkessel, 
bevor  er  zur  Dampferzeugung  für  eine  Dampfmaschine  von  was 
immer  fUr  einer  Art  benützt  werden  darf,  der  vorschriilmässigen 
behördlichen  Probe  unterzogen  werden  muss,  wobei  die  Prttfungs- 
Conmiission  beurtheilt,  ob  die  angewendete  Constructidnsart,  und 
fUr  welche  Dampfspannung  sie  im  gegebenen  Falle  die  höthige 
Sicherheit  gewäl^.  Jeder  Dampfkessel  muss  aus  geschmiedetem 
Eisen  oder  aus  Kupfer  angefertigt  und  mit  wenigstens  zwei 
Ventilen  und  einem  Manometer  versehen  sein.  Die  Probirung  der 
Dampfkessel  wird  auf  das  Zwdiache  des  grössten  bei  der  Benützung 
beabsichtigten  Druckes  vorgenommen,  wesshalb  die  Sicheriieits- 
Ventile  nur  mit  der  Hälfte  des  bei  der  Probirung  angewendeten 
Gewichtes  belastet  werden  dürfen«  Die  Uebertretung  dieser  Vor- 
schrift wird,  als  ein  Vergehen  oder  als  eine  Uebertretung,  nach 
Vorschrift  des  Strafgesetzes  IL  Theiles  bestraft  ^ 

Zur  Erleichterung  des  Handels  an  der  Karlstädter,  der  Banal-, 
slavonisohen  und  Baoater,   Siebenbürger   und   Bukowiner   Gränze 

'  Minist  Verord.  vom  2d.  Juni  1850. 
*  Minist.  Verord.  vom  11.  Februar  1854. 
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gegen  die' Türkei  wurden  die.  bestehenden  Contumaz-Taxen 
aller  Art  aufgdioben  und  daftir  von  allen  über  die  Contunmz*-An- 
stalten  der  genannten  Oränzlinien  aus  Bosnien^  Serbien,  der  Wa- 
lachei und  der  Moldau  angehenden  Waaren  bei  der  Verzollung 
ein  Zuschlag  von  3  kr.  für  jeden  6ij)|den,  und  bei  den  Transito- 
Gutem  ein  Zuschlag  im  doppeltea  Belage  des  Transito-Zolles  ein- 
zuheben  angeordnet.  ' 

Nachdem  der  Freihafen  von  Venedig  zu  Folge  der  Ein- 
nahme dieser  Stadt  durch  die  kaiserlichen  Truppen  am  27.  August 
1849  auf  das  vor  dem.  Jahre  1830  bestandene  En^repot  auf  der 
Insel  S.  Giorgio  beschränkt  worden  war,  erhielt  derselbe  seine  ur- 
sprünglich im  Jahre  1830  festgesetzte  Ausdehnung  auf  die  gieuize 
Stadt  Venedig  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  27«  März  1851 
wieder. 

Wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  erscheint  das 
provisorische  Gesetz  vom  18.  lAäpL  1850  über  die  Einführung  von 
Handels-  und  Gewerbe-Kammern,  welche  in  Folge  desselben 
errichtet  und  dergestalt  vertheilt  wurden,  dass  die  Handds-  und 
Gewerbs- Interessen  aller  Kronländer  darin  ihre  Vertretung  finden. 
Jeder  Kammer  wird  ein  bestimmter  Bezirk  zugewiesen,  und  ihr 
Wirkungskreis  erstreckt  sieh  ausschliesslich  auf  Handels-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten. Ihnen  sind  folgende  Obliegenheiten  zuge- 
wiesen: Aj  G^enüber  dem  Handels-Ministerium  haben  si^  Gutacht^, 
Vorschläge  und  Auskünfte  über  die  Gegenstände  ihres  Wirkungs- 
kreises zu  erstatten  und  die  einschlägigen  Aufträge  des  Ministeriums 
zu  vollziehen,  ilire  Wahrnehmungen  über  die  Bedtbrfnisse  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe,  ^  sowie  über  den  Zustand  der  Verkehrs- 
Mittel  zu  eröffnen,  und  darüber  mit  Beifügung  ihrer  Wünsche 
periodisch  (nunmehr  nur  alle  3  Jahre)  einen  Hauptbericht  zu  er- 
statten, Register  über  alle  wahlberechtigten  Personen  und  alle 
Handels-  und  Gewerbs-Unternehmungeu  ihres  Bezirkes  mit  Angabe 
des  Betriebsumfanges  und  der  dabei  beschäftigten  Personen  zu 
führen  und  dem  Ministerium  jährlich  einen  statistischen  Bericht 
vorzulegen.  BJ  Gegenüber  gewerblichen  Einrichtungen  haben  sie 
die  Waaren-  und  Wechsel -Mäkler  ihres  Bezirkes  zu  prüfen  udd 
(vorbehaltlicli  der  Bestätigung  des  Handels-Ministeriums)  zu  ernen- 
nen, femer  Uir  Gutachten  über  die  Handelsgericlüs-Beisitzer,  Über 
zu  errichtende    Actien  -  Unternehmungen ,    auszuweisende  Handels- 

'  Minist.  Et\b83  vom  4.  Febniai*  1849. 
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Fonde  und  über  die  ProtokoUirung  der  Finnen  und  Oesellschaitg- 
vertrftge.zu  erstatten.  Die  Handels-  und  Gewerbe-Personen  und 
Körperechaften  sind  verpffiehtet,  den  Kammern  die  ihnen  zur  Er-* 
fÜUung  ihrer  Obliegenheiten  nöthigen  Auskünfte  zu  gewähren. 
C)  Die  Handels-  und  Gewerbe -Kammern  können,  unter  Beistim- 
mung der  BetheiUgten,  endgHtig  oder  mit  Vorbehalt  der  Berufung 
an  die  Gerichte  oder  Behörden,  über  Handels-  und  Gewerbe-An- 
gelegenheiten, namentlich  über  alle  aus  dem  Lohn-,  oder  Dienst- 
verhältnisse der  gewerblichen  Arbeitgeber  zu  den  Arbeitnehmern 
entspringenden  Streitigkeiten  als  Schiedsgericht  entscheiden.  Jede 
Kammer  zerfmit  in  der  Regel  in  zwei  Sectionen,  in  die  Handels- 
und in  die  Gewerbe-Section,  deren  jede  ihren  durch  ihre  Benennung 
bezeichneten  Wirkungskreis  hat.  Alle  inneren  Angelegenheiten 
jedoch,  sowie  die  Vorschläge,  Gutachten  und  Auskünfte  über  die 
wichtigeren  Gegenstände  der  Handels-  und  Gewerbe -Verwaltung 
und  die  Verkehrsmittel  und  Hilfsanstalten  gehören  zum  gemeinsamen 
Wirkux^skreis.  Das  Handels-Ministerium  bestimmt  von  Fall  zu  Fall, 
welche  Handelskammern  einvernommen  werden  sollen;  dieselben 
«ind  dem  gedachten  Ministerium  unmittelbar  untergeordnet,  müssen 
jedoch  auch  den  leitenden  politischen  Behörden  ihres  Bezirkes  die 
von  ihnen  verlangten  Auskünfte  erstatten.  Jede  Handels-  und  Ge* 
werbe -Kammer  besteht  mindest«ns  aus  zehn  und  höchstens  aus 
dreissig  Mitgliedern  (KäÜien)  und  aus  halb  so  viel  Ersatzmännern 
(Stellvertretern).  Die  Zahl  der  MitgUeder  einer  jeden  einzelnen 
Kammer,  sowie  die  Handels-  und  Gewerbs-daaseu,  aus  denen  sie 
zu  wählen  sind  ^  wurden  vom  Handels-Ministerium  bestimmt.  Die 
Dienstleistung  ist  unentgeldlich.  Jedes  Mitglied  und  jeder  Ersatzmann, 
muss  die  österreichische  Staatsbürgerschaft,  den  VoUgenuss  aller  bttr- 
gerhcben  and  politischen  Rechte,  ein  Alter  von  mindestens  30  Jahren, 
einen  mindestens  fünfjährigen  Besitz  oder  Leitung  einer  Handels-  oder 
Gewerbs-Unternehmung,  den  ordeutiichen  Wohnsitz  (eines  Mitglie- 
des im  Bezirke  und  eines  Ersatzmannes  im  Standorte  der  Kammer) 
nachweisen.  lu  Concurs  Verfallene  und  wegen  Verbrechen  oder 
gewisser  Vergehen  jpd  Uebertretungen  Verurtheilte  sind  von  der 
Berufung  ausgescidossen.  Die  Dauer  der  Berufung  sollte  ursprüng- 
lich durch  drei  Jahre  währen,  und  jährlich  ein  Dritttheil  austreten; 
gegenwärtig  wird  aber  meist  dureh  Neuwalilen  alle  zwei  Jahre  die 
Hälfte  der  Mitglieder  «rsetzt ,  wornach  sich  die  Dauer  der  Berufung 
der  einzelnen  Mitglieder  auf  vier  Jahre  erhöht.  Die  Austretenden 
sind   wieder  wählbar.     Das  Wahlrecht   haben   alle  selbstständige 
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Handel*  und  Gewerbetreibende  des  Bezirkes  y  welche  österreicfaisohe 
Staatsbürger  sind  und  im  Yollgenusse  aller  bttrgerliehen  und  poli- 
tischen Rechte  sich  befinden.  Die  besonderen  Bedingnisse  zur 
Wahlberechtigung  nach  den  im  Bezirke  obwaltenden  Oewerbs-  und 
Steuer -Verhältnissen  bestimmt  das  Handels -Ministerium  7  um  den 
wichtigeren  Unternehmungen  den  erforderlichen  Einfluss  zu  sichern. 
Die  Wahl  geschieht  öffentlich  nach  relativer  Stimmenmehrhdt  auf 
Grund  der  zur  Ermittlung  der  Wahlberechigten  Terfassten  Wahl- 
listen; lehnt  der  Gewählte  die  Wahl  ab,  ^o  folgt  ihm  derjenige 
nach,  welcher  in  seiner  Kat^orie  die  meisten  Stimmen  nach  ihm 
hat  Elbenso  werden  die  Ersatzmänner  einberufen.  Die  Kammer 
wählt  jährlich  aus  ihrer  Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ihren 
Präsidenten  und  Vice-Präsid»iten,  welche  jedoch,  wo  zwei  Sectiönen 
bestehen,  versehiedenen  Sectiönen  angehören  müssen.  Der  Präsi-. 
dent  ist  der  gesetzliche  Vertreter  der  Kammer,  leitet  die  Gesdififts-' 
führung  und  die  Berathungen  und  ist  fUr  die  GesehäftsHlhrung 
verantwortUdi.  Die  ordentlichen  Ktzungen  finden  jeden  Monat 
mindestens  einmal  an  dem  bestimmten  Tage  Statt,  die  ausserordent- 
lichen über  Aufforderung  des  Ministeriums  oder  des  Kamm^- 
Präsidenten,  oder  über  Begehren  von  mindestens  einem  Dritttheile 
der  Mitglieder;  bei  allen  Sitzungen  ist  die  Berathung  auf  das  den 
Mitgliedern  rechtzeitig  zugefertigte  Programm  zu  beschränken.  Zur 
Fassung  eines  Kammer-Besclüusses  ist  die  Anwesenheit  von  minde- 
stens der  Hälfte  der  Mitglieder  oder  deren  Ersatz-Männern  erfor- 
derlich; in  der  Regel  erfolgen  die  Beschlüsse  nach  relativer  Mehrheit 
der  Stimmen,  Ausnahmen  davon  bestimmt  das  Gesetz,  lieber  jede 
Kammerberathung  wird  ein  Protokoll  geitlhrt,  welches  in  der  Regel 
veröffentlicht  wird;  nur  wenn  die  Kammer  als  Schiedsgericht 
einschreitet,  oder  wenn  eine  Behörde  die  Geheimhaltung  der  von  ihr 
gemachten  Mittheilungen  wünscht,  unterbleibt  die  Veröffentlichung, 
lieber  den  erforderlichen  Kostenaufwand  entwirft  jede  Kammer 
jährlich  ihren  vom  Handels -Ministerium  zu  genehmigenden  Voran- 
anschlag, und  der  nicht  anderwürtig  bedeckte  Betrag  desselben 
wird  nach  der  Erwerbeteuer  auf  alle  Wahlbere||)|jgten  des  Kammer- 
bezirkes umgelegt  und  eingelioben;  der  Rechuungs-Absohluss  wird 
veröffentlicht.  Erforderlichen  Falles  hat  die  Gemeinde  des  Stand- 
ortes der  Kammer  die  Räumlichkeiten  und  Einrichtungsstücke  f)lr 
dieselbe  beizuschaffen.  In  der  Monarchie  bestehen  56  Handels- 
kiaoimem,  wovon  je  eine  (in  der  Kronlands-Hauptstadt  befindlich) 
aufOesterreich  unter  derEnns,  Oesterreich  ob  derBnns,  Salzburgs 
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Kftnithen,  Kraan^  Schlesien,  die  Bukowina  und  die  Wojwod- 
Schaft  samäit  dem  Banat  entfiUIt;  Steiermark,  Mähren,  Dalmatien 
und  Siebenbtti^n  zählen  deren  je  zwei,  das  Küstenland  (Triest, 
Gk^rz  und  Istrien),  Galizien  und  Kroatien-Slavonien  je  drei,  Tirol 
vier,  Böhmen  und  Ungern  je  ftinf,  Venedig  acht,  die  Lombardie 
neun  Bandeis -Kammern.  *  In  der  Hilitärgränze  sind  bisher  Han- 
delfr'Kammem  noch  nicht  eingerichtet  worden. 

Eine  theilweise  Abänderung  dieses,  provisorischen  Gesetzes  er- 
folgte durch  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der  Wiener  Geld- 
börse und  die  Regelung  des  Verkehres  an  derselben,  weil  dadurch 
gewisse  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handels-  und 
Gewerbe-Kammer  in  Wien  betrafen,  an  die  neu  errichtete  Börse- 
kammer  übergingen.  Die  hervorragendsten  Bestimmungen  des 
neuen  Gesetzes  sind  im  Wesentlichen  folgende.  Die  Börse  hat 
zum  Zwecke,  den  Verkehr  in  Münzsorten  und  Werthspapieren  zu 
regeln.  Zum  Besuche  der  Börse  berechtigt,  d.  h.  börsefUhig,  ist 
in  der  Regel  jede  Person  männlichen  Greschlechtes ,  welche  über 
ihr  Vermögen  verfilgen  kann.  Davon  ausgeschloäsen  sind  Crida- 
tare,  die  nicht  vom  Gerichte  fUr  schuldlos  erkannt  worden  sind, 
femer  Jene,  welche  den  aus  einem  Börsegeschäfle  ihnen  obliegenden 
Verbindlichkeiten  nicht  rechtzeitig  entsprochen  haben,  endlich  Jene, 
welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  gewisser  Vergehen 
oder  Uebertretungen  verurtheilt  worden  sind.  Jeder  Börsebesucher 
hat  eine  festgesetzte  Gebühr  zu  entrichten.  Die  Börse  ist  täglich, 
die  Sonn-  nnd  Feiertage  und  <ien  Charfreitag  ausgenommen,  zu 
bestimmten  Stunden  offen;  nach  Schluss  derselben  muss  Jeder- 
aiann  den  Börsesaal  verlassen.  Wegen  ungeeigneten  Benehmens 
kann  d^r  Besucher  von  der  Börsekammer  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
bei  wiederholt  ef folgter  Bestrafung  aber  auch  auf  unbestimmte  Zeit 
der  Börseffihi^eit  verlustig  erklärt  werdet:.  Börsegeschäfle  sind 
Käufe  und  Verkäufe  von  Münzsorten  und  Wechseln,  dann  Käufe 
und  Verkäufe  oder  Verpfändungen  Ton  österreiclüscheu  öffentlichen 
Fonds-Obligationen  und  anderen  vom  Finanz-Ministerium  zur  Noti- 
rung  im  amtlichen  Cours-Zettel  zugelassenen  Effecten.  ^  Das  Börs^- 
geschäfl  kann  an  oder  ausser  der  Börse  abgeschlossen  worden  sein; 
ebenso  ist  die  Eintragung  in  das  Journal  des  Börse- Sensales  und 
die  Aushändigung  des  Schlusszettels  nicht  nothwendig.  Doch  ge- 
niessen  die  an  der  Börse  in  gesetzlicher  Zulässigkeit  abgeschlossenen 

'  Minist  £rlasD  vom  26.  März  1850. 

X.  Czocrnig,  Orätorrcicira  NcugesUilUing.  14 
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und  durch  einen  Sensal  vermittelten  Geschäfte  mehrere  Begünsti- 
gungen,  insbesondere:  dass  der  Contrahent  vom  Vertrag  abgehen 
kann.,  wenn  der  andere  innerhalb  der  bestimmten  Frist  seine  Ver- 
bindiichkeiten  nicht  erftillt,  dass  er  in^  dem  gleichen  Falle  das  in 
-Pfand  genommene  Effect  veräussem  und  sich  daraus  zahlhaft  machen 
kann,  dass  der  redliche  Besitzer  von  gekäuft;en  oder  verpflUideten 
Effecten  vor  Hinausgabe  nicht  oder  bei  Verpfllndung  nur  gegen 
vollständige  Befriedigung  der  Pfandsudime  belangt  werden  kann, 
dass  daraus  entsprungene  Streitigkeiten,  wenn  anderes  nicht  ver- 
abredet worden,  von  der  Börsekammer  als  Schiedsgericht  entschie- 
den werden.  Jedes  Börsegeschäft  kann  durch  oder  ohne  Vermittlung 
dritter  Personen  geschlossen  werden ;  zu  dieser  Vermittlung  sind  die 
Börse -Sensale  und  die  Börse- Agenten  bestimmt  Erstere  sind  die- 
jenigen Personen,  welche  unter  Öffentlicher  Autorität  und  Beeidigung 
und  unter  den  ihnen  insbesondere  eingeräumten  Begünstigungen 
und  auferlegten  Verpflichtungen  zur  Vennittlung  von  Börsegeschäften 
bestimmt  sind;  sie  werden  über  Antrag  der  Börsekanimer  und  der 
Statlhalterei  vom  Finanz -Ministerium  ernannt  Der  Bewerber*  um 
eine  solche  Stelle  muss  österreichischer  Unterthan,  24  Jahre  alt 
sein,  seine  Redlichkeit  und  Thätigkeit,  sowie  seine  Oeschäftsgc- 
wandtheit  nachweisen,  und  mit  einem  noch  ^Itigen  Befähigungs- 
Decrete  versehen  sein/  Letzteres  wird  nach  einer  bei  der  Börse- 
kammer  gut  abgelegten  Prüfung  erlangt  und  gilt  für  ftinf  Jahre. 
Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  muss  sicii  der  Bewerber 
über  die  Grossjährigkeit  und  seine  Vertrauenswürdigkeit,  dann 
darüber  ausweisen,  dass  er  durch  drei  Jahre  ein  zu  dem  Berufe 
eines  Börse -Sensales  practisch  heiligendes  Geschält  geführt  oder 
bei  demselben  mit  gutem  Erfolge  gedient  habe.  Dia  Börse-Senaale 
sind  an  sich  nur  zur  Vermittlung  der  ihnen  von  den  Parteien  an- 
vertrauten Geschäfte  berechtiget;  zum  Abschlüsse  von  Geschäften 
bedürfen  sie  eines  besonderen  Auftrags  der  Parteien.  Sie  sind 
öffentliche  b^laubigte  Amts -Personen,  welche  ein  Gremium  mit 
eigenem  Statute  bilden,  ihre  Journale  und  ausgestellten-  Sohluss- 
zettel  sowie  Effecten- Verzeichnisse  werden  als  öffentliche  Urkunden 
betrachtet,  die  durch  sie  abgeschlossenen  Geschäfte  gemessen^  wie 
erwähnt,  besondere  Begünstigungen,  und  sie  haben  von  jedem 
vermittelten  Geschäfte  die  Sensarie  anzusprechen.  Die  im  Gesetz 
umständlich  entwickelten  Pflichten  des  Sensales  gehen  aus  dessen 
Beruf  und  Stellung  hervor.  Börse-Agenten  sind  die  zur  Vermitt- 
lung von  Börsegeschäften  berechtigten  Personen,  gegen- deren  Fähig- 
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keit  und  fiechüichkeit  ^war  kein  Bedenken  obwaltet^  von  welchen 
eher  die  Nachweisung  der  fiir  einen  Börse-Senaalen  noth^endigen 
£igenachaften  nicht  gefordert  wird.  Sie  stehen  zu  den  Auftragge- 
bern in  demselben  Verhältnisse,  wie  die  Börse-Seneale,  haben  ein 
Recht  auf  die  Sensane,  ihre  sonstigen  Rechte  und  Verpflichtungen 
aber  sind  nur  nach  allgemeinen  privat-rechtlichen  Normen  zu  beur- 
theilen.  Ihre  Ernennung  geht  von  der  Börsekammer  aus.  Wer  an 
oder  ausser  der  Börse,  ohne  hierzu  nach  dem  Gesetze  berechtiget 
zu  sein^  Börsegeschäfie  vermittelt,  und  nicht  glaubwürdig  machen 
kann,  dass  er  es  ohne  Lohn  gethan  hat,  wird  als  Winkel-Sensal 
betrachtet,  und  mit  einer  Geldstrafe  von  25—200  fl.  oder  mit  Arrest 
von  5 --40  Tagen  belegt  Die  administrativen  Behörden  in  Börse- 
Angelegenheiten  sind:  aj  Die  Börsekammer  mit  dem  ihr  beige- 
gebenen landesjßlrstlichen  Commissär;  sie  hat  die  Bestimmung,  alle 
•die  Börse  betre-ffenden  administrativen  Gesetze  und  Anordnungen  .zu 
vollstrecken.  Ihr  steht  das  Erkenntniss  gegen  die  Uebertreter  der 
Börsegesetze  (wenn  nicht  andere  Strafgesetze  in  Anwendung  kom- 
men) zu,  und  Jedermann,  der  von  ihr  als  Angeklagter  oder  als 
Zeuge  vorgeladen  wird,  ist  verpflichtet,  vor  ihr  zu  erscheinen, 
widrigens  der  erste  nach  dreimaliger  fruchtloser  Vorladung  ftlr  ge- 
ständig erkannt,  der  andere  aber  durch  die  politische  Behörde  zur 
Folgeleistung  verhalten  wird.  Die  Börsekammer  regelt  auch  die 
Börse -Angelegenheiten  aus  eigener  Amtsvollmacht,  insoweit  diess 
ohne  BeirruK  des  Gesetzes  und  der  Geschäfts- Ordnung  möglich 
ist^  sie  kann  ihre  Wünsche  und  Bedürfnisse  in  Börse-Angelegen- 
lieiten  den  gee^eten  Behörden  bekannt  geben.  Die  Kammer  be- 
steht aus  18  Mitgliedern,  deren  eines  als  Präses,  ein  anderes  als 
dessen  Stellvertreter  fungirt  •  Hiervon  werden  sechs  a.uft  der  Han- 
delskammer, sechs  aus  dem  Grosshandlungs- Gremium  und  sechs 
aus  dem  Gremium  der  bürgerlichen  Handelsleute  ernannt.  Alle 
Mitglieder  müssen  in  Wien  domidliren,  börsef&hig  und  österreichische 
Unterthanen  sein.  Die  Ernennung  steht,  über  Tema- Vorschlag  der 
bezttgiiehen  Ck>rporation,  dem  Finanz-Ministerium  zu.  Die  Functionen 
eines  Mitgliedes  dauern  drei  Jahre,  die  Austretenden  können  wieder 
ernannt  werden.  Die  Mitglieder  haben  die  Ehrenrechte  landesiUrst- 
lieher  Rftthe  des  Handelsgerichtes  und  führen  den  Titel :  k.  k.  Börse- 
rath.  Die  Börsekammer  wird  von  ihrem  Präses  geleitet,  dessen 
Ernennung  über  einen  Tema- Vorschlag  der  Kammer,  der  im  Wege 
der  Statthalterei  an  das  Finanz-Ministerium  gelangt,  letzterem  zu- 
steht^ &i  eben  dieser  Weise  wird  der  Vice-Präses  ernannt.    Der 
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erste  Beamte  der  Kammer  ist  der  Gkneral^Seeretfir,  welcher  ein 
sor  Ausübung  des  Richteramtes  befähigter  Rechtskundiger  sein 
muBs  und  tiber  Vorschlag  der  Börsekammer  vom  Ffnanz-Ministerium 
ernannt  wird,  bj  Die  mederösterreichische  Statthai terei  bildet 
die  zweite  und  e)  das  Finanz-Ministerium  die  dritte  Instanz 
in  administrativen  Börse-Angelegenhdten.  Die  Statthalterei  ist  zur 
Herabsetzung  der  von  der  Börsekammer  auferlegten  Geld-  oder 
Arreststrafe  auf  die  Hälfte  des  geringsten  Ausmaases,  und  das 
Finanz-Ministerium  zur  gänzlichen  Nachsicht  oder  Umänderung  der 
Strafe  berechtiget. 

Die  gesetzliche  Entscheidung  der  Börs^anuner  in  administra- 
tiven (und  Straf-)  Sachen  ist  rechtskräftig,  wenn  eine  Beschwerde 
gegen  dieselbe  nicht  erhoben  oder  zurückgewiesen  wurde;  sie  ist 
von  der  Kammer  selbst,  oder,  wenn  jene  auf  Geld-  oder  Arrest- 
strafe oder  auf  Abschaffung  von  Wien  lautet,  auf  Ansuchen  der 
Börsekammer  im  politischen  Wege  zu  vollziehen.  Alle  Geldstrafen 
ffiessen  einem  Wohlthätigkeits-Fonde  zu.  Besondere  Bestimmungen 
regeln  das  Verfahren  der  Börsekammer  in  der  Eigenschaft  eines 
Schiedsgerichtes.  Der  landesAirstliche  Commissär  ist  das  die  genaue 
Handhabung  i^er  Börsevorschriften  überwachende  Org^n  des  Finanz- 
Ministeriums.  Sein  Wiriiungskreis  bezieht  sich:  aj  auf  die  Amts- 
handlungen der  Kammer,  deren  Berathungen  er  beiwohnt  und  deren 
Beschlüsse  in  administrativen  Sachen,  welche  nicht  bloss  Private 
angehen,  er  sistiren  kann,  wenn  sie  ihm  unbegründet  oder  vor- 
schriftswidrig erscheinen ,  in  welchem  Falle  er  sie  der  Entscheidung 
des  Finanz-Ministeriums  im  Wege  der  Statthalterei  vorl^t;  er  hat 
auch  von  den  Amtshandlungen  der  Börsekammer,  welche  diese 
durch  ihre  Abgeordneten  vollziehen  lässt,  Kenntniss  zu  nehmen 
und  den  Sensalen-Prüfungen  beizuwohnen;  bJ  unabhängig  von  den 
Amtshandlungen  der  Börsekammer  füiirt  er  die  Oberaufsicht  an  der 
Börse,  überwacht  jene  Amtshandlungen  der  Börse-Sensjeden,  wozu 
die  der  Börse -Kammer  nicht  gestattete  Einsicht  in  die  Sensalen- 
Bücher  erforderlich  ist,  nimmt  Einsicht  in  die  Handbücher  und 
Journale  der  Sensale,  bewilligt  die  nothwendig  werdenden  Abän- 
derungen in  den  Sensal- Journalen ,  welche  er  mit  seiner  Unterschrift 
bekräftiget,  übernimmt  die  ausser  Gebrauch  tretenden  Sensalen- 
Bücher  und  bewahrt  sie  auf.  Eüne  Torzügliche  Amtsobliegenheit 
des  Börse-Ck>mmis8är8  ist  die  Ausmitthing  der  Durchschnitta-Course 
von  Münzsorten  und  börsemässigen  Effecten,  welche  an  jedem 
Börsetage  nach  dem  Schlüsse  der  Börse  auf  Grundlage  der  von  den 
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Sensalen  während  der  Börsezeit  abgeachlosfleneti  Oeeciiftike  geschieht; 
der  Börsenzettel  ist  jedesmal  durch  den  Börse^Comimssär  zu  ver- 
öflfentlichen. 

In  den  vormals  ungiischen  Ländern  wurde  üuf  die  Erzielung 
eines  gleichen  Maasses  und  Gewichtes  mit  den  deutsch- 
slavischen  Kronlfindem  hingewirkt  So  wurden  namentlich  im 
Königreiche  Ungern,  in  der  Wojwodschaft  und  dem  Banate  der 
niederösterfeichiBche  Eimer  und  Metzen  als  die  allein  gesetzlichen 
Hohlmaaase  erklärt  und  im  Öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  der 
Gebrauch  eines  anderen  Hohlmaasses  unter  Strafandrohung  ver- 
boten. *  Ebenso  haben  vom  1.  September  1854  an  in  Kroatien 
und  Slavonien  der  niederösterreichiche  Eimer  und  Metzen,  die 
Wiener  Klafter  und  die  Wiener  Elle,  dann  das  Wiener  Pfiind  mit 
ihren  Unterabtheilungen  als  die  allein  gesetzlichen  Maaase  und  Ge- 
wichte zu  gelten,  von  welchem  2jeitpuncte  an  dei:  Gebrauch  anderer 
Maasse  und  Gewichte  im  öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  bei  Strafe 
verboten  ist '  Eine  damit  völlig  übereinstimmende,  vom  1.  No- 
vember 1854  an  in  Wirksamkeit  tretende  Maassregel  wurde  ftlr 
die  Militärgränze  getroffen.  '  Neuerlicli  wurde  das  niederösterrei- 
chiache  (Längen-  und  Hohl-)  Maass  und  Gewicht  auch. in  Böhmen, 
in  Galizien  und  der  Bukowina,  in  welchen  Ländern  bisher  eigen- 
thümliche  Bestimmungen  galten ,  als  gesetzliches  Maass  und  Gewicht 
erklärt  *  Femer  erging  iUr  alle  Kronländer,  das  lombardisch-vene- 
zianische Königreich  und  die  MiHtärgränze  ausgenommen,  die  Ver- 
ordnung, defis,  insoweit  diess  nicht  ohnebin  schon  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist,  jedem  Käufer  von  Schnittwaaren  das  Recht  zustehe^ 
von  dem  gewerbsmässigen  Verkäufer  die  Anwendung  des  Wiener 
EUenmaasses  zu  fordern,  der  Verkäufer  aber  mindestens  eine  vor- 
schriftsmässig  cimentirte  Wiener  Elle  besitzen  und  dieselbe  auf  jedes- 
maliges Verlangen  eines  Käufers  von  Schnittwaaren  anwenden  müsse. 
Auf  die  Uebertretui]^  ist  eine  Geldstrafe  von  I-t-20  £1.  gesetzt.  ^ 

Die  Grundlage  der  heuen  Verwaltüngs-Einrichtungen  in  Bezug 
auf  Seeschifffahrt,  mit  Einschluss  des  Schiffbaues,  bildet  die 
(.Seite  52  umständlicher  erwähnte)  Errichtung  der  Central-See- 
behörde,  als  (3entral-Behörde  iilr  alle  die  Handelsschiflfahrt.  und 

*  Kais,  Verord.  vom  8.  Juni  1853. 

'  Kais.  Verord.  vom  11.  November  1853. 

'  Verord.  des  Armee-Ober>Commando  vom  4.  April  1854. 

*  Kais.  Verord.  vom  18.  Juni  und  vom  6.  August  1855. 
^  Kioist  Erlass  vom  18.  November  1853. 
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das  See-Sanltäts- Wesen  betreffenden  Angelegenheiten;  letztere  trat 
mit  dem  1.  Mai  1850  in  Wirksamkeit.  Hieran  schloss  sich  die 
Organisation  des  Hafen-  und  See-Sanitäts-Dienstes  an  den 
österreichischen  Küsten  und  das  Reglement  filr  die  See-Sanitäts- 
Verwaltung.  Die  erstere  erfolgte  filr  das  venezianische,  öster- 
reichische, kroatische  Küstenland  und  für  Dalmatien  mit  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  15.  Mai  1851,  Air  das  Küstengebiet  der 
Militärgränze  mit  jener  vom  22.  Januar  1853.  In  jedem  Sttsten- 
lande  fungirt  als  exponirtes  Organ  der  Central -Seebehörde  ein 
Inspector,  mit  Ausneühme  des  österreichischen  (Görz,  Triest  und 
Istrien  mit  den  quamerischen  Inseln  umfassenden)  Küstenlandes, 
für  welches  der  nautische  Ober-Inspector  der  Central -Seebehörde 
dessen  Verrichtungen  ausübt.  Die  früher  getrennten  (von  verschie- 
denen Aemtem  besorgten)  Obliegenheiten  des  Hafen-  und  See-Sani- 
täta- Dienstes  werden  nunmehr  vereint  von  einem  und  demselben 
Ahite  in  deni  jeweiligen  Bezirke  volbogen,^  wovon  nur  die  Contu- 
maz^  Behandlung  in  dem  abgesondert  bestehenden  See-Lazarethe 
eine  Ausnahme  macht.  Die  österreichische  See-Küste  mit  den 
dazu  gehörigen  Inseln  wird  in  hafenamtlicher  Beziehung  in  Bezirke 
eingetheilt,  die  wieder  in  Unterbezirke  zerfallen;  in  sanitäts-amt- 
licher  Beziehung  besteht  bloss  die  Eintheilung  in  Bezirke,  welche 
mit  den  hafenamtiichen  Dnterbezirken  zusammenfallen.  Jeder  Hafen- 
Bezirk  bUdet  den  Bereich  der  Amtswirksamkeit  eines  Hafenamtes, 
jeder  Ünterbezirk  jenen  einer  Hafen-  und  See-ScCnitäts-Deputatlon 
oder  Agentie.  Das  Hafenamt  soll  jederzeit  in  dem  wichtigsten 
Hafen  des  ganzen  Hafenbezirkes,  die  Deputation  oder  Agentie  an 
dem  bedeutendsten  Küstenorte  des  Hafen-Unter-  (und  beziehungs- 
weise Sanitäts-)  Bezirkes  aufgestellt  werden.  In  dem  Unterbezirke, 
in  welchem  sich  das  Haienamt  befindet,  wird  diesem  die  Verrich- 
tung der  Deputation  (oder  Agentie)  übertragen.  Die  See-Exposi- 
turen  kommen  an  jene  Puncte  zu  stehen,  von  wo  aus  die  lieber- 
wachnng  der  Küste  am  leichtesten  möglich  ist.  Die  Standpuncte 
der  See-Lazarethe  richten  sich  nach  den  Bedürfhissen  des  Handels- 
verkehres der  inländischen  Häfen  mit  den  von  d^r  fireien  Pratica 
ausgeschlossenen  Ländern.  Die  Hafen?  und  See -Sanitäts -Anstal- 
ten sind: 

a)  Central-Hafen-  und  See-Saiiitäts-Aemter,  welche 
in  den  Hauptliäfen  der  fünf  Küstenbezirke,  wo  die  Central-Seebe- 
hörde  oder  ihre  Inspectoren  den  Amtssitz  haben,  bestehen,  nämlich 
in  Triest,  Venedig,  Flume,  Ragusa  und  Zengg;  mit  der  Leitung 
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des  leteteren  ist  der  Inspector  fUr  die  KttBle  der  Militäfgrftoze  un- 
mittelbar betraut,  und  dasselbe  untersteht  nieht,  wie  die  übrigen, 
der  Central -Seebehörde,  sondern  dem  Landes-Militär-Gommando, 
doch  hat  es  in  den  vorgezeichneten  und  überhaupt  in  dringenden 
Fällen  den  ihm  von  der  Centrai-Seebehörde  unmittelbar  zukommen- 
den Weisungen  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

b)  Hafen-  und  See-Sani täts-Aemter,  welche  in  jenen 
Häfen  vorhanden  sind,  die  nebst  den  erwähnten  fUnf  Haupthäfen 
wegen  der  Ausdehnung  ihres  SchüBahrts- Verkehres,  wegen  der 
Wichtigkeit  ihres  Handels,  oder  wegen  der  eigenen  Rhederei  als 
vorzugsweise  bedeutend  erscheinen;  es  sind  deren  acht,  nämlich: 
Cbloggia,  Rovigno,  Loxssin'  piccoio,  Buccari,  Porto  Rö,  Zara, 
Spalato  und  Megline  (in  den  Bocche  di  Cattaro). 

Die  Amts  Wirksamkeit  der  Central-  und  der  einfiächen  Hafen- 
und  See-Sanitäts-Aemter  umfasst:  im  Hafendienste  den  See-  und 
Hafen-Polizei-Dienst  und  die  Erkenntniss  in  erster  Instanz  bei  lleber- 
tretungen  der  darauf  Bezug  nehmenden  Vorschriften,  im  eigenen 
Standorte  sowohl^  als  in  den  übrigen  Häfen  des  Bezirkes,  und  zwar 
in  letzteren  entweder  die  Ausübung  dieser  Verrichtungen,  oder, 
wenn  diese  den  Deputationen  oder  Agentien  überlassen  bleibt,  die 
Leitung  und  Ueberwachung  dieser  Ausübung,  ferner  die  Beauf- 
sichtigung der  Cassegeschälle  der  untergeordneten  Aemter,  die 
Sammlung  der  statistischen  und  sonstigen  periodischen  Daten  über 
den  Bezirk,  die  Erstattung  der  einschlägigen  Vorschläge  und  6ut^ 
aehten  und  die  Einhebung  der  Hafengebühren;  im  See- Sanitäts- 
Dienste  die  Ueberwachung  der  Küstenstrecke  des  Uaterbezirkes, 
die  Behandlung  (und  Bewachung)  der  im  eigenen  Hafen  mit  freiem 
Sanitäts- Passe  (patente  libera)  oder  mit  reinem  Sanitäts-Passe  (]pa- 
tente  netta)  einlaufenden  Schiffe,  Ausfertigung  der  Sanitäts-Pässe 
für  die  aus  den  Häfen  des  Unterbezirkes  auslaufenden  Schiffe,  Er- 
stattung von  Vorsehlägen,  erstes  Erkenntniss  bei  Sanitäts- Vergehen, 
welche  im  Unterbezirke  vorkommen  ^  und  Einhebung  der  See-Sani* 
täts- Gebühren.  Den  Central -Aemtem  liegt  überdiess  noch  die 
Besorgung  der  ihnen  als  den  Central -Puncten  der  bezüglichen 
Kronländer  übertragenen  (Geschäfte  ob,  wohin  namentlich  die  (>asse- 
und  Marine -Inscriptions- Geschäfte  gehören.  An  der  Spitze  eines 
jeden  dieser  Hafenämter  steht  ein  Hafen-  und  See-Sanitäts-Capitän 
(bezüglich  ein  Central-See-Sanitäts^apitän). 

c)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Deputationen,  welche 
jene  Kttstenplätze  erhalten,  in  denen  neben  den.  bereits  genannten 
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HalfeDplfttBC^,  :w^en  ihrer  örtlichen  Lage  oder  ihres  lebliaflereQ 
Verkehres,  eine  Yorsoi^  zur  Auftiahitie  von  Fahnseugen  unter 
Contumaz-Reserve  sich  als  angemessen  darsteDt;  dieselben  bestdien, 
fünf  an  der  Zahl,  iaPiranp,  Seb^co,  lissA,  Lesina  und  Curzda. 

d)  Hafen-  und  Bee-Sanitäts-Agentien,  welche  alle 
übrigen  dem  Verkehre  geöffneten  Hafen-  und  Küstenplfttze  ertialten. 
Die  Wahl  der  Orte  ist  dem  Handels^Ministerium  Oberlassen;  g^en- 
wftrdg  gibt  es  deren  16  im  venezianischen,  %^  im  österreichischen, 
3  Jm  kroatischen  Eüstengebiete,  47  in  Dalmatien,  4  in  der  Militär- 
gränze,  zusammen  102. 

Die  Amtswiriksamkeit  der  Deputationen  und  Agentien  beschränkt 
sich  hinsichüich  des  Hafendienstes  auf  die  gewöhnlichen  {im  Orga- 
nisations-Statute vorgezeichneten)  Dienstes-Obliegenfadten,  in  allen 
übrigen  Vorkommnissen  haben  sie  Bericht  zu  erstatten  und  Wei- 
sungen anzuholen  \  sie  haben  die  See&hrer  in  den  geeigneten  Fällen 
an  das  voigesetzte  Amt  zu  weisen^  die  ihnen  ertbeilten  Aufträge 
zu  vollziehen  und  in  dringenden  Fällen  (wo  es  sich  um  die  Ge- 
s^tung  zur  Ausschiffung  von  Leuten  der  Schiffsmannschaft,  um 
Einhebung  von  Taxen  und  Gebühren  oder  um  sonstige  Vermittlung 
handelt)  die*  Verrichtung  «u  vollziehen;  im  See -Sanitäts- Dienste 
haben  sie  f)lr  ihren  Unterbezirk  dieselben  Obliegenheiten,  wie  die 
Hafenämter,  mit  theilweisen  Ausnahmen  für  die  Agentie  in  Hinsicht 
der  Bewachung  und  Behandlung  der  mit  patente  netta  ankonmieö- 
den  Scluffe,  welche  Obliegenheiten  bei  ihnen  nic^t  vorkommen^ 
da  solche  Schiffe  nur  an  Plätzen  mit  dem  Lande  communiciren 
dürfen,  wo  ein  Häfenamt  oder  eine  See^Sanitäts-Deputation  vorhan- 
den ist.  Diese  Aemter  werden  von  Deputirten  und  beziehungsweise 
von  Agenten  versehen. 

e)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren,  welche  an 
jenen  dem  Verkehre  nicht  geöffiieten  Hafen-  und  Küstenplätzen 
aufgestellt  sind ,  in  welchem  häufig  Schiffe  und  Barken  aus  Zwang 
der  Witterung  einzulaufen  pflegen;  ihnen  liegt  im  Hafendienste 
lediglich  die  Führung  und  Einsendung  genauer  Vormerkungen  über 
die  an  ihren  Plätzen  vor  Anker  gehenden  Fahrzeuge  und  über  die 
Dauer  ihres  Aufenthaltes,  und  die  Vollziehung  der  sonst  erhaltenen 
Aufträge  ob,  im  Sanitäts-Dienste  haben  sie  die  ihrer  AuMcht  zu- 
gewiesene Strecke  des  Unterbezirkes  zu  überwachen  und  die  bei 
ihnen  anlegenden  Fahrzeuge  an  das  nächste  Sanitäts-Amt  zu  weisen. 
Nur  ausnidmisweise  und  mit  Bewilligung  des  vorgesetzten  Sanitäts- 
Amtes,  beziehungsweise  der  Agentie,  können  bei  ihnen  Fahrzeuge 
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Mi  patente  Ubera  sanitäta-amtlich  behandelt  und  sum  ireien  Verkehre 
zugeksBen  werden.    Dieaen  Dienst  versieht  ein  Inspections-G^iiardian. 

f)  S^ee-Lazarethe,  welche. im  Uafendienste  in  der  Regel  gar 
nicht/ und  insbesondere  nur  dann  als  Deputation  fungiren,  wenn 
keine  ändere  Hafenbehörde  an  dem  Platze  sich  befindet;  im  See- 
Sanitäts-Dienste  besteht  ihre  Aufgabe  vorzugsweise  in  der  sanitftts- 
amtlichen  Beobachtung  der  aus  gesundheits^  verdächtigen  Ländern 
ankommenden  Personen^  und  in  der  oontumazrmftssigen  Reinigung 
der  aus  solchen  Ländern  einlangenden  Waaren,  Effecten  und  Thiere. 
Ihre  Wirksamkeit  ist  auf  den  -Bereich  der  Aüßtalt  beschränkt,  wo 
ihnen  die  Aufrechthaltung  der  See -Sanitäts- Vorschriften  und  das 
erste  Erkenntniss  in  UebertretungsilUlen ;,  die  Erstattung  der  bezüg- 
lichen Vorschläge,  und  die  Einhebung  der  Aerarial-See-Sanitäts-Oe- 
bilhren  obliegt  Es  gibt  vier  See-Lazarethe  I.  Classe^  in  Veo^g, 
Triest^  Martinsehizza  (bei  Fiume,  für  Civil-  und  Militär-Kroatien) 
und  MegUne,  wo  verdächtige  .Fahrzeuge  jeder  Gattung  auch  mit 
erschwert  unreinem  See-Passe  (patente  brutta  aggravata)  zur  Be- 
stehung der  Ck)ntumaz  oder  Reserve  zugelassen  werden,  und  ein 
See^Lazareth  ü.  Classe  zu  Gravosa  bei  Ragusa,  wo  jedoch  Schiflfe 
mit  erschwert  unreinem  Sanitäts-Passe  nicht  aufgenommen  werden. 
Jedes  Lazareth  wird  von  einem  Director  geleitet,  neben  welchem 
das  erforderliche  ärztliche,  administrative,  Aufsichts-  und  Reioigungs- 
Personale  besteht. 

Allen  Organen  der  Hafen-  und  See -Sanitäts- Verwaltung  ge- 
meinsam ist  diö  Befugniss,  in  Fällen,  wo  Gefahr  am. Verzuge 
ist,  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Gebiete  die  augenblickHch  noth- 
wendigen  ausserordentlichen  Vorkehrungen  im  Sinne  der  Gesetze 
unter  eigener  Verantwortlichkeit  zu  treffen  (wovon  aber  die  vorge- 
setzte öder  nach  Umständen  die  politische  Behörde  sogleich  in  Kennt- 
uiss  zu  setzen  ist),  femer  den  einlaufenden  Fahrzeugen,  auch  wenn 
sie  nicht  zum  freien  Verkehre  zugelassen  werden  können,  unter 
Aufsicht  Lebensmittel,  Arzneien,  Briefe  ete»  verabfolgen  zu  lassen, 
die  Einschiffung  von  Matrosen,  von  Lootsen,  oder  auch  der  Fami- 
lien der  Capitäne  etc.  zu  gestatten,  ehe  das  Schiff  zur  Abreise  ver- 
halten wird,  ferner  -die  Verpflichtung,  allen- Schiffen ,  welche 
an  der  Küste  sich  in  Ge&hr  befinden,  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
Sanitäts-Pass  das  Einlaufen  in  den  eigenen  oder  in  den  nächsten  Hafen 
zu  gestatten,  me  während  ihres  Autenthaltes  daselbst  zu  überwachen, 
und  erst  nach  vorübergegangener  Gefahr  an  ihren  Bestimmungsort 
zu  verweisen.    Jedermann,  der  eine  Bedienstung  im  See-Senitäts- 
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Faehe  erhalten  will  (als  Beamter,  Gaardiau  oder  Wächter),  hat 
sich  einer  der  relativen  Wichtigkdt  aeines  Postene  aagemesaeneQ 
Prüfung  aus  den  See-Sapitäts-Vorschriften  zu  unterziehen.  Die  An- 
stellung der  Hafen-  und  See-Sanitftts-Beamten,  Diener  und  Inspec- 
tions-Ouardiane  steht  der  Central-See-Behörde  zu;  hiervon  sind  nur 
die  Vorsteher  der  Hafenämter  und  Lazarethe,  dann  die  Bediensteten 
mit  mehr  als  800  fi.  Besoldung  ausgenommen,  deren  Ernennung 
dem  Handels- Ministerium  vorbehalten  ist.  Das  Hafen-  und  See- 
Sanitäts-Personale  besteht:  a)  aus  Hafen-  und  See^äanitäts-Beamten 
(die  Hafen -Gapitäne  und  Hafen  «Lieutenants  sind  aus  dem  Stande 
des  Seedienstes,  insbesondere  aus  den  geprüften  und  erprobten 
Schiffs-Gapitänen  zu  wählen,  wobei  die  OfBciere  der  k.  k.  Kri^»> 
Marine  und  die  mit  der  JBhrenflagge  ausgezeichneten  Meroantil- 
Oapi|0ne  unter  sonst  gleichen  Umständen  den  .Vorzug  haben); 
b)  aift  Hafen  "Dienern,  wozu  die  Boots-  und .  Unterboots -Männer 
(welche  des  Lesens  und  Schreibens  in  der  italienischen  Sprache 
kundig  sein  müssen),  die  Hafen-Lootsen  (welche  wie  die  Vorher- 
g^enden  aus  dem  Stande  der  österreichischen  Seeleute,  insbeson- 
dere aus  den  Matrosen  der  k.  k.  Kriegs -Marine,*  zu  wählen  sind, 
und  neben  der  italieqischen  Sprache  auch  die  all&llige  andere 
Landessprache  sprechen  müssen),  die  Hafen-Sioherheitswaohe  und 
die  Amtsdiener  gehören;  c)  aus  Inspections-Ouardianen  (die  aus 
den  eventuellen  Sanitäts- Wächtern  erwählt,  vollkommen  brauchbar 
und  verläBslich,  des  italienischen  Lesens  und  Sehrdlbens  kundig 
und  jedenfalls  der  Landessprache  mächtig  sein  müssen);  d)  aus 
eventuellen  Sanitäts  -  Wäditem  und  Lazareth  -  Reinigungsdienem,^ 
welche  von  Fall  zu  Fall,  so  oft  sie  in  Contumaz  treten,  von  dem 
Sanitäts -Amte  aufgenommen,  und  fUr  die  Tage  ihrer  wirklichen 
Dienstleistung  von  denjenigen  bezahlt  werden,  in  deren  Interesse 
sie  sich  verwenden,  von  dem  Staate  keine  Besoldung  erhalten.  Die 
obigsten  Reinigungsdiener  werden  zu  eventuellen  Sanitäts-Wädw 
tem  ernannt  —  Die  Auslagen  für  den  Hafendienst,  iUr  die  See- 
Sanitäts-Verwaltung,  ftlr  die  Oehalte^  und  Gebühren  des  dabei  an- 
gestellten Personales,  trägt  der  Staat  Zur  wenigstens  theilweisen 
Deckung  dieser  Kosten  hat  die  SeeschiftTahrt,  der  jene  Anstalten 
vorzugsweise  zum  Vortheile  gereichen,  mittelst  einer  in  allen  dem 
Verkehre  geöffneten  Häfen  der.  österreichischen  Seeküste  zu  ent- 
richtenden Tonnengebühr  beizutragen.  Ebenso  hat  der  Seeverkehr 
die  Aerarial- See -Sanitäts -Gebühren  zu  tr^en,  welche  sich  in  die 
Gebühr  von'  allen  in  freier  Gemeinschaft  oder  unter  Gontumaz  von 
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der  östeirachiseben  KltoU^iiMUbrendeii  Schiffeti  und  in  die  Gebühr 
von  allen  unter  Coniumaz  oder  Reserve  in  OsterreichiBchen  Häfen 
einlangenden  Schifisladungen  (Waaren,  Grelder  etc.)  theilen.  An 
der  Taxe  fbr  Flaggen -Patente,  Seepfisse  und  Schifflhhrts-Iicenzen 
wurde  nichts  geändert;  eben  so  wenig  an  den  «onstigen  Schiflb- 
abgaben,  d.  i.  an  den  Lootsen-,  Leuchtthunn-  und  Canal-Gebühren 
in  Triest,  an  den  Gebühren  der  äusseren  Hafenlootsen  in  Venedig, 
und  an  den  Marine-Instituts-Gebflhren,  welche  in  mehreren  Häfen 
eingehoben  werden.  Die  Tageslöhnungen  der  eventuellen  Wächter 
und  Reinigungsdiener,  welche  den  unter  Contumaz  ankommenden 
Sdiiffen,  Personen  und  Waaren  zugewiesen  sind,  die  Gebühren 
der  Inspections-Guardiane  ftlr  die  Ueberwachung  der  sanitäts-amt- 
lichen  Operationen  und  des  Verkehres  in  den  Contumaz-Anstalten, 
dann  die  Auslagen  filr  den  ärztlichen  Beistand  und  Krankenwärter 
während  der  Quarantaine  werden  von  den  Parteien  unmittelbar  ge- 
tragen; alle  übrigen  bisher  in  den  See-Lazarethen  bestandenen  Ge- 
bühren hören  auf.  Dem  Hafen-  und  See-Sanitäts-Personale  darf 
ausser  obigen  Taxtn  und  Gebühren  bei  Strafe  augenblicklicher 
Dienstesentlassung  unter  keinem  Verwände  irgend  eine  Zahlung 
oder  Belohnung  erfolgt  werden;  die  Gebühren  sind  nur  im  Amts- 
Locale  zu  entrichten  und  den  Parteien  regelmässig  zu  qnittiren. 

Durch  die  eben  besprochene  Verordnung  *■  wurde  ein  wesent- 
licher Fortschritt  in  der  Seeverwaltung  gemacht  und  System  und 
Zusammenhang  in  die  Ausführung  der  bestehenden  Vorschriften 
gebracht  Bis  dabin  gab  es  nur  13  Staatshäfen,  diejen^n  näm* 
lieh,  wo  ein  k.  k.  Hafenamt  seinen  Sitz  hatte;  alle  übrigen  Häfen 
wurden  als  Oommunal- Häfen  betrachtet,  und  der  Obsorge  der 
jeweiligen  Gemeinde,  zu  deren  Gebiete  sie  gehören,  überlassen. 
Die  Gemeinde  hob  hier  und  da  die  (höchst  geringen)  Schiffiahrts« 
Gebühren  ein  und  sollte  Dir  die  Hafenbauten  sorgen,  was  aber  nur 
in  sehr  unzureichendem  Maasse  geschah.  Die  gesammte  Heeres^ 
Küste  (mit  Ausnahme  der  gedachten  13  Häfen)  stand  unter  der 
Aufsicht  der  politaschen  Behörden,  welche  in  jedem  Gouvernements- 
Bezirke  nach  der  hergebrachten  Uebung,  im  Ganzen  aber  vielfach 
ungleichförmig  vorgingen.  Mit  der  obigen  kaiserlichen  Verordnung 
wurde  die  gesammte  österreichische  Meeresküste  in  einzelne  Be- 
zirke abgetheilt,  der  unmittelbaren  Aufsicht  und  Ueberwachung 
der  eigens  bestellten  Hafen-   und   See  -  Sanitäts  -  Behörden   über- 

'  Kais.  Verord.  vom  15.  Mai  1651. 
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wiesen,  während  froh^  bloss  See *8tt3Mte*Beh5rd^a  (Deputatio- 
nen) bestanden^  die  aber  nur  eine  locale  Wiriuamkeit  hatten  und 
von  der  Hafenverwaltung  ganz  -getrennt  waren.  Diesen  nuninehr 
neu  constituirten  Hafen -Deputationen  und  Hafen -Agenden,  deren 
jede  in  einer  bestimmten  Kttstenstrecke  die  Ueberwachung  auszu- 
üben hat,  wurde  von  der  Central-Seebehörde  eine  (provisorisehe) 
Instruction  über  die  Art  und  Weise,  wie  sie  in  der  Ausübung  ihrer 
Functionen  vorzugehen  haben,  ertheiit  *  Zugleich  -  wurden  alle 
jene  Hftfen  und^Rheden  der  österreichischen  Küste  bekannt  ge- 
macht, welche  dem  Verkehre  und  der  Schifffiedirt  eröflhet  sind; 
es  gibt  deren  18  im  v^iezianischen,  36  im  österreidiischen,  7  im 
kroatischen  Eüstenlande  und  55  in  Dalmatien,  nebst  5  der  Mi- 
litftip^ze  angehörigen  Häfen,  im  Gkmzen  daher  121.  Hierzu 
kommen  noch  die  sogenannten  todten  Hftien  (porti  morti),  wo  die 
Schiffe  zw€ff  bei  Witterungszwang  Schutz  suchen,  aber  in  keine 
Verbindung  mit  dem  Lande  treten  dürfen ;  die  trefflichsten  und  ge- 
räumigsten Häfen  dieser  Art,  welche  oft  mehrere  hundert  Schiffe 
in  sich  aü&ehmen  können,  finden  sich  an  den  Inseln  von  Dalmatien, 
welches  Land  mehr  als  hundert  dieser  Ifilfen  zählt. 

Nach  der  durchgreifenden  Organisirung  des  Hafendienstes  war 
noch  ein  neues  See-Sanitäts-Reglement  noihwendig,  um  die 
veralteten,  aus  früheren  Jahrhunderten  stammenden,  mit  den  heu- 
tigen Zuständen  nicht  mehr  vereinbarüchen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen zu  ersetzen.  Dieses  sehr  umfassende  Reglement  wurde  mit 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  13^  December  1651  kundgemacht, 
seine  Wirksamkeit  aber  auf  spätere  Zeit  verschoben.  Die  österrei- 
chische Regierung  war  schon  in  den  letzten  Jahren  vor  1848  von  den 
strengen  see-sanitätlichen  Bestimmungen,  welche  namentlich  in  den 
übrigen  Staaten  des  Mittelmeeres  zum  Theile  noch  heute  bestehen, 
abgewichen,  und  hatte,  unter  Aufhebung  vieler  Beschränkungen 
des  Verkehres,  einer  freieren  Praxis  Raum  gegeben,  ohne  dadurch 
im  Mindesten  den  Gesundheitszustand  zu-  benachtheiligen.  Noch 
weiter  ging  die  kaiserliche  Regierung  in  dem  eben  erwähnten  Re- 
glement, durch  welches  bei  wirklich  vorhandener  Gefisthr  der  Pest-Ein- 
schleppung die  strengste  Behandlung  vorgeschrieben,  in  den  gewöhn- 
lichen Zeiten  eines  guten  Gesundheitszustandes  aber  die  Schifiiahrt 
nahezu  aller  Quarantaine-Fesseln  enüedigt  wird.  War  ein  solcher 
Vorgang  für  den  österreichischen  Handel  wegen  seiner  vielfachen 

^  Circulare  d«r  Central-Seebehörde  vom  17.  Januar  1852. 
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Yerbiiidiiiig  mk  den  Häksn  des  Orientes  böehst  wohlthätig,  so  zeigte 
er  auch  von  •  grosser  Entschiedenheit,  indem  die  österreichischen 
Hftfen  durch  die  freie  daselbst  herrschende  Sanitftts-Behandlung  sich 
der  Gefahr  aussetzten,  dass  die  von  dort  nach  den  benachbarten 
Häfen,  namentlich  der  italienischen  Staaten,  aaslaufenden  Schiffe 
in  letzteren  zu  Zeiten  auftauchender  Besorgnisse  einer  Ck)ntumaz 
unterworfen'  würden.  Die  wesentlichen  allgemeinen  Bestimmungen 
dieses  181  Paragraphe  umfassenden  Reglements  sind  folgende.  Die 
Gontumaz-Einriehtungen  bezwecken  die  Verhinderung  der  EinscUep- 
pui^  der  Pest  und  des  gelben  Fiebers.  Die  Länder,  wo  jene  Seuchen 
von  selbst  entstehen  oder  wegen  Unvollkommenheit  der  Sanitäts- 
Vorkehrungen  leichter  anderswoher  eingeschleppt  werden,  können, 
werden  als  verdächtig  (di  patente  non  libera),  die  übrigen  als 
unverdächtig  (di  patente  libera),  angesehen.  Da  auch  in  einem 
verdächtigen  Lande  jene  Seuchen  nicht  fortwährend  herrschen ,  die- 
selben dagegen  selbst  in  einem  verdachtlosen  Lande  durch  £2hi- 
sdileppung  zum  Ausbruche  kommen  können,  so  muss  der  Gesund- 
heitszustand aller  Länder,  welche  mit  Oesterreich  im  Seeverkehre 
stehen,  in's  Auge  gefasst  werden,  und  jedes  Schiff  mit  einem 
Gesundheita  -  Passe  versehen  sein.  Daraus  folgen  nachstehende 
Abstufungen:  a)  verd achtlos  (di  patente  libera),  wenn  das  Schiff 
aus  &nem  verdachtlosen  Lande  kömmt  und  die  gesetzliche  Behörde 
fiberdiess  bestätiget,  dass  daselbst  vollkommene  Gesundheit  hetrscht; 
b)  verdächtig,  und  zwar:  aaj  rein  (di  patente  netta),  wenn 
der  Sanitäts-Pass  bestätiget,  dass  in  den  der  Abreise  des  Schiffes 
unmittelbar  vorausgegangenen  21  Tagen  kein  verdächtiger  Krank- 
heitsfall vorgekommen  ist;  bbj  unrein  (di  patente  brutta),  wenn 
lUe  Seuche  an  dem  Orte  oder  in  der  Umgebung  der  Provenienz 
seit  den  letzten  %t  Tagen  vor  der  Abfahrt  geherrscht  hat,  oder 
wenn  Schiffe,  Personen,  Sachen  oder  Thiere,  aus  einem  angesteckten 
Orte  kommend,  ohne  Gontumaz  gemächt  zu  haben,  mit  dem  Ab- 
fabrtsortein  Gommunicatjpn  getreten  sind;  cc/erschwert  unrein 
(di  patente  brutta  aggravata)  heisst  der  Sanitäts-Pass  eines  Fahr- 
zeuges, an  dessen  Bord  die  Krankheit  herrscht  oder  geherrscht  hat 
und  in  den  letzten  21  Tagen  vor  der  Ankunft  nicht  vollkommen 
erloschen  ist  Fahrzeuge  dürfen  nur  dort  landen  und  ausschiffen, 
wo  sie  der  Sanitäts-Behandlung  unterzogen  werden  können,  d.  h. 
wo  ein  wirkliches  Sanitäts-Amt  seinen  Sitz  hat  Wegen  Zwang 
der  Witterung  an  anderen  Küsten -Puncten  ankernde  Fahrzeuge 
dürfen  mit  der  Küste  in  keinen  Verkehr  treten;  Ausnahmen  aus 


Rüeksiehten  für  den  Kflgtenhandel  und  die  Fischerei  lassen  unter 
gewissen  Modalitäten  die  [nstruetionen  sni.  Bei  Schifibrueh  und 
Strandung  haben  die  nächsten  Sanitätsämter  einzuschreiten.  SchifTe 
di  patente  libera  müssen  ebenfalls  mit  einem  Oesundheitft-Zengnisse 
des  Abfahrtortes^  d.  i.  des  letzten  Hafens  freier  Gemeinschaft 
(di  libera  pratica),  mit  welchem  sie  verkehrt  haben,  venehen  sein. 
Bei  seiner  Ankunft  muss  der  Schifibfilhrer  vom  Sanitäts-Amte  einem 
nadi  Umständen  mit  dem  Eide  zu  bekräftigenden  Verhöre  unia^ 
zogen  werden,  um  zu  erheben,  ob  das  Schiff  nicht  während  der 
Fahrt  verdächtigen  Verkehr  gepflogen  hat;  auch  wird  das  Fahrr 
zeug  von  einem  Sanitäts- Wächter  durchsucht  Ergibt  sich  kein 
Verdacht,  so  wird  das  Schiff  schleich  zum  freien  Verkelire  zuge- 
lassen. Bei  Abgang  des  Sanität«-Zeugnisses  odeir  bei  einer  solchen 
Unregelmässigkeit  desselben,  welche  die  Identität  des  Schiffes  in 
Zweifel  stellt,  muss  die  unverdächtige  Herkunft  des  Schiffes  ander- 
weitig ausser  Zweifel  gesetzt  werden,  widrigens  gegen  dasselbe 
die  Observationa-Reserve,  nach  Umständen  auch  die  Gontumaz  ver- 
hängt wird;  dasselbe  gilt,  wenn  der  Zweifel  über  die  Natur  der 
am  Bord  vorgekommenen  Krankheitafälle,  oder  die  Ursache  der 
Nichtübereinstimmung  des  Personen-Standes  mit  der  Angabe  des 
Sanitäts-Zeugnisses  bei  Fahrzeugen  von  unverdächtiger  Provenienz 
nicht  in  beruhigender  Art  aufgeklärt  ist  Kriegsfkhrzeuge,  von 
OiBoieiea  befehliget,  sind  von  der  Führung  des  Sanitäts-Passes  und 
der  Durchsuchung  befreit  Bei  allgemein  gutem  Gesundheitszustande 
wird  dem  Fahrzeuge  mit  patente  libera  die  Durchsuchung  eriassen 
und  den  einheimischen  Fischerbooten  eine  melirfache  Erleichterung 
in  der  saAitäts  -  amtlichen  Behandlung  zugestanden.  Ein  Schi£^ 
welches  strandet  oder  Schiff bruch  leidet,  unterliegt  mit  Allem,  was 
davon  herrührt,  denselben  Vorsichta-Maassregeln  wie  jedes  andere 
Fahrzeug.  Schiflfe,  welche  aus  verdächtigen  Gegenden  kommen, 
dürfen  sammt  Allem,  was  darauf  ist,  mcht  in  freien  Verkehr  ge- 
setzt werden,  bevor  sie  nicht  der  Beobachtung  oder  Reinigung, 
d.  h.  der  C(Hitumaz  im  weiteren  Sinne  unterzogen  worden,  sind. 
Dieselbe  untersclieidet  sich:  a)  in  die  Observations-Beserve^ 
wenn  das  Schiff  nur  durdi  eine  bestimmte  Zeit  ausser  Gemeinschaft 
gesetzt  bleibt  und  die  Ausschifiung  der  Waaren  nicht  gefordert 
oder  auf  einzelne  besonders  verdächtige  Artikel  beschränkt  wird; 
h)  in  die  eigentliche  Gontumaz,  wenn  nebst  der  Beobachtung 
des  Gesundheitszustandes  der  Personen  die  Ausladung  und  abge- 
sonderte Sanitäts-Behandlung  der  verdächtigen  Waaren  statt  haben 
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II1U88.  Die  Dauer  der  Contumazen  wird  vom  Häadele-Miniafteriuin 
festgestellt.  Gegen  das  gelbe  Fieber  weiden  in  der  Regel  nur 
Observation 6 -Reserven,  gegen  die  Pest  entweder  nur  diese  oder 
eigentliehe  Contumazen  angewendet;  bei  ersteren  unterliegt  das 
Schiff  mit  Allem,  was  darauf  ist,  der  nämlichen  Dauer  der  Beob- 
achtung, bei  letzteren  haben  die  ausgeschifilen  Personen  eine  kürzere 
(bei  gänzlicher  Umkleidung  mit  frischen  Kleidern  noch  mehr  zu 
kürzende),  die  Wäaren  eine  längere  Periode  als  das  Schiff,  KriegS'* 
fahrzeuge  eine  kürzere  Contumaz  als  Handelsfahrzeuge  zu  bestehen. 
Die  längste  CJontumaz-Da^er  (bei  patente  brutta  aggravata)  ist.  auf 
40  Tage  festgesetzt.  Jede  Gontumaz-Bestimmung  richtet  sich  nach 
dem  Herkunftsorte  der  Schiffe,  Personen  und  Waaren.  DieObser- 
vations-Reserven  laufen  für  Schiffe,  Personen,  und  Ladung  von  der 
Einschiffung  des  Wächters,  bei  Pest-Contumazen  aber,  wenn  Waa- 
ren, welche  eine  Ausladung  erfordern,  am  Bord  sind,  vom  Tage 
der  beendeten  Ausschiffung  derselben.  Wenn  ein  Fahrzeug,  welches 
einer  blossen  Observations- Reserve  unterliegt,  in  einem  anderen 
Hafen  einen  Sajsitäts- Wächter  (insbesondere  einen  österreichischen) 
an  Bord  genommen,  und  keine  bedenkliche  Berührung  stattgeAmden 
hat,  kann  die  Reserve  von  der  Abreise  aus  diesem  Hafen  beginnen. 
Die  ärztliche  Besichtigung  der  Ckintumazisten  geschieht  in  der  Regel 
nur  am  Tage  vor  der  Zulassung  zur  freien  Oemeiuschafl  (piatica); 
nach  erhaltener  pratica  müssen  Schiffe  und  Personen  die  Contumaz- 
Anstalt  sogleich  verlassen. 

Die  weiteren  besonderen  Bestimmungen  dieses  Reglements  be- 
ziehen sich  auf  das  gewöhnliche  Verfahren  mit  verdächtigen  Schiffen, 
auf  jenes  mit  Confumaz-Schiffen  in  aussei^ewöhnlichen  Fällen,  oder 
bei  erschwerenden  Umständen,  auf  das  Oontumaz- Verfahren  mit 
Personen,  Waaren  und  Effecten,  auf  das  contumaz-mässige  Reini- 
gungsverfahren mit  Briefen  und  lebendea  Thieren,  auf  das  Ver- 
faliren  bei  Schiffbruch  oder  Strandung  verdächtiger  Fahrzeuge  und 
bei  Aufnahme  geretteter  Personen  und  Sachen,  auf  die  Vorsciiriflen 
für  Fälle  geschehener  Vermischung  während  der  Contumaz,  dann 
für  Fälle  der  patente  bmtta  aggravata,  auf  die  Maassregeln,  welche 
im  Falle  des  Ausbruches  der  Pest  oder  des  gelben  Fiebers  auf 
einem  Schiffe  oder  in  einer  Sanität»- Anstalt  zur  Einschränkung  oder 
Erstickung  des  UebeliB  zu  treffen  sind,  auf  die  Sanitäts-Uebertre- 
tungen  und  deren  Bestrafung,  auf  die  Ausstellung  des  Sanitäts- 
Zeugnisses  fllr  Fahneuge,  welche  die  österreichische  Küste  ver- 
lassen, endlich  auf  die  Auslagen  ftlr  die  See-Sanitäts-Einrichtungen 
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und  die  Mttel  zur  Deckung  derselben.  Zufolge  letzterer  Beslitn- 
mungen  trägt  der  Staatsschatz  die  Audagen  für  die  Sanitäts-Ver- 
waltung^  insoferne  (Uese  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Gebttude, 
die  Bezüge  des  stabil  angestellten  Personales  und  die  Vorkehrungen 
bei  ausserordentlichen  Anlässen  betreffen^  und  wird  daftlr  durch 
Aeraiial-Sanitäts-Taxen  entschädiget,  welche  von  allen  abreisenden 
Fahrzeugen,  dann  von  den  nicht  mit  patente  libera  einlan^nden, 
daher  einer  Ck)ntuniiaz  oder  Reserve  unterzogenen  Waaren,  Gel- 
dern etc..  zu  entrichten  sind.  Die  Kriegsschiffe  aller  Nationen  und 
die  ihnen  gleichgestellten  Fahrzeuge,  dann  die  aus  Witterungszwang 
oder  sonstigen  Bedttrftiiss^i  einlaufenden  und,  ohne  eine  Handels- 
Operation  voi^enommen  zu  haben,  bbnen  48  Stunden  wieder  ab- 
segelnden Schife  sind  von  der  Taxe  befreit ,  den  Fischerbarken 
upd  kleineren  Marktschiffen  werden  gewisse  EiTleichterungen  zuge- 
standen. Die  Contumaz-Gebühren,  d.  h.  die  Gebühren  Air  die  be- 
stellten Wächter  und  Reinigungsdiener,  die  Auslagen  für  ärztlichen 
Beistand,  Krankenwärter  etc.,  werden  vpn  den  Parteien,  welche 
die  Contumaz- Behandlung  betrüit,  entrichtet.  Für  die  Aerarial- 
See-Sanitäts-  upd  die  Contumaz-Gebühren  ist  ein  einfacher,  i^r  alle 
österreidiischen  Häfen,  gleichförmiger  Tarif  mit  sehr  billigen  An- 
sätzen festgesetzt  worden.  —  In  Folge  der  bestehenden  See-Sani- 
täiB-Einrichtungä:)  ist  der  Verkehr  von  nahezu  allen  Gontumaz- 
Hemmnissen  für  die  Zeit  des  allgemein  guten  Gesundheitszustandes 
befreit  worden,  indem  die  Contumaz-Behandlung  auf  die  wemgsten 
FäUe  beschiiiQkt  und  auch  in  der  Dauer  noch  bedeutend  herab- 
gesetzt worden  ist  Diess  geschah^  gestützt  auf  die  Grundsätze  des 
eben  erwähnten  See-Sanitäts*Reglements,.mit  den  Kundmachungen 
der  Central-Seebehörde  vom  25.  Februar  1852  und  5.  April  1853. 
Mit  diesen  wurden  folgende Contumaz-Perioden  angeordnet:  A)  Gegen 
die  orientalische  Pest:  Mit  patente  bruita  12— 15  Tage,  verdächtige 
Waaren  22  Tage;  mit  patente  netta  bei  der  Provenienz  aus  Aegypten 
und  Syrien  mit  dem  Sanitäts- Zeugnisse  eines  europäischen  Consu- 
lates  3  Tage,  ohne  dasselbe  4  Tage,  Hadern  und  getragene  Kleider 
7  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  anderen  türkischen  Häfen  mit  dem 
Gesnndheits-Zeugnisse  eines  europäischen  Gonsulates,  Zulassung  zu 
freier  Gemeinschaft  (Hbera  pratiea),  ohne  dieses  24  Stunden,  Ha- 
dern und  alte  Kleider  5  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  den  christ- 
lichen Häfen  des  schwarzen  und  azowischen  Meeres  und  der  Donau 
libera  pratiea,  nur  bei  der  Abfahrt  in  sospesa  pratiea  (wenn  keine 
Aussohiffong  daselbst  statt^funden)  tmd  patente  brutta  14  Tage, 


die  verdäehtigeu  Waaren  20  Tage,  aus  den  übrigen  Häfen  von 
Afrika,  Asien  und  Oeeanien,  mit  einem  europäischen  Gesundheits- 
zeugnisse libera  pratica,  ohne  dasselbe  24  Stunden.  B)  Gegen  das 
gelbe  Fiet)er:  mit  patente  brutta  10  Tage,  mit  patente  netta  sofort 
libera  pratiea.  Bei  ersehwert  unreinem  Patente  tritt  das  Maximum 
der  Contumaz- Frist  mit  .40  Tagen  ftir  die  orientalische  Pest  und 
15  Tagen  für  das  gelbe  Fieber  ein.  Die  mit  den  österreichischen 
Lloyd-Schiffen  aus  den  Häfen.  Syrien 's  und  A^ypten^s  anlangenden 
Personen  und  Waar^a  werden  keiner  €k>ntumaz  unterzogen  ^  weil 
jeneSclüffe  einenösterreichischen  Sanitäts-Wächter  am  Bord  haben. 
Ungeachtet  dieser  vielfältigen  Erleichterungen  bestehen  die  See- 
Lazarethe  niit  ihren  vollständigen,  fiXv  den  Fall  des  Ausbruches  der 
Pest  oder  des  gelben  Fiebers  erforderlichen  Einrichtungen  und  dem 
dazu  nöthigen  Personale.  Anderweitige  Bestimmungen  Über  die 
Behan<Jlung  der  SchiflTe  in  See-Sanitäts-Hinsichten  enthält  die  Kund- 
machung der  Central-Seebehörde  vom  29.  Januar  1852.  Gemäss  der- 
selben werden  alle  Schiffe  di  patente  non  libera  bei  den  See-Laza- 
rethen  zur  Bestehung  der  Contumaz  oder  der  Reserve  angenommen. 
Diejenigen  dieser  Schiffe,  welche  patente  netta  haben  und  keine 
Waaren  am  Bord  führen,  die  zur  Rdinigung  in  das  Lazareth  aus- 
geschifft werden  müssen,  können  die  Ck)ntumaz  ode^.die  Reserve 
in  einem  jeden  Hafen  bestehen,  wo  sich  ein  Hafenamt  oder  eine 
Hafen-Deputation  befindet.  In  allen  Häfen,  wo  die  Schiffe  einlaufen 
dürfen ,  können  sie  auch  die  zu  ihrer  Abfahrt  nöthigen  Urkunden 
beheben;  insbesondere  werden  zur  Ausfertigung  der  Sanitäts-Zeug- 
nisse, welche  früher  von  den  bestandenen  See-Sanitäts-Magistraten 
ausging,  sämmtlk^he  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter,  Deputationen 
und  Agentien,  sowie  auch  die  Lazareths-Direotionen,  ermächtiget 
Ueber  die  Zulassung  fremder  Kriegsschiffe  waren  schon  früher 
besondere  Anordnungen  erfolgt.  Rein  fremdes  Kriegssciüff  darf  in 
der  Regel  in  österreichische  Kriegshäfen  einlaufen,  als  welche  die 
Häfen  von  Venedig  und  Pola,  mit  Einscliluss  aller  Ankerplätze  bis 
zur  punta  di  Promontore,  und  von  lissa  mit  allen  Ankerplätzen 
dieser  Insel  erklärt  wurden;  bei  Witterungtewang  ist  es  jedoch 
demselben  gestattet,  in  den  Haupthafen  von  Pola  und  lissa  einzu- 
fahren. Der  Hafen  von  Triest  mit  Einschluss  der  Bai  von  Mu^ia 
bleiben  für  das  Einlaufen  der  Kriegsschiffe  befreundeter  Mächte 
unter  Beobachtung  gewisser  Bedingungen  ofien;  dieselben  Bedin- 
gungen gelten  ftlr  das  Einlaufen  in  die  übrigen  befestigten  Häfen 
der  österreichischen  Meeresküste.    Kein  Schiff  darf,  ohne  vorläufige 

V.  Czoornig.  Gestern» jrh'x  Ncugestnitiing.  15 
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besondero  Uebereidkanft^  eiiieti  österreiehisdien  Hsiea  sum  bleiben- 
deo  8tatioiiB-Platze  machen. ' 

In  Anerkennung  der  seemännischen  Tüchtigkeit,  der  Bhren- 
haftigkeit  and  Entschfessenheit  der  dsterreichischen  SchiffsfQhrer  und 
Seeleute  V  sowie  ihrer  bewährten  Gesinnung  und  unerschütterlichen 
Treue  gegen  das  Kaiserhaus,  hat  Seine- Majestät  der  Kaiser  die 
Grflndong  einer  Ehrenflagge  flir  die  österreichische  Handels^ 
Marine  zur  Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen 
angeoidnet  Dieselbe  hat  zwei  Classen,  die  wdsse  und  die  rothe 
Mit  der  weissen  Ehrenflagge-  werden  JBchiSsftlhrer  belohnt,  wetehe 
zuerst  einen  neuen  Handekweg  nach  entfernten  Weltgegenden  mit 
Erfolg  eröffiien,  oder  sonst  durch  ihre  Fahrten  oder  durch  ihre 
nautischen  Leistungen  überhaupt  um  die  Ausbreitung  und  Beför- 
derung der  österreichischen. Schiffiahrt  und  des  eigenen  Seehandels 
in  hohem  Grade  sich  verdient  machen,  oder  durch  die  Rettung 
von  Schiffbrüchigen  und  ähnliche  lobenswerthe  Thaten .  sich  aus- 
zeichnen. Die  rothe  EhreDäa^:e  gebührt  jedem  Schiffsitlhrer,.  der 
sein  Schiff  gegen  einen  feindliehen  oder  seeräuberischen  Angriff  er- 
folgreich verihddigt,  oder  während  eines  Seekrieges  angriffsweise 
ein  ruhmvolles  Gefecht  besteht  oder  den  kaiser4ichen  Kriegsschiffen 
wirksamen  Beistand  leistet.  Der  SchiffsDihrer  hat  das  Recht,  die 
ihm  verliehene  Ehrenflagge  auf  dem  Hauptmaste  des  Schiffes,  das 
er  befehligt,  wehen  zu  lassen.  Die  österreichischen  Kriegsschiffe, 
Forts  und  Strandbatterien  müssen  einem  solchen .  Schiffe  mit  der 
gleichen  Anzahl  von  Schüssen  antworten.  Die  aus  Seidenstoff  ver> 
fertigte  Ehrenflagge  Kbft  in  der  Mitte  den  kaiserlichen  Doppel- 
adler; in  einem  schwarzen  Querstreifen  stehen  in  Gold  auf  der 
Vorderseite  bei  der  weissen  Ehrenflagge  die  Worte:  Merito  navali, 
und  bei  der  rothen:  Fortitudini  navali,  auf  der  Rückseite  aber 
der  kaiserliche  Wahlspruch:  Viribus  unitis.  Die  Verleihung 
wird  durch  ein  kaiserliches  Diplom  beurkundet  Der  Berits  der 
Ehrenflagge  berechtigt  den  Inhaber,  um  die  Verleihung  des  Ver- 
dienstkreuzes und  solcher  Dienstposten  anzusuchen,  woftir  er  be- 
fthigt  ist.  Wenn  der  SchiffsÜlhrer  die  Ehrenflagge  erhält,  so  soll 
zvrBelohnui^  des  verdienstlichen  Antheiles,  den  die  Schiffsmann- 
schaft an  seiner  Handlung  hatte,  jedesmal  iüe  Summe  von  500  bis 
2.000  fl.  an  Jene  aus  der  Mannschaft  vertheilt  werden,  die  sich 
besonders  hervoi^ethan  haben.    Jeder  Betheilte  erhält  ausserdem 

*  Minist.  Erlass  vom  29.  Januar  1650. 
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ein  schriftliches  jBbrenseugniss  über  seine  verdienstUche  Mitwirkung; 
die  Elhrenflagge  und  das  Ehrenzeugniss  gelien  dem  Besitzer,  den 
Anspruch ,  bei  der  Bemessung  der  Bezüge  aus  dem  Marine-Pensions- 
Fonde  vorzüglich  berücksichtiget  zu  werden.  Jeder  Schiffsfllhrer, 
weicher  die  Ehrenflagge  anspricht^  muss  sein  mit  allen  Behelfen 
belegtes  Gesuch  bei  der  Central- Seebehörde  einbringen,  welche 
dasselbe  einer  Commission  von  Fachmännern  zur  Würdigung  vor- 
legt. Diese  Commission  spricht  mit  Stimmenmehrheit  über  das  see- 
männische Verdienst  des  Bewerbers  und  der  Mannschaft  das  Er- 
kenntniss  aus,  welches  mit  dem  Gutachten  der  Central-Seebehörde 
an  den  Handels-Minister  geleitet  wird,  der  darnach  auf  Verleihung 
oder  Abweisung  ^anträgt;.  Die  Commission  hat  das  Recht,  Gesuche 
zurückzuweisen;  sie  besteht  aus  12  Mitgliedern,  worunter  4  Ftotten- 
Officiere,  4  österreichische  Schiffs -Rheder  und  4  österreichische 
Schiffsftihrer  eich  befinden,  der  Präsident  der  Central  «Seebehörde 
fuhrt  den  Vorsitz  bei  der  Verhandlung,  stimmt  aber  nur  bei  Stim- 
mengleiohheit  zur  Entscheidung  mit  Unbefugte  Führung  der  Ehren- 
fla^e  wird  mit  500  fl.,  Erschleichung  der  Documente  behufs  ihrer 
Erlangung  mit  1.000  ß.  verpönt  Ein  Verbrechen  oder  entehrendes 
Vergehen  zieht  den  Verlust  der  Ehrenflagge  nach  sich.  Nach  dem 
Tode  des  damit  betheilten  Schüfsftlhrers  soll  das  Ehrenzeichen  im 
Gemeindesaale  seines  Geburtsortes  ftlr  immerwährende  Zeiten  auf- 
gestellt werden,  wenn  der  Verstorbdie*  dafür  nicht  den  Gemeinde- 
saal einer  anderen  österreichischen  Gemeinde  bestimmt  hat  *  Für 
das  Verfahren,  nach  welchem  die  Commission  bei  ihren  Verliand- 
lungen  vorzugehen  hat,  sowie  in  Bezug  auf  die  Vornahme  der 
feierlichen  Verleihung  der  Ehrenflagge  entwarf  die  Central-Seebe- 
höitle  eigene  Reglements. 

Die  an.  die  Schiffsfübrer  ertheilte  Befugniss  zur  kleinen 
Küsten  fahrt  ist  eine  zweifache:  sie  beschränkt  sich  entweder 
auf  ^die  Häfen  eines  Kronlandes  oder  umfasst  alle  österreichischen 
Häfen.  Die  letztere  Befugniss  wurde  neuerlich  auf  die  Befiihrung 
aller  Häfen  des  adriatidchen  Meeres  westlich  bis  zum  Cap  Otranto 
und  östlich  bis  zum  Cap  Linguette  ausgedehnt,  um  den  kleinen 
Küstenfahrern  ein  weiteres  Feld  ftir  ihre  Thätigkeit  zu  eröffnen.  ^ 

Im  Wege  der  Reciprocität  wurden  den  österreichischen  Schiffen 
in  den  niederländischen  Häfen  dieselben  Begünstigungen  zuge- 


■  Kais.  Patent  vom  16.  April  18S0. 

^  Kundniachang  der  Central-Seebeliörde  vom  7.  Februar  1854. 
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standen^  welche  die  einheimischen  geniesaen,  wornaoh  den  mit 
niederländischen  Coionial-Prodacten  beladenen,  direct  aus  dem  Ur- 
spnmgslande  anlangenden  Schiflfen  die  nämliche  Befreiung  von  den 
Einftihrs- Abgaben  wie  den  einheimischen ,  mit  Ausnahme  des  fafü- 
nirten  Zuckers,  der  Melasse  und  des  Thees,  zu -Oute  kömmt;  auch 
wurden  denselben  in  den  Colonien  und  überseeischen  Besitzungen 
der  Niederlande  die  gleichen  Begünstigungen,  wie  der  emheimisohen 
Flagge  (mit  Ausschluss  der  Küstenfahrt  in  den  ostindischen  Be- 
sitzungen) eingeräumt.  *  Die  österreichische  flagge  wurde  in  den 
chilenischen  Häfen,  ebenso  wie  die  chilenische  in  den  österreicliischen 
Häfen,  der  einheimischen  gleichgestellt.  ^ 

Da  sich  tns  zur  erfolgten  Allerhöchsten  Genehmigung  der  in 
der  Bearbeitung  stehenden  Gesetzesentwürfe  eine  Bestimmung  über 
die  Prüfung  fUr  die  Bewerber  um  die  Befähigung  zur  weiten 
Fahrt  nöthig  zeigte,  erliess  die  Central-Seebehörde  unterm  25.  Au- 
gust 1851  hierüber  ein  Reglement.  Deijenige,  welcher  die  Be- 
fiihigung  als  Capitän  der  weiten  Fahrt  erlangen  will,  muss  sich 
vorher  einer  Prüfung  unterziehen.  Um  zu  derselben  zugelassen  zu 
werden,  muss  er  das  Alter  von  wenigstens  20  Jahren,  die  öster- 
reiehisdie  Staatsbürgerschaft,  einen  unbescholtenen  Lebenswandel 
und  eine  auf  österreichischen  Schiffen  weiter  Fahrt  zugebrachte 
Dienstzeit  von  fünf  Jahren  (worunter  mindestens  ein  Jahr  als 
SchiffsBchreiber,  Gadet  oder  Steuermann)  nachweisen.  Die  Prüfung 
erfolgt  durch  eine  von  dem  nautischen  Ober-Inspector  oder  dem 
bezüglichen  Inspector  geleitete  Gommission,  an  welcher  einOfHeier 
der  k.  k.  Kriegs -Marine,  zwei  Capitäne  der  weiten  Fahrt,  ein 
Mitglied  der  Handelskammer  oder  ein  SchifTs-Rheder,.  ebenso  wie 
die  bezüglichen  Professoren  der  nautischen  Schule  des  Prüfungsortes 
Theil  nehmen.  Die  an  zwei  verschiedenen  Tagen  vorzunehmende 
Prüfung  zerfUlt  in  eine  schriftliche,  unter  Aufsicht  des  Leiters  und 
zweier  Mitglieder  der  Gommission,  zur  Lösung  dreier  numerischer 
von  der  Central-Seebehörde  von  Fall  zu  Fall  verschlossen  übersen- 
deter  Aufgaben  stattfindende,  und  eine  mündliche,  welche  in  Gegen- 
wart der  ganzen  Gommission  vorgenommen  wird^  und  zwar  umfasst 
letztere  die  eigentliche  Schiffiahrt  mit  ihren  Hilfsmitteln  an  Karten, 
Log  und  Compass,  dann  mi^;  dem  Bord -Journale,  die  nautische 
Astronomie,  die  Manoeuvrir- Kunst  und  die  hauptsächlichsten  Vor- 

'  Minist.  £rla89  vom  15.  Janaar  1851. 
'  Minist  Erlass  vom  la  Mai  1851. 
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sofariften  der  SchiflTahrts  •  Gesetzgebung.  Bei  dieser  Prüfung  muss 
der  Candida!  zugleich  praciische  Uebungen  auf  der  hydrographi- 
schen Karte  und  mit  dem  Sextanten  vornehmen.*  Nach  vollbrachter 
Prttfung  entscheidet  die  Commi«sion  mit  Stimmenmehrheit  über  das 
Ergebniss  derselben^  und  legt  das  Protokoll  hierüber  der  Central- 
Seebehörde  zur  Schlussfassmig  über  das  dem  Candidaten  zu  ertfaei- 
lende  Zeugniss  und  demgemäss  üb^r  seine  Zulassung  zur  Schifls- 
fbhrung  in  der  Eigenschaft  als  Capitän  der  weiten  Fahrt  vor.  * 
Eine  ganz  ähnliche  Yorsöhrlft  erfolgte  b^üglich  der  Prüfung  der 
Schiffsführer  für  die  grosse  Küstenfahrt  in  der  weiteren 
Ausdehnung  (d.  i.  vom  schwarzen  Meere  bis  zur  Meerenge  von  Gibral- 
tar), welche  in  früherer  Zeit  vor  ihrer  Zulassung  zur  Führung  des 
Schiffes  keiner  oder  einer  nur  oberflächlichen  Prüfung  unterzogen 
worden  waren.  Hierbei  ergibt  sich  bloss  die  Modification,  dass, 
um  zugelassen  zu  werden,  nur  drei  Jahre  Dienst  auf  einem  Segel- 
schiffe sammt  hinreichender  technisch-practischer  Navigations-Kennt- 
niss  nachgewiesen  zu  werden  brauchen.  Letztere  wird  durch  eine 
Prüfung  dargethän,  welche  bei  den  vier  Central-Hafenämtern  und  den 
Hafenämtern  von  Zara  und  Spalato  abgelegt  werden  kann.  Die  Prüfung 
wird  durch  eine  Commission  geleitet,  welche ,  unter  dem  Vorsitze  des 
jeweiligen  Hafen -Capitäns,  aus  dem  Hafen -Adjuncten  und  einigen 
Mitgliedern  aus  dem  Schiffer-  und  Handelsstande  besteht.  Die  schrift- 
liche, zwei  numerische  Aufgaben, um&ssende,  und  die  mündliche 
Prüfung  CGegenstände  der  eigentlichen  SchifflPahrt,  die  Manoeuvrir- 
Kunst  imd  die  vorzüglichsten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Schiff- 
ftihrt,  nebst  den  practischen  Uebungen  mit  Karten  und  Sextanten 
in  sich  begreifend),  finden  an  einem  und  demselben  Tage  Statt. 
Künftig  wird'  jemand  mehr  zur  Führung  eines  Schiffes  dieser 
Kategorie  zugelassen,  welcher  nicht  in  der  angedeuteten  Weise 
befiüügt  worden  ist.  ^  Die  österreichischen  Seeleute,  welche  zum 
ersten  Male  die  Einschiffungs- Bewilligung  zur  Ausübung  des  See- 
dienstes nachsuchen,  müssen  darthun,  dass  sie  geimpft,  und,  wenn 
sie  das  Alter  von  18  Jahren  überschritten  haben,  dass  sie  revacci- 
nirt  und  nicht  mit  der  (in  der  Gegend  von  Fiume  endemischen, 
ansteckenden)  Scarlievo- Krankheit. behaftet  sind.  '  Zur  Sicherung 
der  genauen  Befolgung  der  Militär-Conscriptions-Gesetze  wurde  an- 

'  Reglement  der  Cenlral-^cebehörde  vom  25.  August  1851. 
^  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  30.  November  1852  und 
17.  Juni  1853. 

*  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  31.  Mai  1852. 
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geordnet^  dsss  den  Seeleuten,  welche  nach  ihrem  Alter  der  Militär- 
Pflicht  unterworfen  sind  oder  dieses  Alter  noch  nicht  erreicht  haben, 
die  Einschifliungs-Bewilligung  zu  Seereisen  nach  dem  Auslande  nur 
dann  unbedingt  ertheilt  werden  darf,  wenn  sie  von  dem  Mifitär- 
Dienste  befreit  oder  von  einer  Recrutirungs-Commission  für  g&nztioli 
'  und  bleibend  untauglich  eriilärt  worden,  sind,  oder  wenn  sie  ihrer 
Milit^-Pflicht  Genüge  geleistet  oder  die  vierte  Alters-CBasse  über- 
schritten, oder  das  gesetzliche  Einstandsgeld  sichergestellt  haben. 
In  anderen  Italien  wird  ihnen  diese  Einschüfungs-Bewilligung  nur 
auf  eine  beschränkte  Dauer  (bis  zu  dem  Zeitpuncte  der  nächsten 
Einberuiiing  der  Stellungspflichtigen)  gewfthrt.  *  Um  zu  verhindern, 
dass  wegen  einer  mit  den  Mühen  der  S^reise  nicht  im  Einklänge 
stehenden  Zahlung  die  Matrosen  österreichischer  Schüfe  sich  wei- 
gern, die  Fahrt  nach  dem  schwarten  Meere  im  Winter^Semester 
zu  machen ,  wurde  angeordnet,  däss  im  Falle  einer  jeden  solchen 
Reise  eine  Lohnerhöhung  stattfinden  solle,  welche  für  jede 
Reise  von  Konstantinopel  nach  einem  Hafen  des  schwarzen  Meere« 
und  der  Donau -Mündung  6  Thaler  (4  2  fl.)  bei  dem  Bootsmanne, 
5  Thaler  bei  dem  Matrosen,  3  Thaler. bd  dem  Leichtmatrosen 
oder  Aufwärter,  und  1%  Thaler  bei  dem  Schiffsjungen  beträgt.  "^ 
In  Folge  der  zugesicherten  Gegenseitigkeit  wurde  mit  königlfcber 
Ordonnanz  vom  22.  October.  1852  verordnet,  dass  die  von  öster- 
reichischen Schiffen  desertirten  Matrosen  auf  dem  britischen  Gebiete 
.über  Einschreiten  des  kaiserlichen  Consulates  aufgegriffen  und  an 
den .  Capitän  des  bezüglichen  Schifies  ausgeliefert  werden  sollen. 
Um  die  Verzögerung  der  Ausladungen .  der  Schiffe  und  die  Ver- 
schleppung der  Waaren  zu  verhindern^  wurde  angeordnet,  dass 
von  einem  österreichischen  in  dem  nationalen  Hafen  seiner  Be- 
stimmung einlaufenden  Schiffe  der  Capitän  oder  Schiflbftlhrer  weder 
sich  entfernen  noch  die  Schiffs -OfBciere  und  Matrosen  ganz  oder 
zum  Theile  entlassen  darf,  bis  sein  Schiff  gänzlich  ausgeladen  ist. 
Wenn  durch  ausserordentliche  Umstände  die  Ausladung  verzögert 
oder  gehindert  wurde,  hat  sich  der  Befehlshaber  des  Schifies  an 
das  Hafenamt  oder  das  Organ  des  Hafendienstes  an  dem  bezüg- 
lichen Landungsorte  zu  wenden,  um  diessialls  eine  Erleichterung 
zu  erlangen ,  die  sich  aber  auf  den  Capitän  und  die  Schiffs-Officiere 
nicht  erstrecken  darf.  ' 

*  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  18.  Febraar  1854. 
^  Circulare  der  Central-Seebehörde  vom  24.  November  1852. 
'"*  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  6.  December  1652. 
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Nachdem  bereits  im  Jahre  1832  den.  ^französiecheii  iD  den 
österreichischen  Seeplätzen  residirenden  ConsUln  ein  erweiterter 
Wirkungskreis,  in  .Fällen  der  VerunglUckung  französischer 
Fahrzeuge  an  den  österreichischen  Seekttsten  eingeräumt,  hierbei 
aber  »ich  die'  Gegenseitigkeit  ftlr  die  in  Frankreich  befindlichen 
k.  k.  Consuiats-Aemter  ^vorbehalten  worden  ist,  wurden  den  in  den 
Uäfen  von  Frankreich  und  Algerien  bestellten  k.  k.  Ck)nsulats- 
Aemtecn  Instructionen  ertheilt,  nach  welchen  sie  bei  VerunglUckung 
österreichischer  Fahrzeuge  an  den  dortigen  Küsten  vorzugehen 
haben,  um  die.  möglichste  Sicherstellung  des  durch  solche  Un- 
glüdcsialle  geföhrdeten  Eigenthumes  österreichischer  Angehörigen  zu 
erwirken.  *  *  . 

Zur  Verhinderung  des  Schleichhandels  an  den  Seekli' 
sten  wurde  verordnet,  daas  jeder  Führer  eines  österreichischen 
Schiffes  bei  der  Abfahrt  aus  einem  inländisclien  Hafen  ein  Manifest 
über  die  geladenen  Waaren^  in  doppelter  Ausfertigung  deip  Hafen- 
amte  zu  überreichen  hat;  das  eine  Exemplar,  welches  mit  den 
Original-Fraohtscheinen  belegt  sein  muss,  wird  mit  dem  Visum  des 
Hafenamtes  versehen  und  dem  Schiffsfiihrer  zurückgestellt.  -  Ist  die 
Fahrt  nach  einem  österreichischen  Hafen  gerichtet,  so  hat  der 
Schü&ftthrer  noch  ein  drittes  Exemplar  vorzulegen,  welches  ihm, 
mit  dem  Visum  des  Hafenamtes  versehen,  verschlossen  und  versiegelt 
zurückgestellt  wird,  und  für  das  Amt  bestimmt  ist,  welches  die  Ueber- 
einstinunung  der  Ladung  mit  dem  Manifeste  zu  prüfen  hat.  Kein 
Führer  eines  österrekshischen  oder  ausländischen  Schiffes  darf  Waa- 
ren  Yerladen,  welche  in  dem  Manifeste  nicht  aufgenommen  sind. 
Auf  die  Uebertretung  dieser  Vorschriften  sind  See-Polizei-Strafeu, 
und,  w^m  damit  zugleich  einer  OeHUlsvorschrift  zuwkier  gehandelt 
wurde,  die  allgemeinen  Geiallsstrafen  gesetzt  Innerhalb  der  Ent» 
fernung  einer  österreichischen  Meile  (7.590  Meter)  vom  Lande,  ist 
zur  See  jede  Waarenflberiadung  von  Bord  zu  Bord,  den  Fall  der 
überwiegenden  Gewalt  (forza  maggiorje)  ausgeilommen,  verboten, 
und  jede  Uebertretung  wird  seepoüzeilieh  und  gefallsamtlich  be^ 
straft.  Den  Fischerbarken  ist  der  Waaren-Ti-ansport  unter  der 
gesetzlichen  Ahndung  unbedingt  verboten.  ' 

An  der  österreichischen  Küste  bestehen 'Leuchtthürme  mit 
Leuchtfeuern   zum  Nutzen  der  SchifflGahrt:   in  Triest  in   einer 

'  Minist  Erlaas  vom  13.  Juni  1854. 

'  Minist,  firlass  vom  24.  September  1853. 


232 


Höhe  von  106  Fuse  über  dem  Meeresspiegel,  am  Vorgebirge  Sal- 
vore  bei  Pirano  (110  Fuss  hoch),  auf  der  Felsenklippe  Porer  an 
der  Süd -Spitze  v(hi  Istrien  (107  Fuss  hoch)  und  auf  dem  dalma- 
tischen Insel- Archipel  nördlich  auf  der  Isola  grossa  an  dem  Stand- 
puncte  ^alle  punte  blanche^  (125  Fuss  hoch)  und  südlich  auf  der 
in  den  Grolf  vorspringenden  Insel  Lagosta  (330  Fuss  hoch).  Das 
Leuditfeuer  auf  diesen  Leuchtthttnnen  wird  von  der  Triester  Börse- 
Deputation  erhalten,  welche  auch  die  Brbauung  der  meisten 
Leuchtthtmne  besorgte  und  daftir  von  den  in  Triest  anlangenden 
Schiffen  eine  Gebühr  erhebt.  Diese  wurde  dahin  geregelt,  dass 
jedes  in  Triest  anlangende  Schiff  von  mehr  als  16  Tonnen  für 
jeden  Leuchtthurm,  an  dem  es  parallel  vorttbergesegelt  ist^ 
eine  Abgabe  zu  entrichten  hat,  welche  V,  kr.  Air  die, Schiffe  von 
16—50  Tonnen,  V,  kr.  fllr  jene  von  51—100  Tonnen  und  1  kr. 
ftlr  die  Schiffe  über  hundert  Tonnen  beträgt  Die  Börse-Deputation 
übernimmt  dafür  die  Verpflichtung,  die  Leuchtthttrrae,  welche  an 
den  für  die  Schiflfalirt  wichtigen  Puncten  noch  erforderlich  sind, 
zu  erbauen,  und  das  Eigenthum  dieser  Leuchtthürme  dem  Staate 
zu  gewährleisten.  Künftig  soll  diese  Leuohtgebühr  auch  in  den 
übrigen  österreichischen  Häfen  eingehoben  werden,  doch  wird  der 
Zeitpunct  der  Ausführung  dieser  Maassregel  weiterer  Allerhöchster 
EntSchliessung  vorbehalten.  ' 

Später  wurden  Leuchtfeuer  eingerichtet,  und  zwar  am 
1.  August  1853  auf  dem  Felseneilande  S.  Giovanni  in  Pelago  bei 
Rovigno  (70  Fuss),  am  21.  Januar  1854  an  der  Mündung  der  Sile, 
genannt  Bocca  di  Piave,  an  der  venezianischen  Küste,  femer  am 
21.  September  1854  an  def  Punta  d^'Ostro  am  Eingange  in  die 
Bocche  di  Gattaix)  (231  Fuss).  Für  diese  Leuchtfeuer  haben  die 
in  Triest  einlaufenden  Schiffe  vom  1.  Oetober  1854  an  die  Leucht- 
gebühr in  derselben  Weise  wie  für  die  früher  bestandenen  zu  ent- 
richten; zugleich  ward  die  Einhebung  dieser  Leuchtgebühr  auch 
für  die  Häfen  von  Venedig  und  Fiume  angeordnete '  Die  Errich- 
tung emes  Leuchtfeuers  auf  dem  Damme  von  Malamocco  bei  der 
Einfahrt  in  die  Lagunen  von  Venedig  ist  vorbereitet. 

Zu  den  wichtigsten  Vorkehrungen  für  Unfidle  zur  See,  nament- 
lich um  das  Aufeinanderstossen  von  Schiffen  hintanzuhalten,  gehören 
die    Signalisirungs- Vorschriften.     Eine    solche    Vorschrift, 

« 

*  Kundmachung  der  Ceutral-Seebehörde  vom  11.  Mai  1851. 

*  Kundmachung  ddr  Gentral-Seebehörde  vom  27.  August  1854. 
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welche  sich  den  bei  anderen  Seemächten  in  Oeh^ing  stehenden  An- 
ordnungen anschliefist,  wurde  filr  die  österreichische  Kriegs-  und 
Handels -Marine  mit  der  Ministerial- Verordnung  vom  11.  August 
1852  Über  Antrag  der  Central -Seebehörde  und  des  Marine^Ober- 
Gommando''s  erlassen.  Derselben  gemäss  müssen  alle  Dampfschiffe, 
wenn  sie  auf  der  Fahrt  begriffen  sind^  vom  Sonnen-Untergange  bis 
zum  Sonnen- Aufgange  drei  Laternen  angezündet  haben,  nämlich 
eine  mit  natürlichem  lichte  am  Yordermaste,  eine  mit  grünem 
lichte  auf  dar  rechten  und  eine  mit  rothem  lichte  an  der  linken 
Seite.  Die  Laternen  müssen  so  angebracht  sein,  dass  man  das 
natürliche  Licht  auf  5  und  die  gefärbten  Lichter  auf  2  Seemeilen 
weit  wahrnehmen  und  dass  eine  Bewegung  oder  Verwechslung 
derselben  nicht  eintreten  kann.  Wenn  die  Dantpf-  oder  Segelschiffe 
vor  Anker  liegen,  müssen  sie  —  ausser  sie  wären  in  der  Nähe 
des  Dammes  oder  des  Quai^s  befestiget  —  am  Vordermaste  zur 
Nachtzeit  das  natürliche  Licht  aufidehen.  Die  auf  der  Fahrt  be- 
grifienen  S^;elschiffe  hissen,  zur  Nachtzeit  zwei  Laternen  mit  natür- 
]k)hem  Lichte  auf,  eines  höber  am  hinteren  Mäste,  das  andere 
niedriger  am  vorderen  Mäste,  wenn  sie  Schiffe  in  Sicht  haben, 
oder  diesseits  der  Meerenge  von  Gibraltar  überhaupt  wenn  die 
Nacht  sehr  dunkel  ist  Die  Fischerbarken  zünden  eine  Laterne 
mit  gewöhnlichem  Lichte  an,  welches  sichtbar  sein  muss,  wenn 
sich  ihnen  ein  Schiff  nähert  Zur  Zeit  dichter  Nebel,  sei  es  bei 
Tag  oder  Kacht,  geben  die  Segelschiffe,  iouner  nach  einer  Zwischen- 
zeit von  drei  Minuten,  ein  Zeichen  mit  der  Glocke,  welche?  eine 
Minute  währt,  die  Dampfscliiffe  fahren  mit  halber  Kraft  und  geben 
dieses  Zeichen  in  denselben  Intervallen  mit  der  Dampfpfeife.  Nimmt 
man  zur  Kebelzeit  auf  diese  oder  auf  andere  Weise  das  Nahen 
eines  anderen  Schiffes  wahr,  so  wi)rd  der  Lauf  des  eigenen  Schiffes 
ennässigt  oder  gänzlich  unterbrochen,  bis  man  den  einzuschlagen- 
den Lauf  beurtheilen  kann.  Die  Uebertretung  dieser  Vorschriften 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  fünf  und  bezüglich  fünfzig  Gulden 
(bei  Fischerbaiken  von  einem  Gulden)  bestraft.  *  Die  Bestimmung 
dieses  Reglements  in  Bezug  auf  das  Aufziehen  eines  gewöhnlichen 
Lichtes  zur  Nachtzeit,  wenn  die  Schiffe  vor  Anker  liegen,  wurde 
auch  auf  die  fremden  an  der  österreichischen  Küste  ankernden 
Schiffe,  unter  der  gleichen  Strafenandrohung  (von  5  fl.)  dXr  den 
Unterlassungsfall,  ausgedehnt  ^ 

'  Knndmachung  der  Central-Seebehörde  vom  25.  Jan  aar  1853. 
'  Kandmachniig  der  Central-Seebehörde  vom  14.  März  1853. 
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Die  nauti«chen  Schulen  in  Oesterreich  erhielten  mit  der 
kaiserlichen  EntSchliessung  vom  26.  Juli  1852  eine  neue  Einriditung 
und  beziehungsweise  Vermehrung.  Sie  dienen  zur  Unterwdsung 
ftlr  Capitäne  der  weiten  Fahrt  ^  für  die  SchiflsDlhrer  der  grossen 
Ktistenfahrt,  für  die  Second-Gapitftne,  Lieutenants  und  Sehiflck 
Schreiber^  für  die  Schifis^Patrone  der  kleinen  Küstenfahrt,  filr  die 
Bootsmftnner  und  für  die  Schiffbauer.  Der  Unterricht  wird  unent- 
geltlich in  besonderen  Lehr-Cursen  ertheilt,  und  zwar  in  einem 
zweijährigen  Lehr-Curse  für  die  theoretisch-practische  Unterweisung 
der  Capitäne  und  Lieutenants  der  weiten  Eahrt,  in  einem,  halbjäh- 
rigen Lehr-Curse  für  die  practische  Unterweisung  der  Capitäne  der 
weiten  Fahrt  und  der  Schififeitlhrer  der  grossen  Kflsten&hrt,  in  dem 
abendlichen  Unterrichte  für  die  kleinen  Kttstenfahrer  und  die 
Bootsmänner  und  in  dem  Jahres -Curse  für  den  theoretisch- practi- 
sehen  Unterricht  in  der  Schiffbaukunst  Nautische  Hauptschulen, 
welche  alle  diese  vier  Lehr-Curse  haben,  bestehen  in  Triest,  Vene- 
dig, F^ume  und'Ragusa;  Secundär-Schulen ,  welche  dieselben  Lehr- 
Curse  mit  Ausnahme  desjenigen  über  die  Schiffbaukunst  aufzuweisen 
haben,  bestehen  in  Zara,  Spalato  und  Cattaro  (demnächst  auch  in 
^vigno).  Mit  der  nautischen  Schule  zu  Triest'  ist  überdiese  noch 
ein  höherer  nautischer  Lehr-CuTS  filr.  diejenigen  verbunden,  welche 
sich  in  den  nautischen  Wissenschaften  oder  in  der  Schiffbaukunst 
vervollkommnen  öder  dem  Unterrichte  in  der  Nautik  widmen  wollen. 
Die  Leitung  dieser  Schulen  ist  mit  jener  der  an  den  bezüglichen 
Orten  bestehenden  Handels-  oder  Real-Schulen  vereinigt;  die  Schulen 
selbst  aber  sind  getrennt  und  mit  eigenen  Professoren  oder  Lehrern 
für  die  Fächer  der  mathematischen  und  nautischen  Disdplinen,  in 
den  Hauptschulen  auch  fUr  den  Schiffbau  und  die  Manoeuvrir-Kunst, 
versehen.  Die  Unterrichtssprache  ist  die  italienische.  Bei  den 
zweijährigen  und  den  Jahres-Cursen  finden  Semestral-Prüftingen 
Statt;  der  iiiemit  beauftragten  Commission  sitzt  der  nautische  Ober- 
Ihspector  (oder  der  bezügliche  Inspector)  der  Central-Seebehörde  vor, 
welcher  auch  den  nautischen  Unterricht  ini  Einverständnisse  mit  der 
Landes-Schulbehörde  überwacht  In  dem  zweijährigen  Lehr-Curse 
werden  die  Arithmetik,  die  Geometrie  und  Trigonometrie,  die  Steuer- 
mann^unst  (Pilotage)  und  die  eigentliche  sowohl  als  die  nautische 
Astronomie  mit  Vornahme  von  praetischen  Uebungen,  femer  die  Ele- 
mente des  Handels-  und  Seerechtes,  der  Sehiffbaukunst,  endlich  die  Ma- 
noeuvrir-Kunst gelehrt;  der  Religions-Unterricht  fasst  die  praetischen 
Bedürfhisse  des  Seefahrers  in's  Auge.   Zur  Auihalune  in  diesen  Lehr- 
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Curs  sind  keine  anderen  Erfordernisse  vorgezeichnet,  als  das  Alter 
von  14  Jahren,  eine  hinreichende  Kenntniss  der  italienischen  Sprache, 
UHi  dem  Unterrichte  folgen  zu  können  und  die  Bekanntschaft  mit 
den  vier  Rechnungs-Species  in  ganzen  Zahlen.  Die  Schüler  können 
auch  Lehrvorträge  über  andere  Gegensteinde  an  der  Real-Schule 
hören  und,  wenn  der  Seedienst  ihnen  nicht  erlaubt  vier  Semester 
nach  einander  zu  studiren,  ihren  Lehr-Curs  unterbrechen,  um  ihn 
spllter  wieder  fortzusetzen.  In  dem  halbjährigen  Lehr-Curse  werden 
die  Pilotage,  die  nautische  Astronomie'  und  die  Elemente  der  Schiiff- 
baukunst  in  empirischer  Weise  gelehrt,  um  die  Schüler  für  den 
practischen  Schiffsdienst  zu  befähigen.  Die  in  diesen  Lehr*  Curs 
Eintretenden  müssen  jedoch  schon  zwei  Jahre  im  Seedienste  zuge- 
bracht haben/  Der  abendliche  Lehr-Curs  wird  im  Winter-Semester 
wöchentlich  durch  drei  Stunden  ertheilt;  er  bezieht  sich  im  Allge- 
meinen auf  die  Ausrüstung  unfd  practische^ Führung  der  Schiffe,  die 
materielle  Kenntniss  des  Ck)mpasses  und  des  Logs,  auf  die  Gestal- 
tung der  Küsten,  Untiefen  und  Strömungen  im  adriatischen  Meere, 
im  Besonderen  aber  auf  (fie  Kenntniss  der  Küsten  und  der  Einfahrt 
in  die  Häfen  des  Küstenbezirkes,  in  welchem  der  Ort  gelegen  ist. 
Auch  über  das  Ein-  und*  Ausladen,  sowie  über  das  Kalfatern  der 
^hiffe  und  die  hauptsächlichsten  Obliegenheiten  eines  SchiflEs-Patrones 
gegenüber  den  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemtem  erstreckt*  sich  dieser 
Unterricht,  welchem  Jedermann  ohne  Ausnahme  beiwohnen  kann. 
In  dem  Jahres  rCurse  fUr  Schiffbauer  umfasst  der  Unterricht  die 
Mechanik^  die  Manoeuvrir- Kunst  und  die  Schiffbaukunst  mit  .der 
practischen  Unterweisung  auf  dem  Werfte.  .  Der  in  diesen  Jahres- 
Ours  Eintreteude  muss  mindestens  15  Jahre  alt  sein  und  wenigstens 
den  Lehr-Curs  einer  Unter-Real-Schule  mit  gutem  Erfolge  zurück- 
gelegt haben;  auch  müss  er  sich  über  seine  Kenntnisse  in  der 
Algebra,  die  sich  bis  auf  die  Gleichungen  zweiten  Grades  zu  er- 
strecken haben,  durch  eine  Prüfung  ausweisen.  Diejenigen,  wefehe 
die  ersten  zwei  Semester  des  zweijährigen  nautischen  Lehr-Curses 
mit  gutem  Eriblge  zurückgelegt  haben,  werden  ebenfalls  zuge- 
lassen. 

Locale  Verftlgungen  für  die  einzelnen  Häfen  ergingen  (ausser 
den  sogleich  zu  erwähnenden  auf  den  Schiffbau  Bezug  nehmenden 
Anordnungen  in  Triest,  Venedig  und  Zengg)  nachstehende,  deren 
Wirksamkeit  von  grösserer  Bedeutung  ftlr  die  allgemeine  Schiff*- 
fahrt  ist. 

In  Triest   wurde  ein  astronomisch-nautisches  Obser- 
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vatorium  errichtet  und  insbesondere  dadurch  fiir  die  Handeln- 
Marine  nutzbar  gemacht,  dass  bei  demselben  dieBchiffs-Chronometer 
zur  Beobachtung  ihres  Ganges,  worüber  ein  Certificat  ertheüt  wird, 
gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  5  fl.  übernommen  werden.  ' 
Um  jedoch  die  auf  der  Rhode  oder  im  Hafen  von  Triest  befind- 
lichen Seefahrer  in  die  Lage  zu  setzen,  den  Stand  und  Gang  ihrer 
Chronometer  selbst  zu  bestimmen,  wird  auf  der  Terrasse'  des  dor- 
tigen Leuchtthnrmes  die  auf  der  Triester  Sternwarte  beob- 
achtete mittlere  Mittagszeit  täglich  mittelst  eines  Apparates  an- 
gezeigt. Dieser  Apparat  besteht  aus  einer  schwarzen,  4  Fuss  im 
Durchmesser  haltenden  Kugel,  welche  5  Minuten  vor  der  Mittags- 
zeit auf  die  Spitze  einer  verticalen  Stange  aufgezogen  wird,  und 
genau  um  die  Mittagszeit  15  Fuss  tief  herab&llt  Der  Beginn  des 
Falles  bezeichnet  die  mittlere  Mittagszeit  der  Sternwarte,  der  Fall 
dauert  bei  ruhigem  Wetter  y^^  einer  Secunde.  Die  Loslösung  der 
Kugel  von  der  Stange  wird  mittelst  einer  electrisch-magnetischen 
Vorrichtung  von  der  Sternwarte  aus  bewerkstelligt,  und  gewähr- 
leistet daher  die  volle  Genauigkeit. '  Für  den  Hafen  von  Triest 
wurde  ein  Corps  von  Hafenlootsen,  und  zugleich  für  den  Hafen 
und  die  Rhede  von  Triest  eine  besondere  Sicherheitswache  errichtet, 
so  dass  die  ersteren  den  hafen -polizeilichen,  die  Mitglieder  der 
letzteren  den  allgemeinen  Sicherheitsdienst  auf  der  Rhede,  im  Hafen 
und  am  Hafen -Quai  zu  versehen  haben.  Zur  Bed^kung  des  be- 
züglichen Aufwandes  haben  die  einlaufenden  einheimischen  und 
fremden  Schiffe  von  mehr  als  30  Tonnen  eme  Gebühr  zu  entrichten, 
welche  ftir  die  Schiffe  bis  150  Tonnen  1  kr.,  Air  jene  von  151  bis 
300  Tonnen  2  kr.  und  für  jene  über  300  Tonnen  3  kr.  ftlr  die 
Tonne  betrl^  '  Ein  eigenes  Reglement  bestimmt  die  Ordnung 
und  das  Verfahren  bei  der  Postirung  der  Schiffe,  welche  in  dem 
grossen  Canale  ihre  Ladung  löschen  oder  eimiehmen.  ^  Die  in  dem 
Hafen  von  Triest  zusammenströmenden  beschäftigungslosen  Matrosen 
wurden  einer  genauen  Ueberwachung  unterzogen,  und  daitir  eine 
regelnde  Vorschrift  erlassen.  ^  Besondere  Sorgfalt  wurde  den  Hafen- 
bauten gewidmet  Der  Triester  Hafen  ist  weder  gegen  alle  Winde 
geschützt,    noch    bietet  er   hinreichenden   Raum    ftlr   die   sichere 

'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  26.  Mai  1851. 

'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  6.  September  1852. 

^  Minist.  Erlass  vom  9.  März  1850. 

*  Gubernial-Kundmachung  vom  17.  April  1850. 

^  Kundmachung  dee  CenlraMiafenarotea  vom  19.  April  1853. 
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PoBtiruhg  der  zahlreichen  dort  vor  Anker  gehenden  Schiffe;  zu 
dem  Zwecke  einer  bequemen  und  mehr  Sicherheit  gewährenden 
Poetirung  der  Schiffe  wurden  je  drei  Hafendämme  jeder  von  50 
bis  70  Klafter  Länge  erbaut,  und  sehr  bedeutende  Summen  hierftir 
verausgabt,  \vie  auch  die  Baggerung  des  Hafens  kräftig  ge- 
handhabt. 

Bekanntlich  ist  der  Zugang'  zu  dem  äusseren  Hafen  von 
Venedig  (Malamoceo)  sowie  die  Fahrt  in  den  Canälen  der  La- 
gunen sehr  schwierig,  wesshalb  durch  die  Bestellung  von  Piloten 
(piloti  locatieri)  den  ft^mden  Schiffen  diese  Einfahrt  leichter  zu- 
gänglich gemacht  wird ;  diese  etwas  in  Verfall  gerathene  Institution 
erhielt  eine  neue,  den  Zeitverhältnissen  entsprechende  Regelung 
(October  1%4).  Der  grosse  nördliche  Hafendaifnm  nächst  Malamoceo, 
eine  der  colossalsten  Seebauten  der  neueren  2ieit,  vor  mehr  als 
einem  Decennium  begonnen,  wurde  in  der  Zwischenzeit  vollendet, 
und  die  Errichtung  des  südlichen  ihm  gegenüber  liegenden  Dammes, 
welcher  noch  zur  Erzielung  einer  constanten  Wassertiefe  am  Haten- 
eingange  erforderlich  ist,  begonnen.  Inzwischen  werden  alljährlich 
über  Anordnung  der  Central -Seebehörde  Sondirungen  an  jener 
Einfahrt  vorgenommen,  und  das  Ergebniss  derselben  periodisch 
zum  Nutzen  der  Seefahi'er  bekannt. gemacht.  Zur  Austiefung  der 
Lagunen-Canäle,  insbesondere^  des  nach  dem  Arsenale  ftihrenden 
Uaupt*Canales,  war  ein  trefflicher  Dampf-Bagger  in  Thätigkeit. 

Die  Seestadt  Fi ume  .liegt  an  einer  offenen  Rhede,  an  deren 
östlicher  Seite  die  Mündung  des  Recina-FlUsschens  einen  Hafen  ftlr 
Küstenfahrzeuge  bildet  Der  zunehmende  Handel  von  Fiume  machte 
einen  den  Hochseeschiffen  Schutz  gewährenden  Hafen  zum  Bedürfnisse. 
Als  daa  geeignetste  Mittel  zur  Erlangung  eines  solchen  ward 
die  Anlegimg  eines  den  inneren  Thdl  der  Rhede  umschliessenden 
Hafendammes  erkannt,  und  Seine  Majestät  der  Kaiser  bewilligte 
den  Betrag  von  100.000  fl.,  womit  unter  Aufsicht  des  dortigen 
Handelsstandes  jener  Damm  gebaut  und  hierbei  zum  ersten  Male 
im  grösseren  Maasstabe  und  mit  sehr  beftied%endem  Erfolge  die 
Santorin-Erde  zum  hydraulischen  Cemente  verwendet  wurde.  In- 
zwischen war  der  Küstenhafen  der  Reka  (oder  Fiumara)  durch 
wiederholtes  Anschwellen  des  Giessbaches,  welcher  viel  GeröUe 
von  der  oberen  Be^ggegend  zur  Mündung  ftlhrte,  verschlämmt 
worden,  und  Fiume  gerieth  in  Gefahr,  durch  Mangel  an  Unterkunft 
für  die  Schiffe  seinen  Küstenhandel  zum  grossen  Theile  zu  verlieren. 
Dieser  Gefahr  wurde  dadurch  vorgebeugt,  dass  ein  Dampf-Bagger 
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von  Dalmatien  dahin  beordert  und  so  lange  däselM  belassen  ward, 
bis  er  die  Baggerung  dieses  KUstenhafens  bewerkstelligt  hatte; 
gleichzeitig  wurden  die  von  den  Hochwassern  bedeutend  beschä- 
digten Ufer  des  Canales  mit  namhaftem  Kostenaufwande  her- 
gestellt. 

Zur  Beförderung  des  Schiffbaues  wurden  nachstehende 
Maassregeln  getroffen.  FOr  die  verschiedenen  bei  dem  Baue  und 
der  •Ausrüstung  von  Handelsschiffen  beschäftigten  Handwerker 
(Maestranze,  deren  es  in  Triest  zehn  verschiedene  Kategorien  gibt) 
wurde  in  den  Häfen  von  Triest  und  Venedig  ein  mit  Zustimmung 
der  Betheiligten  entworfenes  Reglement  festgesetzt  Zweck  dieses 
Reglements  ist  es^  die  Vereinigung  der  einzelnen  Kategprien  zu 
Gorporationen  zu  fördern^,  durch  ein  bei  dem  Hafenamte  zu  führen- 
des Register,  in  welchem  alle  ^hiffshandwerker  und  deren  Arbeiter 
eingeschrieben  sein  müssen,  die^Evidenz  über  dieselben  zu  erhalten 
und  ihnen  die  Arbeit  zu  sichern,  die  Streitigkeiten  zwischen  den 
Schiffbauern  und  den  Handwerkern,  oder  zwischen  den  Meistern 
und  den  Hilfsarbeitern  der  letzteren,  durch  einen  aus  ihrer  SUtte 
ernannten  Disciplinar-Rath  zu  schlichten,  dte  Arbeitszdt  und  die 
gegenseitigen  Verpflichtungen  festzusetzen,  den  Beweis  für  die 
bisher  mündlich  eingegangenen  Arbeitsverträge  herzustellen,  ohne 
übri^ns  der  vollen  Freiheit  der  Beschäftigung  irgend  einen  Emtrag 
zu  thun,  und  fUr  die  hilfsbedürftigen  Mitglieder  einen  Unterstützungs- 
F<md  zu  gründen,  in  den  auch  alle  Copventionai-Strafen  einzufliessen 
haben.  Zugleich  wurde  ^vertilgt,  dass  der  Capitän  jedes  in  den 
Hafen  dnlaufenden  fremden  Schiffes  ein  Exemplar  dieses  Riegle^ 
ments  sammt  dem  Verzeichnisse  .der  Schiffbauer  und  aller  Werk- 
stätten der  Schiffsliandwerker  erhalte,  um  ihn  für  den  Fall  des 
Bedarfes  mit  denselben  in  unmittelbare  Verbindung  zu  setzen.  * 

Oesterreich  besitzt  treffliches  Schiffbauholz,  xluroh  dessen 
Verwendung  die  österreichischen  Seeschiffe  sehr  dauerhaft  werden 
und  desshalb  sehr  gesucht  sind ;  neuerlich  wurde  jedoch  dasselbe 
nach  dem. Auslande,  wo  das  gute  Schiffbauholz  theilwdse  selten 
zu  werden  beginnt,  in  solcher  Menge  ausgeführt,  dass,  namentlich 
in  Hinsicht  der  Stücke  von  grösseren  Dimensionen  und  des  be- 
rühmten österreichischen  Krumm -Eichenholzes  (von  der  istrischen 
Steineiche  herrührend  und"  Corbetti  genannt),  sich  der  Mangel  fUr 
die  nationalen  Schiffswerften  fühlbar  zu  machen  begann.    Um  der 

• 

•  Reglement  für  Triest  vom  31.Mäizl851 ,  für  Venedig  vom  6.  Aprill854. 
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allzagcoeeen  Ausfuhr  einigermassen  Schranken  zu  setzen,  wurde 
für  das  aus  den  Seehäfen  des  Reiches  (ohne  Unterschied,  ob  sie 
im  Zollgebiete  oder  ausserhalb  desselben  liegen)  in  das  Ausland  zur 
See  verfrachtete  zum  Schiübau  geeignete  Eichenholz  eine  besondere 
Gebühr  ^diritto  di  alboraggio^  festgesetzt  *  Einer  nachträglichen 
Modification^  zufolge  wird  für  je  100  Kubik^Fuss  a)  von  Eichen- 
stämmen,  welche  mindestens  20  Wiener  Kubik-Fuss  enthalten^ 
20  fl.,  b)  vom  krumm -Eichenholz  60  fl.  und  c)  für  alles  übrige 
zum  Schiffbau  geeignete  Eichenholz  10  fl.  entrichtet^  unbeschadet 
des  Ausfuhrzolles,  den  nach  dem  allgemeinen  Zoll -Tarife  das- 
jenige Holz  zu  entrichten  hat,  welches  aus  dem  2jollgebiete  ausge- 
führt wird.  Eine  YollzugsVorschrift  für  die  Behandlung  dieser 
Ausfuhr  wurde  von  der  Gentrat -Seebeh&rde,  welcher  auch  die 
Bestimmung  des  Eintrittes  der.  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
(1.  März  185^)  überlassen  worden  war,  kundgemacht*  Um  den 
Schiffbau  in  Dalmatien,  welches  Land  ein  eigenes  2jollgebiet  bildet, 
zu  fbrdem,  wurde  für  den^  Bezug  der  zum  Baue  oder  zur  Aus- 
rüstung von  Schiffen  bestimmten  Erfordernisse  die  Befreiung  vom 
Einfuhrzolle  bewilligt  ^  Eine  gleiche  Befreiung  vom  Einfuhrzolle 
für  die  Requisiten  zum  Schifi1>aue  wurde  für  Istrien  und  die  quar- 
neriflchen  Liseln  bei  deren  Einbeziehung  in  das,  allgemeine  Zollge- 
biet zugestanden.  ^  Dem  Magistrate  von  Zengg  wurde  gestattet,  von 
den  Schiffen,  welche  auf  dem  von  ihm  errichteten  neuen  Werfte 
gebaut  oder  ausgebessert- werden,  eine  Taxe  zu  erheben,  welche 
bei  den  neuerbauten  30  kr.  für  die  Tonne , .  bei  den  ausgebesserten 
30  kr.  bis  6  fl.  für  jedes  Schiff,  je  nach  seiner  Kategorie  betrat ' 
Bezüglich  der  Flass-  und  Ganal-Sohifffahrt  traten  eben- 
falls mehrfisu^he  und  wichtige  Vorkehrungen  ein.  Ungeachtet  der 
Bestimmungen  der  Wiener  Gongress-Acte  war  die  freie  SchiffV 
fahrt  auf  dem  Po  nie  zur  Ausführung  gelangt,  weil  Modena  an 
der  Strecke  zwischen  Bresoello  und  Gualtieri  die  Territorial-Hoheit 
über  das  ganze  Flussgebiet  bis  zum  linken  österreichischen  Ufer 
ausübte  und  auf  dieser  Strecke  einen  mit  vielen  Belästigungen  ver- 
bundenen Durchgangs-Zoll  erhob.   Die  seit  1816  vielfach  erneuerten 

'  Minist  Erlass  vom  11.  November  1851.. 
'  Minist  Erlass  vom  25.  September  1*653. 
'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  8.  Februar  1852. 
.    *  Kais.  Vcrörd.  vom  23.  Februar  1851. 

*  Circulare  der  küstenländischen  Statthalterei  vom  17.  September  18&3. 

*  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  26.  März  1653. 
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Verhandlungen  hatten  zu  keinem  Ergebnisee  geftlhrt,  bis  es  Oest^er- 
reich  gelang,  durch  den  Vertrag  mit  Modena  vom  3.  Juli  1849  die 
Grönzlinie  an  jener  Strecke  auf  den  Thalweg  des  Flusses  zu  ver- 
legen, und  gleichzeitig  mit  Parma  und  Modena  einen  Vertrag  zur 
Herstellung  der  freien  Po-Schiiffahrt  abzuschliessen  ^  welchem  die 
päpstliche  Regierung  unterm  12.  Februar  1850  beitrat.  Nach  diesem 
Vertrage  wird  die  Schifffahrt  auf  derai  Po  frei  und  jeder  Belastung 
längs  seines  gesammten  Zuges  durch  das  Gebiet  der  contrahirenden 
Staaten  bis  in  das  adriatische  Meer  enthoben ;  ebenso  wird  die 
Schifffahrt  auf  den  Neböiflüssen  unterhalb  der  Einmündung  in  den 
Tessin,  wenn  sie  die  Gränze  zwischen  zweien  der  contrahirenden 
Staaten  bilden,  von  dem  Puncte  aus,  wo  sie  den  Staat  ihres  Ur- 
sprunges verlassen,  bis  zur  Mflndung  frei.  Alle  Durchzugs-GebUhren 
sowie  ZwangsrjBchte  jeder  Art  hören  auf,  mit  Ausnahme  der  Sani- 
täts-  und  Hafen-Gebühren  Rir  die  nach  dem  Meere  zu  verkehrenden 
Schiffe,  der  Durchgangs -Gebühren  bei  den  (Schiff-)  Brücken,  der 
Haft-  und  Dock-Gebühren  und  der  Auslagen  fQr  Ein-  und  Abiaden, 
ftlr  Mäasse  und  Gewichte  und  fUr  Einlagerungen,  welche  jedoch 
in  einem  künftig  nicht  mehr  zu  erhöhenden  Tarife  geregelt  werdei. 
Kein  Schiff  darf  verhalten  werden ,  an  Orten ,  welche  ausser  deiner 
Bestimmung  liegen,  zu  landen,  mit  Ausnahme  der  zur  Einhebung 
der  Schifffahrts- Gebühr  bezeichneten  Orte.  Niemand  darf  ein  aus- 
schliessliches Schifffahrtsrecht  auf  dem  Po  ausüben.  Zur  Ueber- 
wachung  der  Schifffahrt,  zur  Leitung  der  ftir  die  Verbesserung  des 
Flussbettes  und  der  Erhaltung  der  Treppelwege  nöthigen  Arbeiten 
und  zur  Herstellung  der  bezüglichen  Verbindung  zwischen  den  con- 
trahirenden Staaten ,  wird  eine  besondere  Commission  niedergesetzt^ 
zu  der  jeder  Staat  einen  Commissär,  .Oesterreich  überdiess  den 
Präsidenten  ernennt.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Ferrara  und  tritt  jähr- 
lich im  Frühlinge  und  im  Herbste  zusammen,  um  den  Zustand  des 
Flusses  zu  untersuchen ,  die  nöthigen  Arbeiten  festzustellen  und  das 
Operat  den  bezüglichen  Regierungen  zu  unterlegen.  Letzteres  ge- 
schieht nur  bei  ausseroi'denUichen  Werkftkhrungen ,  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises-  bedarf  sie  der  Bewilligung  der  einzelnen  Regie- 
rungen nichts  unter  ihre  besondere  Ueberwachung  sind  auch  alle 
Mühlen  und  Brücken  gestellt  Die  Commission  ernennt  das  erfor- 
derliche Aufsichts-  und  Vollzugs-Personal.  Für  die  Kosten  der 
Commission  und  ihres  Personales,  fbr  die  Erhaltung  der  Trep- 
pelwege und  die  Kosten  der  FIuss- Verbesserungen  wird  durch 
die  Erhebung  einer   Schifffahrts -Taxe  gesorgt,    welche  nach  der 
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Tragftliigkeit  der  beladeoen  Fahrzeuge  (ohne  Rücksicht  auf  die 
Beachnfienheit  der  Ladung)  mit  4  fl.  ftlr  Fahrzeuge  von  mehr  als 
100  Tonnen,  mit  2  fl.  fllr  solche  von  50—100  Tonnen y  mit  1  fl. 
filr  solche  von  20  —  50  Tonnen  und  mit  90  kr.  für  solche  unter 
20  Tonnen  bemessen  wird ;  unbeladene  Fahnseuge  zahlen  die  Hälfte, 
die  Fahrt  zwischen  zwei  Zollämtern  ist  frei.  Die  Taxe  soll  bloss 
zur  Deckung  jener  Kosten  dienen  und  darf  ohne  Zustimmung  aileir 
Regierungen  nicht  erhöht  werden;  Niemand  kann  von  deren  Ent^ 
richtung  befreit  werden.  *  Streitigkeiten  über  die  8ehi£f!ahrt  werden 
von  den  Aufsichts-  und  Zollämtern  und  in  letzter  Instanz  von  der 
Commission  entschieden.  Der  Damp&chifiTahrtS' Gesellschaft  des 
österreichischen  Lloyd  wurde  die  Einrichtung  eines  Dampfschiffs- 
Dienstes  auf  dem  Po  und  dem  Tessin  bis  in  den  Lago  mi^giöre 
unter  gewissen  auf  die  Kriegs-Flottille  Bezug  nehmenden  Bedingungen 
zugestanden, '  der  Transport- Dienst  auf  dem  Lago  maggiore  aber 
einem  k.  k.  Kriegsdampfer  übertragen.  Auf  den  schifibaren  lombar- 
dischen Canälen  Martesana,  Naviglio  grande,  Bereguardo  und 
von  Favia  wurde  unter  Aufhebung  des  bestehenden  Dazio  di  Cal^ia 
eine  nach  der  Trag&higkeit.  der  Wasserfahrzeuge  bemessene,  von 
der  Menge  und  Gattung  der  verladenen  Waaren  unabhängige 
S  ch  i  ff f ah  r t s  -  G  e  b  tt  h  r  emgeführt.  Fahrzeuge  mit  Aerarial-Gütem 
beladen  oder  ftir  den  Personen-Transport  bestimmt,  dann  die  leeren 
Fahrzeuge  sind  von  der  Entrichtung  dieser  Gebühr  befreit ;  B^ün- 
stigungen,  womach  nur  die  Hälfte  oder  das  Vierttheil  derselben  zu 
entrichten  ist,  treten  in  den  von  der  Verordnung  bezeichneten 
Fälkn  ein.  ^  Auf  der  österreichischen  Strecke  der  schiffbaren 
Elbe,  von  Helnik  bis  an  die  sächsische  Gränze,  'wurde  itir  öster- 
reichische Schiffe  und  Flösse  der  Elbe-Zoll  gänzlich  aufgehoben 
und  zwar  anfänglich  mit  Ausnahme  der  angeführten  Brennstoffe,  ^ 
welche  Ausnahme  jedoch  später  ebenfalls  beseitiget  wurde.  *  Die 
erstere  Begünstigung  war  auch  auf  ausländische  Schifte  für  die 
Fahrt  zwischen  der  sächsischen  Gränze  und  Tetschen  ausgedehnt 
worden,  *  später  wurden  jedoch  die  Schiffe  der  übrigen  Elbe-Ufer- 

*  Minist.  £rla8s  vom  30.  Juni  1852.  Von  dieser  Betheiligung  der 
Kriegs-Flottille  ist  es  später  (Allerhöchste  EntschJiessung  vom  5.  Juni  1865) 
wieder  abgekommen. 

'  Hinist  Erlass  vom  4.  Juni  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  11.  Mai  1860. 

*  Minist.  Erlass  vom  16.  Februar  1852. 
^  Minist.  Erlass  vom  20.  Juli  1850. 

V.  Czoernig,  OesU^rroicirs  Neugestaltung.  IG 
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Staaten  hinsiditlich  der  Elbe-ZoUbeAreiung  den  inländischen  gänzlich 
gleicfageatellt '  Bei  der  im  Jahre  1851  stattgefundenen  dritten  und 
im  Jahre  1854  erfolgten  vierten  Eibe-SchifflUirts-Reviaion&OommiBsian 
wurden  mehrere  Ermässigungen  des  Elbe -Zolles  vercänbart«, '  sie 
konnten  jedoch  bei  der  inzwischen  eingetretenen  Aufhebung  des 
Elbe-ZoUes  auf  österreichischem  Gebiete  kme  Anwendung  mehr  fln* 
den.  Niir  insoweit  hatten  sie  noch  eine  Bedeutung,  als  die  in  Folge 
der.  dritten  Revidons-Commission  ittr  die  ausser «österreichisehen 
Elbe-Zölle  eingetretene  Ermässigung  auch  auf  die  M oldau-ZöUe  ihre 
Anwendung  fand;'  aber  auch  die  Moldau -Zölle  auf  der  Strecke 
zwischen  Prag  und  Melnik  sind  seither,  mit  Ausnahme  des  Zolles 
ftir  das  Holz,  ganz  aufgehoben  worden.  *  Die  bei  der  letzten  Re- 
visions-Commission  Yereinbarten  Si^;naliarungs*yorschriften  für  die 
Elbe^SchiffTahrt  oberhalb  Hamburg  stimmen  mit  denjenigen  ttberein, 
welche,  wie  oben  erwähnt,  itlr  die  österreichischen  Seeschiffe  an- 
geordnet würden. 

In  Folge  des  zwischen  Oesterrewh  und  Baiem  unterm  2.  De- 
cember  1851  abgeschlossenen  SchifiTahrts-Vertn^s  werden  auf  der 
Donau  von  der  bairisdi-wttrtembergischen  Gränze  an,  so  wie  auf 
den  schifibaren  Nebenflüssen  dieser  Stromstrecke  sämmüiche  bisher 
bestaiidepen  Wasseizäle  sowie  alle  anderen  unter  was  immer  iför 
Namen  bekannten  Abgaben  ^  womit  die  Schiffiahrt  belastet  war, 
aufgehoben,  mit  Ausnahme  der  Gebtthren  für  gewisse  von  den 
Schiffern  benutzte  öflentlicbe  Anstalten.  Demgemäss  wurden  die 
unter  den  Benennungen :  Wasserzoll,  Zillenrecht,  Zilleuaufschlag, 
Bodenrecht,  Stations-Zoll,  Pferdemauth,  Wasser-Rossmauth  bei  ver- 
schiedenen österreichischen  Aemtern  eingehobenen  SebÜirahrts-Ge- 
bühren  aufgehoben.  Nur  das  Hailgeld  wurde  von  jenen  Fahrzeugen, 
welche  wirklich  sich  an  Haft  legen,  und  die  Fahnen-Aussteckge- 
bühr am  Strudel  nach  depi  bisherigen  Ausmaasse  beibehalten.^ 
In  demselben  Vertrage  mit  Baiem  wurde  stipulirt,  dass  die  Schiff- 
fahrt auf  der  Donau  und  ihren  Nebenflüssen,  von  dem  Puncto, 
wo  die  Schifinbarkeit  beginnt,  durch  das  ganze  Gebiet  der  con- 
trahirenden    Staaten    für    Schiffe    aller   Nationen    frei    sein    soll; 

*  Minist.  Verord.  vom  13.  Juli  1852. 

>  Minist  Erlässe  vom  25.  Februar  1862  und  29.  April  1854. 

>  Mhiist.  Verord.  vom  27.  October  1852. 
'  Minist  Erlass  vom  19.  Mai  1856. 

^  Minist.  Erlass  vom  25.  Juni  1852. 
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doch  ist  die  fimn^aGhiffTahrf.  den  jeweiligeii  Staaten  vorbehalten. 
Alle  ausschliesslichen  Berechtigungen,  SchiIHkhrt  zu  treiben,  und 
die  Begünstigungen  eiiiselcer  SchifTergilden  und  Personen  entölen, 
mil  Beachtung  jedoch  des  berrits  früher  der  österreichiseheD  Dcmini- 
DampfschifiTahrts-Oesellsdiaft  ertheilten  und  noch  nicht  erioschenen 
Privilegiums,  welches  aber  nicht  verlängert  werden  darf.  Oleich- 
fbnnige  Yorschiiften  werden  die  Schififahrt  und  die  Strom -Polizei 
regeln,  alle  Stapel-,  Kiederlägs-,  Umschlags-  und  Vbrkaufe-Rechte 
sind  aufgehoben.  Die  Leinpfade  schien  hergestellt  und  gut  erhalten, 
die  im  Fahrwasser  befmdlieben  Hindemisse  der  SchüHahrt  auf 
Kosten  der  bezüglichen  Regierung  weggeräumt,  die  Anlegung  von 
Landungsplätzen  und  schützenden  Winterhäfen  nach  Bedarf  ge- 
fördert werden.  Eine  Commisdon  von  Sachverständigen  ^11  nieder- 
gesetzt werden^  welche  die  Donau  von  Neu -Ulm  bis  Wien,  dann 
den  Inn  von  Kufstein  und  die  Salz  ach  von  Hallein  bis  zur 
Mündung  beider  Flüsse  befahren,  das,  was  zur  Herstellung  und 
Erhaltung  der  geregelten  Schiffiahrt  zu  geschehen  hat,  erheben, 
und  die  Reihenfolge  der  vorzunehmenden  Arbeiten  bezeichnen  wird. 
Ueber  das  Gutachten  dieser  Oommission  wird  eine  weitere  Ver- 
ständigung der  beiden  Regierungen  erfolgen;  drei  Jahre,  nachdem 
sie  erfolgt  ist,  wird  eine  neuerliche  Befahrang  jener  Flussstreeken 
dtattfinden,  um  die  Wirkung  der  getroffenen  Maaesre^ln  und  die 
etwa,  eingetretenen  neuen  Hindemisse  zu  untersuchen,  und  diese 
Befalirung  von  drei  zu  drei  Jahren  wiederholt  werden.  Sechs 
Monate  nach  jeder  solchen  tritt  in  Wien  eine  Revisions-Goonn^ission 
zusammen,  um  sich  von  der  Beobachtung  des  Vertrages  zu  über- 
zeugen und  Besehwerden  abzustdlen.  Die  würtembergische  Regie- 
rung wird  eingeladen,  diesem  Vertrage  beizutreten,  was  später 
durch  das  Protokoll  vom  5.  Juni  1855  erfolgte.  Oesterreich  über- 
nimmt die  Verpflichtung,  dahin  zu  wirken,  dass  den  Waaren  und 
Schiffen,  welche  von  der  oberen  nicht-österrddiischen  Donau  und 
deren  Nebenflüssen  kommen ,  bei  der  Fahrt  auf  der  unteren  Donau 
jenseits  der  österreichischen  Oränze  und  Us  an's  Meer  dieselben 
Begünstigungen  eingeräumt  werden,  welche  die  österreichischen 
Waaren  und  Schiffe  gemessen.  Durch  einen  weiteren,  ebenfalls 
am  %  December  1851  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  geschlossenen 
Vertrag  ward  festgesetzt,  dass  die  Flüsse,  wekhe  (wie  die  Saale, 
Salzach,  Inn  und  Donau)  die  Gränze  zwischen  beiden  Staaten  bil- 
den, auf  der  Gränzstreeke  in  Beziehung  auf  die  Schiflftthrt  bis  an 
die  beiderseitigen  Ufer  flir  beide  Uferstaaten  gänzKeh  frei  sdn  und 
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eio  vollkommeDes  Gemeingut  bilden  sollen,  demgemöas  die  Sdiifie 
oder  Plösee  auf  diesen  Strecken  nicht  gehindert  noch  angehalten 
werden  können.  Eine  Durchgangs-Abgabe  darf  auf  diesen  Fluss- 
slrecken  nicht  erhoben  werden.  Das  Anlanden  und  Anlegen  der 
Schiffe  an  den  beiderseitigen  Ufern  soll  nur  auf  den  von  den  be- 
s&aglichen  Regierungen  hierzu  bestimmten  Anlandeplätzen  erfolgen. 
Wenn  in  ausserordentlichen  Fällen  dennoch  etwas  Anderes  geschieht, 
ist  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  zur  Wahrung  der  zoll- 
amtlichen und  polizeilichen  Aufsicht  vorgezdchnet  Der  15.  Artikel 
des  Pariser  Friedens  vom  90.  März  1856  hat  endlich  fät  den  ganzen 
JLauf  der  Donau  festgesetzt,  dass  weder  ein  Zoll,  welcher  allein 
auf  die  Tliatsache  der  Beschifiung  des  Flusses  gegründet  wäre, 
noch  irgend  eine  Abgabe  von  den  Waaren,  die  sich  am  Bord  der 
Schiffe  auf  demselben  befinden,  erhoben  werden  darf,  und  der 
freien  SchifiTahrt  kein  Hindemiss  irgend  einer  Art  entgegengesetzt 
werden  soll,  mit  Ausnahme  der  Polizei-  und  Quarantaine- Vor- 
schriften, die  möglichst  günstig  für  die  freie  Bewegung  der  Schiffe 
einzuriditen  sind. 

Die  angeitihrten  Reformen  auf  deip  Felde  der  national-ökono- 
mischen  Gesetzgebung  können  selbstverständlich  ihre  volle  Rück- 
wirining  auf  die  Entwicklung  der  heimischen  Industrie  und  des 
Handels  erst  im  Laufe  der  kommenden  Jahre  äussern.  Nichtsdesto- 
weniger kann  schon  gegenwärtig  ungeachtet  des  kurzen  seither 
verstrichenen  Zeitraumes  der  Aufschwung,  welchen  die  Volks- 
wirthischaft  in  ihren  einzelnen  Zweigen  während  der  letzten  Jahre 
genommen  hat,  ziffermässig  nachgewiesen  werded.  Einige  wenige 
Andeutungen  mögen  zu  diesem  Zwecke  genügen.  Mineral-Kohle 
und  Roheisen  sind  die  beiden  Grundpfeiler  einer  sich  entwickelnden 
Industrie.  Die  Ausbeute  der  Mineral-Kohle,  welche  im  Jahre  1847 
mit  15  Millionen  Centuer  nachgewiesen  wurde,  beträgt  gegenwärtig 
schon  40  bis  50  Millionen  Ceutner;  diese  Ausbeute  steht  aber  noch 
auf  der  ersten  Stufe  der  Eutwicklung,  und  wird,  wenn  in  Folge 
der  Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  die  reichen  Kohlenlager  von 
Fünikirchen  und  Oraviza  in  Ungern  und  dem  Banate,  sowie  jene 
von  Steiermark,  Ober-Oesterreich  und  insbesondere  vom  westlichen 
und  nordöstiichen  Theile  Böhmen's  (im  Pilsner  Kreise,  bei  Busch- 
tiehrad  und  Kladno,  bei  Schatzlar  und  Schwadowitz),  dann  bei 
Jaworzno  nächst  Krakau  in  umfassenderem  Maasse  abgebaut  werden, 
auf  das  Drei-  und  Vierfache  dieses  Betrages  steigen.  Das  gänzlich 
mit  Holzkohlen  erblasene  Roheisen,  wovon  1847  3'/,  Million  Gentner 
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erzeugt  wurden,  Kefert  gegenwärtig  eine  Production  von  mehr  als 
5  Millionen  Gentner;  Kfimthen  allein  steigerte  seine  Erzeugung  von 
500.000  bis  nahe  an  eine  Million  Centner.  Der  Bau  der  Eisenbahnen 
wirkte  unmittelbar  auf  diese  Erhöhung  ein;  denn,  während  1847  in 
der  Monarchie  285.500  Centuer  Schienen  producirt  wurden,  sind  ftir 
das  Jahr  1856  bloss  zur  Verwendung  auf  die  Staats-Eisenbahnen  nahe 
an  eine  Million  Gentner  Schienen  (nebst  100.000  Gentner  an  eisernen 
Nebeubestandtheileu)  bei  inländischen  Werken  bestellt  worden ,  und 
die  grossartigen  Eisenbahn- Anlagen,  welche  gegenwärtig  durch  Privat- 
Untemehmungen  vorbereitet  werden,  müssen  nothwendiger  Weise 
dieser  Industrie  einen  noch  rascheren  Impuls  ertheilen.  Die  Anlage 
der  ersten  Coakes- Hochöfen  zu  Kladno  und  die  Vorbereitung  zur 
Eisenerzeugung  mittelst  der  Anwendung  von  Torf  am  Laibacher 
Moore  sied  als  vielversprechende  Anfänge  einer  weiteren  Ver- 
besserung der  Eisen-Industrie  zu  betrachten,  nachdem  sich  die  Zahl 
der  Eisen -Puddel-  und  Walz- Werke  von  55  auf  72  vermehrt  hat. 
Nicht  so  namhaft,  doch  immerhin  erwähnenswerth ,  ist  seit  1847 
der  Fortschritt  der  Production  bei  Silber  von  118.000  auf  140.000 
Mark,  bei  Blei  von  70.000  auf  93.000  Oentner,  bei  Schwefet  von 
25.000  auf  35.000  Gentner,  bei  Graphit  von  31.000  auf  61.000  Gent- 
ner gewesen.  Die  Production  des  Glases  wurde  in  ihrem  Auf- 
schwünge durch  die  zunehmende  Tlieuerung  des  Holzes  gehemmt; 
um  so  wichtiger  erscheint  der  Fortschritt  durch  die  eingetretene 
Benützung  der  Mineral -Kohle  beim  Glashütten -Betriebe,  welche 
berdts  zu  Kosten,  Dux  und  nächst  Tereschau  in  Böhmen  stattge- 
funden hat  und  bei  allgemeiner  Anwendung  in  diesem  kohlenrei- 
chen Lande  einen  ausserordentlichen  Aufschwung  dieses  Industrie- 
Zweiges  in  Aussicht  stellt.  Flachs -Röstanstalten  mit  Anwendung 
der  Wasserröste  waren  früher  unbekannt;  seither  sind  solche  An- 
stalten zu  UUersdorf,  Schönberg,  Harmsdorf  und  Bärn  in  Mähren, 
zu  Solenau  bei  Budweis  in  Böhmen,  zu  Lambach  in  Ober-Oester- 
reich  und  zu  Teschen  in  Schlesien  entstanden.  Ebenso  haben  sich 
die  mechanischen  Flachsspinnereien  von  21.000  auf  82.000  Spindeln 
erhoben.  Die  Baumwollspinnereien  vermehrten  trotz  der  erleichter- 
ten Einfuhr  des  fremden  Garnes  durch  die  bedeutende  ZoUherab- 
setzung  ihre  Betriebs -Einrichtungen  um  200.000  Spindeln.  Die 
naturwüchsige  ScbafwoU-Industrie  verfeinerte  und  verbesserte  nicht 
nur  ihre  Producte  in  den  grossen  Fabriks- Anlagen  zu  Brunn  und 
Reichenberg,  sondern  sie  erweiterte  auch  ihre  Production  namentUcli 
in  den  Kammgarngeweben,  wie  es  die  Vermehrung  der  Spindeln 
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w  den  Kaiiiniganw|Miuiereieü  von  25.000  auf  40.000  StOek  uod  die 
EänfÜhruDg  der  MaBohiuen-Webfitühle  für  Stofle  aus  Kammgarn  (zum 
Theile  für  gemiBchte  Stoffe  aus  Kamm-  und  Baumwollgarn)  darthun, 
woTOD  in  Reichenbei^  und  Umgebung  im  Jahre  1845  nur  90  Stuhle, 
im  Jahre  1854  aber  900  Stühle  im  Betriebe  standen;  ebenso 
spricht  für  die  Ausdehnung  der  Produetion  die  neue  Absatzquelle, 
welche  sich  die  Reichenberger  Wollstoffe  in  Nord-  und  in  Süd- 
Amerika  (bis  nach  Chili)  zu  eröfihen  wussteo.  Nicht  minder  sicht- 
bar, wenn  auch  schwieriger  in  Ziffern  auszudrückea^  ist  der  Fort- 
schritt in  der  Fabrication  der  Haschinen  und  der  chemischen  Er- 
zei^iiisse,  als  unmittelbare  Folge  der  sich  entwickelnden  Manufactur- 
Industrie.  Für  das  Aufblühen  der  früher  noch  sehr  zurückgebliebenen 
Maschinen-Erzeugung  wirkte  nebstdem  der  steigende  Bedarf  an 
Looomotiven,  Wa^ons  und  anderen  Maschinen  für  die  Eisenbahneo, 
die  in  unglaublicher  Weise  gesti^eiie  Anwendung  von  Maschinen 
fbr  die  Landwirthsdiaft  in  Ungern,  sowie  auch  überhaupt  ftir  die 
agrieoleu  Industrie- Zweige.  Denn  unter  allen  Industrie -Zweigen 
nahmen  die  landwirthschaftlichen  Gewerbe,  iq  unmittelbarer  Folge 
der  ELofUhrung  eines  rationellen  Zoll -Systems,  den  umfassendsten 
Aufschwung,  welcher  für  einen  Staat,  dessen  Grundkraft  in  der 
Boden -Cultur  bestellt,  s^ugleich  der  gedeihlichste  ist  Für  die  Er- 
zeugung von  Mehl  und  Melil-Producten  wurden  grosse,  zugleich 
für  den  Export  arbeitende  Anstalten  gegründet  Die  Baffmirung 
des  Rübsöls  wurde  in  Böhmen  und  Ungern  in  weit  lebhafterer 
Weise  als  früher  betrieben,  *  die  Spiritus-  und  Branutwein-Productiou 
erhielt  durch  die  eingeführte  Erzeugung  von  hochgradigem  Spiritus 
und  sohin  vollkommen  fuselfreiem  Branntwein  nicht  nur  eine 
wesentliche  Verbesserung,  sondern  auch  eine  bedeutende  Vermeh- 
rung ihres  nach  den  südlichen  Provinzen  (wo  der  Wein  durch 
mehrere  Jahre  missrathen  war)  in  grossen  Mengen  abgesetzten 
Erzeugnisses.  Die  Zahl  der  Rübenzucker-Fabriken  vermehrte  sich 
von  94  auf  128  und  die  Menge  der  in  denselben  verarbeiteten 
Rüben  stieg  von  zwei  auf  acht  Millionen  Centner,  wobei  die  Gränze 
ihrer  auf  12  Millionen  Gentner  berechneten  Productions-F|lhigkeit 
noch  lange  uicht  erreicht  ist,  wälirend  andererseits  ihre  Verrich- 
tungen wesentlich  verbessert  und  vervollständigt  wurden. 

'  Die  Erxeugung  von  Keps,  welche  vor  1648  in  Ungern  bis  zu  einer 
Million,  in  Böhmen  bis  auf  200.000  Hetzen  gestiegen  war,  wird  für  das 
Jahr  1855,  welchem  dnigeftlissjahre  vorausgegangen  waren,  auf  3  Millionen 
Motzen  in  Ungern  nnd  eine  halbe  Million  Metzen.  in  Böhmen  veransohlagt. 
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Nicht  geringeren  Fortachritt,  als  die  Indiualrie,  raaehfte  in.  detf^ 
erwähnten  Zeital)8chnitte  der  Handel^  wobei  namentlich  in  Folge 
der  verbesserten  2k>lleinrichtungen  der  Ausfuhr- Handel  nach 
dem  Auslande  sich  emporhob.  Die  Einfuhr  in  das  allgemeine 
österreichische  Zollgebiet  betrug  im  Jahre  1847  128  fifillionen  und 
die  Ausftihr  aus  demselben  112  Millionen  Gulden ;  bis  zum  tFahre 

1853  hatte  sich  die  Einfuhr  auf  197  Millionen  und  die  Ausfuhr  &uf 
217  Millionen  '  Gulden  erhöht.  Die  Sehifffahrt  und  der  See- 
handel der  österreichischen  Häfen  hattß  sich  eines  gleichen  Auf- 
schwunges zu  erfreuen.  In  den  13  wichtigeren  Seehäfen  Oester- 
reich's  liefen  im  Jahre  1847  35.500  Schiffe  mit  1^268.000  Tonnen 
^0,  und  fast  eben  so  viele  aus,  im  Jahre  1853  betrug  die  Zahl 
der  ein-  und  ausgelaufenen  Schiffe  39.000  mit  1,000.000  Tonnen ; 
mittelst  derselben  wurde  im  Jahre  1847  eine  EinlFuhr  von  95  Blil- 
lionen  und  eine  Ausfuhr-  voa  76*/,  Million  Gulden,  im  Jahre  1853 
aber  eine  Einfuhr  von  130  Millionen  und  eine  Ausfuhr  von  91% 
Million  Gulden  vermittelt,  womach  die  Zunahme  des  Gesammtver- 
kehres  an  30  Percent  betrug.  Der  Hafen  von  Triest,  der  wichtigste 
des  Reiches,  hatte  an  dieser  Vermehrung  dnen  hervorragenden 
Anthdl ;  denn  während  im  Jahre  1847  daselbst  9.500  Sch^e  mit 
528.000  Tonnen  eingelaufen  waren,  betrug  die  Zahl  der  ixn  Jahre 

1854  dort  eingelaufenen  Schiffe  13.202  mit  862.000  Tonnen  (im 
Jalire  1853  14.077  Scliiffe  mit  824.000  Tonnen),  die  hiermit  im 
Jahre  1847  bewerkstelligte  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  66  und  56  Mil- 
lionen, jene  des  Jahres  1853  111  und  80  Millionen  Gulden.  Es 
bedarf  nur  der  bis  1857  zu  erwartenden  Verlängerung  der  Eisen- 
bahnverbindung bis  Triest,  um  dem  dortigen  Handel  noch  einen 
weit  grossartigeren  Impuls  zu  ertheilen,  da  er  ein  weites,  in 
seiner  national -ökonomischen  Entwicklung  rasch  vorwärts  schrei- 
tendes Hinterland  zu  versorgen  hat  Ebenso  vermehrte  sich  in  Ve- 
nedig die  SchifiTahrts-Bewegung  von  308.000  Tonnen  im  Jahre  1847 
bis  auf  475.000  Tonnen  im  Jahre  1854. 

§.  10. 

8.   Hilfsanstalten  für  den  Verkehr  (National-Bank,  Escompte- 

Gesellschaft,  Credits-Anstalt  etc.). 

Zu  den  Anstalten,  deren  Zweck  auf  die  Förderung  des 
Verkehres  und  namentlich  auf  die  erleichterte  Beschaffung 

'  Ein  Theil  dieser  erhöhten  Ziffer  ist  indess  der  Anwendung  einer 
richtigeren  Werthschätzung  der  ausgeführten  Waaren  zuzuschreiben. 
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des  hieisu  erfotderlicfaeD  Geldes  gerichtet  ist,  gehören  als 
dauernde  die  k.  k.  privilegirte  österreichische  National- 
Bank,  die  nieder-österreichische  Escompte-Gesell- 
sichaft  und  die  Credits-Anstalt  für  Handel  und  Ge- 
werbe^ welchei^  als  vorübergehende  in  Folge  der  ausser- 
gew(Anlichen  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1848  noch  das 
Wiener  Aushilfs-Gomit^  und  das  Oomit6  für  die 
Unterstützung  mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien 
beizuzählen  sind. 

Das  einflussreichste  Institut  für  den  Verkehr  des  ge* 
sammten  Kaiserstaate^  bildet  die  österreichische  Na- 
tional-Bank,  welche  die  Zweige  einer  Zettel-,  Escompte-, 
Leih-  und  Giro -Bank  in  sich  vereinigt.  Erst  seit  der  im 
Jahre  1816  erfolgten  Gründung  der  National -Bank  erhob 
sich  der  bis  dahin  isolirte  Verkehr  Oesterreich's  zu  seiner 
nachfolgenden  Ausbreitung  und  trat  in  ausgedehnte  Be- 
ziehungen zu  dem  allgemeinen  Verkehre  der  Handelswelt, 
und  insbesondere  Wien  gestaltete  sich  durch  die  Wirksam- 
keit der  National  -  Bank  zu  der  grossen  Handels -Metropole 
des  Reiches.  Diese  Wirksamkeit  erhielt  jedoch  durch  die 
besonderen  Umstände,  welche  auf  ihre  Gründung  und  ihre 
sich  entfaltende  Thätigkeit  Einfluss  nahmen ,  eine  eigenthüm- 
licbe  Richtung.  Sie  wirkte  nämlich  nicht  nur  als  der  Re- 
gulator des  Geldmarktes,  sondern  sie  hatte  auch  die  Be- 
stimmung, der  Staatsverwaltung  in  der  Ordnung  ihres  durch 
die  Völkerkriege  tief  erschütterten  Credits- Wesens  zur  wesent- 
lichsten Stütze  zu  dienen.  Diese  tiefgreifende  Bestimmung, 
wenn  sie  gleich  ihrer  Natur  nach  vorübergehend  sein  sollte, 
sprach  sich  bereits  bei  ihrer  Gründung  aus.  Die  National- 
Bank  hatte  zwar  schon  ursprünglich  den  Charakter  eines 
privilegirten  Privat-Institutes  ;  doch  ging  ihre  Errichtung  von 
der  Regierung  aus,  welche  dabei  zunächst  den  Zweck  im 
Auge  hatte,  durch  Vermittlung  der  National -Bank  das  im 
Werthe  gesunkene  Staats  -  Papiergeld   (die  Einlösungs-   und 


249 


Anticipaüoiis^heiiie  oder  die  sogenannte  Wiener- Wfthrung) 
aus  dem  Umlaufe  zu  ziehen,  und  die  Geld-Cürculation  durch 
die  Schaflfung  eines  neuen  Verkehrs-Mittels  zu  regeln,  welches 
auf  der  Grundlage  eines  Baarfondes  in  edlen  Metallen  jeder- 
zeit in  klingende  Münze  umzusetzen  und  dadurch  den  ver- 
derblicben  Werthschwankungen  entrückt  war.  Jene  Be^ 
Stimmung  zeigte  sich  schon  bei  dei:  Bildung  des  Bank-Capitals, 
da  für  jede  Actie  1.000  fl.  in  Wiener-Währung  und  100  fl. 
in  Silbermünze  eingezahlt  werden  mussten.  Die  einlaufenden 
Summen  des  Papiergeldes  wurden  der  Regierung  übergeben, 
welche  der  Bank  dafür  ^Vjpercentige  Staats-SchuldYcrschrei- 
bungen  (je  100  fl.  für  200  fl.  Wiener-Währung)  einhändigte, 
die  das  Stamm  vermögen  der  National-Bauk  bildeten,  jedoch 
allmählich  von  der  Regierung  getilgt  wurden.  Auch  nach 
Errichtung  der  Bank  ging  die  EinKVsung  des  Wiener-Wäh- 
rung-Papiergeldes  durch  die  National- Bank,  welche  dafür 
Banknoten  herausgab,  fort,  und  obgleich  diese  Einlösung 
im  Jahre  1817  eingestellt  ward,  so  wurde  sie  doch  im 
Jahre  1820  wieder  aufgenommen,  und  bis  zur  Stunde  fort- 
gesetzt, wodurch  das  gesammte  Wiener- Währung-Papiergeld 
bis  auf  einen  geringen  Rest  aus  dem  Umlaufe  gezogen  wurde. 
Die  National  -  Bank  erhielt  hierfür  zum  Theile  4pereentige, 
zum  Theile  unverzinsliche  Staats  -  Schuldverschreibungen, 
welche  mittelst  der  durch  Anlehen  aufgebrachten  Baar- 
sümmen  und  mittelst  einer  jährlichen ,  durch  Hinzuschlagung 
der  Zinsen  der  hierdurch  bedeckten  Schuldverschreibungen 
successiv  sich  vergrössemden  Ratenzahlung  allmählich  getilgt 
werden.  Auf  diese  Weise  entstand  die  erste  noch  nicht  völlig 
getilgte  Schuld  des  Staates  an  die  National -Bank,  welche 
jedoch  mittelst  des  festgehaltenen  Tilgungs  -  Planes  nach 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird. 

Auch  in  mehrfacher  anderer  Weise  unterstützte  die  Na- 
tional-Bank  die  Finanz  -  Operationen  der  Regierung,  theiis 
durch  ihre  Dazwischenkunft  bei  den  Staatsanlehen,  theiis  durch 
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die  Escomptining  von  Central  -  Oaase  -  Anweisungen  ^  weldie 
nach  drei  Monaten  zahlbar  auagestellt  wurden.  Hierdurch 
Mrard  keine  eigaitliche  Schuld  des  Staates  begründet,  da  die 
Titel ,  auf  welche  die  bezüglichen  Vorschüsse  geleistet  wurden, 
in  steten  Wechsel  begrifien  waren.  Im  Beginne  des  Jahres 
1848  beftinden  sich  in  den  Bankcassen  solche  noch  nicht  fäl- 
lige Casse- Anweisungen  für  ungefip*hr  45  Millionen  Gulden. 
Insoweit  die  von  der  National-Bänk  ausgegebenen,  durch 

ihren  Silb^nchatz  fundirten  Banknöten  nicht  durch  die  Ein- 

• 

lösung  des  Staats -Pi^iergeldes  und  die  übrigen  fllr  die  Re* 
gierui^  besorgten  Geschäfte  in  Anspruch  genommen  wurden, 
betrieb  die  National -Bank  damit  das  Escompte-  und  Leih- 
Greschäft;  aber  auch  hierbei  machte  sich  die  oben  erwähnte, 
durch  die  besonderen  Umstände  bedingte  eigenthttmliche 
Richtung  geltend.  Das  damals  herrschende  Prohibitiv- System 
stand  dexn  Aufschwünge  des  inländischen  Gtowerbfleisses  und 
namentlich  der  Anknüpfung  lebhafterer  Handels- Verbindungen 
mit  dem  Auslande  hindernd  entgegen.  Mit  Ausnahme  dniger 
durch  jenes  Verbot- System  privilegirter  Productions- Zweige 
entwickelte  sich  die  einheimische  Industrie  mehr  in  gewerbs- 
mässigen, für  den  nächsten  Bedarf  arbeitenden,  als  in 
Fabriks-Unternehmungen,  deren  Erzeugniss  ftkr  weithin  rei- 
chenden Absatz  in  grösseren  Mengen  berechnet  ist;  hierdurch 
ward  die  Ausbildung  des  Credit -Systems  gehemmt  und  die 
Nachfrage  nach  Capital  beschränkt  Weit  schneller  und  um- 
fassender hatte  sich  der  Eflfecten-Handel  auf  der  Wiener  Börse 
ausgebildet  Die  Schafiimg  der  neuen ,  in  Conventions-Münze 
verzinslichen  Staatsschuld  im  Jahre  1816  sammt  den  nach- 
folgenden Staats -Anlehen,  wozu  sich  die  alte  Staatsschuld 
mit  ihren  verschiedenartigen  Titeln  gesellte,  bot  diesem 
Handel  vielfältige  Nahrung,  welcher  durch  die  Werthpapiere 
der  grossartigen  Privat-Unternehmungen,  der  Dampfschifffahr- 
ten und  Eisenbahnen ,  in  der  neueren  Zeit  noch  mehr  belebt 
wurde.  Die  hierbei  zu  erreichende  Verzinsung,  welche  häufig 
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den  gewöhnlieheo  Zinsfass  ttberstieg,  sowie  der  Beiz  des 
durch  die  Cours-Fluctuationen  rasch  za  erzielenden  Gewinnes 
lockte  die  Capitaie  um  so  mächtiger  an,  als  der  Verkehr 
im  Waaren-  und  Mannfactur- Handel  ihnen  eine  weniger 
günstige  Verwendung  darbot.  Aber  nicht  allein  die  im 
Privat- Besitze  befindlichen  Capitaie  suchten  ihre  Anlage  in 
dem  Effecten  -  Handel ;  durch  Benützung  des  Bank  •  Credites 
fand  eine  künstliche  Capitals-Strömung  zu  dieser  Verwendung 
Statt  Da  die  National-Bank  ihren  Zinsfuss  bei  der  Escomp« 
timng  und  der  Yorschussleistung  auf  Staatspapiere  sehr  bald 
von  dem  ursprünglichen  Satze  von  6  Percent  auf  5  Percent, 
später  selbst  auf  4  Percent  herabsetzte  und ,  nach  einer  zeit- 
weiligen Erhöhung  auf  5  Percent  (in  den  Jahren  1831  bis 
1833),  in  der  Folge  bei  allen  Schwankungen  des  allgemeinen 
Zinsfttsses  auf  diesem  Satze  —  um  nicht  durch  Erhöhung 
desselben  nachtheilig  auf  den  allgemeinen  Zinsfuss  zu  wirken 
—  bebarrte,  so  lag  die  Versuchung  nahe,  sich  um  diesen 
Preis  Geld  zu  schaffen  und  damit  im  Effecten-Handel  höhere 
Zinsen  zu  gewinnen.  Andererseits  führte  der  Mangel  von 
Filial-Escompte- Anstalten  und  das  den  Verhältnissen  ent- 
sprechende Uebergewicht  des  Wiener  Handelsstandes  für 
die  Industriellen  und  Handelsleute  die  Nothwendigkeit  herbei, 
sich  der  Vermittlung  eines  Wiener  Banquiers  zu  bedienen, 
um  ihre  Wechsel  bankfähig  zu  machen  und  bei  der  Bank 
zur  Escompürung  zu  bringen.  Beide  Umstände  zogen  eine 
Ungleichheit  in  der  Benützung  des  Bank-Credites  und  in  der 
(in  einem  Theile  rasch  rotirenden,  in  dem  andern  stockenden) 
Geld-CÜrculation  nach  sich,  welche,  zumal  in  Zeiten  der  Han- 
dels-Krise ,  wo  das  Capital  sich  aus  dem  Verkehre  zurücksog 
und  den  Bedarf  des  Gredites  steigerte,  fühlbar  wurde.  Das 
Verhältniss  zwischen  dem  Bankschatze  und  der  Noten-Circu- 
lation  wurde  zwar  vom  Staate  überwacht,  aber  nicht  zur 
Veröffentlichung  gebracht;  hierdurch  entfiel  die  unter  alten 
Umständen  für  Bank  •  Institute  heilsame  Controle  der  öffent- 
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liehen  Meinung  und  gewann  die  nicht  begründete  Ansieht 
Baum ,  das  (wohlverstandene)  Interesse  der  National-Bank  als 
Actien  -  Gesellschaft  lasse  sich  von  jenem  der  Besitzer  der 
umlaufenden  Banknoten,  d.  i.  der  gesammten  Staatsgesell- 
schalt,  scheiden. 

Als  die  stürmischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  berein- 
brachen,  versetzten  dieselben  die  Finanz- Verwaltung  in  eine 
sehr  bedr&ngte  Lage.  Denn  während  durch  den  Aufstand 
in  Italien  und  die  Lostrennung  von  Ungern  die  Hilfsquellen 
der  Regierung  zum  grossen  Theile  versiegten,  führten  der 
äussere  Krieg  und  die  Bekämpfung  des  AuAruhrs  im  Innern 
einen  ausserordentlichen  Geldaufwand  herbei,  zu  dessen  Be- 
streitung es  der  Regierung  an  Mitteln  gebrach.  Die  Auf- 
nahme eines  Anlehens  waird  durch  die  Ungunst  der  Zeit  auf 
das  Aeusserste  erschwert,  wo  nicht  unmöglich  gemacht,  und 
hätte  jedenfalls  nicht  die  schleunige  Unterstützung  dargeboten, 
welche  der  Staatsschatz  bedurfte.  Sonach  erübrigte  der  R^e- 
rung  nichts  anderes,  als  die  erste  Aushilfe,  vorbehaltlich  nach- 
folgender Ausgleichung,  von  der  National-Bank  anzusprechen. 
Inzwischen  war  auch  letztere  von  den  Drangsalen  der  Zeit 
um  so  härter  betroffen  worden,  da  sie  im  Anfange  der  Be- 
wegung, unter  dem  Einflüsse  der  Rückwirkung  derselben, 
nicht  sogleich  die  beabsichtigte  Einstellung  der  Verwechs- 
lung der  Banknoten  durchführte,  sondern  zu  derselben  erst 
allmählich  schritt,  als  ihr  Münzschatz  zum  grossen  Theile 
geleert  war.  Dessenungeachtet  gewährte  die  National-Bank 
der  Regieiting  die  verlangten  Vorschüsse  im  vollen  Maasse 
und  handelte  damit  ebenso. patriotisch  als  umsichtig.  Denn, 
wenn  es  in  Zeiten  der  Gefahr,  insbesondere  wo  es  sich 
um  die  Erhaltung  des  Staates  und  seines  ungefährdeten 
Bestandes  handelt,  Jedermanns  Pflicht  ist,  das  öffentliche 
Interesse  mit  aller  Kraft  zu  unterstützen,  so  lag  diese  Ver- 
bindlichkeit fUr  die  mit  umfassenden  Privilegien  ausgestat- 
tete National-Bank  noch  näher;  sie  verhütete  aber  zugleich 
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den  vollständigen  Ruin  der  Handels-  und  Oewerbs-Interessen 
von  Oesterreich)  indem  sie  wesentlich  dazu  beitrage  die  Ka- 
tastrophe ferne  zu  halten ,  welche  den  Verfall  jener  Interes- 
sen ,  wie  diess  anderwärts  geschah ,  in  der  nächsten  Zukunft 
herbeigeführt  hätte.  Sie  that  ferner  hierbei  ihr  Möglichstes 
zur  Abwehr  von  Fällen,  in  welchen  die  durch  die  Buspen- 
sion der  Verwechslung  in  ihrem  Credite  erschütterten  Bank- 
noten gänzlicher  Entwerthung  enigegengehen  und  die  noch 
vorhandenen  Münzvorräthe  für  die  National-Bank  verloren 
sein  konnten.  Die  letztere  beschränkte  sich  aber  in  jenem 
kritischen  Zeitpuucte  nicht  darauf,  durch  Unterstützung  der 
R^erung  die  befürchtete  Krise  von  dem  inneren  Verkehre 
ferne  zu  halten ;  sie  Hess  demselben  auch  unmittelbare  H3)fe 
angedeihen,  indem  sie  dem  Handels-  und  Gtewerbe-Btande  in 
den  Kronländem  Vorschüsse  von  ^mehr  als  10  Millionen  Gul- 
den leistete,  das  Aushilfs - Ciomitö  für  den  Wiener  Handels- 
stand mit  4  Millionen  dotirte  und  unter  ihre  Leitung  nahm, 
den  grossen  Industrie-  und  Transports-Üntemehmungen  einen 
namhaften  Credit  und  den  Wiener  Gewerbetreibenden  einen 
unverzinslichen  Vorschuss  bis  zum  Betrage  von  2  Millionen 
Gulden  (unter  Garantie  der  Regierung)  gewährte.  Sobald 
die  Gefahr  beseitiget^  und,  Dank  der  Tapferkeit  des  Heeres, 
Krieg  und  Aufstand  siegreich  beendiget  war,  liess  es  sich 
die  Finanz- Verwaltung  angelegen  sein ,  die  Verbindlichkditen 
gegen  die  Kational-Bank  durch  Auftaahme  von  Anlehen  und 
durch  Zuwendung  ihres  Ergebnisses  an  die  letztere  nach 
Thnnlichkeit  zu  tilgen,  und  durch  Ueberlassung  der  von 
Sardinien  einzuzahlenden  Kri^sentschädigung  sowie  durch 
andere  Zuflüsse  den  Münzschatz  der  National -Bank  zu  ver- 
stärken. Die  Umstände  traten  jedoch  einer  völligen  Abwick- 
lung dieser  Verbindlichkeiten  hemmend  entgegen.  Denn  die 
Folgen  der  vorausgegangenen  Erschütterungen,  die  völlige 
Neugestaltung  der  Verwaltung,  die  Einbeziehung  der  ehe- 
mals  ungrischen   Länder   in    das   allgemeine   Verwaltungs- 
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System^  sowie  auswärtige  Vei*wickluiigeD  und  die  dadurch  her- 
beigefUbrten  Kriegsrttstungen  erforderten  eine  solche  Anstren- 
gung der  finanziellen  Staatskräfte,  däss  die  laufenden  Ein? 
nahmen  in  keiner  Weise  hierfür  genügen  konnten.  Zwar 
wurde  der  Grundsatz  aufgestellt  und  auch  festgehalten ,  dass 
die  National-Bank  mit  einer  weiteren  Leistung  von  Vorschüs- 
sen fbr  die  Staatsrerwaltung  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen 
sei^  wie  auch  ein  Maximal-Beirag  fEü*  die  Ausgabe  von  Bank- 
Noten  festgesetzt;  doch  konnten  die  früher  gegen  dieselbe 
eingegangenen  Schulden  nicht  sämmtlich  sogleich  getilgt 
werden  und  die  Staatsverwaltung  musste  sich  auf  einem  an- 
deren Wege,  durch  die  Ausgabe  von  Staats^Papiergeld  mehr- 
facher Art,  in  den  Besitz  der  augenblicklich  erforderlichen 
Geldmittel  setzen.  Die  Nachtheile  der  Circulation^  dieser 
vielfachen  Werthzeichen  machten  sich  jedoch  so  sehr  fühlbar, 
dass  es  bei  der  Unmöglichkeit,  sie  durch  klingende  Münze 
zu  ersetzen,  für  den  Staats-  und  National -Haushalt  als  ein 
erheblicher  Vortiieil  angesehen  werden  musste,  wenn  diese 
Werthzeichen  durch  Auswechslung  gegen  Banknoten  aus  dem 
Umlaufe  gezogen  wurden,  und  eine  Wiederkehr  derselben 
durch  die  von  Seite  der  Staatsverwaltung  ausgesprochene 
Verzichtleistung  auf  jede  fernere  Ausgabe  von  Staats-Papier- 
geld mit  Zwangs-Cours  nicht  m^r  zu  besorgen  stand.  Die 
National-Bank  legte  sich  hierbei  unbestreitbar  ein  namhaftes 
Opfer  auf,  indem  dadurch  die  Menge  der  umlaufenden  Bank- 
Noten  um  ungefähr  146  Millionen  Gulden  vermehrt  wurde 
and  die  diessfUls  von  der  Regierung  zugestandenen  Rück- 
zahlüngs- Modalitäten  eine  gänzliche  Tilgung  dieser  Schuld 
(welche  durch  eine  Ueberlassung  von  jährlich  10  Millionen 
Gulden  aus  den  in  Silber  eingehobenen  ZoUeinkünflen  erfol- 
gen sollte)  noch  in  die  Feme  rückten.  -Die  verwickelten 
Beziehungen  der  Staatsverwaltung  zu  der  National-Bank 
hatten  behufs  ihrer  Regelung  zu  den  Uebereinkttnflen  vom 
6.  December  1848,  28.  Februar  1852  und  28.  Februar  1854 
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g^hrt^  wobä  die  National  -  Bank  ihr  eifriges  Streben,  der 
EInanzrVerwaltung ,  welche  der  ersteren  durch  die  namhaften 
Zinsenzahlungen  den  reichlichsten  Antheil  ihres  Ertragnisses 
zugewendet  hatte,  jede  thnnliche  Unterstotzung  und  Erleich- 
terung in  der  Abtragung  der  eingegangene  SchuldTerbind* 
lichkeiten  angedeihen  zu  lassen,  thatkräftig  bewährte.  Eine 
wesentliche  Verbesserung  in  diesen  Beziehungen  ward  der 
National  -  Bank  durch  die  grossartige  Finanz -Operation  des 
Natienal-Anlehens  in  Aussicht  gestellt,  da  ein  grosser  Theil 
desselben  zur  RQckzahlung  der  durch  die  Auswechslung  des 
Staats-Papiergeldes  mit  Banknoten  entstandenen  neuen  Schuld 
verwendet  und  hiermit  auf  die  Verbesserung  der  Landes- 
währung gewirkt  werden  sollte.  Ein  dem  Betrage  dieser 
Schuld  entsprechender  Antheil  der  bezüglichen  Subscriptionen 
ward  der  National -Bank  zugewiesen,  so  dass  nach  der  bis 
zum  August  18B8  hierauf  zu  bewerkstelligenden  Einzahlung 
▼on  134^2  Million  Gulden  die  gesammte  Schuld  des  Staates 
an  die  National-Bank  bis  auf  den  Betrag  von  80  Hillionen 
Gulden  getilgt  werden  sollte.  Die  Einzahlungen  auf  das 
National  -  Anlehen  flössen  so  unerwartet  reichlich  ein,  dass 
die  hiermit  zu  tilgende  Schuld  von  134%  Million  Gulden 
schon  zu  Ende  des  Jahres  1855  auf  den  Betrag  von  unge- 
ilLhr  37V2  Million  Gulden  vermindert  war.  Inzwischen  hatte 
die  hereingebrochene  orientalische  Verwicklung  die  Nothwen- 
digkeit  ftkr  Oesterreich  herbeigeführt,  zur  Wahrung  seiner 
Ibchtstellung  und  seiner  bedrohten  Interessen  umfassende 
Kriegsrüstungen  vorzunehmen ,  ein  bedeutendes  Heer  an  der 
Ost-Gränze  des  Reiches  aufzustellen.  Die  Bedeckung  der 
hierdurch  ibr  die  Staatsverwaltung  erwachsenen  ausserordent- 
lichen Auslagen  war  einer  der  wesentlichen  Zwecke,  welche 
durch  das  National-Anlehen  erfüllt  werden  sollten.  Da  jedoch 
die  Einzahlungen  für  dasselbe  auf  fünf  Jahre  vertheilt  wur- 
den und  ein  bedeutender  Theil  derselben  vorweg  der  Na- 
tional-Bank zugewiesen  worden  war ,  so  reichte  der  Ueberrest 
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für  den  durch  jene  Truppen  -  Aufetellung  veranlaast^i  Auf- 
wand nicht  hin,  und  es  mudste  auf  eine  anticipative 
Flüssigmachung  der  später  fällig  werdenden  Raten  des  Na> 
tionaUAnlehens  füi^edacht  werden.  Zu  diesem  Ende  leistete 
die  National -Bank  Interimal- Vorschüsse  von  80  Millionen 
Gulden ,  wozu  später  noch  20  Millionen  Gulden  kamen ,  welche 
durch  Staate  -  Obligationen  statutenmässig  bedeckt  wurden. 
Diese  Vorschüsse  bildeten  keine  eigentiiche  Schuldvermehruug, 
da  sie  in  den  nachfolgenden  Einzahlungen  auf  das  National- 
Anlehen  ihre  bereite  zugewiesene  De^ckung  zu  finden  hatten. 
Nichtsdestoweniger  ward  hierdurch  das  Verhältniss  zwischen 
der  National-Bank  und  der  Finanz- Verwaltung,  dessen  all- 
mähliche Ausgleichung  durch  die  früher  erwähnten  Verein- 
barungen erzielt  werden  sollte ,  neuerdings  verwickelt.  Aber 
alle  Umstände  drängten  zu  der  Noth wendigkeit,  die  Ver- 
pflichtungen der  Finanz- Verwaltung  gegen  die  National-Bank 
in  umfassendster  Weise  und  baldigst  zu  lösen,  letztere 
hierdurch  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  zur  Förderung  des 
inzwischen  mächtig  angewachsenen ,  ihre  Unterstützung  immer 
mehr  in  Anspruch  nehmenden  Verkehres  wiederzugeben  und 
die  Herstellung  einer  allen  Schwankungen  entrückten  Lan- 
deswährung herbeizuführen.  Die  Erreichung  dieser  segens* 
reichen  Zwecke  ist  durch  den  grossartigen  Beschluss  der 
Staateverwaltung  in  nahe  Aussicht  gestellt,  zufolge  dessen 
der  National-Bank  Staate-Domänen  in  einem  den  Betrag  von 
155  Millionen  Gulden  übersteigenden  Schätzungswerthe  zu 
dem  Ende  überwiesen  werden ,  dass  sie  aus  dem  Erträgnisse 
und  successiven  Verkaufe  derselben  die  von  ihr  zuletzt  ge- 
leisteten Vorschüsse  von  100  Millionen  und  nebstbei  die  noch 
nach  den  früheren  Verträgen  erübrigende  Forderung  an  den 
Staat  von  55  Millionen  decke.  Die  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses ist  bereite  im  Werke.  Nach  der  Begldchung  dieser 
Angelegenheit  wird  nur  noch  die  aus  der  Einlösung  des 
Wiener -Währung -Papiergeldes  hervorgegangene  Schuld  des 
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Staates  von  ungeffthr  60  Millionea  Oulden  erübrigen,  welche 
durch  die  yertragsmässig  geleisteten  Tilgungs- Raten  binnen 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird.  Hiermit 
ist  der  Zeitpnnct  sehr  nahe  g^lickt,  in  welchem  die  Natid- 
nal-Bank  unabhängiger  von  der  Staatsverwaltung,  als  dieses 
seit  ihrer  Gründung  der  Fall  war,  wirken  und  ihr  inzwi* 
sehen  verdoppeltes  Capital  der  Förderung  des  neuem 
An&chwunge  entgegengehenden  Verkehres  ungeschmälert  zu 
widmen  in  der  Lage  sein  wird.  Diese  Wirkung  wird  dadurch 
noch  namhaft  erhöht  und  weiteren  Kreisen  zugänglich,  dass 
sie  mit.  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  itnren  übrigen 
Gesdiäftszweigen  noch  eine  Abtheilung  fL\r  den  Hypothekar- 
Credit,  welcher  (nebst  den  bis  zum  Betrage  von  200  Millio- 
nen Oulden  auszugebenden  Pfandbriefen)  ein  Capital  von 
40  Millionen  Gulden  gewidmet  wird ,  beifügt  und  dadurch 
neben  dem  kaufmännischen  auch  den  Real-Credit,  wie  diess 
schon  ursprünglich  bei  ihrer  Gründung  beabsichtiget  worden, 
kräftig  zu  unterstützen  vermag. 

Auch  in  anderer  Hinsidit  hat'  die  Kational-Bank  in  dem 
seit  1848  verflossenen  Zeitabschnitte  mitten  in  politische 
und  finanziellen  Krisen  den  Weg  des  Fortschrittes  einge- 
scUagen  und  ihre  inneren  Einrichtungen  vielfach  vervoll- 
kommnet. Schon  seit  dem  Februar  1848  begann  sie,  den 
Stand  des  Müuzschatzes  und  der  Banknoten-Circulation,  sowie 
ihre  Oescbäftsgebarung  durch  monatliche  Ausweise  zur  •  öf- 
fentlichen Eenntniss  zu  bringen.  Die  nachfolgende  politische 
I2i6chüttening  brachte  für  dieses  KatibnaMnstitut  eine  harte 
Prüfting  mit  sich.  Das  schwindende  Vertrauen ,  der  hierdurch 
veranlasste  Zudrang  zur  Banknoten  -  Auswechslung  gegen 
Silber,  die  desshalb  nothwendig  gewordene  Suspension  der 
Baarzahlung,  und  als  unmittelbare  Folge  davon  dieEntwer- 
thung  der  Banknoten,  —«alle  diese  Umstände  mussten  an 
sich  schon  den  Stand  der  National -Bank  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  gefährden.    Hierzu  kamen  noch ,  durch  die  poUti- 
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8Qb^  Ereignisse   hervorgenifen  und  durch  ^e  naKitlichen 
Sluctoationen  der  Speculution  gefördert,  die  TerderblicheD 
Schwankungen  im  Disagio  der  Babknoton,  welche  auf  den 
gesammten  National- Wohlstand  um  so^ nachtheiliger  wirkten, 
als  der  sinkende  und  häufig  wechselnde  Werth  des  fast  dn- 
sigen oder  doch   rorsttglichsten    umlaufenden  Geldzeichens 
eine    Devaluation  und    Werth^unsicherheit  des   gesammten 
volkswirthschafUicben   Capitals  und   des  Staatseinkommens 
nach  sich  zog.    Mit  rühmlicher  Anstrengung  und  Ausdauer, 
vor  allem  aber  durch  die  ihatkräftige  Beihilfe  der  Staats? 
Verwaltung,  gelang  es  der  National -Bank,  die  Gefahr  der 
Lage  zu  bewältigen  und  nach  der  Wiederkehr  geordneter 
Verhältnisse  die  von   dem  Verkehre  geforderte  Ausbildung 
ihrer  Einrichtungen  und  ihrer  Wirksamkeit  zu  bewerkstel- 
ligen.   Um  den  von  ihr  gewährten  Credit  dem  Verkehre  in 
den  Eronländem  zugänglicher  zu  machen,  wurden  fast  an 
allen  grossen  Handelsplätzen  der  deutschen,  ungrischen  und 
slavischen    Eronländer   Filial-Escompte- Anstalten    errichtet 
und  mit  einer  nach  Umständen  beträchtlich  erhöhten  Dota- 
tion versehen ;  in  Wien  wurden  Domicil- Wechsel  (welche  frü- 
her d^YOn  ausgeschlossen  waren)  zurEscomptirung  zugelassen, 
und  der  geringste  Betrag  eines  bankffthigen  Wechsels  auf 
hundert  Gulden  ermässiget    Insbesondere  zur  Erleichterung 
der  Einzahlungen  auf  das  National -Aulehen  errichtete  die 
National -Bank  Filiai  -  Leihanstalten   (zur  Verpfändung  von 
Staatspapieren)  an  den  Haupt- Verkehrsplätzen  der  oben  ge- 
nannten Eronländer«    Femer  wurde  das  Bank-Capital  durch 
die  Emission  der  noch  vorrättiigen  Actien  verdoppelt  und 
hiermit   auf  die  volle  ursprünglich  beabsichtigte  Höhe  ge* 
bracht,   wodurch   die   bereits   in  Folge  der  Einlösung  der 
Beichsschatzscheine  namhaft  vermehrte  Girculaüon  der  Bank- 
noten gehörig  geregelt  und  dem  Verkehre  eine  umfiassendere 
Unterstützung  gewährt  werden  konnte.    In  dieser  Weise  ge- 
langten fbst  alle  Anträge  zur  Ausführung,   welche  die  in 
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sittrinischer  Zeit  einberufene,  aus  allen  Theileh  des  Reiches 
durch  saohkuodige  Mftnner  des  Handels-  und  Besitzstandes 
beschickte  Oominission  zum  Behufe  der  Rehabilitirung  und 
CoDsoUdirung  der  Bankzustände  gestellt  hatte.  Endlich  er- 
fuhr die  National-Bank  in  der  neuesten  Zeit  eine  folgenreiche 
Erweiterung  ihres  Wirkungskreises  durch  die  bereiis  erwähnte 
Gründung  der  mit  ihr  verbundenen  und  mit  einem  Fönde 
von  40  Millionen  Ghilden  dotirten  Abtheilung  fttr  den  Hypo« 
thekar-Credit. 

Durch  diese  inneren  Verbesserungen  und  Erweiterungen.^ 
sowie  durch  das  nunmehr  vollständig  geordnete  Verhältniss 
zwifißhen  der  National-Bank  und  der  Finanz- Verwaltung  hat 
die.  erstere  eine  feste  Begründung  und  eine  Wichtigkeit  für 
den  Verkehr  von  Oesterreich  erlangt,  wie  sie  noch  in  keiner 
früheren  Periode  vorhanden  war  und  doch  einer  Anstalt  ge? 
ziemt,  welche  den  höchsten  Regulator  des  Verkehres  im  ganzen 
Reiche  bildet.  Zwar  erübriget  noch  Manches  und  Wesent- 
liches für  die  Zukunft;  denn  noch  immer  ist  der  Münzschata 
nicht  in  dem  angemessenen  Verhältnisse  zur  Banknoten-Cür-* 
culation  und  noch  ist  die  Aufhebung  des  Zwangs -CioürseiB, 
sowie  der  Wiederbeginn  der  Baarzahlung  nicht  möglich  ge^ 
worden.  Allein  das  erstere  ist,  ohne  übermässige  Opfer  zu 
bringen,  nicht  alsogleich  ausführbar,  ja  kaum  erwünscht, 
wenn  nicht  die  dadurch  unausweichlich  entstehenden  Cours- 
Schwankungen  neue  Verluste  herbeiführen  sollen;  eine  all* 
mähliche  Vermehrung  wird  aber,  wie  diess  selbst  die  letz- 
ten Monats- Ausweise  darthun,  ernstlich  angestrebt  und  von 
der  Finanz- Verwaltung  wirksam  gefördert. 

Die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  (wenn  letztere  blei- 
bend sein  soll)  herbeizuführen,  hängt  nicht  lediglich  von  der 
National-Bank ,  ja  selbst  nicht  von  der  Finanz -Verwaltung 
ab,  wenngleich  der  Münzschatz  die  gewünschte  Höhe  er^ 
reicht  hätte.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Wiederherstel- 
lung   der    gestörten    national  -  wirthschaftliehen  Verhältnisse 
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nur  allmählich  und  stoflmweise  erfolgen  kann;  bei  der  engen 
Verbindung  der  sämmtlichen  Handeigstaaten  unter  einander 
wirkt  unter  solchen  Umständen  jedes  auswärts  rorfallende 
widrige  Ereigniss  auf  die  Geldverhältnisse  jenes  Staates  ieu- 
rttck,  in  welchem  dieselben  ihrem  normalen  Zustande  ent^ 
rückt  sind.  Nur  ein  geordneter  Zustand  der  isuropäischen 
Verhältnisse  und  die  Wiederkehr  des  allgemeinen  dem  Ver- 
kdure  sich  zuwendenden  Vertrauens  kann  eine  solche  Con- 
solidirung  der  national-wirthschaftlichrai  Zustände  herbeifüh- 
ren, durch  welche  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlnngen 
bedingt  ist.  Hierbei  ist  jedoch  ausdrücklich  hervorzuheben, 
dass  für  die  Wiederherstellung  der  Landeswährung  und  die 
Aufhebung  des  Zwangs-Courses  die  Activirung  der  Banknoten- 
Verwechslung  mit  Silber  nicht  unerlässlich  ist,  indem  durch 
den  Aufschwung  des  inneren  und  auswärtigen  Verkehres  das 
Verhältniss  dieser  in  ihrer  Grculation  lauf  ein  gewisses  dem 
Bedarfe  entsprechendes  Maass  beschränkten  Geldzeichen  zu 
einem  Werthe  sich  feststellen  kann,  welcher  demSilberwerthe 
vollkommen  gleich  kömmt  Die  gegenwärtig  in  Oesterreich 
zur  Erscheinung  kommenden  und  sieh  vorbereitenden  Staats- 
wirthschaftlichen  B.eformen  haben  bereits  in  dieser  Richtung 
zu  wirken  begonnen  und  berechtigen  zu  der  Erwartung,  dass 
diese  Wirkung  eine  vollständige  werde. 

Im  näheren  oder  ferneren  Zusammenhange  mit  der  (öster- 
reichischen National-Bahk  standen  die  für  vorübergehende 
Zwecke  ins  Leben  gerufenen  Anstalten,  das  Wiener  Aus- 
hilfs-Comitö  und  das  Comitö  für  die  Unterstützung 
mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien.  Diese  beiden 
Anstalten  wurden  zur  Zeit  der  politischen  und  Handelskrise 
des  Jahres  1848  errichtet  und  hatten  die  Unterstützung  des 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestandes  für  die  Dauer  der 
durch  diese  Krise  hervorgerufenen  ungünstigen  Verhältnisse 
zur  Aufgabe;  beide  beendigten*  ihre  Wirksamkeit,  als  der 
Zweck  ihrer  Errichtung  erreicht  war.    Das  Aushilfs-Comitö 
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stand  unter  der  unmittelbaren  Leitung  der  Bank  -  Direction 
und   erhielt  von   derselben   seine  Dotation ,   womit  es  den 
Handelsleuten  und   Industriellen  Wien'*s,   welche  credit-be- 
dttrftig  waren  find  sich  den  Credit  nicht  auf  andere  Weise 
zu  verschaffen  vermochten,  letzteren  unter  erleichterten  Be- 
dingungen gewährte.    Das  Comit6  zur  Unterstützung  der  Oe- 
werbsleute  war  aus  patriotischen  Privatmännern  zusammen- 
gesetzt, welche  mit  einer  von  der  National-Bank  vorgeschos« 
senen,  von  der  Elnanz-V^w^altung  bewilligten  Dotation  ins- 
besondere dahin  arbeiteten,  den  kleinen  Gewerbsleuten  durch 
Vorschüsse  oder  Arbeitgebung  Beschäftigung  und  Unterhalt 
zu  gewähren.    Beide  Anstalten  wiri^ten  segensreich  fUr  den 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestand  während  der  Zeit  der 
drückendsten  Koth ,  und  es  muss  anerkenn^id  hervoi^ehoben 
werden,  dass  die  von  den  beiden  genannten  Anstalten  ge- 
währten Unterstützungen  (welchen  eine  Summe  von  mehr  als 
flOnf  Millionen  Gulden  gewidmet  war)  von  den  Unterstützten 
bis  auf  einige   minder  bedeutende   Beträge   seither   insge- 
saount  rückerstattet   worden   sind.     Eine  bleibende  Unter- 
stützung für  den  Handel  zu  gewähren,  hat  sich  die  nieder- 
österreichische  Escompte- Gesellschaft  zum  Ziele 
gesetzt    Wiederholt  hatte  sieh  unter  d^m  Wiener  Handels-  ' 
Stande  das  Bedürfniss  kundgegeben,  Credit  unter  leichteren 
Bedingungen  und  für  geringere  Summen,  als  ihn  dieNatio- 
nal-Bank  statutenmässig  zu  gewähren  vermochte,   zu  erlan- 
gen.   Auch  hatte  sich  bereits  vor  dem  Jahre  1848  der  Wunsch 
vielfach  geltend  gemacht,  die  National-Bank  möge  die  Strenge 
jener  Bedingungen  mildem  und  dadurch  ihren  Credit  all- 
gemiein  zugänglich  machen.     Allein  Erwägungen  der  ern- 
stesten Art  Hessen  es  als  unzulässig  erscheinen,   dass  die 
National- Bank  ihren  Credit  (d.  h.  jenen  ihrer  Noten)  ge- 
flthrde,  indem  sie  von  der  Strenge  der  zur  vollen  Sicherheit 
geforderten  Bedingungen  bei  ihrer  Credit-Gewährung  abliesse 
und  sich  den  Wecbselfällen  des  kleinen  und  des  mindere 
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Oarantie  bietenden  Verkehres  aussetzte.  Diess  niusste  als 
die  Aufgabe  eines  beschränkteren ,  lediglich  diesem  Geschäfte 
sich  zuwendenden  Institutes  betracl)tet  werden ,  welches  keine 
eigenen  Zettel  ausgibt  und  im  Stande  ist,  alich  bei  erleich* 
terter  Credit-Oewährung  sich  yor  ungünstigen  Wechselfällen 
durch  seine  Bewegung  auf  einem  beschränkteren  Gebiete, 
auf  welchem  es  die  Solidität  der  dabei  Betheiligten  bis  zu 
der  untersten  Kategorie  hinab  zu  überwachen  yermag,  sicher 
zu  stellen.  HiemQ,ch  entstand,  von  dem  Finanz  *  Minister 
Freiherrn  v.  Baumgartner  zunächst  in  Anregung  gebracht, 
die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  (auf  Actien), 
welche  ihren  Theilnehmem  Credit  unter  der  Haftung  zweier 
Wechselschuldner  und  auf  die  Dauer  von  vier  bis  sechs  Mo- 
naten gewährt,  sich  aber  dadurch  vor  Verlusten  sichert,  dass 
jeder  ihrer  Credit-Inhaber  für  die  sämmtlichen  Verbindlich; 
kdten  der  übrigen  Credit-Inhaber  gegen  die  G^esellscbaft  bis 
zur  Höhe  seiner  Credits-Betheiligung  haftet.  Ihr  Actien^Fond 
beträgt  ibnf  Millionen  Gulden,  ihre  Wirksamkeit  wird  aber 
dadurch  viel  bedeutender,  dass  die  National-Bank  der  Ge^ 
Seilschaft  einen  den  doppelten  Betrag  ihres  Fondes  errei- 
chenden Credit  zu  dem  bankmässigen  Zin^sse  einräumte. 
Ungeachtet  ihres  kurzen  Bestandes  hat  diese  Gesellschaft 
bereits  eine  sehr  wohlthätige,  kaum  mehr  zu  entbehrende 
Wirkung  auf  den  Handels-  und  Fabriks*Stand  von  Wien  und 
Nieder-Oesterreich  überhaupt  geäussert,  indem  dort,  wo  die 
National-Bank  ihre  Wirksamkeit  einstellte,  die  Esoompte- 
Gtesellschaft  die  ihrige  begann  und  den  beschränkten  Geschäf- 
ten, sowie  den  entstehenden  Unternehmungen,  welche  in 
ihrer  Gesammtheit  die  Grundlage  des  industriellen  Lebens 
in  Oestorreich  bilden,  die  Bahn  zu  einer  gedeihlichen  En(* 
Wicklung  eröffnete. 

Was  die  nieder-österreichische  £scompte*GeseUschaft  für 
den  kleinen  Wechselverkehr  der  Reichshauptstadt  und  des 
bezüglichen  Kronlandes  war,  diess  für  den  Gesammtverkehr 
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des  ganzen  Reiches,  namentlich  für  die  grossartigen  Industrie* 
Unternehmungen,  zu  leisten,  war  die  Aufgabe  einep  solchen 
Dimensionen  entsprechenden  Institutes,  dessen  Gründung  in 
die  neueste  Zeit  fällt  Das  wirthschalUiche  Leben  Oesterreich^s 
hat  in  der  kurzen  Zeit  seiner  freieren  Regsamkeit  seit  dem 
Jahre  1848  einen  früher  ungeahnten  Aufschwung  genommen. 
Die  grossen  Güter  und  die  kleine  Landwirthschaft,  die  Dampf- 
schifflTahrt  und  die  Eisenbahnen,  der  Handel  in  landwirth- 
schaftlichen  Producten,  sowie  der  Verkehr  mit  industriellen 
Erzeugnissen,  —  alle  diese  wirthschaftlichen  Bestrebungen 
nahmen  bedeutende  Summen  in  Anspruch,  wofür  früher 
weder  Begehr  noch  Verwendung  vorhanden  war.  Das  nur 
allmählich  sich  erzeugende  Capital  war  nicht  TorhandeO) 
oder  doch  in  kleine  für  den  grossen  Verkehr  unbenutzbare 
Fractionen  zersplittert,  der  Credit  beschränkt  und  Wenigen 
zugänglich.  Dadurch  entstand  eine  Vertheuerung  des  Geldes, 
welche  die  volle  Benützung  der  sieh  allenthalben  eröffnenden 
Hilfisquellen  hinderte,  auf  die  grossen  Unternehmungen  läh- 
mend einwirkte  und  den  Staats-Credit  durch  die  nothge- 
drungene  Verwerthung  so  vieler  Effiecten  drückte.  Wenn  die 
dem  Handel  ertheilte  freiere  Bewegung  und  die  Entlastung 
des  Grundbesitzes  nachhaltig  und  im  vollen  Umfange  lür 
den  wirthschaftlichen  Aufschwung  des  Reiches  und  für  die 
Erhöhung  der  gesammten  Steuerkraft  wirksam  werden  sollte, 
so  musste,  gleich  der  Hypotheken-Bank  ftkr  den  Real-Besitz, 
^ne  Anstalt  von  grossartigem  Umfange  geschaffen  werden, 
welche,  indem  sie  die  kleinen  Capitale  an  sich  zieht  und 
zu  einer  de»  grössten  Verkehr  befruchtenden  Verwendung 
bringt,  den  gleichen  Dienst  für  die  Industrie  und  d^  da- 
durch genährten  Verkehr  überhaupt  zu  leisten  vermag.  Diess 
erkannte  der  Finanz-Minister  Freiherr  v.  Brück,  und  rief  die 
Credits-Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe  mit  einem 
Fonde  von  60  Millionen  Gulden  in's  Leben ,  an  deren  Spitze 
die  Bankhäuser  Rothschild  und  Lämel  im  Vereine  mit  den 
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Fürsten  Max  v.  Fürstenbei^,  Adolf  v.  Schwarzehberg,  Vincenz 
y.  Auersperg ,  dem  Grafen.  Otto  v.  Chotek  und  dem  Fabri- 
canten  Louis  v.  Haber  kraten.  Die  vor  Kurzem  begonnene 
Wirksamkeit  dieses  Institutes  vermag  in  kaum  zu  berech- 
nender Weise  auf  die  grossen  Unternehmungen  durch  eine 
dem  Umfange  der  Aufgabe  entsprechende  Leitung  woblthfttig 
einzuwirken,  indem  sie  gewinnreiche  Unternehmungen,  wozu 
es  an.  Capital  gebrach^  in's  Leben  ruft,  andere  wohlbestellte 
fieschftfte  durch  ihre  Betheiligung  an  denselben  zu  Credit 
und  Ansehen  erhebt,  die  Industrie- Actien  durch  Vorschuss- 
•leiBtung  auf  dieselben  vor  Entwerthung  sichert,  den  Staats- 
Credit  unterstützt,  und  den  flüssig  gewordenen  Geldumlauf 
auf  dem  gesamniten  Gebiete  der  wirihschaftlichen  Tbätigkeit 
beschleuniget.  Gleichwie  durch  den  Handelsvertrag  und  die 
früher  oder  später  eintretende  Zolleinigung  mit  Deutschland 
das  Handelsgebiet  Oesterreich's  sich  zu  einem  mitteleuropäi- 
schen erweitern  wird,  gewährt  die  Credits- Anstalt  die 
•Aussicht,  dass  sie  den  einheimischen  Credit  mit  dem  aus- 
ländischen innig  verschmelzen,  Oesterreich  dadurch  aus 
seiner  Credit-Isolirung  emporheben ,  und  sein  Credit-Wesen 
za  einem  integrirenden  Gliede  der  grossen  Geldwirthschaft 
dar  Handelswelt  gestalten,  die  fremden  Bes'chäftigung  su- 
chenden Capitaie  zu  den  unermesslichen  noch  unausgebeuteten 
Hilfsquellen  Oesterreich's  hinleiten  und  durch  die  Förderung 
des  Wohlstandes  im  Reiche  allen  daran  Betheiligten  reichen 
Gewinn  zugänglich  machen  werde.  Die  günstige  Aufnahme, 
welche  das  Institut,  sobald  dessen  Errichtung  bekannt  wurde, 
bei  den  heimischen  und  auswärtigen  Capitalisten  fitnd,  be- 
recht^t  zu  der  Erwartung,  dass  die  Ueberzeugung  von 
dessen  Nützlichkeit  und  Rentabilität  allgemein  getheilt  werde, 
und  es  bedarf  nur  der  nachhaltigen  Befestigung  dieser  Ueber- 
zeugung, um  die  Erwartungen  zu  der  Wirklichkeit  des  Er- 
folges umzuwandeln. 

Unter  allen  Yerkehrs-Insüfuten  musste.die  k.  k.  priviiegirt*» 
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National-Bank  von  den  Stürmen  des  Jahres  1848  und  den  nach- 
folgenden Bedifingnissen  am  empfindlichsten  betrofien  werden.  Denn 
während  der  Zudrang  zu  den  Verwechslungs- Gassen  binnen  weni- 
gen Monaten  ihren  Baarfond  nahezu  erschöpfte,  musste  die  Natio- 
nal-Bank  der  Staatsverwaltung  durch  namhafte  Vorschüsse  und  an- 
derweitige finanzielle  Vermittlungen  zu  Hilfe  kommen.  Da  in  dem 
Zeiträume  1848—1855  die  Beziehungen  der  National-Bank 
zu  dem  Staate  die  überwiegend  wichtigen  geworden,  und  auf  die 
Stellung  derselben  gegenüber  dem  Verkehre  bedingend  einwirictai, 
wird  es  dieUebersicht  der  Gesammtverhältnisse  erleichtem,  wenn  die 
ersteren  Beziehungen  zunächst  in  ihrem  Zusanunenhange  nachgewiesen 
werden.  Hierbei  kann,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  auf 
Dasjenige  hingedeutet  werden,  was  über  die  Mitwirkung  der  Na- 
tional-Bank zur  Regelung  der  Finanzen  bei  der  Darstellung  der  Fi- 
nanz-Verwaltung bemeiiLt  wurde. 

Laut  Uebereinkunft  vom  20.  April  1848  übernahm  es  die  Na- 
tional-Bank, ftir  Rechnung  des  Stai^  30  Millionen  Gulden  in  Hy- 
pothekar-Anwebungen,  die  auf  der  k.  k.  Saline  Gmunden  versichert 
sind,  zu  emittiren,*  und  diese  Summen  gegen  4percent]ge  Verzin- 
sung auf  Rechnung  der  Hypothekar -Anweisungen  vorzuschiessen. 
Da  an  solchen  Anweisungen  im  Laufe  des  Jahres  für  8,890,950  fl. 
in  Umlauf  gesetzt  wurden,  betrug  der  Vorschuss  der  National-Bank 
zu  Ende  des  Jahres  noch  21,109.050  fl.,  wozu  filr  verfallene  und 
eingelöste  Anweisungen  und  Coupons  noch  die  Summe  von  1,613.612  fl. 
kam.  Zur  Unterstützung  der  Gewerbetreibenden  in  Wien  wurde 
von  der  Bank-Direction  unterm  9.  October  1848  der  Finanz -Ver- 
waltung ein  Credit  von  2  Millionen  Oulden  gejgen  Staats -Central- 
Casse-Anweisungen  und  Rückzahlung  in  zwei  Jahren  zinsenfrei  er- 
öffnet,' von  welcher  Summe  bis  Ende  December  1848  der  Betrag 
von  900,000  fl.  erhoben  ward.  Femer  sicherte  die  Bank-Direction 
der  Finanz-Verwaltung  die  Escomptirung  von  14  Millionen  Gulden 
in  5peroentigen  k.  k.  Casse- Anweisungen  zu,'  und  erfolgte  diese 
Summe,  wovon,  nachdem  die  National-Bank  an  Anweisungen 
1,905.900  fl.  übernommen,  zu  Ende  des  Jahres  noch  12,094.100«. 
aushaftend  verblieben.    In  Folge  der  Submission  vom  1.  October 

'  Kundmachungen  der  National-Bank  vom  12.  Mal^  14.  Juni  und 
i%  Augast  1848. 

'  Zuschrift  des  Finanz-Ministeriums  vom  30.  September  1848. 

'  Zuschrift  des  Finanz-Ministeriumf^  vom  18.  October  1848. 
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l84d  wurde  der  Finanz- Verwaltung  ein  Credit  von  6  IGIlionen  Gur- 
den^  rückzahlbar  in  einem  Jahre,  unverzinslich  eröfihet,  und  dieae 
Sunune  auch  wirklich  hinausgegeben.  Laut  der  nachfolgenden  Sub- 
miflsion  Tom  9.  December  1848  wurde  der  Finanz-Verwaltung  von 
dex  National-Bank  ein  weiterer  Credit  von  20  Millionen  Gulden,  ge- 
gen Rückzahlung  in  einem  Jahre,  zinsenfrei  eröfinet,  wovon  bis  Ende 
des  Jahres  3,500.000  fl.  wirklich  erhoben  wurden.  Elndlich  hatte 
die  National-Bank  zu  Ende  des  Jahres  noch  aushaftende  Vorschüsse 
an  den  Staat  von  281.859  fl.  für  Rückesoomptirung  von  Speroentigen 
littaats-Central-Casse-Anweisungen  und  von  648.430  fl.  für  5peroentige 
Casse-Anweisungen,  wozu  noch  die  Forderungen  für  Silber-Bezugs- 
Spesen,  PrAgekosten  und  Zinsen  Air  Antksipationen  auf  Hypothekar- 
und  Casse-Anweisungen  im  Oesammtbetrage  von  2,714.079  fl.  kamen. 
Die  Oesammtschuld  des  Staates  an  die  National-Bank,  welche  zu  Ende 
1847  sich  auf  132,452.364  fl.  gestellt  hatte,  war  demnach  Ende  1848 
nach  Abschlag  der  auf  die  iundirte  Sdiuld  ^r  dieBinlösung  des  Wiener- 
Währung-Papiergeldes  geleisteten  Rückzahlung  von  2,020.287  fl.  und 
aussdiliessUch  des  vom  Staate  garantirten  Vorschusses  von  900.000  fl., 
welchen  die  National<-Bank  zur  Unterstützung  der  Grewerbetreib^nden 
geleistet  hatte,  auf  die  Summe  von  178,393.208 fl.  gestiegen.  —  Die 
immer  wachsenden  Anforderungen  an  die  Bankeasse  zur  Verwechs- 
lung der  Banknoten  gegen  Silber  hätten  den  Baarfond  der  Naüonal- 
Bank  gänzlich  erschöpft,  wenn  nicht  gesetzliche  Vorkehrungen  da- 
gegen eingetreten  wären.  Diese  wurden  durch  das  Allerhöchste 
Patent  vom  2.  Juni  1848  getrofi^,  wodurch  die  Einfuhrung  des 
Zwangsumlaufes  für  die  Banknoten,  die  Beschränkung  der  Ver- 
wechslung der  Banknoten  gegen  Münze  auf  den  Maximal-Betrag  von 
25  fl.  und  die  Hinausgabe  von  Banknoten  von  1  und  2  fl.  zur  £r- 
lek^hterung  des  Verkehrs  im  Kleinen  angeordnet  ward ;  *  da  aber  auch 
iiach  otHger  Beschränkung  der  Abfluss  des  Silbers  noch  erheblich 
war,  wurde  späterlün  der  Maximal-Betrag  der  Verwechslung  auf  5  fl. 
herabgesetzt,  und  endlich  die  Verwechslung  gänzlich  eingestellt 

Nachdem  Seine  k.  k.  Majestät  unterm  8.  Januar  1849  da^  Fi- 
nanz-Ministerium zur  Hinausgabe  von  25  Millionen  Gulden  in  3peroen- 
iigen   Casse-Anweisungen  '   unter  Mitwirkung  der  National -Bank 

'  Die  vorläufige  Beschränkung  erfolgte  bereits  darch  die  Kundmachung 
der  Bank-Direction  vom  21.  Mai  1848. 

'  Die  NatJonal-Bank  hatte  der  Regierung  bereits  im  Jahre  1822  gegen 
Empfangnahme  von  Central- Gasse -Anweisungen  den  Gi'edit  für  eine  den 
Betrag  von  6  Millionen  Gulden  erreichende  Summe  eröffnet.,  welche  in  d^r 
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ennftehligt  hatte,  löste  letztere  dieedben  ein,  und  übernahm  deren 
Esoomptirung  bid  zum  obigen  Belaufe.  Dadureh  ward  eine  Erhö- 
hung der  Summe  der  umlaufenden  Banknoten  veranlasst,  da  die 
Casse-AnweiBungen  bald  mehr  als  zur  Hälfte  in  die  Bankcassen  zu- 
rückflössen, lieber  einen  allerunterthftnigBten  Vortmg  des  Finanz- 
Ministeriums  in  Betreff  der  Mittel  zur  Bedeckung  der  Staatserfor- 
demisse  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  erfloss 
das  Allerhöchste  Patent  vom  28.  Juni  1849,  wodurch  der  Zwangs^ 
Cours  der  3percentigen  Gasse -Anweisungen  und  die  Vermehrung 
derselben  auf  50  Millionen  Gulden  angeordnet,  andererseits  aber 
bestimmt  ward«,  dass  die  National -Bank  zur  Deckung  der  Staats- 
Erfoidemisee  mit  einer  weiteren  Vermehrung  der  im  Umlaufe  be- 
findliehen Noten  nicht  mehr  in  Anspruch  zu  nehmen  sei.  Gldch- 
zeitig  wurde  die  National -Bank  der  Verbindlichkeit  enthoben,  die 
vorkommenden  ^  Speroentigen  Oasse-Anweisungen  bear  einzulösen. 
Wenn  sich  nun  auch,  in  Folge  jener  AUerhöchstoi  Anordnung, 
die  Menge  der  umlaufenden  Banknoten  innerhalb  des  vom  Finanz- 
Ministerium  bezeichneten  Maasses  erhielt,  so  konnte  ein  Zurück- 
strömen der  Gasse -Anweisungen  in  die  Bankcassen  in  Folge  des 
Zwangs -Courses  nicht  vermieden  werden;  zu  Ende  1849  befan- 
den sieh  darin  über  16  MiUioneu  Gulden  in  solchen  Anweisungen. 
Um  die  Verhältnisse  der  National-Bank  und  deren  Beziehung^  zu 
der  Staatsverwaltung  zu  verbessern,  wurden  in  dem  alierunterthft« 
nigsten  Vortrage  des  Finanz- Ministers  vom  10.  September  1848 
nachstehende  Maassregeln  als  geeignet  bezeichnet:  1.  die  Eröffiiung 
eix^r  Anleihe;  2»  die  Zuweisung  der  Ergebnisse  derselben  und  der 
sardinischen  Kriegsentschädigung  an  die  National -Bank;  3.  die 
zwischen  der  Staats-  und  Bank- Verwaltung  einverständiich  zu  pfle* 
gende  Rkshtigsteliung  der  Oesammtforderung  der  National-Bank  an 
den  Staat,  die  Festsetzung  der  Verzinsung  dieser  Schuld  und  die 

Folgezeit  nach  dem  Zinal'usse  zwischen  3  und  4  Fercent  iiud  nach  deu 
Beträgen  bis  za  dem  Maximum  von  20  Millionen  Gulden  wechselte.  Im 
Jahre  1835  wurde  dieser  Credit  bis  30  Millionen  erhöht^  später  aber  (1842) 
auf  24  Millionen  Gulden  vermindert.  In  diesem  Jahre  wurden  neue  auch 
dem  Publicum  zugängliche  Central-Casse- Anweisungen  ausgefertigt,  die  in 
ihrem  Umlaufe  von  3  bis  10  Millionen  Gulden  schwankten  und  auch  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehen^  während  die  anderen  bloss  fiU*  die  National- 
Bank  ausgestellten  Oentral-Casse- Anweisungen ,  deren  Summe  sich  im  Be- 
ginne des  Jahres  1848  auf  45  Millionen  Gulden  belief,  durch  die  nach  dem 
Jahre  1849  geschlossenen  Verträge  ihr  Ende  erreichten. 
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Verabrediii^  der  aliinfthlieben  Tilgung  und  Sicherstdlung  derselben  \ 
4.  die  (mit  18.  September  1849  wirksam  gewordene)  Aufhebung 
des  MOnKansfufar- Verbotes  und  6.  die  Berathungen  ^ner  aus  Yer- 
trauensBiännem  der  verschiedenen  Kronlttnder  zusammengesetzten 
Commission  mit  der  Bank  -  Direetion  über  die  Verhältnisse  dieses 
Institutes.»  Das  Staatsanlehen  wurde  zu  4%  Percent  im  Betrage 
von  71  Millionen  Gulden  im  W^e  fiieiwflliger  Einzeichnung  aus- 
geschrieben; die  Bankverwaltung  zdchnete  hierftlr  den  an  der  vol- 
len Summe  nach  geschlossener  Subscription  noch  abgängigen  Be- 
trag von  3%  Millionen  Oulden.  Von  dieser  Anleihe  erhielt  die 
Nationalbank  bis  Ende  des  Jahres  1849  emen  Betrag  vdn  33,563.500fl., 
sowie  von  der  sardinischen  Kriegsentschädigung  6^020.763  fl.  in 
Silber,  als  Rückzahlung  auf  ihre  Forderungen  an  den  Staat  Die 
gegenseitige  Verrechnung  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  der 
National-Bank  führte  zu  dem  Uebereinkommen  vom  6.  December 
1849,  durch  welches  sämmtliche  Forderungen  der  National-Bank  an 
den  Staat  aus  dem  Titel  der  geleisteten  Vorschüsse  —  mit  Aus- 
nahme der  durch  die  Einlösung  des  Wiener-Währung-Papiei^eldes 
entstandenen,  gehörig  iundirten  Schuld  und  der  Vorschüsse  von 
SO  Millionen  Gulden  für  die  Spercentigen  Gasse* Anweisungen  —  zu 
einer  einzigen  verschmolzen  und  ihre  Verzinsung  zu  2  Percent 
festfjesetzt  wurde.  In  Folge  dieses  Vertrages  übernahm  die  Nätio- 
nal-Bank  auch  die  Beischafiungskosten  des  neu  bezogenen  Silber- 
vorrathes,  welche  ursprünglich  von  der  National-Bank  und  der  Fi- 
nanz-Verwaltung gemeinschaftlich  nach  einem  festgesetzten  Maftss- 
stabe  getragen  werden  sollten.  Die  auf  die  angedeutete  Art  ent- 
standene sogenannte  verschmolzene  Forderung  der  National-Bank 
an  den  Staat  machte  96,948.768  fl.  aus,  welche  aber  durch  die  er- 
wähnten Rückzahlungen  aus  dem  neuen  Anlehen  und  der  sardini- 
schen Kriegsentschädigung  zu  Ende  des  Jahres  bis  zu  dem  Betrage 
von  57,364.505  fl.  vermindert  wurde.  Mit  demselben  Vertrage 
wurde  die  regelmässige  stufenweise  Verminderung  der  Staatsschuld 
an  die  Natioual-Bank  stipulirt  Nachdem  an  der  Wiener- Währung- 
Einlösungsschuld  die  ratenweise  Rückzahlung  von  2,586.421  fl.  er- 
folgt, andererseits  aber  an  Zinsen  etc.  eine  schwebende  Forderung 
der  National-Bank  entstanden  war,  bezifferte  sich  die  Gesammtschuld 
des  Staates  an  die  Naüonal-Bank  zu  Ende  1849,  einschliesslich  der 
eseomptirten  50  Millionen  und  der  rückescomptirten  16  Millionen 
Central- Gasse- Anweisungen,  des  Restes  der  zusammengezogenen 
Schuld  und  der  schwebenden  Forderungen,  etwas  über  205  Millionen 
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Gulden.  Im  Jahre  1849  wurde  die  zweite  Aufl^e  der  Bank- 
Noten  zu  ein  und  zwei  Gulden  mit  Genehmigung  det  B^ening 
hinausgegeben. '  Um  die  ungrischen  Noten  zu  einem  und  zwei 
Gulden^  welche  im  Jahre  1848  von  dem  bestandenen  ungrischen 
Finanz -Ministerium  emittirt  worden  waren,  aus  dem  Umlaufe  zu 
ziehen  und  den  Verkehr  von  diesem  nachlheilig  wirkenden  Um- 
laufsmittel zu  befreien,  wurde  die  Einwechslung  dieser  ungrischen 
Noten  gegen  Noten  der.  österreichischen  National -Bank  verfügt, ' 
.  wddie  zur  AusAlhrung  dieser  Maassregel  bereitwilligst  die  Hand  bot 
Im  Jahre  1850  ertiielt  der  Vertrag  vom  6*  Decembar  1849 
seine  volle  Anwendung;  währoid  des  Jahrs  wurde  vom  Staate  der 
National-Bank  aus  den  Einzahlungen  auf  das  4y2peroeni]ge  Anlehen 
die  Summe  von  26,978.430  fl.  und  aus  der  sardinischen  Kri^s-Con- 
tribution  der  Betrag  von  5,979.237  fl.  in  Silber  entrichtet,  wodurch 
die  Rockzahlung  auf  die  verschmolzene  Forderung  die  Summe  v<m 
32,957.667  fl.  erreichte  und  letztere  mit  dem  Reste  von  24,406.838  fl. 
auf  das  folgende  Jahr  überging.  Da  die  Staatsverwaltung  noch 
überdiess  die  vertn^smftssige  Ratenzahlung  an  der  Urschuld  (flir 
die  Pftpieigeld-Einlösung)  mit  2,622.174  fl.  leistete,  und  andemtheils 
die  National-Bank  für  Zinsen  und  andere  schwebende  Posten  eine 
Forderung  von  772.597  fl.  geltend  zu  machen  hatte,  so  belief  eich 
die  Gesammtzifler  der  Staatsschuld  an  die  National-Bank  zu  Ende 
1850  (einschliesslich  der  escomptirten  3percentigen  Central -Casse- 
Anweisnngen  im  Betrage  von  50  Millionen  und  22'/,  Million  zurUck- 
escomptfarter,  dann  der  eingelitoten  Reichsschatzscheine  und  Anwei- 
sungen auf  die  ungrischen  LandeseinkUnAe  von  23'/,  Millicm  Gulden) 
auf  nahezu  196*72  Million  Gulden.  Die  3percentigen  Gasse-Anwei- 
sungen des  Jahres  1849  wurden  in  den  höheren  Betragen  von  100  fl., 
500  fl.  und  1.000  fl.  gegen  die  neu  ausgefertigten  Reichsschatz- 
scheine umgewechselt  Die  bedeutenden  Rückzahlungen  des  Staates 
von  mehr  als  35  MilUonen  Gulden  konnten  jedoch  ihre  volle  Wir- 
kung nfeht  äussern,  da  sich  in  den  Gassen  der  Bank  die  mit  Zwangs- 
Gours  umlaufenden  3percentigen  Gasse- Anweisungen,  Reichsschatz- 
scheine und  ungrischen  Landes -Anweisungen,  welche  Ende  1849 
im  Betrage  von  16,047.348  fl.  daselbst  vorhanden  waren,  bis  Ende 
1850  auf  46,027.095  fl.,  somit  um  30  Millionen  Gulden,  vermehrt 


*  Kundmacbang  der  Bank-Direction  vom  31.  Mai  and  20.  Septem- 
ber 1849. 

»  Finanz-Minist.  ErJass  vom  24.  Februar  1849.  Verordnung  des  Feld- 
marsehaUs  Fürsten  Windischgrütz  vom  12.  Mftra  1849. 
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hatten.  Die  eu  Anfang  deB  Jahree  1850  Busammengetvetene  Com- 
niifiaion  zur  Berathung  über  die  BankverhttUnisse  war  von  der  Di- 
rection  der  National-Bank  beechickt  worden  und  erstattete  ihre  An- 
träge an  das  Finanz^Ministerium ,  ^  welche  jedoch  erst  in  späterer 
Zeit  zu  theilweiser  Ausftlhrung  gelangten. 

Die  Rückzahlungen  der  Staatsverwaltung  nahm^  im  Jahre  1851 
ihren  Fortgang.  Als  Tertiagsmäasige  Tilgungsrate  auf  die  durch  die 
Papiergeld -Einlösung  entstandene  Schuld  wurden  2,727.061  fl.  zu- 
rückgezahlt, von  der  sardinischen  Kriegs-Contribution  12  Millionen. 
Gulden  in  Silber  der  National-Bank  überwiesen,  und  derselben  von 
der  Staats^ntral-Oasse  16,179.485  fl.  baar  entriditet  Die  Rückzah- 
lungen der  Staatsverwaltung  erreichten  demnach  in  diesem  Jahre 
die  Summe  von  90,906.496  fl.,  wodurch  sich  die  Gesammtschuld 
des  Staates  zu  Ende  des  Jahres,  mit  Inbegriff  der  schwebenden 
Forderungen  der  National-Bank  von  2^202.821  fl.,  auf  die  Summe  von 
145,648.755  fl.  stellte,  wovon  auf  die  Papiergeldschuld  72,496.422  fl., 
auf  die  escomptirten  Spercentigen  Staats-Gentral-Casse-Anweisungen 
39y,  Million,  auf  die  zusammengezogene  Forderung  7%  Million  und 
auf  das  in  der  Bankcasse  vorhandene  Staats-Papiergeld  23,849.512  fl; 
entfielen.  Da  ein  bedeutender  Theil  des  letzteren  (21,418.500  fl.)  in  den 
mit  3  Pereent  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  bestand,  woitlr  (un- 
verzinsliche) Banknoten  im  Umlaufe  waren,  so  stellte  die  National-Bank 
die  hierftlr  entfallende  Zinsensumme  von  l,392.589fl.  (nebst  354.995fl., 
welche  in  das  Jahr  1852  fielen)  der  Finanz-Verwaltung  zurVerfllgung. 

Von  Bedeutung  filr  die  Besserung  der  Lage  der  National-Bank 
erschien  das  Allerhöchste  Patent  vom  15.  Mai  1851,  womit  eine 

'  Siehe  den  Bericht  der  Commission  in  der  „Austria"  Nr.  110  vom 
9.  Hai  1850.  Die  Commission  beantragte  folgende  Maassregeln :  1.  lieber- 
nähme  der  1  fl.  und  2  fl.  Banknoten  durch  den  Staat.  2.  Ausgabe  von 
Reiehsschatzscheinen  nicht  unter  100  fl.  mit  Zwangs-Gours  nur  als  Ueber^ 
gangsmaassregeJ.  3.  Eine  Anleihe  von  150  Millionen  Qulden  auf  natio- 
naler Basis.  4.  Hinausgabe  der  49.379  Bank-Actien.  5.  Zurückzahlung 
der  ganzen  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  mit  Ausnahme  der  von  der 
Einlösung  des  Wiener- Währung -Papiergeldes  herrührenden  77  Millionen 
Gulden.  6.  Regelung  des  Banknoten-Umlaufes.  7.  Errichtung  von  Bank- 
Filialen.  8.  Beförderung  von  Hypotheken-Banken  und  Renten-Anstalten. 
9.  Beförderung  von  Geveerbebanken.  10.  Reform  des  Münzwesens  im 
Vereine  mit  den  Staaten  Deutschlaod's.  11.  Zurückziehung  alles  Papier- 
geldes des  Staates,  zuvörderst  der  Münzscheine.  12.  Ausgabe  von  Reidia- 
schatzscheineu  ohne  Zwangs-Ck>ur8.  13.  Aufhebung  des  Zwangs-Courses 
der  Banknoten.     14.  Zurückziehung  aller  Banknoten  unter  10  Gulden. 
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attsammeohfiDgande  Folge  von  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Regel- 
mässigkeit  des  Geldumlaufes  in  nfichste  Auesicht  gestellt  und  an- 
geordnet wurde,  dass  das  Staats-Plapiergeld  nicht  über  eine  bestimmte 
Menge  vermehrt  und  auch  die  National -Bank  zur  Deckung  der 
8taatserfordemisse  nicht  mit  dner  Yennehrung  ihrer  Noten  in  An- 
spruch genommen  werden  soll.  Diesem  Allerhöchsten  Patente  ge- 
mäss folgte  am  1.  September  1851  die  Eröfihung  eines  Spercentigen 
Staataanlehens,  zu  dessen  Ausfllhrung  im  Wege  freiwilliger  ESn- 
zdchnung  die  National -Bank  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  dingst  mitwirkte.  Da  der  Zweck  dieses  Anlehens  auf  die 
Verminderung  des  im  Umlaufe  befindlichen  Staats-Papiergeldes  —  wo- 
von, wie  erwähnt,  ein  bedeutender  Betrag  sich  in  den  Bankcaasen 
betod  —  und  auf  die  Umgestaltung  der  schwebenden  Schuld  in 
eine  fundirte  hinzielte,  so  kam  die  Betheiligung  der  National-Bank 
an  diesem  Anlehen  mit  einer  Summe  von  10  Millionen  Gulden  in 
Anregung,  insofeme  die  Einzeichnungen  auf  das  Anlehen  nicht  den 
vollen  Betrag  bedecken  worden;  doch  unterblieb  sie  in  Folge  des 
sogleich  anzuführenden  Vertrages. 

Während  des  Jaiires  1852  wurde  in  doppelter  Richtung  auf  die 
Regelung  der  Beziehungen  zwischen  der  National -Bank  und  der 
Staatsverwaltung  hingewirkt,  durch  ein  Uebereinkommen  und  durch 
beträchtliche  Rückzahlungen.  Das  Uebereinkommen  vom  23.  Fe- 
bruar 1852>  zielte  auf  die  Vereinfachung  der  Rechnungen  zwischen  der 
Finanz- Verwaltung  und  der  National-Bank,  sowie  auf  die  Anlbahnung 
der  Bedeckung  sämmtlicher  Forderungen  der  Bank  an  den  Staat  ab, 
und  zwar  mittelst  folgender  Bestimmungen :  1.  Die  Betheiligung  der 
National-Bank  an  dem  Staatsanlehen  vom  Jahre  1851,  zu  der  sie 
sich  bis  zur  Summe  von  10  Millionen  Gulden  bereit  erklärt  hatte, 
unterbleibt.  2.  An  der  vertragsmässig  fortschreitenden  Tilgung 
der  aus  der  PapiergekUEinlösUng  entspringenden  Schuld,  welche 
am  27..  Januar  1852  im  Ganzen  72,260.077  fi.  ausmachte,  wird 
nichts  geändert  3.  Die  nachstehenden  Forderungen  der  Bank  sind 
in  einen  einzigen  Posten  zusammenzuziehen,  und  mit  2  Percent  zu 
verzinsen:  a)  die  am  27.  Januar  1852  in  der  Bankcasse  vorrä- 
thig  gewesenen  verzinslichen  Reichssohatzscheine  im  Betrage  von 
24,055,300  fl.,  b)  die  zu  gleicher  Zeit  in  derselben  vorhandenen 
unvemnslkshen  Reichssohatzscheine  und  Anweisungen  auf  die  Lan- 
deseinkünfle  Uugeni's  im  Betrag  von  3,213.407  fl. , '  c)  die  gegen 

'  Beide  letztei*e  Posten  verdtiigt  weisen  den  Gesammtbetrag  des  in 
der  Bankcasse  am  27.  Januar  1852  befindlich  gewesenen  Staats-PapiergeMeB 
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Realhypötiiek  escompltirten  Speroenfcigeii  Centrat-CSaMe- Anweisungen^ 
wdche  durch  die  inzwischen  stattgefundene  Rückzahlung  und  Ah- 
i^ehnung  (von  2%  Million  Ould^  sich  auf  37  Millionen  Oulden 
vennindert  hatten,  d)  der  Restbetrag  der  laut  Vertrag  vom  6.  De- 
cember  1849  zusammengezogenen  zu  2  Peroent  veranslichen  Staate- 
schuld  in  der  Summe  von  7*/,  Million  Gulden.  4.  Das  in  sfimmtii- 
chen  Bankcassen  befindliche  verzinsliche  und  unverzinsliche  Staats- 
Papiergeld  sammt  den  37  MiUionen  Central-Casse- Anweisungen  sind 
der  Finanz -Verwaltung  zurilckzusteUen.  Die  Gesammtsumme  der 
.sonach  neu  umgestalteten  Schuld,  im  Betrage  von  71,768.707  fl., 
wird  auf  71%  Million  abgerundet,  und  der  Rest  baar  ausgeglichen. 

5.  Die  Zinsen  werden  nach  dem  bisherigen  Maasse  bis  31.  Januar 
1852  bezahlt,   und   vom  1.  Februar  an  mit  2  Percent  berechnet 

6.  lieber  die  Oesammtforderung  wird  eine  Schuldversehreibung  von 
der  Finanz- Verwaltung  ausgestellt,  und  auf  die  sogleich  zu  erwäh- 
nende Hypothek  einverleibt;  die  geleisteten  Abschlägszahlungen 
werden  abgeschrieb«:!.*  7.  Die  Sicherstellung  dieser  zusammenge- 
zogenen Forderung  erfolgt  mit  Allerhöchster  Genehmigung  auf  die 
Salinen  von  Gmunden,  Aussee  und  Halleih.  8.  Die  Rückzahlungen 
an  dieser  Gesammtfbrderung  erfolgen,  sobald  und  insoweit  es  die 
Verhältnisse  der  Staats -Fmanzen  gestatten,  zu  welchem  Ende  das 
allgemeine  Staatseinkommen  in  Anspruch  genommen^  wie  auch  bei 
Absofaliessung  künftiger  Staatsanlehen  die  Tilgung  dieser  Forderung 
in  besonderen  Betracht  gezogen  werden  wird.  9.  Die  Rückzahktotg 
des  aus  dem  Geschäfte  der  Speroentigen  Central-Casse- Anweisungen 
entstandenen  Vorschusses  von  1,160.409  fl.  erfolgt  sogleich,  und 
wird  künftig  jeder  solche  durch  Rückescomptirung  entstandene  Vor- 
schuss  unmittelbar  vom  Staate  zurückerstattet  10.  Jene  Beträge, 
welche  die  National-Bank  vorschussweise  auszulegen  haben  wird, 
um  die  Emission  der  Spercentigen  Hypothekar -Anweisungen  auf 
die  limitirte  Maximal -Summe  von  40  Millionen  Gulden  zurückzu- 
führen, sowie  die  durch  weitere  Einlösung  von  Hypothekar -An- 
weisungen entstandenen  Vorschüsse  werden  der  National  -  Bank 
Bereich  zurückersetzt ,  da  sie  diese  beiden  Geschäfte  commis- 
sionsweise  fUr  Rechnuiig  der  Finanz- Verwaltung  besorgt.  11.  Die 
Bank  wird  das  Staats-Papiergeld,  welches  in  Zukunft  bei  ihr  zu- 
rückbleiben könnte,  monatlich  der  Finanz -Verwaltung  Übergeben, 

mit  27,268.707  £1.  nach;  da  zu  Ende  1851  dieser  Stand  mit  23,849.512  fl. 
aasgewiesen  wurde,  so  hatte  sich  derselbe  im  ersten  Monate  des  Jahres 
1852  am  3,419.195  II.  vermehrt. 
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wcfahe  68  gegen  BBoknot^  einweelmelii  wird.  Das  mit  Alter- 
höchster  EntoehlieBBung  vom  3.  September  1852  angeordnete  Staate- 
Anleben  von  80  MilUonen  Gulden  bekräftigte  folgeriebtig  die  zum 
Beaten  der  National -Bank  aaageaprooheDen  Absichten  der  Flnanz- 
Verwaltang;  die  Bank-Direetion  übernahm  und  besoigte  durch  ihre 
Beamten  nigleich  mit  der  Staatscasse  die  Einzeichnung  und  Aus- 
ftihnmg  dieses  Staatsanfehens.  Von  demselben  wurden  15  Mil- 
Konen  Gukkn  au  ZaUungen  an  die  Mational'Bank  bestimmt^  und 
aadere  25  liillionen  Gkdden  zur  Verminderung  des  umlaufenden 
Staats-Papiergeldes  verwendet  Der  Stand  der  Oesamultfordening 
der  National  -  Bank  ^  welcher  zu  Ende  1851  den  Betrag  von 
121,609.243  fl.  und  mit  Hinzurechnung  des  in  der  Bankcasse  be- 
findliehen Staats-Pkipieigekks  im  Belaufe  von  23^i9.512  fl.  den 
Betrag  von  146,548.755  fl.  ausmachte ,  hatte  sich  durch  die  Summe 
von  8,419.195  fl«  an  neu  hinzugekommenem  Staats-Papiergelde  aaf 
148)967.950  fl.  vermehrt  Dagegen  wurden  an  der  zusammenge« 
zogenen  Forderung .  lOy,  MilKon  Guklen  getilgt,  weitere  Rückzah- 
lungen vom  Staate  ftar  4^1.528  fl.  gemacht,  und  die  vertragsmäs- 
sige  Tilgungsrate  für  die  alte  £in)ösungsscbukl  mit  2,836.143  fl. 
entriebtet,  womach  sidi  die  sftmmtKchen  Abzahlungen,  wefehe  der 
Staat  an  die  Nätxmal  -  Bank  im  Jahre  1852  entrichtete,  auf 
181,307.671  fl.  beliefen.  Die  Gesammtschuld  des  Staates  stellte  sk^ 
demnach  za  Ende  1852  auf  (Ue  Summe  von  130,660.279  fl.,  welche 
nur  noch  aus  den  beiden  Posten  der  alten  Einlösungsschuld  mit 
68^660.279  fl.  und  dem  Reste  der  zusammengezogenen  Forderung 
mit  61  Millionen  Gulden  bestand. 

Das  Jahr  1853  brachte  in  dea  gegenseitigen  Beziehungen  keine 
weitere  Aeaderung  hervor,  als  dass  sich  die  Staatsschuld  an  die 
Bank  um  neun  Millionen  Gulden  verminderte.  Denn  wfthrend  in 
diesem  Jahre  die  National-Bank  mit  keiner  Vorschuss-  oder  sonsti- 
gen Geldleistang  von  der  Staatsverwaltung  in  An^ru<^  genom- 
men wurde,  zahlte  letztere  nebst  der  vertragsmilssigen  Rate  von 
2,948.589  fl.  aa  der  alten  EinUtoungsschuM  die  Snmme  von  6  Mii- 
laonen  GuMen  auf  die  zusammengezogene  ForderuAg  «aradt;  zu 
Ende  dieses  Jahres  erübrigte  demnach  noch  eine  Foi^lerung  de?  Na- 
tk>nal-Bank  an  den  Staat  von  121,7ia680  fl.,  wovon  66,710680  fl. 
auf  die  alte  Eintösungssehuld  und  55  Millionen  auf  die  zusamme»* 
gezogene  Forderung  entfielen. 

Entscheidende  Maassregeln  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes 
und   die  Abwicklung    der   Verbindlichkeiten,    wek^he   die   Staats- 

V.  Czoerni{e,  Otwtorroich's  Neugc^taltuiig.     .  18 
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VerwaltUDg  der  Nati<^al-Bltiik  gegenflber  eing^gängmi  war,  biäohte 
das  Jahr  1854.  Die  Schwierigkeiten,  wdche  die  VervieläUtigimg 
des  umlaufende  Credits-Oddes  ftlr  deti  Verkehr  mit  sich  brachte, 
wurden  durch  den  Vertrag  beseitigt,  welchen  die  Finanz-Verwalfung 
mit  der  Kational-Bank  unterm  23.  Februar  1854  abschloss.  *  Dieser 
Vertrag  enthält  nachstehende  Bestimmungen:  Das  gesammte  mi 
Zwangs-Cours  im  Umlaufe  befindliche  Stäats-Papiergeld  wird  an  die 
Nationai-Bank  übertragen  und  von  derselben  in  Banknoten  umge« 
wechselt;  Staats -Papiergeld  mit  Zwangs- Cours  wird  von  nun  an 
nicht  mehr  ausgegeben  werden.  Die  Staatsverwaltung  haftet  der 
National -Bank  für  das  an  sie  übertragene  und  von  ihr  Übemom' 
mene  Staat»*Papiei^eld;  sie  vei^tet  derselben  alle  ihr  dadurch  err 
wachsenden  Auslagen.  Die  Staatsverwaltung  verpflichtet  sich  fer^« 
ner  zur  Entrichtung  einer  jähriichen  Summe  von  wenigstens  sehn 
Millionen  Gulden  bis  zur  vollständigen  Ausgleichung  der  hieraus 
entstandenen  Haftungsschuld.  Zur  Sicherheit  der  Bank  wird  der- 
>selben  die  Anweisung  auf  die  SioUeinkünfte  in  der  Art  gewährt, 
dass  daraus  die  Erfüllung  jener  VerbindUchkeij  bewurkt  wird,  und 
in  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  die  Zölle  in  Metallgeld  ein-^ 
fliessen,  auch  jene  Ratenzahlung  an  die  Bank  in  Metatlmttnze  zu 
geschehen  hat^  Die  Staatsverwaltung  und  die  Bank-Direction  wer- 
den ihre  Bemühungen  gemeinsdiafidioh  darauf  richten,  der  Bank 
die  Mittel  zur  entsprechenden  Vermehrung  ihres  Baarfondes  zn  ver- 
schaffen, um  ihre  Verbindlichkeit  zur  haaren  Verwechslung  der 
hinausgegebenen  Banknoten  sobald  als  thunlich  zu  erftlUen.  Die 
Bank  übernimmt  die  Vermittlung  zur  Hinausgabe  von  Staat»' 
Schuldverschreibungen  mit,  der  Verzinsung  in  Metallmüd^  gegen 
Einlage  von  Banknoten,  insofeme  die  Besitzer  der  letzteren  sie 
in  eine  verzinsliche  Schuld  umzuwechseln  wünschen.  Die  Staats- 
Verwaltung  wird  im  Einverständnisse  mit  der  National -Bank  die 
noch  im  Umlaufe  befindlichen  Eiulösungs-  und  Antidpations-Soheine 
in  einer  zu  bestimmenden  Frist  einberufen,  und  sie  nach  Ablauf 
derselben  ganz  ausser  Umlauf  setzen. 

Die  Ausftlhrung  des  am  3.  März  1854  Allerhöchst  angeordne- 
ten Staats-(iOtto-Anlehens  von  50  Millionen  Gulden  wurde  von  der 
Natk>nal-Bank  wesentlich  gefördert,  indem  ihre  Gassen  einen  ansehn- 
lichea  Theil  der  Subscription  besoi^n  und  die  bis  1.  März  1855 
hinüberreichenden  Bateneinzahlungen  übernahmen.    Da  die  in  Folge 

*  Finanz-Minist.  Erlass  vom  23.  Februar  1854. 
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der  äusseFeii  poMtisehen  Verwioklungen  dringender  gewordenen  &> 
dflrfniBse  der  Finanz- Verwaltung  eine  raschere  Befriedigung  erfor- 
derten, als  die  regelmässig  eingetheilten  Zuflüsse  des  neuen  An- 
lehens  gestatteten,  so  leistete  die  Bank-Direction ,  ohne  Verzinsung, 
Torsehussweise  Zahlungen  auf  Rechnung  der  eingehenden  Anlehens- 
Raten.  Hierdurch  fanden  die  geleisteten  Vorschüsse  im  Belaufe  von 
11  fißllionen  Gulden  schnelle  Tilgung,  so  dass  zii  Ende  des  Jahres 
nur  noch  ein  Betrag  von  525.500  fl.  hiervon  ertibrigte. 

Die  umfassendste  aller  flnanz-Operationen  des  Staates,  das  in 
Folge  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  26.  Juni  1854  eröffnete 
5percentige  in  Silber  verzinsliche  National-Anlehen ,  wofür  die  Ein- 
Zeichnungen  die  Maximal  -  Summe '  von  500  Millionen  Gulden  über- 
stl^en,  war  von  dem  wesentlichsten  Einflüsse  auf  die  National- 
Bank,  indem  unter  den  dadurch  zu  erreichenden  Zwecken  die  Wie- 
derherstellung der  Landeswährung  und  die  Ordnung  des  Geldwe- 
sens hervorgehoben  und  demgemäss  der  National -Bank  ein  sehr 
bedeutender  llieil  des  Ergebnisses  zur  Tilgung  ihrer  Forderungen 
an  den  Staat  zugewiesen  wurde.  Die  National  -  Bank  Hess  auch 
hierbei  ihre  Mitwirkung  eintreten,  indem  sie  alle  ihre  Gassen  be- 
hufs* der  EInzeichnung  und  Einzahlung  auf  das  National-Anlehen 
zur  Verfttgung  stellte  *  und  selbst  fllr  die  Förderung  desselben  neue 
Gassen  errichtete.  Pflr  die  leichtere  Abwicklung  der  bezOglichen 
Operationen  wurde  nämlich  mit  Allerhöchstem  Handschreiben  vom 
5.  Juli  1854  die  Anordnung  getroffen,  dass  in  den  Kronländern 
statutenmässige  Vorschtisse  auf  österreichische  Staatspapiere  und 
Grundentiastungs  -  Schuldverschreibungen  gewährt  werden  sollten. 
Zu  diesem  Behufe  wurden  dort,  wo  ^ich  bereits  Filial  -  Escompte- 
Anatalten  der  National-Bank  befanden,  und  nebstbei  auch  an  an- 
deren Orten,  in  Allem  17  Bank-Filial-Vorschusscassen  *  errichtet  und 
in  Thätigkeit  gesetzt.  Schon  mit  dem  Erlasse  der  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen  vom  5.  Juli  1854  bezüglich  der  Modalitä- 
ten, welche  bei  dem  National-Anlehen  zu  beobachten  sind,  wurde 
(im  §.  21  des  Erlasses)  angeordnet,  dass  der  National-Bank  aus 
den  Erträgnissen  des  National -Anlehens  eine  Summe  Itberwiesen 

'  Auch  die  fälligen  Coupons  dieses  Anlehens  werden  bei  der  Baukcasse 
eingelöst.    Kandmachung  der  National-Bank  vom  15.  Juni  1855. 

^  Diese  Bank-Filial-Vorschusscassen  bestehen  in  Linz,  Salzburg,  Gratz, 
Trieet,  Innsbruck,  Prag,  Brunn,  Olmütz,  Troppau,  Krakau,  Lemberg, 
Pest,  Kadchau,  Temeavilr,  Agram,  Hermannstadt  und  Kronstiidt. 
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werde»  solle)  welche  hiDreicht)  um  iu  VeiMndang  mit  den  bei- 
Iftufig  3'/«  Million  Gulden  jähriich  betragenden  normativen  Tllgan- 
geü  an  der  alten  Einlöeungseehuld  und  den  Zahlungen  von  10  Mil- 
lionen Gulden  jährlich  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  laut  Ueberein- 
kommens  vom  23.  Februar  1854  die  geeammte  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  innerhalb  der  Einzahlungs- Periode  auf  das  Anlehen 
bis  zu  dem  Betrage  von  80  MUlionen  Gulden  %n  vermindern.  Diese 
Bestimmungen  erhielten  ihre  Durchfllhrung  mittelst  des  Finanz -Mi- 
nisterial-- Erlasses  vom  31.  August  1854.  Die  Gesammtfordemngen 
der  National-Bank  beliefen  sich  im  Jahre  1854  auf  268  MiUioneii 
GuMen  (nämlich  ungeföhr  67  Millionen  für  die  Papiergeld  -  Ein- 
lösungsschuld,  55  Millionen  für  die  zusammengezogene  Forderung, 
im  Ganzen  zu  Ende  1853  ungefllhr  122  Millionen  Gulden  ausma- 
chend, wozu  für  die  Einlösung  des  Staats-Papiergeldes  noch  unge- 
föhr 146  Millionen  kamen).  Hiervon  sollten  80  Millionen  als  Schuld 
verbleiben,  und  der  Rest  von  188  tfUionen  bis  zum  24.  August 
1858  getilgt  sein.  Diese  Tilgung  sollte  (während  dieser  4  Jahre) 
stattfinden  mit  13,629.334  fl.  dnreh  die  Tilgungsraten  der  alten  Ein- 
lösüngsschuld,  mit  40  Millionen  zu  Folge  des  Uebereinkommens 
vom  23.  Februar  1854  aus  deü  Erträghissen  der  Zölle,  und  mit 
1347,  Million  aus  den  Erträgnissen  des  National-Anlehens.  Zu  letz- 
terem Behufe  wurden  der  National -Bank  tiberwiesen:  die  Erträg- 
niisse  aller  Subspriptionen  bei  der  National -Bank  in  Wien  und  bei 
ihren  Filialen  in  den  Xronländem,  in  der  runden  Summe  von  52 
Millionen  Gulden,  und  die  Erträgnisse  der  Subscriptionen  bei 
allen  Staatscassen  in  Gestenreich  ob  der  Enns  (16'/,  MiUion),  Btii- 
men  (53  Millionen),  Mähren  (29 Mi]lk)nen),  und  in  dem  Pest-Diner 
Verwaltungsgebiete  Ungem^s  (22  Millionen),  zusammen  mit  130% 
MiUion,  sonach  einschliesslich  der  Subscriptionen  bei  derNatbnal-Bank 
mit  1727,  Million.  Nach  Abzug  der  in  den  oben  genannten  Kron- 
ländem  durch  die  Staatsbeamten,  welchen  hieritir  besondere  Be- 
günstigungen zugestanden  wurden,  eingezeichneten  Summe  von  4y, 
Million  erübrigte  ein  Subscriptionsbetrag  von  168  Millionen  Gulden, 
auf  welchen  bis  zum  24.  August  1858  mindestens  85  Peroente  des 
Emissions-Preises,  somit  142,801.000  fl.,  einzufliessen  haben.  Sobald 
aus  diesen  Einzahlungen  der  Betrag  von  134  */,  Million  begüehen 
ist,  wird  der  Ueberschuss  derselben  von  der  Bank  an  die  Finanz- 
Verwaltung  abgeführt  Andemüieils  aber  wird  die  National-Bank 
aufgefordert,  an  einem  einverständlich  mit  dem  Finanz^Ministerium 
zu  bestimmenden  m()glichst  nahen  Termin  innerhalb  des  Zeitraumes 


277 


d&t  erwähnten  Rückzahlungen  die  Einlösung  ihrer  Noten  mit  Me- 
tallmOnze  wieder  aufeunehmen.  Die  der  National-Bank  zugewie- 
senen Einzahlungen  gingen  in  der  Tbat  so  rasch  von  statten,  dass 
sie  zu  Ende  des  Jahres  1855  bereits  die  Höhe  von  100  Millionen 
Gulden  erreicht  hatten. 

Die  Oesammtschukl  des  Staates  »n  die  National-Bank,  welche, 
wie  erwähnt,  zu  Ende  des  Jahres  1863  121,710.690  fl.  betragen 
hatte,  vermehrte  sich  im  Jahre  1854  um  die  Summe  des  eingelösten 
Papiergeldes  von  145,980.525  fl.  und  um  schwebende  Forderungen 
fOx  15^)20.000  fl.  Sie  verminderte  sich  dagegen  durch  die  Vertrags- 
massige  Ti%ungsrate  der  ulien  Wiener- Währung -Einlösungsschuld 
um  3,067.572  fl.  und  durch  die  Einzahlungen  vom  National-Anlehen 
und  durch  sonstige  Rückzahlungen  um  65,417.147  fl.,  wodurch  sidi 
die  Gesammtschuld  zu  Ende  1854  auf  214,226.495  fl.  (nämlkh  alte 
Binlösungsschuld  63,643.117  fl.,  zusammengezogene  Forderung  56 
Millionen  Gulden,  eingelöstes  Staats  -  Papiergeld  und  schwebende 
Forderungen,  nach  Abzug  obiger  66%  Millionen  noch  verbleibende 
95,583.377  fl.)  stellte.  Hierzu  kömmt  noch  ein  Interimal-Yorschuss 
von  80  Millionen  Gulden,  welchen  die  National -Bank  zur  Bestrei- 
tung der  Ausrüstung  eines  bedeutenden  an  der  Ost-Grttnze  des 
Reiches  aufgestellten  Heeres  der  Staatsverwaltung  auf  Rechnung 
der  Anlehens-Emzahlungen  leistete,  der  aber  keine  bleibende  Er- 
höhung der  Schuld  des  Staates  zu  bilden  hatte,  sondern  schleunigst 
zurückgezahlt  werden  sollte. 

Auf  gleiche  Art  wurden  im  Jahre  1855  noch  20  Millionen  Gul- 
den von  der  National -Bank  gegen  Einlage  von  30  Millionen  an 
Staats-Schuldverschreibungen  der  Staatsverwaltung  vorschussweise 
abgeliefert  Eben  dieses  Jahr  wurde  jedoch  das  entscheidende  zur 
endgiltigen  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  der  Finanz- Verwal- 
tung und  der  National-Bank.  Mit  dem  Vertrage  vom  Jahre  1854 
waren  die  verschiedenen  Gattungen  der  Forderungen  der  National- 
Bank  vereint  worden,  und  die  Abtragung  derselben  bis  auf  den 
bleibenden  Rest  von  80  Millionen  sollte  in  der  Zeit  bis  August 
1858  auf  dreifache  Weise  erfolgen,  durch  vierjährige  Tilgungsraten 
der  alten  Einlösungsschukl,  durch  die  vierjährigen  vertragsmässigen 
Einzahlungen  aus  den  Zoll-Erträgnissen  und  durch  die  Zuweisung 
der  Einzahlungen  aus  dem  National-Anlehen  bis  zum  Betrage  von 
134y,  Million  Gulden.  Inzwischen  waren  aber  die  Interimal- Vor- 
schüsse im  Behufe  von  100  Millionen  Gulden  hinzugekommen, 
welche  baldigst  zurückerstattet  werden  sollten.    Diess  veranlasste 
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die  FiDansK-Yerwaltuuig,  su  einem  neuen  umfaaeendeii  Tilgungeplaife 
zu  schreiten,  wobei  die  voUstftndige  Abzahlung  aller  Schulden  des 
Staates  an  die  National-Bank  beabsiehtigt  und  dabei  auf  die  ein- 
zelnen Schuldtitel  Rücksicht  genommen  wurde.  Die  Finanz-Verwal- 
tung überwies  in  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  12.  Oc- 
tober  1855  laut  des  Ueberein^onmiens  mit  der  National*Bank  vom 
18.  October  1855  an  letztere  Staats-Domftnen  im  Schätzungswerthe 
von  lÖG'/j .  Uillion  Gulden,  welche  in  der  Art  von  der  National- 
Bank  verwaltet  und  veräussert  werden  sollen,  dass  mit  ihrem  Er- 
tragnisse und  dem  aus  ihrer  Yerttusserung  gezogenen  Erlöse  die 
Forderung  der  National-Baiik  im  Belaufe  von  155  Millionen  befrie- 
digt werde.  Diese  Forderung  umfasste  die  ktiizlieh  geleisteten  In- 
terimal-YorschUsse  von  100  Millionen  Gulden,  und  den  Rest  der 
aus  dem  Vertrage  vom  23«  Februar  1852  sich  ei^ebenden  zusam- 
mengezogenen Forderuqg  von  55  Millionen  Gulden.  Die  Ueberwei- 
sung  der  National-Anlehens-Subscriptionen  wird  die  aus  der  Einlö- 
sung des  Steats-Papieigeldes  entstandene  Schuld,  welche  zu  Ende 
des  Jahres  1855  noch  37,722.000  Gulden  ausmadite,  bis  zum  Mo- 
nate August  1858  decken,  und  die  im  Jahre  1854  aufgdaufene 
schwebende  Schuld  von  15  Millionen  wurde  in  eben  diesen  Jahre 
bereits  abgetragen,  indem  die  Rückzahlungen  des  Staates  im  Jahre 
1854  nalie  an  65%  Million  Gulden  betrugen,  wovon  nur  ungefähr 
51  Millionen  aus  den  Einzahlungen  des  National-Anlehens  herrühr- 
ten. Nach  diesen  Abzahlungen  ¥rird  nur  noch  mehr  die  alte  aus 
der  Einlösung  des  Wiener  -  Währung  -  Papiei^eldes  eptstandene 
Schuld  erübrigen,  welolie  zu  Ende  1855  60,452.842  fl.  ausmaebte, 
und  deren  Abtragung  durch  die  vertragsmässigen  jährlichen  Til- 
gungsraten binnen  einer  kurzen  Reihe  \oa  Jahren  sichergestellt 
ist  Durch  die  eben  erwähnte  Modalität  der  rascheren  und  umfas- 
senderen Abzahlung  des  Hauptstammes  der  Schuld  des  Staates  an 
die  National-Bank  entfiel  der  G^enstand  der  in  den  Verträgen  vom 
23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  sonach  ausser  Kraft  treten.  *  Die  Gesammtschuld  des  Staa- 
tes an  die  National-Bank,  welche  sich  mit  Ende  des  Jahres  1854 
(einschliesslich  -des  Interimal- Vorschusses  von  80  Millionen  Gulden) 
auf  294,226.485  fl.  beUef ,  wurde  im  Laufe  des  Jahres  1855,  unge- 

'  Die  näheren  Bestimmungen  des  neuen  Uebereinkommens  vom  18.  ()o- 
tober  1855  sind  bereits  bei  der  Darstellung  der  Finanz- Verwultang  S.  175  ff. 
aufgeführt  worden. 
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aehtet  des  zngewaclifleii^  YorsditissesTonSOlfilHoDeD  und  schwe- 
bender Posten  von  688.875  fl.,  dennoch  durch  die  von  der  Staats- 
verwaltung auf  die  Wiener  -  Währung  -  Einlösungsschuld  mit 
3)190^75  fl.  und  auf  die  durch  die  Einlösung  des  Obr^en  Staats- 
Papiei^ldes  entstandeie  Schuld  mittelst  der  an  die  Bank  überlaase- 
nen  Einzahlungen  auf  das  National^ Anlehen  und  mittelst  sonstiger 
Leistungen  mit  58^549.923  fl.,  im  Ganzen  also  mit  61,740.198  fl. 
geleisteten  Rückzahlungen  auf  den  Betrag  von  353,175.172  fl.  ver- 
mindert. 

Bei  der  Zusammenfiissung  der  Wechselbeziehungen  zwischen 
der  Nataonal-Bank  und  der  Staatsverwaltung  w&hrend  der  Epoche 
vom  Januar  1848  bis  Ende  December  1855  ergibt  sich,  dass  erstere 
in  diesem  Zeitabschnitte  der  letzteren  Yorschttsse  im  Betrage  von 
388,882.293  fl.  geleistet,  worauf  die  Staatsverwaltung  bisher  (aus- 
schliesslich der  erfolgten  Ueberweisung  der  -Domänen)  die  Summe 
von  268,159.485  fl.  zurückbezahlt  hat  Der  Ueberschuss  der  Voiv 
Schüsse  von  120,722.808  fl.,  zu  der  Anfangs  Januar  1848  bestande- 
nen Schuld  des  Staates  an^  tue  National -Bank  von  132,452.364  fl. 
hinzugefügt,  gibt  den  Bestand  dieser  Schuld  zu  Ende  des  Jahres 
1855  mit  253,175.172  fl., -wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  hier> 
unter  auch  die  Ergebnisse  des  Wiener- Währung-Papiergeld-Emlö- 
sungsgeschäiles  b^;riffen  sind,  dessen  Durchfllhrung  sofort  näher 
besprochen  ivird*  • 

Ein  specielles  in  der  Abwicklung  begriffenes  Oeschäfl;,  welches 
die  Naiional-Bank  für  die  Staatsverwaltung  besorgt,  besteht  in  der 
Einziehung  des  Wiener-Währung-Papiergeldes.  Die 
•Summe  des  umlaufenden  Wiener  -  Währung  -  Papiergeldes  belief 
sich  nach  hergestelltem  Frieden  im  Jahre  1815  auf  678,715.925  iL 
Hiervon  zog  die  Staatsverwaltung  den  Betrag  von  131,829.887  fl. 
immittelbar  aus  dem  Verkehre.  Die  Mitwirkung  der  National-Bank 
erstreckte  sich  sonach  behufs  dieser  Einziehung  noch  auf  den  Be- 
trag von  546,886.038  fl.;  davon  wurden  durch  dieselbe  in  den  Jah- 
ren 1816  und  1817  gegen  Ausfolgung  von  %  des  Nennwerthes  in 
-Silbermttnze  und  %  in  Ipercentigen  Staats-Obligationen  46,552.200 
Gulden  eingelöst,  und  durch  die  Einlage  von  50.621  Actien  ge- 
langte die  NationaJ-Bank  in  den  Besitz  von  wetteren  50,621.000  fl. 
Papiergeld,  welches  von  der  Staatsverwaltung  gegen  die  Ausfol- 
gung von  2y3percentigen  (in  der  Folge  eingelösten)  Staats -Obliga- 
tk)nen  eingezogen  und  vertilgt  wurde.  Da  sohin  nocl^  die  Summe 
von  4495712.838  fl.  Papiergeld  im  Umlauf  geblieben  war,  so  über- 
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nahm  kmfl  der  Ueberankunft  vom  3.  Htab  liOO  (moditteirt  dofek 
den  Vertrag  vom  9(X  November  1822)  die  National -Bank  die  att- 
mähUche  Einlösung  dieses  Flapiergeldes,  welche  am  20.  Mftns  1820 
begann  und  bis  finde  1847  sich  auf  442,183*700  fl.  erstreckte.  In 
den  8  Jahren  1848  bis  1855  kamen  nur  noeh  1^485^75  fl.  zur 
Einlüsung,  welche  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr  als  je  SOXKM)  bis 
60.000  fl.  betrug,  da  dieses  Papiergeld  aus  dem  Umlaide  fast  gänz- 
lich verschwunden  ist,  so  dass  nur  noefa^  die  Summe  von  6,033.763  fl. 
uneingelOst  erübrigt,  wovon  indesa  der  grösste  Theil  durcli  ZerstO^ 
rung  oder  Verlust  abgltngig  geworden  sein  dürfte.  Um  dieses  nodi 
anblUigige  Creschäft  schliesslich  zu  ordnen,  ward,  wie  bereits  er- 
wähnt, eine  Verftigung  in  Aussicht  gestellt,  welche  die  Elinberu- 
fung  des  gesummten  Wiener -Währung -Papiergeldes  binnen  einer 
zu  bestimmenden  Frist  anordnen  soll.  Die  Sdiuld,  welche  dem 
Staate  durch  die  erwähnte  Sinziehuflg  (insofeme  sie  nicht  baar 
vergütet  wurde)  erwädist,  belief  sich  auf  .110  Millionen  Gulden 
(wovon  60  Millionen  zu  4  Pereent  verzinset  wurden  und  50  Mil- 
lionen unverzinslich  waren),  deren  gleichmässige  Abtragung  durdi 
die  hiozugeachlagenen  Zinsen  alljährlich  mit  steigenden  Tilgungs- 
raten bis  zum  Jahre  1870  erfolgt.  Diese  alte  Einlösungsschuld 
hatte  zu  Anfang  1848  ^452.364  fl.  betragen  und  war  bis  Ende  1855 
auf  60,452.842  fl.  zurückgeführt  worden,  womach  die  Rückzahlun- 
gen während  dieser  Periode  sich  auf  21,999.52^  fl.  beliefen. 

In  der  organischen  Einrichtung  der  National-Bank  erga- 
ben sich  während  der  Jahre  1848  bis  .1855  wichtige  Veränderun- 
gen. Bereits  bei  ilirer  Gründung  im  Jahre  1816  war  der  Bankfond 
auf  100.000  Actien  (ursprünglich  zu  1.000  fl.  P^riei^ld  und  100  fl. 
Silbermttnze  eingezahlt)  festgesetzt  worden,  doch  ward  zu  Ende 
des  Jahres  1819,  als  50.621  Stück  Actien  ausgegeben  waren,  mit 
Rücksicht  auf  die  den  Bedürfnissen  des  Bankgeschäftes  entsprt!- 
chende  Höhe  des  Fondes  beschlossen,  keine  weiteren  Actien  mehr 
auszugeben.  Bei  der  mit  AUerh^hstem  Patente  vom  1.  Juli  1841 
erfolgten  Erneuerung  des  Bank-Privilegiums  wurde  im  $.  1  festge- 
setzt: „Der  bis  jetzt  ftlr  die  Bewegung  und  für  die  Zwecke  der 
National-Bank  erforderliche  Fond  ist  gebildet;  sollte  sk^h  in  der 
Folge  die  Noth wendigkeit  zeigen,  so  ist  die  Bank  verpflichtet,  ihren 
Fond  nach  Maassgabe  des  sich  darstellenden  Bedürfnisses  zu  er- 
weitern^. Diese  MotU wendigkeit,  den  Bankfond  mit  Rückskslit  auf 
die  durdi  die  Verhältnisse  bedingte  Erhöhung  des  Banknoten-Um- 
laufes  zu   vermehren,    war   unzweifelhaft  in   den   letzten   Jahren 


emgetieteii,  wie  dtenn  aiidi  beieila  Ae  oten  erwähnte  OemmisMon«, 
welcbe  sich  mit  der  Unlarsachiiag  des  Zuslandes  der  National-Bank 
beschftftigte,  die  SbrhöhuDg  des  Bankfondes  bis  auf  100.000  ActieD 
beantragt  batte.  Im  Jahre  1863  besehloss  demnach  die  dureh  eine 
einberufime  ausserozdentliche  VersamijDfilung  des  Bank -Aussehasses 
hienu  ermftehtigte  Bank-Direcüon  im  Einvernehmt  mit  dem  Fi- 
nanz-Ministerium, den  Bankfond  dun^  die  Emission  der  bis  dahin 
fturüekbehaitenen  Bank-Aetien  zu  erhiUien.  Diesem  zu  Folge  wurde 
die  Gesammtzahl  der  Actien,  welche  den  Baakfond  bilden,  wie 
ursprünglich  bestimmt  war,  auf  100.000  Stück  festgesetzt;  für  jede 
neue  Actie  waren  (mit  Rücksicht  auf  den  entfiülenden  Antheil  Tom 
Keserve-Fond)  800  ä.  Bank-Yahita  einzuzahlen.  Den  Besitzern  der 
Us  dahin  ausgegebenen  50.621  Stück  Actien  ward  das  Vorrecht 
auf  eine  neue  Actie  gegen  Vorweisung  einer  Actie  der  früheren 
Ausgabe  und  Zahlung  des  obig^i  Betrages  eingeiflumt.  ZurEinzah- 
hmg  wurden  16  Raten ,  jede  zu  50  fl.  Bank -Valuta,  anberaumt* 
Die  Actionäre  machten  von  dem  ihnen  eingeräumten  Vorrechte  den 
umfisbBsendsten  Oebrauch^  indem  von  den  49.379  Actien  nur  27&  Ac- 
tien zu  anderweitiger  Verfügung  erübrigten. 

Eine  abermalige  Vermehrung  des  Bank-Fondes  um  weitere 
50.000  Actien  ist  im  Zuge,  indem  dieNational-Bank  mit  Allerhöch- 
ster Qenehmiguug  vom  12.  October  1855  behufs  der  Uuterstüteung 
des  Real-Besitzes  zur  Errichtung  einer  Hypotheken-Bank  be- 
rufen wurde  und  zu  diesem  Zwecke  ihren  Fond  um  35  Millionen  in 
SUbermüuze  zu  vermehren  besehloss.  Schon  bei  Gründung  der  Bank 
Wurde  derselben  «ine  solche  Wirksamkeit  zugedacht,  indem  das 
Allerhöchste  Patent  vom  1.  Juni  1816  als  die  Bestimmung  derselben 
bezeichnete:  1.  Die  Angabe  von  Banknoten.  2.  Die  Eacomptirung 
von  Wechseln  und  anderen  kaufmännischen  Effecten.  3.  „Im  Falle 
als  ihr  Gapital  spätt^  eine  ausgedehntere  Wirksamkeit  zuliesse,  die 
Leistung  von  Darlehen  auf  li^ende  Güter  gegen  volle  l^cherheit^, 
weldie  Hypothekar- Anstalt  indess  damals  nicht  zu  Stande  kam. 
Gegenwärtig  ersdiien  aber  der  Zdtpunct  hierzu  um  so  angemes^ 
sener^  als  nicht  nur  der  Real-Oredit  einer  Hebui^  dringend  bedarf, 
sondern  audi  die  Vennehrung  des  Baarfondes  auf  die  Consolidirung 
des  Standes  der  National-Bank  und  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung forderlichen  Einfluss  zu  nehmen  geeignet  ist 

•  » 

*  Kundmaehangen    der  Bank-Direction  vom  9.  Mai  18«^  und  vom 
11.  September  1864. 


282 


Demnach  wurden  ihr  mit  dem  über  die  obenerwibiite  Alli«r^ 
höchste  Entschliessung  erflossenen  Finanz -Minieteria]- Erlasse  vom 
21.  October  1855*  beeüglich  jener  Geschäfte,  wel<$he  sie  in  ihrer 
Abtheilung  als  Hjpotheken-Bank  filhrt,  nebst  den  in  den  Statuten 
vom  1.  Juh  1841  und  in  der  Allerhöchsten  EntseUiessung  vom  13» 
Juli  1841  ausgesprochenen  Vorrechten  nachfolgende  Begünstigungen 
eingeräumt:  1.  Die  privilegirte  österreichische  National-Bank  ist  in 
allen  auf  die  Hypotheken- Bank  Bezug  nehmenden  Geschäften  von 
jeder  die  Höhe  des  Zinsfusses  beschränkenden  gesetzlichen  Ver- 
ftigung  filr  jetzt  und  ftlr  die  Zukunft  losgezählt.  2.  Behufs  der 
Geltendmachung  ihrer  Forderungen  gegen  die  DarleUiensnehiner  und 
gegen  dritte*  Besitzer  des  ihr  verpiUndeten  Gutes  werden  ihr  alle 
Erleichterungen  gewährt,  welche  der  galizisch- ständischen  Credit»- 
Anstalt  zu  gleichem  Zwecke  mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom 
2.  November  1841  zugestanden  wurden  und  nicht  durch  die  eigen- 
thtlmlichen  Verhältnisse  jener  Anstalt  bedingt  sind.  3.  Die  National- 
Bank  ist  berechtiget,  Pfendbriefe  bis  zum  fünffachen  Betrage  des 
für  die  Geschäfte  der  Hypotheken-Bank  bestimmten  Fondes  mit 
einer  wenigstens  12  Monate  laufenden  Verftdkzeit  zu  emittiren. 
Eine  kürzere  Verfallszeit  ist  an  die  Zustimmung  des  Finanz-Ministers 
gebunden.  4.  Die  Pfandbriefe  der  National-Bank  können  zur  fhieht- 
bringenden  Anlegung  von  Gapitalien  der  Gemeinden,  Körperschaften, 
Stiftungen,'  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden  Anstalten,  dann 
der  Papillär-  und  Depositen-Gelder  verwendet  werden,  da  fUr  die 
pttnctliche  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  im  Pfandbriefe  ausge^ 
drückten  Capitales  das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen  der  National-Bank  sammt  den  zu  Gunsten  dieser  An- 
stalt bestehenden  Hypotheken  haftet  5.  Die  Pfandbriefe  der 
National-Bank  dürfen  an  der  Börse  veräussert  oder  verpfändet  und 
ihr  Cours  darf  in  dem  Börseblatte  notirt  werden.  6.  Die  Abtre- 
tung oder  Verpftlndung  solcher  P&ndbriefe  von  Seite  des  ESges- 
thümers  an  einen  Anderen  geschieht  gebührenirei.  7.  Die  National- 
Bank  ist  berechtiget,  ihre  ^Pfi^dbriefe  unter  Beobachtung  der 
statutenmässigen  Bestimmungen  und  nach  Zulängiichkeit  des  daftlr 
festzustellenden  Baarfondes  zu  escomptiren  oder  Vorschüsse  dairauf 
-zu  erfolgen;  sie  darf  dieselben  auch  vor  ihrer  Verfttllszeit  einlösen. 
8.  Diese  Begünstigungen  reichen  auch  über  die  Dauer  des  der  Na- 
tional-Bank mit  AUerhödistem  Patente  vom  1.  Juli  1841  verliehenen 

'  JCuiidmachung  der  Bank-Direction  vom  *i4.  October  1656. 
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PriTiteghioi's,  moderne  dmelben  ziir  TM%en  Abwicklang  ifaiee  Hj« 
jiothdien-Geachftftes  nothweudig  äud. 

In  Uebereihstiininung  mit  diesem  Fiiiiiiffi-Mnii8terial-&laA86 
wurde  unterm  24.  Ootober  1855  von  der  Direetion  der  National- 
Bank  eine  Kundmaeliung  erlaBsen,  zufolge  welcher  die  National 
Bank  50.000  Stück  Aetien^jede  mr  den  Betrag  von  700  fl.  in 
klingender  SUbennflnze,  unter  nachfolgenden  Bestimmungen  hinaus* 
gibt  Je  zwei  der  bestehenden  100.000  Stttck  Bank-Actien  haben 
gegen  iSnzahlang  von  700  fl.  in  klingender  Silbennünze  den  An- 
spruch, eine  neue  ftmk-Actie  zu  erlangen ;  der  Besitsoer  einer  Bank* 
Actie  hat  das  Recht  auf  eine  halbe  neue  Actie.  Die  neu  hinaus- 
zi^ebenden  Actien  erhalten  gleidie  Form  und  gleiche  Rechte  mit 
den  früheren.  Mit  der  Anmeldung  zum  Bezüge  einer  neuen  Aclie 
muss  die  erste  Rate  eingezahlt  werden;  die  Anmeldung  und  Ein- 
zahlung wird  in  Wien  am  5.  November  1855  eriMfoet  und  mit 
1.  December,  als  dem  Pi^lusiv-Termine,  geschlossen.  Vom  5.  No- 
vember an  können  auch  mehrere  Rietten  oder  die  volle  Einzahlung 
zu  jeder  Zeit  geleistet  werden.  Die  Versäumniss  der  Einzahlung 
was  immer  für  einer  Rate  zu  dem  festgesetzten  Termine  hat  den 
Verlust  des  Ansphiches  auf  die  neue  Actie  und  der  hierauf  ge- 
leisteten früheren  Einzahlungen  zur  Folge.  Die  Einzahlungen  sind 
entweder  in  klingender  Silbermünze  oder  in  nicht  über  ein  Jahr 
ftriligeu  Coupons  von  Staats-Schuldverschreibungen  zu  leisten,  die 
in  klingender  Münze  verzinst  werden.  Um  den  Theilnehmem  an  der 
neuen  Emission  die  Einzahlung  zu  erleichtem,  gestattet  das  Fmanzr 
Ministerium,  dass  die  National-Bank  die  in  khngender  iKlbermttnze 
einzuzahlenden  Beträge  beischaffe,  wogten  die  Parteien,  welche 
die  Einzahlung  in  Bank -Valuta  leisten  wollen,  der  National-Bank 
die  Vergütung  in  Bank -Valuta  nach  dem  Ck)urse  auf  Augsburg, 
wie  solcher  an  dem  der  Einzahlung  vorhergegangenen  Börsentage 
notirt  wurde,  mit  Hinzurechnung  eines  halben  Per6entes  zu  leisten 
haben  werden.  Es  werden  10  Einzahlungsraten,  jede  zu  70  Guklen, 
festgesetzt,  und  zwar  für  folgende  zugle»h  als  Präclusiv- Termine 
geltende  Tage:  1.  December  1855,  31.  Januar,  29.  Februar,  31.  März, 
31.  Mai,  15.  Juli ,  15.  September,  31.  October,  30.  November  und 
31.  December  1856.  Die  Anmeldung  und-  Einzahlung  geschieht 
ausschliesslich  bei  der  Actien-Einlagscasse  in  Wien.  Bd  der  ersten 
ESnzahlung  wird  eine  Empfangsbestätigung  ausgefertiget,  für  welche 
nach  einer  bestimmten  Frist  Interims-Scheine  erfolgt  werden.  Bei 
der  Anmeldung  ist  die  Stamm- Actie  vorzuwdsen,  auf  welcher  die 
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geschehene  AnmeMimg  mKteht  Aafihrttekiiiig  änes  Sümpek  be» 
stfttiget  wird.  Die  AnmeMung  muss  von  &aer  durah  die  FlEiitei 
tmtersehriebenen  Gonsignation  begleitet  sein,  worin  die  Coupons- 
Nummern  der  vorgewiesenen  Actien  aufgeführt  sind;  auch  bei 
Vorweisung  von  Interims-Scheinen  muss  eine  Gonsignation  mit  den 
Nummern  der  Interims- Scheine  beigefligt  werden.  FOr  die  euige- 
sahlten  Betrttge  wevden  vom  Tage  der  Einzahlung  bis  Sl.'Decem- 
ber  18S6  vierpero^tige  Zinsen  in  klingender  Silbennünze  vergütet 
Wer  aber  die  Einzahlung  vor  dem  1.  Januar  1856  volbtftndig  leistet, 
erhftlt  die  Zhisen  nur  bis  31.  Deoember  1855  und  nimmt  dag^;«!^ 
gleich  den  Besiteem  der  Actien  früherer  Emissionen^  an  dem  Bank- 
erträgnisse des  Jahres .  1866  Theil;  Vom  1.  Januar  1857  meiden 
keine  Zana&i  mehr  vergütet,  sondern  von  diesem  Tage,  nach  ge- 
leisteter voller  Einzahlung,  treten  aHe  Actien  neuer  Emission  in 
ganz  gleiche  Rechte  mit  den'  Bank-Actien  der  früheren  Emissionen. 
Der  Zeitpimct,  in  welchem  die  AbtheUung  für  den  Hypothekar- 
Credit  ihre  Whrksamkeit  zu  beginnen  hatte,  wurde  durch  dai-Finanz- 
Ministerial-£krlass  vom  20.  März  1856  auf  den  1.  Juli  1856  festge- 
setzt ^  die  näheren  Bestimmungen  ttb^  .die  Art  ihrer  Wirksamkeit 
enthalten  die  Statuten  und  das  B^lement  dersHelben,  welche  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  März  1856  genehmigt  und 
mit  dem  eben  erwähnten  Finanz-Ministerial-Erlasse  veröffentlicht 
wurden.  In  Oemässheit  dieser  Statuten  iddbt  der  gedachten  6e- 
schäftsabtheilung  ein  Betrag  von  40  MilUonen  Bank- Valuta  nebst 
den  durch  die  Hinausgabe  von  Pfandbriefen  einfliessenden  Geld- 
mitteln gewidmet  (S*  1).  Die  der  National-Bank  in  dieser  Hinsicht 
zugestandenen  Begünstigungen  bezwecken  hauptsAehlich  das  Hin^ 
w^ränmen  der  Hindernisse,  wdche  der  Entwicklung  des  Credites 
im  Wege  stehen,  wohin  namentlkh  die  Loszählung  vpn  jeder 
die  Höhe  des  Zinsfüsses  beschränkenden  gesetzlichen  Verfügung 
(von  dem  Wucher-Pfttente)  und  ein  sehr  abgekürztes  geriehtlkhes 
Verfahren  bei  Eintreibung  der  Schuldforderungen  und  der  Zinsen 
gehört  Der  Hypotheken -Bank  steht  hiemach  das  Becbt  zu^  «mit 
Umgehung  des  gerichtlkhen  Verfolirens  veriallene  Zinsen  in  der 
Art  einbringen  zu  lassen,  wie  die  landesfbrstliehe  Grundsteuer  er- 
hoben wird.  Auf  Grund  der  in  ihren  Händen  befindlichen  Schuld- 
Documente  und  der  Auszüge  aus  den  Hauptbüchern^  welche  über 
den  Betrag  der  in  Execution  zu  ziehenden  Forderung  einen  vollen 
Beweis  machen ,  darf  sie  (mit  Ausnahme  des  Falls  eines  Concurses) 
bei  Eänbringung  des  Cq>itais  ohne  Erkenntnissveriahren  unmittelbar 
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Kür  fiseMition  «ehreiten,  wobei  ne  Jioeh  der  SehMnag  iiiadfeme 
entbunden  ist,  als  sie  bei  unbeweglieben  Gütern  den  bei  Eingehung 
tler  Hjpotiiek  ennittdten  Werth  als  SchätEungswerth  annehmen, 
and  bei  bew^Hchen  Sachen,  auf  welehe  sie  gegenüber  eineai 
persönlich  verpBichteten^  Schuldner  zu  greüen  das  Recht  hat,  die 
SehStEung  mit  der  Pi&ndung  oder  selbst  mit  der  Feilbietung  zugleich 
vornehmen  kann  (SS-  1,  8,  9,  20—38).  Die  Kational-Bank  darf  nur 
dann  ein  Darlehen  geben,  wenn  dasselbe  durch  eine  Hypothek 
t^oUstfindig  sichergestellt,  d.  h.  wenn  der  Werth  der  leftzteien  mit 
dem  darauf  versicherten  Dariehen  höchstens  t»s  zur  Hälfte  er8ohö|rft 
ist  ($.  6).  D^  Werth  der  Hypothdi  kann  durch  geiichtliehe 
Sch&tBungen,  mehijfthrige  Ertrttgnissausweise  oder  durch  Kauf^Oon- 
tracte  ermittelt  werden  ($.  8).  Der  Betrag  des  Darleheae  und  ob 
dasselbe  im  Baaren  oder  in  Pfimdbriefen  g^dl)en  werden  soll,  die 
FeetsetEung  der  Zeit  der  Rückzahlung  und  ob  diese  auf  einmal  oder 
in  Raten  geschehen  soll,  endKdi  die  Höhe  des  Zinsftisses,  wird  dem 
beiderseitigen  Uebereinkommen  überlassen  (S.  10).  *  Der  Schuklner 
kann  die  Rückzahlung  des  Gapitals  ganz  oder  zum  Theile  auch  vor 
AUauf  der  festgesetzten  Zahlungsfnst  leisten  ($•  16).  —  Die  Na- 
tional-Bank  ist  berechtigt,  Pfandbriefe  bis  zum  fUnfTachen  Betrage 
des  für  die  Geschäfte  der  H jpothekar^Credits- Abtheilung  bestimmten 
Fondes  hinauszugehen,  doch  darf  die  Gesanmitsunmie  der  hinaus- 
gegebenen Pfandbriefe  niemals  die  Gesammtsumme  der  jeweilig  be- 
stehenden Hypothekar-Forderungen  fibersohreiten  ($•  41>  Die  Pfand- 
briefe gemessen  den  Vorzug  der  öffentlichen  Eftcten  bei  der  frucht- 
bringenden Anlegung  von  CapitaUen  der  Gorporationen,  sowie  von 
Pupillar-  und  Depositen-Geldern;  die  National-Bank  eseomptiit  sie, 
leistet  Vorschüsse  darauf,  und  kann  sie  auch  vor  ihrer  Verfallflaeit 
emlösen  (SS.  ^^-44). 

Eäae  weitere  Ausdehnimg  der  Geschäftsthätigkeit  der  Bank 
bestand  darin,  dass  sie  vom  1.  August  18Ö3  an  domicilirte,  in  Wien 
zur  Zählung  ange'wiesene  Wechsel,  wenn  dieselben,  mit  zwei 
bei  dem  meder-österreichischen  Handelsgerichte  protokoHirten  Wiener 
Finnen  versehen  sind,  zur  Escomptirung  zuliess;  ferner  wurde  der 
bis  dahin  auf  300  fl.  bestimmte  Minimal-Betrag  der  zn  eseomp- 


*  Im  Beginne  ihrer  Wirluamkeit  will  die  National-Bank  Darleihen  nur 
in  5percentigen  Pfandbriefen  leisten ,  welche  auf  12 Monate  laaten,  jedoch  so, 
dass  ihnen  noch  durch  weitere  6  Monate  die  Verzinsung  vorbehalten  bleibt. 
Ale  Ztnafuss  für  Darleihen  sind  vorläaüff  6  Percent  hesCimml. 


tifenden  Weehflel-aof  100  fl.  hembgesetet  *  Der  die  Ge&eral-Ver. 
sttminlung  der  Actionäre  repritoentirende  Bankausfichuss  besteht 
ans  hundert  Mitgliedern^  und  zwar  aus  jenen  Aotionären^  welche 
österreichische  Unterthanen  sind,  in  der  freien  Verwaltung  ihres 
Vermögens  stehen ,  und  sechs  Monate  vor  und  sur  Zeit  der  ESnbe- 
lufiing  des  Ausschusses  die  grösste  Anzahl  von  Actien  besitiön. 
Die  geringste  Actien-Zahl,  deren  Besite  hierzu  befiihigte,  war  zehn; 
von  der  nftdistea  Versammlung  des  Bankausschusses  nach  Anfimg 
des  Jahres  1851  an  beginnend,  genügte  der  Besitz  von  fünf  Actien, 
um  Mitglied  des  Ausschusses  zu  werden.  ^  Vor  dem  Jahre  1848 
hatte  die  National -Bank  an  vaiBchiedenen  Handelsplätzen  in  den 
Kronlftndem  Bank -Fllial- Gassen,  bei  welchen  die  Banknoten <> Ver- 
wechslung stattfSuid  und  Bankanweisungen  auf  Wien  ausgefertigt 
oder  solche  von  Wien  ausbezahlt  wurda[i,  und  an  anderen  Plätzen 
Bank' Sub-Fllial* Gassen,  wo  bloss  die  Banknoten- Verwechslung  er- 
folgte ;  in  Prag  war  femer  seit  defti  Jahre  1847  dne  Filial-Escompte- 
Anstalt  eingerichtet,  welche  mit  dner  Dotation  von  2  Millionen 
Gulden  versehen  war  und  von  einer  von  der  Bank-Directi<Hi  ab- 
hängigen Direction,  mit  Einschluss  der  Gensoren,  verwaltet  wurde. ' 
Das  durch  den  regen  Handelsverkehr  entstandene  Bedttrfniss  eines 
erweiterten  Geldumsatzes  bestammte  die  National -Bank,  in  den 
meisten  grösseren  Handelsplätzen  der  Monarchie  Filial-£s- 
compte-Anstalten  zu  errichten  und  mit  einer  entsprechenden 
CgiösstentheOs  in  der  Folge  erhöhtea)  Dotation  zu  versehen.  Auf 
diese  Weise  gelangten  in  den  Besitz  einer  solchen  Eteompte-Anstait 
Pest  im  Jahre  1861,  Linz  im  Jahre  1852,  Lemberg,  Brttnn  und 
Triest  im  Jahre  1853,  Olmfltz,  Troppau,  Kronstadt  im  Jahre  1854, 
Gratz  und  Klagenlurt  im  Jahre  1855,  endlich  Krakau,  Laibach, 
Fiume,  Debrezin,  Temesvär  und  Reichenberg  im  Jahre  1856.  Der 
Gesammä)etrag  der  diesen  Escompte- Anstalten  bewilligten  Dota- 
tionen beträgt  gegenwärtig  22  Millionen  Gulden.  Ausserdem  be- 
stehen Bank -Filial- Gassen  in  Linz,  Salzburg,  Gratz,  Laibaeh, 
Görz,  Innsbruck,  Prag,.  Brunn,  Krakau..  Lemberg,  Gzemowitz, 
Pest,  Kaschau,  Temesvär,  Agram,  Hermannstadt  und  Kronstadt. 
Dagegen  wurde  die  Verwechslungs- Gasse  in  Ofen  mit  der  Filial- 
Eseompte  -  Anstalt   in    Pest   vereinigt     Bei   der   Filial  -  Gasse   in 

*  KondmachuDgen  der  Bank-Direction  vom  23.  Juni  und  3.  Juli  1853. 
'  Kundmachang  der  Bank-Direction  vom  10.  October  1650. 
^  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  10.  April  1847. 
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Temesv&r  werden  acuch  Baidianweiattiigen  «of  Peet  und  Agnim  aii^ 
gefertigt,  und  von  dort  au^eeteUte  beBahlt  Endlich  wurden  zur 
Erleiehterong  der  EinaahluDgen  auf  das  National-Anlehen  Leih^ 
Anstalten  an  17  Plätzen  (nämllish  bei  den  FUial-EBcomte-Anstaltefi 
Triest,  Olmütz  tmd  Troppau,  dann  bei  den  Bank-Filial-Verweehfi^ 
lungscassen  in  Unz,  Salzburg,  Gratz,  Innsbruck,  Pn^,  Brünne 
Krakau,  Lemberg^  Pest,  Easchau,  TemesT&r,  Agrani,  Hermaün- 
stadt  und  lüronstadt)  errichtet.  Bei  diesen  Leihanstalten  werden 
Votschttsse  auf  österreichische  Staats-Schuldverschreibungen  und 
Orundendastui^s-Obligationen  an  die  im  Orte  der  Bank-FiliaKLeih^ 
anstalt  ansässigen  Bewohner  (und  durch  deren  Vermittlung  auch 
an  Auswärtige)  ertheilt ;  für  jede  einzelne  Anstalt  wird  von  Zeit 
zu  Zeit  eine  Mazimal-Summe,  welche  diesem  Greschäfte  gewidmet 
werden  darf!,  bestimmt ' 

In  der  Hinausgabe  von  Banknoten  erfolgten  ebenfiiUs 
mehrfache  Veränderungen*  Um  den  Bedttrftussen  des  Klein- Ver- 
kehres zu  genügen,  wurden  im  Jahre  1848  Banknoten  zu  1  und 
2  Gulden  hinausgegeben,  *  und,  da  bei  dieser  Emission  die  wün* 
schenswertbe  technische  Ausstattung  der  Beschleunigung  halber 
nicht  beachtet  werden  konnte,  dieselben  im  Jahre  1849  und  180Q 
gegen  eine  neue  Auflage  eingewechselt '  Ebenso  wurden  die  im 
Umlaufe  handlichen  Banknoten  der  IV.  Form  zu  5  fl.,  10  ü^ 
WO  fl.  und  1.000  fl.  eingezogen,  und  daf)ir  neue  Banknoten  der 
V.  Form  gleicher  Kategorien  hinausgegeben.  ^  Für  die  Ausfolgnog 
von  Bankanweisungen  würde  ein  neuer  Tarif  der  Provisions-Gebühren 
kundgemacht,  zufolge  dessen  für  die  Ausstellung  scdcher  Anwei* 
sungen  von  oder  auf  Wien,  bei  Brunn,  Gcatz  und  linz  &a 
Zwanzigstel,  bei  Ofen  und  Prag  ein  Sechzehntel,  bei  Triest  ein 
Zwölftel,  bei  Innsbruck  und  Kaschau  ein  Zehnte],  bei  Temesv4r 
und  Agram,  dann  zwischen  Agram  und  Temesvär  ein  Achtel,  bei 
Lembeig  ein  Sechstel,  bei  Hermannstadt  und  Kronstadt  ein  Fünftel 
Peroent  (oder  30 kr.,  37%  kr.,  50 kr.,  1  fl.,  1  fl.  15  kr.,  1  fl.  40  kr. 
und  2  fl.  von  je  Tausend  Gulden)  eing^oben  wird.  ^  Um  die  Unter« 

'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  23.  Juli  1854. 
^  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  25.  Hai  1848. 

*  Kundmachungen  der  Bank-Direction   vom  31.  Mai  und  20.  Septem- 
ber 1849,  dann  vom  18.  April  1850. 

*  Kundmachungen  der    Bank-Direction   vom    1.  Mai  und  12.  Octo* 
ber  1851. 

^  Kundmachung  der  Mational-Bank  vom  1.  Mai  1861. 
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sKltEung  des  Verkehre  durch  den  von  der  KftüonaMiuik  gewfthtten 
Credit  desto  wirkaainer  zu  tnacheD,  wurde  dafür  gesoi^,  dasB  die 
Benützung  des  Bank-Gredites  bei  der  Wechsel-Escomptirung  dureh 
die  limitirung  der  höheren  Anforderungen  gleichmfissiger  erfolge. 
Ausserdem  ist  hier  die  bereits  umständlicher  erwähnte  Maassregdü, 
durch  welche  den  Banknoten  seit  dem  Jahre  1848  m  Zwang^Oours 
ertheilt  wurde,  zu  berühren.  In  der  Leitung  der  J^ational-Bank 
ergab  sich  die  Veränderung,  dass  der  gegenwärtige  k.  k<  geheime 
Rath  Dr.  Pipitz  im  Jaiire  1849  zum  Bank-Gouverneur,  und  der 
frühere  Bank-Director  Oeoi^  Freiherr  von  Sina  *  zum  Bank-Oouver- 
neurs-Stellvertreter  AUerhöcfast  emamit  wurde. 

Bevor  zu  der  Nacbweisung  der  regelidässigen  Bainkgeschäfke 
flbei^egangen  wird,  muss  noch  jener  ausserordentlichen  Vh- 
terstützuQg  gedacht  werden,  welche  die  Nationat-Bank  zur  Zeit 
der  politiscfaen  Wirren,  des  inneren  und  üusseren  Kri^es  dem 
Fabriks-  und  Handelsstande  der  Monarchie  durch  Ertheilung  ent- 
sprechender Vorschüsse  unter  gebMger  Sicherstellung  zukommen 
tiess.  Bereits  im  Monate  Mai  1848  bewilligte  sie  den  Fabrioanten 
und  Handelslettten  eine  Gresammtunterstützung  im  Be;|^age  von 
9,920.000  fl.,  wovon  3  Millionen  auf  Nieder-Oesterreich,  1  Million 
auf  Ungern,  900.000  auf  Böhmen,  1  Million  auf  Mähren,  150.000  & 
auf  Schlesien,  2  Millionen  auf  das  Küstenland  entfielen,  wozu  noch 
Vorsdiüsse  von  600.000  fl.  an  den  österreichischen  Lloyd  und  von 
1,270.000  fl.  an  die  Spareaasen  in  den  Kronländem  kamen.  Diese 
mdst  för  die  Hauptstädte  der  gedachten  Kronländer  bestimmten 
Unterstützung^!  folgten  theils  im  Wege  der  Wechsd-Escompte, 
theils  uumittdbarer  Darlehen,  und  wurden  nur  aUmähiicfa  erfolgt 
und  ebenso  allmählich  wieder  abgezahlt  Hierzu  gesellten  sich 
noch  andere  Aushilfen  an.  einige  grössere  Handelsuntemehmungen, 
an  Stadtgemeinden  und  aa  Veraatzämter  im  Betrage  von  1  bis  2 
Millionen  Oiilden.  Mit  der  filr  Nieder-Oesterreich  bestimmten  Unter^ 
stOtzungssumme  wurde  das  Wiener  Aushilfa-Comit^  dotirt, 
welches  Qich  im  Mai  1848  zu  dem  Ende  gebildet  hatte,  um  die 
kleineren  Fabricanten  uud  Handelsleute  Wien's  durch  Escomptirung 
ihrer  Wechsel  oder  Vorschüsse  auf  Waaren  im  erwerbsikhigen 
Stande  zu  erhalten^  diese  Dotation  wurde  pach  der  Hand  auf 
4  Millionen  Gulden  erhöht  Ferner  wurde  im  Jahre  1848  mittel- 
losen   Gewerbetreibenden    Wien''8     unter    Garantie    der 

<  Gestorben  am  16.  Mai  1966. 
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Regierung  ein  unverzinsliches  Darlehen  bis  zum  Betrage  von  2  Mil- 
lionen Gulden  gewährt^  wovon  jedoch  nur  900.000  fl.  in  Anspruch 
genommen  wurden.  Alle  diese  Torschüsse  sind  bereits  bis  auf  den 
Rest  von  768.000  fl.  von  letzterwähntem  Darlehen  zurückbezahlt 
worden.  Bei  einer  durch  den  orientalischen  Krieg  herbeigefilhrten 
augenblicklichen  Bedrängung  desTriester  Platzes  gewährte  die  Na- 
tional'Bank  demselben  unter  Haftung  der  ersten  Firmen  des  dortigen 
Handelsstandes  einen  Vörschuss  von  3  Millionen  Gulden.  Endlidi 
ist  hierbei  noch  des  Credits  zu  erwähnen  ^  welcher  von  der  Na- 
tional-Bank  der  im  Jahre  1854  in  Wien  errichteten  nieder- öster- 
reichischen Escompte-Anstalt  gewährt  wird^  uud  früher 
in  8  Millionen  bestand,  neuerlich  auf  40  Millionen  Gulden  erhöht 
wurde;  durch  Vermittlung  dieser  Anstalt  wird  die  Wohlthat  der 
Wechsel-Escomptirung  zu  billigerem  Zinsfusse,  über  den  Cours  der 
bankfllhigen  Wechsel  hinaus,  bei  völliger  Sicherheit  der  creditge- 
währenden  National-Bank  erstreckt 

Auf  die  regelmässige  Gebarung  der  National-Bank  übergehend, 
muss  zuerst  des  Münz-Schatzes  derselben  gedacht  werden. 
Derselbe  betrug  zu  Anfang  des  Jahres  1848  über  70  Millionen 
Gulden,  sank  jedoch  bis  Ende  Juni  desselben  Jahres  auf  20  Mil- 
lionen Gulden  herab.  Seit  jenem  Zeitpuncte  vermehrte  sich  der- 
selbe, und  zwar  noch  im  Jahre  1848  auf  30,  im  Jahre  1851  auf 
42  und  1855  auf  beinahe  49  y,  Million  Gulden.  Die  Ursache  des 
Sinkens  des  Baarfondes  lag  in  den  Ereignissen  der  Jahre  1848 
und  1849,  da  im  Jahre  1848  aüein  62  und  im  Jahre  1849  IIV; 
Million  Gulden  in  Silber  aus  der  Bank  abflössen,  und  zwar  zu- 
nächst durch  die  Auswechslung  der  Banknoten,  sodann  auch  durch 
die  Bedüribisse  des  Heeres  und  andere  Anforderungen.  Seitdem 
war  der  Abfluss  weit  minder  erheblich;  er  betrug  im  Jahre  1850 
57,  Million,  in  den  nachfolgenden  JaHren  aber  sank  er  von  3  bis 
auf  eine  Million  Gulden  herab.  Im  Ganzen  hatte  die  National- 
Bank  während  der  Jahre  1848  bis  Ende  1855  eine  Silberau^abe 
von  beinahe  90  Millionen  Gulden  zu  bestreiten.  Hinwieder  war 
die  National-Bank  darauf  bedacht,  einen  neuen  Silbervorrath  nach- 
zuschaffen,  und  zwar  durch  Ankauf  von  nahezu  28  Millionen 
Gulden  in  den  Jahren  1848  und  1849,  femer  durch  Zuweisung 
von  der  Staatsverwaltung,  wobei  die  sardinische  Kriegsentschädi- 
gung mit  24  Millionen  Gulden  in  den  Vordei^rund  trat,  und  an- 
dere Bezüge.  Die  Gesammtsumme  des  1848  bis  Ende  1855  zuge- 
flossenen SUbers   betrug  69  Millionen  Gulden.    Die  Differenz  von 

V.  Gzoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  19 
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21  Millionen  in  Vergleichüng  mit  der  Silberaüsgabe  entepridit  der 
Verminderung  des  MUnzschatzes  von  70  auf  49  Millionen  Gulden. 

Die  iin  Umlaufe  befindliohen  Banknoten  betrugen  Ende 
1847  219  Millionen,  und  Ende  1848  223  Mülionen  Gulden;  dieser 
Umlauf  stieg  bis  zum  Jahre  1850  auf  255  Millionen  Gulden ,  und 
fiel  in  Folge  der  von  der  Staatsverwaltung  geleisteten  Rückzah- 
lungen im  Jahre  1853  bis  auf  188  Millionen  Gulden.  Die  Umtau- 
schung des  Staats-Papiergeldes  in  Banknoten  musste  natürlich  auf 
den  Betrag  der  circulirenden  Banknoten  erhöhend  einwirken,  so 
dass  derselbe  Ende  1854  die  Höhe  von  383'/,  MiHion  Gülden  er- 
reichte, zu  Ende  des  Jahres  1855  aber  wieder  auf  377,880.000  fl. 
herabgedruckt  War,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  dass 
der  Bankfond  durch  die  inzwischen  erfolgte  Ausgabe  von  49.379 
Actien  nahezu  verdoppelt  wurde.  Das  Yerhältniss  des  Münzschatzes 
zu  den  Banknoten  im  Umlaufe,  welches  Anfangs  1848  wie  1  : 3 
gestanden  war,  sank  im  Juni  desselben  Jahres  auf  1:9,  und  er- 
holte sich  bis  zum  Jahre  1853  auf  1:4.  In  Folge  des  Umtausches 
des  Staats-Papiergeldes  stand  es  Ende  1855  auf  1 :  T/^^, 

Das  Anweisungsgeschäft,  welches  hauptsächlich  durch 
den  Verkehr  der  Residenz-Stadt  mit  den  Kronländem  hervorgerufen 
wird,  bewirkte  im  Jahre  1848  einen  Umsatz  von  63  Millionen 
Gulden,  welcher  nach  Unterbrechung  des  Verkehres  mit  den  ung- 
rischen  Ländern  im  Jahre  1849  auf  347,  Millionen  zurückging,  seit- 
dem aber  im  stetigen  Steigen  bis  zum  Jahre  1853  die  Summe  von 
85  Millionen  Gulden  erreichte.  In  welchem  überraschenden  Ver- 
hältnisse dieser  Verkehr  seither  zunahm,  drückt  die  Ziffer  der  im 
Jahre  1854  und  1855  stattgefundenen  Bankanweisungen  mit  150 
und  154  Millionen  aus. 

Die  wichtigste  Geschäftsabtheilung  der  National -Bank,  das 
Escompte-Geschäft,  wodurch  die  erstere  zum  Regulator  des 
Verkehres  in  der  Monarchie  sich  erhebt,  war  zunächst  durch  die 
hierftlr  verftlgbar  bleibende  Summe  bedingt,  da  bei  dem  von  der 
National-Bank  festgehaltenen  geringen  Zinsfusse  von  4  Percent  die 
Anforderungen  zur  Escompte  stets  die  Möglichkeit  ihrer  BeiViedi* 
gung  zu  übersteigen  pflegen.  Die  im  Ganzen  esoomptirten  Summen 
blieben  in  den  ersten  sechs  Jahren  (1848  bis  1853)  nahezu  gleich 
auf  der  Höhe,  von  200  bis  230  Millionen  flir  escomptirte  Wechsel, 
und  erhoben  sich  erst  in  den  beiden  letzten  Jahren  in  Folge  des 
grösseren  diesem  GFeschäfle  gcM^dmeten  Fondes  und  der  in  den 
Kronlands-Hauptstädten   errichteten   Bank-Filial-Escompte-Anstalten 
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auf  325  und  414  HiUionen  Gulden.  Wenn  man  die  esoomptirten 
Central-Gasae-Anweieung^  in  Abzug  bringt  und  sich  auf  die  es- 
comptirten  Weeheelbriefe  beschränkt,  so  hatte  die  National -Bank 
in  ihrem  Portefeuille  eben  Wechselvorrath  von  24  Millionen 
Gulde^  zu  Ende  1848,  von  30  Millionen  zu  Ende  1850,  von  53 
Millionen  zu  Ende  1853,  von  73  Millionen  zu  Ende  1854  und  Von 
86yi  Millionen  zu  Ende  1855.  Demnach  waren  diesem  Geschäfte 
zu  Ende  1848  etwas  über  10  Percent  und  Ende  1855  nahezu  23 
Percent  des  Betrages  der  umlaufenden  Banknoten  gewidmet,  und 
das  Wechsel -Portefeuille  der  Nationd-Bank  war  auf  das  Dreifache 
gestiegen. 

Das  Leihgeschäft  war  in  den  ersten  Jahren  der  Periode 
1848  bis  1853  ein  untergeordnetes  geblieben,  da  die  gegen  einge- . 
legte  Pfiy;ider  erfolgten  Vorschüsse  zu  Ende  der  bezüglichen  Jalire 
nicht  mehr  als  14  bis  23  Millionen  Gulden  ausmachten.  Erst  im 
Jalire  1854  erhob  sich  zunächst  in  Folge  des  National-Anlehens 
und  der  an  die  ehemaligen  Grundherren  au6gefei*tigten ,  zur  Yer- 
piUndung  zugelassenen  Grundentlastungs-Obligationen  der  Gesanunt- 
betrag  der  geleisteten  und  bis  zu  Ende  des  Jahres  noch  ausstän- 
digen Vorschüsse  auf  48  Millionen  Gulden,  wovon  9  Millionen  auf 
die  fllial-Leihanstalten  in  den  Kronländem  entfielen.  Zu  Ende  1855 
hatte  eine  weitere  flrhöhung  auf  79  Millionen  Gulden  (wovon  15 '/^ 
Million  für  die  Filial-Leihanstalten)  stattgefunden.  'Zu  Anfang  der 
Periode  hatte  die  Verwendung  auf  das  Leihgeschäll  6  Percent,  im 
Jahre  1854  aber  bereits  12%  Percent  and  im  Jahre  1855  nahezu 
20  Percent  des  Betrages  der  Banknoten-Circulation  in  Anspruch 
genommen,  und  die  zu  Ende  des  Jahres  ausständigen  Vorschüsse 
hatten  sich  im  Laufe  der  Periode  mehr  als  verdreifachk 

Wenn  man  die  beiden  letzterwähnten  Geschäitsabtheilungen  der 
National-Bank ,  welche  fUr  den  Verkehr  die  einflussreichsten  sind, 
zusammenfasst,  so  zeigt  sich,  dasa  die  National-Bank  denselben  zu 
Ende  1848  38  Millionen  Gulden  oder  17  Percent  ihrer  Circulation, 
zu  Ende  1854  aber  121%  Million  Gulden  oder  mehr  als  31%  Per- 
cent, zu  Ende  1855  mehr  als  165%  Millionen  Gulden  oder  beinahe 
43  Percent  ihrer  (inzwischen  fast  auf  das  Doppelte  erhöhten)  Bank- 
noten-Circulation zuwendete. 

Das  Depositen-Geschäft,  bei  welchem  die  Nationai-Bank 
nur  als  Verwahranstalt  auftritt,  erhielt  sich  während  der  ganzen 
Periode  nahezu  auf  der  gleichen  Höhe  von  83  bis  90  Millionen  an 
hinterlegten  Werthen. 


aas 


ZuDächst  auf  den  Local-Verkehr  von  Wien  bezieht  ddi  das 
Giro-Geschäft  der  17ational-Bank,  dessen  Gang  die  Bewegung 
dea  Verkehres  sehr  merklich  ausdrückt.  -  Im  Jahre  1848  hatte 
dieses  Geschäft  noch  den  Betrag  von  121  Millionen  Gulden  umfiEisst; 
im  nächstfolgenden  Jahre  sank  es  auf  weniger  als  48  Millionen, 
und  erhob  sich  ziemlicli  regelmässig  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
auf  87,  115  und  191  Millionen,  bis  es  im  Jahre  1853  den  Höhe- 
punct  von  236  Millionen  Gulden  erreichte.  Nach  einem  unmerk- 
lichen Rückgänge  während  des  Jahres  1854^  Stellte  es  sich  1855 
auf  244V,  Million  Gulden. 

Der  Gesammtv erkehr  der  sämmtlichen  Bankcassen  erhielt 
sich  bis  zum  Jahre  1853  auf  der  nahezu  gleichen  Höhe  von  2.300 
Millionen  Gulden ;  nur  im  Jahre  1849  erhob  er  sich  auf  2.996  Mil- 
lionen und  1851  auf  3.166  Millionen  Gulden  in  Folge  ei^er  häufi- 
geren fiännahme  und  Ausgabe  von  Effecten  der  schwebenden  Staats- 
schuld nnd  des  Staats-Papiergeldes.  Der  Umtauschung  des  Staats- 
Papiergeldes  mit  Banknoten,  sowie  dem  erweiterten  Geschäftsumfange 
der  National-Bank  ist  es  zuzuschreiben,  dass  das  gesammte  Gassen- 
Revirement  derselben  im  Jahre  1854  auf  3.909  und  im  Jahre  1855 
auf  3.397%  MUUon  Guldeu  stieg. 

Der  Reserve-Fond)  welcher  für  die  Deckung  allftlliger 
Verluste  gegründet  ist,  betrug  Ende  1848  den  Nominal- Werth  von 
fünf  Millionen  Gulden,  und  stieg  allmählich  bis  Ende  1852  auf 
zehn  Millionen  Gulden;  da  dieser  Betrag  fUr  die  Bestimmung  des 
Reserve-Fondes  vollkommen  hinreicht,  wurde  letzterem  seither  kein 
weiterer  Betrag  zugewendet«  Der  Ciours- Werth  sdner  Effecten 
machte  Ende  1855  8,044.000  fl.  aus.  Femer  besteht  ein  Pen- 
sions-Fond fUr  die  Angestellten  der  National-Bank,  welcher  zu 
Ende  1848  aus  der  Summe  von  817.000  £L  bestand,  die  dch  bis 
Ende  1855  auf  den  Betrag  von  nahezu  einer  Million  Gulden  (nach 
dem  Cours-Werthe  der  ihm  zugehörigen  Elffecten  auf  1,074.500  fl.) 
erhöhte. 

Das  Gesammterträgniss  der  Bankverwaltung  wechselte 
zwar  nicht  bedeutend  in  seinem  Ausmaasse,  wohl  aber  in  den 
Elementen,  aus  welchen  es  gebildet  wird.  Im  Jahre  1848  betrug 
es  5,973.000  fl.,  bis  1850  stieg  es  auf  7,162.000  fl.,  sank  in  den 
Jahren  1851  und  1852  auf  6,969.000  und  5,453.000  fl.  herab,  und 
erhob  sich  in  den  Jahren  1854  und  1855  wieder  auf  6,802.000 
und  8,656.000  fl.  Die  Hauptursache  dieser  Schwankungen  liegt  in 
dem  Umstände,   dass  während  der  ersteren  Jahre  der  Periode  die 
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vorzflglichste  Quelle  des  Eiträgnisses  der  Bank  in  den  Zinsen  ftxt 
die  der  Staatsverwaltung  geleisteten  Yorschttsse  lag,  welche  durch 
die  in  den  nachgefolgten  Jahren  geschehenen  Rückzahlungen  des 
Staates  bedeutend  herabgesetzt  wurden.  Die  günstigen  Ergebnisse 
der  Jahre  1854  und  1855  aber  gründen  sich  auf  die  durch  die 
Yermehrung  des  Bankfondes  ermöglichte  Auedehnung  des  Oeschftfls- 
Yerkehres.  Bemerkenswerth  ist  übrigens,  dass  die  National-Bank 
im  Jahre  1848  aus  den  Staats-Zinsen  ein  Ertragniss  von  ungeftihr 
4\/^  Million  bezog  und  aus  den  filr  Yerkehr  und  Industrie  gewid- 
meten Beträgen  ein  Ertrftgniss  von  etwas  über  1*/,  Million  Gulden 
erhielt,  dass  sich  aber  dieses  Yerhfiltniss  bis  zum  Jahre  1855  ganz 
umgestaltet  hat,  indem  der  Ertrag  aus  dbn  Staats-Zinsen  noch  etwas 
über  2  Millionen,  jener  aus  dem  Escorapte-,  Leih-  und  Anwei- 
sungB-Oeschäfle  aber  beinahe  6  Millionen  ausmachte.  Um  auf  «die 
einzelnen  Elemente  des  Erträgnisses  einzugehen,  lieferte  das  Es- 
oompte-Geschäft  in  den  ersten  4  Jahren  2,600.000  bis  2,800.000 
Gulden,  wovon  jedoch  ungefthr  zwei  Dritttheile  für  die  Escomp- 
tirung  von  Staats-EfTecten  abzuziehen  sind,  so  dass  fllr  die  Handels 
Effecten  naJiezu  eine  Million  Gulden  erübrigt,  welcher  Betrag  in 
den  nachfolgenden  Jahren  auf  1%  Millionen  bis  2y^  Millionen  stieg. 
Das  Leihgeschäft  gewährte  in  den  Jahren  1848  bis  1852  einen 
Ertrag  von  500.000  bis  750.000' fl.,  welcher  sich  in  den  Jahren 
1854  und  1855  auf  1,300.000  und  2,723.000  fl.  erhöhte.  Die  Zinsen 
des  fruchtbringenden  Stammvermögens  rühren  zumebt  aus  den  illr 
die  Einziehung  des  Wiener-Währung-Papiergeldes  erhaltenen  Staats- 
Schuldverschreibungen  her.  Da  sich  durch  die  fortlaufende  ver- 
tragsmässige  Tilgung  der  Betrag  der  bezüglichen  Staatsschuld  ver- 
mindert, sank  auch  während  der  Periode  1848  bis  1855  die  Summe 
der  erwähnten  Zinsen  von  1,604.000  fl.  auf  1,208.000  fl.  herab. 
Der  Zinsenertrag  Itir  die  dem  Staate  geleisteten  Yorschüsse  machte 
im  Jahre  1848  die  Summe  von  604.000  fl.  aus,  stieg  bis  zum  Jahre 
1850  auf  1,795.000  fl.  und  verminderte  sich  bis  zum  Jahre  1855 
auf  923.000  fl.  Das  Anweisungsgeschäft,  seiner  Natur  nach  nicht 
lucrativer  Natur,  gewährte  einen  von  30.000  iL  auf  77.000  fl.  stei- 
genden Ertrag,  ebenso  wie  die  Zinsen  des  Reserve -Fondes  von 
252.000  fl.  auf  524.000  fl.  sich  erhöhten. 

Yon  den  Gesammterträgnissen  sind  die  auf  die  Gebarungs- 
Ergebnisse  der  betreffenden  Jahre  unmittelbar  Bezug  nehmen- 
den Auslagen,  also  nach  Ausscheidung  der  ausserordentlichen 
Positionen  (Yerluste  beim  Ankauf  der  Silberbarren ,  stattgefundene 


294 


Absclireibungen,  Zinsen  für  die  Einzahlungen  auf  die  neuen  Bank- 
Actien  etc.  etc.)^  in  Abzug  zu  bringen.  Diese  betrugen  1848  tlie 
Summe  von  622.000  fl.,  und  stiegen  bis  1852  auf  912.800  fl., 
dann  bis  1854  und  1855  auf  1,179.000  und  1,301.000  fl.  Die  Std- 
genmg  der  Auslagen  gründet  sich  theils  auf  die  mit  der  Ausdeh- 
nung des  Geschäftsbetriebes  und  mit  d^  Errichtung  der  neuen 
Bank-fllial-Gassen  und  Escompte-Anstalten  im  Einklänge  stehende 
Vermehrung  der  allgemeinen  Regie-Kosten,  hauptsächlich  aber  auf 
die  seit  dem  Jahre  1850  aus  den  Erträgnissen  der  National-Bank 
entrichtete  Einkommensteuer,  welche  sich  in  den  Jahren  1852  bis 
1855  auf  206.600,  286.565,  417.145  und  418.467  fl.  belief. 

Hiemach  ergibt  sich  der  aus  dem  regelmässigen  Geschäfts- 
betriebe der  National-Bank  hervortretende  Ueberschuss,  welcher 
nach  Abrechnung  der  zur  Bedeckung  der  aussergewöhnlichen  Aus- 
iagen  und  Abschreibungen  zur  Verstärkung  des  Reserve -Fondes 
und  zur  Vertheilung  an  die  Actionäre  bestimmt  ist.  Dieser  Ueber- 
schuss belief  sich  im  Jahre  1848  auf  5,351.000  fl.,  erhob  sich  bis 
zum  Jahre  1850  auf  6,335.000  fl.,  wich  in  den  Jahren  1852  und 
1853  um  nahezu  2  Millionen  Gulden  zurück,  und  erreichte  in  den 
Jahren  1854  und  1855  die  Höhe  von  5,623.000  und  7,355.000  fl. 
Das  Zurückweichen  der  Ueberschüsse  in  den  Jahren  1852  und 
1853  gründet  sich  auf  die  durch  Gapitals-Rückzahlungen  hervoiige- 
rufene  Verminderung  der  von  der  Staatsverwaltung  zu  entrichtenden 
Zinsen,  und  darauf,  dass  wegen  Mangel  an  Fonds  den  übrigen 
Geschäften  der  National-Bank  noch  nicht  jener  Aufschwung  gege- 
ben werden  konnte,  welcher  die  Ausgleichung  des  Ausfalles  in 
dem  Zinsenertrage  hätte  bewerkstelligen  können. 

Mit  den  erzielten  Ueberscliüssen  wurden  in  den  Jahren  1848 
und  1849  die  Verluste  bei  dem  in  Folge  der  Ereignisse  im  Jahre 
1848  nothwendig  gewordenen  Silberbarreh-Ankaufe  mit  1,985.000 
und  1,256.000  fl.,  in  den  Jahren  1850  und  1851  die  stattgefundene 
Abschreibung  der  Zinsen -Forderungen  für  die  mit  unverzinslichen 
Banknoten  eingelösten  Central-Casse-Anweisungen  und  Reichsschatz- 
scheine mit  908.000  und  1,392.000  fl.,  in  den  Jahren  1849  und 
1852  die  Abschreibungen  an  dem  Werthe  der  Bankgebäude  mit 
400.000  und  94.900  fl.,  dann  in  den  Jahren  1853,  1854  und  1855 
die  Zinsen  ftlr  die  auf  hinausgegebene  neue  Bank -Actien  ein- 
geflossenen Theilzahlungen  mit  461.700,  1,320.300  und  55.300  fl. 
bedeckt.  Der  erübrigte  Rest  wurde  zur  Vertheilung  an  die  Actio- 
näre   und   zur  Venstärkung  des   Reserve-Fondes  verwendet,    ftlr 
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welchen  jedoch  seit  dem  Jahre  1853  nichts  mehr  zurückgelegt 
wurde,  weil  er  zu  Ende  des  Jahres  1852  bereits  die  seiner  Bestim- 
mung entsprechende  Höhe  von  10  Millionen  Gulden  erreicht  hatte. 

Die  den  Acüonären  hinausgegebenen  Dividenden  beliefen 
sich  in  den  Jahren  1848  bis  1851  gleichmftssig  auf  3,290.000  fl. 
oder  65  fl.  für  jede  Actie,  in  den  Jahren  1852  bis  1854  aber  auf 
3,540.000,  4,200.000  und  4,300.000  fl.,  oder  70,  83  und  85  fl.  für 
jede  der  bestandenen  50.621  Stück  Actien.  Im  Jahre  1855  wurden 
7,300.000  fl.  vertheUt;  allein  für  jede  Actie  entfielen  dennoch 
nur  73  fl.,  weil  von  diesem  Jahre  angefimgen  die  neu  hinzuge- 
kommenen 49.379  Actien  in  den  G^uss  der  Dividende  traten,  so- 
mit die  Vertheilung  des  Ueberschusses  auf  100.000  Actien  ausge- 
dehnt werden  musste.  Nachdem  die  ursprüngliche  Actien-Einliige 
1.000  fl.  Wiener-Währung-Pbpiergeld  und  100  fl.  in  Silbermünze, 
oder  nach  dem  Gonrse  berechnet,  zu  welchem  die  Staatsverwaltung 
das  eingezahlte  Papiergeld  durch  Obligationen  bedeckte,  600  fl.  in 
SUbermtlnze  ausmachte,  ergibt  sich  während  der  erwähnten  Periode 
eine  Verzinsung  dieses  Actien-Capitales,  und  zwarf  in  jedem  der 
ersten  vier  Jahre  von  10%  Percent,  in  jedem  der  nachfolgenden 
drei  Jahre  von  11%  bis  14V«  Percent  und  im  Jahre  1855  von 
lOy,  Percent.  Zur  genaueren  Nachweisung  des  eben  behandelten 
Details  der  Qebarung  der  National-Bank  in  der  Epoche  1848  bis 
1855  dient  die  beifolgende  zifTemmässige  Uebersicht 

Im  April  des  Jahres  1848  wurde  unter  der  Leitung  und  Anf- 
acht der  österreichischen  National-Bank  ein  Aushilfs-Comit^ 
gegründet,  welches  den  Zweck  hatte,  den  Wiener  Hand  ei s- 
und  Fabriks-Stand  durch  erleichterte  Credit -Gewährung  vor 
den  Folgen  der  damaligen  Erschütterung  zu  bewahren.  Es  ward 
von  der  National-Bank  mit  einem  Fonde  von  vier  Millionen  Gulden 
dotirt,  und  stand  unter  der  Leitung  von  zwei  Bank-Directoren, 
welchen  sich  die  aus  dem  Wiener  Handelsstande  gewählten  Cen- 
soren  beigesellten.  Es  gewährte  Credit  auf  Wechsel,  welche  min- 
destens die  Haftung  zweier  als  solvent  betrachteten  Finnen  an 
sich  trugen,  und  schoss  zum  Theile  auch  Geld  auf  verpfändete 
Waaren  vor.  Das  Aushiifs-Comit^  setzte  seine  Wirksamkeit  bis 
zum  Jahre  1853  fort,  wo  an  dessen  Stelle  die  nieder-österreichische 
Escompte- Anstalt  trat,  und  erflillte  seinen  Zweck  so  vollständig, 
dass,  Dank  der  Ehrenhaftigkeit  des  Wiener  Handelsstandes,  dabei 
kein  nennenswerther  Verlust  eintrat  und  nahezu  die  Gresammtlieit 
der  vorgestreckten  Summen  zurückbezablt  wurde. 
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ESinen   ähnlichen   Ursprung  hatte   das  Comit^  zur  Unter- 
stützung mittellose^  Gewerbsleute  in  Wien.    Durch  die 
Ereignisse  des  Frühjahres  1848,  waren  viele  industrieUe  Unterneh- 
mungen in's  Stocken  gerathen,  und  eine  nicht  geringe  Anzahl  von 
Gewerbsleuten   sammt  den  von  ihnen   beschäftigten  Arbeitern   in 
ihrem  täglichen  Erwerbe  bedroht.    Die  auf  öffentliche  Kosten  un- 
ternommenen Arbeiten  vermochten  dem  Uebel  nicht  zu  steuern, 
abgesehen  davon,  dass  hierdurch  die  Arbeiter  ihrer  gewöhnlichen 
Beschäftigung  entzogen  wurden  und  die  Anhäuftmg  so  vieler  leicht 
in  Aufregung  zu  versetzenden  Arbeiter  unter  den  diunaligen  Um- 
ständen  für  die  öffentliche  Sicherheit  bedenklich  war.    Nachdem 
die  National-Bank  unter  Haftung  der  Staatsverwaltung  dnen  zins^i- 
ireien  Yorschuss  von  zwei  Millionen  Gulden  auf  zwei  Jahre  zur 
Unterstützung  der  mittellosen  Gewerbsleute  zugestanden  hatte,  trat 
unter  Leitung  der  Ministerien  des  Handels  und  des  Innern  im  Sep- 
tember 1848  ein  Comit^  patriotischer  Männer  zusammen,   welches 
sich    zur  Aufgabe   machte,     mit   Hilfe  jenes  Credites   die    vom 
Drucke  der  2jeit  betroffenen  Gewerbtreibenden  insolange  zu  unter- 
stützen,  bis  Gewerbe  und  Handel  eine  günstigere  Wendung  ge- 
nommen hatten,  und  durch  Wiederbelebung  der  G^werbsthätig^eit 
die  bei  den  verschiedenen   auf  Kosten  des  Staates  und  der  Ge- 
meinde  unternommenen   Bauiührungen   beschäftigten   Arbeiter  zu 
ihrem  regelmässigen  Erwerbe  zurückzuftlhren.    Die  Unterstützung 
bestand  in  Zutheilung  von  Geldvorschüssen  als  Abschlagszahlungen 
auf  Bestellungen,   welche  vom  Gomit^  ausgingen,  oder  als  Vor- 
schüsse von  10  bis  50  fl«  an  solche  Bedürftige,  welche  für  directen 
Absatz  arbeiteten,   femer   in  Zutheilung  von  Rohstoffen,   welche 
das  Comit^  selbst  einkaufte,  endlich  in  Anweisung  auf  Arbeit,  in- 
sofeme  das  Comitö  Bestellungen  für  öffentliche  Zwecke  erwirkte 
oder  für  den  Verkauf  in  das  Ausland  ertheilte.    Unterstützt  wurden 
jene   mittellosen   Gewerbsleute  von  Wien,  welche   steuerpflichtig 
sind,  durch  Fleiss,  Tüchtigkeit  und  moralischen  Charakter  empfeh- 
lungswürdig erschienen,   und  deren   Gewerbe  nur   in   Folge  der 
Zeitumstände  ins  Stocken  gerathen  waren.    Die  Mittel  liierzu  fknd 
das  Comit^  neben   den  freiwilligen  Beiträgen,    welches  zu  erlan- 
gen  vermochte,    hauptsächlich   in    dem    vom   Finanz -Ministerium 
zugesicherten  Betrage  von  einer  halben  Million  Gulden,  welcher  in 
der  Folge  auf  mehr  als  das  Doppelte  erhöht  wurde.    Die  Mitglieder 
des   Comit^^s   leisteten   ihre  Mitwirkung  unentgeltlich.      Letzteres 
versammelte    sich    wöchentlich  zweimal,    ein   engerer  (aus  sechs 
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.MitgHedern  beBtebender)  OeichäftsausschuBs  aber  ii]n|;irte  Uiglich. 
Jede  Oewerba-Corporation  wläilte  auB  ihrer  Mitte  YertmuenBinänner^ 
welche  die  BedürfiiiBse  ihreB  OewerbsstandeB  erhoben ,  die  Gesuche 
ihrer  unterstützungsbedürftigen  Oewerbegenossen  einzeln  übemalt- 
men,  prüften  und  mit  ihrem  Gutachten  dem  engeren  OeBchäfts- 
auBschuBBe  übergaben.  In  dieser  Art  wurde  der  geülhrliche  Ver- 
such der  Einrichtung  allgemeiner  Werkstätten  glücklich  vermieden, 
und  den  bedürftigen  Gewerbsleuten  das  Mittel  gewährt,  sich  bis 
zu  der  Wiederkehr  geordneter  ErwerbszuBtände  Arbeit  und  Unter- 
balt  zu  verschaffen.  Der  Umsicht  des  Gomit^^s  gelang  es,  unter- 
stützt durch  die  Ehrenhaftigkeit  der  betheilten  Gewerbsleute,  diesen 
Zweck  ohne  irgend  namhafte  Verluste  zu  erreichen,  und  die  wohl- 
thätige  Unterstützung  ohne  ein  bedeutendes.Opfer  bis  zu  dem  Zeit- 
puncte  fortzufllhren,  wo  die  ITothwendigkeit  seines  ferneren  Be- 
^  Standes  entfiel.    Seine  Auflösung  erfolgte  im  Jahre  1854. 

Die  in  Folge  Allerhöchster  Enlschliessung  vom  16.  November 
1853  gegründete  nieder-österreichische  Escompte-Gesell- 
Schaft  verfolgt  zunächst  den  Zweck,  die  Wohlthat  der  Credit- 
Gewährung  jenen  Handels-  und  Gewerbsleuten  des  Kronlandes  zu- 
zuwenden, welche  sich  den  Credit  nicht  durch  bankfähige  Wechsel 
zu  verschaffen,  sonst  aber  hinreichende  Sicherheit  zu  gewähren 
vermögen.  Die  'Escompte- Gesellschaft  selbst  geniesst  behufs  der 
Ausdehnung  ihrer  Operationen  bei  der  National^Bank  gegen  4per- 
centige  Verzinsung  einen  Credit,  welcher  neuerlich  von  8  auf  10 
Millionen  Gulden  erhöht  wurde.  * 

'  Ihre  Statuten  (genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  In- 
nern vom  16.  December  1853)  enthalten  die  folgend«!  Bestimmungen: 

Die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  ist  eine 
Actien-Gesellschaft;  jeder  Actionär  ist  Mitglied  derselben^  Theilnehmer 
aber  Derjenige,  welcher  das  Recht  erlangt  hat,  bei  der  Qesellschaft  Credit 
ansusprechen  (Credit-Inhaber).  Der  Fond  der  Gesellschaft  soll  aus  10  Millio- 
nen Gnlden  bestehen  und  durch  20.000  auf  den  Namen  der  Actionäre  lautende 
Actien  gebildet  werden,  wovon  vorläufig  nur  die  Hälfte  ausgegeben  wird. 
Jeder  Actionär  ist  Miteigenthümer  an  dem  ganzen  Gesellschafts- Vermögen, 
und  geniesst  Zinsen  von  4  Peroent  auf  den  Nennwerth  seiner  Actien. 
Von  dem  übrigen  jährlichen  Reinertrage  werden  80  Peroent  als  Dividende 
an  die  Actionäre  vertheilt,  der  Rest  von  20  Percent  aber  in  zwei  Theile 
getheilt,  wovon  der  eine  mit  6  Percent  in  einen  Reserve-Fond  der  Gesell- 
schaft einbezogen,  der  andere  mit  15  Peroent  aber  zur  Bildung  eines  be- 
sonderen Reserve-Fonds  für  die  theilnehmenden  Credit-Inhaber  verwendet 
wird,   welcher  letztere  die  Bestimmung  hat,   Zahlungsrückstände    und 
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Ein  ungjemein  wiohtiges  Institut  #lr  den  Aufschwung  des  Ver- 
kehi^s  im  Allgemeinen,  insbesondere  aber  fär  das  Zustandekommen 

Yerlusle  zu  becleckea,  die  entstehen.  wennCredit-Inhaber  ihre  Verbindlich- 
keiten  gegen  die  C^esellschaft  am  Verfallstage  ^ht  erfüllen.  Die  Geschäfte 
der  Gesellschaft  zerfallen: 

Ji.'ln  solche,  welche  unmittelbar  zum  Zwecke  haben,  den  Credit -In- 
habern Statuten  massig  Geldmittel  zuzuwenden,  und  zwar  nach  Maassgabe 
der  jedem  Einzelnen  zugestandenen  Credit-Bethdligung. 
Zu  diesen  Geschäften  geliören: 

a)  das  Eseomptiren  von  gezogenen  auf  Conventions  -  Münze  lautenden 
Wechseln  und  eigenen  Wechseki  im  Betrage  von  mindestens  50  fL,  welche 
vom  Tage  der  Einreichung  nicht  weniger  als  5  Tage  und  nicht  mehr  als 
6  Monate  zu  laufen  haben,  in  Wien  oder  auf  Plätzen,  wo  eine  Filiale  der 
österreichischen  National-ßank  oder  eine  Agentie  der  Escompte-Gesellschaft 
besteht,  zahlbar  sind,  und  welclie  ausser  der  Haftung  des  Credit-Inhabers^lie 
Haftung  von  noch  wenigstens  einer  ids  solvent  betrachteten  Firma  darbieten; 

b)  das  Eseomptiren  von  nicht  länger  als  4  Monate  laufenden  Tratten, 
welche  von  der  nieder -österreichischen  Escompte- Gesellschaft  auf  Credit- 
Inhaber  gezogen  sind ,  und  welche  nicht  bloss  mit  dem  Accepte  der  Credit- 
Inhaber  versehen,  sondern  auch  durch  Deponirung  von  der  Entwerthung 
nicht  unterliegenden  Waaren  mit  vollkommener  Sicherheit  bedeckt  werden ; 

c)  das  Eseomptiren  eigener,  die  Verfallzeit  von  4  Monaten  nicht  über- 
schreitender Wechsel  dei'  Credit-Inbaber  ohne  Bedeckung,  welche  Credit- 
Gewährung  jedoch  nur  für  höchstens  den  vierten  Theil  der  Credit-Bethei- 
ligung  stattfinden,  und  nicht  zugleich  erneuert  werden  kann; 

d)  das  Eseomptiren  von  Wechseln ,  welche  auf  eine  protokollirte  Firma 
des  Wiener  Platzes  gezogen  und  von  derselben  acceptirt  oder  von  einer 
solchen  Firma  ausgestellt  sind,  im  Betrage  von  mindestens  50  11.,  deren 
noch  abzulaufende  Verfallfrist  100  Tage  nicht  überschreitet,  und  welche 
von  dem  Censur-Collegium  ohne  Berücksichtigung  der  Firma  des  Credit- 
Inhabers,  der  sie  zum  Eseomptiren  übergibt,  für  vollkommen  sicher  er- 
kannt werden; 

e)  der  Verkauf  von  Wechseln  auf  das  Ausland  unter  dem  Giro  der 
Gesellschaft; 

f)  die  Eincasstrung  von  unpri^udicirten  Wechseln  im  Betrage  von 
«niild^tens  300  ß.  in  allen  erheblichen  Verkehrsplätzen  der  Monarchie. 

B.  In  andere  Geschäfte ,  durch  welche  die  fruchtbringende  Verwendung 
der  zu  den  Geschäften  A«  nicht  erforderlichen  Fonde  der  Gesellschaft  beab- 
sichtiget wird. 

Hierzu  gehört: 

a)  die  EsoompUrung  von  bankmässigen  Wechseln; 

b)  der  Ankauf  von  Effecten  der  schwebenden  »Staatsschuld,  welche 
auf  Verlangen*  oder  höchstens  nach  3  Monaten  rückzahlbar  sind. 
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und*  das  Oedeiben  der  gröBseren  geseHfichaftlichen  UnternehniungeD 
ist  die  m\  Beginne  des  Jahres  1856  gebildete  Credits-Anstalt 

C.  In  solche,  welche  die  BefÖrderang  eines  grösseren  Geschäftsam- 
satzes  bezwecken,  d.  i.:  ,  * 

a)  in  dem  Reesoomptiren  der  Wechsel,  welche  darchEsoomptiren  ein- 
gegangen sind,  unter  dem  Giro  der  QeseUschaffc; 

b)  in  der  Uebernahme  von  Geldern  in  laufender  Rechnang  oder  auf 
längere  bestimmte  Termine. 

Die  dem  Esoompte- Geschäfte  gewidmete  Summe  darf  den  fünffachen 
Betrag  des  wirklich  eingezahlten  Actien-Fondes  nicht  überschreiten.  Es 
ist  der  Gesellschaft  nicht  gestattet,  Darlehen  auf  GoJd  oder  Silber  oder 
auf  Wechsel  in  ausländischer  Valuta  zu  geben.  Die  Geschäfte  der  Gesell- 
schaft wei-den  von  einer  periodisch  einzuberufenden  General-Versammlung 
lüid  von  einem  Verwaltungsratjie  geführt  Als  Hilfs- Organe  sind  den- 
selben eigens  aufgenommene  Beamte,  an  deren  Spitze  ein  Dlreetor  und 
ein  Stellvertreter  desselben,  und  Diener  beigegeben.  Jeder  Actionär, 
welcher  wenigstens  5  auf  seinen  Namen  lautende  Actien  3  Monate  vor 
der  Einbei'ufung  besitzt  und  8  Tage  vor  dem  Zusammentreten  depo- 
nirt,  ist  Mitglied  der  General -Versammlung;  er  hat  Immer  nur  eine 
Stimme.  Eine  General -Versammlung  findet  regelmässig  Jährlich  einmal 
Statt  Dieselbe  vernimmt  den  Beriebt  des  Verwaltungsrathes  über  die 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  und  beschliesst  über  die  Anträge  des 
Rechnungs-KeviBions-Ausschnsses.  Sie  bestimmt  das'Ausmaass  der  Divi- 
dende und  entscheidet  über  die  Vennehrung  des  Actien -Fondps;  sie  er- 
wählt die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  bestimmt  die  Bezüge  deiv 
selben,  sowie  des  Comit^'s  der  Credit-Inhaber ;  sie  entscheidet,  jedoch  nur"^ 
mit  einer  Stimmenmehrheit  von  drei:  Viertheilen  der  Abstimmenden  und 
vorbehaltlich  der  Allerhöchsten  Genehmigung,  über  Anträge  auf  Verän^ 
derung  der  Statuten,  Verlängerung  oder  Abkfirzung  der  Dauer  der  Q^ 
Seilschaft,  sowie  auf  Erweiterung  ihres  Greschäftsbetriebes.  Der  Verwalk 
tnngsrath  besteht  aus  12  Mitgliedern,  welche  in  Wien  wohnende  stimmfähige 
Actionäre  sind;  ihr  Amt  dauert  d  Jahre,  der  Präsident  sammt  seinen  2 
Stellvertretern  wird  aus  ihrer  Mitte  für  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt. 
Der  Verwaltungsrath  repräsentirt  ^ie  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als 
gesetzlich  Bevollmächtigter;  er  ernennt  den  Geschäfts -Director  sowie  die 
übrigen  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  besthnmt  den  Wirkungs- 
kreis derselben  und  ihre  Bezüge,  er  ernennt  unter  gleicher  Bestimmung 
die  Beamten  und  Diener  des  Coaäiü's  der  Credit -Inhaber  über  Vorschlag 
desselben,  femer  bezeichnet  S  die  Orte  zur  Errichtung  von  Agentien  und 
ernennt  die  Agenten.  Er  verfügt  über  die  Aufbewahrung  der  Gelder, 
Effecten  und  Urkunden  der  Gesellschaft,  sowie  der  deponirten  Waaren, 
fährt  die  Mitsperre  der  Gassen,  bestimmt  den  Zinsfuss  für  die  EscompU- 
rongen  der  Gesellschaft,  sowie  die  vorkommenden  (Geschäfts- Provisionen« 
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far  J^andel  und  Gewerbe.  Die  Bedeutung  dieses  Institutee 
wird  aus  ihren  Statuten  ersichtlich,  welche  zur  Ebrlangung  einer 

steUt  die  Anträge  zur  Abänderung  der  Statuten  oder  Vermehrung  des 
Actien-Fondes,  und  entscheidet  in  sllen  Fällen ,  welche  nicht  ausdrücklich 
der  Generai-YerBanunlung  vorbehalten  sind.  Der  Vorsitseende  ist  berech- 
tigt, die  Ausführung  eines  mit  Stimmenmehrheit  gefassten  Beschlusses 
bis  zur  nächsten  Sitsung  zu  sistiren;  wird  jedoch  in  dieser  der  Beschluss 
bestätigt,  so  erfolgt  die  Ausführung. 

Die  Theilnahme  an  der  Escompte-Oesellschaft  wird  nur  in  Folge  eines 
Ansuchens  an  ehrenhafte,  in  Nieder -Oesterreich  ansässige,  erwerbfahige 
und  solvente  Personen  zugestanden.  Die  Aufnahme  als  Theilnehmer  ge- 
währt das  Recht,  einen  bestimmten  innerhalb  gewisser  Gränzen  einge- 
schlossenen Credit,  welcher  mittelst  der  bei  A.  aufgezählten  Geschäfte 
gewährt  wird,  bei  der  Gesellschaft  anzusprechen,  und  an  allen  Statuten- 
massigen,  den  Credit-Iqhabem  zustehenden  Vortheilen  Theil  zu  nehmen; 
dagegen  übernimmt  jeder  Credit -Inhaber  vom  Tage  seines  Eintrittes  die 
Mithaftung  für  die  sämmtlichen  Verbindlichkeiten  der  übrigen  Creditrinhaber 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Höhe  seiner  Credit -Betheiligung.  Der 
mindeste  Betrag,  für  welchen  eine  Credit -Betheiligung  stattfindet,  ist 
300  £. ,  der  höchste  darf  2  Peroent  des  jeweilig  baar  eingezahlten  Actien* 
Fondes  nicht  übersteigen;  doch  darf  über  Ansuchen  eine  Erweiterung  der 
ursprünglichen  Credit-Betheilignng  auf  das  Doppelte  derselben  zugestanden 
werden,  welche  aber  ausschliesslich  nur  durch  Einreichung  der  unter 
A.  d)  bezeichneten  Wechsel  benützt  werden  kann.  Jeder  zugelassene 
Theilnehmer  ist  bei  seiner  Aufnahme  verpflichtet,  5  Pereent  des  ihm  zu- 
gesprochenen Credites  baar  einzuzahlen.  Ans  diesen  Einzahlungen  wird 
ein  Sicherstellnngs-Fond  gebildet,  welcher  ein  Eigenthum  der  einzelnen 
Theilnehmer  ist,  aber  mit  seiner  Gesammtheit  für  die  Verbindlichkeiten 
aller  Theilnehmer  g^n  die  Gesellschaft  haftet  Diese  Einzahlungen  wer- 
den zu  den  statutenmässigen  Geschäften  verwendet  und  mit  4  Percent 
jährlich  verzinset.  '  Der  Bewerber  um  die  Theilnahme  muss  das  Vorhan- 
densein der  statutenmässigen  Eigenschaften  darthun,  zugleich  aber,  wenn 
er  nicht  Mitglied  und  nicht  in  Wien  wohnhaft  ist,  ein  in  Wien  befind- 
liches Domicil  namhaft  machen.  Die  Credit -Fähigkeil  kann  ganz  oder 
theilweise  über  Bürgschaft  dritter  Personen  und  gegen  Verpfändung  öster- 
reichischer Staatspapiere  oder  anderer  börsenmässiger  gut  verwerthbarer 
Effecten  zugestanden  werden.  Das  Comit6  der  Credit-Inhaber  begutachtet 
das  Gesuch,  und  stellt  den  Antrag  darüber  bei  dem  Verwaltungsrathe, 
welcher  die  beantragte  Credit -Summe  heflibsetzen  oder  eine  vermehrte 
Sicheratellung  verlangen  kann,  im  Uebrigen  aber  an  den  Antrag  des 
Comit6*s  gebunden  ist  Wenn  ein  Credit-Inhaber  seinen  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Ctes^schaft  am  Verfallstage  nicht  nadikömmt,  wird  die  Zah- 
lung aus  dem  Reserve-Fonde  der  Credit-Inhaber,  und ,  ist  dieser  erschöpft, 
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oäheren  Einsicht  in  die  Verh&ItmBse  dieser  Anatalt^  an  deren  Ge- 
deihen sich  so  viele  und  grosse  Erwartungen  knüpfen,  hier 
ihrem  ganzen  Inhalte  nach  aufgeführt  werden.  ^ 


aus  dea  von  den  Credit- Inhabern  aingezahl|en  Beiträgen  geleistet.  Der 
sonach  angegriffene  SicherheiCs-Fond  ist  sogleich  durch  Zuzahlungen  aller 
Gredit-Inhaber  zu  ergänzen,  welcher  Ergänzungsbetrag  sammt  4percen- 
tigen  Zinsen  ans  dem  Reserve-Fonde  derCredit-Inhaber,  sobald  er  hierzu 
ausreicht^  rückerstattet  wird.  Wenn  ein  Credit-Inhaber  binnen  15  Tagen 
die  abgeforderte  Nachzahlung  nicht  leistet,  oder  sdne  Zählungen  über- 
haupt eingestellt  hat,  wird  er  aus  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  ausge- 
schlossen. Ein  Credit-Inhaber,  welcher  die  aus  seinem  Giro  erwachsenen 
Verbindlichkeiten  nicht  zur  reebten  Zeit  erfüllt,  oder  dessen  Acoept  wegen 
Mangel  an  Zahlung  protestirt  wird,  kann  seinen  Credit  bei  der  Gesell- 
schaft nicht  mehr  benützen.  Die  Betheiligung  eines  Credit-Lphabers  kann 
sowohl  durch  einen  Beschluss  des  ComiWa  als  des  Verwaltungsrathes  ohne 
Angabe  der  Gründe  vermindert  oder  ganz  aufgehoben  werden: 

Wenn  ein  Credit-Inhaber  sein  Verhältniss  zur  Gesellschaft  auflöst,  hat 
er  vom  Tage  der  gemachten  Anzeige  nicht  mehr  das  Recht,  von  seinem 
Credite  Gebrauch  zu  machen,  bleibt  aber  noch  bis  zu  dem  binnen  6  Mo- 
naten vom  Tage  seiner  Kündigung  nächstfolgenden  Bilanz -Abschlüsse  in 
der  Haftung  eines  Credit-InhaberS.  Zur  Ausübung  der  Rechte  der  Credit- 
Inhaber  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  wird  ein  grösserer  und 
ein  engerer  Ausschuss  (Cpmit^)  aus  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  gebildet, 
und  denselben  zur  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte  eine  bestimmte  Zahl' 
von  Beamten  und  Dienern  beigegeben«  Der  grössere  Ausschuss  besteht 
aus  allen  jenen  Credit-Inhabem,  welclie  eine  Credit-Belheiligung  von  nicht 
weniger  als  2.500  fl.  gemessen;  er .  versammelt  sich  jährlich  wenigstens 
zweimal,  und  nimmt  dabei  die  Wahl  der  Mitglieder  des  C(»nit6's,  der 
Rechnungs  -  Revision -Commission,  des  liquidations- Ausschusses  vor.  Der 
engere  Ausschuss  (Comit^)  repräsentirt  die  Gesammtheit  der  Credit-Inhaber 
sowohl  der  Gesellschaft,  als  jedem  einzelnen  Credit-Inhaber  gegenüber. 
Seine  Mitglieder  werden  aus  der  Zahl  der  stimmfähigen  Credit-Inhaber 
gewählt;  ihre  Zahl  darf  nicht  unter  18  und  nicht  über  36  seyn,  und  we- 
nigstens der  dritte  Theil  davon  muss  aus  Industrielleu  und  Gewerbetrei- 
benden bestehen.  Das  Comit^  wählt  aus  seinen  Mitgliedern  diejenigen, 
die  dem  Censur-Collegium  beizuwohnen  haben,  es  berathet  über  die  Auf- 
nahme von  Credit-Inhabern ,  über  die  Grösse  des  einem  solchen  zu  bewil- 
ligenden Credites,  und  leitet  den  Beschluss  an  den  Verwaltungsrath.  Zur 
Giltigkeit  dieser  Beschlüsse  müssen  wenigstens  12  Mitglieder  anwesend  sein, 
und  zwei  Dritttheile  davon  einwilligen. 

'  Statuten  der  kaiserl.  königh  privilegirten  österreichischen  Credits- 
Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe. 
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Von  dem  Actien-Capitale  von  sechzig  Millionen  Gulden  be- 
stimmten die  Gründer  einen  Betrag  von  fünfzehn  Millionen  Golden 

Erster  Titel.    Ailgemeine  Bestimm angen. 

§.  1.  Die  k.  k.  priv.  österreichische  Credits- Anstalt  für  Han4el  and 
Gewerbe  ist  ein  ^uf  Actien  gegründeter  Pri^t^Verein  zum  Betriebe  der  in 
diesen  Statuten  bezeichneten  Geschäfte.  Dieselbe  steht  jinter  dem  Schatze 
und  unter  der  Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung.  Die  Firma,  lautend: 
„k.  k.  priv.  österreichische  Credits- Anstalt  ftir  Handel  und  Gewerbe**  wird 
bei  dem  Handelsgericht«  in  Wien  protokollirt. 

§.  2.  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  Sie  errichtet  nach 
Elrforderniss  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  Filiale  in  der  ganzen 
Monarchie.  Die  Filiale  werden  für  einen  oder  mehrere  der  in  diesen  Sta- 
tuten bezeichneten  Geschäftszweige  errichtet;  es  stehen  ihnen  dieselben 
Rechte  und  Pflichten  wie  der  Anstalt  selbst  zu.    ' 

§.  3.    Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  90  Jahre,  von  dem  Tage  der 
Allerhöchsten  Genehmigung  dieser  iStatuten  an  gerechnet,  festgesetzt 
Zweiter  Titel.    Von  den.  Geschäften  der  Anstalt 

§.  4.  Die  Gesellschaft  ist  zu  nachfolgenden  Geschäften  befugt:  a)  ver- 
zinsliche Vorschüsse  zu  geben  auf  österreichische  Staatspapiere  und  Grund- 
entlastungs-Obligationen ,  auf  Actien  und  Obligationen  inländischer  Unter- 
nehmungen ,  auf  Obligationen  aus  Credits-Operationen  einzelner  Kronländer, 
Bezirke  oder  Gemeinden ,  dann  auf  Rohproducte  und  Waaren ;  b)  österrei- 
chische Staatsanleihen,  Credits*Operationen  einzelner  Kronländer,  Bezirke 
oder  Gemeinden  zu  übernehmen,  oder  sich  daran  zu  foetheiligen,  und  an 
Dritte  zu  überlassen;  c)  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
industrielle  oder  sonst  das  öffentliche  Wohl  fordernde  Unternehmungen 
aller  Art  innerhalb  der  österreichischen  Monarchie  zu  errichten,  zu  diesem 
Ende  die  Umstaltung  schon  bestehender  Gesellschaften  in  Actien -Gesell- 
schaften zu  bewirken,  und  für  alle  derlei  Unternehmungen  und  Gesell- 
schaften Actien  und  Obligationen  auszugeben;  d)  alle  Arten  von  österrei- 
chischen Staatspapieren,  von  inländischen  Industrie -Effecten,  dann 
Privat-Schuld  verSchreibungen  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  zu  verpfänden 
und  gegen  andere  Werthsgegenstände  zu  vertauschen;  e)  Effecten  und 
Werthspapiere  jeder  Art  in  ihren  Depositen-Cassen  aufzunehmen  und  auf- 
zubewahren ;  f)  die  Eincassirung  und  Auszahlung  von  Interessen-Coupons 
und  von  Dividenden ,  sowie  die  Einbringung  von  anderen  Forderungen  für 
Rechni)ng  Dritter  zu  besorgen;  g)  Geldbeträge  in  laufende  Rechnung  zu 
übernehmen,  und  Bankgeschäfte  zu  betreiben. 

§.  5.  Die  Credits-Anstalt  ist  berechtiget,  eigene  verzinsliche  Schuld- 
verschreibungen auszugeben.  Der  Gesammtbetrag  der  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen, muss  stets  durch  den  Werth  der  in  den  Gassen  der  Ge- 
sellschaft befindlichen ,  ihr  eigen thümlichen  Staatspapiere  und  Privat-EiSTecten 
vollkommen     bedeckt    seyn.      Die  Schuldverschreibungen    der    Credits- 
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ftlr   die   allgemeine   Betheillgong,      Die  am    10.  December  eröff- 
nete und  am  15.  December  1855  gesehlomene  Subpcription  ergib 

Anstalt  dürfen  nicht  mit  kürzerer  Verfallszeit  als  auf  ein  Jahr  ausgegeben 
werden. 

§.  6.  Ausgeschlossen  von  dem  Wirkungskreise  der  Credits- Anstalt 
sind  alle  in  den  vorhergehenden  §§;  4  und  5  nicht  ausdrücklich  bezeich- 
neten Geschäfte,  insbesondere  Käufe  und  Verkäufe  auf  Lieferung,  unbe- 
deckt oder  gegen^  Prämie. 

§.  7.  Die  Credits  -  Anstalt  darf  die  zur  Bildung  ihres  Fondes  aus- 
gegebenen Actien  weder  ankaufen,  noch  gegen  andere  Werthspapiere  ein- 
tauschen. 

§.  8.  Die  Credits-Anstalt  führt  ihre  Reishnungen ,  empfängt  und  zahlt 
in  der  gesetzlichen  österreichischen  Landeswährung. 

Dritter  Titel.     Von  dem  Qesellschafts-Fonde  und  von  den 
Rechtsverhältnissen  der  Aetionäre. 

§.  9.  Das  Grundcapital  der  Anstalt  wird  aus  Einhundert  Millionen 
Gulden  bestehen. 

§.  10.  Dieses  Grundcapital  wird  durch  500.000  Actien  gebildet.  Jede 
Actie  lautet  auf  Zweihundert  Gulden  und  ist  mit  Coupons  und  mit  einem 
Talon  versehen.  Die  Ausgaben  von  Actien  unter  dem  vollen  Nennwerthe 
findet  nicht  Statt. 

%.  11.  Von  diesen  500.000  Actien  werden  vorerst  nur  300.000  Actien 
ausgeben.  Ueber  die  Au^be  der  weiteren  200.000  Actien,  welche  naish 
Maassgabe  des  Geschäftsbetriebes  der  Credits-Anstalt  stattzufinden  hat, 
entscheidet  der  Verwaltungsrath ,  welcher  den  Begründern  der  Credits- 
Anstalt  das  Vorrecht  zur  üebernahme  eines  Dritttheiles  der  hinauszuge- 
benden Actien  einräumen,  und  die  anderen  zwei  Dritttheile  den  Besitzern 
der  Actien  vorbehalten  muss. 

§.  12.  Zur  Erwerbung  von  Actien  der  Credits-Anstalt  sind  sowi^l 
Inländer  wie  auch  Ausländer,  Private  wie  auch  Corporationen  und  Gesell- 
Schäften  berechtiget. 

§.  13.  Die  Actien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern  bezeichnet, 
von  zwei  Verwaltungsräthen  oder  von  einem  Vervraltungsrathe  und  einem 
dazu  vom.  Verwaltnngsrathe  besonders  bevollmächtigten  Beamten  unter- 
zeichnet, und  mit  dem  Stämpel  der  Gesellschaft  versehen.  Sie  werden 
auf  den  Ueberbringer  lautend  ausgestellt.  Es  steht  jedoch  jedem  Besitzer 
frei,  gegen  Vergütung  der  durch  das  Reglement  bezeichneten  Gebühren, 
Actien  auf  seinen  Namen  umschreiben  zu  lassen.  Die  auf  bestimmte  Na- 
men lautenden  Actien  können  in  gesetzlicher  Weise  übertragen  werden. 
Eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  die  Echtheit  des  Indossements  oder  der 
sonstigen  Uebertragungs-Urkunden  hat  jedoch  nicht  Statt 

§.  14.  Jeder  ActiOnär  kann  seine  Actien  bei  der  Casse  d?r  Gcsell- 
schait   hinterlegen,     und   dagegen    einen    auf  seinen    Namen   lautenden 
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da«  Besultat)  dass  25.348  Parteien  die  Summe  von  644,518.400  fl. 
gezeichnet  hatten.  Demnach  wurde  eine  Bedüction  der  zu  ver- 
theiienden  Zahl  von  75.000  (von  den  Gründern  auf  75.539  Stück 

EmpfaDgsschein  erheben.  Die  Form  dieses  Empfangsscheines  und  die  Ge- 
bühr, welche  für  die  Hinterlegung  zu  entrichten  sein  wird,  bestimmt  der 
Verwaltungsrath. 

§.  15.  Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder 
mehrerer  Actien  in  Eipe  findet  .niemals  jStatt.  In  Verlust  gerathene  Ac- 
tien  oder  Coupons  und  Talons  müssen  auf  gesetzliche  Weise  amprtisirt 
werden. 

g.  16.  Die  Ausfertigung  der  Actien  findet  erst  nach  erfolgter  voll- 
ständiger Einzahlung  des  Nominal-Betrages  Statt  Bis  dahin  werden  nur 
Interims-Scheine  ausgefolgt,  auf  welchen  die  geleisteten  Einzahlungeh  er- 
sichtlich zu  machen  sind.  Nach  erfolgter  Einzahlung  von  30  Peroent  des 
Nennwerthes,  das  ist  von  60  fl.  auf  jede  Actie,  dürfen  die  Interims-Scheine 
an  der  k.  k.  öffentlichen  Börse  zu  Wien  notirt  werden,  und  eignen  sich 
dieselben  zu  Borsegeschäften. 

§.  17.  Die  Einzahlung  -der  ersten  30  Peroent  des  Nennwerthes  der 
Actien  erfolgt  in  drei  gleichen  Monats-Raten,  deren  jede  10  Peroent  des 
Nennwerthes  oder  zwanzig  Gulden  auf  jede  Actie  beträgt.  Die  erste  Rate 
wird  am  15.  Januar  1856  fällig.  Die  weiteren  70  Percent  sind  im  Laufe 
des  Jahres  1856  und  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1857  einzuzahlen. 
Die  dessfaUsigen  Raten  und  Einzahlungs- Termine  bestimmt  der  Verwal- 
tungsrath. 

g.  18.  Die  Uebertragung  dnes  Interims -Scheines,  auf  welchen  eine 
Einzahlung  zur  Yerfallzeit  nicht  geleistet  wurde,  ist  ttngiitig. 

§.  19.  Für  jede  nicht  am  Verfallstage  geleistete  Einzahlung  sind  der 
Gesellschaft  Verzugszinsen  von  5  Peroent,  vom  Verfallstag  an,  zu  ver- 
güten. Die  Nummern  der  Interims -Scheine,  auf  welche  die  Einzahlung 
am  Ver&llstage  nicht  erfolgt  ist,  werden  in  der  Wiener  Zeitung  und  in 
anderen  vom  Verwaltungsrathe  dafür  zu  bestimmenden  Blättern  veröffeht- 
licht  Vierzehn  Tage  nach  dieser  Veröffentlichung  ist  die  Gesellschaft  be- 
rechtiget,* diese  Interims -Scheine  für  Rechnung  und^  auf  Gefahr  des  im 
Ausstande  gebliebenen  Actionärs,  ohne  irgend  weitere  Förmlichkeiten,  an 
der  k.  k.  Börse  zu  Wien  durch  einen  beeideten  Sensal  verkaufen  zu  las- 
sen, und  zwar  auf  Einmal  oder  in  Abtheiiungen  an  Einem  oder  an  meh- 
reren Tagen.  Dieses  Verfiihren  hindert  die  Gesellschaft  nicht  an  weiteren 
gerichtlichen  Schritten  gegen  den  im  Ausstande  gebliebenen  Actionär. 

§.  20.  An  der  Stelle  solcher  erloschener  Actien-Berechtigungen  wer- 
den neue  Interims-Scheine  oder  Actien  ansgegeb^i.  Der  nach  Abzug  der 
Kosten  verbleibende  Erlös  der  verkauften  Effecten  dient  dazu,  die  Gesell- 
schaft für  den  ausständigen  Betrag  bezahlt  zu  machen.  Ergibt  sich  dabei 
ein  Abgang,  so  bleibt  der  friihere  Actionär  der  Gesellschaft  dafür  in 
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erhöhten)  Actien  in  der  Art  vorgenommeii^  daea  jeder  Subacribent 
auf  50  Actien  je  ein  Stück  erhielt^  denjenigen  22^^  Parteien  aber, 

Haftung.    Ergibt  sich  jedoch  ein  üeberschuss^  ao  wird  dieser  dem  Bethei-. 
ligten  zurück  erstattet. 

§.  21.  Jeder  Actionär  ist  nach  Maassgabe  der  Actien-i^ßhl,  die  er  be- 
sitzt, Miteigenthümer.aa  dem  ganzen  Gesellscbaftsvermögen  und  nimmt  in 
demselben  Verhältnisse  Antheil  am  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft. 

§.  22.  Das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft,  mit  Eindcfaluss  des 
Reserve-Fondes,  haftet  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Credits- Anstalt  gegen 
dritte  Personen.  Kein  Actionär  ist  über  den  Noininal-Betrag  sdner  Actien 
haftungspflichtig. 

Vierter  Titel.    Organisation  der  Gesellschalt. 

§.  23.  Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenetv 
Organe  sind:  A.  Die  General -Versammlung,  B.  der  Verwaltungsrath, 
C.  die  Direction. 

A.  General-Versammlung. 

§.  24.  An  der  General  •  Versammlung  haben  alle  Aotionäre  Antheil, 
welche  wenigstens  zwanzig  Actien  der  Gesellschaft  besitzen.  Besitzer  von 
20  Actien  sind  zu  einer,  von  50  zu  zwei,  von  100  zu  drei^  von  200  zu 
vier,  von  400  zu  fünf  Stimmen,  und  so  fort  für  jede  weiteren  200  Actien 
zu^  einer  Stimme  mehr  berechtiget.  Jedoch  kann  kein  Actionär  ohne  Un- 
terschied, ob  im  eigenen  oder  Vollmachtnamen,  und  kein  Bevollmächtigter 
eines  oder  mehrerer  Actionäre,  mehr- als  .10  Stimipen  a!Usüben.  Die  Actien, 
rücksichtlich  welcher  das  Stimmrecht  bei  der  General  •  Versammlung  aus- 
geübt vnrd,  müssen  vier  Wochen  vor  dem  für  das  Zusammentreten  der 
Versammlung  festgesetzten  Tage  bei  der  Gesellschaft  in  Wien,  oder  bei 
denjenigen  Gassen  im  Auslande,  welche  der  Verwaltungsrath  hierzu  be- 
zeichnen wird,  hinterlegt  werden. 

§.  25.  Die  General- Versammlung  findet  regelmässig  jedes  Jahr  im 
Mmiate  tfärz  oder  April  Statt  Die  Einberufung  von  ausserordentlichen 
General- Versammlungen  erfolgt,  wenn  dieselbe  entweder  vom  Verwaltungs- 
iiUhe  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmen  besdilossen, 
oder  von  wenigstens  sechzig  stimmberechtigten  Actionären  in  einer  schrift- 
lichen Eingabe  an  den  Verwaltungsrath  in  Antrag  gebracht  wird.  Die 
Einberufung  geschieht  durch  den  Verwaltungsrath  mittelst  einer  Veröf- 
fentlichung in  der  Wiener  Zeitung  und  in  den  durch  den  Verwaltungsrath 
dazu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  des  Auslandes,  welche  mindestens 
4Q  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu 
geschehen  hat,  und  in  welcher  der  Zweck  der  Einberufung,  sowie  die 
Gegenstände  der  Verhandlung,  bekannt  zu  geben  sind. 

ft.  26.    Das  StiBUureeht  in  der  General  -  Versamnüung  kann  vom  Ac- 
tionär nur  persönlich  odar  durch  Bevollmächtigung  eines  anderen  stlnua- 
bärechtigten  Actionärs  ausgeübt  werden:    Ausnahmsweise  können  jedoch 
V.  Czoernlg,  Oestorreich's  Neugestaltung.  20 
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die  auf  je  1  bis  25  Actien  geseichnel  hatten,  für  je  ^weiSubemp- 
tions-Schelne  eine  Actie  zugewiesen  wurde. 

Minderjährige  dnrdi  ihren  Vormund^  Flrauen  durch  ihren  Gatten  oder 
einen  eigens  gewählten  Bevollmächtigten,  Handelsgesellschaften  dnrch  einen 
ihrer  Ffrma-Föhrer,  Gesellschaften  überhaupt  durch  ein  daza,  bevollmäch- 
tigtes Hitglied,  Körperschaften,  Institute  n.  dgl.  durch  einen  ihrer  Vor- 
stände vertreten  werden.    . 

§.  27.  In  der  General- Versammlung  führt  der  Präsident  des  Verwal- 
tungsrathes,  oder  in  dessen  Verhinderung,  einer  der  Vioe-Präsidenten  oder 
ein  dui*ch  d^  Verwaltungsrath  hierzu  bezeichnetes  Mitglied  desselben  den 
Vorsitz.  Der '  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  leitet  die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung.  Zu 
Scrutatoren  werden  jene  Actionäre  ernannt,  welche  die  meisten  Stimmen 
zn'  führen  berechtiget  sind ;  im  Weigerungsfalle  die  zunächst  Berechtigten. 
Der  Vorsitzende  und  die  Scrutatoren  ernennen  den  Secretär. 

,  §.  28.  >  Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  in  der  General- Vei^ 
Sammlung  müssen'  wenigstens  60  Mitglieder  bei  derselben  gegenwärtig  und 
die  Gegenwärtigen  wenigstens  100  Stimmen  abzugeben  berechtiget  sein. 
In  ESrmanglong  dieser  Zahl  findet  eine  neue  Einberufung  der  General^ Ver- 
sammlimg  Statt    In  diesem  Falle  braucht  jedoch  die  öffentliche  Kund* 
machung  nur  10  Tage,  und  die  Hinterlegung  der  Actien  nur  5  Tage  vor 
dem  neu  anberaumten  Tage  zu  erfolgen.    Die  Giltigkeit  der  vOn  einer 
solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Versammlung  gefassten  Beschlüsse  ist 
an  eine  bestimmte  Anzahl  vonMitgliedem  und  von  Stimmen  nicht  gebuBden« 
§.  29.    In  der  General-Versammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände 
▼erhandelt,   welche  in   dem   vom   Verwaltungsrathe   bekannt  gemachten 
Programme  bezeichnet  sind.    Jedem  stimmberechtigten  Mitgliede  steht  zwar 
das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  jedoch  wird  über  dieselben 
nicht  sofort  berathen  und  entschieden,  sondern  es  hat  die  Versammlung^ 
wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  20  Mitgliedern  unterstützt  wird^ 
vorerst  nur  zu  entscheiden ,  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  sei. 
§.,dO.    Die  General -Versammlung  wählt  die  Mitglieder  des  Verwal- 
iungsratheS)  zu  welchem  Behufe  ihr  das  Verzeichniss  der  wahlfähigen 
Actionäre  vorgelegt  wird.    Sie  vernimmt  den  -Bericht  des  Verwaltungs- 
Rathes  über  die  Angelegenhdten  der  Gesellschaft.    Sie  erwählt  aus  ihrer 
Mitte  einen  Revisions-Ausschuds,  welcher  nach  dem  nächstfolgenden  Bilanz- 
Abschlüsse  die  demselben  durch  den  Verwaltungsrath  zu  übergebenden 
Rechnungen   zu  prüfen  und   darüber  der  nächs^ährigen  regelmäMigen 
General- Versammlung  Bericht  zu  erstatten  hat.    Sie  beschliesst  sohin  über 
die  vom  Revisions- Ausschüsse  geprüften  Rechnungen  und  bestimmt  die 
Höhe  der  auf  jede  Actie  zu  vertheilende  Dividende,    ßie  ertheilt  dem  Ver- 
waltungsrathe in  allen  Fällen  ^  'welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen 
sind)  die  nötfaige  Ermächtigung. 
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9.     Comxn  unications- Anstalten  (Land-  nnd  Wasserstrassen). 

Bei  der  Darstellung  dej"  ComniUpicatiooS' Anstalten  kom- 
men  zunächst   die   Land-    und    Wasserstrassen,    die 

§.  31;  Die  Beschlüsse  der  General- Venammluiig.  werden  in  der  Reg«l 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst«  Bei  gleichen  Stimmen  entscheidet  * 
jene  des  Vorsitzenden.  Anträge  auf  Veränderung  der  Statuten ,  auf  Ver- 
längerung der  Dauer  der  Gesellachaft,  oder  über  deren  Auflösung  vor  der 
festgesetzten  Zeit,  oder  auf  Erweiterung  ihres  Qeschäftsbetriebea,  dürfen 
vem  der  Qeneral  •  Versammlung  nur  mit  einer  Stimmenmehrheit  von  d^ 
Viertheilen  der  Abstimmenden  entschieden  werden;  zur  AusJtÜhrung  der- 
selben ist  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich. 

§.  32.  Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mit- 
telst Stimmzettdn.  Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung 
die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  das  Scrutin  zwi- 
schen den  KItgliedem,  welche  bei  der  efsten  Abstimmung  die  meisten 
Stimmen  erhielten,  und  zwar  wird  in  solchem  Falle  die  doppelte  Anzahl 
der  noch  zu  wählenden  Mitgieder  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Bei  glei- 
cher Zahl  der  Stimmen  entscheidet  die  Höhe  des  Actien- Besitzes,  bei 
Gleichheit  des  letzteren  das  Loos. 

§.  33.  Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  General- Versammlung  sind 
für  alle  Actionäre  bindend.  Eine  Einsprache  oder  Berufung  dagegenr  findet 
nicht  Statt. 

§.  34.  Ueber  die  Verhandlungen  der  General- Vei^pammlung  wird  ein 
Frotokc^  geführt,  dem  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Mitglieder  bei- 
gefügt wird.  Das  Protokoll  wird  vom  Vorsitzenden  und  von  dem  die 
meisten  Stimmen  besitzenden  Mitgliede  der  Versaminlnng  unterzeichnet 
und  bedarf  der  Mitfertigung  des  landesfürstlichen  Commissärs.  Es  werden 
in  dasselbe  nur  die  Resultate  der  Verhandlung  aufgenommen. 

B.    Verwaltungsrath. 

§.  35.  Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  21  Mitgliedern.  Dieselben 
werden  von  der  General -Versammlung  aus  den  stimmfähigen  Actionären 
gewählt.    Ihre  Wahl  unterliegt  der^ Bestätigung  der  Staatsverwaltung. 

|.  36.  Zu  Verwaltungsräthen  können  sowohl  inländische'  oder  iii 
Oesterreich  wohnende,  als  ausländische  oder  im  Auslande  wohnende  Ac- 
tionäre  gewählt  werden.  Der  Verwaltungsrath  muss  jedoch  immer  bis  zu 
wenigstens  zwei  Dritttheilen  aus  Actionären  bestehen,  -welche  in  Wien 
ihren  Wohnsitz  hab^n.  Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen 
8  Tsgen  nach  seiner  Ernennung  50  Actien  bei  der  Gesellschaft  für  die 
Dauer  .seiner  Function  zu  hinterlegen.  Erst  wenn  dieses  geschehen  ist, 
kann  es  seine  Functionen  ahtreten. 


^   I 
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grösseren  Dampfschifffahrts  -  Unternehmungen,  die 
Eisenbahnen^  die  Telegraphen  und  das  Postwesen 
in  Betracht. 

§.  '37.  Daa  Amt  eines  Mitgliedes  des  Verwaltitngsrathes  danert  in  der 
Reger  sieben  Jahre. 

§.  36.  Jedes  Jahr  treten  drei  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge  ihrer 
Amtsdoaer  aus.  Bis  die  Reihe  im  Austritte  sich  gebildet  hat,  entscheidet 
darüber  das  Loos.  Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  jedcx^  wieder 
.gewählt  werden.  '  ^ 

§.  39.  Ausnahmsweise  wird  für  die  Dauer  der  ersten  sieben  G«- 
Bchäftsjahre  der  Verwaltungsrath  von  und  aud  den  Personen  gewählt  wer- 
den, welche  das  Qrundcapital  von  sechzig  Millionen  Gulden  einzeichnen 
und  übernehmen  werden.  ^ 

§.  40.  Erledigt  sich  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes, 
ehe  dieses  die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  so  em^mt  der  Verwaltungsrath 
einstweilen  einen  stimmfähigen  Actionär  zum  provisorischen  Mitgliede  des- 
selben. Die  diessfällige  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  nächstfolgen- 
den Genei'al- Versammlung.  Das  auf  diese  Weise  im  Wege  der  Ersatz- 
wahl in  den  V«rwaltUngsrath .  betlifene  Mitglied  tritt,  rücksichtlich  der 
Dauer  seiner  Fun<;tion ,  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes,  an  dessen  Stelle  es 
gewl^t  wurde. 

§.  41.  Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  mit  absoluter 
Stimmenmehrhdt  einen  Präsidenten  und^  zwei>  Vice- Präsidenten  auf  die 
Dauer  eines  Jahre$,  welche  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  .wieder  wählbar 
sind.  Er  ernennt  im  Falle  ihrer  Verhinderung  eines  seiner  Mitglieder, 
welches  den  zeitweiligen  Vorsitz  zu  fuhren  hat  Der  Präsident  und  die 
Vice-Präsidenten  müssen  ihren  Wohnsitz  in  Wien  haben. 

§.  42.  Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Oberl^tung  aller  tj^eschäfte 
der  Gesellschaft  und  die  Ueberwachung  der  Direction  zu.  Er  besünmit 
zu  diesem  Zwecke  die  innere  Geschäfts -Ordnung.  Er  vertritt  die  Gesell- 
schaft als  deren  Bevollmächtigter  mit  allen  jenen  Belügnissen,  zu  welchen 
nach  S.  1008  des  allgenieinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  besondere, 
auf  die  Gattung  des  Geschäftes  lautende  Vollmacht  nothwendig  ist  Er 
ist  ausserdem  berechtiget,  zum  Zwecke  jener  im  §.  4  bezeichneten  Geischäfle, 
welche  soldiee  erfordern,  Gesellschaftsverträge  zu  erriditen.  Ueberhaupt 
entscheidet  er  in,  allen  Fällen,  welche  nicht  ausdrücklich  der  General- Ver- 
sammlung- vorbehalten  >  oder  zu  Folge  dieser  Statuten,  oder  nach  der  Ge> 
schäfts-Ordnung,  def  Entscheidung  der  Direction  überlassen  sind. 

§.  43.  Der 'Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  die  strenge  Beachtung 
der  Statuten  und  die  Geschäfts-Führung  der  Direction  und  der  Beamten 
zu  überwachen.  Er  muss  jährlich  wenigstens  zweimal  unter  Zuziehung 
eines  Directions-Mitgliedes  anssergew<)hnüche  Gassen-Revisionen  durch  eines 
oder  mehrere  seiner  Mitglieder  vornehmen  lassen. 
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Die  Land-  und  Wasaerstrassen  dienten  bis  in  die 
neueste  Zeit  ausschliesslich  zur  Vermittlung  des  Verkehres. 

$.  44.  Der  Verwaltongsrath  veraammelt  sich,  regelmässig  zweimal  in 
jedem  Monate,  auf  Einladnng  des  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreters. 
Aussergewöhnliclie  Bitzangen  können  von  dem  Präsidenten,,  so  oft  er  ^ 
nöthig  erachtet,  und  müssen  jedesmal  auf  Antrag  von  6  MItgliiedem  des 
Verwaltungsrathes  angeordnet  werden. 

§.  45.  Der  Verwaltungsrath  wird  bestimmen,  über  welche  Gegen- 
stände,  and  in  welcher  Art  die  Meinung  der  ausWilrtigen  Mitglieder  vor 
der  Beschliissfassang  einzuholen  ist. 

§.  46  Zur  giltigen  Beschlnssfassung  des  Verwaltungsrathes  ist  ausser 
dem  Vorsitzenden  die  Anwesenheit  von  wenigstens  6  Mitgliedern  desselben 
nöthig.  Kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  mehr  als  Eine  Stimme 
führen. 

%.  47.  Der  Verwaltungsrath  fiasst  sdne  Beschlüsse  in  der  R^el  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit;  bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist 

§.  48.  Ueber  die  Verhandlungen,  des  Verwaltungsrathes  sind  Sitzungs- 
Protokolle  zu  führen.  Diese  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
allen  Stimmführern  zu  unterzeichnen.  Die  in  Folge  der  Beschlüsse  nötlugen 
Ausfertigungen  des  Verwaltungsrathes  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
einem  Mitgiiede  zu  unterzeichnen. 

§.  49.  .Der  Verwaltungsrath  kann  einen  Theil  seiner  Vollmachten 
durch  eine  ^p^elle  Ermächtigung  dnem  oder  mehreren  seiher  Mitglieder 
für  einen  besondem  Zveeek  auf  eine  beschränkte  Zeit  übertragen. 

§.  50.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Anwesenheits- 
marken, deren  Werth  durch  die  General -Versammlung  bestimmt  werden 
wird.    Ueberdiess  geniessen  sie  den  im  §.  56  bestimmten  Gewinnantheil. 

§.  51.  Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwächst  aus.  ihrer 
Amtsführung  keine  persönliche  Haftung  hinsichtlich  der  Verbindlichkeiten 
der  Gesellschaft  Jedoch  sind  bei  Beschlüssen  und  Handlungen,  welche 
die  Gränzen  der  Vollmacht  des  Verwaltungsrathes  überschreiten,  der  Ge- 
sellschaft jene  Mitglieder  verantwortlich,  welche  sie  veranlasst,  unternom- 
men oder  bei  denselben  mitgewirkt  haben. 

C,    Direction. 

§.  52.  Die  Direction  besteht  aus  drei  Direetoren,  aus  welchen  der 
Verwaltungsrath  den  Hauptdirector  wählt  Zu  Direetoren  können  sowohl 
Inländer  wie  auch  Ausländer  ernannt  werden.  Die  Ernennung  derselben 
erfolgt  durch  den  Verwaltungsrath;  dieselbe  bedarf  jedoch  der  Genehmi* 
gung  der  Staatsverwaltung.  Der  Verwaltungsrath  bestimmt  deren  PfUchr 
ten,  Befugnisse  und  Bezüge,  und  kann  auch  die  Entlassung  derselben 
verfügen.  Die  Direetoren  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
mit  berathender  Stimme  bei.    Sie  allein  sind  mit  der  Ausführung  der  Be- 
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Wöhreod  die  Wasserstrassen  an  den  durch  .die  Natur  vor- 
gezeichneten  Lauf  der  Flüsse  und  die  in  dieselben  einoiün- 

sehlfisse  des  Verwfdtangsrathes  betraut.  8ie  stehen  allen  Beamten  und 
Dienern  der  Gesellschaft  vor,  und  beantragen  bei  dem  Verwaltungsrathe 
deren  Ernennung  und  Absetzung^  sowie  deren  Bezüge. 

§.  53.  .  Im  Falle  der  Verhinderung  oder  Abwesenheit  eines  DirectorS) 
wird  dessen  Amt  durch  einen  vom  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden 
Stellvertreter  versehen. 

§.  54,  Die  Gesellschafts-Firma  wird  gemeinschaftlich  von  einem  Veiv 
waltungsrathe  und  von  einem  Director  geführt.  Für  einzelne  Geschäfls- 
«weige  kann  durch  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  die  Firma-Zeichnung 
auch  an  einen  odec  mehi-ere  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen  werden, 
in  welchem  Falle  die  ertheilte  Procura  gehörig  zu  protokolliren  ist.* 
Fünfter  Titel.  Von  der  Gesehäftsftihrung. 
.  S*  ^^-  1^^  Geschäftsjahr  der  Credits- Anstalt  beginnt  am  1.  Januar 
und  endet  am  31.  December.  Das  erste  Geschäftsjahr,  wird  jedoch  den 
Zeitraum  zwischen  dem  Tage^  an  welchem  dieses  Statut  die  Allerhöchste 
Genehmigung  erhält,  und  dem  31,  December  1856,  bereifen.  Am  Ende 
eines  jeden  Geschäftsjahres  wird  durch  die  Direction  ein  allgemeines  In- 
ventar der  Activa  und  Passiva  der  Gesellschaft  aufjgestellt,  und  die  Bilanz 
gezogen.  Es  ist  jedoch  auch  am  Ende  eines  jeden  Semesters  eine  vor- 
läufige Uebersicht  des  Standes  der  Gresellschaft  durch  die'  Direction  anfiBU- 
stellen.  Der  Verwaltungsrath  regelt  die  Rechnungen,  legt  sie  dem  durch 
die  General- Versammlung  ernannten  Revisions- Ausschusse  Vor^  und  unter- 
zieht sie  den  Beschlüssen  der  General- Versammlung,  welche  die  Rechnungen 
genehmiget  oder  verwirft,  und  die  Dividende  bestimmt 

§.  56.  Der  Gewinn  der  Anstalt  besteht  aus  den  Reincfrträgnissen  nach 
Abzug  aller  Unkosten.  Aus  dem  Gewinne  werden  vor  Allem  fünf  Perc^t 
auf  das  eingezahlte  Grandcapital  an  die  Acüonäre  vertheilt  Nach  Abzug 
des  obigen  Betrages  werden  von  dem  übrigen  (Gewinne  wenigstens  5  und 
höchstens  2Q  Peroent  in  den  Reserve -Fond  einbezogen.  Der  dann  noch 
Verbleibende  Gewinn  wird  vertheilt,  wie  folgt:  10  Percent  erhalten  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes.  Ueber  die*  Art  der  Vertheilung  der- 
selben unter  seine  einzelnen  Mitglieder  entscheidet  über  Antrag  des  Präsi- 
denten der  Verwaltungsrath.  10  Peroent  werden  dazu  verwendet,  den 
Directoren  und  verdiensUichsten  Beamten  einen  Mitgenuss  an  den  Resul- 
taten zu  gewähren,  zu  welchem  sie  mitgewirkt  haben,  dann  zu  Remu- 
nerationen und  Unterstützungen  an  die  übrigen  Beamten  und  an  die  Diener 
der  Anstalt.  80  Peroent  werden  an  die  Actionäre  al9  Dividende  vertheilt. 
Die  Auszahlung  der  Dividende  findet  jährlich  am  1.  Juli  Statt.  Jedoch 
darf  der  Verwaltungsrath,  nachdem  er  von  den  Resultaten  des  abgeiau^toen 
Jahres  hinreichende  Kenntniss  eriangt  hat,  den  AcUonären  an  jedem  1.  Ja- 
nuar eine  Abschlagszahlung  verabfolgen  lassen. 
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denden  Canftle  gebunden   bleiben,  verbreitet  sich  dad  Netz 
der  Landstrassen  über  das  Oesamnitgebiet  des  Reiches.    Sie 

§.  57.  Dividenden,  welehe  nicht  binnen  5  Jakren  nach  dem  Tage^ 
an  welchem  sie  zahlbar  waren,  erhoben  werden,  sind  der  Gesellfiohaft 
.verfaUen. 

§.  58.  Die  Credita-Anstalt  gründet  einen  Reserve-Fond,  welcher  daroh 
'die  im  §.  56  bezeichneten  Zuflüaee  allmählich  bis  zor  Höhe  von  20  Per- 
cent  des  Nominal -Betrages  der  emittirten  Actien  anwachsen  kann.  Der 
Reserve-Fond  bleibt  ein  Eigen thum  der  Anstalt  und  Storni tlicher  Actionäre, 
und  wird  zu  den  statutemnftssigen  Gkochäften  verwendet,  ohne  dass  e|ne 
Zinaenyergi^tnng  dafür  stattfindet 

f.  59.  Hat  der  Reserve-Fond  die  im  %.  56  bezeichnete  Höhe  erreicht, 
so  hören  die  im,  §.  56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  auf.  Wenn  in  irgend 
einem  Jahre  die  Reinerträgnisse  der  Anstalt  nicht  hinreichen  sollten,  um 
5  Peroent  Zinsen  auf  das  einbezahlte  Actien -Capital  daraus  zu  vergüten, 
80  wird  das  an  dem  Betrage  dieser  5  Peroent  fehlende  aus  dem  Reserve- 
Fonde  ergänzt,  insoferne  dessen  Bestand  dazu  hinreicht.  Sinkt  der  Re- 
serve-Fond unter  die  im  §.  58  bestimmte  Höhe  herab ,  so  beginnen  die  im 
§.  56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  von  Neuem. 

§.  60.  Streitigkeiten  aus  dem  Qesellschafta- Verbände  zwischen  der 
Gesellschaft  und  einzelnen  Actionaren ,  oder  zwischen  der  Gesellschaft  und 
dem  Verwaltungsrathe,  oder'  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  desselben, 
sind  durch  ein  Schiedsgericht  in  Wien  zu  entscheiden.  Za  diesem  Ende 
wählt  in  solchem  Falle  jeder  Theil  zwei  Schiedsrichter,  die  einen  Fünften 
als  Obmann  benennen.  Jeder  Theil  ist  verpflichtet,  seinen  Gegner  von 
der  von  ihm  getroffenen  Wahl  mittelst  gerichtlichen  oder  Notariats -Actes 
verständigen  zu  lassen.  Erfolgt  von  Seite  des  Gegners  binnen  14  Tagen 
nach  erhaltener  Verständigung  keine  Anzeige  der  von  ihm  gewählten 
Schiedsrichter,  so  haben  die  vom  klagenden  Theile  gewählten  zwei 
Schiedsrichter  sofort  einen  Obmann  zu  wählen,  und  zum  schiedsrichter- 
lichen Spruche  zu  schreiten.  Falls  sich  die  gewählten  Schiedsrichter  über 
die  Person  des  Obmanns  nicht  vereinigen  können,  entscheidet  hierüber 
das  Loos.  'Gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  findet  keine  Be- 
rufung Statt. 

Sechster  Titel.     Besoudere  Vorrechte  der  Credits- Anstalt 

§.  61.  Die  Gesellschaft  führt  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Um<> 
Schrift:  ^k.  k^  privilegfrte  österreichische  Credits- Anstalt  für  Handel  und 
Gewerbe**  und  untersteht  als  Geklagte  in  allen  Streitsachen,  in  welchen 
nicht  die  Competenz  eines  besonderen  Real-  oder  Causal- Gerichtsstandes 
begründet  ist,  dem  Handelsgerichte  zu  Wien. 

%.  62.  Die  Amortisirung  von  in  Verlust  geratbenen  Actien,  Interims- 
Scheinen,  Obligationen  und  sonstigen  Urkunden  der  Credits -Anstalt  oder 
ihrer  Filialen,  muss  ebenfalls  bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  angesucht 
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erhalten  eben  dort,  wo  die  Natar  ihnen  die  meisten  Hemm- 
nisse entgegenstellt,  ihre  vorzugsweise  Wichtigkeit,  indem 

werden.  Dasselbe  verführt  hierbei  nach  den  für  die  Amortiairung  öffent- 
)ic)ier  Staatspapiere  bestehenden  Vorscfariften. - 

§.  63.  Die  Verfälschung^  sowie  die  Nachahmung  der  von  der  Credit»- 
Anstalt  ausgestellten  Urkunden  vota  was  immer  für  einer  Art,  wird  mit 
den  gegen  die  Verfälschung  ode)*  Nachahmung  Öffentlicher  Urkunden  fest- 
gesetzten Strafen  geahndet. 

§.  64.  Alle  Urkunden,  welche  von  der  Credits- Anstalt  in  den  $$.  4 
und  5  aufgeföhrten  Geschäften  ausgestellt  werden,  mit  Ausnahme  der 
Actien,  Wechs^  und  verzinslichen  Schuldverschreibungen,  dann  der  Ver- 
träge über  unbewegliches  Vermögen,  gemessen  die  fVeiheit  von  den  im 
Alleihöchsten  Patente  vom  9.  Febniar  1850  vorgeschriebenen  (Gebühren. 

§.  65.  Alle  gerichtlichen  Verständigungen,  insbesondere  aUe  Verbote 
auf  die  bei  der  Anstalt  für  Rechnung  Dritter  erliegenden  Gelder  oder 
Effecten,  oder  sonstigen  gerichtlichen  Aufträge,  müssen  der  Credits-An- 
stalt  zu  Händen  der  Direction  durch  das  Handelsgericht  in  Wien  zugestellt 
werden ,  widrigenfalls  sie  dieselben  nicht  anzunehmen  verpfliditet  ist  Die* 
Credits -Anstalt  kann  in  solchem  Falle  die  von  dem  Verbote  getroffenen 
Gelder  oder  Effecten  bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  erlegen,  oder 
während  der  Dauer  des  Verbotes  zurückbehalten.  Insofeme  während 
dieser  Zeit  von  der  Credits- Anstalt  eine  Zahlung  deis  mit  Verbot  belegten 
Betrages  zu  leisten  wäre,  ist  dieselbe  zur  Vergütung  von  Zinsen  nicht 
verbunden. 

§.  66.  Die  österreichische  Credits-Anstalt  ist  berechtigt,  sich  aus  den- 
jenigen Geldern,  Effecten  oder  sonstigen  Werthsgegenständen ,  welche  ihr 
von  dem  Schuldner  oder  für  denselben  zu  ihrer  Sicherheit  Übergeben 
worden  sind,  oder  in  deren  Inhabung  sie  durch  ein  ihr  statütenmässig 
zustehendes  Geschäft  gekommen  ist,  vor  allen  anderen  Gll^ibigem  zahl- 
haft zu  machen,  ohne  hierzu  die  gerichtliche  Hilfe  ansuchen  zu  müssen. 
Nur'  bei  jenen  Eflbcten,  die  von  dem  börsenmässigen  Verkehre  ausge- 
schlossen sind ,  hat  sie  die  Versteigerung  bei  d^m  Handelsgerichte  in  Wien 
anzusuchen.  Dieselbe  muss  der  Credits -Anstalt  gegen  Vorlegung  einea 
Ausweises  über  den  ziffermässigen  Betrag  ihrer  Forderung  sofort  bewilliget, 
und  bei  einem  einzigen  anzuberaumenden  Termine  vorgenommen  werden. 
Börsenmässige  Effecten  lässt  die  Credits -Anstalt  in  solchem  Falle  durch 
einen  beeideten  Börse-Sensal  an  der  Börse  zu  Wien  verkaufen. 

§.  67.  Die  Gesellschaft  kann  in  der  Geltendmachung  ihrar  Ansprüche 
auf  die  im  §.  66  erwähnten  Gegenstände  weder  durch  den  Tod  des  Schuld- 
ners oder  des  Eigen thümers,  noch  durch  die  Eröffhung  des  Concurses  über 
das  Vermögen  eines  derselben  gehindert  werden.  Sie  ist  bloss  verpflichtet, 
den  nach  Befriedigung  ihrer  Forderung  erübrigten  Betrag  an  die  Verlassen- 
Schafts-  oder  Concurs- Masse  zu  erfolgen. 
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gie  die  durch  Gebirge  getrennten  Landestheile  dem  gegensei- 
tigen Yerkebre  eröffnen.    Oesterreieh,  als  das  umfassendste 

§.  68.  Selbst  früher  erworbene  Rechte  dritter  Personen  auf  die  von 
dem  Schuldner  oder  fflr  denselben  der  Credits*  Anstak  zu  ihrer  Sicher- 
stellung übergebenen  Gegenstände,  gehn^n  den  Ansprächen  derselben  nur 
dann  vor^  wenn  jene  früheren  Rechte  ihr  schon  bei  der  üebergabe  bekannt, 
oder  doch  für  sie  unzweifelhaft  erl^nbar  gewesen  sind. 

Siebenter  Titel.    AMfösnng  der  Gesellschaft. 

§.  69.  Die  Anstalt  hat  sich  anfzulösen^  bei  Ablauf  der  im  §.  3  fest- 
gesetzten Dauer  von  90  Jahren,  wenn  nicht  ei|ie  Verlangerutig  derselben 
in  der  in  dem  letzt  vorhergehenden  Jahre  abzuhaltenden  General -Ver- 
sammlung beschlossen,  una  von  der  hohen  Staiftsverwaltung  bewil- 
liget wird. 

§.  70.  Die  Gesellschalt  kann  sich  vor  Ablauf  der  im  §.  3  festgesetzten 
Dauer  auflösen,  wenn  I.  der  Antrag  zur  Auflösung  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  oder  von  einer  Anzahl  Actionäre,  welche  den  Besitz  von  wenigstens 
der  Hälfte  der  Actien  ausweisen  müssen,  gestellt  wird,  oder  n.  wenn  laut 
einer  endgiltig  festgestellten  Bilanz  der  Reserve-Fond  und  die  Hälfte'des 
Grundcapitales  verloren  sein  sollten.  In  der  in  beiden  Fällen  einzuberu- 
fenden General -Versammlung  muss  wenigstens  ein  Dritttheil  der  Actien 
vertreten  6ei^,  und  die  Auflösung  durch  eihe  Hehrheit  vou  zwei  Dritt- 
theilen  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

§.  71.  Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  werden  von  der  Ge- 
neral-Versammlung fünf,  nicht  zum  Verwaltungsrathe  gehörige  stimm- 
fähige Actionäre,  und  vier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathe»  zu  Liquida- 
toren gewählt.  Diese  haben  die  Liquidation  unverzüglich  zu  beginnen 
und  durchzuführen,  und  der  nächsten  General-Versammlung  über  den  Ab^ 
schluss  der  Geschäfte  und  über  die  weiteren  Modalitäten  der  Auflösung 
Bericht  zu,  erstatten.  Mit  der  Ernennung  der  Liquidatoren  hört  die  Wirk- 
samkeit des  Verwaltnngsrathes  auf. 

§.  72.  Bei  der  Auflösung  ist  das  gesammte  Eigenthum  der  Anstalt 
in  baares  Geld  umzusetzen,  sämmtliche  fremde  Baarschaft  hinaüszuzahlen, 
alle  Kosten  und  Rechnungen  zu  begleichen,  endlich  der  erübrigfte  Betrag 
unter  die  GesellschaftQglieder,  nach  dem  Verhältnisse  der  Actien,  gleich- 
massig  zu  vertheilen.  Sollten  bei  der  Auflösung  Strejitigkeiten  sich  ergeben, 
so  sind  dieselben  auf  die  im  §.  60  vorgeschriebene  Weise  schiedsrichterlich 
zu  entscheiden. 

Achter  Titel.    Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§.  73.  Die  Staatsverwaltung  übt  die  fortwährende  Aufsicht  über  die 
genaue  Beobachtung  der  Statuten  und  über  die  Einhaltung  der  dem  Ge- 
schäftsbetriebe der  Credits-Anstalt  gezogenen  Gränzen  ^  durch  den  von  ihr 
ernannten  latidesfürstlichen  Commissär. 

§.  74.    Der  landesfursliche  Commissär  ist  berechtiget ,  in  die  Geschäfts- 
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.G-ebirgsland  Mittel-Europa^s, .  war  insbesondere  andi  »nge^ 
wiesen,  durch  Anlegung  von  Strassen  seine  Provin^een  aus 
ihrer  natürlichen  Isolirung  emporzuheben  und  der  Handels- 
strömung zu  orschliessen.  Pie  Regiarung  erkannte  frühzeitig 
dieses  Bedürfbiss  und  war  schon  unter  Karl  VI.  darauf  be- 
dacht, in  den  Hauptrichtnngen ,  namentlich  zur  Verbindung 
mit  der  Seeküste,  Strassen  zi#erbauen.  Dank  diesen  durch 
anderthalb  Jahrhunderte,  mit  sehr  namhaftem  Aufwände  fort- 
gesetzten Betrebungen  verbreitete  sich  das  Strassennetz  in 
den  (nichtungrischen)  Eronländem  nach  allen  Richtungen 
und  es  gibt  kaum  einen  nur  irgend  bedeutenden  Landestheil, 
welsher  nic^t  mit  dem  allgemeinen  Strassennetze  in  Verbin- 
dung stände;  insbesondere  hat  Oesterreich  die  grossartigsten 
Gebirgsstrassen  aufzuweisen ,  welche,  die  Alpen  übersteigend, 
Deutschland  mit  Ober-Italien  und  der  Küste  des  adriatischen 
Meeres  in  Verbindung  setzen. 

Diese  Strassen  sind  jedoch  in  den  einzelnen  Kronländern 
Yon  sehr  ungleicher  Beschaffenheit.  Man  unterscheidet  Reichs-, 
Land-,  Bezirks-,  Gemeinde-  und  Privat -Strassen;  hier  wird 
bloss  von  den  für  den  Verkehr  wichtigsten  dieser  Verbin- 
dungswege, den  Reichsstrassen,  gehandelt.  Aber  selb^  letz- 
tere sind  bloss  in  der  Lombardie,  in  Venedig  und  in  Böhmen 

gebarung'der  AnBtalt,  in  die  bezüglichen  Rechnungen  und  anderweitigen 
Urkunden  Einaicht  zu  nehmen,  und  allen  Versammli^ngeQ ^  aoweit  er  es 
für  noth wendig  erachtet,  beizuwohnen;  er  ist  insbesondere  Terpfliehtet,  bei 
der  General- Versammlung  anwesend  zu  sein. 

§.  75.  Dem  landesfürstlichen  Gommissär  steht  die  Befngoiss  %u, 
gegen  jeden  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  oder  der  General- Versamm- 
lung, durch  welchen  er  das  Interesse  des  Staates,  oder  die  Statuten  ver^ 
letzt  oder  überschritten  eraichtet,  Einsprache  zu  thun?  Ueber  die  Aus- 
führung eines  solchen  Beschlusses  ist  die  höhere  Entscheidung  einzuholen, 
und  es  bleibt  erstere  aufgeschoben,  bis  diese  £ntschei4ung  erfolgt. 

§.  76.  In  allen  Gegenständen,  bei  welchen  die  Mitwirkung  der  Staats- 
verwaltung oder  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich  ist,  hat  die 
Credits- Anstalt  dessfalls  unmittelbar  bei  dem  Finanz -Ministerium  eiiizu- 
sdiraiten. 
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grosseniheils  chauss^mäsedg,  d.  i.  mit  flolider  Sleingrund- 
hige^  eineni  über  das  TeAain  erhbbenen  Niveaur,  Banketten 
und  Wasserabflu88-6räben  versehen  und  mit  einer  höchstens 
4  Zoll  auf  die  Längendafter  betragenden  Steigung  angelegt. 
In  den  übrigen  Eronlttndem  mtsprechen  z^ar  auch  die  in 
neuester  Zeit  erbauten  oder  verbesserten  Aeibhsstrassen  stren- 
geren Anforderungen ,  während  die  aus  früherer  Zeit  herrüh- 
renden den  Charakter  vt)n  Landwegen^  welche  mit  einer 
stärkeren  oder  schwächeren  Schotterlage  ausgestattet  wurdexi, 
beibehielten.  -Diese  Verschiedenheit  ging  aus  mannigfaltigen 
Local- Verhältnissen  hervor.  In  den  Gebirgsgegenden  toh 
Steiermark,  Kämthen  und  Krain  ziehen  die  Strassen  durch 
enge,  schattige  Thäler,  Hohlwegen  ähnlich,  sind  grossem 
klimatischem  Wechsel  ausgesetzt,  erfordern  viele  Kunst- Ob- 
jecte  und  haben  in  den  Kalkgebirgen  ein  schlechtes  Material 
zur  Verwendung.  Nicht  viel  besser  gestalten  sich  die  Ver- 
hältnisse  in  Salzburg,  in  Oesterreich  ob  und  unter  derEnns, 
in  welchem  letzteren  Lande  noch  die  ausserordentlich  starke 
Frequenz  in  der  Nähe  der  Residenz  die  Erhaltung  bedeiftend 
kostspieliger  macht.  In  Galizien  endlich ,  welchem  LaAde  'es 
bei  seiner  Einverleibung  fast  gänzlich  an  Strassen  gatslich, 
mussten  Strassenzüge  in  der  grössten  Ausdehnung  angelegt 
werden,  wobei  man  nur  das  nächste  Bedürfbiss  eines  bal- 
digen Ausbaues  im  Auge  behalten  konnte.  Andern  Theiles 
wir)cten  selbst  ethnographische  Verhältnisse  auf  diese  Ver- 
schiedenheit ein,  indem  die  Bewohner  der  lombardischen, 
venezianischen  und  Tiroler  Gebirg^egenden  eine  ausgezeich- 
nete Geschicklichkeit  für  Stein-,  Mauer-  und  überhaupt  für 
Strassen-^rbeiten  besitzen,  während  in  Böhmen  (dessen  so- 
genannte ^Teichgräber^  im  ganzen  Reiche  Verwendung  fin- 
den) die  Bewohner,  insbesondere  des.  czechischen  Landes- 
tbeiles, für  die  Ausführung  von  Erd*  und  Damm -Arbeiten 
vorzugsweise  geeignet  sind. 

Bei    dem    Vorhandensein   eines    bereits    ausgebildeten 
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Sirassennetzes  in  den  Eronlftndern,  mit  Ausnahme  d^  ehe- 
mals ungrischen  Länder ,  *hatte  dte  Regieruqg  während  der 
Jahre  1848  bis.  1855  zunächst  die  Aufgabe^  die  bestehenden 
durch  die  Militär-Transporte  in  höhei%n  Anspruch  genomme- 
nien  Strassen  in  gutem  Stande  zu  erhalten,  oder  zu  veiv. 
bessern,  die  ungünsMg  gelegten  oder  verwahrlosten  Strecken 
umzubauen,  die  durch  Elementar -Ereignisse  zerstörten  neu 
aufeuftihren  und  die  mangelhaft  construirten  oder  beschädig- 
ten Brücken  in  soliderem  Stande  herzustellen,  wie  auch  neue 
zu  erbauen.  Diess  geschah  nammtlich  in  Salzburg,  wo  die 
früher  ungenügenden  Strassen  in  die  besten  umgewandelt 
wurden.  Aber  auch  Neubauten' fluiden  auf  grossen  Strecken 
Statt,  wie  in  Böhmen  die  wichtige  Riesengebirgs- Strasse 
neben  mehreren-  andern  Strecken ,  in  Salzburg  die  Strasse  an 
der  Mündung  des  Pinzgaues,  welche  die  Verbindung  mit 
Tirol  herstellt,  die  grosse  Gebirgsstrasse  ita  Tirol,  welche 
über  den  Tonale  nach  der  Loinbardie  führt,  mit  der  Ver- 
längerung derselben  in  letzterem  Eronlande  überEdolo  und 
den'Aprica-Passnach  dem  Veltlin,  zum  künftigen  Ersätze  für  die 
aHzu^hr  den  zerstörenden  klimatischen  Einwirkungen  ausge- 
setzte StilfBcr  Strasse.  Die  wichtigste  Vorkehrung  jedoch  be- 
stand in  dfer  Entwerfung  eines  Systems  der  Strasseneinthei- 
lung,  indem  die  wichtigsten  Strassenlinien ,  welche  die  Eron- 
lands^Hauptstädte  mit  einander  .und  mit  der  Residenz  ver- 
binden, welche  sich  an  die  auswärtigen  Strassenzüge  an- 
knüpfen oder  sonst  für  den  Verkehr  von  hervorragender  Her 
deutung  sind,  als  Reichs  *  Strassen  erklärt  wurden,  deren 
Ausbau  und  Erhaltung  unter  der  unmittelbaren  Ueberwa- 
chung  und  Leitung  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  steht  und  aus  dessen  Dotation  bestrit- 
ten wird.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die  Einheit  und  gleich- 
massige  Behandlung  dieses  wichtigsten  Zweiges  der  öffent- 
liehen  Bauten  gewährleistet,  sondern  auch  die  Möglichkeit 
geboten,  bei  voi*kon^menden  Beschädigungen  oder  gänzlicher 
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Zerstörung  einzelner  Strecken,  deren  Herstellung  mit  dem 
Aufwände  aller  erforderlichen  Mittel  schleunig  zu  bewerk- 
stelligen. 

In  einem  wesentlich  verschiedenen  Zuständig  befanden 
sich  die. Strassen  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern,  als 
diese  unter  die  Central  ^  Verwaltung  traten.  Bei  der  dort 
früher  bestandenen  Hunidpal- Verwaltung  war  die  Anlegung 
der  Strassen  äineEomitats- Angelegenheit;  jedes  Eomitat  baute 
und  verwaltete  die  Strassen,  ohne  irgend  einem  Plane  eines 
allgemeinen  Strassennetzes  zu  folgen,  ohne  Verpflichtung 
zur  Verständigung  mit  den  angränzenden  Komitaten,  für 
sich  mit  den  jeweilig  verfügbaren  geringen  Mitteln,  worun- 
ter die  Verpflichtung  der  Laodwirthe  zur  unentgeltlichen 
Leistung  von  öffentlichen  Arbeiten  das  vorzüglichste  war. 
Desshalb  beschränkte  sich  die  Bestellung .  der  Strassen  mit 
Schotter  auf  die  Linie  längs  der  Earpathen  in  Ungern  und 
auf  einige  Strassen  in  dem  Banate,  Kroatien  und  Siebenbür- 
gen, wo  eben  das  Schotter-Material  vorhanden  war.  In  dem 
grössten  Theile  ^dieser  Kronländer,  insbesondere  in  den  aus- 
gedehnt^i  Ebenen  Ungern's  und  des  Banates  (mit  Ausnahme 
der  mit  sehr  guten  Strassen  versehenen  Militärgränze ,  welche 
der  Central -Militär -Verwaltung  unterstand),-  bestanden  die 
Strassen  und  bestehen  zumeist  noch  in  einem  breiten  von 
zwei  kleinen  Gräben  begrämsten  Streifen  Wüsten  Bodens, 
welcher  den  Fuhrwerken,  Viehtriebeta  und  Menschen  als 
Weg  diente,'  ohne  dass  an  demselben  irgend  ein  Bauwerk 
ausgeführt  und  erhalten  oder  sonst  eine  künstliche  Pflege 
angewendet  wurde.  Diese  Strassen,  auf  dem  blossen  natür- 
lichen Boden,  waren  zwar  im  Sommer  und  bei  trockenei 
Witterung  practicabel ,  im  Winter  aber  und  bei  nassem 
Wetter  gänzlich  unbenutzbar.  Die  Folge  davon  musste,  wie 
erklärlich,  sein,  dass  in  jenen  weiten  und  firucfatbaren  Oor 
genden  der  Verkehr  während  eines  grossen  Theiles  des  Jahres 
gänzlich  unterbrochen  war,  und   diese  Unterbrechung  des 


3)8 


Verkehres  bildete  das  HauptMiiderniss ,  weteb^  d^  ökono- 
mischen Aufschwünge  der  von  der  Natur  mit  der  reichsten 
Fülle  ihrer  Gaben  gesegneten  Länder  im  Wege  stand,  die 
Bewohner  in  .  Armuth  erhielt  und  den  Anbau  des  Bodens 
unm(yglich  machte.  Nach  der  Unterordnung  dieser  Eronlän^^ 
d^r  unter  die  Oentral-Verwaltung  wurd^  die  wichtigsten  'der 
vorhandene^  Strassenlinien  in  einer  Länge  von  811  Meilen 
ausgeschieden  und  in  Staatspfiege  genommen.  Diese  Strassen 
bestanden  eum  grössten  Theile  in  Landwegen,  deren  Instand- 
setsHing  und  Erhaltung  wegen  der  bedeutenden  Entfemungy 
aus  welcher  das  hierzu  erforderliche  Material  belogen  wer- 
den muss.,  sehr  schwierig  und  kostspielig  ist,  wie  es  denn 
z.  B.  im  Oedenburger  und  Orosswardeiher  Yerwaltungs-Ge- 

■ 

biete  Ölenden  gibt,  wo  die  Strassenanlage  mit  Beschotte- 
rung in  der  Länge  einer  Meile  einen  Aufwand  von  200.000 
bis  300.000  fl.  erfordert.  Um  mit  der  gebotenen  Beschleu- 
nigung den  Zustand  der  Strassen  zu  verbessern,  wurde  die 
flrühei)e  Verpflichtung  der  Gemeinden ,  sich  an  den  Strassen- 
arbeit^i  zu  betheiligen,  mit  einigen  Modificationen  in  Un- 
gern, dem  Banate  und  Siebenbürgen  aufrecht  erhalt^a,  weil 
ohne  dieselbe  nicht  nur  ein  ganz '  übermässiger  Aufwand 
veranlasst,  sondern  auch  die  Unmöglichkeit  h^beigeführt 
worden  wäre,  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  herbeizuschaffen. 
Mit  dieser  Unterstatzung  und  einer  aus  dem  Reiehsschatze 
dargebotenen  sehr  bedeutenden  Dotation  gelang  es  binnen 
kurzer  Zeit,  die  Strassen,  welche  die  Hauptverbindungs-Li- 
nien  in  Ungern  bilden ,  in  einen  zu  allen  Zeiten  fahr6aren^ 
Stand  zu  versetzen,  und  im  Banate  neben  der  Wiederher- 
stellung der  bestandenen,  aber  in  der  S[rieg8-£poche  verfal- 
lenen Strassenlinien  zwei  neue  wichtige  Strassenzüge  von 
Temesvär  nach  Szegedin  und  nach  Wenachetz  in  Angriff  zu 
nehmen  und  mindestens  zum  Theile  auszubauen.  Die.Strassen 
Siebenbürgen's,  grösstentheils  ohne  Grundbau  ausgeflihrt, 
waren  zu  den  schlechtesten  Landwegen  herabgesunken ,  ^a 
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sie  Arttlier  njar  noUidürftig  erhalten  worden,  während  der 
Revolution  aber  fbr  ihre  Consenrirung  gar  nichts  geschah. 
An  einzelnen  fitrecken  war  die  Verwahrlosung  so  weit  yor<» 
geschritten,  dass  jede  Spur  der  B^^ränzung  der  Fahrbahn 
verloren  ging.  Für  die  Sicherheit  war  weder  bei  den  höhe- 
ren Dämmen,  noch  bei  den  steilen  Bergstrecken  mit  Ab^ 
gründen  zur  Seite,  noch  bei  den  Flüssen,  an  deren  Ufern 
dieStrasaen  hingehen,  Sorge  getragen.  In  diesem  Zustande 
der  Strassen  ging  während  der  vier  Jahre  von  1850  bis  1853 
eine  so  totale  Veränderung  vor  sieh,  dass  es  dafür  in  der 
Geschichte  licaum  ein  Beispiel  geben  dürfte.  Auf  die  dort 
ausgeschiedenen  StfMts-Strassen  in  der  Länge  von  173y,  Meile 
wurden  von  den  Gemeinden  nicht  wenig»  als  47,221.812  Ku- 
bik-Fusa  Schotter,  d.  i.  68  Eubik-Fuss  auf  jede  Längenklafter 
der  Strasse,  beigestellt;  diese  Schottermenge  kostete  dem 
Staate  nur  6.921  iL  und  wurde  dazu  benützt,  neben  der 
Fohrbahn-Ctonservirung  der  173*4  Meile  langen  Reichsstrassen 
auch  einen  grossen  Theil  ihrer  Grundlage  zu  verbessern, 
oder  eine  neue  zu  bilden,  wo  dieselbe  fehlte.  Femer  wur- 
den insbesondere  in  Folge  der  Elementar-Ereignisse  des  Som- 
mers 1851 ,  welche  im  südlieben  Tfaeile  Siebenbürgen's  über 
hundert  Brücken  zerstörten ,  bedeutende  Reconstructionen  und 
Verbesserungen  durch  das  Zusammenwirken  der  Staatsver- 
waltung und  der  Gemeinden  vorgenommen.  Ueber  die  drei 
wichtigsten  Pässe,  welche  Siebenbürgen  mit  der  Moldau  und 
der  Walachei  verbinden,  am  Ojtoz,  Predjal  und  Rothenthurm, 
von  Welchen  die  zwei  ersten  im  Winter  gar  nicht  und  im 
Sommer  nur  mit  Saunithieren ,  der  dritte  kaum  mit  Wagen 
zu  passii-en  waren,  wurden  mit  grossem  Kostenaufwande  vom 
Staate  neue  und  bequeme  Strassen  angelegt  und  grOssten- 
theils  vollendet,  und  endlich  die  geffthrlichsten  und  beschwer- 
lichsten Strecken  der  Haupt -Strassenverbindungen,  welche 
mit  8  bis  18  Zoll  Steigung  auf  eine  Klafter  behaftet  waren, 
umgelegt  und  bequem  hergestellt,  durch  welche  (ebenfalls 
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von  der  Regierung  in  Verbindung  mit  den  Gemeinden  be- 
werkst^ligte)  radicale  Verbesserungen,  an  der  Stelle  der 
früher  gefährlidien  und  unweg^aipeu,  vortreffliche  Strassen 
ip  einer  Läbge  von  19  Meilen  ausgeführt  worden  sind.  Auch 
in  Siebenbürgen  ist  eine^  ethno^phischen  Umsiandes  zu 
erwähnen,  welcher  zur  Förderung  der  Strassenarbeiten  we- 
sentlich beitrug.  Als  die  Arbeiten  am  Pre^jal-Passe  began- 
nen, war  der  Mangel  geübter  Strassenarbeiter ,  namentlich 
für  das  Stein-  und  Mauerwerk ,  sowie  die  schlechte  Beschaf- 
fenheit  der  landesüblichen  Werkzeuge  sehr  hinderlieh.  Die- 
sem Mangel  ward  daduri^h  abgeholfen,  dass  man  über  den 
Antrag  des  thätigen  Baudirectorsv  Menapaee  eine  Colonie 
gewandter  Arbeiter  aus  Süd-Tirol  herbeizog,  welche  durch 
ihre  persönliche  Verwendung  und  durch  die  Unterweisung 
der  einheimischen  Arbeiter ,  sowie  durch  *  die  Anfertigung 
ToUkommenerer  Werkzeuge,  sowohl  für  den  Ausbau  jener 
Strasse  als  für  die  Verbesserung  des  Strassenbaues  in  jenem 
Lande  überhaupt  sehr  gedeihlich  wirkten.  Am  schlechtesten 
ist  es  mit  dem  Strassenwesen  noch  in  Kroatien  und  Slavo» 
nien  bestellt;  das  Strassen-System  dieser  beiden  Eronländer 
steht  noch  in  keinem  Zusammenhange,  in  Kroatien  ist  das 
Material  sehr  kostspielig,  in  Slavonien  theilweise  gar  nicht 
vorhanden,  und  da  die  Arbeitspflicht  der  Gemeinden  nicht 
mehr  besteht,  so  mangelt  es  in  jenem  dünn  bevölkerten 
Lande  an  Arbeitskräften.  Nur  durch  die  bereits  eingeleitete 
Wiederaufnahme  der  öffentlichen  Arbeitsleistung  von  Seite 
der  Gemeinden  wird  es  ausführbar,  daselbst  die  so  drin* 
geud  nothw^[idigen  Verbesserungen  und  Vermehrungen  der 
Strassen  herbeizuführen. 

Die  österreichische  Monarchie  ist  durch  die  natürliche 
Anlage  für  Wasserverbindungen  mehr  als  irgend  ein 
anderer  Staat  des  europäischen  Continentes  begüqstigt  Dure 
Lage  in  der  Mitte  dieses  Continentes  hat  zur  Folge,  dass  sie 
sich  über  die  verschiedensten  Flussbecken  von  Europa  esstreckt; 
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wie  denn  ihr  Gebiet  mittelst  der  Weichsel  (sammt  dem  San) 
and  der  Oder  mit  der  Ostsee,  mittelst  der  Elbe  (mit  der 
Moldau)  uiid  dem  Rheine  mit  der  Nordsee ,  mittelst  des  Po, 
der  Etsch,  des  mit  diesen  und  anderen  Ktistenflüssen  ver- 
knüpften Syötemes  schiffbarer  Canäle  im  lombardisch  -  vene- 
zianischen Königreiche,  des  Isonzo  und  der  Narenta  mit  dem 
zahlreiche  österreichische  Häfen  bespülenden  adriatischen 
Meere,  .durch  den  Dniester  (und  Dnjepr)  mit  dem  schwarzen 
Meere  in  unmittelbarer  Wasserverbindung  steht.  Besässe 
aber  auch  die  Österreichische  Monarchie  alle  diese  Wasser- 
verbindungen nicht ,  so  würde  die  gewaltige  Donau,  Eu- 
ropa's  schönster  und  wichtigster  Strom,  welcher  das  Kaiser- 
reich in  dessen  ganzer  Breite  durchzieht,  mit  seinen  auf 
Hunderte  von  Meilen  der  Schifffahrt  eröffneten  Nebenflüssen, 
Oesterreich  den  ersten  Aang  linier  den  Continental -Staaten 
Europa's  bezüglicii  seiner  Anlage  für  den  Welthandel  an- 
weisen. Der  Werth  dieser  natürlichen  Anlage  wird  aber  um 
so  "bedeutender  durch  den  Reichthum  der  Länder  Oester- 
reich^s  an  landwirthschaftlichen  und  Mineral -Erzeugnissen, 
welche  zunächst  die  hiefQr  ganz  besonders  geeigneten  Was- 
ser-Transporte in  schwunghaftem  Betriebe  erhalten. 

Neu-Oesterreich  hat  auch  in  dieser  Richtung  seine  Mis- 
sion erkannt,  denn  in  keinem. firüheren  Zeitabschnitte  wurde 
so  Vieles  und  so  Bedeutendes  für  die  Verbesserung  der  Was- 
ser-Commnnicationen  geleistet,  als  in  den  letzten  sieben 
Jahren,  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse,  welche  in  den 
ersten  Jahren  dieser  Periode  die  Entwicklung  der  materiellen 
Slaatskräfte  lähmte.  Die  Erfolge  dieser  Thätigkeit  machten 
sich  nach  allen  Seiten  hin  fühlbar.  Abgesehen  von  der  Er- 
haltung so  vieler  natürlicher  und  künstlicher  Wasserwege 
und  der  dafür  bestehenden  Ufer-Schutzbauten,  wurden  die 
letzteren  verbessert  und  erweitert  (bloss  in  den  sechs 
Jahren  1850  bis  1855  erhielten  die  Schutzbauten  ohne  Einrech- 
nuDg  der  ausgedehnten  und  kostspieligen  Dammanlagen,  eine 

V.  Ctoern  ig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  21 
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Verlängerung  von  180.300  Klaftern),  groesarfcige  Regal i- 
rungs-Bauten  begonnen  und  thdl weise  durchgeführt  Die 
S<ih]fi6rahrt  auif  der  Weichsel  und  dem  San  ward  verbessert,  der 
Lauf  der  Elbe  und  Moldau  in  Durchführung  de»  mit  den 
Elbe-Uferstaaten  bestehenden  Vertrages  vom  23.  Juni  1821 
und  13.  April  1844  auf  eine  bedeutende  Strecke  neu  regniirt 
und  zum  Theile  der  Schifffahrt  erst  Eröffnet.  Die  obere  Adda 
wurde  durch  eine  neueMttndung  in  den  Corner  See. geleitet, 
die  kurz  vorher  begonnene  grossartige  Regulirung  der  Brenta 
und  des  Bacchiglione  rasch  fortgeführt  Der  grosse  Meeres^ 
dämm  an  der  nördlichen  Seite  der  Mündung  des  Bafens  von 
Malamocco  in  den  Lagunen  von  Venedig  ward  vollendet  und 
jener  an  der  südlichen  Seite  desselben  begonnen,  die  Rhode 
von  Fiume  durch  Anlegutag  des  Meeresdammes  in  einen  sichern 
Hafen  verwandelt,  das  System  der  Hafendämme  in  Triest 
vervollständigt,  die  R^:ulirung  der  unteren  Drau  und  Save 
vorbereitet. 

Wichtig»  noch  als  die  bezeichneten  Neubauten  sind  die 
in  diese  Periode  fallenden  Regulirungs-Bauten  an  der  Etdch 
in  Tirol,  an  der  Donau  in  Oesterreich  und  an  der  Theiss. 
in  Ungern,  nebst  den  Canal-Bauten  in  der  Wojwodsdiaft 

Seit  einem  Jahrhunderte  hatte  man  die  Regulirung  der 
Etsch  in  Tirol  in  Anregung  gebracht,  um  das  fruchtbareThal- 
gelände  vor  den  häufigen  Ueberschwenimungen  und  der  stei- 
genden Versumpfung  zu  bewahren.  Man  gelangte  jedoch  lange 
nicht  zur  Ausführung,  und  als  man  in  den  Jahren  181S  bis 
1826  die  ersten  Durchstiche  an  der  oberen  Etsch  vornahm^ 
unterlagen  in  Folge  des  dadurch  beschleunigten  Flusslaufios 
die  Gemeinden  an  der  unteren  Etsch  noch  mehr  als  früher 
den  Ueberschwemmungen.  Erst  im  Jahre  1845  wurde  von 
dem  tüchtigen  Hydrotechniker  Pasetti  ein  durchgreifendes 
Regulirungs-Project  ausgearbeitet,  dessen  Ausführung  bald 
darauf  begonnen,  jedoch  seinem  grösseren  Umfange  naeh 
erst  in  den  Jahren  1850  bis  1855  zu  Ende  geführt  wurda 
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Durch  dieses  ixi .  teebniscber  Hinsicht  epochemachende  Un- 
ternehmen wurde  mit  dem  AufWaode  von  einer  Million  Gnl- 
den  eine  GrondflAche  von  nahe  an  15  Hillionen  Quadrat- 
Klafter  vor  der  Versumpfung  oder  zeitweiligen  Ueber^chwem- 
mungen  bewahrt,  letztere  Gefahr  auch  ftkr  die  Stadt  Trient 
und  vier  andere  Ortschaften  beseitiget^  der  Flusslauf  abge- 
kürzt ttnd  die  SchiffTahrt  verbessert. 

Eine  so  gewaltige  Wassermasse  auch  der  Don  au -Strom 
mit  sich  führt,  so. bereitet  derselbe  in  seinem  oberen  Laufe 
der  Schulfahrt  sehr  bedeutende  Hindemisse ,  indem^  der  Fhiss 
an  einzelnen  Stellen  durch  Felsenriffe  beengt  wird  und  an 
Mderen  durch  AusAstung  in  viele  Seitenarme  sich  Untiefen, 
sowie  zeitweise  Ueberschwemmungen  bilden ,  und  das  Fahr- 
wasser beständigem  Wechsel  unterliegt.  Das  langgefühlte 
Bjedürfoiss  einer  Verbesserung  seines  Laufes  erhielt  jedoch 
in  früheren  Zeiten  keine,  oder  nur  durch  örtliche  Vorkeh- 
rungen und  stellenweise  Herstellung  nothdürftiger  Treppel- 
wege ungenügende  Abhilfe.  Erst  seit  dem  Jahre  1819  war 
man  darauf  bedacht,  die  Regulirung  der  Donau  durch  Fixi- 
rung  der  Ufer  und  Concentrirung  des  Stromes  im  E^her- 
zogthume  Oesterreich  atizustreben*,  doch  schwankte  man  in 
dem  Bauver&hren  und  erzielte  durch  vereinzelte  Bauten 
noch  keinen  bemerkenswerthen  Erfolg.  Seit  dem  Jahre  1830 
begannen  die  Regulirungs- Bauten  an  der  Donau  und  dem 
Wiener  Donau -Ganale  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Aus- 
dehnung zu  gewinnen;  doch  waren  nicht  alle,  meist  von 
localen  Bedürftaissen  hervorgerufene  Werke  dem  Zwecke  deir 
Aegulifung  entsprechend,  und  es  gebrach  an  einem  umfas- 
senden Systeme,  welches  nicht  nur  dem  augenblicklichen 
Bedttrfhisse  genügte,  sondern  geeignet  gewesen  wäre,  Be- 
j9chadigungen  durch  angemessene  Bauten  im  Vorhinein  zu 
.  verhindere,  die  Natur  des  Flusses  und  dessen  eigene  Kräfte 
zur  Regulirang  zu  t)enützen.  Ein  solches ,  von  Pasetti  entwor- 
fenes System  wurde  erst  mit  dem  Jahre  1850  angenommto 
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und  daiait  eine  bessere  Methode  sowohl  im  ^  technischen  als 
im  admiuistratiTeQ  Verfahren  verbunden.  In  Folge  dieses 
Planes  wird  die  Ausführung  der  Donau-Baüten  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  vorhinein  in  Pacht  gegeben,  jedem  Jahre,  an- 
nähernd seine  Aufgabe  gestellt,  um  mittelst  dieser  Bauten 
dem  Strome  ein  stabiles  Bett  anzuweisen-,  die  vorhandenen 
Bauten,  mit  einander  zu  verbinden  und  die  natürliche  Ten- 
denz deiä  Flusses  zu  dessen  Verbesserung  zu  benutzen«  Die 
seitherigen  Erfolge  sprechen  für  die  Richtigkeit  dieses  8y* 
Sternes,  denn  schon  hat  sich  seitdem  der  Strom  an  der  in 
Angriff  genomnienen  Strecke  concentrirt,  ein  tieferes  Fahr- 
wasser gebildet,  und  die  ihm  angewiesene,  der  Schifffahrt 
günstige  Richtung  genommen.  Diese  Wirkungen  zeigten 
sich  insbesondere  in  der  Nähe  von  Wien,  wo  die  Ausmto- 
dung.des  Donau -Canales  durch  die  entstandenen  Schotter^ 
inseln  mit  gänzlicher  Versandung  bedroht  und  nur  für  kleine 
Schiffe  zu  befahren  wai^,  während  gegenwärtig  der  Strom- 
strich der  Donau  sich  dahin  gewendet,  die  Sandbänke  weg- 
geschwemmt und  den  Dampfecbiffen  eine  sichere  Fahrt  be- 
reitet hat 

Die  von  den  Schiffern  seit  jeher  so  gefürchteten  Hindere 
nisse  des  Strudels  und  Wirbels  bei  Orein  werden  binnen 
wenigen  Jahren  nur  noch  in  der  Erinnerung  leben,  indem 
bereits  der  Plan  genehmigt  und  theilweise  in  Angriff  genom- 
meiQ  ist,  mittelst  eines  verbesserten  •  Sprengverfahrens .  die 
Felsen  des  Haussteines,  welcher  den  Wirbel  erzeugt,  bis 
auf  6  Fuss  Tiefe  unter  dem  niedrigsten  Wasserstande  gänz- 
lich zu  beseitigen,  und  im  Strudel  einen  zweiten  Canal  aus- 
zusprengen, und  denselben,  wie  den  breite  bestehenden, 
auf  die  gleiche  Tiefe  von  6  Fuss  unter  dem  Nullpuncte  zu 
bringen. 

.  Die  grössten  Gefahren  und  Hindemisse  findet  jedoch  die 
Schifflfahrt  auf  der  Donau  an  den  Stromschnellen  oberhalb 
und  unterhalb  Orsova,  wo  der  Felsengrat  der  Earpathen  in 
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▼ie}verzweigten  Richtungen  quer  über  den  Fluss  zieht.  Diese 
durch  die  Natur  dargebotenen  Hindemisse  können  nur  durch 
^ie  kolossalsten  Anstrengungen  im  Laufe  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  beseitiget  werden.  Der  Eaiserstaat  Oesterreich 
ist  jedoch,  als  Hüter  der  Donau,  berufen,*  in  seiner  Verjün- 
gung auch  diese  Hindemisse  zu  überwinden,  und  sich  da- 
durch den  Dank  der  gesammten  Handelswelt  zu  erwerben. 
Die  eben  jetzt  vor  sich  gehende  Entwicklung  der  einem 
kaum  geahnten  Aufschwünge  entgegeneilenden  Schifffahrt 
und  des  Handels  an  den  iGfestaden  der  unteren  Donau  drängt 
unaufhaltsam  hierzu,  und  schon  sind  die  Anzeichen  gegeben, 
dass  Oesterreich  vor  dieser  gewaltigen  Aufgabe  nicht  zurück- 
schreckt. Denn  die  k.  k.  Regierung  hat  angeordnet,  Ein- 
leitungen zur  H^stellung  einer  ungehemmten  Schifffahrt  fin 
dem  berüchtigten  Passe  des  eisernen  Thores  zu  treffen,  und 
bereits  besuchten  Ingenieure  die  Stelle,  um  den  hierzu  füh- 
renden Plan,  welcher  einer  sehr  gründlichen  Erwägung  be- 
darf. Vorzubereiten* 

Die  Theiss-Ebene^  vielleicht  der  fruchtbarste  Land- 
strich unseres  Erdtheils,  bietet  eine  jener  wunderbaren  Er- 
scheinungen, an  denen  das  Wunderland  Ungern  so  reich  ist. 
Der  tief  in  das  angeschwemmte  Land  eingeschnittene  Fluss 
durchzieht  trägen  Laufes  in  vielverschlungenen  Krümmungen, 
welche  die  Stromentwicklung  auf  mehr  als  das  Doppelte  der 
Thallänge  erhöhen,  jene  fruchtbare  Ebene,  und  verwandelt 
dieselbe^  durch  seine  und  seiner  Nebenflüsse  periodische 
Ueberschwemmungen  in  eine  •  zusammenhängende  Reihe  von 
unübersehbaren,  die  Communicationen  hindernden,  durch  ihre 
Rücklässe  das  Land  versumpfenden  und  verpestenden  Seen. 
Hierdurch  bildete  sich  dort,  wo  die  üppigsten  Saaten 
schwellen  und  die  reichsten  Ernten  herbeiführen  konnten, 
ein  Zustand  des  Ersterbens  und  apathischer  Unthätigkeit, 
welcher  jeneti  Landstrich  der  Cultur  schwer  zugänglich 
machte    und    mit    noch    ernsteren    Gefiahren    der   Zukunft 
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bedrohte.  Schon  im  Jahre  184ö  war  die  Regulirung  der  Tbeiss 
l)e8chlo88eii  ^  wodurch  ihr  Lauf  auf  die  Hälfte  abgekürzt  uud 
durch  Anlegung  von  Dfimmen  das  rückwärts  gelegene  Ufer- 
gelände vor  UeberschwemmuDgen  gewahrt  werden  sollte, 
und  an  die  Spitze  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  trat 
der  vielverdiente  Graf  Stephan  S^öch^nyi.  Der  Erfolg  liess 
nicht  auf  sich  warten,  doch  zeigten  sich  in  den  dortlands 
ungewohnten  gesellschaftlichen  Unternehmungen  Symptome 
der  Stockung  in  technischer  sowohl,  als  noch  mehr  in  finan- 
zieller Hinsicht,  welche,  den  Fortgang  desselben  selbst  dann 
bedroht  hätten,  wenn  nicht  die  nachfolgende  Revolution  eine 
totale  Unterbrechung  darin  herbeigefahrt  haben  würde.  Auch 
hier  trat  die  Staatsverwaltung  rettend  und  f!)rdemd  ein ,  indem 
über  Antrag  des  Handels  -  Ministers  Freiherm  von  Brück 
Seine  k.  k.  Majestät  im  Jahre  1850  die  Errichtung  dner 
Central -Commission  zur  Ueberwachung  und  Leitung  dieses 
grossärtigen  Unternehmens  anzuordnen  und  desselben  die 
erforderlichen  Geldmittel  zuzuweisen  geruhte,  um  das  Unter- 
nehmen so  weit  zu  fordern,  bis  dessen  Fortsetzung  durch 
eigene  Mittel  möglich  wird.  Die  bisherigen  Fortschritte  des 
Unternehmens  berechtigen  zu  der  Erwartung  eines  gedeih- 
lichen und  vollständigen  Erfolges,  von  dessen  Grossartigkeit 
man  sich  einen  B^riff  machen  kann ,  wenn  erwogen  wird, 
dass  durch  diese  Regulirung  200  Quadrat-Meilen  (d.  i.  ein  der 
bebauten  Bodenfläche  des  Königreiches  Sachsen  gleichkom- 
mender Landstrich)  des  fruchtbarsten  Bodens  für  die  Cultur 
gewonnen ,  und  durch  Beseitigung  der  Ursachen  der  dort  herr- 
schenden Sumpfiieber  für  die  Ansiedlung  fleissiger  imd  wohl- 
habender Menschen  sugänglich  gemacht  werde.  Wenn  man 
in  Betracht  zieht,  dass  das  Unternehmen  der  Theiss-Rdguli- 
rung  im  Jahre  1848  gänzlich  gelähmt  und  sein  Fortbestand 
durchaus  zweifelhaft  geworden  war,  so  dass  der  Verlust  der 
Früchte  so  vieler  bis  dahin  aufgewendeter  Mühen  und  Aus- 
lagen drohte ,  und  wenn  dessen^  damaliger  Zustand  mit  dem 
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gegenwärtigen  verglichen  wird,  so  überwältigt  das  Gefähl 
des  Staunens  und  der  Dankbarkeit  gegen  den  Monarchen^ 
welcher  das  Unternehmen  grossmüthig  seinem  gewissen  Un- 
tergänge entrissen,  dessen  administrative,  technische  und 
finanzielle  Einrichtung  neu  organisirt,  durch  Macht  und  Mttel 
unterstützt,  und  in  so  kurzer  Zeit  auf  einen  solchen  Stand- 
punct  des  Gedeihens  emporgehoben  hat,  dass  hierdurch  das 
Aufblühen  eines  nicht  geringen  und  zwar  des  fruchtbarsten 
Theiles  von  Ungern  in  nahe  Aussicht  gestellt  ist. 

Der  Franzens-Canal,  welcher  die  mittlere  Theisa 
mit  der  Donau  in  gerader  Richtung  verbindet,  die  Korn- 
kammer der  Monarchie  durchzieht  oder  nahe  berührt  und 
der  Schifffahrt  den  langen  Zug  bis  zur  Theiss-Mündung  und 
sohin  die  Donau  hinauf  bis  Batina  erspart,  war  sehr  ver- 
nachlässigt, so  dass  er  bedeutende  Herstellungen  und  eine 
Verbesserung  seiner  durch .  diß  zu  hohe  Anlage  der  Drem- 
pel  die  Schifffahrt  hinderlichen  Mündungen  erforderte.  Diese 
Verbesserung  gelaugte  an  der  Mündung  in  die  Donau, 
welche  durch  Verlängerung  des  Franzens -Canales.  um 
l'/^  Meile  an  eine  günstigere  Stelle  verlegt  wurde,  bereits 
mit  der  neuen  Erbauung  grossartiger  Eammerschleussen  zur 
Ausführung.  Der  Bega-Capal,  welcher^  der  Richtung 
des  Bega-Flusses  folgend  und  zum  Theile  in  dessen  Bette, 
von  Temesvdr  durch  das  getreidereiche  Banat  bis  zur  Mün- 
dung der  Theiss  bei  Titel  zieht,  hat  eine  für  die  Schiff- 
fahrt ungünstige  Richtung,  da  die  auf  ihm  verschifften 
Erzeugnisse  meist  für  die  oberen  Donau-  und  Theissge- 
genden  bestimmt*  sind.  Desshalb  besteht  der  Plan,  ihm 
eine  günstigere  Richtung  durch  Aushebung  eines  neuen 
Canals  zu  ertheilen,  welcher  jenen  von  Kiek  aus  in  mög- 
lichst directer  linie  mit  der  Theiss  verbinden  würde.  Mit- 
telst dieses  Canals  werden  die  Fruchtvorräthe  des  Banates 
auf  dem  kürzesten  Wege  zur  Theiss  und  sohin  mittelst 
des   Franzens -Canals   zur   Donau    gelangen,   wobei   sie  in 
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Vergleichung  zu  der  gegenwärtigen  SohifiGGEthrtslinie  zur 
unteren  Theiss  und  Donau  drei  Viertheile  des  Wasserweges 
ersparen  werden. 

Das  Straasennetz  der  Monarchie  wurde  in  dem  Zeit- 
räume von  1848  bis  1855  Tervollstlindigt  und  wesentlich  verbessert. 
Die  erheblichsten  Aenderungen,  insofeme  sie  sich  auf  die 
Reichs-Strassen  beziehen,  betreffen  die  nachstehenden  Puncte.  In 
Oesterreich  unter  der  Enns  wurden  die  innerhalb  der  Linien 
von  Wien  und  ausserhalb  derselben  gegen  das  kdserliche  Lustschloss 
Schönbrunn  zu  gelegenen  vom  Staate  erhaltenen  Verbindungs- 
strassen, welche  bisher  beschottert  wdren,  zum  grössten  Theile  gepfla- 
stert; bei  St  Polten  wurde  eine  Brücke  über  die  Traisen  gebaut, 
und  bei  Deut£tch- Altenburg  die  Strasse  nach  Pressburg  umgelegt 
In  Oesterreich  ob  der  Enns  &nd  die  Umlegung  mehrerer 
Strassen  und  eine  reichlichere  Beschotterung  derselben  Statt  Die 
Strassen  des  Kronlandes  Salzburg,  welche  sonst  zu  den  schlech- 
teren gehörten,  wurden  in  die  beBten  verwandelt,  und  eine  neue 
grossartige  Keichsstrasse  am  Eingänge  des  Pinzgaues  nächst  Taxen- 
bach mit  namhaftem  Kostenaufwande  erbaut  Ebenso  wurde  die 
Umlegung  der  linzer  Strasse  am  Gasteig-Berge  sowie  der  Gasteiner 
Strasse  bei  Lend  bewerkstelligt  In  Steiermark  wurde  die  Diau- 
walder  Sti^sse  in  der  Strecke  einer  Meile  umgelegt,  der  Zustand 
der  Strassen  in  Ober-Steiermark  wesentlich  verbessert  und  der  Bau 
neuer  Brücken  bei  Judenburg  und  Leoben  vorgenommen.  Die 
Elementar-Ereignisse  des  Jahres  1851  hatten  in  Eärnthen  grosse 
Verwüstungen,  namentlich  im  oberen  Dreu-Thale,  verursacht,  von 
welchen  fünf  an  den  Einmündungen  von  Wildbächen  in  die  Drau 
gelegene  Ortschaften  schwer  heimgesucht  wurden.  Seine  Majestät 
der  Kaiser  ordnete  sogleich  AllerhöchstiSeinen  General^Adjutanten, 
Feldmarschall-Lieutenant  Freiherrn  v.  Kellner,  an  die  Orte  der 
Verheerung  ab,  und  lieds  denselben  schleunigste  Hülfe  angedeihen  ^ 
die  Comniunicationen  wurden  hergestellt,  die  Gefahren  beseitigt 
und  die  Wildbäche  mit  Thalsperren  verbaut  Ausserdeih  wui^e 
die  italienische  Strasse  zwischen  Tarvis  und  Arnoldstein  in  einer 
Strecke  von  drei  Meilen  mit  sein:  namhaftem  Kostenaufwande  in 
einem  günstigeren  Niveau  neu  gebaut,  die  Brücke  über  die  Fella 
bei  Ponteba  neu  hergestellt,  und  die  zweite  Verbindungsstrasse 
mit  Krain  dur^i^h  das  Kappel-  und  Kanker  -  Thal  grösstentheils  in 
Staatspflege    übernommen.      Nachdem    die   Staats- Eisenbahn    bis 


339 


Laiback  geführt  worden,  wurde  in  Krain  die  Verbindungsstnisse  mit 
Kroatien  von  SteinbrOck  über  Gkirkfeld,  sechs  Heilen  lang^  in 
Staatspflege  übernommen,  und  eine  Brücke  über  die  Save  bei  littai 
erbaut  Die  durch  den  vermehrten  Verkehr  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommene Triester  Strasse  erhielt  vielfache  Verbesserungen.  Im 
Küstenlande  ward  eine  Strecke  von  zwei  Meilen  in  besseren 
Stand  versetzt,  und  der  Bau  einer  neuen  Strasse,  welche  den  in- 
neren Tlieil  von  Istrien  mit  der  Staats  -  Eisenbahn  in  unmittelbare 
Verbindung  setzen  soll,  begonnen»  In  Tirol  fanden  neben  der 
Verbesserung  mehrerer  Strassenstrecken  in  der  Länge  von  vier 
und  einer  halben  Meile  grossartige,  Strassenbaue  Statt.  Der  wich- 
tigste hiervon  ist  jener,  welcher  vom  Nonsberge  über  den  6.200 
Fuss  hohen  Tonale  naoh  der  Lombardie  gefilhrt  wird  und  mit  der 
auf  lombardischem  Gebiete  bewerkstelligten  Fortsetzung  bis  Tre- 
senda  im  Valtellin  bestimmt  ist,  die  wegen  ihrer  Höhe  von  8.550 
Fuss  über  dem  Meere  allzu  schwing  zu  erhaltende  Strasse  über 
das  Stilfeer  Joch  zu  ersetzen.  Auch  über  den  bekannten  Pass  der 
Rnstermünz  zwischen  dem  oberen  Inn-Thale  und  dem  Vintschgau 
wurde  ^tatt  der  früheren  steilen  und  unwegsamen  eine  sehr  be- 
queme Strasse  mit  bedeutendem  Aufvirande  hergesteltt^  sowie 
die  Strasse  von  Innsbruck  Über  Telfs  nach  Reutte  in  der  Richtung 
zu  d(^  bairischen  Eisenbahn  umgelegt  wurde.  Obwohl  das  König- 
reich Böhmen  seit  der  Verwaltung  de^  Grafen  Chotek  sich  eines 
ausgedehnteren  Netzes  der  besten  Strassen  erfreut,  ßo  wurden  doch 
daselbst  in  dem  ermähnten  Zeiträume  über  20  Meilen  neue  Reichs- 
strassen erbaut,  und  ausserdem  drei  Kettenbrücken  —  über  die  Mol- 
dau bei  Podolsko,  üb^  die  Eger  bei  Postelberg  und  über  die  Elbe 
bei  Tetschen  (letztere  von  einer  Actien-Gesellschaft  mit  Unterstützung 
vop)  Staate  unternommen  und  kürzlich  beendigt)  --  femer  vier  gewölbte 
Brücken  —  über  die  Sazava  bei  Porzic  und  Deutschbrod,  über  die 
Daubrovka  bei  Kobilnitz  und  über  den  Cidlina-Fluss  bei  Chlumec  — 
erbaut  Die  bereits  im  Jahre  1847  begonnene  Riesengebirgs-Strasse, 
welche  in  einer  Länge  von  17  Meilen  von  Reichenberg  nach  Trautenau 
fllhrt,  wurde  for^esetzt  und  vollendet,  die  neue,  schöne  Strasse 
von  Karlsbad  nach  Marienbad,  vier  Meilen  lang,  erbaut;  ausser- 
dem wurden  10  Meilen  Landstrassen  zu  Reichsstrassen  erklärt  und 
in  Staatspflege  übernommen,  und  Strecken  von  2y,  Meile  Länge 
restaurirt  In  Mähren,  welches  Land  von  den  Eisenbahnen  in 
den.  Uauptrichtungen  durchzogen  wird,  beschränkten  sich  die  Ver- 
besserungen   meist    auf  Brückenbauteh;    Kettenbrücken    über   die 
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0«|er  beiMtim8ch<08traa  und  über  dieZwittawa  beiBrttnn  wurden 
^baut,  und  ba  200  andere  Brücken,  fVtther  meist  aus  Holz,  wurden 
in  Mauerwerk  ausgeftlhrt.    In  Schlesien  ist  der  Bau  der  grossen 
Weichselbrttoke  bei  Skotschau  und  der  Brücke  über  die  Olsa  bei 
Wendrin,   nebst  dem  Umbaue"  der  Ostrauer  Strasse  zu  erwähnen. 
Der  schlechte  Zustand  der  Strassen. in  Galizien  und  der  Buko- 
wina erforderte  vor  Allem  die  Verbesserung  der  Hauptverbindungs- 
wege; sonach  wurden  Strecken  von  mehr  als  20  Meilen  theils  recon- 
'atruirt,  thdUs  umgelegt,  und  14  Brücken  (darunter  die  über  den  Pruth 
beiCzemowitz,  über  die  Biala,  den  San-Fluss)  erbaut  Bereits  ist  aber 
die  Hand  an  eine  höchst  bedeutende  Ausdehnung  des  galizisohen 
Strassennetzes  gelegt  worden,   da  der  Bau  der  nachstehend -aufge- 
führten Strassen  in  einer  Lftnge  von  78*/,  Meile  bereits  genehmigt 
und  in  Angriff  genommen  worden  ist    Auf  das  Krakauer  Yer- 
waltungsgebiet  entfallen  davon  die  Strecke  von  Deutsch -Batzdorf 
über  Auschwitz  und  Zator  nach  Podgorze  11  y«  Melle,  von  Niepo- 
lomice  nach  Bochnia  3  Mdilen,  von  Gdöw  nach  Biencz  und  von 
Gk>rlice  nach  Zmigröd  15 y,  Meile;  auf  das  Lemberger  Yerwal- 
fongsgebiet  die  Strecke  von  Kowy-Jaz6w  nach  Zaleska  wola  ö'/« 
Meilen,   von  Delatjn  bis  an  die  ungrische  Gränze  gegen  SzigeÜi 
6  Meilen.    Sämmtliche  bisher  aufgezählten  Strassenstrecken  werden 
nach  ihrer  Vollendung  als  Reichs -Strassen  in  Staatspflege  über- 
nommen werden,   während  die  folgenden  aus  dem  Landes -Fonde 
zu  erhalten  sind:  von  Lemberg  über  Dawidöw  in  die  Ghauss^  Pod- 
grodzie-Bohatjn  9%  Meile,  von  Demianöw  nbch  HaUcz  ^y,  Meile, 
von  Siwka  nach  Halicz  2%  Meile,  von  Halicz  zur  Mariampoler  Ueber- 
^hr  und  über  Tlumacz  von  Horpdenka  nach  Serafince  (von  wo  sie 
auf  Bukowiner  Gebiete  3  Meilen  weit  bis  zur  Czerno witzer  Haupt- 
strasse gef)lhrt  wird)  13  Meilen,  von  Monasterzyska  über  Buczacz 
nach  Gzortköw  7  Meilen.    In  D^lmatien  befinden  sich  die  Strassen 
in  einem  ungenügenden  Zustande,   und  sind  zum  Theile  nur  Beitr 
steige,   was  namentlich  von  der  zweimal  vom  türtuschen  (Gebiete 
unterbrochenen  Strasse  von  .Ragusa  bis  an   die  südliche  Landes- 
gränze  gilt;  daselbst  wurde  eine^  Strassen -Gorrection  in  der  Länge 
von   5   Meilen   vorgenommen,    und   der   Bau   von   11   stdnemen 
Brücken  bewerkstelligt    Der  vortreffliche  Zustand  und  die  grosse 
Ausdehnung  des  Strassennetzes  in  der  Lombardie  (in  die  Stadt 
Mailand  münden  13,  in  jede  einzelne  Delegations- Stadt  [Sondrio 
ausgenommen]  5^7  verschiedene  Reichs^trassen  ein)  sind  bekannt 
In  der  erwähnten  Periode  wurde  die  Hauptthätigkeit  auf  den  Bau 
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vdD  Brtt^Aen  über  den  Brembo,  Oglio,  Aver,  die  Adda  und  den 
Ghnavdlone  (einen  die  (TifLiuse  gegen  Sardinien  bildenden  Seitenann 
des  Tessin  bei  Pavia)  gerichtet.  Doch  fand  auch  der  Neubau  der 
7  Meileü  langen  wichtige^  Strasse  von  Tr&Bcnda  in  der  Yaltellina 
ttb^  den  Aprica-Pass  nach  Edolo  bis  an  den  Tonale  zur  An- 
knüpfung an  die  jenseits  auf  Tiroler  Gebiete  gebaute  Strasse  Statt, 
welcher  grOsstentheils  eu  Ende  gebiacht  wurde.  Aus  den  gleichen 
Ursachen  war  man  toch  in  dem  Kronlande  Venedig  hauptsäch- 
lich auf  den  Bau  von  Brücken  und  zwar  über  die  Brenta,  Livenza, 
Fella,  denNoncello.und  die  Aoquetta  bedacht.  Eine  besondere  Er- 
wfthnung  verdient  der  Neubau  der  stabilen  Brücke  über  die  Etsch 
bei  Boara,  wo  insher  lediglich  eine  fliegende  Brttcke  die  Ver- 
bindung nur  sehr  ungenflgend  erhalten  hatte.  Neubauten  und 
ümlegungen  von  Strassen  fanden  in  einer  Länge  von  V/^  Meile 
Statt 

Als  die  ehemals  ungrischen  Länder  unter  die  Central- Verwal- 
tung traten,  waren  dieselben  fast  ganz  ohne  chausste- massige 
Strassen^  und  die  bestehenden  Landwege  mit  wenigen  Ausnahmen 
Hur  bei  trockenem  Wetter  befahrbar.  Die  Hauptlinien  der  Stras- 
aenverbindungen ,  in  einer  Länge  von  811  Meilen,  wurden  in  Staatff- 
pflege  übernommen;  vor  Allem  aber  mussten  in  diesen  Richtungen 
erst  fahrbare  Strassen  hergestellt  werden.  In  dem  Königreiche 
Ungern  wurden  449  Meilen  in  Staatspflege  übernommen.  Zu- 
nächst War  man  darauf  bedacht,  auf  den  Hauptlinien  jene  Strecken, 
welche  des  Neubaues  oder  einer  grösseren  Verbesserung  bedurften, 
herzustellen,  sie  machen  eine  Länge  von  33  Meilen  aus;  gleich- 
zeitig wurden  44  Brücken  neu  erbaut  oder  hergestellt,  Durchlässe 
und  Wasser- Sehutzweikß  errichtet,  Strassensäulen,  Pflöcke  und 
Geländer  aufgestellt  und  Einräumerhäuser  errichtet  Die  Recon- 
strociionen  fiüden  Statt :  von  Pressburg  in  der  Richtung  gegen  Gar 
lizien,  das  Kaschauer  und  Oedenbui^r  Verwaltungsgebiet  und 
Kroatien,  von  Ofen  gegen  Wien,  Kasohan,  Essek  und  überStuhl- 
weissenburg  gegen  Körmend,  von  Kaschau  über  Munkacs  nach 
Szigeth  und  von  da  gegen  Galizien  und  Siebenbftrgen,  von  Gioss- 
wardein  gegen  Debreczin^und  Arad.  Ion  Pressburger  Verwaltungs^ 
gebiete  wurden  ip  Jahre  1854  abermals  6%  Meile  Strassen  in 
Staatspflege  übernommen.  Die  geringsten  Fortschritte  machte  die 
Strassenverbesserung  in  Kroatien  und  Slavonien,  wo  die  Stras- 
sen sich  in  einem  sehr  sohlechten  Zustande  befanden,  die  Verhält- 
nisae  fllr  tlen  Strassenbau  sehr  ungünstig  sind   (namentlich  ist  der 
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Schotter  übennKarig  theuer),  und  keine  Arbeitskräfte  tu  Gtebofte 
staDden.  Dennoch  wurde  die  Strasse  von  Agram  naeh  Karlstadt 
in  einer  Länge  von  7'/,  Melle  (welche  man  früher- bei^schlechtem 
Wetter  kaum  in  2—3  Tagen  mit  doppelter  Yorspazm  surttckl^te) 
neu  hergestellt,  die  Drau-Brttcke  bei  Yarasdin  reparirt,  die  Eegu- 
lirung  des  Fluiräies  in  Angriff  genomm^i,  und  die  Save-Brttcke  bei 
Agram  unter  gleichzeitiger  Regulirung  des  Stromes  zu  bauen  b^ 
gonnai.  Noch  aber  hängt  das  Strassen -System  von.  Kroatien  mit 
jenem  von  Siavonien  nicht  zusammen,  wesshalb  es  sidi  ereignet, 
dass  Reisende,  welche  sich  vgn  Essek  nach  Agram  begeben  wol- 
len, vorziehen,  mittelst  des  Dcunpfsohiffi  und  der  Eisenbahn 
über  Pest  und  Wien  zu  reisen,  wobei  sie  ui^eachtet  eines  Um- 
weges von  fast  200  Meilen  früher  in  Agram  anlangen,  als-  auf  dem 
geraden  Landwege.  In  der  Wojwodschaft  und  dem  Banate 
wurden  141  Meilen  Strasse  in  Staatspflege  übernommen,  von  denen 
jedoch  nur  33 '/^  Mdle  mit  Schottergrund  versehen,  aber  auch  diese 
während  der  Revolutions-Zeit  gänzlich  verfallen  waren.  E6  sind 
diess  die  Strecken  von  Temesvdr  nach  Arad,  dann  von  Temesväsr 
nach  Lugos  mit  der  Verlängerung  nach  Siebenbürgen  und  in  die 
Militärgränze,  welche  nunmehr  in  guten  Stand  hergestellt  sind. 
Ferner  wurde  di^  Strecke  von  Temesydr  bis  Szegedin  und  von 
Temesvdr  bis  Werschetz  in  der  Oesamihäänge  von  18  y,  Meile  in  An- 
griff .genommen,  und  der  Bau  derselben  zum  Theile  ausgeftlhrt 
In  Siebenbürgen  wurden  1737,  M^e  Strasse  in  Staatspflege 
übernommen.  Nirgends  waren  die  Strassen  (wenn  die  schlechte- 
sten Landwege,  bei  denen  zum  Theil  jede  Spur  der  Begränzung 
der  Fahrbahn  verloren  gegangen  war,  diesen  Namen  verdienen) 
in  so  verwahrlostem  Zustande,,  als  in  Siebenbürgen  bis  zum  Jahre 
18^^  nirgends  &nd  aber  auch,  binnen  so  kurzer  Zeit  ein  solcher 
Aufechwung  des  Strassenbauwesens  Statt,  als  eben  dort  Ifinnen 
vier  Jahren  wurden  durch  Vermittlung  der  Gemeinden  auf  die 
173%  Meile  Staatsstrassen  47  Millionen  Kubik-Fuss  Schotter,  d  i. 
68  Kubik-Fuss  auf  jede  Längenklafler,  beigestellt,  und  hiermit 
(nebst  der  Fahrbahn- Gonservirung)  ein  grosser  Theil  ihrer  Grund- 
lage verbessert  oder  neu  beigestellt  Ausserdem  wurden  tlber  hun- 
dert Brücken,  welche  die  Regengüsse  im  Somfner  1851  zerstört 
hatten,  in  besserer  und  soliderer  Weise  erneuert,  wodei  ebaifalls 
die  .Gemeinden. die  Zufuhr  der  Materialien  und  die  Roharbeiten 
unentgeltlich  leisteten,  und  gleichzeitig  ward  der.  Bau  der  wichti- 
gen Handelsstrassen  über  die  4rei  Pässe  Ojioz,  Predjal  und  Rothen^ 
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thunn,  wovon  der  ersl^ere  nach  der  lloldau,  die  zwei  letzteren 
naidh  der  Walaehd  Alhren,  welche  früher  im  Winter  gar  nicht 
und  im  Sommer  nur  mit  Saumthierenr  zu  passiren  waren,  in  Bau 
genommen.  IMe  Strasse  über  den  (>jtoz-I^5lS8  in  einer  Länge  von 
3  Meilen  ist  zum  grösseren  Theile,  jene  über  den  Predjal  ganz 
fertig,  und  die  Strosse  über  den  Rothenthurm-Pass  ist  noch  im 
Baue  begriffen.  Diese  beispiellos  günstigen  Resultate  sind  zunächst 
der  energischen  Einwirkung  des  dortigen  Militär*  und  Cinl-Gk)u- 
Temeurs,  FeldmarschaU-Ueutenants  Fürsten  Karl  Schwiarzen- 
berg,  welcher  dabei  von  dein  thätigen  Bau-Director  Menäpace 
unterstützt  wurde  y  zu  danken. 

Zu  Ende  des  Jahres  1853  hatten  die  Reichs-Strassen  (unge^ 
riachnet  die  Land-,  Bezirks-,  Gremeinde-  und  Privat -Strassen)  eine 
Länge  von  3.353  Meilen,  worunter  522  auf  Böhmen,  449  auf  Uh- 
gem ,  388  auf  Galizien  sammt  der  Bukovrina,  37?  auf  die  Lom- 
berdie  und  233  auf  Venedig  entfielen.  In  den  4  Jahren  1850—1853 
zusammen  stieg  der  Schotterverbrauch  auf  314  Millionen  Kabik- 
Fuss,  woran  die  Lombardie  und  Siebenbürgen  mit  je  47  Millionen, 
Galizien  mit  35*/,  Million,  Oesterreich  unter  der  Enns  mit  30  Mil- 
lionen, Böhmen  mit  26,  Ungern  mit  23  üild  Venedig  mit  22  Mil 
lipnen  Kubik-Fuss  Theil  nahmen^  die  Kosten  dieses  Scliotters  betrugen 
11  Millionen  Gülden  (2  MüHonen  in  Galizien;,  1%  Million  in  Böh- 
men, 1%  Million  in  Oesterrek^h  unter  der  Enns  und  1%  Million  in 
der  Lombardie).  Die  sonstigen  Auslagen  für  die  Erhaltung  und 
kleinen  Verbesserungen  der  Reichs-Strassen  beliefen  sich  in  diesem 
vierjährigen  Zeiträume  auf  167,  Million,  der  Aufwand  für  grössere 
Bauten  und  Verbesserungen  auf  Sy«  Millionen  und  die  Gesammi- 
auslegen  für  die  Rachs-Strassen  auf  33  y«  Million  Gulden,  von  welcher 
letzteren  Summe  4  Millionen  in  Gahzien,  3y^  Million  in  Böhmen, 
3y,  MtUion  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  3  Millionen  in  der  Lom- 
baidie  und  je  nahe  an  3  Millionen  in  Venedig  und  in  Ungern  ver- 
wendet wuiden  ')•  Wird  die  relative  Vertheüung  der  Reichs^trassen 
auf  die  Kronländer  in  Betracht  gezogen^  so  entfielen  im  Jahre  1853 
an  Reichs-Strassen 


'  umständlichere  Nachweidungen  über  das  Strassenwesen  in  Oester- 
reich in  den  Jahren  1850—1853  enthält  der  vom  k.  k.  Sections-Chef  Frei- 
herm  von  C^oernig  an  den  Handels  -  Minister  Freiherm  von  Baumgartner 
erstattete  VerwaUungsbericht,  abgedrackt  in  den  ^Mittheilungen  aus' dem 
Gebiete  der  Statistik,**  Jahi^ug  1654,  Heft  7. 


334 


58" 
56 
54 
53 


n 


7) 


n 


autje  300.000  Einwohner 

in  Dalmatien 84  Meilen^ 

^  Tifol 54      y, 

^  Oesterreic^  ob  der 

Enns  und  Salzburg  48      ^ 
■^  KämthenundKrain48      ^ 
^  der  Lombardie   «  .  3&     ^ 
im  Küstenlande  ....  36    >  ^    - 

m  Böhmen  ......  33      ^ 

^  Steiermark    ....  30    \  ■ 

„  Venedig »7      ^ 

^  der  Wojwodschaft 

und  dem  Banate .  .  27  ^ 
^  Oesterreich  unter 

d^Enns.  .*....  24  ^ 
y,  Siebenbüi^n  ...  24  ^ 
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^  Kroatien  und  Sk- 

vonien 15      ^ 

„  üngem 15      „ 

Die  Wasseretrassen  dnd  zwar  zunächst  von  der  Natur 
gegeben,  ihre  Erhaltung  im  schiffbaren  Zustande,  die  Yersichernng 
ihrer  Ufer  und  die  Bewahrung  derselben  vor  Ausartungen,  sowie 
deren  Vervollkommnung  durch  Abkürzung  der  Krümmungen,  er^ 
fordern  jedoch  unausgesetzte  Obsorge  und  einen  bedeutenden  Auf- 
wand, wobei  auch  derjenige  in  Betracht  kömmt,  welcher  für 
Entsumpfungen  und  Bewahrung  des  Uferlandes  vor  Uefoerschwem- 
mungen  bestritten  wird.  In  den  Jahren  1848  —  1855  wurden  sehr 
erhebliche  und  kostspielige  Arbeiten  zu  diesen  Zwecken  bewerk- 
stelliget,  wovon  hier  nur  die  hauptsächlichsten  hervorgehoben,  die 
anderen  bloss  in  Kürze  angedeutet  werden.  In  Oalizien  fanden 
Oonservinings-Arbeiten  und  Neubauten  für  den  Uferschutz  und  die 
Erhaltung  der  Schifil)arkeit  der  Weichsel,  des  Duniyeo,  des  San 
und  des  Dniesters  Statt  In  Böhmen  wurde  die  Regulirung  der 
Moldau  und  der  Elbe,  um  eine  hinreichende  und  gleichförmige 
Tiefe  zu  erreichen,  im  Jahre  1860  begonnen,  und  die  Verbesse- 
rung der  fehlerhaftesten  5.876  Klafter  langen  Strecken  vorgenom- 
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men;  zugleich  wurden  namhi^  Ufencbutz-Bauten  bewerksteiliget, 
und  die  Arbeiten  behufs  der  Sefaifibarmaohung  der  oberen  Moldau 
von  Humwald  bis  Hoheirfurt  (10  Meilen)  auf  Staatskosten  begon- 
nen. In  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  der  zum  Staatshafen  er- 
klärte Bregenzer  BaS&i  wiederhergestdit,  erweitert,  vertieft  und 
mit  grossen  Steindämmen  einge&sst,  am  ton  wurden  Uferbauten 
erhalten^  verbessert  und  neu  beigestellt;  zugleich  ward  der  Haller 
Tiiftrechen  beseitigt,  wodurch  die  Beschiffung  des  Inn  auf  einer 
Strecke  von  IV,  Meile  von  Hall  bis  Innsbruck  möglich  gemacht 
wird.  In  der  Lombardie  erfordert  die  Erhaltung  und  Verbesse- 
rung der  Uferbauten  an  den  dortigen  zahlreichen  Flüssen  und  Ca- 
nälaa  dnen  bedeutenden  Aufwand.  Um  die  Verbindung  des  Corner 
Sees  mit  dem  oberhalb  gelegenen  Mezzola-See  sicherzustellen,  das 
Gelnet  zwischen  denselben  zu  entsumpfen  und  den  Lauf  der  Adda 
m  regdiren,  wurde  dieser  Fluss  mittelst  eines  Durchstiches  von 
^214  Klaftern  unterhalb  des  Forts  Fuentes  in  den  Qomer  See  ge- 
leitet, während  das  aufgelassene  Bett  behufs  der  Schiffiahrts- Ver- 
bindung zwischen  den  beiden  Seen  regulirt  werden  soll.  In  dem 
Kxonlände  Venedig  bild^a  die  Wasserbauten  und  die  Erhaltung 
der.  schiffbaren  Flüsse'  und  Canäle  einen  der  wichtigsten  Zweige 
der  Verwaltung,  wofür  in  den  vier  Jahren  1850 — 1853  nicht  we- 
niger als  5,622.000  fl.,  ungerechnet  den  von  Privat- Vereinen  bestrit- 
tenen Aufwand,  ausgegeben  vnirden.  Zu  den  wichtigsten  Neu- 
bauten daselbst  gehört  die  Fortsetzung  der  Regulirung  der  Flüsse 
Brenta  und  BacchigUone,  welche  im  Jahre  1847  begonnen  und 
nach  der  durch  die  Bevolution  herbeigeführten  Unterbrechung  im 
Jahre  1850  wieder  aufgenommen  wurde;  in  jenem  vierjährigen 
2^traume  wurde  dafür  nahe  an  eine  halbe  Million  Oulden  ausge- 
geben. Um  d«3  Hafen  von*  Malamocco,  welcher  die  Einfahrt  in 
die  lagunen  von  Venedig  bildet,  zu  einer  für  die  grossen  Seeschiffe 
erforderlichen  Tirfe  von  20 — 24  Fuss  zu  bringen,  wurde  bereits 
im  Jalire  1838  an  der  Nord-Seite^  der  äusseren  Mündung  die  Er«* 
bauung  eines  grossen  1.119  Klafter  langen  Meerdammes  mit  dem 
Aufwände  von  IV4  Mfllionen  Guklen  genehmigt,  und  im  Jahre  1852 
die  Herstellung  eines,  zweiten  mit  dem  vorigen  parallelen  Dammes 
an  der  Süd -Seite,  welcher  über  %  Million  Oulden  kosten  wird, 
bewilligt  Der  Nord-Damm  wurde  1840  begonnen,  und  hierauf  bis 
1(M19  926.000  fl.  ausgegeben,  seither  ist  er  mit  einer  Auslage  von 
mehr  als  600.000  fl.  zu  Ende  gefthrt  worden;  der  Süd -Damm 
wurde  im  Jahre  1S53  begonnen  und  die  Arbeiten  daran  werden 
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fortgesetet.  Unier  den  noch  in  Aasftlhning  begrifienen  Arbeiten  ist 
der  Bau  eines  Hafenfi  an  dem  abgedämmten  nördlichen  Arme  des  Po, 
Po  di  Levante  genannt,  zur  Erleichterung  der  Dampfechiflfabrte-Yer- 
bindung  vom  Heere  nach  dem  Po,  die  Erbauung  grosser  Schleussen  an 
den  Seen  von  Mantua.^  und  die  grossartige  Unternehmung  einer  Ent- 
Bumpfung  der  tief  gelegenen  Valli  grandi  Yeronesi  und  Ostigliesi 
anzuAlhren.  Im  Kttstenlande  sind  die  Arbeiten  im  Hafen  von 
Triest,  wodurch  drei  der  dortigen  Hafendftmme  (Moli)  im  Ganzen 
um  170  Klafte^  verlängert  werden,  um  eine  grössere  Anzahl  von 
Schiffen  sicher  vor  Anker  zu  legen,  in  Fiume  (mit  Kroatien  ver- 
einigt) die  Verwandlung  der  Rhede  in  einen  sicheren  Hafen  mitr 
telst  der  Anlegung  eines  120  Klafter  langen  Dammes  und  die  Räu- 
mung und  Herstellung  des  Haiens  Air  kleinere  Schiffe  an  det 
Mttudung  der  Reka,  und  in  Dalmatien  ist  die  im  Werke  begrif- 
fene Regulirung  der  schiffbaren  Narenta,  wodurch  zugleich  die 
bekannten  Narenta.- Sümpfe  ausgetrocknet  werden  sollen,  zu  er- 
wähnen. In  Kärnthen,  Krain,  Kroatien  und  Slavonien 
wurden  mehrere  Arbeiten  an  den  grossen  Nebenfltlssen  der  Donau,  der 
Drau  und  derSave,  vorgenommen;  hierbei  wird  eine  solche  Regu- 
lirung der  beiden  Flüsse  beabsichtigt,  dads  die  Dampfschiffe  auf 
der  Drau  von  Essek  bis  Legrid,  und  auf  der  Save  von  Sissek  bis 
Rugvica  in  der  Nähe  von  Agram  vordringen  können.  In  Salz- 
burg wurden  Uferschutzbauten  an  der  Saale  und  der  Salzach,  in 
Oesterreich  ob  der  Enns  an  dem  Inn,  der  Traun,  Agger, 
Vökla  und  Enns,  in  Oesterreich  unter  der  Enns  solche  an  der 
March  und  Leitlia  vorgenommen.  Hierzu  kommen  die  grossen  Entr 
sumpfungsarbdteu  im  Pinzgau  und  im  Gasteiner  Thale,  welche  seit 
1823  bereits  eine  halbe  Million  Gulden  in  Anspruch  nahmen  und 
im  Jahre  1867  beendigt  werden  sollen;  endlich  ist  die  ]mCk>ncurrenz- 
Wege  mit  Staatsbeiträgen  bewerksteUigte  Regulirung  der  Leitha, 
wodurch  mehrere  Ortschaften  vor  der  Versumpfung  bewahrt  wer- 
den, anzuführen.  In  Ujigern,  der  Wojwodschaft  und  dem 
Banate,  dann  in  Siebenbürgen,  wird  auf  die  Regulirung  der 
Haros  und  deren  Sohiffbarmachung  in  dem  untern  Laufe  bis  zu 
ihrer  Einmündung  in  die  Tlieiss  kräftig  hingewirkt 

Unter  den  grossartigen  Wasserbauten,  welche  in  diese  Periode 
feilen,  müssen  jedoch  besonders  die  Regulirung  der  Etsch,  der 
Donau  und  der  Theiss  sammt  den  Ganal -Bauten  in  der  Woj- 
wodschaft und  dem  Banate  hervorgehoben  werden.  Bereits 
vor  mehr  als  einem  Jahrhunderte  war  in  Tirol  die  Regulirung  der 


337 

Etoch  von  Branzoll,  wo  ne  schiffbar  wird,  bis  zar  Landesgränze 
iü  Anregung  gekommen.  Mehrere  Projecte  waren  entworfen,  niid 
in  den  Jahren  1818—1826  sechs  Durchstiche  zwischen  Botzen  und 
Kurtinig  au^eftlhrt  worden.  Indem  diese  Durchstiche  der  oberen 
Gregend  eine  Erleichterung  gewährten^  bedrohten  sie  jedoch  durch 
die  Beschleunigung  des  Flusslaufes  die  Lage  der  unteren  Gegen*- 
den,  welche  immer  meh^  der  Ueberschwemmung  ausgesetzt  wur- 
den. Im  Auftrage  der  Regierung  entwarf  der  damalige  Hofbaurath 
Fasetti  im  Jahre  1845  ein  umfassendes  Project,  womit  die  gründ- 
liche Regulirung  der  Etsch  und  der  in  dieselbe  sich  ergiessenden 
Wildböche  Noce  und  Fersina,  sowie  die  künftige  Behandlung  des 
Flusses  und  der  übrigen  Wildbäche  in  Tirol  in  Antrag  gebracht 
war.  Dieser  Plan  wurde  im  Jahre  1846  genehmigt,  und  alsbald 
nahmen  die  Arbeiten  ihren  Anfang,  so  dass  bis  Ende  1849  die 
Etsch -Durchstiche  von  Ischia  Perotti  und  Lidomo,  1.600  Klafter 
lang,  ausgeführt  und  die  Ableitung  des  Noce- Wildbaches  in  der 
Niederung  von  Zambana  begonnen  war.  In  den  Jahren  1850—1853 
wurde  die  Noce -Ableitung  mit  Herstellung  eines  neuen  von  Stein- 
taluds  eingeschlossenen  Flussbettes,  sowie  die  Verlängerung  des 
Kälterer  Abzugsgrabens  nahezu  (und  bald  darauf  gänzlich)  vollen- 
det Die  Verheerungen ,  welche  die  Elementar-Unflllle  des  Herbstes 
1851  auch  an  der  Etsch  verursachten,  bewogen  Seine  k.  k.  Majestät, 
Allerhöchst-Ihren  General- Adjutanten ,  F.  M.  L.  Freiherrn  von  Kellner, 
zur  Anordnung  der  augenblicklich  erforderlichen  Schutz-  und  Ab^ 
hilfs- Maassregeln  und  zur  Anregung  beschleunigter  Ausftlhrung 
der  Noce-Bauten  und  des  Etsch-Durchstidies  bei  Masetto  abzuordnen, 
welche  letztere  im  Jahre  1854  zur  Vollendung  gelangte,  sowie* 
auch  in  der  Folge  der  Etsch -Durchstich  bei  Genta,  wodurch  die 
Stadt  Trient  vor  der  Ueberschwemmung  bewahrt  wird,  begonnen 
wurde.  Bei  der  Ausführung  des  Steintaluds  am  neuen  Noee-Bette 
gebrach  es  am  Materiale,  welches  mit  bedeutendem  Aufwände  aus 
weiter  Feme  hätte  zugeführt  werden  müssen.  Da  ward  der  kühn6 
Plan  gefasst,  von  der  oberhalb  sich  hinziehenden  Dolomit-Felsen- 
wand ein  vorspringendes  350  Füss  hohes,  380  Fuss^  breites  und 
80  Fuss  dickes  Riff  abzulösen;  demnach  wurde  dieser  1.500  Fuss 
ober  der  Thalsohle  anstehende  Felskörper  unterhöhlt,  gesprengt, 
und  in  das  Flussthal  hinabgestürzt,  wo  dessen  Trümmer  eine  Fläche 
von  25.000  Quadrat -Klaftern  bedeckten  und  das  trefflichste  Mate- 
riale  für  diesen  Bau  sowohl,  als  für  die  künftigen  Bauten,  mit  Ein- 
schlttss  jener  einer  grossen   steinernen   Brücke   über   die  Etsch, 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  22 
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darboten.  Mit  diesen  EtBeh-RegoUnings-Bauten  wird  bewirkt,  da0s 
die  Hauptursachen  der  zunehmenden  Versumpfung  einer  Fläche  Yon 
2^850,000  Quadrat -Klaftern  beseitigt,  andere  Strecken  des  fnichtr 
baren  Bodens  im  Etsehthale  im  GesammtfiächeDgebalte  von  £wölf 
Millionen  Quadrat -Klaftern  vor  aseitweiligen  Ueberschwemmungen 
bewahrt,  sohin  14,850.000  Quadrat -Klafter  Grundes  vor  diesen 
nachtheiligen  Einflüssen  gesiohert  werde^;  femer  sind  dadurch  die 
Stadt  Trient  und  die  Ortschaften  Salum,  Leag,  San  Kocoo  alla 
Nave,  dann  die  inneren  Strassen  Verbindungen  von  den  periodisobeii 
Ueberschwemmungen  befreit,  und  wird  der  Flusslauf  bei  Masetto, 
St.  Mkshael,  Genta,  alla  Virginia,  Lidomo  und  Ischia  Perotti  durch 
AUsttrKung  der  Flusslinie  verbessert  und  die  Schifiiahrt  erleichtert. 
Die  Kosten  dieser  Etsch-R^ulining  betragen  in  ihrer  Gesammtheit 
aber  eine  Million  Gulden. 

Die  Donau  durchzieht  die  österreichische  Monarchie  auf  einer 
Strecke  von  176  Meilen;  dreissig  Meilen  dieses  Laufes  in  ftlnf  ver- 
schiedenen Strecken  sind  in  hohem  Terrain  eingeschnitten  oder 
zwischen  Gebirgen  emgeschlossen,  während  die  Donau  in  den 
Zwischenstrecken  durch  146  Meilen  in  der  Ebene  hinzieht  oder 
den  Fuss  einzelner  Höhen  bespült  Die  Hindemisse,  welche  auf 
diesem  Strome  der  Schifflahrt  entgegenstehen,  rühren  theils  von 
der  Einengung  des  Flussbettes  durch  Felsen,  theils  von  der  regel- 
losen Ausfistung  des  Stromes  in  viele  Seitenarme  und  der  dadurch 
herbeigenihrten  Veränderlichkeit  des  Stromstriches  und  Geilihrdung 
der  SchiffTahrtsliniö  her.  Behufs  der  Regulirung  dieses  Flusses  im 
Erzherzogthume  Oesterreich  tauchten  vielfache  Plane  auf,  und 
mancherlei  Arbeiten  wurden  vorgenommen,  allein  im  Ganzen  wurde 
bis  zum  Jahre  1818  wenig  zur  Verbesserang  der  Schifiiahrt,  die 
Strecke  bei  Wien  ausgenommen,  erzielt;  die  Bauten  beschränkten 
sich  auf  locale  Reparaturen,  um  das  Weitei^^reifen  von  Abbruchen 
an  hindern,  und  auf  die  stellenweise  Herstellung  von  Treppelwegen. 
Vom  Jahre  1819  angefangen  wurde  die  Begelung  der  Donau  mit- 
telst Fiximng  der  Ufer  in  angemessenen  Linien  und  duitsh  Abbauung 
von  Seitenarmen  zur  Concentrirung  des  Wassers  im  Hauptrinnsale 
angestrebt.  Das  Bauverfahren  schwankte  jedoch  zwischen  Spornen* 
und  Lfing^d- Bauten  und  zwischen  der  Anwendung  von  Faschinen 
und  Steinmaterial;  zwar  wurden  zwei  Durchstiche  bewerkstelligt 
und  Uferschutzbauten  hergestellt,  waren  aber  zu  vereinzelt,  um 
einen  bemerkenswerthen  Erfolg  zu  liefern.  Seii  1830  begannen 
die  Bauten  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Ausdehnung  zu  gewinnen. 
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und  his  1849  wurden  sehr  Tide  Strecken  der  beiden  Ufer  durch 
steinerne  Ltogenbeuten  regelmässig  fixirt;  insbesondere  wurde  der 
Wiener  Donau -Canal  r^ulirt  und  mittelst  eines  Durchstiches  yer- 
lAngert,  um  denselben  unter  einem  spitzen  Winkel  in  die  Donau 
auszumünden,  seine  Ufer  wurden  mit  einem  Steintalnd  bekleidet 
and  die  Dilmme  oberhalb  Wien  erhöht,  dann  eine  Reconstruhrung 
der  Scheere  am  Beginne  des  Canales  vorgenommen.  Im  Jahre 
1850  legte  der  im  Wasserbaufache  sehr  erfahrene  Sectionsrath 
Pasetti  einen  umfassenden  Regulirungs-Plan  vor,  welcher  die 
Genehmigung  des  Handels -Ministers  Freiherrn  von  Baumgartner 
erhielt.  Bis  dahin  waren  die  ausgeitfthrten  Werke  meist  durch 
loeale  Bedttrinisse  und  Verhältnisse  hervorgerufen;  man  nahm  nur 
dann  und  dort  etwas  vor,  wann  und  wo  sich  die  absolute  Noth- 
wendigkeit  erwies,  und  zwar  nur  so  viel,  als  das  augenblickliche 
Bedttrfniss  zur  Abhaltung  des  Schadens  erforderte.  Auch  war  die 
Ausftahmng  der  Projecte  sehr  schleppend  und  selten  zum  Ziele 
itihrend,  indem  das  Ph)ject  meist  nach  den  Eisgängen  verfasst  und 
die  beste  Bauzeit  des  Frühjahres  durch  die  Vorverhandlungen  ver- 
l<»en  wurde;  meldeten  siQh^dann  die  wenigen  Bauunternehmer  mit 
beschrftidcteu  Mitteln,  so  mussten  erst  die  Materialien  und  Werkzeuge 
herbeigesebafit  werden,  man  begann  ihi  Herbste  die  Arbeiten, 
welche  bis  zum  Winter  nicht  vollendet  und  durch  den  nachfol- 
genden Eisgang  htti^g  wieder  zerstört  wurden.  Diese  Unzukömm- 
lichkeiten beseitigte  der  neue  Plan;  sämmtliche  Donau -Bauten  in 
Oestorreich  ob  und  unter  der  Enns  wurden  nach  Einheitspreiseii 
auf  sechs  nach  einander  folgende  Jahre  mit  der  VerbindUdikdt 
verpachtet,  dass  jedes  Jahr  die  auszuführenden  Bauten  einen  zwi- 
schen zwei  bestimmten  Extremen  liegenden  Betrag  erreichen.  Das 
ba  diesen  Bauten ,  die  seitdem  einen  erfolgreidien  Fortgang  hattao, 
befolgte  System  besteht  darin,  dem  Strome  ein  bestimmtes  Bett 
anzuweisen,  die  vorhandenen  Bauten  mit  einander  zu  verbinden, 
und  die  natürliche  Tendenz  des  Flusses  vortheilhaft  zu  benützen. 
Seither  wurden  melirere  Arbdt^  in  Oesterreich  ob  der  Enns 
am  Zizelauer  Arme,  bei  Steining  an  der  Raigerau,  am  Ousener 
Anne  und  am  Marktauer  Durdistiche  vorgenommen;  bedeutender 
noeli  waren  die  Bauten  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  wo 
in  der  sehr  schwierig  zu  beschiffenden  2^000  Klafter  langen  Strecke 
am  HoUer  durch  Verbindung  der  Inseln  und  vorbestandener  Schutz- 
werke der  Fluss  nach  der  Regulirungs- Linie  geleitet  und  eine  be- 
stftndige  ftlr  die  Schifilahrt  mehr  als  hinreichende  Tiefe  erziett 
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worde.  NocU  groseartigere  Vorkehrungen  wurden  in  der  umnittel- 
baren  Nähe  von  Wien  getroffen.  Dort  nahm  der  Fluss  eine  jähe 
Wendung  nördiidi  nach  der  Lobau  und  entfernte  sich  400  Klafter 
von  der  Mündung  des  Donau- Canales^  welche  seit  mehr  als  15 
Jahren  von  der  Donau  umgangen  und  durch  Untiefen  und  bewach- 
sene Schotterbänke  beeinträchtigt  war;  weiter  unten  theilte  sich 
der  Fluss  in  zwei  Arme,  in  deren  linkem  4.700  Klafter  langen, 
dem  Mühileitner  Arme,  eich  die  Naufahrt  befand.  In  Folge 
der  zu  grossen  Breite,  Zertheilung  und  Ablenkung,  M«elcher  die 
Donau  in  der  Lobau  und  bei  Mühlleiten  unterlag,  fand  die  Schill^ 
fahrt  bedeutende  Schwierigkeiten,  wie  auch  die  Ausmündung  des 
Wiener  Donau  -  Canales  nur  für  kleine  Fahrzeuge  offen  blieb.  In 
dem  Zeiträume  von  1850— '1853  wurde  die  Naufahrt  nach  der  be- 
stimmten Linie  an  der  Ausmündung  des  Wiener  Donau  -  Canalea 
vorbei  und  nach  Wegschwemmung  der  dort  bestandenen  sehr  be- 
trächtlichen Schotterinseln  mit  einer  bedeutenden  Tiefe  in  den  Dörf- 
wasser-Arm geleitet,  wodurch  die  Schiffifahrt-  bei  jedem  Wasser- 
stande ungehinderten  Fortgang  findet.  Es  erübrigt  nur  noch, 
mehrere  Stellen  am  linken  Ufer  zu  fixiren,  um  den  Fluss  Ton  der 
Ausmündung  des  Kaisei-wassers  bis  nach  Fischamend  in  einem  sta- 
bilen Bette  zu  erhalten.  Dadurch  werden  aber  noch  andere  sehr 
bedeutende  Vorthtile  für  die  Residenz  erzielt;  denn,  wenn  mit  der 
Zeit  nothwendiger  Weise  eine  merkliche  Eintiefung  des  Flusses 
erfolgt,  so  ist  dieses  von  derselben  Wirkung,  als  wenn  das  an- 
gränzende  Terrain,  auf  welchem  sich  die  den  Uebersohwemmungen 
ausgesetzten  Vorstädte  befinden,  um  eben  so  viel  erhöht  würde, 
sowie  auch  durch  die  Vereinigung  der  ganzen  Kraft  des  Flusses 
in  einem  constanten  Bette  die  Bildung  der  Eisdecke  erschwert 
oder  im  Falle  ihres  Entstehens  ihr  Abgang  erleichtert  werden  wird, 
während  bisher  an  den  ausgebreiteten  seichten  Stellen  der  Donau, 
vom  Kaiserwasser  bis  zur  Lobau,  die  Eisschollen  sich  anschoppten 
und  Anschwellungen  des  Wassers  verursachten,  wodurdi  die  niedrig 
gelegenen  Vorstädte  häufig  den  Ueberschwemmungen  ausgesetzt 
lyaren. 

Bekannt  sind  die  Gefahren  und  Verzögerungen,  wekhe  in 
dem  Felsent)ette  der  oberen  Donau  nächst  Grein  der  Strudel  und 
der  Wirbel  der  SchifHahrt  entgegensetzten.  Am  Strudel  ist  das 
Bett  der  Donau  in  einer  200  Klafter  langen  Strecke  mit  Felsen- 
zacken besäet,  durch  und  über  welche  der  Strom  Cascaden  bildet 
und  zugleich  eine  scharfe  Wendung  macht,   wesshalb  die  SohiflFe 
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nur  bt'i  liöfaerBin  Wasaerstende  durchzukommeD  veimochteu.  Am 
Wirbel,  unterhalb  des  Shnidels^  erhebt  sich  in  der  Donau  eine 
mit  dem  rechten  Ufer  in  Verbindung  stehende  Felmhsel,  der 
Uausstein;  der  Fluss,  dessen  Stromstrich  gegen  das  rechte  Ufer 
gerichtet  ist,  wird  dadurch  aufgehalten  und  eingeschränkt,  e^  wirft 
sich  gegen  das  linke  Ufer,  prallt  zurück  und  erzeugt  grosse  trich- 
.teriiVnnige  Wirbel,  deren  Trichter  eine  Tiefe  von  4  —  6  Fuss  er» 
reichen  imd  Flösse  und  kleinere  iSchiffe  mit  der  Gefehr  des  Untei^ 
ganges  bedrohen.  Im  Jahre  1778  begann  am  Strudel  gegen  das 
rechte  Ufer  zu  die  Aussprengung  eines  16  Klafter  breiten,  120 
Klafter  langen  Canals,  an  welchem  bis  1849  350  Kubik- Klafter 
Steine  ausgehoben  wurden,  womit  die  beabsichtigte  Tiefe  bis 
6  Fuss  unter  Null  noch  nicht  erreicht  war;  die  Beschränktheit 
dieses  Canals  und  die  heftige  Strömung  des  Flusses  gestattet 
immer  nur  den  Durchgang  eines  Schiftes,  welchen  die  übrigen 
Schifte  weit  unterhalb  und  oberhalb  der  Stromschnelle  abwarten 
müssen.  Von  1850  bis  1855  wurde  am  Strudel  die  Aushebung  des 
Canals.  durch  Absprengung  von  73'/j  Kubik-Klafter  Felsen  fortge- 
setzt. Bei  dem  Wirbel  beabsichtigte  man,  den  Canal  am  rechten 
Ufer  zu  erweitern  und  zu  vertiefen.  Zu  diesem  Behufe  wurden 
nach  den  bei  den  Noce- Bauten  gemachten  Erfahrungen  Felsspren« 
gimgen  mit  Anwendung  eines  verbesserten  Verfahrens  vorgenom- 
men; auf  diese  Weise  wurden  am  28.  December  1853  in  Gegen- 
wart einer  eigenen  Commission  über  200  Kubik-Klaft;er  abgesprengt, 
und  dabei  das  Resultat  erzielt,  dass  man  unter  Wasser  in  einer 
liefe  von  9  Fuss  sprengen  und  die  Sprengungen  ober  und  unter 
Wasser  mit  dem  vierten  Theile  des  früheren  Zeit-  und  Kosten- 
Aufwandes  bei  ähnlichen  Verrichtungen  bewirken  konnte.  In  Folge 
dieser  gelungenen  Versuche  genehmigte  Seine  k.  k.  Majestät  unterm 
7.  Mai  1854,  dass  der  ganze  Hausstein  bis  auf  die  ftlr  grosse 
Schifte  erforderliche  Tiefe  vollkommen  entfernt,  und  mit  dem  hier- 
aus gewonnenen  Materiale  die  unförmliche  und  gefährliche  Einbuch- 
tung des  linken  Fluss-Uters  abgebaut,  dann  das  rechte  Ufer  mittelst 
dnes  Dammes  in  einer  angemessenen  Richtung  regulhrt  und  darauf 
ein  bequemer  Treppelweg  hergestellt  werde;  femer  dass  am  Strudel 
ein  zweiter  Canal  längs  des  linken  Ufers  ähnlich  dem  am  rechten 
Ufer  in  dem  Felsbette  ausgehoben  werde,  damit  einer  ftir  die  Thal- 
fiihrt,  der  andere  für  die  Bergfahrt  diene.  Diese  Arbeiten  wurden 
im  Jahre  1854  begonnen,  und  werden  nach  ihrer  Vollendung  alle 
Geiahren   und    Verzögerungen,    welche   die    Scbififahrt   an  jener 
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durch  Jahrhunderte  gefilrchteten  SteHe  erlitt,  flir  hnmer  beseitigeD. 
Bereits  wurde  am  Haussteine  eine  compacte  Masse  von  5.300  Ku- 
bik- Klaftern  Steine  abgesprengt,  weldie  theils  sur  Abbanung  der 
Bucht  am  linken  Ufer,  theils  zur  Herstellung  des  ReguUrungs-Dam- 
mes  am  rechten  Ufer  dienten,  und  die  Insel,  mit  Ausnahme  der 
vordersten  Spitze,  bis  zu  dem  Niveau  des  Nullpunctes  abgetragen. 

Auf  die  Regulirung  der  Donau -Strecke  von  Theben  an  der 
ungriöchen  Öränze  bis  zur  Ausmttndung  der  Raab  waren  bereita 
1831—1843  1%  Million  Gulden  verausgabt  worden;  diese  seither 
unterbrochene  Regulirung  ward  im  Jahre  1851  wieder  aufgenom- 
m^  und  soll  nach  eiuem  gleichen  Regulinmgs- Plane  wie  in 
Oesterreich  zu  Ende  geführt  werden. 

Von  der  Ausmündung  der  Raab  bis  zu  den  St.rom8chnellen 
bei  Orsova  strömt  die  Donau  auf  eine  Strecke  von  103*/,  Meile  in 
ihren  eigenen  Alluvionen  versenkt  In  der  oberen  Donau -Strecke 
von  der  Staatsgränze  bis  zur  Raab  besteht  die  Sohle  des  Flusa- 
bettes  aus  dem  von  den  Gebirgen  herabgeschwemmten  Schotter, 
während  die  Ufer  in  den  unteren  Schichten  aus  feinem  Schotter 
und  Erde^  in  den  oberen  aus  blosser  Erde  gebildet  sind ;  die  Fluse- 
sohle  ist  daher  viel  widerstandsiUhiger  als  die  Ufer,  wo  sie  nicht 
dureh  Natur  oder  Kunst  befestigt  sind,  welche  desshalb  den  An- 
griffen des  Stromes  leicht  nachgeben:  das  Flussbett  erweitert  sich 
auf  eine  grosse  Breite,  der  Strometrich  ändert  bd  jedem  Wechsel 
des  Wasserstandes  seine  Richtung,  der  Fluss  theilt  sich  in  ver- 
schiedene Arme  und  besitzt  eine  unbeständige,  bd  niedrigem  Was- 
serstande für  die  Schiffiahrt  ungenügende  Tiefe.  Von  der  Mün- 
dung der  Raab  an  tritt  der  Fluss  in  die  grosse  ungrische  Ebene, 
sein  Gerinne  ist  in  der  oberen  Strecke  aus  feinem  Schotter  und 
Sand,  in  der  unteren  aus  Sand  und  Schlamm  gebildet,  und  die 
Ufer  bestehen  aus  Schichten  von  grösserer  Widerstandsfllbigkeit 
als  die  Sohle  des  Flussbettes;  der  Fluss  ist  daselbst  mehr  zusam- 
mengehalten, tritt  selten  bei  Hochwassern,  wohl  aber  bei  Eisgängen 
aus,  und  hat  bei  jedem  Wasserstande  eine  hinreichende  Hefe.  In 
dieser  Strecke  hat  die  Regulirung  mehr  die  Sicherung  der  dem 
Wasser  ausgesetzten  Grundflächen  und  Ipcale  Yorkelirungen  zum 
Zwecke.  Während  der  erwähnten  Periode  wurden  Durehstiche  der 
Donau  bei  Bogyiszlö,  bei  Bezdän  und  Yörösmart  in  dner  6e- 
sammtlänge  von  nahezu  2  Meilen  ausgeführt,  wodurch  der  Lauf 
der  Donau  um  4  Meilen  abgekürzt  wurde. 

Die  fiirehtbarsten  Hindemisse,  welche  sich  dem  Laufe  der  Donau 
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von  ihrer  Quelle  bis  zu  ihrer  Hflndung  entgegenstellen,  bereifeet 
ihm  der  nächst  Orsova  vom  linken  auf  das  rechte  Ufer  übersetzaide 
Oebirgszug  der  südlichen  Karpathen;  oberhalb  Orsova  ist  an  sieben 
Stellen  —  Stenka,  Kozla^  Dojke,  Izlas,  Taehtalia,  Greben,  Jntz  ge- 
nannt —  das  Bett  der  Donau  der  ganzen  Breite  nach  mit  Felsbänken 
durchzogen.  Die  hierdurch  in  einer  Länge  von  2.800  Klaftern  ge- 
bildieten  Untiefen  erzeugen  Stromsdinellen,  welclie  nur  bei  einem 
Wasserstande  zu  Orsova  von  6  Fuss  ober  Null  von  den  Sehiflen 
durchaus  zu  befahren  sind.  ESn  noch  grösseres  Hindemiss  bildet 
eine  Meile  unterhalb  Orsova  das  berüchtigte  eiserne  Thor,  wo 
die  Donau  bei  einer  Breite  von  300—500  Klaftern  von  einem  Fels- 
rdcken  mit  vielen  Zacken  und  Spitzen  auf  1.400  Klafter  Länge 
durchkreuzt  ist  und  von  Schüfen  nur  bei  einem  Wasserstande  von 
9'/,  Fuss  ober  Null  am  Pegel  von  Orsova  befahren  werden  kann« 
An  den  oberen  Untiefen  wurden  unter  Leitung  des  Grafen  Sz^h^nyi 
1832 — 18^  einige,  jedoch  nicht  ausreichende  Felsensprengungen 
vorgenommen,  ebenso  wie  die  österreichische  Donau -Dampfschiff* 
iahrts-Geseilschaft  noch  vor  dem  Jahre  1848  die  hervorragendsten 
Felsspitzen  am  eisernen  Thore  absprengen  Hess.  Neuerlich  wurden 
von  der  k.  k.  Regierung  einige  vorbereitende  Schritte  zu  Arbeiten 
angeordnet,  welche  in  ihrer  weiteren  Entwickelung  das  eiserne 
Tiior  der  SchifiTahrt  zugänglicher  zu  machen  geeignet  wären.  Die 
Local- Verhältnisse  setzen  dem  Unternehmen  solche  Schwierigkeiten 
entgegen,  dass  dasselbe,  wenn  es  gelingen  soll,  nach  einem  gross- 
artigen Plane,  welcher  der  reiflichsten  Erwägung  bedarf,  in'^s  Werk 
gesetzt  werden  muss. 

Zu  dem  Schifffithrts- Systeme  der  Donau  gehört  der  Franzens- 
Oanal  und  der  Bega-Canal,  an  welchen  in  der  neueren  Zeit 
ebenfalls  grosse  Verbesserungen  bewerkstelligt  und  vorbereitet 
wurden.  Ersterer  verbindet  die  Donau  bei  Honostorszeg  mit  der 
Theiss  bei  Földvar,  ist  14 '/^  Meilen  lang  und  trägt  Ruderschiffe  mit 
einer  Ladung  von  8—10.000  Centnem;  zu  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts von  einer  Privat- Gresellschaft  angelegt,  ging  er  erst  vor 
einem  Jahrzehende  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Bei  Er- 
bauung der  Kammerschleussen  an  seinen  beiden  Mündungen  wurden 
die  Schleussendrempel  zu  hoch  angelegt,  so  dass  die  Schiffiahrt 
bei  niedrigem  Wasserstande  unterbrochen  wird^  ferner  war  die 
Fixirung  seiner  Mündung  in  die  Donau  verfehlt,  indem  sie  im 
Scheitel  einer  grossen  Krümmung  der  Donau  angelegt  wurde, 
welche  der  Fluss  allmählich  vertiess,  indem  er  sich  einen  Weg 
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(}urßb  <iie  aolimiiie  Erdzunge  zwischen  den  beiden  Enden  der  Krttni- 
mungslinien  bahnte;  auch  M^r  die  Erhaltung  der  Bau-Objeete  und 
der  Tiefen  in  den  inneren  Haltungen  vemachläBsigt  Die  Beseiti- 
gong. dieser  Mängel  ward  bereits  im  Jahre  1845  besehlossen,  und 
es  begannen  die  Arbeiten  behufs  der  5.224  Klafter  betragenden 
Verlängerung  des  Canals  von  Monostorszeg  au^ärts  bis  g^enflber 
von.  Batina )  weil  daselbst  am  rechten  Donau-Ufer  der  Berg  einen 
fixen  Punct  bildet,  während  am  linken  Ufer  die  Schleussen  und 
die.  Uferversicherungen  ebenfalls  einen 'Halt  bieten  werden,  zwi- 
schen welchen  Puncten  die  für  die  ganze  Donau  erforderliehe 
Weite  bleibt  Die  Drempel  der  neu  zu  erbauenden  Kammerschleusse 
am.  linken.  Donau -Ufer  sollten,  in  der  gehörigen  Tiefe  angebracht 
vf erden,  um  den  grössten  Schiffen  mit  voller  Ladung  den  Durch- 
gang zu  gewähren.  Die  Arbeiten  wurden  durch  die  Revolution 
unterbrochen,  während  welcher  auch  die  vorbereiteten  Gertitlieimd 
Materialien  zerstört  und  verschleppt  wurden.  Seither  würden  diese 
Arbeiten  wieder  aufgenommen  und  zu  Ende  geführt  Erwäh- 
nimg verdient  der  Beton -Körper,  welcher  die  Schleusse  bildet; 
er  hat  792  Fuss  Länge,  58  Fuss  Breite  und  36  Fuss  Höhe, 
mit  Einrechnung  der  27  Fuss  hohen  Wände,*  und  ist  walurscheiniich 
der  grösste  vorjiandene.  künstlich  erzeugte  Monolith.  Ausserdem 
wurden  die  Bau-Objecte  und  Haltungen  des  Canals  eiiialten  und  ver- 
besQcrt,  die  Räumung  und  Eindämmung  der  zweiten  Haltung  theil- 
weise  bewerkstelligt  Der  Gesammtaufwand  fQr  diese  Arbeiten  am 
Franzens- Canale  betrug  in  der  letzten  Periode  über  eine  halbe 
Million  Gulden. 

Die  Correction  des  Franzens- Canals  gewinnt  bedeutend  an 
Wichtigkeit  durch  die  Verbindung  desselben  mit  dem  Bega- Ga- 
nale. Letzterer  beginnt  oberhalb  TemesvÄr  bei  Kostil,  wo  er  ver- 
mittelst einer  Schleusse  und  eines  Canals  aus  dem  nalien  Temes- 
Flusse  gespeist  wird,  theilt  sich  in  der  Vorstadt  von  Temesvdr 
unter  mehrere  Schleussen,  welche  zur  Holztriftung  und  zu  Mtthl-. 
werken,  nicht  aber  zur  SchifiTahrt  dienen,  fuhrt  von  Temesv&r  bis 
Kiek  in  einem  sehr  verwahrlosten  Zustande,  welcher  nur  Schifien 
von  geringer  Tragilüiigkeit  Zugang  gestattet,  und  läuft  mit  ver-. 
schiedenen  die  SchifHahrt  belästigenden  aber  nicht  hemmenden 
Krümmungen  von  Kiek  bis  Titel,  wo  er  in  die  Tlieiss  nahe  an 
deren  Ausflüsse  in  die  Donau  einmündet  Die  Beseitigung  der.  be- 
deutendsten dieser  Gebrechen  sind  in  Angriff  genommen.  Die 
Wichtigkeit  dieses  Canals  für  den. Fruchthandel  des  Banates  upd 
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von  gaiiK  UogerD  wird  jedoch  dtuidi  die  mit  AUerfaöcbaler  Ent- 
flehUeflsiuig  vom  22.  Juli  1853  von  Seiner  Majestät  bereits  geneh- 
migte direete  Verbindung  deeselbeu  mit  der  Theiss  ungemein  erhöht. 
Diese  grossartige  Maasregei  bezweckt  den  Bega-Ganal  durch  einen 
neu  auszuhebenden  Canal  mit  der  Theiss  auf  möglichst  kuraem 
und  angemessenem  Wege  in  YerlHndung  zu  bringen,  wobei  Ubrir 
gens  der  gegenwärtige  Lauf,  der  Bega  ttber  Gross -Beckerek  nach 
lltel  ofien  bleibt.  Hierdurch  wird  es  möglich  werden,  den  Trans- 
port des  aus  dem  Banate  nach  der  Donau,  der  oberen  Theiss  und 
der  Maros  bestimmten  Getreides  und  sonstigen  Producte,  statt  die** 
selben  auf  dem  langen  Umwege  ttber  die  Mündung  der  Theiss  auf 
der  Donau  aufwärts  zu  leiten,  in  gerader  Richtung  gegen  den 
Franzens -Canal  und  .mittelst  desselben  in  die  Donau  zu  führen, 
wobei  er  nicht  nur  bei  jedem  Wasserstande  der  Theiss  sicherge- 
stellt, sondern  auch  die  hierzu  erforderlidie  Zeit  auf  ein .  Yierttheil 
leducirt,  und  die  Störungen  durch  Hochwässer  vermieden  werden. 
Die  Arbeiten  zu  diesem  Zwecke  dürften  bald  beginnen. 

Die  grössten  national- ökonomischen  Erfolge  stellt  die  Reguli- 
rung  der  Theiss  von  TiszarUjlak  bis  zu  ihrer  AusmülRlung  in  die 
Donau,  in  Aussicht,  deren  Hauptzweck,  allerdings  auf  die  Sicherung 
der  Ufergelände  vor  den  periodischen  Ueberschwemmungen  ge» 
richtet  ist,  welche  aber  auch  der  Sclüfflahrt  wesentlich  zu  stattoi 
kömmt.  Die  Theiss  entspringt  in  den  Karpathen  und  bildet  einen 
Qebirgsstrom  bis  Tisza-Ujlak,  wo  sie  in  die  offene  fast,  horizontale 
unabsehbare  Ebene  tritt.  Ihre  Länge  von  Tisza-Üjlak  bis  zur  Mün- 
dung beti-ägi,  nach  dem  Laufe  des  Flusses  gemessen,  IdOy«  Meilen^ 
d.  i.  mehr  als  das  Doppelte  des  72  Meilen  langen  Thaies,,  in  wel- 
chem sie  herabströmt.  Ihr  Rinnsal  ist  beständig  und  tief  in  das 
Terrain  eingeschnitten.  Die  Höhe  der  Hochwässer  übersteigt  in 
vielen  und  langen  Strecken  die  Höhe  der  Ufer,  und.  veranlasst 
Ueberschwemmungen,  welche  sich  jedoch  nur  3—5  Fuss  ttber  das 
Ufer  erheben.  Die  Sohle  des  Flussbettes  bt  aus  feinem  Schlamme 
gebildet,  demnach  weniger  widerstandsiälüg  als  die  aus  ange- 
schwemmtem Erdreiche  gebildeten  Ufer,  wesshalb  der  Fluss  nicht 
in  Arme  getheilt  oder  von  Inseln  besetzt  ist  und  sein  concentrirtes 
BeU  für  die  Schiffiahrt  hinreichende  Tiefe  darbietet  Das  ausneh- 
mend geringe  Gefälle  und  die  vielen  Krümmungen  der  Theiss  sind, 
die  Hauptursachen  des  trägen  Laufes  so  wie  der  übermässigen  Er- 
bebung der  Hochwässer  und  der  Ueberschwemmungen,  welche 
abgesonderte    mehr    oder    minder   grosse   Flächen   oder   Becken 
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übendehen ;  di6oer  Uinslftiide  machen  es  tnögfieh)  dass  die  Regobrong 
der  Theiss  und  ibrer  einen  gleichen  Charakter  an  sich  tragenden 
NebenflOflse  (Sxamos^  Bodrog^  Siyo,  die  drei  Koros  mit  dem  Be- 
reit jö^  und  Marcs)  in  mehreren  und  verschiedenen  Strecken 
gleichzeitig  nntemommen  werden  kann.  IMe  gesammte  Boden- 
flftche,  weiche  den  periodischen  Ueberschwemmungen  der  Theiss 
unterlag,  betrug  1,670.000  ungrische  Joche,  und  das  von  den  Ne- 
benflüssen der  Theiss  zeitweise  ttberschwemmtcGebiet  080.000  Joche. 
Diese  zeitweisen  Ueberschwemmungen  eines  Terrains  von  SrV,  Mit* 
Hon  Jochen  oder  200  österreichischen  Quadrat-Meilen,  welche  fest 
nach  der  ganzen  Länge  einen  See  bildeten,  die  Communication 
zwischen  dem  Landesgebiete  auf  bddoi  Ufern  des  Flusses  er- 
schwerten oder  selbst  unterbrachen,  die  Luit  verdarben,  den  kargen 
Ertrag  der  Überschwemmten  Bodenfläche  verwüsteten  und  einen 
Zustand  des  Ersterbens  und  der  theilnabmlosen  Untbätigkeit  her* 
bdfilhrten ,  gaben  den  ersten  Anlass  zu  der  durch  die  grosse  Aus- 
dehnung der  Operation  und  die  Menge  der  dabei  Betheiligten  aller- 
dings sehr  erschwerten  Regulirung  der  Theiss.  In  den  Jahren 
1843  und  1644  bildeten  sich  ftlr  isolirte  Strecken  zwei  gesellschaflr 
liehe  Vereine,  im  Jahre  1845  ward  durch  den  damaligen  Beichs- 
Palatin,  Seine  kaiserliche  Hoheit  Erzherzog  Joseph,  die  Iteguli- 
rung  der  ganzen  Theiss  und  ihrer  Nebenflüsse  in  Anregung  ge- 
bracht, und  der  entsprechende  Beschluss  geiasst,  dessen  Ausfth- 
mng  im  Jahre  1846  dem  energischen  und  patriotischen  Grafen 
Stephan  Sztehäiyi  übertragen  wurde.  Der  Begulirungs-Plan  dieses 
gesdlschaftlichen  von  der  Regierung  mit  bedeutenden  Geldmitteln 
unterstützten  Unternehmens  ging  von  der  damaligen  ungrischen 
Landes-Baudirection  aus,  und  wurde,  nachdem  man  sich  über  die 
dabei  zu  befolgend^i  Grundsätze  geeinigt  hatte,  bis  zur  Zeit,  wo 
die  Revolution  diesen  segensreichen  Arbeiten  Stillstand  gebot,  so 
weit  ausgeftlhrt,  dass  D^me  in  einer  Länge  von  56.483  Klaftern 
hergestellt,  Durchstiehe  in  einer  Länge  von  11.690  Klaftern  ausge- 
hoben ,  und  mit  einem  G^esammtkostenaufwande  von  687:921  fl* 
29.073  Joch  vor  Ueberschwemmungen  gänzlich,  161.000  Joch  theil- 
weise  geschützt  wurden,  und  die  Durchstiche  den  Lauf  des  Flusses 
um  31.353  Klaiter  oder  nahezu  8  Meilen  abkürzten.  Aber  schon 
vor  jenem  Stillstände  hatte  die  bestandene  Unsicherheit  des  tech- 
nischen Vorganges  sowohl  als  der  Aufbringung  der  erfoirderlichen 
Geldmittel  den  Fortgang  dieses  grossartigen  Unternehmens  bedroht. 
Zu  dessen  Geddhen  war  ein  von  den  vielen  Partei -Interessen 
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unabfaftngiger  Central -PuBct  des  WiriieiiB  erfcrderKeh,  von  weteheai 
man  diese  Interessen  unbeftmgen  berttckmchtigen,  die  'Mittel  eur 
Aosflihrung  schaifen  und  letztere  nach  den  Bestimmungen  der 
obersten  Bau-Oigane  leiten  konnte.  Insbesondere  war  ein  Baarfood 
nothwendig,  welcher  hinreichte,  das  Unternehmen  so  weit  su  ftr- 
dem,  dass  die  weitere  Fortsetzung  durch  eigene  Mittel  möglich 
ward.  Diess  wurde  über  Antrag  des  Handels-MinisterB  Freiherrn. 
von  Brück  durch  die  Allerhöchste  EntsehHessung  Seiner  Mi^jestftt 
vom  16.  Juni  1850  herbeigeftihrt.  Als  Organ  des  Ministeriums 
ward  in  Pest  die  k.  k.  Central -Gommission  ftlr  die  Theiss-Reguli- 
rung  niedergesetzt,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Anträge  und  Ab- 
sprache der  Bezirks-  und  Sondervereine  dem  Ministerium  gegenOber 
zu  vermitteln,  die  technischen  Fragen,  Bauanträge  und  £titwarfe 
zur  Entscheidung  vorzubereiten,  und  deren  saohgemässe  Ausfüh- 
rung zu  überwachen.  Die  Vereine  haben  durch  ihre  Ausschüsse 
ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren  und  zu  vertreten,  und  die  Re- 
gierung übt  nur  einen  theilnehmenden  und  überwachenden  Einfluss 
insoweit,  als  diess  die  Gesammtinteressen  alier  Vereine,  so  wie 
jene  des  Staates  erheischen.  IMe  erforderliche  Oelduntersttttzung 
wurde  vom  Staate  dadurch  gewährt,  dass  er  das  früher  contrar 
hirte  Anlehen  zurückzahlte,  einen  weiteren  Vorechuss  aus  Staats- 
mitteln mit  jährlichen  100.000  fl.  auf  itlnf  Jahre  gewährte,  und 
die  Kosten,  welche  die  Verbesserung  des  Flussbettes  und  die  Fluss- 
überwachung erfordern,  so  wie  die  sämmtUchen  Kosten  des  Perso- 
nalstandes  und  der  Verwaltung  der  Centrol-Commission  zu  bestreiten 
übernahm.  Da  jedoch  jener  jährliche  Vorschuss  von  100.000  fi« 
fiir  die  Bewerkstelligung  der  Dammarbeiten  nicht  hinreicht,  so 
wurde  vorläufig  bis  zur  Ausmittlung  einer  genaueren  Vertheilung 
der  Beiträge  bestimmt,  dass  von  jedem  Joche  der  gegen  Ueber- 
schwemmungen  bereits  sichergestellten  Gründe  ein  Gulden  in 
die  gesellschafUiche  Casse  jährlich  eingezahlt  werde.  In  den 
Jahren  1850  bis  1856  wurden  unter  der  Aufsicht  der  Staatsver- 
waltung 186.237  Längenklafter  Dämme  hergestellt,  24.079  lüafter 
Durchstiche  ausgehoben,  wozu  eine  Auslage  von  2,7^586  fi. 
verwendet  wurde.  Das  Gesammtergebniss  dieses  grossartigen  Un- 
ternehmens während  der  Jahre  1846  —  1856  weiset  sohin  bereits 
die  Errichtung  von  25  Meilen  fertiger  Dämme,  die  Aushebung  von 
349.343  Kubik-Klaftem  Erde  zum  Behufe  von  37  Durchstichen, 
welche  den  Flussiauf  um  327,  Meile  abkürzen  werden,  an  der 
Theiss,   vier  an  der  Ondova  und  Topla  (Nebenflüsse  des  Bodrog), 
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eioer  ao  der  Borsova  und  einer  an  der  AttartkOndiiDg  d^rvei^inigten 
Köröa  theils  vonendel,  theik  in  Ansfllhrung  begrifien  sind.  Mit 
einem  Aufwände  von  3,430.407  fl.  wurden  durch  diese  Arbeiten 
bereits  über  52S^.000  ungrische  Jodie  oder  40  österreichische  Qua^ 
drat-Heilen  vor  Ueberschwemmungen  geschützt,  und  dadurch  in 
das  fruchtbarste  Ackerland  verwandelt,  welcher  Erfolg  noch  Weit 
^grösser  gewesen  wäre,  wenn'  nicht  die  lange  andauernden  und 
bedeutenden  Hochwasser  der  Theiss  in  den  Jahren  1851,  1853  und 
1855,  dann  der  Mangel  an  Arbeitskräften  in  der  günstigsten  Bauzeit 
Hindernisse  und  Verzögerungen  herbeigeführt  hätten.  Letzterem 
Mangel  wird  in  der  Folge  dadurch  abgeholfen  sein,  dass  Seine 
k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht,  Militär-  und  Gvil-Oouvemeur 
von  Ungern,  die  öffentliche  Arbeitsleitung  der  Gemeinden  zur  Vel^ 
fUgung  der  Theiss-Regulirungs-Central-Commission  gestellt  hat,  so 
wie  anderseits  das  Fortschreiten  dieses  Unternehmens  bedeutend 
durch  die  seit  1850  entstandenen  fünfzehn  neuen  Sondervereine 
geförd^t  wird,-  welche  sich  den  Schutz  abgeschlossener  Boden- 
flächen durch  die  mittelst  eigener  Geklmittel  aüszuftlhrenden  Damm- 
arbeiten zur  Aufgabe  gestellt  und  mit  diesen  Arbeiten  bereits  be- 
gonnen haben. 

Um  endlich  die  Leitung  der  Theiss-Regulirung  mit  der  neuen 
politischen  Organisirung  Ungern"«  in  Zusammenhang  zu  setzen, 
wurde  eine  neue  Vorschrift  hierüber  erlassen,  welche  aber  noch 
nksht  in  Wirksamkeit  getreten  ist  ^ 

Nach  derselben  soll  die  Oberleitung  der  Regulirungs-Arbeiten 
den  politischen  Landesbehörden  zustehen,  welchen  ÜXr  die  techni- 
schen Geschäfte  ein  Central-Inspectorat  zu  Ofen  mit  6  Bau-Aemtem 
beigegeben  ist  Der  Staat  bestreitet  die  Kosten  aller  jener  Arbei- 
ten, welche- die  Verbesserung  des  Flusslaufs  zur  Erleichterung  der 
Schififahrt  bezwecken,  wogegen  die  Kosten  der  Inundations-Dämme 
von  den  Interessenten  bestritten  werden  müssen,  denen  die  Staats- 
Verwaltung  nur  Vorschüsse  bewilligt  Jede  Fluss-Section  zerfllllt 
in  Bau-Bezirke  (Consortien),  deren  Grundbesitzer  einen  Bau- Verein 
bilden  und  die  Angelegenheiten  desselben  durch  einen  Ausschuss 
verwalten.  Die  Goncurrenz  der  Interessenten  zu  dem  Aufwände 
eines  Bau- Vereins  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Abstufungen  des 
ihnen  zugehenden  Nutzens  festgesetzt.  Die  Einhebung  der  betreffen- 
den Umlagen  erfolgt  durch  die  Steuer- Aemter  nach  dem  ftlr  die 

*  liiDist-Verord.  vom  9.  Oetober  1856. 
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Eiohebong  der  Orundsteuer  festgesetzten  Verfohren.  Das  abgebaote 
Flussbett  geht  in  das  Eigenthum  des  Staates  über,  welcher  es 
den  Anrainern  auf  ihr  Ansuchen  gegen  angemessenes  Entgelt  Qber- 
lässt 

Schliesslich  werden  die  hauptsächlichsten  der  in  den  Jahren 
1850-^1855  ausgeführten  Uferschutzbauten  in  Yergleichung  zu  den 
früher  bestandenen  hier  angefllhrt: 

Kronländer:  Früher  bestandene    1850-M|)55 errichtete 

Urerechutzbfluten     (ohne  Dammanliigen) 

Galizien  (an  der  Weichsel,  Dunajec, 

San  und  Dniester) 118.480  Klafter,  16.170  KJafter, 

Böhmen  (Moldau  und  Elbe)    .    .    .    95.561      „        19.903      „ 

Tirol  (Inn  und  Etsch) 34.177      „  7-632      „ 

Lombardie  (Po  ohne  Nebenflüsse)    .    19.267      ^         3.818      „ 

Venedig 113.890      „  4.204      ^ 

Krain(Save) 13.297      „  3.010      ^ 

Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns 

mit  Salzburg  (Donau,  Saale ,  Salz- 

aeh,  Inn,  Enns,  Traun,  Agger, 

Yökla,  March,  Leitha).    .    .    .255.950      ^        71.090      „ 
Ungern  (Donau  oline  Kebenflüsse)  .      5.751      ^         4.964      „ 

Die  gesammten  vom  Handels-Ministerium  bestrittenen  Auslagen 
für  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Wasserstrassen  betrugen 
in  den  6  Jahren  1850  —  1855  20  Millionen  Gulden,  wovon  allein 
auf  Venedig  8  Millionen,  auf  Oesterreich  unter  der  Enns  2  Mil- 
lionen, auf  die  Lombardie,  Oesterreich  ob  der  Enns  mit  Salzburg, 
die  Wojwodschaft  mit  dem  Banate,  Tirol  und  Böhmen  mehr  als 
je  1  Million  entfielen.  ' 

§.  12. 

10.  Communicatioiis-Anstalten  (DampfBchÜffahrts-Unternehmungeii), 

Zu  den  Unternehmungen,'  welche  sich  in  Oesterreich 
am  frühesten  aus  vereinzelter  Beschränktheit  emporhoben 
und  ihren  Antheil  an  der  Vermittlung  des  Weltverkehres 
nahmen ,  gehören  die  Dampfschiflfahrts-Gesellschaften.    Unter 

*  Umständlichere  Nachweisungen  über  die  Ergebnisse  des  Wasserbaues 
in  Oesterreich  wabrend  der  Jahre  1850—1853  enthält  der  oben  angeführt« 
VerwalliHigsbericht  des  Freiberm  Ton  Czoernig. 
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deoselben  ragen  vor  allen  anderen  die  Donau -Dampf- 
schifffahrts-Oesellschaft  und  die  Dampfschifffahrts- 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  herror,  au 
welche  sich  in  zweiter  Linie  die  Gesellschaften  für  die  Be- 
ikthrung  der  Elbe,  der  Weichsel  und  mehrerer  Seen  mittelst 
Dampfschiffen  reiben.  Oesterreich  besitzt  flkr  die  Dampf- 
schifiRbhrt  eine  ungemein  günstige  Anlage  durch  den  gewal- 
tigen Donau -Strom,  dessen  Benützung  für  den  Welthandel 
erst  in  die  jüngste  Zeit  fällt,  und  durch  die  mit  trefflichen 
HAfen  ausgestattete  Meeresküste,  welche  am  tiefsten  in  den 
europäischen  Continent  einschneidet  und  dem  Verkehre  mit 
der  Levante  und  den  angränzenden  Ländern  die  Bahn  er- 
öffnet Freilich  stellt  der  Donau -Strom  durch  seine  Aus- 
ästungen und  dadurch  erzeugten  Untiefen,  durch  seinen  ver- 
änderlichen Stromstrich  und  die  an  mehreren  Stellen  den 
Fluss  durchziehenden  Felsenriffe  der  Schififahrt  bedeutende 
Hindemisse  entgegen,  wesshalb  auch  bei  dem  ersten  miss- 
lungenen  Versuche  der  Einführung  der  Dampfschififfahrt  auf 
demselben  (1819)  die  Ansicht  sich  allgemein  geltend  machte, 
dass  dieser  Fluss,  seiner  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
wegen ,  sich  für  die  Dampfschififahrt  nicht  eigne.  Inzwischen 
gelang  es  der  unermüdeten  Ausdauer  und  dem  Untemeh- 
mungsgeiste  der  Gesellschaft,  welche  sich  im  Jahre  1830  zu 
Wien  über  Anregung  des  Freiherrn  Johann  von  Puthon  für 
den  Betrieb  der  Dampfschifffahrt  auf  der  Donau  gebildet 
hatte,  diese  Hemmnisse  zu  überwinden,  und  binnen  wenigen 
Jahren  ihre  Schifffiahrt  über  den  ganzeir  Lauf  der  Donau  von 
Linz  abwärts  bis  zur  Mündung  und  selbst  bis  in  das  schwarze 
und  ägäisehe  Heer  auszudehnen.  Ihr  Fortschritt  bis  zum 
Jahre  1848  war  ein  regelmässiger,  doch  wurde  er  innerhalb 
bestimmter  Gränzen  gehalten,  da  die  politische  Sonderstel- 
lung Ungem's,  in  welchem  Lande  der  Schwerpunct  ihrer 
Thätigkeit  liegt,  ihre  freie  Bewegung  vielfach  hemmte,  und 
wahrscheinlich ,  wenn  jene  Tendenzen  obgesiegt  hätten ,  ihren 
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Untergang  hGrbeigefbhrt  hfttte^  wie  dcfonanoh  während  des 
Insorrections- Krieges  der  grösste  Theil  ihrer  Fahrbetriebs- 
Mittel  mit  Einschluss  ihres  Werftes  von  der  revolutionären. 
Herrschaft  in  Beschlag  genommen  wurde.   Kaum  war  jedoch 
der  Aufstand  überwunden  und  die  Freiheit  des  Yerkehrea 
hergestellt,    so  schritt   die   Gesellschaft    mit  so   mächtiger 
Energie  zu  der  durch  die  neu  entstandene  Handelsbelebung 
nothwendig  gewordenen    Vermehrung   ihrer   Betriebsmittel, 
dass  sie  ihr.  darauf  verwendetes  Capital  binnen  acht  Jahren 
von  8V2  Million  bis  auf  32y,  Million  Gulden  erhöhte,  somit 
vervierfachte,  und  dass  sie  dieses  vielleicht  einzig  dastehen- 
den Aufschwunges  ungeachtet  noch  immer  auf  eine  aberma-; 
lige  Ausdehnung  ihrer  Kräfte  hinarbeitet    Ist  diese  so  plötz- 
lich eingetretene  Vermehrung  des  Verkehres   zunächst  die 
Vereinigung   der   ungrisohen   Kronländer  mit   den   übrigen 
Theilen  des  Reiches,  wodurch  die  frühere  Absperrung  be- 
seitigt und  gleiches  Gesetz  sowie  gleiche  Verwaltung  in  dem 
gesammten  Kaiserstaate  eingeführt  wurde,  zu  danken,   so 
ergab  sich  ein   ebenfalls   auf  den  Verkehr  höchst  günstig 
einwirkender  Umstand  durch  die  Besetzung  der  Moldau  und 
Walachei  von  den  kaiserlichen  Truppen,  von  welchem  Zeit- 
puncte  an  die  frühere  Absonderung  des  walachisch-moldaoi-! 
sehen   von  dem  türkischen  Donau -Ufer  aufhörte,  und   die 
Fürstenthümer  mit  Oesterreich   in   einen  engeren  Verk^ 
traten.    Hierdurch  fanden  die  Opfer,  welche  die  Gesellschaft 
durch  mehr  als  20  Jahre    bei  der  Befahrung  der  unteren 
Donau-Strecke  standhaft  gebracht  hatte,  ihr  Ende,  und  eben 
beginnt  sie  durch  den  befreiten  Verkehr  daselbst  die  ersten 
Früchte  ihrer  Ausdauer  zu  ernten.    Die  innere  Entwicklung« 
der  Gesellschaft  hielt  gleichen   Schritt   mit  ihren  äusseren 
Erfolgen ,  und  wenn  sie  sieb  durch  den  Umfang  ihrer  Mittel 
(sie  zählt  113  eiserne  Dampfboote  mit  12.031  Pferdekraft, 
und  bei  600  eiserne  Schleppschiffe  von  200—600  Tonnen 
ladangsfäh^^eit)  und  ihrer  Leistungen  ia  der  Reihe  der 
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bestehenden  Dampfsebifffahrts-Gesellachaften  a\if  die  höchste 
Stufe  emporgeschwungen  hat,  so  behauptet  sie  ihren- Rang 
auch  durch  ihre  Einrichtungen,  indem  sie  in  technischer 
Vervollkommnung  am  weitesten  vorgeschritten  ist,  das  grösste 
aller  vorhandenen  Privat -Werfte  in  Thfttigkeit  erhält,  den 
Schleppdienst  asu  einer  bisher  nicht  gekannten  Höhe  ausge* 
bildet,  und  sich  mit  ihren  eigenen  Kohlengruben  und  einer 
beträchtlichen  Eisenbahn  zunächst;  fQr  die  Sicherung  ihres 
eigenen  Dienstes  ausgestattet  hat.  Also  ausgerüstet  wird  die 
Gesellschaft  die  freie  C!oncurrenz,  welche  in  Folge  des  neuesten 
Pariser  Friedensschlusses  in  der  Donau-DampfschififTahrt  ein* 
treten  soll,  erfolgreich  bestehen  können. 

So  belangreich  eine  jede  der  beiden  grossen  österreichi- 
schen DampfschifSahrts-Linien  an  sich  für  den  Weltverkehr 

ist,  so  wird  ihre  Wichtigkeit  doch  noch  dadurch  bedeutend 

» 

erhöht^  daas  sie  sich  beide  in  dem  Anschlusspuncte  Galacz 
die  Hand  bieten,  und  dadurch  eine  österreichische  Dampf- 
sdfiflTahrts- Verbindung  herstellen,  welche,  den  ganzen  illy- 
riscfarä  Länder -Complex  umspannend,  von  Passau  entlang 
der  Donau,  des  schwarzen,  ägäischen,  jonischen  und  adria* 
tischen  Meeres,  bis  Triest  reichen.  Hier  wurde  wenige  Jahre 
nach  dem  Entstehen  der  Donau-Dampfschififahrts-Oesellschaft, 
von  unternehmenden,  den  Blick  in  die  Zukunft  richtenden 
Männern  (an  deren  Spitze  der  Ritter  von  Reyer  stand)  die 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  gegründet,  dessen 
DampfschiflOTahrt  zunächst  die  österreichische  Seeküste,  die 
jonischen  Inseln,  Griechenland,  die  Türkei,  Klein -Asien, 
Syrien  und  Aegypten  in  regelmässige  Verbindung  mit  dem 
ersten  österreichischen  Seehafen  setzte.  Sein  Aufblühen  ver- 
dankt  der  österreichische  Lloyd  der  energischen  und  umsich- 
tigen  Leitung  des  Freiherm  von  Brück,  welcher  binnen 
wenigen  Jahren  die  Unternehmung  auf  die  Höhe  eines  der 
ersten  europäischen  Institute  dieser  Art  erhob;  den  Wett* 
kämpf  mit  allen  seefahrenden  Nationen  nicht  scheuend ,  nahm 
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der  Lloyd  bald  die  vorderste  Stelle  xmi&t  allen  die  Levaute 
befahrenden  Dampfachifffahrts- Gesellschaften  ein,  seine  An- 
strengungen wuchsen  mit  den  Schwierigkeiten,  die  ihm  ent- 
gegenti*8ten,  das  Netz  seiner  Linien  wurde  immer  weiter 
ausgedehnt,  so  dass  es  gegenwärtig  keinen  nur  irgend  nen- 
nenswerthen  Hafen  der  von  seinen  SchüBTen  durchfurchten 
Heere  mehr  gibt,  der  nicht  von  den  Dampfern  des  österrei* 
chischen  Lloyd  regeloMLssig  besucht  würde.  Insbesondere 
rühmenswerth  sind  seine  Anstrengungen,  den  Verkehr  von 
West*  Europa  mit  Aegypten  und  Ost -Indien  über  Triest  zu 
leiten,  ungeachtet  die  directen  Fahrten  nach  Alexandrien 
ihm  sehr  namhafte  Opfer  kosteten.  Schon  stellen  seine 
Schiffe  die  kürzeste  Verbindung  zwischen  Alexandrien  und 
Europa  her,  schon  gewöhnt  sich  der  Zug  der  ostindischen 
Beisenden  trotz  aller  rivalisirenden  Anstrengungen  der  eng- 
lischen Dampfboote  . an  die  Richtung  über  Triest,  und  mit 
Rücksicht  auf  die  begünstigenden  geographischen  Verhältnisse 
kann  die  unfehlbare  Ueberzeugung  ausgesprochen  werden^ 
dass  er  in  dem  hartnäckigen  Wettstreite  obsiegen  und  den 
Verkehr  nach  jenen  fernen  Ländern  in  seine  natürliche  Bahn 
leiten  werde. 

Doch  ist  der  Schauplatz  der  Thätigkeit  des  österreichi- 
schen Lloyd  nicht  auf  das  Meer  beschränkt;  neuerlich  fügte 
er  die  Beschiffung  tles  Po  mittelst  Dampfern  seinen  Linien 
bei,  welche  durch  die  Verbindung  der  lombardischen  Canäle 
und  Seen  bis  an  den  Fuss  des  Simplon  und  die  Ufer  der 
italienischen  Schweiz  reichen:  das  fruchtbare,  dichtbevölkerte 
und  wohlhabende  Land  an  beiden  Ufern  des  grössten  italie» 
nischen  Flusses  verspricht  dieser  Verbindung  jener  Länder 
mit  den  Seeplätzen  eine  blühende  Zukunft.  Der  orientalische 
Krieg  und  die  durch  denselben  erhöhten  See- Frachten  ver- 
ursachten dem  österreichischen  Lloyd,  welcher  mit  Gesell- 
schaften, die  von  ihren  Regierungen  beträchtlich  subventio- 
nirt  sind^  zu  rivalisiren  hat  und  seine  Kohlen  bisher  aus 

V.  Czocrnt|{,  Oonlcrroich*»  Neugestaltung.  23 
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England  beziehen  musste ,  bedeqtende  Verluste.  Hierdurch 
fand  sich  die  kaiserliche  Regierung  bewogen,  diesem  för 
den  österreichischen  Seehandel  so  wichtigen  Institute  für  zehn 
Jahre  eine  jährliche  Subvention  von  einer  Million  Gulden  zu 
bewilligen,  dafür  aber  auch  der  Unternehmung  die  Einrich- 
tung directer  Fahrten  nach  Konstantinopel,  welche  dieselbe 
aus  eigenen  Mittehi  nicht  zu  gründen  vermochte,  zur  Pflicht 
zu  machen.  Auf  diese  Weise  gereicht  die  weise  Fürsorge 
der  Regierung  nicht  bloss  dem  österreichischen  Lloyd,  son- 
dern dem  gesammten  österreichischen  Seehandel  zum  we- 
sentlichen Vortheile,  und  wird  reiche  Früchte  tragen,  indem 
der  Lloyd,  hierdurch  in  seiner  schwierigen  Uebergangs- Pe- 
riode aufrecht  erhalten,  in  der  bevorstehenden  Entwicklung 
seiner  Betriebsmittel  (mit  seinem  nunmehr  auf  20  Millionen 
Gulden  anwachsenden  Fonde)  die  Kraft  zu  der  siegreichen 
Bestehung  der  fremden  Goncurrenz  und  den  Boden  zu  der 
immer  wachsenden  Ausbreitung  des  durch  ihn  vermittelten 
Verkehres  finden  wird.  Schon  gegenwärtig  haben  sich  durch 
die  sinkenden  Seefrachten  für  die  Beschaffung  der  Kohlen 
die  Umstände  zum  Besseren  gewendet,  und  diese  Vermin- 
derung der  Betriebskosten  wird  eine  dauernde,  von  äusseren 
Verhältnissen  unabhängige  werden ,  sobald  mit  der  demnächst 
bevorstehenden  Verlängerung  des  Eisenbahnbetriebes  bis  Triest 
die  reichen  Kohlengruben  der  Steiermark  für  die  Benützung 
des  Lloyd  zugänglich  gemacht  sein  werden. 

Die  k.  k.  priv.  österi-eichische  Donau- Dampf  schifffahr  tB- 
Gesellschaft,  welche  im  Jahre  1830  ihren  bescheidenen  Anfang 
mit  einem  Dampfboote  nahm  und  binnen  wenigen  Jahren,  im 
Vorgefiihle  ihrer  künftigen  Mission,  nebst  der  Donau  das  schwarze 
und  ägäische  Meer  befuhr,  besass  gleichwohl  im  Jahre  1844,  als 
sie  die  Seeschiffe  an  den  österreichischen  Doyd  überlassen  hatte, 
nur  28  Dampfboote  mit  2.442  Pferdekraf>  nebst  wenigen  eisernen 
und  mehreren  hölzernen  Schleppschiffen.  Zu  Ende  des  Jahres  1847 
waren  ihre  Betriehsmiftel  auf  41  Dampfboot«  von  4.252  Pferdekraft 
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(nebst  8  noch  im  Baue  begriffenen)^   dann  aaf  101  meist  eieerne 
Schleppschiffe  (nebst  22  im  Baue  begriffenen)  gestiegen;  ihr  Fond 
betrug  6  Millionen  Gulden  an  Actien  -  Capital  und  2)900.000  fl.  an 
Anlehen- Capital)   und  sie  hatte  in  diesem  Jahre  437.000  Reisende 
und  2  Millionen  Centner  Güter  befördert    In  den  Jahren  1848  und 
1849  ward  der  Bestand  dieser  Gesellschaft  auf  eine  harte  Probe 
gestellt,  indem ,  mit  Ausnahme  der  oberen  Donau-Strecke  von  Linz 
bis  Wien,   und  der  untersten  unterlialb  Orsova,   dann  der  Save 
und  der  Drau,  alle  SchifHahrtslinien  der  Gesellschaft  auf  der  Donau 
und  der  Theiss,  sowie  ein  beträchtlicher  Tlieil  ihrer  Schiffe,  nebst 
dem  grossen  Schiffswerfte  zu  Altofen,  von  den  Insurgenten  in  Be- 
schlag genommen  wurden.    Nach  Besiegimg  des  Aufstandes  gelangte 
die'  GesellschaA.  wieder  in  den  Besitz  ihres  Eigenthumes,  und  ver- 
doppelte  ihre  Anstrengungen,  um  den  stets  wachsenden  Bedürfhissen 
des  Verkehres  nach  Möglichkeit  zu  genügen,  zu  welchem  Behufe  sie 
ihr  Actien -Capital  im  Jahre  1851  um  3  Millionen,  im  Jahre  1852  um 
4t%  Million,  im  Jahre  1853  abermals  um  \^j^  Million  Gulden  erhöhte, 
und  im  Jahre  1855  dasselbe  neuerdings  um  6  Millionen  Gulden  zu 
vermehren  und  ausserdem  ein  neues  Anlehen  im  Betrage  von  6  Mil- 
lionen Gulden  aufzunehmen  beschloss.    Die  Vermehrung  des  Actieii- 
Capitals  bis  zum  Belaufe  von  24  Millionen  Gulden  hat  bereits  stattge- 
funden, wornach  der  Fond  der  Gesellschaft  bei  der  eben  eingelei- 
teten Aufnahme  des  Anlehens  sicli  im  Jaiire  1857  auf  32'/,  Million 
Gulden  erhöhen  wini.    Mittelst  dieses  Fonües  hat  die  GesellschafI; 
bis   zu   Ende  1856   ihren  Schiffs -Stand  auf  100  Dampfboote   von 
10.183  Pferdekraft  (worunter  11  Schrauben-Dampfboote  und  2  Bag- 
gerschitfe,  letztere  mit  37  Pferdekraft)  erhöht;  ausserdem  sind  im 
Baue  begriffen  und  bestellt  15  Dampfboote  mit  1.885  Pferdekrafl 
(worunter  Dampfer  von  200  und  400  Pferdekrafl  nebst  7  Schrau- 
bendampfern);  femer  besitzt  die  GesellschaH  359  eiserne  Schlepp- 
schiffe von  200  bis  600  Tonnen  Ladungsfähigkeit,   wozu  noch  die 
im  Baue  befindlichen  oder  doch  bestellten  140  Schleppboote  und 
10  hölzerne  Lastschiffe  (die  eisernen  Stehschiffe  und  Plätten  unge- 
redmet)  kommen.    Mit  den  ihr  im  Jahre  1856  zu  Geliote  gestan- 
deneu Fahrmitteln  wurden  1,300.000  Reisende  und  7,400.000  Centner 
Guter  befördert,   wofür  7,700.000  fl.  eingenommen  wurden,   wäh- 
rend die  gleiche  Roheinnahme  im  Jahre  1847  nur  noch  3,147.000  fl. 
betragen  hatte.    In  dieser  Zeit  des  Aufschwunges  war  die  Gesell- 
schafI besonders  darauf  bedacht,   den  technischen  Bestand  ihrer 
Fahrmittel  fortwährend  zu  verbessern ;  sie  entsendete  zeitweise  ihre 
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Ingenieure  und  Capitäne  nach  England  und  den  vereinigten  Staaten 
von  Nord- Amerika^  um  alle  dort  im  Zweige  der  FIuss-Dampfschiff'- 
fahrt  auftauchenden  Fortfichritte  in  Erfahrung  zu  bringen  und  sieh 
anzueignen.  Sie  war^,  so  viel  bekannt,  die  erste  Unternehmung 
auf  dem  Continentei,  welche  die  eisernen  Schiffskörper  und  die 
Köhrenkessel  einführte  und  die  amerikanischen  Verdeck -Salons 
nach  Europa  verpflanzte,  sowie  sie  auch  zuerst  in  Europa  die  Ver- 
gleichung  der  Leistungen  der  amerikanisclien  Dampfboot-Maschinen 
mit  den  gewöhnlichen  (englischen)  durchführte.  Ihr  Werft  zu 
Altofen,  auf  welchem  bereits  an  400  Schiffe  gebaut  wurden,  ist 
die  grossartigste  Anstalt  dieser  Art,  welche  je  von  einer  Privat- 
Gesellschail  errichtet  wurde.  Vorzüglich  aber  brachte  sie  den 
Schleppdienst^^  wodurch  die  Leistung  der  Fluss-Dampfschitüahrt 
auf  das  höchste,  alle  anderen  Transport-Mittel  überragende  Maass 
gebradit  wird,  zu  einer  solchen  Ausbildung,  wie  sie  nirgend 
anderswo,  seihet  nicht  auf  dem  Missisippi,  angetroffen  wird,  weil 
in  Europa  kein  anderer  hierftir  so  geeigneter  Strom  als  die  Donau 
vorhanden  ist  und  auf  dem  Missisippi  keine  einzelne  Unternehmung 
einen  solchen  Umfang  hat;  es  bietet  namentlich  auf  der  Linie  zwi- 
schen Pest  und  Semlin  ein  überraschendes  Schauspiel  dar,  wenn 
sich  solche  schwimmende  Karawanen  in  bedächtigem  aber  regel- 
mässigem Laufe  begegnen  und  zehn  bis  zwölf  Schleppsclüffe  mit 
einer  Ladung  von  40.000  bis  50.000  Centnem ,  von  einem  einzigen 
Remorqueur  gezogen,  den  Fluss  entlang  gleiten.  Eine  weitere 
wesentliche  Verbesserung  besteht  in  der  Einftlhrung  der  Propeller, 
d.  i.  gewöhnlicher  Schleppboote,  an  derem  Hintertheile  eine  kleine 
Schrauben-Masdiine  eingesetzt  wird,  welche  billig  zu  beschaffende 
Sehraubendampfer  leicht  bew^lich  sind,  und  bis  an  10.000  Cent- 
ner fassen.  Auch  in  den  inneren  Einrichtungen  der  Gesellschaft 
machte  sich  die  allseitige  Entwicklung  geltend.  Als  das  Pri- 
vilegium der  Gesellschaft  abgelaufen  war,  wurde  derselben  im 
Jalire  1852  ein  neues  Privilegium,  d.  h.  das  AUdnrecht  der  Be- 
fahrung  der  österreichisdien  Donau  sammt  ihren  Nebenflüssen, 
bis  zum  Jahre  1880.  unter  folgenden  das  Interesse  des  Verkehres 
sichernden  Bedingungen  verliehen:  sie  muss  die  Donau  sammt  allen 
schiffbaren  Nebenflüssen  mit  Dampf  befahren,  ihre  Betriebsmittel 
jeweilig  auf  den  von  dem  Verkehre  geforderten  Stand  erhöhen, 
ihre  Fahr-  und  Fracht -Tarife  der  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung unterziehen  und  die  Postsendungen  unentgeltlich  besoTgenl 
Die  Haupterwägung,  welche  der  Erthdlung  eines  solchen  mit  den 
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herrschenden  Ideen  der  möglichsten  Freiheit  des  Verkehres  in  allen 
Zweigen  im  Widerspruche  stehenden  Monopols  zum  Grunde  lag, 
bestand  darin,  da«s  es  einer  Reihe  von  Jahren  und  des  Zusam- 
mentreiTens  günstiger  Umstfinde  bedarf^  ehe  ein  so  ausgedehntes 
Unternehmen  hinreichend  erstarkt,  um  sich  im  freien  Wettkampfe 
erhalten  zu  können.  '  Hierzu  kam  noch,  dass  die  Gesellschaft  seit 
zwanzig  Jahren  die  untere  Donau  von  Orsova  bis  Galacz  befährt, 
ohne  sich  durch  einen  jährlichen  Verlust  von  50.000  bis  250.000  fl., 
zunächst  die  Folge  d^  dortigen  Quarantaine- Wesens,  hiervon  ab- 
schrecken zu  lassen ;  es  war  wttnschenswerth ,  dass  die  Gesellschaft 
in  den  Stand  gesetzt  werde,  diese  Fahrten,  wodurcii  die  unmittel- 
bare Handelsverbindung  zwischen  Deutschland,  Oesterreich  und 
dem  Oriente  hergestellt  wird,  so  lange  fortzusetzen,  bis  sie  an 
sich  lohnend  werden.  Dieser  erfreuliche  Stand  ist  in  Folge  der 
Beschränkung  der  Quarantaine  in  den  Donau  -  FUrstenthümem 
(welche  nunmehr  mit  dem  türkischen  Donau -Ufer  frei  verkehren) 
und  in  Folge  der  Besetzung  derselben  durch  kaiserliche  Truppen, 
seit  welcher  Zeit  der  Handel  daselbst  einen  unerwarteten  Auf- 
schwung nahm,  bereits  im  Jahre  1855  eingetreten.  Inzwischen 
bereitet  sich  eine  neue  Phase  ftir  die  Gesellschaft  durch  den 
neuesten  Pariser  Friedensschluss  vor,  in  dessen  Folge  die  Befahrung 
der  Donau  mittelst  Dampfschiflfen  in  ihrem  ganzen  Laufe  frei  er- 
klärt werden  soll,  womit  folgerecht  das  erwähnte  Privilegium 
entfallen  muss.  Die  von  der  Regierung  eingeleiteten  Maasnahmen 
sowie  die  Vorkehrungen,  welche  die  Gesellschaft  bezüglich  der 
Vermehrung  ihrer  Betriebsmittel  trifft,  sind  inzwischen  von  der 
Art,  dass  hierdurch  eine  Benachtheiligung  der  Gesellschaft,  welche 
ftlr  den  freien  Wettkampf  der  Concurrenz  vollkommen  gerüstet 
ist,  nicht  zu  besorgen  steht. 

Die  Gesellschaft  fasste  femer,  in  richtiger  Würdigung  ihrer 
Stellung  als  einer  der  Hauptfjicloren  der  österreichischen  Verkehrs- 
thätJgkeit  und  den  sicheren  Blick  in  die  Zukunft  gerichtet,  einen 
Beschluss,  welcher  mehr  als  alles  Andere  geeignet  ist,  ihren  Be- 
stand und  gedeihlichen  Erfolg  fiir  die  kommenden  Jahre  auf  eine 
vollkommen  sichere  Grundlage  zu  stellen.    Die  Kohlen -Production 

*  Diese  Erfahrung  hat  auch  die  ver8chie<leuen  DanipfschifFialirtä- Ge- 
sellschaften auf  dem  deutschen  Rheine  veranlasst,  ihre  gegenseitige  Con- 
currenz aufzugeben  und  sich  zu  einer  einzigen  Gesellschaft  zu  ver- 
einigen. 
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nahm,  insbesondere  vor  der  Einftihrung  des  neuen  Berggesetzes^ 
in  Oesterreich  nicht  in  dem  Maasse  zu,  als  es  der  steigende  Ver- 
brauch namentlich  der  Dampfschiflüihrts-Gesellschaft  erforderte;  sie 
war  gezwungen,  den  ihr  erforderliehen  Kohlen -Vorrath  aus  den 
verschiedensten  Rielitungen ,  aus  Tirol,  Baiern,  Oesterreich  ob  und 
unter  der  Enns,  aus  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Ungern,  Krain, 
Slavonien,  dem  Banate  und  der  Militärgränze,  ja  selbst  für  die 
untere  Donau  aus  England  herbeizuschaßen.  Häufig  gelang  diess 
nur  mit  grosser  Muhe  und  einem  beträchtlich  erhöhten  Aufwände; 
bei  dem  bevorstehenden  Au^hwunge  der  Schififalirt  war  zu  be- 
sorgen, dass  sie  ihren  vermehrten  Bedarf  an  Kohlen  nicht  voll- 
ständig, oder  doch  nur  zu  so  erhöhten  Kosten,  dass  hierdurch  die 
Einnahmen  aufgezelirt  würden,  zu  beschaffen  vermöchte.  Im  süd- 
lichen Ungern  ist  nächst  Fünfkirohen  ein  sehr  ausgedehntes  Koh- 
len-Revier vorhanden,  welches  die  trefflichste  Kohle  in  unlierechen- 
baren  Massen  darbietet,  aber  noch  fast  gar  nicht  ausgebeutet  wurde. 
Die  Gesellscliafl  erwarb  und  pachtete  dort  Kohlenfelder  von  solcher 
Ausdehnung,  dass  durch  deren  bereits  sichergestellte  Erzeugung 
jeder  künftige  Bedarf  der  SchifiTahrt  bedeckt  werden  und  nocli 
eine  sehr  beträchtliche  Menge  zu  industriellem  Gebrauche  erübrigen 
wird.  Da  jedoch  die  Kohlenflötze  in  einer  Entfernung  von  8  Meilen 
vom  Donau -Ufer  bei  Mohdcs  gelegen  sind  und  die  gewöhnlichen 
Fuhrmittel  der  Landfracht  für  massenhaften  Transport  ganz  unzu- 
reichend erscheinen,  so  beschloss  die  Gesellschan;,  eine  Eisenbahn 
von  Fünfkirchen  und  den  dortigen  Kohlengruben  bis  an  die  Donau 
bei  Mohäcs  zu  führen,  welcher  Beschluss  mit  einem  Aufwttnde  von 
sechs  Millionen  Gulden  eben  ausgeführt  wurde.  Nachdem  eine 
Strecke  der  Ei8enl)ahn  von  den  Kohlen-Gruben  bis  Üszög  nächst 
Fünfkirchen  bereits  seit  1.  December  1854  von  der  I^ocomotive 
befahren  wurde,  ist  seit  dem  1.  Mai  1857  die  ganze  Linie  von 
Mohäcs  bis  zu  den  Kohlengrul)en  fahrbar  hergestellt 

Die  neueste  Phase  in  der  Entwicklung  der  gesellschafliicheu 
Verhältnisse  ftlhrtc  der  obenerwähnte  Vertrag  herbei ,  welcher  von 
den  am  Pariser  Congresse  Theil  nehmenden  Mächten  unterm 
30.  März  1856  abgeschlossen  wurde.  In  Folge  dessen  wurde  am 
23.  Mai  1857  ein  Uebereinkommen  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  gedachten  Gesellschaft.  getix>ffen,  wodurch  die  letztere  ftJr 
die  Auflassung  dieses  Privilegiums  vor  dem  Jahr  1880,  bis  wohin 
es  zu  laufen  hatte,  entschädigt  wurde.  Kraft  dieses  Uebereinkom- 
mens  fallt  der  gewährte  Schutz  gegen  fremde  Concurrenz  in  dem 
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Zeitpuneteweg,  welcher  nachträglich  dafür  bestimuit  werden  wird. 
Von  diesem  S^eitpunete  an  wird  der  Gesellflchafl  als  Ersatz  ftir  den 
erwähnten  Wegfall  bis  zum  Jahr  1880  die  Garantie  eines  jährliclien 
Keinertrftgnisses  von  1,920.000  fl.  (ungeülhr  8  Percent  des  Aktien- 
Capitals)  aus  dem  Staatsschatze  unter  gewissen  Bedingungen  ge- 
währt Der  wesentliche  Inhalt  dieser  Bedingungen  bezieht  sieh 
auf  die  Art  der  Berechnung  des  Reinerträgnisses,  auf  die  Auf- 
rechthaltung des  Reserve-Fondes  und  auf  die  Bestimmung,  dass  der 
auf  Grund  der  Gewährleistung  von  der  Staatsverwaltung  entrichtete 
Betrag  als  ein  mit  4  Percent  zu  verzinsender  Vorschuss  beliandelt 
winl,  welchen  die  Gesellschaft  üi  dem  Maasse  zurückzuzahlen  hat, 
als  der  Reinertrag  in  künftigen  Jahren  die  genannte  Höhe  von 
1,920.000  tl.  übersteigt.  Wenn  am  Schlüsse  des  Jahres  1880  aus 
diesem  Titel  noch  eine  Schuld  der  Gesellschaft  an  den  Staat  besteht, 
hat  sie  dieselbe  nur  insoweit  abzutragen,  als  dadurch  nicht  der  Ge- 
sammtbetrag  des  gewährleisteten  Minimums  während  der  Garantie- 
Periode  beeinträchtigt  wird;  löst  sieh  die  Gesellschaft  früher  auf, 
so  ist  sie  die  ganze  S<*Jiuld  zu  berichtigen  verpflichtet.  Ein  mit 
der  Armee -Verwaltung  geschlossenes  Uebereinkommen  wird  aufge- 
hoben, der  Gesellschaft  wird  die  Ermächtigung  zur  Aufnalime 
eines  Aulehens  von  sechs  MilUonen  Gulden  nach  dem  vorgelegten 
Plane  ertheilt,  und  sie  ermächtigt,  ihre  früheren  Anlehen  auf  der 
iMsherigen  Höhe  zu  erhalten,  wogegen  die  Gesellschaft  ihre  Be- 
triebsmittel auf  dem  jetzigen  Stande  eriialten  muss.  Der  Gesell- 
schaft wird  es  jederzeit  frcUtehen,  von  diesem  Uebereinkommen 
zurückzutreten  und  die  volle  Freiheit  der  Bewegung  zu  erlangen, 
welche  gegenwärtig  insofeme  beschränkt  ist,  als  sie  ihre  Tarife 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorlegen,  alle  sclüfl'baren 
Nebenflüsse  der  Donau  befaliren  und  die  Postsendung  unentgeltlich 
befördern  muss. 

Die  Dampfschifffahrts-Gesellschaft  des  österreichi- 
schen Lloyd  nahm  ungeachtet  der  Hindemisse,  welche  ihr  der 
ungünstige  Lauf  der  Zeiten  entgegenstellte,  in  den  letzten  Jahren 
einen  nicht  minder  raschen  Aufschwung.  Sie  begann  im  Jahre 
1836  mit  dem  Capitale  von  einer  Million  Gulden,  welches  sich  bis 
zum  Jahre  1847  auf  drei  Millionen  eriiöht  hatte.  Durch  die  Er- 
eignisse der  Jahre  1848  und  1849  in  ihrer  Thätigkeit  vielfach  be- 
einträchtigt, verdoppelte  sie  nach  hergestellter  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse ihre'  Anstrengungen,  und  erhöhte  ihren  Fond  im  Jahre 
1852  auf  7,   und  bis  zum  Jahre  1855  auf  15  Millionen  Gulden, 
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wovon  9  Hillioiien  Gulden  auf  daa  Actien-Capital  und  6  HilKonen 
Gulden  auf  Anlehen  entBelen.  Im  Jahre  1847  zählte  ihre  Flotte 
21  Dampfschiffe  von  2.470  Pferdekraft  nebst  neun  im  Baue  beflnd- 
lichen  Dampfern;  ihre  Schiffe  legten  auf  T2ß  Reisen  334.555  See- 
meilen zurück,  und  beförderten  127.000  Reisende  und  315.000 
Üentner  Waaien,  nebst  41.000  Gebinden,  296.000  Briefen  und 
37  Millkinen  Gulden  an  Geldsendungen.  Bis  zum  Jahre  1854  feählte 
Uire  Flotte  60  Dampfer  von  10.060  Pferdekraft  nebst  zwei  im  Baue 
b^rifTenen  Dampfern  und  93  SchleppschilTen  und  anderen  Fahr- 
zeugen; auf  1.875  Reisen  legten  ihre  Schiffe  857.776  Seemeilen 
zurück,  und  beförderten  361.000  Reisende,  1,613.000  Centner  Waaren 
nebst  49.000  Packen,  900.000  Briefen  und  85,000.000  Gulden  an 
Geldsendungen.  Die  Gesammteinnahmen ,  welche  sich  im  Jahre 
1847  auf  1,828.000  Gulden  belaufen  hatten,  waren  im  Jahre  1854 
auf  5,148.000  Gulden  gestiegen.  Sonach  hatte  sich  in  diesem  Zeit- 
abschnitte von  7  Jahren  der  Geschäftsumfang  der  Unternehmung 
verdreifacht.  Diess  konnte  nur  durch  eine  bedeutende  Ausdehnung 
der  von  ihr  befahrenen  Linien  geschehen.  Nicht  nur  wurden  die 
Reisen  auf  den  bereits  früher  bestandenen  Jinien  vermehrt,  zwi- 
schen Triest  und  Konstantinopel  und  zwischen  letzterem  Hafen  und 
Thessalien,  dann  zwischen  Triest  und  Griechenland  (Lutraki),  so- 
wie zwischen  Triest  und  Dalmatien  wöchentliche,  femer  zwischen 
Triest  und  Venedig  tägliche  Fahrten  emgerichtet,  sondern  es  kamen 
auch  neue  Linien  hinzu ,  insbesondere  die  directen  Fahrten  zwischen 
Triest  und  Alexandrien,  dann  zwischen  letzterem  Hafen  und  Kon- 
stantinopel (nebst  den  Fahrten  in  gleicher  Richtung  über  Palästina 
und  Syrien) ,  zwischen  Konstautinopel  und  Vama  Cnebst  einer  Ver- 
mehrung der  Fahrten  zwischen  Konstantinopel  und  Trapezunt), 
zwisclien  Galacz  und  Braila,  fenier  die  Ausdehnung  der  Schiff- 
fahrts- Linie  über  die  gesammte  Ost- Küste  des  adriatischen  Meeres 
von  Triest  über  Istrien,  Fiume,  die  kroatische  Militärgrftnze,  Dal- 
matien und  Türkisch- Albanien  bis  zum  Ansddusse  mit  Corfü.  Die 
neuen  Linien  von  Corfü  nach  Iklalta  und  Messina  mussten  bis  zu 
der  bevorstehenden  weiteren  Vermehrung  der  Schiffe  wieder  zeit- 
weilig aufgegeben  werden.  Daftir  aber  itlgte  die  4jreseUschaft  des 
r>sterreicliisclicn  Lloyd  im  Jahre  1853  ihrem  Geschäfte  einen  neuen, 
filr  die  Zukunft  liöchst  wichtigen  Zweig  durch  die  Einrichtung  der 
Dampfschillfahrt  auf  dem  Po,  mit  der  Verbindung  einerseits  auf 
den  loni bardischen  Canölen  und  Seen  bis  zu  dem  scli^'^erischen 
Ufer  dcb  I^go  Mag^ore  und  andererseit«  mittelst  See-Dampfschiffe« 
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bis  Trieet,  hinzu.  Die  neu  geschaflene  Fluss-Flottille  wurde  durcli 
das  k.  k.  FlotiOlen-Corps  bemannt  und  von  den  Offieieren  desselben 
befehliget  So  lange  die  Seedampfer  nicht  in  den  Po  di  Levante 
einlaufen  können,  wozu  mehrere  bereite  im  Zuge  befindliche  See- 
Bauten  an  der  Mündung  desselben  erforderlich  sind,  werden  die 
Waaren  von  Triest  nach  dem  Hafen  von  Chioggia  gebracht,  von 
wo  aus  sie  durch  die  inneren  Canäle  nach  dem  Po  bei  Gavauella 
gelangen' und  weiterhin  bis  zur  Ausmündung  desTessin,  dann  auf 
letzterem  Flusse  bis  Pavia  mittelst  Dampfern  transportirt  werden. 
Zur  Vervollkommnung  des  Betriebes  der  Gesellschcdl  trug  wesent- 
lich die  Anschaffung  von  Schiaubendampfem  (welche  in  der  oben 
angefUhrten  Zahl  von  00  Dampfbooten  inbegriffen  sind)  bei,  indem 
hierdurch  grössere  Waaren -Transporte  mit  geringeren  Kosten,  als 
mit  Ktiderdampfbooten  möglich  ist,  bewerkstelliget  werden  können. 
Eine  weitere,  höchst  belangreiche  Vervollständigung  des  Unterneh- 
mens ging  durch  die  Anlegung  eines  grossartigen  Werftes,  eines 
See- Arsenals  und  eines  Dry-Dock  in  der  Meeresbucht  von  Muggia 
nächst  Triest  vor  sich.  Die  Arbeiten  zur  Errichtung  dieser  umfas- 
senden Anstalt  wurden  im  Jahre  1853  begonnen  und  sind  bereits 
in  ihren  wesentlichen  Theilen  mit  Ausnahme  des  Trocken -Docks 
der  Vollendung  nahe.  Hierdurch  wird  die  Gesellschaft  in  den  Stand 
gesetzt,  ihre  zahlreichen  Schiffe  binnen  der  kürzesten  Zeit  und  mit 
weit  geringeren  Kosten  als  bisher  auszubessern,  sie  stets  in  gutem 
Stande  zu  halten  und  neue  zu  bauen. 

Ungeachtet  des  ausserordentlichen  Aufschwunges,  welchen  der 
Dampfsehüffahrts-Betrieb  der  Oesellschaft  gewonnen  hatte  ^  gerieth 
dieselbe  dennoch  in  letzter  Zeit  in  eine  ungünstige  ökonomische 
Lage.  Da  die  Unternehmung,  insolange  die  Staats^Eisenbahn  nicht 
bis  Triest  eröflhet  ist  und  den  wohlfeileren  Transport  der  steier- 
märkisohen  Steinkohlen  möglich  macht,  genöthiget  ist,  ihren  Koh- 
lenbedarf aus  England  zu  beziehen,  der  Bezug  dieser  Kohle  aber 
in  Folge  des  durch  den  orientalischen  Krieg  ungemein  vertheuerten 
See-Transportes  im  Jahre  1854  einen  Aufwand  von  2V4  Millionen 
Gulden  verursachte,  so  wurde  hierdurch  im  Jahre  1854  der  Rein- 
ertrag aufgezehrt  und  ein  Deficit  von  950.000  fl.  veranlasst. 

In  eine  noch  ungünstigere  Lage  jedoch  kam  die  Gesellschaft 
dadurch,  dass  sie  in  der  Levante,  wohin  der  Hauptbetrieb  des 
Unternehmens  gerichtet  ist,  mit  der  DampfschilFTahrt  auswärtiger 
Unternehmungen  zu  eoncurriren  hat,  welche  zum  Theile  sehr  be- 
deutende Subventionen  von  ihren  Regierungen  erhalten  und  dadurch 
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in  der  Lage  sind,  ihren  Frachtsatz  niedriger  zu  stellen,  wie  denn 
der  DampfschiflBTahrts-GeBellschaft  der  fianzöeischen  Meseageries  die 
ihr  von  der  eigenen  Regierung  bewilligte  Subvention  kürzlich  von 
3  auf  8  Millionen  Franken  erhöht  wurde.  Um  unter  aolchen  Um- 
ständen den  Wettkampf  erfolgreich  zu  bestehen,  nahm  die  Gesell- 
schaft die  zeitweilige  Unterstützung  der  Staatsverwaltung  in  An- 
spruch, welche  ihr  dann  auch,  in  Erwägung  der  Wichtigkeit  dieses 
Institutes  ilUr  den  österreichischen  See-Handel,  eine  jährüche  Unter- 
stützung von  1  Million  Gulden  ftlr  die  nächsten  10  Jalire  bewilligte 
und  noch  anderweitige  Zugeständnisse  machte.  Jene  Bewilligung 
wurde  jedoch  an  Bedingungen  geknüpft,  welche  geeignet  sind,  die 
Dampfsehünahrt  des  österreichischen  Lloyd  ftlr  den  Handel  nodi 
nutzbarer  zu  machen  und  deren  Bestand  auf  eine  feste  Grundlage 
zu  stützen.  Die  Gesellschaft  wurde  nämlich  verpflichtet,  ihre  tna- 
herigen  Course  zwischen  Triest  und  Konstantinopel  in  Schnellfiihr- 
ten  umzuwandeln,  *  um  eine  möglichst  schnelle  Verbindung  dieser 
beiden  Häfen  herbeizuftlhren,  welche  durch  directe  Fahrten  ohne 
Anlandung  an  den  Zwischenhäfen  zu  erzielen  ist.  Die  übrigen 
bisher  betriebenen  Linien  müssen  beibehalten,  die  Po-Schiffiahrt  in 
einer  den  commerciellen  Bedürfnissen  entsprechenden  Weise  be- 
trieben, der  Betrieb  nach  Maass  der  steigenden  Erfordernisse  des 
Verkehres  vervollkommnet  und  erweitert  werden,  das  Dienst-Regle- 
ment und  die  Bestellung  der  Personalkrftfte  der  Central- Verwaltung 
sind  der  nunmehrigen  grösseren  Ausdehnung  des  Unternehmens 
anzupassen,  für  die  jährlich  zu  bemessenden  Quoten  auf  Abschrei* 
bungen  am  Wertbe  des  Materials  ist  ein  fester  Maassstah  zu  be- 
stimmen, der  Reserve-Fond  und  ein  neu  zu  begründender  Versiche- 
rungsfond zu  dotiren.  Die  jährliche  Submdie  wird  nur  insoweit 
entrichtet,  als  es  der  Betriebserfolg  des  bezüglichen  Jahres  noth- 
wendig  macht,  so  zwar,  dass,  nadi  Abzug  aller  Werthabschrei- 
bungen,, der  4percentigen  Interessen  des  Actien-Capitals,  der 
Tantiemen  und  der  Dotation  des  Assecuranz-Fondes,  ein  Dritttheil 
der  festgestellten  Super -Dividende  zur  Verminderung  der  Jahres- 
Subsidie  verwendet  werden  soll.  Die  jährlichen  Abschreibungen 
werden  betragen:  vom  Werthe  eines  jeden  Dampf- Schifies  5  Per- 
cent und  eines  jeden  Schleppbootes  8  Percent  (von  welchen 
Abschreibungen  ein   Dritttheil   der   im    Betriebsjahre    bestrittenen 

*  Diese  Einrichtung  der  SchneJlfahrten  ist  bereits  (Anfangs  Mai  1950) 
in's  Leben  getreten  und  die  Fobrzett  auf  5  Tage  vermindert  worden. 
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Reparatur-  und  Nachschaffiings-Kosten  io  Abzug  gebracht  wird)  und 
vom  Werthe  der  Fahrnisse  15  Percent;  dem  Assecuranz-Fonde 
wird  jährlich  ein  Percent  des  Wertlies  der  Dampf-  und  Schlepp* 
boote,  dann  der  sonstigen  Fahrzeuge  zugewendet.  In  den  Reserve- 
Fond  fliessen  die  nach  Abzug  der  Abschreibungen  und  Tanti^men^ 
der  Dotation  des  Assecuranz-Fondes,  der  4percentigen  Interessen 
*  des  Actien-Capitals  und  der  Super -Dividenden  erübrigenden  Sum- 
men <^  wogegen  dieser  Fond  in  ungünstigen  Jahren  den  Abgang  zu 
declcen  hat.  Die  übrigen  Zugeständnisse  der  Staatsverwaltung 
bestehen  darin,  dass  der  Lloyd  die  DampfschiflTahrt  auf  dem  Po 
künftig  unabhängig  von  den  Bedingungen  des  (mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  5.  Juni  1855  aufgelösten)  Vertrages  vom  Jahre 
1852  frei  betreiben  darf,  dass  f)tr  die  durch  die  Postanstalten  dem 
Lljod  übergebenen  Privat*  Fahrpost -Sendungen  die  Fracht-  und 
Aesecuranz- Gebühr  nach  dem  allgemeinen  Tarife  bezahlt  werden 
soll  (früher  erhielt  er  nur  eme  unbedeutende  Vergütung  dafür), 
endlich  wurden  mancherlei  Erleichterungen  durch  Beseitigung  so- 
wohl materieller  als  zollamtlicher  Hindernisse  wie  auch  durch  die 
Ermässigung  verschiedener  Auflagen  und  Verpflichtungen  ge- 
währt. • 

Um  den  Betrieb  nach  diesen  Bestimmungen  in  der  geforderten 
grossartigen  Weise  einrichten  zu  können ,  beschloss  die  Gesellschaft 
eine  abermalige  Vermehrung  des  Actien-Capitals  um  3  Hillionen 
Gulden  und  die  Aufnahme  eines  Anleiiens  von  2  Millionen  Gulden, 
zu  dessen  Realisirung  in  der  geeignetsten  Weise  der  Verwaltungs- 
Rath  ermächtiget  wurde,  so  zwar,  dass  das  Capital  künftig  auf  20 
Millionen,  wovon  12  in  Actien  und  8  in  Anlehen,  sich  belaufen 
wird.  Im  Jahre  1856  besass  die  Gesellschaft  68  Dampfer  von 
13.260  Pferdekraft,  nebst  9i  Schleppschiffen  und  Flussbarken;  auf 
2.114  Reisen  legten  ihre  Schiffe  928.833  Seemeilen  zurück,  und 
beforderten  364*000  Reisende,  2,239.000  Centner  Waaren  nebst 
53.000  Packen,  1,168.000  Briefen  und  86,000.000  fl.  an  Baarsen- 
dungen.  Ende  Juli  1857  l)eginnen  die  Postfahrten  nach  Malta  und 
die  Waarenfahrten  nach  Bari,  Messina,  Palermo,  Catanea,  Mar- 
seille und  Barcellona. 

Die  DampfschifHahrts- Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd, 
aus  unscheinbaren  Anfängen  sich  entwickelnd,  hat  sich  durch  die 

'  Allerliuchste  Eiitschlieffsnng  vom  5.  Jnni  1855.  Alinist.-ü^lass  vom 
<».  Jimi  1855. 
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Thftdgkeit,  Gewandtheit  und  mttthige  Ausdauer  ihrer  Leitung  nach- 
gerade zu  anem  eo  wichtigen  Factor  des  öeterreiehiflehen  Seehandek 
empmgeschwunges,  dase  ihr  dauernder  Bestand  und  ihre  den  wach- 
senden Bedürfnissen  angepasste  Entwicklung  zur  unerlässlichen 
Bedingung  des  Gedeihens  des  österreichischen  Seehandels  sich  ge- 
staltet hat  Seit  einem  Jahrzehende  ist  in  der  Betreibung  des  See- 
haqdels  eine  wesentliche  Aenderung  vor  sich  gegangen.  Die 
DampfschiffHahrt)  frtther  zunächst  auf  den  Personen -Transport  be- 
rechnet, hat  seit  der  allgemein  gewordenen  Einführung  derSohrau- 
bendampfer  den  Transport  der  werthvollen  Gegenstände  des  See- 
verkelires  fast  ausschliesslich  an  sich  gezogen,  und  nimmt  bereits 
einen  hervorragenden,  immer  grösserer  Ausbreitung  entgegengehen- 
den Antheil  an  dem  Verkehre  aller  dem  Welthandel  eröffneten 
Seeplätze.  Dem  österreichischen  Lloyd  ist  es  zu  danken,  dass 
dieser  Aufschwung  sich  auch  in  den  österreichischen  Seehäfen  be- 
merkbar gemacht  hat,  und  obwohl  nicht  sämmtliche  Yortheüe, 
welche  den  Handels -Operationen  zunächst  mit  jenen  Ländern,  mit 
denen  keine  oder  nur  eine  sehr  erschwerte  Verbindung  zu  Lande 
besteht,  durch  die  beschleunigte  CÜommunication  mittelst  der  regel- 
mässigen Dampfbootfahrten  zugehen,  sich  zifTermässig  ausdrucken 
lassen,  so  deuten  doch  auch  schon  die  in  Zahlen  nac^hweisbaren 
Ergebnisse  auf  die  zunehmende  Wichtigkeit  des  durcli  den  öster 
reichischen  Lloyd  vermittelten  Verkehres  in  Vergleichung  zu  dem 
durch  die  SegelschifOahrt  bewerkstelligten  hin.  im  Durchschnitte 
der  Jahre  1844 — ^1846  urofassten  die  in  Triest  eingelaufenen  Segel- 
SchiflTe  436.000  Tonnen,  und  die  daselbst  eingelaufenen  Uoyd- 
Dampfer  49.800  Tonnen;  im  Jahre  1855  war  die  Tonnenzahl  der  ein- 
gelaufenen Segelschifie  auf  555.791  Tonnen,  jene  der  Uoyd-Dampfer 
auf  200.074  Tonnen  gestiegen,  woroach  sich  ihr  Antheil  an  der 
gesammten  SchiffTahrtsbewegung  jenes  Hafens  von  dem  zehnten 
auf  nahezu  den  vierten  Theil  erhobeu  hatte.  Noch  auffallender 
tdtt  diese  Ejntwicklnng  in  den  Vordeigrund,  wenn  man  bloss  die 
Bewegung  der  österreichischen  in  Triest  eingelaufenen  SchiiTe  in^s 
Auge  fasst;  denn  während  in  den  erwähnten  Epoclien  die  Bewe- 
gung der  österreichischen  Segelschiffe  sich  nur  von  325.000  auf 
•138.000  Tonnen  vermehrte,  stieg  die  Bewegung  der  c'wterreichischen 
(Lloyd-)  Dampfschiffe  von  50.000  auf  2(M).(KX>  Tonneu,  womach 
fast  die  gesammte  Vermehrung  der  einheimischen  SchiffTahrts- 
Bewegung  dem  österreichischen  Uoyd  zufiel. 
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§.  13. 

11.    Communications-Anstalten  (Eisenbalinen). 

Die  «Ausbreitung  der  Eiseubahnen ,  oder  richtiger  die 
Verbindung  der  einzelnen  Linien  zu  einem  grossen  ganz 
Mittel-Europa  umfassenden  Eisenbahnnetze,  bereitet  eine  to- 
tale Umwälzung  der  VerkehrsverhUlinisse  vor,  und  hat  die- 
selbe zum  Theile  bereits  herbeigeführt.  Es  war  eine  glück- 
liche Fügung  für  Oesterreich,  dass  sein  gewaltiger  innerer 
Aufschwung  mit  dieser  Bildung  des  Schienenverkehrs  zu* 
sammeufiel. 

In  Oesterreich  wurde  die  erste  Eiso^bafan  des  Continents 
(1825—1832)  erbaut,  die  Pferdebahn  von  Budweis  mach  Idnz. 
Wenige  Jahre  nachher  traten  Privat-Gresellschaften  zusammen', 
welche  den  grossartigen  Bau  der  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn 
und  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  unternahmen;  diese  beiden 
Bahnen  gehen  von  Wien,  dem  Central-Puncte  der  Monarchie, 
aus,  und  bildeten  den  ersten  Stamm  des  österreichischen 
Eisenbahnnetzes.  Ein  eigentliches  System  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  e^er  wurde  zuerst  durch  die  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  19.  December  1841  begründet,  welche 
die  österreichischen  Staats  bahnen  ins  Leben  rief  und  zu- 
gleich die  Hauptrichtungen  derselben  nach  Norden,  Süden, 
Südwesten  und  Osten  (damals  noch  mit  Ausschluss  der  ungri^ 
sehen  Länder)  vorzeichnete.  Durch  diesen  ewig  denkwürdigen 
Beschluss  beurkundete  Oesterreich,  dass  es  unter  den  grös- 
seren Staaten  zuerst  die  Nothwendigkeit  erkannte,  das  neue 
grossartige  Verkehrsmittel  unter  den  unmittelbaren  Einfluss 
der  Staatsverwaltung  zu  stellen.  Wenn  auch  b^  der  Fest^ 
Setzung  jenes  Systems  bereits  Rücksicht  auf  die  Richtung 
des  Welthandels  von  der  Nordsee  nach  dem  adriatischen 
Meere  genommen  wurde,  so  fusste  das^ System  dennoch  haupt^ 
sächlich  auf  dem  Grundsatze,  die  einzelnen  Theile  des  Rei- 
ches einander  näher  zu   bringen    und  alle   enger  mit  der 
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Haupt-  uud  Residenzstadt  zu  verbinden.  Diese  Rücksicht 
war  die  wichtigste,  sie  lag  zunächst  und  konnte  anfänglich 
bei  dem  damals  noch  sporadischen  Bestände  isolirter  Eisen- 
bahnstrecken in  den  Nachbarländern  aHein  maassgebend 
sein. 

Das  System  wurde  rasch  und  so  kräftig  durchgeftlhrt, 
als  es  die  von  der  Finanz-Verwaltung  verfügbar  gemachten 
Mittel  zuliessen;  es  wurde  aber  auch  äusserlich  durch  den 
Uebergang  mehi*erer  Privat-Bahnen  in  das  Staatseigenthum 
vervollständigt.  Gleichwie  nämlich  die  durch  Beengung  des 
Geldmarktes  bedrängte  ökonomische  Lage  der  grossen  Privat- 
Bahnen  die  nächste  Veranlassung  zu  dem  Beschlüsse  der 
Erbauung  der  Staat^bahneu ,  welche,  an  die  ersteren  an- 
knüpfend, deren  Ertrag  bedeutend  erhöhen  musaten,  darge- 
boten hatte,  so  wurde  ihnen  auch  in  der  späteren  Zeit  die 
bei  der  Regierung  nachgesuchte  Unterstützung  und  Hülfe 
ertheilt.  Diess  geschah  zuerst  durch  die  Creirung  eines 
Staatsfondes  von  25  Millionen  Gulden,  aus  dessen  Mitteln 
Actien  der  Privat-Bahnen  gekauft  wurden,  um  das  Sinken 
ihres  Preises  unter  den  wahren  Werth  zu  hindern.  Als 
hierauf,  unmittelbar  nach  den  durch  die  Revolution  herbei- 
geführten Erschütterungen  der  ökonomischen  Zustände,  die 
Privat-Bahnen  sich  ausser  Stande  sahen,  die  noch  zu  er- 
bauenden Strecken  zu  vollenden  oder  den  Betrieb  auf  den 
vollendeten  Bahnen  mit  Vortheil  zu  betreiben,  boten  sie  ihr 
Eigenthum  der  R^erung  zur  Abtretung  an ,  worauf  letztere 
einzugehen  sich  um  so  eher  veranlasst  finden  konnte,  als 
sie  sich  durch  die  Operationen  jenes  Staatsfondes  bereits  im 
Besitze  eines  grossen  Theiles  der  Actien  der  bezüglichen 
Bahnen  befand.  Auf  diese  Weise  gelangte  die  Staatsverwal- 
tung in  den  Besitz  der  Krakau-oberschlesischen,  der  ungri- 
schen  Central-Bahn ,  der  Mailand-Cbmer  und  der  lombardisch- 
venezianischen  Ferdinands-Bahn,  worauf  bald  auch  die  Er- 
werbung der  die  Endstrecke  der  südlichen  Staate-Eisenbahn 
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bildenden  Wien-Gloggnitsser  und  der  Wiener-Neustadt-Oeden- 
burger  Bahn  folgte.  Insoweit  jene  Bahnen  noch  unvollendet 
waren ,  wurde  der  Weiterbau  in  energischen  Angriff  genom- 
men und  zum  grossen  Theile  auch  zu  Ende  geführt.. 

Obgleich  hierdurch  das  österreichische  Eisenbahn-System 
eine  nicht  unbeträchtliche  Ausdehnung  erhielt ^  war  trotzdem 
die  Lage  Oesterreich's  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  eine  un- 
günstige geworden ,  und  drohte  sich  immer  misslicber  zu  ge- 
stalten, wenn  nicht  durch  kräftige  Maassnahmen  der  Staats- 
verwaltung dieser  Zustand  baldigst  zum  Besseren  gewendet 
worden  wftre.  Das  Ausland,  namentlich  das  benachbarte 
Nord-Deutschland,  hatte  Oesterreich  durch  die  dort  gemach- 
ten Fortschritte  des  Eisenbahnbaues  bedeutend  Überholt,  und 
die  Frage  des  rascheren  Fortbaues  war  nicht  mehr  eine  Frag^ 
der  Nützlichkeit,  sondern  eine  Frage  der  Nothwendigkeit 
geworden,  die  eine  rasche  und  günstige  Lösung  erforderte, 
sollte  nicht  der  Staat  von  schweren,  später  kaum  wieder 
gut  zu  machenden  Nachtheilen  betroffen  werden.  Die  Ur- 
sachen dieses  Zurückbleibens  Oesterreich's  in  dem  friedlichen 
Wettkampfe  der  Ausbreitung  der  Verkehrslinien  lagen  nahe. 
Es  war  der  Finanz- Verwaltung  nicht  möglich ,  grössere  Sum> 
men  als  die  verausgabten  für  den  Bau  der  Staats-Eisenbahnen 
aufzubringen;  die  gewaltige  Erschütterung  der  Bevolutions- 

0 

Epoche  war  gleichfalls  nicht  geeignet,  den  Eisenbahnbau  zu 
fördern.  Die  hauptsächlichste  Ursache  des  Zurückbleibens 
lag  aber  darin,  dass  während  dieser  Periode  die  Privat-Thätig- 
keit  nicht  mit  jener  der  Staatsverwaltung  zusammenwirkte 
und  sonach  letzterer,  bei  äusserer  Beschränkung  ihrer  Mitte), 
die  Förderung  des  Eisenbahnbaues  allein  überlassen  blieb. 
Die  Privat-Speculation  ward  durch  eine  Allerhöchste  Ent- 
schliessung  vom  10.  Juli  1845  ferne  gehalten,  welche  an- 
ordnete, dass  bis  zum  Jahre  1850  keine  Concession  zu  neuen 
Privat-Bahnen  ertheilt  werden  sollte,  wornach  sich  die  Privat* 
Thätigkeit  während  dieses  Zeitraumes  auf  den   theilweisen 
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Weilerbau  der  bereits  früher  ooncesnomrten  Linien  reducirte.  * 
Aber  selbst  nach  Vei-lauf  jenes  Zeitraumes  betheiligte  sidi. 
die  Privat-Th&ti^keit  nur  in  untei^eordneter  Weise  bei  dem 
Baue  neuer  Eisenbahnlinien,  v^obl  zunächst  darum,  weil  die 
bestehenden  Ck)nces8ions-Gesetze  der  Speculation  ungünstigere 
Bedingungen  und  somit  weniger  Raum  darboten,  als  andes- 
wärts  der  Fall  war.  Da  erkannte  die  Staatsverwaltung,, 
dass  die  Zeit  gekommen  war,  wo  jedes  Hemmniss  mit  kräf- 
tiger Hand  beseitiget,  wo  ein  den  vorhandenen  Bedürfnissen 
entsprechendes  vollständigeres  Eisenbahnnetz  entworfen 
und  der  Ausbau  der  Bahnen  innerhalb  desselben  in  allw 
Weise  gefordert  werden  musste.  Diese  Bedürfnisse  entstan- 
den theils  aus  der  inneren  Lage  des  Reiches,  theils  aus  den 
Beziehungen  zu  den  Nachbarländern.  Die  Osthälfte  des 
Reiches  war  in  den  engsten  Verband  mit  den  übrigen  Kron- 
ländern getreten,  und  dadurch  die  der  Cultur  und  dem 
Wohlstande  nicht  minder  als  der  Machtstellung  uud  der 
Staatssicherheit  so  förderliche  Centralisation  der  obersten 
Verwaltung  durchgeführt  worden.  Diese  Länder  der  Ost* 
hälfte  verlangten  aber  der  Wohlthaten  der  Centralisation 
uud  der  Cultur,  namentlich  der  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel, theilhaftig  zu  werden,  und  hatten  ein  um  so  grös- 
seres Recht  darauf,  als  in  dieser  Beziehung  während  ihrer 
Sonderstellung  fast  nichts  geschehen  war,  als  ihre  Frucht- 
barkeit und  sonstigen  Hülfsquellen  nur  der  Aufschliessung 
bedürfen,  um  reichlichen  £i*trag  zu  gewähren,  und  als  sie 
zu  der  Tragung  der  Staatslasten  mehr  als  früher  beigezogen 
wurden.  Bei  dem  grossen  Mangel  an  Verkehrsmitteln  und 
bei  der  im  fruchtbaren  mittleren  und  südlichen  Tbeile  jener 
Länder  vorkommeudeu  Kostspieligkeit  der  Anlage  von  Land- 
strassen w^en  mangelnden  Materials  ist  aber  die  Erbauung 
von  Eisenbahnen  das  einzige  und  sicherste  Mittel,  den 
Wohlstand  zu  wecken«  Doch  auch  die  anderen  Kronlän- 
der bedurften  nicht  minder  eines  erweiterten  Systems  der 
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Eisenbahnen.  Es  ist  eine  durch  die  Erfahrung  bewährte  That- 
sache,  dass  die  Gebiete,  durdi  welche  Eisenbahnen  ziehen, 
rasch  aufblähen  und  dass  der  Werth  des  Bodens  und  der 
Arbeit  daselbst  bedeutend  steigt ,  und  mindestens  unter  den 
produdrenden  Classen  die  Wohlhabenheit  zunimmt,  während 
die  von  den  Eisenbahnlinien  entfernten  Länderstrecken  der 
Verarmung  entgegen  gehen.  Die  gestiegenen  Staatsausgaben 
erheischen  eine  Vermehrung  der  Einnahmen,  welche  nach- 
haltig wieder  nur  durch  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  des 
Volkes  erzielt  werden  kann.  Hierfür  aber  gibt  es  kein  bes* 
seres  Mittel  als  die  Belebung  der  Industrie  und  des  Handeiis 
und  sohin  auch  der  Landwirthscltaft,  welche  wieder  heuti- 
gen Tages  zunächst  durch  wohlfeile  und  beschleunigte  Com- 
munications-Mittel  —  Eisenbahnen  und  DampfschiffTahrt  -«- 
bedingt  ist 

Wenn  aber  auch  die  Eisenbahnen  nicht  die  angedeuteten 
unschätzbaren  Vortheile  für  den  Staat  darböten,  so  mösste  eine 
weise  und  vorschauende  Regierung  sich  zu  dem  Baue  oder  ^ur 
Förderung  desselben  entschliessen ,  sobald  die  übrigen  (na- 
mentlich die  benachbarten)  Staaten  in  der  Anlage  derselben 
rasch  vorangehen.  Geschähe  dieses  nicht,  würde  im  Falle 
eines  Krieges  der  Kriegsschauplatz  jedesmal  in  das  Inland 
verlegt  werden,  da  die  feindlichen  Heere  rascher  an  die 
Staatsgränze  vordringen  könnten ,  als  die  österreichischen  an 
die  jenseitige;  femer  würde  der  Welthandel  in  andere  Bah- 
nen geleitet  werden,  und  bekanntlich  lässt  sich  dieser  nicht 
leicht  in  die  frühere  Richtung  zurückführen,  wenn  er  ein* 
mal  eine  neue  eingeschlagen  hat. 

Stand  der  Entschluss  fest,  im  Baue  der  Eisenbahnen 
das  Versäumte  nachzuholen  und  thatkräftig  den  Fortbau  zu 
betreiben ,  so  war  unter  den  obwaltenden  Umständen  zweier- 
lei erforderlich.  Es  musste  eine  Reform  der  bestehenden 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  Concessions-Ertheilung  für 
Privat-Eisenbahnen  stattfinden,  und  ein  Eisenbahnnetz  für  den 

V.  Czoernig.  ()«itPiT«»irh'»  NmigostoltiiiiK-  24 


370 


gesammten  Kaiserataat  enfcwoi*fen  wei-den,  welches  allen  hier- 
bei in  Betracht  kommenden  Anforderangen  genügte  und  den 
Unternehmungslustigen  die  Linien  bezeichnete,  auf  deren 
Ausbau  sie  ihre  Speculation  richten  konnten.  Das  erste  ge- 
schah, indem  durch  das  neue  Goncessions-Oesetz  vom 
14.  September  1854  die  bis  dahin  vorgesohriebenen  weit- 
läufigen Förmlichkeiten ,  welche  bei  Erlangung  einer  solchen 
Concession  beobachtet  werden  mussten,  bedeutend  verein- 
facht und  abgekürzt  wurden ,  indem  das  Maximum  der  Con- 
cessions-Dauer  von  50  auf  90  Jahre  hinausgerOckt,  und  den 
Privaten  die  Aussicht  auf  eine  sicherere  und  lohnendere  Be- 
triebsrente, bei  wichtigen  Linien  selbst  durch  eine  Zinsen- 
Gewöhrleistung  oder  sonstige  Betheiligung  der  Staatsverwal- 
tung, eröffnet  ward.  Hierbei  konnte  letztere  sich  zugleich 
den  gehörigen  Einfluss  auf  die  Feststellung  der  Tarife  waii- 
ren,  welcher  nothwendig  ist,  um  das  Interesse  des  Ver- 
kehres gegen  allfiilHge  Uebergriffe  der  Privat-SpeculliUion  der 
Eisenbahn-Gesellschaften  sicher  zu  stellen. 

Unmittelbar  hierauf  (10.  November  1854)  erfolgte  die 
Bekanntmachung  des  Allerhöchst  genehmigten  Eisenbahn- 
netzes für  die  Monarchie.  Bei  der  Entw^rfung  desselben 
ging  man  von  dem  Grundsatze  aus,  nicht  nur  alle  Eron- 
llüader,  je  nach  ihren  Bedürfhissen,  möglichst  gleichmftssig 
zu  bedenken,  sondern  auch  im  Allgemeinen  jene  Zwecke, 
welche  durch  die  Anlage  der  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Staates  und  des  Volkshaushaltes  verfolgt  werden  sollen,  ^m 
erreichen.  Sonach  wurden  dabei  die  strategischen,  die  ad- 
ministrativen, die  Handels-  und  die  industriellen  Bedürfnisse 
erwogen,  und  in  Folge  dessen  ein  System  von  Bahnlinien 
zusammengestellt,  welche  die  gesammten  Kronländer  nach 
allen  Richtungen  durchkreuzen,  und,  an  die  auswärtigen 
Bahnen  anknüpfend,  ihren  Mittel-  und  Schwerpunct  in  der 
Reichshauptstadt  finden. 

Ueberraschend  und  alle  Erwartungen  übersteigend  waretl 
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unniitteltiaren  Folgen  dieaer  Verfügungen  der  Regierung. 
Denn  noch  waren»  kaum  zwei  Jahre  seit  der  Bekanntmachung 
derselben  verflossen,  und  schon  waren  in  dieser  kurzen  Zeit 
fast  alle  in  dem  entworfeneu  Eisenbahnnetze  enthalteneu 
32  neuen  Linien  mit  einer  Gesammtlänge  von  744  Meilen 
(woBu  Oberdiess  mehrere  neue  Linien  kamen)  bis  Ende  des 
Jahres  1%6  brtmfs  ihrer  Anlage  in  Verhandlung  gelangt, 
und  zum  Theile  selbst  in  Bauangriflf  genommen,  so  dass 
gegenwärtig  677  Meilen  Eisenbahnen  bereits  im  Betriebe 
oder  doch  im  Baue  stehen,  559  Meilen  definitiv  conces- 
sionirt^  sind  und  für  328>/2  Meile  die  vorläufige  Concession 
erfolgt  ist  oder  vom  Staate  die  Projecte  vorbereitet  werdet. 
Die  Oesammtsumme  der  Eisenbahnen,  deren  Ausfuhrung  in 
Oesterreich  gegenwärtig  bew^kstelliget  ist  oder  beabsichtigt 
wird,  beträgt  demnach  nicht  weniger  als  1.564 y,  Meile  ^ 
während  im  Beginne  des  Jahres  1854  die  Lange  der  im  Be- 
triebe befindlichen  324,  der  im  Baue  begriffenen  131,  jene 
der  in  Vorbereitung  stehenden  69  und  die  Gesammtlänge 
der  österreichischen  Eisenbahnen  524  Meilen  ausmachte.  Von 
den  fast  900  Meilen  neu  projectirter  und  defiuitiv  oder  vor- 
läufig concessionirter  Eisenbahnen  können  450  Meilen ,  somit 
genau  die  Hälfte,  ^s  für  den  Bau  bereits  gesichert  ange- 
sehen .  werden ,  während  bei  anderen  diess  in  nächster  Zu- 
kunft erfolgen  dürfte.  Hierbei  sind  aber  weder  die  bereits 
im  Betriebe  stehenden  485  Meilen,  noch  die  im  Baue  be* 
gonnenen  192  Meilen,  sowie  die  von  der  Staatsverwaltung 
dafür  vorbereiteten   65   Meilen   mitgerechnet,   so   dass   die 

'  Hiervon  erhielten  berdta  die  definitive  Allerhöchste  Conceasion  b%i 
Heilen;  für  die  übrigen  38  Meilen  sind  die  Verhandlungen  geschlossen, 
und  es  wird  nur  noch  der  Allerhöchsten  Genehmigung  des  Ergebnisses 
derselben  entgegengesehen,  welche  demnächst  erfolgen  dürfte. 

^  Hierzu  kommen  noch  jene  projectirte  Bahn -Unternehmungen,  für 
welche  die  vorläufige  Concession  bereits  angesucht  aber  noch  nicht  ertheilt 
worden  ist,  die  nach  Abrechnung  der  mit  andern  bereits  concessionirten 
Bahnen  tnsammenfiillenden  Strecken  eine  Länge  von  238  Meilen  nra fassen. 
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Gesammtheit  dieser  Linien  ihrer  Lftnge  nach  naheea  auareidit, 
das  ganze  Eisenbahnnetz,  wie  es  nrspriiiiglieb  entworfen  und 
später  vervollständigt  wurde,  auszufüllen.  Bei  den  fbr  die 
voraussichtliche  Rentabilität  dieser  Bahnen  so  ungemein 
günstigen  Umständen  wird  der  Ausbau  d^velben  nur  durch 
die  Möglichkeit,  die  ausserordentlich  bedeutenden  hierfür  ei^- 
forderliciieu  Oeldmittel  aufzubringen,  innerhalb  bestimmter 
Gränzen  gehalten  werden. 

Dem  angenommenen  Grundsatze,  der  Privat-Thätigkeit  bei 
der  Anlage  und  dem  Betriebe  der  Eisenbahnen  den  freiesten 
Spielraum  zu  lassen,  entsprechend,  wurden  in  der  neuesten 
Zeit  mehrere  zum  Theil  bereits  eröffnete,  zum  Theil  noch 
im  Baue  begriffene  Staatsbahnen  an  Privat-Oesellschaften  über- 
lassen. So  übernahm  die  österreichische  Staats-Eisenbabn* 
Gesellschaft  im  Beginne  des  Jahres  1855  den  Betrieb  der  nörd- 
lichen und  der  südöstlichen ,  sowie  der  Banater  Montaii-Eisen- 
bahn,  mit  der  Verpflichtung,  die  südöstliche  Staatsbahn  mit- 
telst  einer  Anknüpfung  an  die  Montan-Bahn  bis  an  die  Donau 
unweit  der  türkischen  Gränze  zu  führen.  In  Folge  eines 
mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  17.  April  1866 
genehmigten  Vertrages  wurde  die  lombardisch-venezianische 
Staatsbahn  an  eine  andere  Gesellschaft  von  Capitalisten  über- 
geben, welche  sich  verbindlich  machte,  das  dortige  Bahn- 
System,  sowie  die  italienische  Central-Bahn  auszubauen,  und 
ersteres  mit  der  südlichen  Staatsbahn  in  unmittelbare  Ver- 
bindung zu  bringen.  Ebenso  ist  weiterhin  die  Ueberlassung 
der  Staats-Eisenbahnstrecke  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Grosswardein  an  die  Theiss-Bahngesellschaft,  welche  ein 
vollständiges  Eisenbahn-System  im  östlichen  Ungern  auszufüh- 
ren beabsichtigt,  erfolgt.  Eine  gleichartige  Uebertragung  an 
die  Gesellschaft  der  Eaiser-Fcrdinands-Nordbahn  bezüglich  der 
östlichen  Staatsbahn  lag  in  der  Allerhöchsten  EntsChlies- 
sung  vom  3.  Januar  1857.  Bei  dieser  verpflichtete  sich 
die   erwähnte   Gesellschaft,  die  Bahn   un verweilt  bis  nach 
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Prssemysl  auszubauen,  wo  eine  an  galiziscbe  Grundbesitzer 
und  deren  (Genossen  concessionirte  Eisenbahn  an  dieselbe 
anknüpfen  sollte,  durch  welche  das  galiziscbe  Eisenbahn- 
System  seine  Vervollständigung  vermittelst  der  Verlängerung 
der  Linie  nach  Lemberg  und  von  da  einerseits  bis  an  die 
russische  Oränze  jenseits  von  ßrody  und  andererseits  über 
Czernowitz  bis  an  die  moldauische  Gränze  finden  wird.  Fer- 
ner steht  in  naher  Aussicht,  dass  die  Staats-Eisenbahnstrecke, 
welche,  bei  Steinbrück  sich  von  der  südlichen  Staatsbahn 
abzweigend,  nach  Agram  gebaut  wird,  einer  Gesellschaft 
von  Grundbesitzern  und  Capitalisten  zum  Behuf  ihrer  Weiter 
fbhrung  nach  Sissek  und  eventuell  nach  Earlstadt  (und  Vuko- 
vär)  übergeben  wird,  wie  auch  eine  andere  Gesellschaft  von 
Oapitalisten  sich  um  die  Ueberlassung  der  im  Baue  begrif- 
fenen StaatS'Eisenbahnstrecken  von  Verpna  nach  Botzen  und 
von  der  bairischen  Gränze  bei  Eufstein  nach  Innsbruck  be- 
wirbt und  dabei  die  Verbindung  derselben  durch  eine  von 
Innsbruck  nach  Botzen  anzulegende  Eisenbahn  zu  bewerk- 
stelligen sich  erbietet.  Durch  diesen  Uebei'gang  von  Staats- 
Bahnen  in  Privat -Hände  wird  nicht  nur  ein  beschleunigter 
Ausbau  dieser  Bahnen  herbeigeführt ,  die  einhdmiscbe  In- 
telligenz, und  Erfahrung  durch  die  fremde  verstärkt,  sondern 
es  wird  durch  die  zufliessenden  auswärtigen  Capitalien  auch 
der  Stand  des  inländischen  Geldmarktes  verbessert  und  der 
Staatsverwaltung  das  Mittel  geboten,  den  Ausbau  der  Bahnen 
auf  den  ihr  vorbehaltenen  Linien  desto  rascher  zu  betreiben, 
wodurch  der  National -Wohlstand  in  allen  Richtungen  gefördert 
wird.  Hiermit  aber  ist  der  Anstoss  zu  einer  Entwicklung 
der  volkswirthschaftlichen  Zustände  gegeben,  deren  Folgen 
schon  in  dem  kurzen  seither  verflossenen  Zeiträume  alle  Er- 
wartungen überstiegen,  deren  Endergebnisse  aber  sich  jeder 
Berechnung  entziehen,  wenn  gleich  ein  dadurch  herbeizu- 
führender gänzlicher  Umschwung  aller  ökonomischen  Ver- 
hältnis!3c  Oesterrcich's  schon  jetzt  in  Aussicht  gestellt  werden 
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kann.  Denn  wenn  schon  die  verbesserten  Communications 
Mittel,  insbesondere  die  Eisenbahnen,  überhaupt  geeignet 
sind,  das  Gedeihen  der  Gewerbsthätigkeit  und  des  Handels 
mächtig  zu  fördern .  so  ist  der  durch  sie  herbeigeführte  Auf- 
schwung doch  in  jenen  Ländern  am  fühlbarsten,  in  welchen^ 
wie  in  Oesterreich ,  der  Hauj^treichthum  durch  die  Bodenpro- 
duction  (da  diese  nur  bei  der  Möglichkeit  eines  massen- 
haften Transportes  zur  höchsten  BlOthe  gelangen  kann)  ge> 
bildet  wird,  namentlich  wenn  es  in  diesen  Ländern,  wie  in 
Ungern,  selbst  an  den  gewöhnlichen  Strassen  gebricht 

Das  Eisenbahnwesen  erlüelt  jedocli  nicht  allein  eine 
überraschend  schnell  anwachsende  äussere  Entwicklung  in 
Oesterreich;  die  Fortschritte,  welche  hier  während  der  letz- 
ten Jahre  in  der  Technik  des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes 
gemacht  wurden,  sind  noch  erheblicher,  und  reichen  jeden- 
falls mit  ihren  Folgen  weit  über  die  Gränzen  des  Reiches. 
Es  sind  namentlich  die  Staats-Eisenbahnbauten  in  dem  engeti 
Defi]^  der  Save  nächst  Steinbrück,  am  Semmering  nächst 
Gloggnitz  und  ganz  neuerlich  am  Karst  in  der  Nähe  Fon 
Triest,  welche  nicht  nur  die  grossartigsten  Coustructionen 
in  ungewöhnlicher  Ausdehnung  aufzuweisen  haben,  sondern 
welche  auch  bisher  fl)r  unbesiegbar  gehaltene  Schwierig« 
keiten  glücklich  besiegten,  und  einen  Triumph  der  Wissen- 
schaft über  die  spröden  Naturkräfte  begründen.  Die  süd- 
liche Staatsbahn  übersteigt  die  Alpen  zweimal,  zuerst  die 
Central- Alpenkette  am  Semmering,  wo  die  Eisenbahn  in  einer 
Entwicklung  von  nur  vier  Meilen  eine  Höhe  von  1.460  Fnss 
erklimmt,  sodann  überwältigt  sie  die  julischen  Alpen  in  ihrer 

* 

Ausbreitung  von  I^ibach  bis  Triest.  Insbesondere  bildet  die 
Semmering -Bahn,  der  fast  von  allen  Eisenbahn -Technikern 
Eui*opa's  besuchte  Zielpunct  ihrer  Wanderungen,  eine  bei- 
nahe ununterbrochene  fortlaufende  Reihe  von  Kunstbauten 
jegliciicr  Art;  fünfzehn  Tiwnels,  wovon  der  Haupttunnel  in 
der  Ausdehnung  einer  englischen  Meile  von  Oesterreich  nach 
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Stoierinark  reicht,  grcHsartige,  zum  Theii  aus  zwei  Stod^-* 
werken  bestehende  Viaducte  zur  Uebersetzung  steiler  Ab- 
gründe, tiefe  Felseneinschnitte,  vorzüglich  aber  die  bis  da- 
hin noch  nirgends  vorgekommene  gleichzeitige  Bewältigung 
(1er  drei  bedeutendsten  Schwierigkeiten,  nämlich  die  grösste 
bisher  angewendete  Steigung  von  1 :  40,  verbunden  mit  der 
stärksten  Krümmung  von  100  Klaftern  Radius,  und  dieses 
Alles  auf  einem  schlank  in  die  Lüfte  ragenden  Viaducte  — 
bilden  itkr  den  Sachkundigen  den  Gegenstand  der  Bewun- 
derung. Der  Vorstand  der  k.  k.  Central-Direction  für  Eisen* 
bahnbauten,  Ministerial-Rath  von  Ghega,  welcher,  unbein*t 
durch  die  seinem  Entwürfe  entgegengesetzten  Beurtheilungen, 
den  Bau  der  Semmering-  und  der  Karst-Bahn  durchführte,  er- 
warb sich  dadurch  vollen  Anspruch  auf  die  ihm  allseitig  zu 
Tbeil  gewordene  Anerkennung.  Als  jene  Gebirgsbahn  ihrer 
Vollendung  entgegen  ging  und  man  für  die  Einleitung  des 
Betriebes  derselben  bedacht  sein  musste,  schrieb  der  Handels* 
Minister  Freiherr  von  Brück  einen  Preis  von  20.000  Ducaten 
für  die  geeignetste  Locomotive  neuer  Construction  aus,  da 
die  bisherigen  stärksten  Locomotive  keine  hinreichende  Zug- 
kraft auf  jener  steilen  Bahn  ausübten.  Es  bewarben  sich 
vier  Locomotiv-Fabriken  mit  ihren  beigestellten  Loeomotiven 
um  den  Preis,  welcher  auch  einer  derselben,  die  das  Pro- 
gramm ei*fullt  hatte,  zuerkannt  wurde.  Gleichwohl  entsprach 
die  Preis -Locomotive  den  Anforderungen  eines  geregelt^i 
Betriebes  nicht.  Da  gelang  es  dem  k.  k.  technischen  Rathe 
Enger th,  welcher  die  Versuche  mit  jenen  Loeomotiven  ab* 
zufuhren  hatte,  mit  Benützung  der  hierbei  beobacbleten 
Neuerungen  eine  Gebirgs-Loconiotive  zu  construiren,  wel^ 
che  den  Anforderungen  des  Dienstes  auf  dem  Semmering 
vollkommen  entspricht,  sogleich  auch  in  Frankreich,  der 
Schweiz  und  Deutschland ,  insbesondere  bei  Bahnen  mit  star- 
ken Steigungen,  Eingang  gefunden  hat  und  auf  der  Pariser 
Industrie -Ausstellung    der    höclisten    Anerkennung    würdig 
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beftittdeii  wurde.  Es  sind  demnach  östei^reichuscbe  Iiigedieiire, 
welche,  und  zwar  durch  ihre  Verwendung  bei  den  gross- 
artigen,  von  der  Regierung  untemomoienen  Eisenbahnaulagen, 
einen  neuen  und  sehr  belangreichen  Fortschritt  in  der  Tech- 
nik  des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes  herbeigefbhrt  haben. 
Die  in  den  letzten  Jaliren  concessionirten  Bahnen  stehen 
noch  im  Beginne  des  Baues ,  und  die  Aufbringung  der  hier- 
für erforderlichen  Geldmittel  wird  grossentheils  der  näch- 
sten Zukunft  anheimfallen.  Nichtsdestoweniger  sind  die  bis- 
her für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  in  Oesterreich 
bereits  aufgewendeten  Geldmittel  sehr  bedeutend,  und  na- 
mentlich wurden  in  den  letzten  Jahren  sehr  beträchtliche 
Ausgaben  hierfür  bestritten.  Seit  dem  Beginne  des  Eisen- 
bahnbaues im  Jahre  1825  bis  zu  Ende  des  Jahres  1856 
wurde  für  Eisenbahnzwecke  die  sehr  ansehnliche  Summe 
von  371  y^  Million  Gulden  verwendet;  hiervon  entfiel  auf  die 
Periode  der  ersten  vier  und  zwanzig  Jahre  bis  Ende  1848 
131  >/4  Hillion,  und  auf  diö  letzten  acht  Jahre  1849—1856 
24OV4  Million  Gulden.  Den  Hauptantheil  an  diesem  Auf- 
wände nahm  die  Staatsverwaltung  mit  291  Millionen  Gulden, 
womach  fllr  die  Privat -Eisenbahnen  nur  noch  die  Summe 
von  80^/2  Million  erQbrigt.  Allerdings  beläuft  sich  die  von 
Privat-Gesellschaften  für  Eisenbahnen  aufgewendete  Gesammt- 
summe  auf  139%  Million  Gulden  \  wovon  inzwischen  der 
Betrag  von  58y^  Millionen  auf  jene  Privat -Bahnen  entfällt, 
welche  durch  Kauf  von  der  Staatsverwaltung  erworben  wur- 
den. In  der  nächsten  Zukunft  wird  sich  dieses  Verhältniss 
in  veränderter  Weise  herausstellen,  nachdem  der  grösste 
Theil  der  Staatsbahnen  an  die  Privaten  überlassen  wurde 
oder  demnächst  überlassen  zu  werden  bestimmt  ist;  immer 

*  Mit  Hinzuracfanung  der  vou  der  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  und 
von  der  lombardisch- venezianischen  Eisenbahn -Gesellschafl  in  den  Jahren 
1855  und  1856  auf  die  concessionirten  Strecken  verwendeten  Summen  von 
VI  Millionen  Gulden  steigert  sich  dieser  Betrag  auf  151  '/^  Million  Gulden. 
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aber  wird  die  (lUr  diese  CommuiiicHtions-Mittel  aufgewendete 
Reihe  von  Millionen  wohUliätig  und  neu  belebend  für  den 
Aufschwung  des  Verkehres  wirken! 

Um  die  während  der  Jahre  1848—1857  im  Eisenbahnwesen 
des  Kaiserstaates  erzielten  Fortschritte  übersichtlich  nachzuweisen^ 
erscheint  es  angemessen,  vorerst  die  in  diesem  2ieit- Abschnitte 
dem  Verkehre  neu.  eröffneten  Bahnstrecken  auizuftihren,  sohin  die 
in  dem  Umfange  der  Staats-Eisenbahnen  vor  sich  gegangenen  Aen- 
derungeu  zu  erwähnen,  worauf  die  Reformen  in  der  bezüglicheh 
Gesetzgebung  und  die  in  Folge  derselben  eingeleiteten  Unternehmun- 
gen zum  Zwecke  von  Eisenbahnbauten  dargestellt  und  die  wichtig- 
sten technischen  Leistungen,  welche  in  diesem  Fache  bewerkstel- 
liget wurden^  besprochen  werden,  woran  sich  eine  Nachweisuug 
der  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Oesterreicli  bisher  veraus- 
gabten Summen  reiht. 

Die  1848—1856  eröffneten  Strecken  gehörten  theils  Privat- 
Bahnen,  theils  den  Staats-Bahnen  an.  Die  Kaiser-Ferdirands-Nord- 
bahn  (welche  ttberdiess  in  den  Jahren  1852  und  1853  das  zweite  Geleise 
auf  ihrer  Strecke  von  Gänsemdorf  bis  Lundenburg  legte  und  eben 
damit  sich  beschäitigt,  dasselbe  bis  Oderberg  zu.  verlängern)  er- 
weiterte ihre  Linien  im  Jahre  1848  am  2%  Meile  durch  die  Strecke 
von  Gänsemdorf  nach  Marchegg  zum  Abschlüsse  an  die  ungrische 
Central -Bahn  und  um  V,  Meile  durch  die  Strecke  von  Oderberg 
an  die  preussische  Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  preussischen 
Bahnen.  Neuerdings  fand  zu  Ende  1855  die  Eröffiiung  der  FlttgeK 
balm  von  Schönbrunn  nach  Troppau  auf  eine  Strecke  von  4  Meilen 
und  die  Vollendung  der  11  Meilen  langen  Strecke  von  Oderberg 
nach  Oswiecim  (einschliesslich  der  FJügelbahn  von  Dzieditz  nacli 
Bielitz)  zum  Anschlüsse  an  die  östliche  Staatsbahn  Statt,  wovon 
die  Strecke  von  Oderbei'g  bis  Dzieditz  und  die  FlUgetbahn  von  da 
nach  Bielitz  noch  im  December  1855,  die  Strecke  von  Dzieditz 
nach  Oswi^im  aber  am  1.  März  1856  dem  Verkehre  übergeben 
wurde.  Von  der  gegenwärtig  der  k.  k.  Staats- Eisenbahn -Gesell- 
schail  gehörigen  Wien-Kaaber  Bahn  wurde  im  December  1855  die 
Strecke  von  Brück  an  der  Leitha  bis  Raab,  10  Meilen,  und  im 
August  1856  jene  vonr  Raab  nach  Neu-Szöny ,  5  Meilen  lang,  dem 
Betriebe  übergeben.  Die  ungrische  Central  -  Bahn  eröffnete  im  Jahr<3 
1848  die  Strecke  von  Marchegg  bis  Pressburg  (2'/,  Mpile).  Im 
Jahre  1849  erfolgte  die  Verlängerung  der  von  Mailand  nach  Monza 
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fltbrepdeo  Bahn  biB  nach  Cameriata  nächat  Como,  in  einer  Streeke 
von  47,  Meile )  sowie  auch  die  lombardisch-venezianische  Ferdinanda- 
Bahn  in  demselben  Jahre  um  6  Meilen  von  Vieenza  nach  Verona 
und  im  Jalire  1851  um  5  Meilen  von  Verona  nach  Mantua  (vtoku 
später  die  Verbindungsbahn  zwischen  den  beiden  Bahnhöfen  von 
Verona  kam),  dann  um  2'/,  Meile  von  Mestre  nach  Treviso  ver- 
längert wurde.  Auss^em  gelangten  noch  melirere  Kohlenbahnoi 
zur  theilweisen  Eröfinung,  wie  die  V,  Meile  lange  Westenholz'solie 
FlOgelbalm  von  Dabrowa  nach  Szczakowa.  die  Strecke  von  Tho- 
masroith  naeh  Hohenbeumgarten  (1848)  und  von  dort  bis  an  die 
IJnz-Salzburger  Landstraese  nächst  Attnang  (1855),  der  'fraunthaler 
Kohlengewerksehaft  gehörig  (1'/«  Meilen),  die  l'/,  Meile  lange 
Slreeke  von  Wolfsegg  nach  Breitenschützing  (1854),  dem  Grafeu 
St.  Julien  gehörig  (die  letzteren  zwei  Strecken  in  Oesterreich  ob 
der  Enns),  die  Bahn  von  der  Eisenbahn -Station  Hrastnik  nächst 
Cilli  bis  zu  den  dortigen  '/^  Meile  entfernten  Kohlengruben  (1849), 
endlich  die  erste  Strecke  der  Fünfkirehen-Mohäcser- Bahn  von  den 
Kohlengruben  (Oesztenyös)  nach  Üszög,  V4  Meilen  lang  (1854)^ 
alle  diese  Kohlenbahnen  werden,  die  letztere  (und  demnächst  die 
Westenholz'sdie)  ausgenommen,  mit  Pferden  betrieben.  Die  für 
den  Locomotiv-Betrieb  eingerichtete  Kohlenbahn  von  Kladno  bis  an 
die  Moldau  nächst  Kralup  (2'/,  Male)  wurde  ebenso  wie  jene  ^on 
Rossitz  nach  Briina  (3  Mdleu)  im  Jahre  1856  dem  Betriebe  über- 
geben. 

Weit  rascher  erfolgte  der  Ausbau  der  Staats-Eisenbahnen 
in  diisem  Zeitabschnitte.  Der  nördlichen  Staatsbälin  wurde  die 
Sirecke  von  Brunn  nach  Trttbau  (12  Meilen),  wodurcli  der  9  Mei- 
len betragende  Umweg  über  Olmütz  erspart  wil-d,  beigefügt  (1849), 
und  dieselbe  erhielt  ihre  volle  Ausdehnung  durch  die  Verlängerung 
von  Prag  nacli  Aussig  (14  Meilen)  im  Jahre  1850  uud  von  da  über 
Bodenbacb  bis  zur  sächsichen  Gränze  (473  Meile)  im  Jahre  1851. 
Die  südliche  Staats -Eisenbahn  erhielt  im  Jahre  1849  ihre  Vei^ 
längerung  von  Cilli  nach  Laibach  (11 V2  Meile),  und  die  Ltteke 
zwischen  Gloggnitz  und  Mürzzuschlag  wurde  durch  die  merkwürdige 
Bahnstrecke,  wekhe  den  Semmering  übersteigt  (5'/,  Meile),  aus- 
geiüUt  (1854).  Als  die  ungrische  Centiral-Bahu  (wie  sogleich  zu 
erwähnen)  au  den  Staat  überging,  bestand  sie'  aus  dem  Tbeilstücke 
von  Marchegg  nach  Pressburg  (2*/,  Meile)  und  der  Strecke  van 
Waitzen  über  Pest  nach  Szolnok  (18  Meilen).  Zur  südöstlichen 
Staats-Eisenbahn  umgewandeli,  wurde  im  Jahi-e  1850  die  Balui 
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vou  PresBburg  nach  Wattzen  durch  den  Ausbau  der  Zwisiehenstrecke 
zu  einem  Ganzen  verbunden  (23V,  Meile)  und  von  CzeglM  aus  im 
Jahre  1853  bis  Felegybäza  {jl^/^  Meile)  und  im  Jahre  1854  von  da 
bis  Szegedin  (7'/,  Meile)  weiter  geOfhrt.  Die  aus  der  ehemaligen 
Krakau-oberschlesischen  Bahn  entstandene  östliche  Staatsbalm 
erhielt  ihre  Verlängerung  von  Krakau  über  Bochnia  und  Tamöw 
naeh  Drbica  (15  Meilen)  in  der  Kichtung  gegen  Lemberg,  fernelr 
durch  den  Flügel  von  Trzebinia  naeh  Oswiecim  zum  Anschlüsse 
an  die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  (3  Meilen)^  die  Eröffnung  dieser 
bekien  Hahnstrecken  ist  am  1.  März  1856  erfolgt.  Im  Banate 
wurde  die  zunächst  zur  Verführung  der  Oraviczer  Koiiien  an  die 
Donau  bestimmte  (Neuerlich  der  Staats-Eisenbahn-Gesellscliafl  über- 
lassene)  Montan-Bahn  von  Oravicza  nach  Basiasch  (8  Meilen) 
erbaut,  und,  nachdem  sie  bereits  seit  1854  für  den  Kohlen-lVans- 
\yoTi  benutzt  "xrurde,  am  1.  November  1856  dem  Betriebe  vollständig 
übeigeben.  Seit  die  lombardiseh^veneziauische  Ferdinands- 
Bahn  an  den  Staat  abgetreten  worden,  schritt  die  Vervoljst&ndigimg 
ihrer  Linien  durch  HinzufUgung  der  Strecke  von  Verona  über 
Bresda  nach  Coccaglio  (11  Meilen)  im  Jahre  1854,  und  von  Tre- 
viso  über  Pordenone  nach  Gasarsa  (9%  Meile)  im  Jahre  1855  be- 
deutend vor. 

Im  Jahre  1857  wurden  auf  den  (bisherigen)  Staats-Eisen- 
bahnen im  Baue  vollendet:  nebst  dem  Theile  der  Wiener 
Verbiudungs-Bahn  vom  Bahnhole  der  südlichen  Staats -Eäsenbahn 
bis  zum  Hauptzollamte  ('/,  Meile),  die  Strecke  von  Laibach  nadi 
'Priest  (19  Meilen),  ferner  die  (an  die  Theiss-Bahngesellschafl  über- 
gegangene) von  Szolnok  nach  Debreczin  (16  Meilen),  die  an  die 
Staats -üSsenbahn-Gesellschaft.  gefallene  und  von  ihr  zum  Ausbau 
übernommene  Strecke  von  Szegedin  nach  Temesvär  (15  Meilen), 
die  auf  Kosten  der  Donau -Dampfsehilfi'ahrts-CTesellscliait  erbaute 
Bahn  von  Üszög  nach  Mohäcs  (T/^  Meile),  die  Flügelbahnen  der 
östlichen  Staatsbalm  von  Szczakowa  nach  Jaworzno  (1  Meile)  und 
v<m  Bk^rzanow  naeh  Wieliezka  (V^  Meüe),  endlich  die  der  lom- 
bardisoh-veneziaiiischen  Gesellschaft  gehörige  Strecke  von  Ooeoa^o 
über  Bergamo  nach  Treviglio  (6V«  Meilen).  Im  Bau  begriffen 
sind:  der  Best  der  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Hauptzollamte 
bis  zum  Kordbahnhofe  (nahezu  V,  Meile),  der  Flügel  der  Debrecziner 
Bahn  von  Püspök-Ladänj  bis  Grosswardein  (9  Meilen),  die  Fort- 
setzimg der  (nunmehr  der  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  gehörigen) 
Montan -Balm  von  Oravieza  nacli  Steierdorf  (6  Meilen),  dann  dks 
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Veitangeniug  der  östlichen  Staats-EifienbabD  vou  Debiea  bis  Rzeazöw 
(6  Meiien),  nebst  der  Fittgelbahn  von  Podleze  nach  Niepolomice 
(V2  Meile),  die  der  lombardisch -venezianischen  Gresellsehaft  abge- 
tretene Strecke  von  Casarsa  bis  Udine  (473  Meile),  femer  die  Bahn 
vou  Verona  nach  Botzen  (19 '/j  Meile),  endlich  jene  von  Innsbruck 
bis  sur  bairischen  Grfinze  jenseits  Kufstein  (10  Meilen)  und  die 
Bahn  von  SteinbrOck  bis  Agram  (10  Meilen),  eine  Seitenbahn  der 
südlichen  Staats -Eisenbahn,  welche  an  eine  Privat -Oesellschaft; 
überlassen  wird  und  von  derselben  bis  Karlstadt  und  Sissek,  dann 
i^ch  Yukovdr  weiter  geHlhrt  werden  soll.  Ausserdem  waren  von 
der  Staatsverwaltung  die  Vorarbeiten  für  mehrere  unten  im  De- 
tail zu  erwähnenden  Eisenbahnstrecken  brennen ,  welche  zur  Ver* 
bindung  bereits  bestehender  Linien  oder  zur  Verlängerung  derselben 
bestimmt  sind. 

Von  den  (ursprünglichen)  Privat-Bahnen  standen  zu  Ende 
November  1857  im  Baue:  die  Verbindungsbahn  von  Temesv4r  bis 
an  die  Oravicza-Basiascher  Bahn  bei  Jassenova  (13 V«  Meile),  der 
Staats-Eisenbahn -Gesellscbafl  gehörig,  die  Gratz- Köflacher  Kohlen- 
bahn (5  Meilen),  die  Beichenberg- Ztttauer  Bahn  (bis  an  die  Landes- 
gränze  3  Meilen),  die  Reichenberg -Pardubitzer  Bahn  (24  Meilen)? 
von  welcher  die  Strecke  Pardubitz- Josephstadt  mit  5*/,  Meile  schon 
im  Betriebe  steht,  die  Aussig -Teplitzer  Bahn  (2'/,  Meile),  die 
Kais(*rin-£li8abeth-Bahn  (Wien-Salzburg,  Wien-Passau,  55  Meilen), 
die  Strecke  der  KömthntT  Bahn  von  Unter- Drauburg  bis  Klagenfurt 
(10  Meilen)  und  jene  der  Theiss-Bahn  von  Szolnok  bis  Arad 
(18V,  Meilen). 

Eben  so,  wie  der  bedrängte  finanzielle  Zustand,  in  welchem 
sich  die  beiden  grc'issten  Privat-Bahnen,  die  Nordbahn  und  die 
Wien-Glo^nitzer  Bahn,  zu  Ende  des  Jahres  1841  befanden,  die 
Veranlassung  darbot,  dass  die  Staatsverwaltung,  in  weiser  Soi^taU 
für  die  zu  beschleunigende  Vervollständigung  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  den  Weiterbau  der  Eisenbahnen  im  Anschlüsse  an 
die  bereits  bestehenden  erwähnten  Privat -Balmen  in  die  eigene 
Hand  zu  nehmen  beselitoss,  wodurch  zugleich  der  Ertrag  jener 
Privat-Bahnen  gesteigert  und  deren  ökonomische  Lage  verbessert 
werden  musste,  liahnte  ein  ähnlicher  Zustand  im  Jahre  1847  den 
Weg  zu  dem  nachfolgenden  Ankaufe  der  meisten  grösseren  Privat- 
Bahnen  von  Seite  der  Staatsverwaltung.  Dm  der  Eutwertliuug  der 
Actien  der  Privat-Bahnen  vorzubeugen  und  deren  ökonomische  Ver- 
hältnisse zu  eonsolidiren ,  hatte  die  8taatsver^*altung   beschlossen, 
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einen  Fond  verfügbar  zu  machen,  und  mittetet  desselben  die  Aotien 
der  grösseren  Bahnen  nach  ihrem  wahren  (durch  den  Reinertrag 
nachgewiesenen)  Werthe  einzulösen.  Auf  diese  Weise  hatte  die 
Staatsverwaltung  zu  Ende  1848  einen  Betrag  von  nahe  an  26  Mil- 
lionen Gulden  verwendet,  wofthr  sie  40.004  Stück  Actien  der  «ngri- 
sehen  Central -Bahn,  90.056  Stack  der  lombardisch -venezianischen 
Ferdinands- Bahn  und  11.781  Actien  der  Wien-GIoggnitzer  Bahn 
angekauft  hatte,  nebst  2.771  Stück  Actien  der  OedenbuTg- Wien- 
Neustädter  Balm,  welche  sich  im  Besitze  der  Depositen -Gasse  des 
Higungsfondes  befanden^  Die  Folgen  der  Revolution  hatten  sich 
besonders  in  jenen  Ländern  fbhlbar  gemacht,  welche  der  unmittel- 
bare Schauplatz  derselben  gewesen  waren,  wodurch  auch  der 
Weiterbäu  der  in  der  Ausführung  begriffenen  Eisenbahnen  daselbst 
in  das  Stocken  gerietfa.  Die  Gesellschaften  wendeten  sich  desshalb 
an  die  Regierung  um  Abhilfe,  welche  in  der  für  den  allgemeinen 
Verkehr  zusagendsten  Weise  dadurch  erfolgte,  dass  die  Regierung* 
die  ihnen  gehörigen  meist  unvollendeten  Bahnen  ablöste  und  den 
Weiterbau,  bezüglich  die  Vollendung  derselben,  in  eniei^ischen  Air- 
griff nahm.  Die  Durchführung  dieses  Beschlusses  wurde  der  Re» 
gierung  dadurch  wesentlich  erleichtert,  dass  sie  sich,  wie  erwähnt^ 
bereits  im  Besitze  eines  grossen  Hieiles  der  Actien  der  erwähnten 
Bahnen  befand,  und  sonach  nur  jenen  Theil,  welcher  sich  noch  in 
den  Händen  der  Privat- Besitzer  befand,  einzulösen  hatte.  Hierdurch 
wurde  der  Zweck  vollständig  erreicht,  die  Vollendung  jener  fttr 
deft>  Verkehr  so  wichtigen  Bahnen  sicher  zu  stellen  und  zu  be* 
schleunigen,  wofilr  den  Gesellschaften  in  Folge  der  Zeitumstände 
die  lüttel  abgingen.  Aus  einem  andern  Grunde  ward  die  im 
schwunghaften  Betriebe  stehende  Wien- Gloggnitzer  Bahn  eingelöst, 
weil  nur  auf  diese  Weise  die  nach  Triest  führende,  von  Glo^nitz 
aus  auf  Staatskosten  erbaute  Bahn  schon  von  ihrem  Ausgangs- 
punct  Wien  an  in  den  Besitz  der  Staatsverwaltung  gelangen  und 
unter  einheitliche  Leitung  gestellt  werden  konnte.  Bei  der  Dar- 
stellung der  Finanz- Verwaltung  wurde  des  Ankaufes  der  einzelnen 
Bahnen  in  so  weit  gedacht^  als  dadurch  die  Staatssehuld  vermehrt 
ward;  jene  Andeutungen  ^nden  in  nachstehenden  Bemerkungen 
ihre  Vervollständigung. 

Die  ungrische  Central-Bahn  fiel  an  den  Staat  mittelst 
Vertrages  vom  7.  März  1850,  in  dessen  Folge  der  Betrieb  derselben 
von  der  Staatsverwaltung  im  April  1850  übernommen  wurde.  Letz- 
tere beftind  sich  bereits  im  Besitze  von  40.004  Stück  Actien,  welche 
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ifie  Credit» -Caaee  um  den  Betrag  von  9^797.661  11.  liOrsemäm^  an 
sieh  gebracht  hatte.  Demnach  waren  nur  noch  die  im  Privat- 
Becdtze  befindüchen  32.000  Stück  Aetien  zu  260  fl.  einzulösen,  was 
durch  die  Hinausgabe  4percentiger  Obligationen  im  Nominal-Werthe 
von  8  Millionen  Gulden  erfolgte,  die  innerhalb  8  Jahren,  vom 
1.  December  1851  an  gerechnet,  zur  vollstfindigen  Verlosung  und 
Hniauszafalung  gelangen  werden.  Ferner  flbeüwiuB  die  fMaafuwu 
waltung  die  l'ilgung  der  Schuld  von  2,060.700  fl. ,  mit  wdeher  die 
Privat -Gesellschaft  filr  ihie  von  der  National -Bank  übernommenen 
und  bezahUen  Weduel  belastet  war,  sowie  die  Tilgung  der  für  das 
Jafar  1849  rttcksUindigen  4percentigen  Zinsen  von  den  obenerwähn- 
ten 32.000  StUck  Acüen.  Die  Kosten  der  Erwerbung  dieser  Hahn 
flir  den  Staat  betragen  demnach,  ausschliesslich  der  Berichtigimg 
der  zuletzt  erwähnten  ZinsenrUckstände,  20,458.361  fl. 

Die  Krakau-oberschlesische  Bahn  wurde  von  dem 
Staate  mittelst  Vertrages  vom  30.  April  1850  erworben,  und  vom 
Ä.  Januar  1851  angefangen  auf  eigene  Rechnung  in  Beirieb  gesetzt 
Für  die  Ueberlassung  dieser  Bahn  an  den  Staat  wurden  die  von 
det  Privat -Gesellschaft  hinausgegebenen  und  noch  nicht  zur  Ein- 
lösung gelangten  17.929  Stück  Aetien  zu  100-  Thaler  preussisob 
CkHurant  um  2,561.286  fl.  und  3.585  Prwritäts- Schuldverschreibun- 
gen zu  100  Thaler  preussisch  Gourant  um  512.143  fl.,  zusammen 
um  3,073.429  0.,  mitteist  Hinausgabe  von  verlosbaren  StaatsschuM- 
Yersdireibungen  im  gleichen  Nominal -Werthe  eingelöst.  Die  Yer^ 
zinsung  dieser  Obligationen  erfolgt  bis  Ende  1890  mit  4  und  vom 
1.  Januar  1891  angefangen  mit  3'/,  Peroent,  und  die  Einlösung 
derselben  geschieht  mittelst  jährlicher  Verk>suug  und  baarer  Hinaus- 
zahlung der  verlosten  Beträge. 

Die  ursprünglich  aus  zwei  gesonderten  Unternehmungen,  Mai- 
land-Monza  und  Mailand -Conio,  bestandene  Bahngesellschaft  der 
Mailand-Monza-Gomo-Bahn  übertrug  ihr  Bigenthum  an  die 
Staatsverwaltung  mittelst  des  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Er- 
mächtigung abgeschlossenen  Vertrages  vom  7.  März  1851,  und  es 
ward  der  Betrieb  derselben  vom  1.  Januar  1851  an  ftlr  Rechnung  des 
Staates  geführt  Die  Staatsverwaltung  ^trichtete  dafür  2,530  000  fl. 
in  4percentigen  binnen  neun  Jahren  (vom  2.  Januar  1850  an)  ver- 
lösbaren  Obligationen  an  die  Actionäre,  bezahlte  die  Forderungen 
von  Privaten  an  die  Gesellschaft  im  Betrage  von  674.585  fl«,  und 
eine  weitere  Forderung  des  Hauses  Amstein  und  Eskeles  von 
93.724   fl.,   sowie   eine  durch   37  Jahre   fortlaufende   Rente   von 
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84.0ÜÜ  11.  iUr  die  von  der  Geaellschaft  emitürten  Hentenscheiiie^ 
und  verzichtete  endliefa  auf  einen  VotBchuss  von  einer  Million  Gul- 
den, weichen  das  Aerar  von  den  Jahren  1849  und  1850  her  von 
ihr  zu  fordern  hatte.  Die  Ankaufssumme  dieser  Bahn  beläuft  tUh 
demnach,  wenn  die  Summe  der  sdmmtlichen  87  Jahresrenten  dnrit 
da«  entsprechende  im  Laufe  dieser  Zeit  zur  Auszahlung  gdangeude 
Capital  von  3,108.000  fl.  ausgedrückt  wird ,  auf  7,406.309  fl. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Aetien  der  lombardisch-vene- 
zianischen Ferdinands^Bahn  waren  schon  im  Jahre  1842  in's 
Stocken  gerathen.  Um  die  GesellsdiaJt  vor  der  Oefahr  ihrer  Auf- 
lösung und  das  begonnene  UnternebiBen  vor  der  Unterbrechung  zu 
bewahren,  ward,  derselben  mit  Allerhöchster  EntschKessung  vom 
Qäh  Deoember  1842  das  Zngestindniss  gewährt,  dass  die  Staatsver- 
waltung sich  bereit  eikUbte^  über  Ansuchen  der  Gesellschaft  die  er- 
baute Bahn,  oder,  wenn  die  Mittd  der  Gesellschaft  zur  Vollendung 
der  Bahn  nicht  hinreichen,  den  Weiterbau  auf  eigene  Kosten  z« 
flbemebmen  und  die  Gresellschaft  ftlr  die  wirklich  verwendeten  and 
BtttzUchen  Baukosten  durch  Ablösung  der  Aetien  mittelst  4percen- 
tiger  OMigsrtionen  zu  entschädigen.  Die  Einzahlungen  flössen  hierauf 
wieder  ein,  doch  war  die  Bahn  noch  weit  von  ihrer  Vollendung 
entfernt,  als  die  revolutionären  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1849 
dm  Weiterbau  völlig  unterbrachen  und  die  vorhandenen  Bauwerke 
(namentlich  die  grosse  Lagunen -Brttoke  von  Venedig)  zum  Theile 
der  Zerstörung  znftlhrten.  Naeh  Wiederherstellung  der  Ordnung 
ttbornahm  die  Staatsverwaltung  den  Weiterban  sowie  den  Betrieb 
auf  der  eröflheten  Strecke  itlr  Rechnung  der  Gksellschaft.  Doch 
befand  sieh  die  Gesellschaft  in  aner  misslichen  Läge,  da  zur  Voll- 
endung der  Bahn  von  Venedig  bis  Mailand  noch  weitere  50MiUio- 
nen  österreiehischer  Lire  (lOy,  Millionen  Gulden),  d.  i.  eben  soviel 
als  das  ursprOnglich  berechnete  und  eingezahlte  Aetien -Capital 
betrug,  erforderlieh  gewesen  wären.  Bei  der  Unmöglichkeit,  diese 
Summe  aufzubringen ,  ersachte  die  Gesellschaft  die  Staatsverwaltung 
um  die  Ablösung  der  Bahn ,  welche  denn  auch  mittelst  des  in  Folge 
Allerhöchster  Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  abgeschlossenen 
Vertrages  vom  9.  Juni  1852  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung^  welche 
bereits  30.056  Aetien  dieser  Bahngesellschaft  durch  börsemässige  Ein* 
löeung  der  Credits- Gasse  mit  dem  Betrage  von  10,604.102  fl.  eigen- 
tbttmlich  an  sieh  gebracht  hatte,  löste  kraft  dieses  Vertrages  die 
noch  im  Privat-Besitze  befindlich  gewesenen  19.944  Aetien  ein, 
abemahm  die  Tilgung  der  seit  1.  Juli  1840   bis   .30.  Juni    1852 
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haftend  gebliebenen  Zinsen  und  tibergub  daülr  den  AetionüreB  einen 
Betrag  von  7  Millionen  Gulden  in  4percentigen  binnen  aeben  Jahren 
(vom  1.  Aptil  1853  an)  verlosbaren  Obligationen.  Der  Ankauf 
dieaer  Balm  verursaehte  demnach  für  die  Staats -Verwaltung^  obige 
Zinsenberichtigung  ungerechnet,  einen  Aufwand  von  17,604.102  fl. 
Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  ii^JHt 
die  Strecke  von  Wien  bis  GloggQits  mit  den  Seitenflügeln  nach 
Laxei^burg  und  Katseisdorf  (lO'/i  Meilen),  ferner,  jene  von  Wien 
bis  Brück  an  der  Leitha  (5*/2  Meile)  ausgebaut.  Durch  das  Ueber- 
einkommen  vom  4.  August  (Allerhöchst  genehmigt  am  30.  August) 

1853  erüvarb  die  Staatsverwaltung  von  derselben  die  Wien-Glogg- 
nitzer. Strecke  sammt  Seitenflügeln,  und  verUeh  ihr  bezüglich  der 
erübrigendep  Strecke  Wien -Brück  die  Concesaion  zur  Verlängerung 
der  Bahn  bis  nach  Raab  und  Neu-Szöny  gegenüber  von  Komom« 
Für  ^ie  an  die  Staatsverwaltung  überlassene  Strecke  bezahlte  die* 
selbe  (welche  sich  bereit»  durch  die  früher  um  den  Betrag  vcm 
6,459.264  fl.  stattgeAindene  börsemässige  Einlösung  im  Besitze  von 
11.781  Acden  befand)  fllr  jede  der  noch  im  Pi-ivat-Besitee  b^ad- 
Jicheu  13.219  Actien  den  Betrag  von  675  fl.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.) 
in  5pereentigen  binnen  fünf  Jaliren  (vom  1.  Getober  1854  an)  ver- 
losfaaren  Obligationen,  und  übernahm  nebstbei  die  fundirte  5pei> 
centige  Schuld  der  Eisenbahngesellschafl  im  Betrage  von  2,750.000  fl. 
Zugleich  wurde  auf  den  Antiieil  ^verzichtet,  welcher  an  dem  noeh 
erübrigenden  Eigenthume  der  Geseilaehaft  auf  die  im  Besitze  der 
Sduiitsverwaltung  beflndlichen  Actieu  entfallen  konnte.  Abgesehen 
von  dieser  VerziehÜeistung  hatte  demnach  die  Staatsverwaltung  für 
die  Erwerbung  der  gedachten  Bahnstrecke  einen  Aufwand  von 
18,132.089  fl.  zu  bestreiten. 

Die  Wiener-Neustadt-Oedenburger  Eisenbahn,  welche 
bei  Katzelsdorf  an  die  vorhergehende  sicli  anknüpft  und  deren  Be- 
trieb bereits  pachtweise  von  der  Wien-Glo^nitzer  Unternehmung 
besorgt  wurde,  befand  sich  bei  der  geringen  Ausdehnung  der  Linie 
(S'/i  Meilen)  und  den  ungünstigen  Betriebs -Verlmltnissen  in  einer 
b^iüngteu  Lege,  und  suchte  bei  der  Staatsverwaltung  um  die 
Ablösung  nach,  welche  mittelst  des  Uebereinkommens  vom  31.  Juli 
(genehmigt  durch  die  Allerhöchste  Entschliessnng  vom  26.  August) 

1854  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung,  in  deren  Händen  sich  bereits 
2.771  um  den  Betrag  von  339.516  fU  börsemitosig  eingelöste  Actieii 
dieser  Bahngesellechaft  befanden ,  bezahlte  für  die  noch  im  Privat-Be- 
sitze  l)efiudlichen  10.822  Actien  die  Ablösungssumme  von  1,500.000  fl. 
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iB  Spereentigen  biDoen  filaf  Jahren  (vom  1.  Felntiar  1856  an)  ver- 
lösbaren  ObligationeD,  und  leistete  auf  einen  Y orsehuss  von  250.000  fl. 
Venicbt,  welchen  sie  der  Gresellschaft  in  Folge  Allerhöchster  Ent- 
Schliessung  vom  14.  Januar  1850  gemaehi  hatte.  Der  Oesammlr 
aufnrand  für  die  Einlösung  dieser  Bahn  belftufl  sich  sonach  auf 
2,069.516  fL 

Eine  wätere  Yervollstftndigung  der  österreichischen  Btaats* 
Bahnen  und  bezüglich  deren  Fortsetzung  auf  ausländischem  Grebiete 
erfolgte  durch  den  Vertrag  vom  1.  Mai  1851,  welcher  zu  Rom 
zwischen  Oesterreich^  dem  Kirchenstaate,  Toscana,  Modena  und 
Parma  abgeschlossen  wurde.  Kraft  dieses  Vertrages  verbanden 
sich  die  erwähnten  Alnf  Mächte  zu  der  Erbauung  der  italieni- 
schen CentraUBahn,  welche,  von  PiacenoA  ausgehend,  flber 
Parma,  Reggio,  Modeca  und  Bologna  filhrt,  den  Apennin  über- 
steigt und  in  Pistoja  endigt,  wo  sie  sich  an  die  toscanischen  Bahnen 
anschliesst  Von  Reggio  entsendet  sie  einen  Flügel,  welcher  an 
die  nahe  österreichische  Gränze  und  von  dort  jEtuf  österreichischem 
Gebiete  weiter  zieht,  den  Po  übersetzt  und  sobin  über  Borgoforte 
nacli  Mantna  läuft;  in  Piacenza  soll  der  Anschluss  an  die  von  Mai- 
land dahin  anzulegende  Bahn  erfolgen.  Hierdurch  wird  das  Eisen- 
bahnnetz über  ganz  Mittel -Italien  gespannt,  und  dasselbe  an  zwei 
Puncteo,  bei  Piacenza  und  Mantua  (bezüglich  Borgoforte),  mit  der 
lombardisch -veneziaiuschen  Bahn  in  unmittelbare  Verbindung  ge- 
s^i.  Die  Leitung  und  Deberwachung  des  Baues  dieser  70  Meilen 
langen  Bahn  (wovon  die  österreichische  Strecke  von  der  Gränze 
bis  Boigoforte  nur  zwei,  und  bis  Mantua  etwas  über  vier  Meilen 
beträgt)  wurde' einer  aus  den  Ab^ordneten  der. fünf  Regierungen 
zusammengesetzten  in  Modena  tagenden  internationalen  Gommission 
ttberiaragen.  Auch  bildete  sich  eine  Actien«- Gesellschaft  zur  Aus^ 
lUhrung  des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn,  die  von  den  fünf 
Regierungen,  welche  die  Garantie  einer  5percentigen  Verzinsung 
des  Anlage-Capitals  übernahmen,  concessionirt  wurde  und  den  Bau 
der  Bahn  bereits  an  mehreren  Puncten  in  Angriff  genommen  hatte. 
Leider  trat  in  dem  Fortgange  dieses  Unternehmens  eine  bedauerliche 
Stockung  ein,  zu  deren  Beseitigung  im  Monate  Februar  1856  eine 
Verhandlung  zwischen  den  betbeiligten  Regierungen  zu  Wien  Statt 
fand,  in  deren  Folge  das  Unternehmen  auf  eine  dauernde,  den  be- 
schleunigten Ausbau  sichernde  Grundlage  gestellt  wurde.  Die  bei 
der  Ck>nvention  vom  1.  Mai  1851  betheiligten  Regierungen  kamen 
dahin  überein,  dass  sie  der  gedachten  Actien- Geseilschaft  die  ihr 

\^  Czoprnjg,  Oesterroich's  NeugßStAltung.  25 
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ertheilte  Concessioh  entzogen^  und  dieselbe  mittelst  Vertrages. vom 
17.  März  1856  an  die  durch  den  Herzog  von  Galliera  reprSsentirten 
Concessionäre  der  lomberdisch  -  venezianischen   Eisenbahnen   über- 
trugen^ wobei  im  Wesen tUehen  nachstehende  neue  BestimmuDgen 
vereinbart  wurden.    Die  Central  •'Bahn  wird  in  drei  Hauptstrecken 
getheilt,  wovon  die  erste  von  Piacenza  nach  Bologna  ülhrend  binnen 
drei  Jahren,   die  zweite   von  Bologna   bis   nach  Pistoja  reichend 
binnen  itinf  Jahren,  und  die  dritte  von  Seggio  bis  an  das  finke 
Po -Ufer  bei  Borgoforte  (die  Fortsetzung  der  Bahn  von  dort  bis 
Mantua  wurde  dem  lombardisch-venezianischen  Eisenbahn -Systeme 
angereiht)  binnen  sechs  Jahren,  vom  1.  Juli  1856  an  gerechnet, 
vollendet  und  dem  Betriebe  übei^eben  sein  soll.    Die  Ausführung 
der  Central -Bahn  geschieht  mitteist  eines  eigenen,  von  jeneiti  der 
lombardisch -venezianischen  Eisentradinen  abgesonderten  Fondes;  und 
eben  so  bestellen  die  Concessionäre  lllr  die  Central -Bahn   einen 
eigenen  aus  drei  Personen  bestehenden  Directions-  und  Verwaltungs- 
Rath,  welcher,  falls  er  nicht  in  Hodena  residirt,  dort  einen  Ver- 
treter behufs  der  Vermittlung  der  Beziehungen  zu  dar  internationalen 
Commission  einsetzt.    Vor  Ablauf  des  Monates  Juni  1856  werden 
die  Concessionäre  in  den  Besitz  der  bisherigen  Bauwerke  und  über- 
haupt   des    Activums    der    ursprünglichen    Gesellschaft    gesetzt^ 
wogegen  sie  zur  Verftlgung  der  internationalen  Commission  den 
Baarbetrag  von  6,840.000  italienischer  lire  stellen,   aus  weldiem 
einschliesslich    des  Cassenrestes  der    abtretenden  Verwaltung  die 
bisher  ausgeführten   Arbeiten   bezahlt,   die  unter  Bürgschaft  der 
Regierungen  an  Zahlungsstatt  ausg^ebenen  Obligationen  eingezogen, 
die  Actien  der  iVüheren  Gesellschaft  eingelöst  und  das  Comit^  dieser 
Gesellschaft  entschädigt  werden.     Die  Concessiöki  dauert  bis  Eiodt 
des  Jahres  1948,   und  eben  so  lange  währt  die  von  den  fünf  Re- 
gierungen zu  leistende,  nach  Vollendung  der  ganzen  Central -Bahn 
beginnende  Garantie  eines  Minimal-Ertrages  von  6%  Million  italie- 
nischer Lire;  die  in  Folge  dieser  Garantie  an  die  Concessionäre 
eventuell  zu  leistenden  Zahlungen  übernimmt  die  kaiserliche  Re- 
gierung, gegen  Ersatz  Seitens  der  übrigen  betheiiigten  Regierangen 
zu  bewerkstelligen.    Bis  zum  erfolgten  Ausbaue  treten  nach  Voll* 
endung  der  einzelnen  Strecken   specielle  Garantien  von  Seite  der 
einzelnen  Regierungen  ein.     Mit  Ende  1886  erlangen  jedoch  die 
fünf  Regierungen  das  Recht,  die  Concession  einzulösen,  insofeme 
sie  diess  gleichzeitig,  jede  ftlr  die  in  ihr  Gebiet  fallende  Strecke, 
thun ;  den  Maassstah  der  Entschädigung  bildet  der  DurchschnitI  des 
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jahrlichen  Reinertrages  der  letzten  sieben  Jahre,  wovon  jedoch  die 
zwei  ungünstigsten  Jahi^nge  ausgenoramen  werden;  föllt  dieser 
Durehschnitt  unter  den  Betrag  von  6'/j  Million  italienischer  Lire, 
so  muss  mindestens  dieser  Betrag  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
Dauer  au  die  Ck>nces8ionäre  jährlich  entrichtet  werden.  Die  Central- 
Bahn  ist  bezüglich  ihres  Privilegiums  sowie  ihres  Betriebes  als  un- 
theUbar  anzusehen.  Am  Ende  der  Ck^ncession  fallen  die  unbeweg- 
lichen Bestandtheile  der  Central -Bahn  an  die  Regierungen  bezüglich 
der  ihr  Gebiet  durchlaufenden  Strecke,  während  das  bewegliche 
Materiale  den  Ck)ncessionären  zum  Schätzungswerthe  vergütet  wird. 
Den  Wendepunct  in  dem  Aufschwünge  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  bildet  das  Concessions-Oesetz  vom  14.  Sep- 
tember 1854  und  das  unmittelbar  hierauf  veröfientlichte  Allerhöchst 
genehmigte  Eisenbahnnetz  des  Kaiserstaates.  Nachdem  die 
Staatsverwaltung  den  Beschluss  gefasst  hatte ',  die  Hauptlinien  des 
österreichischen  Eisenbahn-Systems,  als  welche  eine  nördliche,  eine 
südliche,  eine  östlich^  und  eine  westliche  bezeichnet  wurden,  durch 
Staats-Eisenbahnen  auszuftillen,  erfolgte  am  10.  Juli  1845  die  An- 
ordnung, dass  bis  zum  Jahre  1850  keine  Concessionen  für  Privat- 
Bahnen  ertheilt  werden  sollten,  um  den  beschleunigten  Ausbau  der 
Staatsbahneu  nicht  zu  hemmen.  Als  aber  auch  dieses  Hindemiss 
fttr  die  Frivat-Bahnen  weggefallen  war,  regte  sich  dennoch  der 
Unternehmungsgeist  f^r  derlei  Bauten  nicht,  zunächst  und  abge- 
sehen von  den  schwierigen  Zeitverhältnissen  wohl  auch  desshalb, 
weil  das  bestehende  Concessions-System  vom  Jahre  1838  den  Unter- 
nehmungslustigen ,  bei  der  iiuf  50  Jahre  beschränkten  längsten 
Dauer  der  Concession  und  bei  vieli&ltigen  anderen  hindernden 
Förmlichkeiten,  zu  wenig  Aussicht  auf  eine  gewinnreiche  Anlage 
ihrer  Capitalien  darbot  Inzwischen  war  durch  den  gewaltigen 
Umschwung  der  Verhältnisse  und  die  Neugestaltung  der  Staats- 
Einrichtungen  ein  reges  Leben  in  allen  Richtungen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  er^^acht,  und  hatte  das  BedUrfniss  nach 
verbesserten  Communications-Anstalten  in  den  verschiedenen  Theilen 
des  Reiches  hervorgerufen.  Es  lag  am  Tage,  dass  so  vielen  gleich- 
zeitig in  allen  Kronländem  durch  den  zunehmenden  Verkehr  ge- 
stellten Anforderungen  durch  den  alleinigen  Bau  der  Staats -Eisen- 
bahnen, mochte  derselbe  auch  noch  so  energisch  mit  allen  von  den 
Finanzen  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  betrieben  werden,  nicht 

*  Allerhöchste  Entschliessung  vom  19.  December  1841. 
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genügt  werden  konnte.  Sollte  daher  der  Verkehr  in  seiner  begin- 
nenden Entwicklung  nicht  gehemmt  werden,  so  musste  die  Privat- 
Thätigkeit  einen  hervorragenden  Antheil  an  dem  Ausbaue  der 
Eisenbahnen  nehmen.  Dazu  war  vorerst  eine  Reform  der  Gesetz- 
gebung erforderlich ,  welche  derselben  einen  freieren  Spielraum  und 
Aussicht  auf  einen  entsprechenderen  Gewinn  gewährte.  Diess  ge- 
schah durch  das  auf  Grimdlage  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  8.  September  1854  bekannt  gemachte  neue  Goncessions- 
Gesetz  *,  welches  nachfolgende  Hauptbestimmungen  enthält.  Für 
die  Anlage  einer  Eisenbahn  zu  eigenem  Gebrauche  bedarf  der  Un- 
ternehmer bloss  den  allgemeinen  Bau-Consens,  wenn  er  dieselbe 
auf  eigenem  Grunde  und  Boden,  oder,  unter  Zustimmung  des  Eigen- 
thümers,  auch  auf  fremdem  Grunde  anlegt.  Wenn  dieselbe  jedoch 
als  öffentliches  Transport -Mittel  fiir  Personen  und  Sachen  dienen 
oder  dadurch  eine  Landstrasse  in  eine  Eisenbahn  umgewcmdelt 
werden  soll,  ist  die  besondere  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
erforderlich,  und  zwar  a)  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten, 
welche  von  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  im  f^invemehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem 
Armee-Ober-Commaiido  ertheilt  wird,  b)  die  Concession  zur  Anlage 
der  Bahn  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude  selbst,  deren  Bewilli- 
gung Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  vorbehalten  ist  Die 
Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  kann  sowohl  einzelnen  Personen 
als  Vereinen,  welche  nach  Vorschrift  des  Vereinsgesetzes  vom 
2(>.  November  1852  gebildet  sind ,  ertheilt  werden.  Um  eine  solche 
Bewilligung  zu  erlangen,  muss  der  Plan  des  Unternehmens,  Ina- 
besondere  die  Richtung  der  beabsichtigten  Bahn,  wenigstens  in 
allgemeinen  Umrissen  dargestellt  und  die  Zeit  angegeben  werden, 
innerhalb  welcher  die  Vorarbeiten  vollendet  werden  sollen.  Durch 
eine  solche  Bewilligung,  welche  nur  fUr  den  bestimmten  Zeitraum 
Giltigkeit  hat,  erhält  der  Concessions- Werber  bloss  das  Recht,  die 
Vorerhebungen  zu  pflegen  und  die  nöthigen  Vermessungs-  und 
Nivellirungs- Arbeiten  vorzunehmen;  ein  Vorrecht  auf  die  deSnittve 
Concession  oder  sonst  ein  ausschliessendes  Befugniss  wird  dadureh 
nicht  erlangt,  wesshalb  eine  solche  Bewilligung  verschiedenen  Be- 
werbern zu  gleicher  Zeit  ertheilt  werden  kann.  Behufs  der  Er- 
wirkung der  defmitiven  Bau -Concession  muss  der  Unternehmer  die 
Bewilligung   zu  den   Vorarbeiten  erlangt  haben  und  nachweisen, 

'  Verordnung  des  Handels -Minieteriüms  vom  14.  September  1854. 
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dafls  die  projectirte  Baim  dem  öfTentlichen  Interesse  zum  Yortheile 
gereiche  und  auf  welche  Art  die  forderlichen  Geldmittel  beige- 
schaflt  Werden  seilen.  Dem  Gesuche  muss  ein  Plan  des  ganzen 
Unternehmens,  das  gehörig  ausgearbeitete  Prqject  und  der  Kosten- 
Voranschlag  beigeschlossen  sein;  dem  Handels  -  Ministerium  bleibt 
es  vorbehalten ,  nach  Umständen  von  den  Concessions- Werbern 
den  Erlag  einer  Caution,  oder  bei  Vereinen  mindestens  die  Nach- 
weisung zu  fordern,  dass  bereits  ein  hinlänglicher  Fond  von  den 
Theilnehmern  filr  das  Unternehmen  gesichert  ist  Bevor  das  An- 
suchen der  Allerhöchsten  Schlussfassung  unterzogen  werden  kann, 
ist  zu  prüfen,  ob  das  Bauwerk  ii^end  etwas  enthalte,  was  mit  den 
bestehenden  Gesetzen,  mit  den  öffentlichen  Rticksichten  und  mit 
bereits  früher  erworbenen  Privat -Rediten  nicht  im  Einklänge  wäire. 
Zu  diesem  Behufe  .wird  über  Auftrag  des  Handels  «Ministeriums 
von  der  Statthalterei  eine  Commission  von  Sachverständigen  beru- 
fen, wehihe  mit  Zuziehung  der  competenten  Behörden  und  der 
Betheiligten  an  Ort  und  Stelle  den  Befund  aufnimmt  und  das  be- 
zügliche Gutachten  erstattet,  worüber  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  dem  Armee- Ober- Commando  das  Einvernehmen  ge- 
pflogen wird.  Die  definitive  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Eisenbahn  zur  öffentlichen  Benützung  wird  auf  eine  bestimmte 
Zeit  ertheilt,  welche  die  Dauer  von  neunzig  Jahren  nicht  über- 
schreiten ,  wohl  aber  auch  auf  eine  kürzere  Dauer  bemessen  werden 
kann;  diese  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Bahn 
ganz  oder  zum  Theile  der  öffentliehen  Benützung  tibergeben  wird. 
Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Privilegiums  geht  das  Eigenthum  an 
der  Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grunde  und  Boden  und  den  dazu 
gehörigeu  Bauwerken  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  an.  den  Staat 
über;  den  Unternehmern  bleibt  jedocli  das  Eigenthum  an  allen 
ausschliesslich  zu  dem  Transport- Geschäfte  bestimmten  Gegenständ 
den,  Fahrnissen,  Vorrichtungen  und  Realitäten.  Die  Unternehmung 
hat  die  Bahn  sammt  Zugehör  in  brauchbarem  Stande  zu  übergeben. 
Die  erhaltene  Concession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  schliesst  in 
der  Regel  (wenn  die  Concessions -Urkunde  nicht  besondere  Be- 
schränkungen enthält)  in  sich :  a)  selbstverstätidlich  das  Recht  zur  Er- 
bauung der  Eisenbahn  nach  der  in  dem^  genehmigten  Projecte  vor- 
gezeichneten Richtung,  b)  das  ausschliessende  Recht  zu  dem  bezüg- 
lichen Eisenbahnbaue,  so  dass  während  der  Concessions -Dauer 
Niemandem  gestattet  ist,  eine  andere  Eisenbahn  für  die  Benützung 
des  Publicums   zu   errichten,  welche  dieselben    Eudpunctc,   ohne 
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Berührung  neuer,  atrategiach,  poHtiseb  oder  commerzieH  wichtiger 
ZwischenpuDcte  in  Verbindung  bringen  wflrde,  wogegen  es  der 
Staatsver^'altung  vorbehalten  bleibt,  die  Anlage  von  Zweigbahnen 
oder  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter  Richtung  der  conoessionirten 
Bahn  andern  Unternehmern  zu  bewilligen  oder  selbst  auszuftütren, 
e)  das  Recht  der  Expropriation  in  Beziehung  auf  jene  Räume, 
welche  zur  Ausführung  der  Unt^nehmung  als  unumgänglich  noth- 
wendig  erkannt  werden,  welches  sich  auch  auf  die  zeitliehe  Be- 
nützung fremden  Eigenthums  unter  der  gleichen  Bedingung  erstreckt, 
endlich  d)  das  Recht,  auf  der  erbauten  Eisenbahn  Personen  und 
Sachen  nach  dem  festgesetzten  Tarife  zu  befördern,  insoweit  der 
Transport  durch  das  Post-Regal  nicht  der  Postanstalt  ausschliesslich 
vorbehalten  erscheint.  Dagegen  haben  die  Goncessioni&re  von  Eisen- 
bahn -  Unternehmungen  folgende  Verbindlichkeiten  zu  erf&Uen : 
a)  Sie  haben  vor  der  Ausführung  der  Bahn  die  Detail-Pläne,  aus 
denen  die  Steigungen  und  Krümmungen  der  Bahn  entnommen 
werden  können,  die  Spur-  und  Geleis- Weite  derselben  (das  zuläs- 
sige Maass  der  Bahnbreite)  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  diö 
ihnen  ertheilten  Vorschriften  genau  zu  erHillen.  6)  Sie  sind  zur 
Vergütung  eJles  durch  den  Eisenbahnbau  veranlassten  Schadens  an 
öffentlichem  und  Privat- Gute  und  zu  den  Vorkehrungen  behufs  der 
Verhütung  eines  solchen  Schadens  verpflichtet,  e)  Sie  haben  die 
durch  die  Eisenbahn  gestörte  Communication  mittelst  öffentlicher 
Wege,  Brücken,  Stege  etc.  wiederherzustellen,  d)  Wo  die  Eisen- 
balm  einen  öffentlichen  Weg,  eine  Brücke  oder  einen  Damm  über- 
setzt, haben  sie  für  eine  der  Sicherheit  angemessene  Einfriedung  zu 
sorgen,  e)  Die  festgesetzten,  von  drei  zu  drei  Jahren  einer  Revision 
zu  unterziehenden  Tarife  für  den  Personen-  und  Sachen -Transport 
und  für  die  Nebengebühren  sind  dem  Handels -Ministerium  zu  seiner 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  zu  ertheilenden 
Genehmigung  vorzulegen.  Bei  der  Festsetzung  des  Tarifes  wird 
auf  die  obwaltenden  Verhältnisse,  auf  die  Rentabilität  der  Bahn, 
auf  die  Tarife  der  Nachbart)ahnen  etc.  angemessene  Rücksicht 
genommen.  Wenn  die  reinen  Erträgnisse  der  Bahn  15  Percent  der 
Einlagen  überschreiten ,  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vorbehalten, 
auf  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarif-  Preise  einzuwirken,  f)  Bei 
dem  Betriebe  der  Eisenbahn  sind  die  bestehenden  Vorschriften  über 
den  Eisenbahn -Betrieb  zu  beobachten,  wozu  auch  die  unentgelt- 
liche Beförderung  der  Postsendungen  und  der  Postbediensteten  ge- 
liört    Wenn  die  Militär- Verwaltung  eine  Befbrderung  von  Truppen 
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oder  Militär*  Eftokm  verfilgt,  sind  die  Unteroehmer  verpflichtet^ 
derselben  alle  zum  Transporte  dienliche  Mittel  gegen  Vergütung 
nach  demselben  Tarif- Satze  zur  Verftigung  zu  stellen,  welcher  Air 
diese  Beförderung  in  dem  jeweiligen  Tarife  der  Staats- Eisenbahnen 
festgeselEt  ist  g)  Die  Eisenbahn-Untemeltmung  hat  sich  mit  den 
.HDgrttDzenden  Eisenbahnen  in  Betreff  der  Fahr  -  Ordnung ,  der 
wechselseitigen  Benützung  der  Bahn  und  der  Betriebs- Mittel  und 
überhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der  wechselseitigen  Verkehrs- 
Verhältnisse  einzuverstehen ;  wenn  das  gütliche  Uebereinkommen 
nicht  zu  Stande  kömmt,  oder  dasselbe  den  öffentlichen  Interessen 
lücht  entspricht,  triilt  das  Handels- Ministerium  die  erforderlichen 
Vertilgungen  von  Amtswegea,  welchen  Anordnungen  sich  die 
Elisenbahn -Unternehmungen  zu  fügen  liaben.  h)  Letztere  haben 
die  Errichtung  einer  Staats -Telegraphen -Leitung  längs  der  Eisen- 
bahn auf  ihrem  Grunde  oder  die  Benützung  ihr^  allfäl|igen  eigenen 
Telegraphen-Einrichtungen  unentgeltlich  zu  gestatten,  i)  Die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen sind  ohne  besondere  Bewilligung  der  Staats- 
Verwaltung  nicht  berechtiget,  Anleihen  mit  Hinausgabe  von  Obli- 
gationen oder  in  Form  von  Actien- Emissionen  oder  Aufzahlungen 
zu  den  früheren  Actien  zu  schlicssen.  Es  bleibt  übrigens  dem  Er- 
messen der  Staatsverwaltung  überlassen,  einer  Eisenbahn -Unter- 
nehmung uadi  den  besonderen  obwaltenden  Verhältnissen  eine  oder 
die  andere  Verbiodlichkeit  zu  erleichtern ,  oder  cmdererseits  in  einem 
ganz  besoudei'en  Falle,  z.  B.  wenn  von  der  Staatsverwaltung  eine 
Zinsen -Garantie  fUr  das  Unternehmen  übernommen  wird,  bei  Er- 
theilung  der  Ooncessiou  die  EriUUung  noch  anderweitiger  Verbind- 
lichkeiten zur  Bedingung  zu  machen*.  Die  ertheilte  Eisenbahn- 
Concession    erlischt:    a)   wenn    der  Zeitraum   verstrichen   ist,   für 

'  Deu  wichtigstea  bis  £nde  1856  concessionirten  Cisenbalinen  wurden 
besondere    Yurtheile   zugestanden    und    dafür   audei-weitige    Verbindlich- 
keiten Bttfei'legt^  welche  aus  nachstehender  Uebersicüt  zu  entuchmeu  sind. 
Die  Y  ort  heile  bestanden: 

1)  iu  der  Ueberlassung  von  bereits  im  Betriebe  oder  doch  im 
Baue  befindlichen  Staats-Eisenbahnstrecken  (österreichische  Staats- 
£isenbahn*GesellBchaft,  lombardisch-venezianische  Eisenbahn,  Tlieiss-Bahn); 

2)  in  der  Garantie  von  5  Peroent  Zinsen  und  Vj  Percent  Amorti- 
sation für  die  Dauer  des  Privilegiums  und  zwar  von  dem  gehörig  nach- 
zuweisenden Anlage-Capital  (d.  i.  von  den  Baukosten  sammt  öperoeutiger 
Verzinsung  bis  zur  vollen  Betriebs -Eröffnung  und  von  den  Küsten  dei' 
Betriebs -Einrichtung  bis  zu  Ende  des  ersten  Betriebs -Jahres)  überhaupt 
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welchen  die  GoDOessioD  ^faeilt  wurde,  bj  wenn  der  für  die  Voll- 
endung der  Eisenbahn,  sowie  ftlr  die  Eröflnung  des  Betriebes  in 

(lombardlseh-Tenesianiscfae  Eisenbahn,  Reicheaberg-ZittMier  äsfan  [diese 
XU  4  Feroeat  von  dem  CapiUle  und  nur  fUr  40  Jahre,  aber  ohne  Ver- 
pflichtang  zur  Rückzahlung]),  oder  bi9  zu  einer  betUminteii  Maximal- 
Summe  (Staats-fiisenbahn-Gesellschaft,  Kaiserin-Eiisabeth-Bahn ,  Beiehen- 
berg-Pftrdubitzer-Bahn,  Theiss-Bahn,  Eämthuer  Bahn,  Franz •  Josephs- 
Orient- Bahn); 

3)  in  der  Zugestehung  eines  Maximal-Tarifes  für  Personen-  und 
Waarenbeförderung  auf  eine  bestimmte  Zeit;  dieser  Maximtfl-Tarlf  beträgt 
120,  15  und  10  Kreuzer  für  die  drei  Wagen -Classen  bei  dem  Personen- 
Transporte  per  Person  und  österreichische  Meile,  mit  20  Peroent  Zuschlag 
bei  den  SdmellzÜgen,  dann  bei  dem  Waaren- Transporte  1,  1*/,  und 
%  Kreuzer  per  Centner  und  österreichische  Meile  (Staats-Eisenbahn-Ctesell- 
schalt,  Kaiserin -Elisabetli -Bahn,  lombardisch-venesianische  Bahn,  Frans- 
Josephs-Orient-Bahn),  V/^,  IVi  und  2%  Kreuzer  (Theiss-Bahn,  Käraihoer 
Bahn),  17«,  17,,  2'/,  Kreuzer  (Reicheuberg-PardubiUer  Bahn),  2  Kreuzer 
(Füufkirchen-MoliAcser  Bahn,  Grat^-Köfiacher  Bahn,  Kladno-Kraluper  Bahn^ 
Schwadowl^tzer  Flügel  der  Reichenberg -Pardubitzer  Bahn),  und  dieser 
Tarif  wird  zugestanden  für  die*Dauer  des  Privilegiums  (Stsats-Eisenbahn- 
Gesellschaft,  Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  lombsrdisch-venezianische  Bahn, 
Franz-Josephs-Orientbahn  [bei  den  beiden  letzteren  in  so  lange  der  Reinertrag 
nicht  15  Percent  übersteigt]),  oder  für  die  ersten  15  Jahre  des  Betriebes 
(Theiss-Bahn,  Kämthner  Bahn),  oder  für  10  Jahre  (Reichenberg- Pardu- 
bitzer Bshn),  oder  für  3  Jahre  (Gratz-Köflacher  Bahn,  Kladno-Kraluper 
Bahn),  wo  sohin  eine  Tarifs-Revision  eintritt  (und  zwar,  bei  der  Theiss- 
Bahn,  der  Köllacher  und  Kraluper  Bahn  von  3  zu  3  Jahren^  bei  der 
Kämthner  Bahn  von  10  zu  10  Jahren  und  bei  der  Reichenberg- Pardu- 
bitzer Bahn  nur  dann,  wenn  das  Reiner trägniss  15  Peroent  des  Anlsge- 
Cspitals  übersteigt).  Ausnahmen  von  diesen  Tarif- Sätzen  finden  Statt 
für  die  Militär-Transporte,  bei  welchen  die  Ermässigung  auf  ein  DritttheÜ 
des  allgemeinen  Tarif-Satzes  für  die  Personen  und  auf  die  Hälfte  desselben 
für  den  Sachen -Transport  stattfindet  ^  und  bezüglich  der  unentgeltlichen 
Beförderung  der  Staats  -  Beamten ,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsieht 
Über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behör- 
den oder  zur  Wahrung  der  aus  der  Goncession  entspringenden  Interessen 
des  Aerars  die  Eisenbahn  benützen  (Theiss-Bahn,  Kämthner  Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn)  ;  endlich  kann  in  Fällen  ausserordentlicher  Thenrung 
der  Lebensmittel  die  Staats  •  Verwaltung  eine  zeitweilige  Herabsetzung 
der  Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Msximal  -  Satzes  verlan- 
gen (Staats-Eisenbahn-Qesellschaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  lombardisch- 
venezianische  Bahn,  Reichen bei^g- Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn,  Kämthner  Bahn); 
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der  Conoesaions-Uikiiiide  aiiadrOcklieh  vorgeschriebene  Termin  nicht 
zugehakten  wird,  vorausgesetzt,  dass  in  dieser  Beziehung  nicht  aus 

4)  in  derBewiUigong  zur  Ausgabe  yon  Priojitäts-Obligationen^ 
deren  Modalität  von  der  Staats  -  Verwaltung  genehmigt  werden  muss 
(Staats  -  Bisenbahn  -  Gesellschaft ,  Kaiserm  *  Elisabeth  -  fiahn ,  lombardisch- 
▼enezianisehe  Bahn,  Reichenberg-Paidubitzer  Bahn^  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs -Orient -Bahn,  Kämthner  Bahn)  und  zu  welcher  in  der  Regel 
(Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  Theiss-Bahn,  Kärnthner  Bahn)  erst  dann  ge-. 
sehritten  werden  darf,  wenn  50  Percent  des  Aotien-Gapitals  eingezahlt 
worden  sind; 

&)  in  gewissen  Begünstigungen  bei  der  B^trichtung  von 
-Taxen,  und  zwar  in  der  Rednction  d»r  Stämpelgebfihr  auf  1  Gulden 
für  den  Abschluss  des  Uebereinkommens  mit  der  Staatsverwaltung  be- 
züglich der  Erwerbung  der  Staatsbahnen  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft, 
lombardisch- venezianische  Bahn),  in  der  Befreiung  von  den  Vermögens- 
Uebertragungs- Gebühren  bei  der  Uebertragung  des  Privilegiums  an  eine 
Aetien-GeseUschaft  (Staats-Eisenbahn^esellschaft ,  Theiss-Bahn,  Kämthner 
Bahn),  in  der  Befreiung  von  der  Uebertragungs -Gebühr  bei  der  Erwer- 
bung von  Grund  und  Boden  (lombardisch -venezianische  Bahn),  in  der 
Befreiung  von  der  Einkommensteuer  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  die  Zins- 
Garantie  einzutreten  hat  (lombardisch -venezianische  Bahn,  Theiss-Bbhn, 
Kämthner  Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn) ,  oder  bis  zu  einem  andern 
naheliegenden  Zeitpuncte  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft); 

6)  in  dem  Nachlasse  der  Hälfte  der  Zollgebühren  bei  der 
Einfuhr  von  Gegenständen ,  welche  zum  Baue  und  Betriebe  der  Eisenbahn 
nolbwendig  sind,  und  zwar  theilsvon  allen,  theils  von  gewissen  bezeich- 
neten Gegenständen  dieser  Art;  der  Nachlass  ist  in  der  Regel  auf  den 
Bedarf  für  den  Bau  und  die  erste  Betriebs -Einrichtung  beschränkt,  und  , 
Erstreckt  sich  insbesondere  rücksichtlich  der  Einfuhr  von  Schienen  nur 
auf  einen  Theil  des  Bedarfes,  welcher  auf  die  einzelnen  Baujahre  ver- 
theiJt  wird  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  (mit  besonderen  Modificationen], 
Kaiserin -Elisabeth-Bahn,  lombardisch  -  venezianische  Bahn,  Reichenberg- 
Pardabitzer  Bahn,  Thdss-Bahn,  Franz -Josephs -Orient -Bahn,  Kämthner 
Bahn,  Aussig-TeplStzer  Bahn);    ' 

7)  in  der  Bewilligung  des  Vorrechtes  gegen  dritte  Bewerber  bei 
Anlegung  von  Parallel-Bahnen(in  so  weit  dieselben  zulässig  erseheinen) 
und  Flügel -Bahnen,  welches  Vorrecht  jedoch  in  der  Regel  binnen  einer 
gewissen  Zeit  geltend  gemacht  werden  muss  (Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft, Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  lombardisch-venezianische  Bahn,  Reichen- 
berg-Pardubitzer  Bahn ,  Theiss-Bahn ,  Franz-Josephs-Orient-Bahn ,  Kämth- 
ner Bahn,  Aussig-Teplitzer  Bahn). 

Die  bei  der  Concession  einzelner  Bahnen  insbesondere  auferleg- 
ten Verpflichtungen  beziehen  sich: 
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besonders   rUcksichtswürdig^  Orttoden,   z.   B.   wegra   SSolreteDs 
unabwendbarer  und  unvorhergesehener  E^gnisse,  dne  besondere 

1)  auf  die  Verbind lichlteit,  beiiler  ErrichtuDg  der  Aotien-Oeadlechaft, 
deren  Statuten  vorläufig  die  Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  inü88eQ^ 
die  Actien  nicht  eher  auszugeben^  als  bis  30  Percent  des  Nominal -Be- 
trages derselben  einbezahlt  sind  (Staate -Eisenbahn- Gesellschaft,  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn,  lombardisch- venezianische 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn,  Kärothner  Bahn); 

!^)  auf  die  Anlegung  eines  doppelten  Geleises  der  Fahrbahn  und 
zwar  auf  die  Erwerbnng  der  Grundflächen,  Herstellung  der^Erd-  uiid 
Kunst -Arbeiten  schon  bei  den  ersten  Anlagen^  Legung  des  zwdten  Geleises 
aber  erst  dann ,  wenn  der  Rohertrag  per  Meile  auf  ^ne  gewisse  Höhe 
(90—150.000  Gulden)  steigt  (Staats  •  Eisenbahn  -  Gesellschaft,  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn,  Fraoz-Joeephs-Orient^Bahn),  oder  Erwerbung  der  Grund- 
flächen und  Herstellung  der  Kunst- Arbeilen  bei  Anlage  der  Bahn,  wobei 
jedoch  die  Erdarbeiten  für  das  zweite  Geleise  erst  dann  auszuführen 
sind,  wenn  bei  einem  Rohertrage  von  250.(X)0  Gulden  das  zweite  Geleise 
gelegt  werden  muss  (Kärnthner  Bahn),  oder  nebst  der  Erwerbung  'der 
Grundflächen  die  Verpflichtung  zur  Erbauung  der  aus  Mauerwerk  herzu- 
stellenden Brücken  über  Flüsse  bei  der  ersten  Anlage,  während,  die  übri- 
gen Arbeiten  für  die  Herstellung  des  zweiten  Geleises  erst  bei  einem  Roh- 
ertrage von  150.000  Gulden  per  Jahr  und  Meile  vorzunehmen  sind  (Theisa- 
Bahn) ,  oder  die  Verpflichtung  zur  taugliehen  Herstellung  der  Grundfläche 
an  jenen  Stellen,  wo  die  spätere  Anlage  des  zweiten  Geleises  den  Betrieb 
beeinträchtigen  würde,  wie  bei  Tunnels,  bei  den  Felsen -Ein-  und  Ab- 
schnitten sogleich  bei  der  ersten  Anlage,  und  zur  übrigen  Herrichtung 
für  zwei  Geleise,  wenn  der  -Rohertrag  150.000  Gulden  per  Jahr  und 
Meile  überschreitet  (Reichenberg-Pardubitzer  Bahn); 

3)  auf  das  bezüglich  der  Post  Versendungen  dem  Handels -Mini» 
sterium  einzuräumende  Recht,  für  einen  in  jeder  Richtung  täglich  abzu- 
sendenden Zug  die  Abfahrts-Stunden  und  die  Geschwindigkeit  zu  bestimm 
men  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Theiss-Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer 
Bahn,  Franz -Josephs -Orient -Bahn,  Kärnthner  Bahn),  und  die  Verpfiidi- 
tung,  täglich  einen  Waggon  zur  ausschliesslichen  Verfügung  der  Postver- 
waltung  beizustellen  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  lombardiBch-venezia- 
nische  Bahn,  Kärnthner  Bahn); 

4)  auf  die  Verpflichtung ,  die  Herstellung  einer  Staats-Telegra- 
phen-Leitung  längs  der  Bahn  zu  gestatten  und  dieselbe  durch  die 
Bahnwärter  unentgeltlich  zu  bewachen,  wobei  jedoch  der  Unternehmung 
unter  Aufsicht  des  Staates  die  Errichtung  eines  eigenen  Telegraphen  für 
die  Zwecke  des  Betriebes  und  beziehungsweise  die  Befestigung  der  dasu 
bestimmten  Dräthe  an  die  Pfälile  des  Staats-Telegraphen  eingeräumt  wird 
(Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  lombardisch- venezianische  Bahn,   Tlieias- 
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Naehsiohl;  von  der  Staateverwaltimg  arwirkt  worden  ist    Im  lete-« 
teisn  Falle  bleibt  zwar  das  erworbene  Eigenthum  an  Grundetflcken, 

Bahn ,    Keichenberg  -  Parduhitzer    Babo ,    Franz  -  Josephs  -  Orient  -  Bahi^ 
Kärathner  Bahn); 

5)  auf  die  Berechtigung  der  Staatsverwaltung,  durch  ein  abzusen- 
dendes Organ  Einsicht  in  alle  Gebarungen  zu  nehmen,  um  sich  zu 
überzeugen^  ob  die  Garantie  des  Staates  nicht  ohne  rechtfertigenden 
Grund  in  Anspruch  genommen  werde  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft, 
Kaiserin  -  Elisabeth  -  Bahn ,  lombardisch  •  venezianische  Bahn ,  Theiss  -  Bahn, 
Reicbenberg  -  Pardtibitzer  Bahn,  Franz  -  Josephs  -  Orient-  Bahn ,  Kärnthner 
Bahn),  ferner  einen  Commissir  abzuordnen,  welcher  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  beiwohnen  und  allfällige  dem  Aerar  nachtheilige  Ver- 
fügungen sistiren  und  zur  Entscheidung  der  Ministerien  bringen  kann 
(.Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  Reichen berg-Pardubitzer  Bahn); 

6)  auf  das  Recht  der  Staatsverwaltung,  nach  einer  gewissen  Reihe 
von  Jahren  die  concessiouirten  Bahnstrecken  einzulösen,  wobei ^der 
jährliche  Reinertrag  während  der  dieser  Einlösung  vorausgehenden  7  Jahre, 
nach  Abzug  der  zwei  ungünstigsten  Jahre,  zur  Grundlage  des  Durchschnitts- 
Betrages  angenommen  wird,  welcher  der  Gesellschaft  bis  zur  Erlöschung 
der  Goncession  als  Jahresrente  in  Gold  -  oder  Silber-Münze  ausbezahlt  wird 
und  in  keinem  Falle  weniger  als  ^*4  P^cent  des  Anlage-Capitals  (Kaiserin- 
Elisabeth -Bahn,  lombardisch- venezianisclie  Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz -Josephs -Orient- Bahn,  Kärnthner  Bahn)  und 
bei  der  Staats-Eiaenbahn-Gesellschaft,  so  wie  auch  bei  der  Franz-Josephs- 
Orient -Bahn  nicht  weniger  als  den  Reinertrag  des  letzten  der  7  Jahre 
betragen  darf;  dieses  Recht  wird  wirksam  nach  30  Jahren  vom  Zeitpuncte 
der  vollen  Betriebs -Eröffnung  bei  der  Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  Theisa- 
Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer,  Wien-Raaber,  Franz-Josephs-Orieut-Bahn^ 
Kärnthner  Bahn,  zu  Ende  des  Jahres  1867  bei  der  Staats -Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, und  zu  Ende  des  Jahres  1889  bei  der  lombardisch  -  veneziani- 
schen Bahn ,  nach  12  Jahren  vom  Tage  der  Concessions-Erthcilung  bei  der 
Aussig  »Teplitzer  Bahn,  nach  25  Jahren  bei  der  Reichenberg  -  Zittauer 
Bahn,  wo  sodann  im  Falle  der  Einlösung  das  Anlage -(Kapital  zurückzu- 
erstatten ist; 

7)  auf  das  Recht  der  Staatsverwaltnikg ,  bei  der  Erlöschung  der 
t'oncession  nicbt  nur  alle  unbeweglichen  Objecte  der  Eisenbahn 
(Staats-Eisenbahn-Gesellschaft)^  sondern  auch  die  gesammte  bewegliche 
Betriebs -^Einrichtung  und  das  dazu  gehörige  Material,  entweder  in 
seinem  vollen  Bestände  (lombardisch-renezianische  Bahn),  oder  doch  in 
jener  Menge  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  sich  zu  brin- 
gen, ^welche  der  in  dem  Anlage-Gapttale  enthaltenen  ersten  Betriebe- Ein- 
richtung (d.  i.  jener,  welche  zu  Ende  des  ei*8ten  Jahres  nach  eröffne- 
tem vollen  Betriebe  vorhanden  war)  entspricht  (Kaiserin- Elisabeth -Bahn^ 
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Gebäuden  etc.  den  Unteraehmeni;  der  Staatav^rwaltuug  ist  es  jedodi 
unbenommen,  einer  anderen  nachfolgenden  Unternehmung  die  Con- 
oession  zu  dem  fraglichen  Eisenbahn -Baue  zu  ertheilen  oder  den- 
selben auf  Staatskosten  zu  vollenden.  Wenn  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmung ungeachtet  wiederholler  Ermahnung  die  Anordnung  der 
vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen,  oder  wesentlichen  Bestim- 
mungen der  Concesdons- Urkunde  oder  der  Eisenbahn -Betriebs- 
Ordnung  zuwiderhandeln  sollte,  so  kann  das  Handels- Ministerium 
die  Sequestration  der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr  und 
Kosten  der  Betriebs -Unternehmung  anordnen*  Angelegenheiten, 
welche  sich  auf  die  Vollziehung  dieser  Bestimmungen  beziehea, 
sind  von  dem  Rechtswege  ausgeschlossen  und  gehören  vor  die 
administrativen  Behörden. 

Um  das  neue  Conoessions- System  zur  practischen  Geltung  zu 
bringen,  war  es  nothwendig,  die  Richtungen  zu  bezeichnen,  in 
welchen  die  neu  anzulegenden  Eisenbahnen  geAihrt  werden  sollten, 
damit  die  Privat-Speculation  zunächst  sich  zur  Wahl  der  ihrer  Be- 
werbung offen  stehenden  Linien  zu  bestimmen  und  die  Staatsver- 
waltupg  ihre  eigenen  Eisenbahnbauten  hiermit  in  Einklang  zu  setzen 
vermöge.  Diess  konnte  am  sichersten  durch  die  Entwerfung  eines 
die  gesummte  Monarchie  umftissenden  Eisenbahnnetzes  eiuelt 
werden.  Die  Staatsverwaltung  ging  hierbei  von  folgenden  Er- 
wägungen aus.  Auf  die  Bildung  eines  Eisenbahnnetzes  wirken  fast 
alle  Factoren  der  Regierung  und  der  volkswirthschaftlichen  Thätig- 
keit  ein;  daher  müssen  bei  der  Entwerfung  desselben  vor  Allem 
1.  die  strategischen,  2.  die  administrativen,  3.  die  industriellen  und 
4.  die  Handels-Rücksichten  ihre  volle  Beachtung  finden.  Die  stra- 
tegischen Rücksichten  erfordern,  dass  durch  die  Eisenbahnen  die 
Wehrkraft  und  Vertheidigungsföhigkeit  des  Reiches  nach  Aussen, 
.sowie  die  Erhaltung  und  Wiedeiiierstellung  der  öffentlichen  Ruhe 
und  Sidierheit  im  Innern  erleichtert  und  gewährleistet  werde.  Die- 
ser Rüeksicht  entsprechen  die  Eisenbahnlinien,  welche  von  den 
grossen  Sammelplätzen  der  Truppen  im  Inlande  nach  den  Grftnzen 
laufen  und  zwar  in  solcher  Richtung,  in  welcher  ein  Heereszug 
am  vortheilhaftesten  auszuftlhren ,   fremder  Einfall  am  kräftigsten 

Heichenberg-PardabiUer  Bahn^  Theiss-Baho,  Franz -Josephs -Orient -Bahn, 
Kämthner  Bahn),  wobei  jedoch  das  zur  Eisenbahn  nicht  gehörige  Eigen- 
thum  der  Gesellschaft  letzterer  ausdrücklich  vorbehalten  bleibt  (Staats- 
Eisenbabu- Gesellschaft,  lombardisch- venezianische  Bahn,  Franz -Josephs- 
Orient-Bahn). 
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abzuhalten  ist,  welche  die  FeBtungendes  Reiches  unter  sich  und  mit 
den  fibrigen  Sammelplätzen  der  Truppen,  dann  mit  den  Haupt- 
städten der  Kronländ^r  verbinden.  In  administrativer  Rück- 
sicht wird  zu  verlangen  sein,  dass  die  durch  Verträge  mit  au9^ 
wärtigen  Staaten  vereinbarten  Eisenbahnlinien  angelegt  werden; 
femer  dass  die  Haupt-  und  Residen^ustadt  mit  allen  Kronlands- 
Hauptstädten  in  möglichst  nahe  Verbindung  trete,  dftss  einzelne 
Kronländer  nicht  ganz  von  dem  Eisenbahnnetze  ausgescMossen  wer- 
den, dass  die  Eisenbahnen  sie  thunlichst  gleichmässig  durchziehen, 
endlich  dass  jedes  Kronland  wo  möglich  auf  zwei  eotgegengesete^ 
ten  oder  dooli  verschiedenes  Puncten  mit  dem  übrigen  Staatsgebiete 
in  einer  Bahnverbindung  stehe,  damit,  wenn  die  eine  unterbrochen 
ist,  die  andere  noch  benützt  werden  kann.  In  industrieller 
Hinsicht  ist  es  eine  Hauptaufgabe  der  Eisenbahnen,  die  Mineral- 
Kohlen-Lager  mit  den  Hauptverbrauchsorten  der  Mineral-Kohle,  so- 
wie überhaupt  mit  dem  gesammten  übrigen  Eisenbahnnetze  zu  ver< 
binden.  Die  Handelsrücksiehten  werden  gehörig  bedacht, 
wenn,  die  wichtigsten  industriellen  Gebiete  mit  den  Hauptabsatz- 
plätzen für  ihre  Erzeugnisse  durch  Eisenbahnen  verbunden  werden, 
wenn  die  Eisenbahnen  möglichst  in  die  Richtung  des  Welthandels 
fallen,  und  sonach  bis  an  die  Oränze  in  der  Richtung  der  wichtige 
sten  Handelsplätze  des  Auslandes  gezogen  werden.  Diese  verschie- 
denartigen Rücksichten  werden  durch  einzelne  Eisenbahnlinien  mehr 
oder  weniger  gleichmässig  bedacht,  durch  deren  Aneinanderrdhung 
sich  eine  zusammenhängende  Folge  von  Eisenbahnstrecken  bildet, 
welche  in  ihrer  Totalität  die  HauptiUden  des  Eisenbahnnetzes  dar- 
stellen. In  dieser  ^^ufiassung  wird  das  ^  österreichische  Eisenbahn- 
netz gebildet:  a)  durdi  die  Linien,  welche  von  Wien,  als  dei^ 
Central -Punot  derselben,  in  der  Richtung  nach  Norden,  nach  Nord- 
osten, nach  Osten,  nach  Südosten,  nach  Süden,  nach  Südwesten, 
nach  Westen  und  nach  Nordwesten  bis  an  die  Staatsgränzen  lau- 
fen; b)  durch  die  Linie,  welche  im  Norden  quer  durch  die  Mo- 
narchie, von  dem  westlichsten  bis  zu  dem  östlichsten  Puncte 
derselben  sich  hinzieht;  c)  durch  die  Linie,  welche  im  Süden  des 
Reiches  vom  westlichsten  zum  östlichsten  Puncte  läuft;'  d)  durch 
die  Linie,  welche  in  der  Mitte  des  Reiches  vom  westlichsten  Punkte 
zum  östlichsten  reicht;  e)  durch  die  Linie,  welche  im  Westen  des 
Reiches  vom  nördlichsten  zum  südlichsten  Puncte  geht;  f)  durch 
die  Xinie,  welche  im  Osten  des  Reiches  den  nördlichsten  mit  dem 
sü<ffihsten  Puncte  verbindet;  g)  durch  die. Linie,  welche  vom  nord- 
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westiichsteu  Puncte  diagonal  durch  das  Reich  zu  dem  sfidöstlichsiten 
gelangt;  h)  durch  die  Uiiie,  welche  Tom  südwestlichsten  Puncte 
diagonal  zum  nordöstlichsten  reicht;  i)  endlich  durch  die  Verzwei- 
gungen und  die  Zwischenverbindungen  obiger  Linien,  soveie  durch 
weitere  isolirte  Bahnstrecken.  Die  Frage,  welche  Eisenbahnen  der 
Staat  bauen,  welche  er  den  Privaten  zum  Baue  überlassen  solle, 
konnte  im  Interesse  der  zu  beschleunigenden  Vervollständigung  des 
Eisenbahnnetzes  vorläufig  nur  dahin  ihre  allgemeine  Lösung  erhal- 
ten, dass  der  Staat  die  bereits  in  Angriff  genommenen  Staats-Eisen- 
bahnen zu  vollenden  und  ferner  jene  Bahnen  selbst  zu  bauen  habe, 
welche  für  notliwendig  erkannt  werden ,  und  woftlr  sich  keine 
Privat-Oesellschaflen  melden,  um  deren  Bau  zu  ttbemebmen.  Sdne 
Dazwischenkunft  wird  namentlich  dort  eine  wohlthätige  Wirkung 
äussern ,  wo  einzelne  rentable  Eisenbahnlinien  von  Zwischenstrecken 
getrennt  werden,  welche  der  Privat -Speculation  nicht  genug  Reiz 
darbieten,  während  ihr  Ausbau  den  Zusammenhang  zwischen  den 
einzelnen  der  Privat- Thätigkeit  anheim  gefallenen  Linien  herstellt. 
Wenn  der  Staat  liier  suppletorisch  eintritt,  und  wenn  er  den  Bau 
solcher  Bahnen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Wichtigkeit  übernimmt, 
so  verharrt  er  in  der  ihm  natui^emäss  obliegenden  Stellung,  dort 
whrksam  einzuschreiten,  wo  selbst  die  vereinten  Kräfte  der  Y&or 
sselnen  nicht  ausreichen;  hierdurch  fördert  er  zugleich  am  sichersten 
das  Zustandekommen  des  gesammten,  in  seinen  verschiedeneu  Theilen 
verbundenen  Eisenbahnnetzes. 

Auf  Grundlage  dieser  Erwägungen  wurde  das  österreichische 
Eisenbahnnetz  entworfen,  und  nach  der  mit  den  Allerhöchsten  Ent- 
schlfessungen  vom  1.  Juni  und  1.  November  1854  erfolgten  Aller- 
höchsten Genehmigung  in  der  Wiener  Zeitung  vom  10.  November 
1854  bekannt  gemacht.  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  empfiehlt 
den  hier  folgenden  Abdruck  des  erwähnten  amtlichen  Artikels. 

^Oesterreich's  Eisenbahnnetz.  Kaum  ein  Jahrzehent, 
nachdem  zwischen  Liverpool  und  Manchester  die  erste  Locomotiv- 
Bahn  eröffnet,  und  bald  nachher,  als  dieses  Mittel  beschleunigter 
Communication  auf  den  Ck)ntinent  verpflanzt  worden  war,  fand  sich 
die  kaiserliche  Regierung  im  Jahre  1841  veranlasst,  die  Anlegung 
von  Eisenbahnen  in  den  Hauptverkehrs -Richtungen  der  Monarchie 
anzuordnen  und  zur  sicheren  und  schleunigen  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses den  Bau  derselben  auf  Staatskosten  zu  beweritsteliigen. 
Die  seit  jener  Zeit  eingetretene  Entwicklung  der  Verhältniss^ins- 
besondere   aber   die  Gleichstellung   aller  Theile   des  Reiches  und 
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dereii  Vereiaigang  unt^  einer  geineinBamen^  die  rasdie  ErOfibung 
der  Hilfsquellen  der  öfientüchen  Wohlfahrt  bezweckeDden  Oesetx- 
gebung  führten  zu  der  Ueberzevgung,  dass  jene  einzelnen  Linien 
bei  aller  ihrer  Wichtigkeit  und  selbst  in  der  ihnen  seither  zu  Theit 
gewordenen  Erweiterung  mit  Einschluss  der  bestehenden  Privat- 
Bahnen  dem  «ich  kundgebenden  Bedürftiisse  nicht  mehr  genügten. 
Der  Fall  der  Schranken  des  innem  Verkehrs^  die  Entlastung  des 
Grundagenthums,  die  Reform  der  2k)llge6e(zgebung,  die  verein- 
barte Erleichterung  des  Verkehres  mit  den  benachbarten  Staaten, 
die  auf  die  östlidien  Kronländer  ausgedehnte  österreichische  Civil- 
Gesetzgebung  und  die  Erweitening  der  Wirksamkeit  der  National- 
Bank  übten  einen  eben  so  raschen  als  wohlthätigen  Einfluss  auf 
den  Aufsdiwung  der  Boden -Cultur,  auf  die  Entwicklung  der  In- 
dustrie und  die  Verzweigungen  des  Handels.  Die  hierdurch  ge- 
steigerten Anforderungen  au  den  Verkehr  Hessen  die  Nothwendig- 
keit  einer  schnelleren  und  für  die  Bewegung  grösserer  Gütermengen 
gee^eten  Circulation  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  des 
Reiches  erkennen,  welche  nur  durch  eine  Vervollständigung  des 
Systems  der  Eisenbahnen  erzielt  werden  kann,  die  tiberdiess  durch 
die  inzwischen  in  den  Nachbarstaaten  erfolgte  Vervielfältigung  der 
Eisenbahnlinien  geboten  schien,  um  der  hiermit  drohenden  Gefahr 
der  Ablenkung  des  Verkehrs  nach  anderen  Richtungen  zu  begegnen. 
Welche  überwiegende  Vortheile  der  Bestand  der  alle  einzelnen 
Hieile  des  Reiches  verbindenden  Eisenbahnen  für  die  Verthekii- 
gungsfUhigkeit  des  Reiches  darbietet,  wurde  durch  die  Erfahrung 
überzeugend  daigethan. 

In  AUergnädigster  Erwägung  dieser  Verhältnisse  haben  Seine 
k,  k.  Apostolische  Majestät  —  bewogen  von  der  erhabenen  FUr- 
BOige  für  das  rasche  Aufblühen  der  Wohlfahrt  des  Kaiserreiches 
und  für  die  Erhöhung  seiner  Wehrkraft  —  den  Allerhöchsten  Befehl 
erlassen,  bei  der  Anlage  der  Eisenbahnlinien  des  österreichischen 
Kaiserreiches  nach  einem  wohlüberdachten,  alle  Theile  des  Staats- 
gebietes angemessen  berücksichtigenden  Systeme  vorzugehen,  und 
sowohl  in  der  Richtung,  als  in  der  Verzweigung  der  Linien  einem  im 
Voraus  entworfenen,  in  strategischer,  national-ökonomischer  und  han- 
delspolitischer Rücksicht  wohlbegründeteu  Eisenbahnnetze  zu  folgen. 

Diesem  Allerhöchsten  Befehle  gemäss  wurde  mit  Berücksich- 
tigung der  Bedürfnisse  des  Reiches  und  jedes  Kronlandes  insbe- 
sondere das  Eisenbahnnetz  für  den  österreichischen  Kaiserstaat 
entworfen,   von  Seiner   k.   k.    Apostolischen  Majestät  Allerhöchst 
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genehmigt  und  dem  Handek-MisiBteTium  zur  YeiöfleDftlidimig  dieses 
Eäaenbabmietzes  die  AUergnädigste  Ennächtigung  ertlieilt 

Das  gedachte  Eisenbahnnetz  (nach  seiner  Yollendang  in  einer 
Gesammtlänge  von  ungefilhr  1.268  deutsehen  Meilen)  enthält  ausser 
den  bereits  voUendete^p  oder  im  Baue  begonnenen  Eisenbahnen  und 
vorbdbaltlich  aller  nach  Umständen  etwa  erforderlichen  Abänderun- 
gen und  Ergänzungen  folgende  Hauptrichtungen: 
Wien-Iinz-Salzburg  bis  zur  bairi-     Oedenbuig  -  6r.  -  Eaniseha^ 


sehen  Gränze,* 
linz  bis  an  die  baiiische  Gränze 

gegen  Passau, 
Prag -Pilsen    an    die    bairische 

Orttnze    g^en   Ambeig   und 

Nürnberg, 
Pilsen  -  E^er  -  Asch , 
Pilsen -Bud  weis, 
Aussig  -  Teplitz  -  Eger , 
Reichenberg   an  die    sächsische 

Gränze  bei  Zittau, 
Reichenberg  -  Pardubitz , 
Oswiecim  -  Podgorze , 
Oswi^dm  -  Chehnek    zum    An- 
schlüsse an  die  Krakauer  Bahn, 
Krakau  -  Przemysl  -  Lembei^- 

Biody, 
Przemysl -Czemowitz  bis  an  die 

Gränze  der  Moldau, 
Pest-Miskolcz-Easchau  bis  zum 

Anschlüsse  an   die  galizische 

Bahn, 
Debreczin  -  Tokay  -  Miskolcz ,  • 
Ofen-Stuhlweissenburg  -  Gr.  -  Ka- 

nischa- Agram, 


Gr.  -  Kanischa-  Fünfkirchen , 
Gr.  -  Kanischa  -  Marburg , 
Szegedin-M.-  Theresiopel-Mohäcs^ 

Essek, 
Szegedin  -  Peterwardein  -  Semlin , 
Szolnok-Arad, 
Temesvär- Weisskirchen  \Ab  an 

die  Donau, 
Temesv&r  -  Arad  -  Hermannstadt 

bis  an  die  walachische  Gräuze 

und  Kronstadt, 
Hermannstadt  -  Karlsbui^  -  Klau- 
senburg  zum   Anschlüsse   an 

die  ungrische  Bahn, 
Flume-St  Peter  zum  Anschlüsse 

an  die  südliche  Staatsbahn, 
Klagenfurt-  Marburg , 
KlagenAirt  -  Villadi  -  Udine , 
Innsbruck-  Botzen , 
Mantua  -  Borgoforte 

Schlüsse    an    die 

Central- Bahn, 
Bergamo -Lecoo, 
Mailand  -  Piacenza , 
Mailand  •'PäTia. 


zum    An- 
italienische 


Durch  dieses  Eisenbahnnetz  wird  die  österreichische  Monarchie 
mittelst  dreier  Hauptlinien  von  Westen  nach  Osten  nind  mittelst 
eben  so  vieler  Linien  von  Süden  nach  Norden  durchschnitten,  und 
es  werden  die  wichtigsten  Orte  der  Monarchie  nicht  bloss  unter- 
einander, sondern  auch  mit  sämmtlichen  Nachbarstaaien  in  segen- 
verheissende  Verbindung  gebracht 

Um  die  raschere  Vollendung  dieses  Eisenbahnnetzes  herbeizu- 
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ftlhren^  haben  ferner  Seine  k.  k.  Apostolische  Haiestät  dem  Grund- 
satze nach  Altergnädigst  genehmigt,  dass  Privat -Unternehmungen 
aeh  an  der  Ausftlhnin^  dieser  Eisenbahnen  betbeiligen  können^ 
und  zwar  entweder  unmittelbar  oder  in  Oemeinsehaft  mit  der  Staats- 
verwaltung (durch  eine  werkthäüge  Betheifigung  oder  Unterstützung 
der  tetzteren,  wo  Überwiegende  GrUnde  hierzu  obyralten);  die  Ent- 
scheidung der  fVage,  ob  die  bezügliche  Bahn  Privaten  zum  Baue 
und  Betriebe  fiberlassen  werde,  ist  in  Folge  der  diessfalls  von  den 
Privaten  zu  stellenden  Ansuchen  fbr  jeden  einzelnen  Fall  der  Aller- 
höchsten Schlussrassung  vorbehalten. 

Um  diese  Allerhöchsten  Begünstigungen  des  Privat-Eisenbahn- 
Baues  desto  wirksamer  und  erfolgreicher  zu  gestalten,  wurde  in 
Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  8.  September  1854 
mit  der  Verordnung  des  Handels-Ministers  vom  14.  September  1854 
eine  neue  Vorschrift  ftlr  die  Concessions-Erthdlung  erlassen ,  welche 
in  Vergleichung  mit  den  früheren  diessfilHigen  gesetzlichen  Anord- 
nungen den  Privat -Eisenbahnbau -Unternehmungen  besondere  Er- 
leichterungen und  Vortheile  gewährt.  Auf  diese  Weise  wird  einer- 
seits der  Privat -Speculation  bei  dem  Eisenbahn-Bau  in  Oesterreich 
ein  gewinn  versprechendes  Feld  eröflhet,  andererseits  aber  jedes 
Privat -Unternehmen  dem  Dienste  der  Gesammt- Interessen  unter- 
geordnet und  auf  solche  Weise  das  öffentliche  Wohl  mit  den  auf 
Gewinn  berechneten  Unternehmungen  der  Einzelnen  in  volle  Ueber^ 
einstimmung  gebracht 

Die  im  vorstehenden  Artikel  aufgezählten  Eisenbahnen  um- 
fassen eine  Länge  von  744  Meilen^  wenn  man  hierzu  noch  die  in 
diese  Aufzählung  nicht  einbezogenen  Bahnen ,  welche  Im  Jahre  1854 
bereits  vollendet,  im  Beiue  t)egrifl^^n,  oder  doch  Allerhöchst  geneh- 
migt waren,  mit  524  Meilen  rechnet,  so  ergibt  sich  fitr  das  <)8ter- 
reichische  Eisenbahnnetz  eine  Gesammtlänge  von  1.268  Meilen. 
Durch  die  Ausflihrung  aller  dieser  Linien  würde  sich  das  ESsen* 
bahnnetz  Oe8terreich''8  in  der  Art  vervollständigen,  dass  alle  Ein* 
gangs  bezeichneten  Linien  als  verbindende  Fäden  dieses  Netzes 
hergestellt  wären.  Es  würde  nämlich  dieses  Netz  in  sich  begreifen : 
aj  Die  von  Wien,  als  dem  Mittelpuncte  desselben,  nach  den  Grän« 
zen  det  Monarchie  reichenden  Linien  im  Südwesten  bis  an  die 
Gränze  der  fremden  italienischen  Staaten  und  der  Schweiz,  im 
Süden  b»  an  das  adriatische  Meer  und  die  türkischen  Gränzen,  ini 
Sodosten  bis  an  die  walacbische  Gränze,  im  Osten  an  die  mol* 
dänische  Gränze,  im  Nordosten  an  die  russische  Gränze,  im  Norden 

V.  Czoornig,  Opsterreich'»  Neuge$t«Uun((.  26 
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an  die  rosBiseh-poloiselie,  preuasisdie  und  sftchnsche  Orinze^  im 
Nordwesten  und  Westen  an  die  bttinsche  Orfinze.  Die  von  der 
Sisenbabn' berfthrten  OrftmBpnncte  wären  Paria,  I^cenza,  Boigo- 
forte,  Venedig,  Triesl,  Fiume,  Karistadt,  SemKn,  Basiaach,  Her> 
mannstadt,  Kronstadt,  Itdtani  (südlich  von  Czemowiiz),  Brody, 
Oranica  und  Sec^kowa  bei  Krakau,  Oderberg,  Reichenbei^,  Bo- 
denbaoh,  Eger,  Pilsen  (jenseits  dieser  Stadt),  beiPlEissau,  Sabdmig 
and  Kufstein.  An  fremdländisehe  Eisenhahnllniea  würden  an* 
knüpfen:  Pavia,  naeh  Genua  und  Turin,  PiacenEa' und  Boi^oforte 
an  die  italienische  Central -Bahn,  Granica  und  Szceakowa  an  <fie 
Warschauer  und  oberseiilestsche  Eisenbahn,  Oderbeig  an  Breslau 
und  Berliu,  Reidkenberg  an  Zittau,  Dresden  und  Berlin,  Bodec* 
baeb  au  Dresden,  Eger  an  Hof  oder  Kulmbach,  Pilsen  an  Kam* 
berg  und  Regensburg,  Passau  ün  Begensburg,  Salzburg  an  MOn* 
oheo,  Kttfstein  an  Bosenheim  ulld  durch  dieses  an  München,  bj  Im 
Norden  des  Reiches  ginge  die  Verbindung  von  Eger  über  Aussig, 
Prag,  OlmUtx,  Oderberg,  Oswiecim,  Krakau,  Lemt>erg  nach  Brody 
und  Gsernowitz.  c)  Im  Süden  des  Reiches  würde  man  gelangen 
von  Pavia  über  Mailand,  Verona,  Mestre,  Udine,  Nabresina,  Lai- 
baieh,  Bteinbrück,  Agram,  Kaniselia,  Fünfliirchen,  Moh4cs,  Baja, 
Ssegedin,  Temesvär  nach  Hermannstadt  und  Kronstadt,  d)  Duieh 
die  Mitte  des  Reiches  ginge  fast  parallel  mit  obigen  Linien  von 
Westen  nach  Osten  jene  von  Salzburg  und  Pfeissau  über  Linz  naqli 
Wien,  Pest,  Deforeczin  und  Grosswardein.  ej  Von  Norden  nach 
Süden  an  der  Westgrflnze  des  Reiche  die  Linie  von  Eger  über 
Pilsen,  Budweis,  Linz,  Salzburg,  Kufstein,  Innsbruck,  Botcen, 
Verona,  Pavia  und  Borgoforte.  f}  Von  Norden  nach  Süden  in  der 
Mitte  des  Reiches  von  Szczaköwa  (Krakau)  über  Tamöw,  Kasehau, 
Miskolcz,  Debreeain,  Siolnok,  Arad,  Temesvär,  Baja  nach  Esaek 
und  Sendin*  gj  Von  Norden  nach  Süden  an  der  Ost- Grunze  des 
Reiches  von  Oernowitz  über  KlauseutHirg  nach  Uermannstadt. 
kj  Diagonal  von  Nordwesten  nach  Südosten  würde  die  Linie  voa 
Eger  über  Prag,  Wien,  Pest,  Temesvdr,  nach  Basiasch  und 
Kronstadt  streichen,  i)  Diagonal  von  Südwesten  nach  Nordosten  liefe 
die  Linie  von  Pavia,  Mailand,  Verona,  Udine,  Laibach,  Agram, 
Ofen  und  Debreczin  nach  Czernowitz. 

Bei  der  ungeheueren  Ausdehnung  dieser  einen  ansehnlichen 
Theil  von  Mittel  -  Europa  umfassenden  Linien  und  bei  der  in  der 
jüngsten  Zeit  noch  bedeutend  erböliteu  Kostspieligkeit  des  Efaen^ 
baknbaues  konnte  selbstverständlich  die  Voranssetzimfi^  gelten,  daas 
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ea  einer  Reihe  von  Jahren  bedttrien  wArde,  ehe  jene  Linien  voll* 
ständig  zun  AiKsbaue  gelangen.  Desto  (Iberraaehender  musste  die 
Rabrigkdt  eiadieinen ,  welche  sich  in  Oesterreich  in  der  jüngsten 
Zeit  in  den  Eisenbahn -Unternehmungen  kund  gab.  Kaum  waren 
zwei  Jahre  voflossen.,  seit  das  neue  Concessions-Gesetz  in  Wirk- 
samkeit trat  und  daa  Eisenbahnnetz  veröfientlicht  wurde,  und  schon 
waren,  ungeachtet  des  solchen  Unternehmungen  hindernd  entgegen* 
getretenen  kriegensohen  Zeitlaufes,  die  Bewerbungen  um  37  ver* 
sdiiedene  Eisenbahnen  in  einer  Gesammtlänge  von  1.168  Meilen 
angemeldet,  welche  nicht  nur  alle  Verzweigungen  de«  au^estellten 
Eisenbahnnetzes  in  sich  enthalten,  sondern  demselben  noch  neue 
Linien  hinzuAlgen;  diese  neu  erwachte  Thätigkeit  biklet  de« 
sehlagendsten  Beweis  von  der  durch  die  Erlassung  jener  Verfltgun- 
gen  beurkundeten  richtigen  Erkenntniss  des  obwaltenden  Bedürf- 
nisses und  von  dem  Vertrauen  in  die  Hilfsquellen  des  Kaiserstaates, 
van  deren  Eröffnung  durch  die  verbesserten  und  vermehrten  Com* 
mnnicationsrMittel  der  rek^bste  Erfolg  für  das  Gedeihen  des  Staates 
und  der  Privaten  mit  Zuversicht  erwartet  wird. 

Um  die  in  dem  Eisenbahnwesen  herrsch^ide  Bewegung  tlber^ 
sichtlich  zu  machen,  erscheint  es  passend,  hier  die  Naehweisung 
der  bereits  dem  Betriebe  eröffneten,  der  im  Baue  begriffenen,  der 
definitiv  oder  vorlftufig  concessionirten  und  der  im  Stadium  der 
Vorbereitung  befindlichen  Strecken  der  Staats-  und  Privat- Eisen- 
bahnen anzureihen.  Vorläufig  aber  muss  nod)  der  Verttnderungen 
Erwähnung  gethaa  werden,  welche  seit  dem  Beginne  des  Jahrea 
1864  in  dem  Bestände  der  Staats-  und  der  Privat-Bahnen  erfolgten. 
Als  Staatsbahnen  wurden  ursprünglich  gebaut  und  in  Betrieb 
gesetzt:  die  nördliche  Staatsbahn  von  BrOnn  und  Olmtttz  bis 
B.  Trübau  und  von  B.  Trttbau  über  Prag  bis  an  die  sächsische  Gränze 
aäohst  Bodenbach  *,  63%  Meile  lang,  die  südliche  Staatsbahn 
VCD  CUoggnitz  bis  Triest,  66  Meilen,  die  südöstliche  Staats* 
bahn  voa  Pressburg  bis  Waitzen  und  von  CzeglM  bis  Szege- 
din,  38%  Meile,  die  östliche  Staatsbahn  von  Krakau  bis 
Dehka  und  von  Oswiecim  bis  Trzebinia,  18  Meilen,  die  lombar* 
disch- venezianische  Staatsbahn  von  Verona  bis  Coccaglio 
und  von  Tmviso  bis  Casarsa,  20yj  Meile,  die  Montan-Bahn  von 

*  Der  Betrieb  der  an  die  sichsiscfae  8 lasts- Eisenbahn  anknüpfenden 
Strecke  von  Bodenbach  bis  an  die  sächaiscbe  Qrftnze,  V/.^  HeiJe,  warde 
an  die  königlich-säehsifiche  R^erung  überiaseen. 
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Oravicza  nach  Basiasch,  8  Mtilen,  zusamtnen  214*/,  Meile.  Hiemn 
reihen  sich  jene  Bahnen,  welche,  ursprünglich  von  Privat- OeeelU 
schallen  erbaut,  durch  Ankauf  an  den  Staat  übergingen,  und 
theils  den  Stamm  der  obenerwähnten  Staatsbahnen,  theils  die  Ver- 
längerung  derselben  bilden,  nämlich  die  Krakau-oberschle- 
sisohe  Bahn  von  der  preussischen  Orftnze  nfiehst  Seczakowa  bis 
Krakau  nebst  der  Zweigbahn  von  Szczakowa  nach  Gianica,  9  Mei- 
len, die  ungrische  Oentral-Bahn  von  Marcfaegg  nach  Press- 
burg und  von  Waitzen  aber  Pest  nach  Szolnok,  20'/,  Meile,  die 
lombardisch-venezianische  Ferdinands-Bahn  von  Venedig 
bis  Verona  und  Mantua,  mit  der  Abzweigung  von  Mestre  nach 
Treviso  und  der  Bahnstrecke  von  Mailand  nach  Treviglio,  26'/,  Meile, 
dieMailand-Monza-Como-Bahn,6Meilen,  dieWien-Glogg- 
nitzer  Bahn  mit  der  Ausästung  von  MödKng  nach  Laxenburg 
und  von  Wiener -Neustadt  nach  Katzelsdorf,  10%  Meilen,  endlich 
die  Oedenburger  Bahn  von  Katzelsdorf  nach  Oedenburg, 
8%  Meilen,  im  Gkmzen  1G>%  Meile.  Von  der  Staats-Verwal- 
tung ursprünglich  in  Bau  genommen  wurden:  die  Wiiaier 
Verbindungsbahn  von  dem  Süd -Bahnhofe  zum  jNbrd- Bahnhofe 
1  Meile,  von  welcher  die  Hälfte  schon  im  Betriebe  steht,  die  Strecke 
von  Debica  nach  Rzeszöw,  6  M^len,  die  Zweigbahnen  von  Bier- 
zanöw  nach  Wieliczka,  von  Podleze  nach  Niepolomice  und  von 
Szczakovia  nach  Jaworzno,  2  Mieilen,  die  Linie  von  Szolnok  nach 
Debreczin  mit  der  Ausästung  von  Püspök-Laddny  nach  Orosswar- 
dein,  25  Meilen,  jeiie  von  Szegedin  nach  Temesv4r,  15  Meilen, 
von  Oravicza  lach  Steierdorf,  6  Meilen,  von  Fünfldrdien  nach 
Mohäcs,  8%  Meile,  von  Stein  brück  nach  Agram,  10  Meilen,  von 
Innsbruck  bis  zur  bairischen  Oränze  nächst  Kufstein,  10  Meilen, 
von  GoGcaglio  nach  Bergamo,  4  Meilen,  von  Casarsa  nach  Udine, 
4%  Meile,  von  Verona  nach  Botzen,  lOy,  Meile,  zusammoi 
11174  Meile.  Demnach  umfassten  die  Staatsbahnen,  bevor  die 
einzelnen  Theile  an  Privat -C^esellschaften  übergingen,  2M  Meilen^ 
welche  bereits  im  Betriebe  standen,  und  111 V«  Meile,  welche  im 
Baue  begrifien  waren,  sohin  im  Ganzen  40274  Meile.  Nebstbei 
sind  noch  jene  Bahnstrecken  zu  erwähnen,  deren  Bau  von  der 
Staatsverwaltung  vorbereitet  wird  (oder  vor  Ueberlassung  der  be- 
züglichen Strecken  an  Private  vorbereitet  wurde)  und  woftlr  zum 
Theile  die  Projeote  in  der  Arbeit  sind,  ohne  dass  der  Wirkliche 
Bau  schon  in  Angriff  genommen  wäre.  Dahin  gehören  die  an  die 
lombardisch -venezianische  Eisenbahn -Gesellschaft   ttbeigegangenen 
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Sitecken  tqq  Udioe  nach  Nalnresiiia,  durch  welche  die  loinbardbch- 
veneziaQische  Bahn  mit  der  südlichen  Staats-Eisenbahn  in  Verbin 
jäjxng  tritt,  9  Meilen,  von  Mantua  nach  Borgofprte,  2  MeileO) 
welche  die  erstere  mit  der  italienischen  Central-Bahn  in  Zusammen- 
hang bringen  wird,  dann  von  Bergamo  nach  Mouza,  4'/,  Meile ', 
zar  Herstc^ung  der  Eisenbahn- Verbindung  von  Venedig  nach  Mai- 
land bestimmt,  femer  die  an  die  östliche  Staatsbahn  sich  anschhea- 
senden  Strecken  von  Rzeszöw  über  Jaroslau  nach  Przemjsl, 
11 V2  Meile,  die  von  der  galizischen  Eisenbahn -Gesellschaft  aus- 
zuführenden Strecken  von  Przemjsl  nach  Lemberg,  IS*/,  Meile, 
und  von  Lembei^  über  Oemowitz  bis  an  die  moldauische  Grftnze 
bei  Itzkani,  64  Meilen,  die  an  die  kroatische  Eiisienbahn- Gesell- 
schaft fallende  Strecke  von  Agram  nach  Sissek  und  Karlstadt, 
13%  Meilen,  endlich  die  dem  Staate  noch  verbleibenden  Strecken  von 
St  Peter  (an  der  Süd-Bahn)  nach  Fiume,  7  Meilen,  von  Salzburg 
nach  Leoben  (in  der  Richtung  von  Brück,  an  der  Mur),  27  Meilen, 
von  Czap  nach  Szigeth  {fUr  den  Sak-Transport),.  25  Meilen,  ferner 
von  Czap  nach  Unghvir  (ftlr  den  Holz -Transport),  3  Meilen,  und 
von  Hieflau  nach  Eisenerz  (Montan -Bahn),  3  Meilen,  zusammen 
183%  Meile. 

Seither  hat  der  neuerlich  angenommene  Grundsatz,  dass  der 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vorzugsweise  den  Privat -Kräften 
zu  überlassen  und  die  Staatsverwaltung  nur  dort  einzutreten  berufen 
sei,  wo  diese  Privat-Kräfte  nicht  zureichen,  eipe  rasche  Durchfüh- 
rung erhalten,  wodurch  das  Verhältniss  der  Staats-  zu  denPrivat- 
Bahnen  ein  wesentlich  anderes  geworden  ist.  Diese  DurcUtlhrung 
begann  mit  dem  Uebereinkommen,  welches  die  Staatsverwaltung 
am  1.  Januar  1855  (unter  nachfolgender  Allerhöchster  Genehmigung 
vom  8.  Januar  1855)  mit  einer  Gesellschaft  österreichischer  und 
französischer  Capitalisten  traf,  kraft  dessen  derselben  mehrere  Linien 
der  Staats -Eisenbahnen  ftir  die  Dauer  bis  zum  31.  Decemberl947 
überlassen  wurden.  Diese  Concession  umfasste:  1.  die  nördliche 
Staatsbahn  von  Bodenbach  bis  Brunn  und  Olmütz;  2.  die  südöst- 
liche Staatsbahn  von  Marchegg  nach  Szolnok  und  Szegedin ;  3.  die 
im  Baue  begriffene  Staatsbahn  von  Szegedin  nach  Temesvdr;  4.  eine 
von  Temesvdr  gegen  die  Donau  zu  erbauende  Eisenbahn,  welche 

*  Diese  Strecke .  wurde  neuerlich  aufgegeben  und  dafür  die  Strecke 
von  Betigamo  nach  Treviglio  in  Bau  genommen  und  der  Bau  derselben 
auch  bereits  zu  Ende  geführt.    8.  S.  408. 
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in  die  von  LSseawa  über  Oravicza  nacli  Baffliamh  fahrende  fiSsen- 
bahn  einmünden  soll;  5.  die  Eisenbahn  von  Lissawa  (Stelerdorf) 
nach  Basiasch.  Die  hierftlr  sm  entrichtende  Summe  betrftgt  ITOi 
Millionen  Franken  (65^540.000  fl.)^  welche  in  kKngender  Münze  in 
36  Monatsraten  zu  entrichten  sind.  Gleichzeitig  übertrug  die  Staut»* 
Verwaltung  an  die  gedachten  Capitalisten  das  Eigenthum  mehrerer 
Mineral -Kohlengruben  in  Böhmen  ^  der  Bergwerke,  Steinkohlen- 
gruben, dann  Hüttenwerke  im  Banate  nebet  den  der  Montan -Ver- 
waltung daselbst  gehörigen  Domftnen  *  um  den  Preis  von  90  Mil- 
lionen Franken  (11,550.000  fl.),  welche  ebenfitlls  in  36  Monatsraten  zu 
entrichten  sind.  Die  Staatsverwaltung  leistet  für  die  auf  die  conoes- 
sionirten  Eisenbahnen  aufgewendeten  Ankauf»-,  Bau-  und  Einnch- 
tungs- Kosten  die  Garantie  von  5  Percent  Zinsen  und  V^  Percent 
ffar  die  Amortisation  bis  zum  Betrage  von  77  Millionen  Gulden  iu 
der  Art,  dass  die  kraft  dieser  Garantie  wirklich  ausbezahlten  Sum- 
men als  ein  zu  4  Percent  verziDslicher  Vorschuss  beimndelt  werden^ 
welcher  in  dem  Maasse  zurüekzubezahlen  ist,  als  der  Reinertrag 
jener  Bahnstrecken  5*/^  Percent  des  erwähnten  Anlage -Capitals 
übersteigt.  Die  gedachten  CapitaHsten  gründeten  zum  Betriebe  der 
ihnen  überlassenea  Eisenbahnen  und  Liegenschaften  eine  Actien- 
Gesellschaft ,  welche  den  Titel:  K.  k.  privilegirte  Staats- 
Eisenbahn-Gesellschaft  ftlhrt  und  alsbald  in  Wirksamkeit  trat. 
Die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahnstrecken  (welche  schon 
vom  1.  Januar  1855  an  für  ihre  Rechnung  verwaltet  worden  waren) 
übernahm  sie  am  1.  April  1855  in  eigene  Regie.  Die  Strecke  von 
Szegedin  nach  Temesväer,  welche  die  Staatsverwaltung  hätte  aos- 
iMiuen  und  nach  der  Vollendung  an  die  Gesellschaft  zu  Ende  1856 
übergeben  sollen,  ging  durch  neuerliches  Uebereinkommen  (vom 
10.  iuni  1856)  unmittelbar  in  der  Art  an  die  Gesellschaft  über, 

'  Das  an  die  Gesellschaft  übertragene  Staatseigen th am  umfiiast  die 
Braonkohleolager  bei  Sobochleben  und  die  Steinkohlenwerke  von  Kladno 
und  Brandeisl  ja  Böhmen^  die  Kupferwerke  (zum  Theil  mit  Silber-  und 
Elaenstein- Bergbau)  >on  Oravicza  mit  Csiklova,  Dognacska,  Saska  und 
üoldova,  die  Steinkolilen werke  von  Doman,  Kuptor-Sseknl  und  Steier- 
doif ,  die  Eisenwerke  und  Eisensteingruben  \ou  Reschitza  mit  Fraiizdort' 
(zugleich  Steinkohleugrube)^  Bogsehan  (zugleich  Kupferhammer),  Oiadna. 
Moiaviza  und  Hamina^  sammtlich  im  Banate,  endlich  die  dem  Montan- 
Aerar  daselbst  gehörigen  Qrondstücke  und  Waldungen  (97.000  Joch), 
daim  die  dem  Cameral  -  Aerar  in  den.  Bezirken  Oravicza  und  Bogsehan 
eigenthümlichen  Qriiüdstücke  (113.000  Joch)  und  Gebäude. 
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däas  dieaettie  den  begDonenen  Bau  ftar  eigene  BeohouDg  fortaet^ 
und  dafür  eine  Pausehsamme  erhielt,  von  welcher  die  aaf  .diesen 
Bau  bereits  verwendeten  Betrage  in  Abzug  zu  bringen  waren.  Me 
Weiterführung  dieser  Bahn  bis  an  die  Oravicza-Bahn,  in  welclie  sie 
bei  der  Station  Jassenovä  einmünden  wird,  ist  bereits  in  Angriff 
genommen  worden  uud  soll  bis  Ende  1857  bewerkstelligt  sein. 

Eine  weitere  Aeaderung  in  dem  Bestände  der  Staatsbahnen 
trat  durch  die  Ueberlassung  dei[  lombardisch -venezianischen  Staats- 
Eisenbahn  an  eine  Gesellschaft  österreichischer,  französischer  und 
englischer  Capitalisten  mittelst  des  unterm  14.  März  1856  abge- 
sehlossenen  und  unterm  17.  April  1856  Allerhöchst  genehmigten  Ver- 
trages ein.  In  Folge  dieses  Vertrages  gehen  an  die  von  jenen 
GapitaKsten  gebildete  ,,Actien-6e6ellschaft  der  lombardisch- 
veneeiauischen  Eisenbahnen"^  auf  die  Dauer  bis  zu  Ende 
des  Jahres  1948  über:  aj  die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Strecken 
der  lombardisch- venezianischen  Staats-Eisenbabn :  Venedig-Coccagliu, 
Verona -Hantua  und  Mestre-Casarsa,  dann  Mailand -Treviglk)  und 
Mailand -Como  (Üamerlata);  bj  die  im  Baue  b^riffenen  Strecken 
von  Coccaglio  nach  Bergamo  und  von  Casarsa  nach  Nabresina; 
ej  diejenigen  Strecken,  welche  zur  Vervollständigung  des  lombar- 
disch-venezianischen Eisenbahnnetzes  zu  erbauen  und  in  Betrieb  zu 
setfisen  die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  nämlich  Bergamo  -  Monza, 
Mailand -Piacenza,  mit  der  Ausästung  von  Melegnano  nach  Pavia 
zum  Anschlüsse  an  die  italienische  Central -Bahn  und  an  die  sar- 
dinischen Bahnen,  Mailand -Buffalora  zum  Anschlüsse  an  die  sardi- 
niscfaen  Bahnen,  Mailand -Sesto  Calende  an  das  Ufer  des  Lago 
Maggiore,  Mantua-Borgoforte  zum  Anschlüsse  an  die  italienische 
Central- Bahn.  Ueber  die  Fortsetzung  der  Strecke  Mailand-Tre- 
vigKo  bleibt  es  der  Gesellschaft  überlassen,  bis  Ende  1857  den 
Antrag  zu  stellen.  Der  Gesellschaft  wird  überdiess  die  freie  Mit- 
benützui^  der  Bahnstrecke  von  Nabresina  nach  Triest  und  der 
Bahnhöfe  an  diesen  beiden  Endpuncten  der  eben  erwähnten  Strecke 
zuge^aden^  wogegen  .ftlr  die  in  der  Staats -Regie  verbleibende 
Bahnstrecke  von  Botzen  nadi  Verona  die  freie  Mitbenutzung  der 
beiden  Bahnhöfe  von  Verona  bedungen  wird.  Als  EntschädiguAg 
fUr  die  auf  jene  Bahnen  bereits  verwendeten  Kosten  entrichtet  die 
Gesellschaft  an  die  Staatsverwaltung  die  Summe  von  100  Millionen 
österreichisdier  Lire  (33%  Millron  Gulden),  wovon  20  Millionen 
Lire  drei  Monate  nach  der  erfolgten  Allerhöchsten  Genehmigung 
des  Vertrages,   50  Millionen  Lire  in  ftiuf  nacheinander  folgenden 
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Jahreenten  su  entricMen  sind,  viid  die  ietelen  30  Mittioiiea  Life 
in  der  Art  abgestattet  werden^  dass,  wemu  die  gedamniten  eonees- 
«onirten  Bahnen  ein  jährliches  Ertrttgmsa  von  mehr  als  7  Peroeoi 
abwerfen,  die  Hälfte  des  Ueberschiisses  su  der  Abtragung  dieser 
Summe  zu  verwenden  ist,  welche  letztere  Summe  inzwischen  auf 
20  Millionen  vermindert  wird,  wenn  die  Gesellschaft  es  vorrieht) 
dieselbe  in  zwei  Jahresraten  nach  erfolgter  Abtragung  obiger  70  Mil- 
lionen zu  erlegen.  Die  Strecke  von  Cocci^lio  nach  Bergamo  mass 
binnen  zwei  Jahren ,  jene  von  Bergamo  bis  Monza  und  von  Casarsa 
bis  Nabresina  binnen  drd  Jahren  und  jene  von  Mailand  nach  Pia- 
oenza  binnen  ftlnf  Jahren  vom  1.  Juli  1856  an  vollendet  und  dem 
Betriebe  übergeben  sein.  Zu  den  Kosten  des  schwierigen  Baues 
der  Brücke  über  den  Po  nächst  Piacenza  trägt  die  Staatsverwaltung 
die  Hälfte  des  hierHlr  bestrittenen  Aufwandes  bei  und  leistet  ftlr 
die  gesammten  Kosten  des  Ankaufes  und  des  Baues  die  Grarantie 
von  ö'/j  Percent  ftlr  Zinsen  und  Amortisaäon  in  der  oben  erwähn* 
ten  Art.  Späterhin  hat  (mit  Allerhöchster  Entschliessung-  vom 
27.  November  1856)  diese  Concession  dahin  eine  Aenderung  erlit- 
ten, dass  die  Strecke  Bergamo -Monza  au%egeben,  dagegen  der 
Gesellschaft  das  Recht  verliehen  wurde,  die  Bahn  von  Bergamo 
nach  Gassano  an  die  Mailand -Treviglio- Bahn  zu  fuhren  und  die 
Mailand -Treviglio- Bahn  über  Grema  bis  Gremona  zu  verlängern. 
Ferner  wurde  eventuell  die  unmittelbare  Verbindung  4er  bestehenden 
Bahnstrecken  durch  den  Bau  der  Strecke  GoccagUo-Treviglio  angeord- 
net^ der  Bau  der  Sti*ecke  Bei^amo-Treviglio  (Gassano)  ist  auch  be- 
reits beendigt  worden,  so  dass  die  direote  Verbindung  zwischen 
Mailand  und  Venedig  mittelst  der  Eisenbahn  hergestellt  ist  Dass 
derselben  Gesellschaft  auch  der  Bau  und  Betrieb  der  italienisehen 
Cetitral-Bahn  übertragen  wurde,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden. 
In  Ungern  gab  es  noch  eine  Bahnstrecke,  welche  auf  Staats- 
kosten erbaut  wurde,  jene  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Gross  wardein.  Diese  Strecke  würde  in  ihrer  Isolirung  nicht 
mit  Nutzen  zu  betreiben  gewesen  san ,  während  sie  in  den  Uändeu 
von  Privaten  den  Grundstock  eines  ausgebreiteten  Bahn-Syste- 
mes  bilden  konnte.  So  geschah  dieses  auch,  indem  eine  GesdN 
Schaft  von  ungrischeu  Grundbesitzem ,  an  deren  Spitze  Graf  Georg 
Andr^sy  stand,  im  Vereine  mit  der  Gredits- Anstalt  ftlr  Handel 
und  Gewerbe,  hauptsächlich  aber  mit  deutschen  Capitalisten ,  den 
Ausbau  eines  Eisenbahn -Systemes  im  östlichen  Ungern  und  zu 
diesem  Behnfe  die  Gründung  einer  Actien- Gesellschaft  beschloss. 
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Dieses BaliD-Systein  rdeht  von  Arad  aaderfittdasi-Graiiae  UiigefB''e 
faw  an  die  giüizische  Bftha  und  ist  vorzugsweise  zar  Befruchtung  der 
Theiss-Gegend  hesümmt,  wesshalb  jenes  System  aueh  mit  dem  Namen 
der  Tbeiss-Bahn  bezeichnet  wird.  Unterm  28.  September  1856 
erfolgte  die  AUerhöcliste  definitive  Ckinoession^  kraft  welcher  den 
Oonoessions- Werbern  (bezüglich  der  von  ihnen  zu  grtlndendeH 
Aeden-Oesellfichaft)  die  von  Szolnok  nach  Debreczia  und  von 
Paspök-Ladäiij  nach  Grosswardein  führenden,  im  Baue  befind  liehen 
Staats^Bisenbahn-Slreoken  (deren  letztere  von  der  ersteren  abzweigt) 
in  der  Ausdehnung  von  25  Heilen  zum  Ausbaue  ftlr  den  Looomotiv- 
Belrieb  überlassen,  mid  für  diese  Strecken  sowohl  als  für  die 
Strecken  von  Pest  nach  lüskolea,  von  Hiskolear  nachKasohan,  von 
Mi^olez  über  Tokaj-^iaeh  Debreesin,  dann  von  Arad  zum  An- 
schlüsse an  die  Eisenbahniiaie  Szolnok-Debreezin  auf  der  Strecke 
zwischen  Püspdk-Ladäny  und  dem  Imken  Theiss-Ufer  das  aus- 
sehliessende  Recht  zum  Baue  und  zum  Betriebe  nner  Locomoüv- 
Balm  verliehen  wurde.  Femer  wird  den  Coneessionären  das  Vor- 
recht für  die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Kasehau  nach  Oälizien 
zum  Anschlüsse  an  die  dortige  Hauptbahn  mit  einer  Flttgelbabn 
bis  Wallendorf  in  der  Zips  für  den  Zeitraum  von  ftinf  Jahren 
nach  Voltendung  der  obenerwähnten  conoedirten  Bahnen  erthetit. 
Für  die  Oberlassenen  Staats-Eisenbabn -Strecken  sind  die  Cooces- 
sionäre  verpflichtet  dem  Aerar  die  von  demselben  bestrittenen  Bau- 
kosten zu  erstatten  und  zwar  mittelst  der  Uebeigabe  von  Prioritäts- 
Obligalionen,  welche  von  der  Betriebseröffnung  auf  den  gedachten 
Strecken  an  mit  jährlichen  5  Pereent  zu  verzinsen  und  naeh  einem 
von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungspiane  nach  und 
nach  zurückzuzahlen  sind.  Die  Strecke  vom  linken  Theiss^Ufer 
bei  Szolnok  bis  Debreczin  und  von  PüspOk-Laddnj  nach  Gross- 
wardein  muss  bis  Ende  1858^  der  Ausbau  vom  linken  Theiss-Ufer 
gegenüber  von  Szolnok  6is  Szolnok  bis  Ende  1862,  die  Strecke 
von  Arad  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Linie  Szolnok-Debreezin  bis 
Ende  1859  und  die  anderen  Linien  von  Debreczin  über  Miskok» 
nach  Kasehau,  dann  von  Miskoloe  naeh  Pest  müssen  bis  Eude  tdßä> 
beendet  sein.  Für  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlage  -  Gepitals 
leistet  die  Staatsverwaltung  eine  Garantie  von  b*/^  Percent  bis  zur 
Maximal -Summe  von  55  Millionen  Oulden.  Die  Dauer  des  Privi- 
legiums  erstreckt  sich  auf  90  Jahre  vom  1.  Januar  1858  an  gerech- 
net. Die  Lftnge.  der  einzelnen  concessionirten  Strecken  betrügt, 
und  zwar:  von  Szolnok  nach  Debreczin   16  Meilen,   von  Püspök- 
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LftcUny  nach  Grroeswaxdein  9  HeileD^  voa  Fert  aadb  üiskotcc 
(welche  lime  iodess  dnreh  ein  UebevrinkoiünieD  '  mk  der  Staate* 
EiseDbahii-Öesellsehaft  eine  AbküraiDg  erleiden  dürfte)  23  Meilen, 
von  Miskolcz  nach  Kaaciiau  lOy«  Meilen,  von  Mitkolcz  ttberTokay 
uaeh  Debreczin  18  Meilen  und  von  Arad  bie  zum  Anachlusae  an 
die  Szoinok-Debrecsiner  Linie  18 V«  Meilen.  IMew  bildet  eine  Ge- 
«HkimlerstiBoiding  der  eoBceeoionirten  Bahn  von  95'/,  Meife,  woivu 
Boeh  die  eventuelle  Verhuigerung  von  Kasefaau  bis  zürn  Anacbluase 
an  die  galiziscbe  Hauptbahn  mit  27  Meilen  sammt  der  FlQgelbabu 
bis  WaUeiidorf  in  der  Zip«  mit  6  Meilen  zu  rechnen  ist. 

Weiterhin  wurde  mit  der  Allerhöchsten  fintsefaliessuag  vom 
ä.  Januar  1857  genehmigt,  dass  die  östliche  Staatsbahn, 
welche  nur  erst .  noch  einen  minder  bedeutenden  Theil  des  gaiizi- 
sehen  Bahn-Systemes  ausfilllt,  in  der  Absidit,  die  VoUeadung  dieses 
^Sternes  im  Interesse  des  Landes  zu  beschleunigen,  an  die  Gesell- 
sehaft  der  Kaiser-Ferdinsnds-I^onlbahu  übergehe.  Dieselbe  sdlte 
nebst  den  berdto  vollendeten  und  im  Betriebe  stehenden  Streekeü  von 
Oswieoim  bis  'Fizebinia  und  von  der  {u^ussisehen  Gränze  bei  Sacza- 
kowa  über  Trzebinia  und  Krakau  bis  Debica  und  der  im  Baue  be- 
griffenen Strecke  von  Debica  nach  Bee8z6w,  mit  Einsehluss  der 
ebenfalls  im  Baue  befindlichen  Seitenbabnen  nach  Wieliczka  und 
Niepolomioe,  gleichzeitig  die  Concession  zum  Weiterbaue  obiger 
Bahn  von  Rzeszow  über  Jaroslau  nach  Przemysl  erhalten.  Hier- 
durah  hätte  die  Kaiser- Ferdinands -Nordbahn  ihre  vcdle  Ausbildung 
erlangt,  indem  sie  sodann  von  Wien  bis  in  das  Herz  von  Gailizien 
reiehte  und  nach  neun  Endpaneten  hin  Seitenflügel  streckte.  Die 
von  der  Staateverwaltung  bezttglieh  des  Ankaufes  und  des  Baues 
der  übeigebenen  Strecken  bestrittenen  Kosten  hätte  die  Kaiser -Fer- 
dinands-Nordbahn  in  dem  noch  n&her  auezuweisendea  Betrage  (von 
unge&hr  16  Millionen  Gulden)  der  Staatsverwaltung  zu  vei^ten 
und  ttberdiesd  die  Verpflkihtung  zu  übelmehmen,  die  im  Baue  be- 
griffenen oder  neu  anzulegenden  Theile  der  Bahn  binnen  3  Jahren 
zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergeben.  Gleichzeitig  wurde 
auf  die  Fortsetzung  der  galizischen  Bahn  von  Przemysl  über 
Lefnberg  einerseits  bis  an  die  russische  Grftnze  bei  Brody ,  aadereraeits 

^  Diesem  bereits  abgeschlossenen  Ucbereinkommen  gemäss  ttberlasst 
die  Staats -EisenbahngeselLschaft  dS\e  Strecke  von  Szolnok  nach  Cs^l^d 
der  Theiss-Bahngesellschaft,  womack  obige  Linie  eine  •Modification  erleiden 
dürfte. 
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von  Lemberg  Ober  Caseniawftz  bis  an  die  moidattiselie  OfftmEe. 
mit  einer  Tertnodtingdbahn,  welche  von  FnemjBl  ausgehend  die 
letztere  der  beiden  Hauptlinien  am  rechten  Dnieater-Dfer  errefchea 
Bcrfl,  Bedacht  genommen,  und  mit  Allerhöchster  Entdchliewung  vom 
3.  Januar  1857  der  Bau  und  Betrieb  dieser  ausgedehnten  Bahnlinieii 
einer  Gesellschaft  von  gaUzischen  Orundbesitjgem  im  Vereine  mit 
in-  und  auslftndischen  Cspitalisten  ttbeilassen.  Oegenwftrtig  handelt 
es  su^  jedoch  am  den  Üebergang  der  der  Nordbahn  «OesellschaH; 
SKügedachten  Strecke  von  Krakau  nach  Debk»  an  die  galizisdie 
Eisenbahn -Oesellschafl,  womach  die  Nordbahn  ihre  Endponcte  m 
Krakau  und  nächst  SzcsKakowa  an  der  preusMsehen  Grunze  Anden 
wQide.  Die  Dauer  der  an  diese  Gesellschaft  ertheilten  Ckmcession 
beträgt  90  Jalire;  die  Staatsverwaltung  wird  5  Pereent  Zinsen  von 
dem  Anlage -Capitale  (55  Millionen  Gdden)  nebst  y^  Pereent^  ftlr 
die  Amortisation  desselben  gewährldsten  und  die  Bahn  muss  von 
Przemjsl  bis  Lemberg  Ende  1860,  bis  Brody  und  Czemowitz  Ende 
1866  vollendet  sein. 

Der  folgenreiche  Gedanke  der  Herstellung  einer  unmittelbaren 
Schienenverbindung  zwischen  den  ihichtbaren  Produetions- Ländern 
des  Ostens  und  den  Oesierreieh^s  Welthandel  vermittelnden  Abeala- 
orten  an  den  Hafenplätzen  bewog  eidige  Triester  Häuser,  in  Oe- 
meioschaft  mit  in-  und  ausländischen  Capitalisten  sich  bereit  zu 
erklären,  die  Verbindung  der  sOdliclien  nach  Triest  ausmündenden 
Staatsbahn  mit  dem  Banate  und  den  Donau -Ländern  dadurch  her- 
zustellen, dass  ihnen  (oder  der  von  ihnen  zu  gründenden  Gesell- 
schaft) die  im  Baue  stehende  Staatsbahn -Linie  von  Stein  brück 
nach  Agrani  überlassen  werde ,  welche  sie  sich  verpflichten 
würden ,  nach  Sissek ,  bis  wohin  die  Dampfsohififahrt  von  der  Dönan 
aus  reicht,  weiter  zu  bauen  und  eventuell  einerseits  bis  Yukovär, 
andererseits  bis  Karktadt  forhsusetzen ,  um  das  Schienen -System 
zwischen  der  Dran,  der  Save  und  dem  Meere  zu  vervollständigen. 
Die  Hauptaufgabe  dieser  Linie  würde  es  sein,  den  Getreide-  aad 
Holz -Handel  zu  vermitteln,  und  jene  Gebiete  mit  den  überseeischen 
Produeten  zu  versehen.  Die  Linie  bis  Sissek  würde  bis  zum  Monaite 
Juni  des  Jahres  1660  vollendet  sein,  und  es  ist  aUe  Aussicht  vorhanden, 
dass  dieses  bereits  festgestellte  Unternehmen  bald  in^s  Leben  trete. 

Noch  ist  hier  der  FOnfkirchen-Hoh&cser  Bahn  zu  er- 
wähnen, welche  zwar  den  Namen  einer  Staatsbahn  beibehalten  hat, 
aber  auf  Kosten  der  Donau -Dampfechiffliihrts-Gesellsehaft  geba4it 
wurde,  wofttr  letzere  das  Betriebsrecht  auf  dk^ser  Bahn  ftlr  die  Dauer 
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van  45  Jahren  erhielt.  Ke  beginDt  bei  den  der  genannten  G^eaeB- 
«shaft  in  der  Gemeindemarkung  von  Fünfkireben  (bei  der  LocaUlftt 
GeeztenjcVs)  eigenthamlich  zugehörigen  Steinkoblengruben,  läuft  von 
dort  in  der  Richtung  gegen  die  Stadt  Fttnfkirefaen  nach  Oszög,  and 
gebt  von  da  Aber  Villiny  nach  Mohäes  an  der  Donau.  Das 
BedttrfoiBS  der  genannten  Oesellscliaft,  sum  Betriebe  der  Sehiffibhrt 
dne  hinreichende  Menge  Kohlen  von  geeigneter  Qualität  sich  sicher 
isu  stellen^  veranlasste  dieselbe  zu  dem  Ankaufe  und  denn  Flachte 
von  Kohlengruben,  und  zu  dem  Baue  der  erwähnten  Eäsenbahn, 
ohne  welche  die  ausgebrachten  Kohlen  bis  zu  der  8  Meilen  ent- 
fernten Donau  mit  den  vorhandenen  Fuhrmitteln  nicht  hätten  ge- 
bracht werden  kjtanen.  Die  Strecke  von  den  Kohlengruben  nach 
OsEög,  V«  Meilen  lang,  ist  bereits  seit  1854  im  Betriebe^  die  län- 
gere Linie  aber,  von  Üszög  nach  Mohdos,  7%  Meile  hmg,  ist  im 
Jahre  1857  vollendet  und  (Alf  den  Kohlen-Transport)  dem  Betriebe 
übergeben  worden. 

Die  grosse,  in  das  Eisenbahnnetz  Oe8terre]ch''s  einbezogene 
Verbindungsstrasse,  welche  Sod- Deutschland  durch  Tirol  mit  Ober- 
Italien  verbindet,  besteht  gegenwärtig  aus  zwei  mit  einander  nicht 
zusammenhäügenden  Staatsbahnstrecken,  von  Verona  nach  Bo- 
lzen und  von  der  bairische^b  Gränze  nächst  Kuf stein  nach  Inns- 
bruck, zwischen  welchen  sich  die  noch  nicht  in  Angriff  genom- 
mene Linie  von  Innsbruck  i^ach  Botzen  befindet,  eine  Linie, 
die  nicht  nur  durch  die  Uebersehreitung  des  Brenners,  welcher 
Pass  den  niedrigsten  Uebei^angspunct  des  Central-Alpenzuges  bildet, 
sondehi  auch  durch  die  Fahrbarmachung  des  Engpasses  des  Kun- 
tersweges  sehr  namhaite  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hat  So 
eben  ist  eine  Gesellschaft  in  der  Bildung  begriften,  welche  die 
Uebc^lassung  der  genannten  beiden  Bahnstrecken  nach  ihrer  Voll- 
endung vom  Staate  verlangt  und  sich  \erbindlich  macht,  die  zwi- 
schenliegende Strecke  von  Innsbruck  nach  Botzen  bis  zum  Jahre 
lb62  auszubauen.  Auf  diese  Art  würde  eine  der  wichtigsten  mittei- 
europäischen  Bahnen,  das  unmittelbare  Verbindungsglied  zwischen 
Deutschland  und  Italien,  zu  Stande  kommen,  was  einen  nicht 
zu  berechnenden  Aufschwung  des  Vei'kehres  zwischen  diesen  bei- 
den so  reichen  Ländergebieten  zur  Folge  haben  müsste. 

Am  21.  Juni  1851  wurde  mit  Baiem  ein  Vertrag  bezüglich 
der  Anknüpfung  der  österreichischen  an  die  bairisch{en 
Eisenbahnen  geschlossen,  in  dessen  Folge  die  Balm  von  Inns- 
bruck bis  an  die  bairiscbe  Gränze  nächst  Kufstein  und  jene  von 
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Brück  an  der  Mur  bie  an  die  bairieche  Oränze  nächst  Salzburg 
binnen  vier  nnd  bezfiglich  binnen  sechs  Jahren  erbaut  werden  sollte. 
Die  erstere  Btfihn  wurde  von  der  k.  k.  Staatsverwdtmig  so^eioh 
in  Angriff  genommen^  und  der  Bau  derselben  ist  nahezu  voll- 
endet. Anlässlich  der  Projectirung  der  zweiten  Bahn  zeigten  sioli 
die  Hindemisse  bei  der  Ueberschreitung  der  Alpen  im  Salzburgisclien 
so  bedeutend)  dass  die  Vollendung  dieser  Bahn  in  der  anbe- 
raumten Frist  sieh  als  unmöglich  darstellte.  Während  demnach 
die  Vorarbeiten  itlr  diese  Bahn,  fUr  welche  vielleicht  noch  eine 
günstigere  Trace  aufgefunden  wird,  fortdauern,  wurde  die  Herstel« 
lung  der  Biaenfaahn- Verbindung  in  der  Richtung  von  Wien  nach 
Salzbmg  in  raschen  Angriff  genommen,  so  dass  die  Projectirung 
derselben  im  Frühjahre  1856  nahezu  vdlendet  war.  Ein  neuer, 
unterm  21.  April  1856  zwischen  Gestenreich  und  Baiera  abgeschlos- 
sener Vertrag  regelte  den  gegenseitigen  Eäsenbahnanschlus»  dahin, 
dass  sich  Oesterreich  anheischig  machte,  nebst  der  Strecke  von 
Verona  nach  Botzen  auch  jene  von  Innsbruck  bis  an  die  bairisdre 
Oränze  nächst.  Kufstein  bis  zum  1.  October  1858  zu  vollenden  und 
in  Betrieb  zu  setzen,  während  die  Linie  von  Wien  über  Linz  bis 
an  die  bairische  Gränze  nächst  Salzburg,  dann  die  Linie  von  Linz 
bis  an  die  bairische  Gränze  nächst  Passau  binnen  fttnf  Jahren  voll* 
endet  sein  wird.  Ausserdem  sollte  eine  von  Prag  über  Pilsen  ftlhr 
rende  Bahn  bis  an  -  die  bairische  Grenze  in  der  Richtung  gegen 
Amberg  und  Nürnberg  (vorbehaltlich  der  gemeinschaiftliehen  Fest- 
setzung des  gegenseitigen  Anschlusspunetes)  geflihrt,  und  ebenso 
ein  Anschluss  der  böhmischen  Bahnen  an  die  bäurischen  in  der 
Nähe  von  Eger  bewirkt  werden.  Baiem  verpflichtete  sich  dagegen, 
die  Balm  von  München  über  Rosenheim  an  die  Tiroler  Gränze 
nächst  Kufetein  ebenfalls  bis  zum  1.  October  1858  und  die  Fort- 
setzung derselben  von  Rosenheim  an  die  österreichische  Gränze 
nächst  Salzburg  Unnen  fönf  Jahren  zu  vollenden  und  in  dem  glei- 
chen Zeiträume  eine  von  Nürnberg  über  Regensburg  nach  Passau 
fllhrende  Eisenbahn  zu  erbauen,  und  dieselbe  einerseits  mit  der 
böhmischen  Bahn  in  der  Richtung  von  Pilsen  (und,  bezüglich  der 
ober-p&lzischen  Bahn ,  nächst  Eger)  und  andererseits  mit  der  Linzer 
Bahn  nächst  Passau  in  Verbindung  zu  setzen.  Bei  emer  kürzlich 
siattgefundenen  Commission  von  österreichischen  und  bairischen 
Sadiverständigen  wurde  bezüglich  der  von  Pilsen  nach  Nürnberg 
zu  fahrenden  Bahn* der  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnstrecken 
bei  Fürth  aM  der  geeignetste  befunden. 
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Fast  ^eidizritig  mit  dem  AbseUuMe  jenes  Vertrages  wurde 
der  entseheideode  Schritt  zur  ErftlUvng  sriner  vorzflglichsten  Be« 
slimmang  gethan,  indem  die  Coooession  filr  den  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahn  von  Wien  nach  Linz^  von  Linz  an  die  bäurische 
Oränse  nächst  Salzburg,  dann  von  lins  an  eben  diese  Grftaae 
nächst  Pas  sau,  dem  k.  k.  General -Consul  in  Hamburg,  Ernst 
Mei^,  und  dem  (koasblüidler  H.  D.  lindhdm  mit  Allerhöehster 
EntschUessung  vom  8.  April  1856  ertbeilt  wurde.  Die  geBaoBte» 
Goncession&re  bildeten  sohin  fllr  diese  Unternehmung  eine  Actieti« 
Gesellschaft  mit  dem  Oapitale  von  65  üfflionen  Gulden,  welcbe 
diese  Linien  binnen  filnf  Jahren,  von  der  GenehmSguag  der  Bau- 
pläne an  gerechnet,  zu  vollenden  und  in  Betrieb  zu  setven  hat. 
Die  Dauer  der  Ck)neession  lautet  auf  90  Jahre  und  die  Staatsv^v 
waltung  leistet  in  der  üblichen  Art  die  Garantie  von  5  Pcrcent  Air 
die  Zinsen  und  von  %  Pfereent  ftar  die  Amortisation;  der  Bau  auf 
der  Strecke  von  Wien  nach  Linz  ist  bereits  in  Angriff  genosunen. 
Keine  andere  Eisenbahnlinie  des  Kaiserstaates  zog  die  Aufm^ksam^ 
keit  des  Auslandes  in  dem  Grade  auf  sich,  als  die  Strecke  von 
München  (Salzburg)  nach  Wien^  weil  hierdurch  die  letzte  Lücke 
auf  der  grossen  Verkehrsstrasse  von  dem  atbntischen  Oeean  und 
Paris  bis  Wien  (und  bald  auch  bis  Konstantinopel)  ausgeftlllt  wird, 
gleichwie  auch  das  specifisch-österreichische  Eisenbahnnetz,  welches 
seinen  Sehwerpunct  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  findet,  nur 
noch  in  dieser  Richtung  nach  Werten  seine  Vervollständigung  er- 
waltete.  Die  erwähnte  Bahn,  wekher  Allerhöchst  gestattet  wurde, 
den  Namen  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  führen  zu  dürfen,  ist  Ar 
Süd -Deutschland  und  filr  Ungern,  deren  Gebiete  dadurch  in  un- 
mittelbare Schienenverbindung  gehingen,  nkht  weniger  wichtig,  als 
ftlr  das  Brzherzogthum  Oesterreieh  selbst  und  filr  das  südliche 
Bühmen,  zumal  die  Gesellschaft,  auch  die  bereits  bestehenden  Bahnen 
von  Linz  nach  Budweis  und  Gmunden  an  sieh  gebracht  hat. 

Hiebt  minder  wichtige  als  die  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  als  deren 
Fortsetzung  sie  betrachtet  werden  kann,  erscheint  die  den  bezeich- 
nenden Allerhöchst  genehmigten  Namen  der  Franz- Josephs- 
Orient-Bahn  filhrende,  unterm  24.  August  1856  an  eine  Gesell* 
Schaft  von  ungrisehen  Gutsbesitzern  und  von  in-  und  ausländischen 
CSapitalisten  Allerhöchst  definitiv  oonoessionirte  Bahn,  welche  zu 
dem  Zwecke  erbaut  wird,  um  dem  westlichen  überaus  flruehtbaren 
und  der  Residenz  nahe  liegenden  Theile  von  Ungern  (am  rechten 
Ufer  der  Donau)  die  volle  Benütaung  der  durch  seine  Lage  und 
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seinen  Bodenreichlhum  daiffebotenen  Vortheile  bu  gewährleialen, 
und  die  vollständige  Sehienenverbindung  auf  öiterreidiisohem  Boden 
hl  der  Richtung  der  grossen  Welftbnhn  yon  Pftris  nach  KonsUm-» 
tinopel  herzasteUm.  Diese  Bahn  wird  aue  vier  linien  bestehen^ 
wovon  die  erste  von  Wien  tiber  Oedenbi^rg  und  Gross  •Kaniseha^ 
Fttailkirehen  berührend,  nach  Essek,  die  eweite,  anknüpfend  an 
die  Wien -Raaber  Bahn,  von  Nea-Seönj  über  Stuhlweissenbufg 
nach  Essek,  die  dritte  von  Ofen  über  Gross -KaiUficha  aum  An- 
schlüsse an  die  südliche  Btaats-Eisenbahn  in  der  Nähe  von  Ptit- 
sehach,  und  die  vierte  von  Esse^  nach  Semlin  ziehen  wird.  Daraus 
ist  SU  entnehmen,  wie  der  ganze  Westen  von  Ungern  dadurch 
befruchtet,  Wien  unmittelbar  mit  Semlin  und  Belgrad,  Pest  und 
Ofen  mit  Triest  und  dein  Heere  verbunden,  und  selbst  ftir  den 
Veikehr  zwischen  Wien  und  Triest  ein  «weiter  Schieaenweg  über 
Oedenbuig,  Gross -Kanischa  und  PöUschach  gewonnen  wird.  Die 
Gesammtlänge  der  zu  dieser  Bahn  gehörigen  Linien,  welche  binnen 
10  Jahren  vollendet  sein  müssen,  beträgt.  150  MeHen,  und  das 
daflir  von  der  bezüglichen  Actien- Gesellschaft  aufzubringende  Oa^ 
pital  100  MiUionen  Gulden,  wovon  60  Millionen  durch  Actien  und 
40  Hillionen  durch  Anlehen  beschafil  werden  soU. 

Zu  der  Vervollständigung  des  ungrischen  Eisenbahnnetzes  ge» 
lidrt  eine  Bahn ,  wekshe  von  ungrischen  Grundbesitzern  im  Vereine 
mit  belgischen  Capitalisten  imEipel-  und  8aj6-Thale  anzulegen 
beabsichtiget  wird,  um  die  metall-  und  holzrekshen  n(Mlidien 
Komitate  mit  dem  grossen  österreichisdiien  Bahnnetze  in  unimUel* 
bare  Verbindung  zu  bringen.  Diese  Bahn  wird  von  der  Stataon 
Saobb  der  südöstlichen  Staatsbahn  ausgehen  und  naeh  Miskblez 
Alhren  (32  Meilen),  von  Banreve  aber  einen  Flügel  nach  Rosenan 
und  Kaschau  entsenden  (12  Heilen)  und  im  Ganzen  44  Heileii 
lang  sein. 

Das  fruchtbare,  volkreiche  und  in  der  Cultur  am  meisten  vor- 
geschrittene Königreich  Böhmen  war  bei  der  Anlage  der  dieses 
Land  durchschneidenden  nönUiohen  Staatsbahn  nur  unvollständig 
bedacht  worden,  indem  vredet  der  gewerbreiche  l^ordosten,  noch 
die  von  der  Natur  mit  einer  Fülle' von  Producten  ausgestattete 
Westhälfte  des  Königrek^hs  dadurch  der  Wohlthat  einer  unmittel- 
baren Schienenverbindung  theilhatUg  geworden  ist 

Diese  doppelte  Lücke  wird  nun  in  der  nächsten  Zeit  ausgefüllt 
werden.  Drei  ladustnelle,  Johann  liebieg,  Albert  Klein  und  Adal- 
bert  Lanna,  erhielten  im  Vereine  mit  dem  Fürsten  Ganüll  Rohan, 
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dem  Orftfen  Franz  Harrach  und  den,  Banqniers  Horä  Zdekauer 
und  Karl  Zenion  unterm  9.  Kai  1856  die  definittve  Allerhöchste 
Coneession  zum  Baue  der  Reich enberg-PardubitEer  Bahn 
und  einer  Ton  Jaromierz  zu  den  Kohlengruben  von  Schwadowitz 
reichenden  Seitenbehn,  im  Ganzen  mit  einer  LKnge  von  24Mdien. 
Die  sfimmtKchen  Bähnstredcen  sind  binnen  vier  Jahren  zu  vicdlenden. 
Die  Daner  des  Privilegiums  ist  auf  90  Jahre  festgesetzt^  und 
die  Staatsverwaltung  letetet  in  der  flblichen  Art  die  Zinsen-  und 
Amortisations-Garantie  i)lr  das  von  den  Gründern  bezttglieh  der 
bereits  gebildeten  Actien-Gesellschaft  aufzubringende  Anlage-Capital 
bis  zu  dem  Maximal-Qetrage  von  18  Millionen  Gulden.  Diese  Bahn 
wild  einerseits  den  gewerbreiehsten  District  des  Kaiserstaates  ^  Rei- 
chenberg sammt  dem  Landstriche  am  Fusse  des  Riesen -Gebirges^ 
unmittelbar  mit  Wien  verbinden,  und  andererseits  mittelst  der  im 
Bciue  begriffenen  Bahn  von  Reichenberg  nach  Zittau  dieselbe  Ver- 
bindung mit  den  Häfen  der  Nordsee  und  der  Ostsee  herstellen. 
Eine  besondere  Wichtigkeit  erhält  diese  Bahn  durch  den  Umstand, 
dass  sie  naiiezu  in  der  Axe  der  directen  Verkehrslinie  zwischen 
Hamburg  und  Wien  sammt  Tilest  liegt  und  sohin  diese  Endpuncte 
in  einer  weit  kürzeren  Linie,  als  die  Bahn  über  Prag  und  Dresden 
oder  als  jene  über  Oderbei^  und  Breslau,  verbindet.  Diese  Be- 
stimmung drückt  die  Allerhöchst  genehmigte  Benennung  derselben 
als  8üd-Norddeut6che  Verbindungsbahn  aus.  Neueriich 
erhielt  diese  Gesellschaft  Buch  die  vorläufige  Ck)nee6sion  zur  Ver- 
längerung der  Schwadowitzer  Flügelbahn  über  Trautenau  nadi 
8ehatzlar  und  von  da  zur  nahen  preussischen  Gränze,  wodurch 
nicht  nur  das  Schatziarer  Kohlenlager  in  den  Bereich  der  Bahn 
kommen,  sondern  letztere  durch  eine  auf  preussischem  Gebiete  an- 
zulegende Verlängerung  von  4  Meilen  bis  Waidenburg  in  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  den  schlesischen  Bahnen  treten  dürfte. 
Zur  Herstelhmg'  einer  Verbindung  der  Reichenberg-Rardubttzer  Bahn 
mit  dem  nord-deutschen  Eisenbahn-Netze  wird  die  Reichenberg- 
Zittauer  Bahn  dienen,  Htr  welche  auf  Grundlage  des  mit  der 
k.  sächsischen  Regierung  unterm  24.  April  1853  abgeschlossenen 
Vertrages  eine  Concessions-Dauer  von  50  Jahren  zugestanden  wurde. 
Diese  binnen  drei  Jahren  zu  vollendende  Bahn  wird^  von  Reidien- 
berg  ausgehend,  nach  Uebersdireitüng  der  Landesgränze  (bis  wiv 
hin  sie  3  Meilen  lang  ist)  in  Zittau  ausmünden,  und  daselbst  an 
die  Zittan-LObauer  Bahn  anschliessen.  Derselben  ist  auf  die  Dauer 
von  40  Jahren  eine  4pereentige  Garantie  des  nachzuweisenden  Bau- 
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Üapitals  von  der  österreichisclieii  Staateverwaltung  zugesichert  wor- 
den. An  diese  Bahn  will  sich^  doch  auf  sächsischem  Gebiete^  eine 
EUimburger  Bahn  anschliessend  welche,  von  Zittau  ausgehend,  die 
nördliche  Spitze  des  Leitmeritzer  Kreises  durchziehend,  Georgen- 
thal, Rumburg  und  Schluckenau  berührend,  und  sodann  abermals 
nach  Sachsen  übertretend,  in  die  sdchsisch^'böhmische  Bahn  nächst 
Schandau  ausmünden  würde.  Diese  beabsiehtigte  Bahn  hat  eine 
Ausdehnung  von  ungeßlhr  6  Meilen,  wovon  3  in  das  österreichi- 
sche Gebiet  fallen.  £in  anderes  zur  Verhandlung  gekommenes 
Project  beabsichtiget  diese  Verbindung  durch  Führung  einer  Balm 
von  Tetsclien  über  Kreibitz  nach  Warnsdorf  (6  Meilen)  und  von 
da  auf  sächsiochem  Gebiete  Qach  Zittau  (2  Meilen)  zu  bewerk- 
stelligen. Noch  ist  eine  dritte  Verbindung,  welche  von  Tumau 
ansehend  an  die  nördliche  Staatsbahn  bei  Prag  anknüpfen  soll 
(9y,  Meile),  projectirt  und  in  Verhandlung. 

Eine  zweite  grössere,  von  den  topographischen  und  geographi- 
schen Verhältnissen  ausnehmend  begünstigte  und  hierdurch  beson- 
dere Wichtigkeit  erlangende  Bahn  ist  bestimmt,  den  Westen  des 
Ki'migreichs  zu  beleben.  Mit  Allerhöchster  Entschüessung  vom 
6.  Februar  1857  erhielt  der  Grosshändler  Kitter  von  Lämel  im 
Vereine  mit  Ihren  Durchlauchten  den  Fürsten  Clemens  von  Metter^ 
nich,  Alfred  von  Windischgrätz  und  Max  von  Thuro  und  Taxis 
die  Allerhöchste  Coneessiou  zum  Baue  einer  Bahn  von  Prag 
über  Pilsen  bis  an  die  bairische  Gränze  (bei  Fürth),  wo 
die  bairische  von  Nürnberg  über  Amberg  und  Begensburg  nach 
Passau  fuhrende  Bahn  an  dieselbe  anknüpfen  wird.  Die  Bahn 
wird  25'/,  Meile  und  mit  der  Seitenbahn  nach  den  Kohlengruben 
von  Radnitz  und  Wejwanow  28'/,  Meile  lang  sein,  und  ein.  Capital 
von  30  Millionen  Gulden  (fbr  deren  Aufbringung  eine  Actien- Ge- 
sellschaft gebildet  wird)  in  Anspruch  nehmen.  Diese  Bahn  wird 
sohin  eine  Verlängerung  von  Pilsen  nach  Eger  (bezüglich  zum 
Anschlüsse  an  die  «bairische  Bahn  in  der  Ober-Pfalz)  und  Karls- 
bad einerseits,  und  von  Pilsen  nachBudweis  zum  Anschlüsse 
an  die  bestehende  Budweis-Iinzer  Bahn  andererseits,  zusammen  in 
einer  Länge  von  41  Meilen,  erlialten,  woiür  ein  Capital  von  36  Mil- 
lionen Gulden  bestimmt  ist  Mittelst  der  obigen  Bahn  werden  die 
reichen  Kohlenschätze  des  Pilsner  Kreises  sowohl  nach  Prag,  als 
nach  Nürnberg,  Regensburg  und  selbst  von  dort  bis  nach  Wien 
versendet  und  die  Eisensteine  der  bairischen  Gränzgegeud  ftlr 
die   Pilsner   Eisenwerke    bezogen,    so    wie    im   Allgemeinen    der 
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uaenchopfliohe  Mmenü-ReMithum  jene«  Theiies  Ton  Böhmen  voll- 
ständig ausgebevtei  werden  kOnnen.  Böhmen  wird  mit  BTittd- 
Deutschland  und  durch  dieses  mit  Frankieich  in  unmittelbare  Ver- 
bindung gelangen,  und  überhaupt  die  westliche  Hälfte  des  König- 
reichs dadurch  erst  in  die  grosse  Verkehrsströmung  tieten. 

Auch  für  den  Nordwesten  Böhmen's  eröflnet  sich  die  Aussieht, 
der  Wohlthai  der  Schienen -Verbindung  thellhaftig  eu  werden  und 
dadurch  mit  dem  grossen  österrekshisch -deutschen  Bahnnetze  in 
Verbindung  zu  treten.  Bereits  ist  der  Anfang  mit  der  am  %  Au- 
gust 1856  Allerhöchst  definitiv  concessionirten  Bahn  von  Aussig 
nach  Teplitz  (27,  Meile  lang)  gemacht  worden.  Diese  Conoes- 
sion  Cd^i^n  Dauer  auf  80  Jahre  bemessen  ist)  wurde  einer  Eisen- 
bahn- und  Bergbau -Gesells^aft,  an  deren  Spitze  der  Fttrst  von 
Qarj  steht,  verliehen,  wekhe  zunächst  die  Verwertliung  des  be- 
deutenden Kohlenreichthums  jenes  Bezirkes  durch  die  unmittelbare 
Schienenvertnndung  desselben  mit  der  nördlichen  Staatsbahn  be- 
abstehtigt  Diese  bereits  im  Baue  (welcher  binnen  18  Monaten 
vollendet  sein  muss)  stehende  Strecke  wird  aber  nicht  vereinzelt 
bleiben,  denn  schon  ist  die  vorläufige  Bau-Concession  für  eine  Ver- 
längerung derselben  nachgesucht  worden,  welche  (11  Meilen  laug) 
von  Teplitz  nach  Karlsbad  reichen  und  daselbst  an  die  oben- 
erwähnte West- böhmische  Eisenbahn  anschliessen -wird. 

Alle  Kronländer  der  Monarchie  hatten  sich  durch  die  bereits 
vollendeten  oder  doch  schon  concessionirten  und  bezttglieh  der 
Vollendung  sichergestellten  Bahnen  der  Verbindung  mit  dem  gros- 
sen Bahnnetze  des  Kaiserstaates  zu  erfreuen,  nur  die  beiden  6e- 
bngsländer  Kärnthen  und  Siebenbürgen  waren  bisher  davon 
ausgeschlossen.  Nunmehr  geht  aber  auch  diese  Isolirung  ihrem 
Ende  entgegen.  Unter  dem  anregenden  Einflüsse  der  ständischen 
Verotdneten-Stelle  bildete  sich  in  Kärnthen  eine  Gesellschaft,  an 
deren  Spitze  der  Feldzeugmeister  Graf  von  Thurn-Valsassina*  steht, 
die  den  Bau  einer  Eisenbahn  beabsichigt,  welche  dieses  Kronland 
durchziehen  und  an  die  südliche  Staats-Eisenbahn  einerseits,  an  die 
Tiroler  Bahn  sowie  an  die  lombardisch -venezianische  Eisenbahn 
andererseits  anschliessen  wird.  Diese  Gesellschaft  eriiielt  unterm 
24.  October  1856  die  Allerhöchste  definitive  Concession  fiir  eine 
Locomotiv-Eisenbahn ,  welche,  von  der  südlichen  Staats -Eisenbahn 
bei  Marburg  ausgehend,  über  Klageufurt,  Villach,  Lienz  und 
Brunnecken  zur  Einmündung  in  die  Tiroler  Bahn  in  der  Umgegend 
von  Brixen  ftihren,  und  von  welcher  sich  in  Villach  eine  Flflgelbahn 
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Eum  Anachluflae  an  die  von  Verona  nach  Triest  ziehende  Eisen- 
bahn abzweigen  soU.  Die  Coneession  fllr  die  Fingelbahn  ist  an 
die  Bedingung  geknüpft^  dass.  das  Project  binnen  zwei  Jahren 
vdlendet  und  der  Staatsverwalfung  zur  Genehmigung  vorgelegt 
und  die  Nachweisung  über  die  Sicherstellung  der  hierzu  nöthigen 
Geldmittel  geliefert  werde.  Bezüglich  der  Hauptbahn  muss  die 
Strecke  von  Marburg  nach  Villach  binnen  ftlnf,  und  jene  von 
Villach  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Uroler  Bahn  binnen  zehn  Jahren 
vollendet  sein.  Die  Staatsverwaltung  gewährleiistet  in  der  üblichen 
Art  jähriiehe  5'A  Percent  ftlr  Verzinsung  und  Amortisation  des 
Antege-Gapitals  bis  zu  der  Haximal-Summe  von  62  Millionen  Gul- 
den, wovon  26  Millionen  auf  die  Strecke  Marburg- Villach  und 
36  Millionen  Gulden  auf  die  weitere  Strecke  von  Villach  bis  zum 
Anschlüsse  an  die  'Ilroler  Bahn  entfallen.  Die  für  die  Villacher 
Flügelbalm  zu  bestimmende  Maximal- Summe ,  von  welcher  die 
Zinsen-  und  Amortisations- Garantie  zu  leisten  ist,  wird  von  der 
Staatsverwaltung  bei  Genehmigung  des  Projedes  festgesetzt  wer- 
den. Die  Dauer  des  Privilegiums  gilt  ftlr  90  Jahre,  vom  Jahre 
1860  angefangen.  Die  Länge  der  einzelnen  concessionirten  Linien 
beträgt  von  Marburg  bis  Villadi  21  Meilen,  und  von  Villach  bis 
zum  Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  29  Meilen,  wozu  noch  die 
ooncessionirte  Flügelbahn  von  Villach  bis  zum  Anschluss  an  die 
italienische  Bahn  mit  19'/,  Meile  zu  rechnen  ist,  mit  deren  Ein- 
schluss  die  Gesammtlänge  der  Bahn  68'/,  Meile  betragen  würde. 
Durch  diese  Bahn  werden  die  eisenerzeugenden  Districte  Kfim- 
then^s  nicht  nur  mit  Wien  und  Triest,  dann  mit  Italien  in  die 
nächste  Schienenverbindung  gelangen,  sondern  auch  mittelst  der 
das  Alpenland  durchschneidenden  Bahn,  an  welche  bei  Brixen  die 
Innsbrucker  Bahn  anknüpfen  wird,  der  kürzeste  Weg  von  Nord» 
Frankreich,  Grossbritannien,  Holland,  Belgien  und  dem  westlichen 
Deutschland  nach  Triest  und  über  das  adriatische  Meer  nach  dem 
Oriente  hergestellt  werden,  welche  Verbindung  sammt  derjenigen, 
die  sie  zwischen  der  lombardisch-venezianischen  und  der  südlichen 
Staatsbahn  vermittelt,  geeignet  ist,  dieser  Bahn  eine  hohe  Bedeu- 
tung für  den  Weltverkehr  zu  ertheilen. 

ESne  nicht  minder  wichtige  Aufgabe  wird  der  Siebenbürger 
Bahn  zufallen,  deren  Verwirklichung  bereits  auf  einem  zweifachen 
Wege  angestrebt  wird.  Es  bt  nämlich  eine  von  der  Staatsver- 
waltung bereits  bekannt  gegebene  und  von  ihr  geforderte  Unter- 
nehmung im  Entstehen,  welche,  von  der  Theiss-Bahn  bei  Arad 


420 


au^ehend,  eine  Bahn  längs  der  Maros  ttber  Deva^  Broos  und 
Mühlenbach  (mit  einem  Seitenflügel  nach  Earlsburg)  nach  Her> 
mannstadt  und  von  da  über  Kronstadt  bis  zum  Bodza- Passe,  wo 
sie  an  die  walachische  Bahn  anschliessen  soll,  anzulegen  beabsich- 
tiget. Diese  Bahn  würde,  meist  auf  günstigem  Terrain  geftihrt, 
72  Meilen  lang  sein.  Andererseits  hat  ein  Verein  siebenbürgischer 
Grundbesitzer,  an  deren  Spitze  Graf  Toldolaghi  steht,  die  vor- 
läufige  Concession  zum  Baue  einer  Bahn  von  Grosswardein  über 
Klausenburg  und  Maros-Vasarhelj  nach  Kronstadt  und  an  die  mol- 
dauische Gränze  am  Ojtoz-Pfetöse  mit  einer  eventuellen  Zweigbahn 
niEUsh  Karlsburg  und  Hermannstadt,  welche  Strecken  zusammen 
eine  Länge  \on  83  Meilen  haben  würden,  erlangt  Femer  beab- 
sichtigt die  Staats-Eisenbahn- Gesellschaft,  von  Temesv&r  aus  ihre 
Hauptbahn  mit  der  im  Maros-Thale  hinziehenden  Bahn  durch  einen 
über  Lugos  zu  ftihrenden  (14  Meilen  langen)  Seitenflügel  in  Ver- 
bindung zu  bringen. 

Ohne  die  übrigen  kleineren  Eisenbahnen,  deren  Bau  im  Werke- 
steht  oder  doch  vorbereitet  wird,  zu  erwähnen  ',  werden  hier  nur 
noch  die  K  o  h  l  e  n  b  a  h  li  e  n  insbesondere  angeführt.  Obgleidi 
Gestenreich  einen  natürlichen  Ueberfluss  an  Mineral-Kohlen  besitzt, 
so  ist  deren  Ausbeute  verhältnissmässig  doch  nur  noch  gering, 
weil  es  bisher  an  Transport -Mitteln  gebrach,  wodurch  die  Kohlen 
von  den  Gruben  zu  den  Verbrauchsorten  gebracht  werden  konnten. 
Indem  die  projectirten  Kohlenbahnen  bestimmt  sind,  diesem  Mangel 
abzuhelfen,  erhalten  sie  l\lr  die  volkswirthschafUiche  Entwicklung 
des  Kaiserstaates  eine  ungemeine,  ihre  Längenentwicklung  weit 
überragende  Wichtigkeit  Man  findet  deren  fast  in  allen  Krön- 
ländem.  Die  bereits  der  Vollendung  zugeftihrte  Fünfkirchen-Mo- 
häcser  Bahn  (8%  Meile)  in  Ungern  wird  die  kaum  b^onnene 
Ausbeute  der  tretflic)ien  Ftinfkirchner  Steinkohlen  an  die  Donau 
schaffen,  ebenso  wie  die  Oraviczer  Bahn  (8  Meilen  und  mit 

'  Eine  derselben ,  jene  von  Tornavento  nach  Sesto  Caleiide  (4Vs  Meile), 
zeichnet  sich  durch  ihre  Eigenthümlichkeit  aus.  Sie  ist  nämlich  weder 
für  den  Personen-  noch  für  den  Waaren- Transport,  aonderu  dazu  be- 
stimmt, die  zwischen  dem  Lage  maggiore  und  Mailand  verkehrenden 
Schiffe,  welche  auf  ihrer  Bergfahrt  die  Stromscliuelleu  des  in  einem  engen 
Felsenbette  dahinrauschenden  Tessiu's  nicht  zu  überwinden  vermögen ,  von 
der  Einmündung  des  Naviglio  Grande  in  den  Tessin  bis  zum  Ausflusse 
des  letzteren  aus  dem  Lage  maggiore  bei  Sesto  Calende  zu  Lande  zu 
trsnsportiren. 
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ihrer  im  Baue  stehenden  Verlängerung  von  Öravicza  nach  Steler- 
dorf  14  Meilen  lang)  im  Banate  bereits  gegenwärtig  die  dortigen 
ganz  vorzüglich  gehaltreichen  Oraviezer  Kohlen  an  die  Donau  hei 
Baeiasch  ftlhrt.  Die  Gratz-Köflacher  Bahn*  (5  Meilen)  wird 
die  Braunkohle  des  Lankowitzer  und  Voitsberger  Kohlen- Reviers 
und  die  Schwamberg-Leibnitzer  Bahn  (3'a  Meile)  jene  von 
Steieregg^  Kalkgrub,  8chwarzenbaeh ,  Eibiswald  ete.  nach  Gratz 
fördern.  Noch  wird  in  Steiermark  die  Bahn  von  Brück  nach 
Leoben  und  Vordernberg  (4  Meilen)  die  vorzügliche  Leobner 
Kohle  in  den  allgemeinen  Verkehr  bringen ,  wie  diess  bezüglich 
der  Hrastniker  Kohle  bereits  mittelst  der  Bahn  von  den  Kohlen- 
gruben nach  der  Südbahn-Station  Hrastnik  (*/,  Meile)  geschieht, 
während  die  Steinbrück-Agramer  Bahn  durch  den  Traneport 
der  Reichenburger,  nächst  der  Bahn  geförderten  Kohle  auch  als 
Kohlenbahn  fungiren  wird.  In  Oesterreich  unter  der  Enns 
wird  die  Wiener-Neust  ad  t-Buchberger  ]^hn  (4'/,  Meile) 
zunächst  die  Bestimmung  als  Kohlenbahn  haben,  während  in 
Oesterreich  ob  der  Enns  die  neu  gebildete  Traunthaler  Actien- 
Gesellschaft  ihr  Kohlen-Revier  (wo  bereits  die  Bahnstrecke  von 
Thomasroith  nach  Attnang  der  chemHligen  Traunthaler  Ge- 
werkschaft und  jene  von  Wolfsegg  nach  Breitensohützing 
des  Grafen  St.  Julien  —  zusammen  IV  ^  Meile  —  im  Betriebe 
stehen  und  für  die  Fortsetzung  derselben  bis  nach  Schwanenstadt 
an  die  Agger  und  an  die  Linz-Gmundner  Bahn  bereits  die  deßnitive 
Concession  erlangt  worden  ist,  deren  Gel)rauch  aber  nunmehr  ent- 
milt,  da  die  schon  betriebenen  Strecken  bis  zur  linie  der  neu  zu 
erbauenden  Kaiserin -Elisabeth -Bahn  reichen)  mit  der  gedachten 
Kaiserin- Elisabeth -Bahn  zu  verbinden  bemüht  ist.  In  Böhmen 
erscheint  die  Bahn  von  Prag  nach  Pilsen  und  Fürth  als  die 
wichtigste  (und  der  Seitenflügel  von  Holaubkau  nach  Radnitz  und 
Wejwanow,  3  Meilen,  als  eine  eigentliche)  Kohlenbahn,  welcher 
sich  die  Kohlenbahnen  von  Kladno  nach  Kralup  (2*/^  Meile) 
und  von  Lana  und  Veyhibka  nach  Prag  (Pferdebahn  7'/,  Meile 
hing)  anschliessen.     Die  Strecke  der  nördlichen  Staatsbahn 

^  Die  definitive  Allerhöchste  Coucessioii  für  den  Bau  und  Betrieb  dieser 
Bahn  wurde  am  2ß,  August  1856  der  VoiLsberg-Köflach-LAnkowitzer 
Steinkohlen •  Gewerkschaft  auf  die  Dauer  von  80  Jahren  \ erliehen,  uiyl 
der  Baa  derselben,  welcher  binnen  zwei  Jahren  \ ollendet  sein  muss,  ist 
bereits  eingeleitet.  Das  dafür  liestimmte  Actien- Capital  beträgt  3  Mil- 
lionen Gulden. 
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von  Prag  uaeh  Bodenbach  findet  ilire  haupttfächlichBte  Besehilfti- 
gui^  in  dem  Kohlen -Transporte  von  Aussig  und  von  Kralup  nach 
Prag,  sowie  die  bereits  Allerhöchst  concessionirte  Bahn  von  Tep- 
litz  nach  Aussig  (27,  Meile)  von  einer  Kohlen -Gewericschaft 
zunächst  Hir  den  Vertrieb  ihrer  Kohle  angel^  wird.  Zur  Ausbeute 
der  im  Osten  des  Königreiches  befindlichen  Kohlenflötze  soll  die 
Bahn  von  Lampertsdorf  nach  Gabelsdorf  nächst  Schatdar 
(1  Meile)  und  die  Flügelbahn  von  Schwadowitz  zur  Beichen- 
berg-Pardubitzer  Bahn  (3  Meilen)  dienen.  In  Mähren  ist  die 
Rossitz-Brünner  Kohlenbahn  (3  Meilen)  bereits  im  Betriebe, 
jene  von  Wittkowitz  nach  Mährisch-Ostrau  (*/,  Meile)  coi* 
cessionirt;  in  Schlesien  wird  von  Polnisch-Ostrau  (ly,  Meile) 
und  von  Peterswald  (2  Meilen)  eine  Kohlenbahn  nach  der  Nord- 
bahn-Station Hruschau  angelegt.  In  Galizien  besteht  bereits 
die  Kohlenbahn  von  Dabrowa  nach  Szczakowa  (*/,  Meile),  wo- 
hin auch  die  von  Jaworzno  führende  (1  Meile),  so  wie  nächst 
Czieszkowice  eiiSe  kleinere  ausmündet.  Sonach  werden  binnen 
wenigen  Jahren  zwei  und  zwanzig  Kohlenbahnen  in  einer  Länge 
von  71  Meilen  (wovon  34  y^  Meile  bereits  im  Betriebe  sind)  der 
Erzeugung  und  dem  Verbrauche  der  Mineral-Kohlen  in  Oesterreich 
als  mächtige  Vermittler  dienen,  wozu  noch  die  grösseren  hier  nicht 
mitgezählten  Bahnen,  welche  ebenfalls  wesentlich  mit  dem  Kohlen- 
Transporte  beschäftiget  sind,  gerechnet  werden  müssen. 

Bei  der  folgenden  Nachweisung  der  österreichisdien  Eisen- 
bahnen, welche  erbaut  oder  concessionirt  sind,  oder  deren  Er- 
bauung in  Verhandlung  steht,  wird  der  zu  Ende  November  1857 
geltende  Stand  als  maassgebend  angenommen. 

A.    Im  Betriebe  stehende  Siaenbalinen« 

Staats  bahnen. 
GiöfTiiungFJahr.  JUeileu. 

1844—1857.  Südliche  Staats^Eisenbahn  (Wieu-Triest 
sammt  FIttgelbahn  nach  Laxenburg,  und  Wiener- Neu- 
stadt-Oedenbnrg) ' 80y, 

1857.    Wiener  Verbindungsbahn   1.  HälOe    .     .    .    . V^ 

81 

'  Als  Staatabahn  ist  auch  die  Strecke  von  Bodenbach  zur  eächsischeu 
Uränze,  deren  Betrieb  der  königlich  sächsisclieu  Kegierang  ttberlasaen 
wurde,  mit  l'/i  Meile,  zn  betrachten,  wornach  obige  Ziffer  sich  auf 
827,  Meile  erhöht. 
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Privftt-Bahneu. 

KiötTiiuiigsjahr.  Moileii. 

1827—1836.    Erste  österreichische  Eisenbahn  (Linz- 

Budweis  und  Linz-Gmunden) .26' 

1837—1856.  Kaiser-Ferdinands-Nord  bahn  (Wien- 
Lundenburg- Oderberg,  Floridsdorf-Stockerau,  Gänsem- 
dorf  -  Marchegg ,  Lundenburg  -  Brunn ,  Prerau  -  Ohnütz, 
Schönbrunn-Troppau ,  Oderberg-D/ieditz-Oswi^  cim  -  Trze- 
binia,  Dzieditz-Bielitz,  Szczakowa-1  raebinia-Krakau-Debica)  97 ' 
1845—1856.  Oesterreichische  Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft  (Nördliche  Staatsbahn:  Bodenbach-Prag- 
Trübau-Brtlnn,  Trübau-Olmütz  -  Südöstliche  Staatsbahn : 
Marchegg  -  Pest  -  Czegl^d  -  Szegedin  -  Temesvär  —  Wien- 
Raaber  Bahn:  Wien -Brück  an  der  Leitha-Raab-Neu- 
Szöny  —  Banater  Montan-Bahn :  Oravieza-Basiasch) .  .  160*/, 
1840—1855.  Lombardisch-venezi&nische  Eisenbahn 
(Venedig  -  Mestre -  Verona-  Coccaglio  -  Bergamo -Treviglio- 
Mailand ,   Mestre  -  Casarsa ,     Verona  -  Mantua ,    Mailand- 

Monza-Como  [Camerlata]) 597, 

1836-1856.    Prag-Lana 7'/, 

1840—1846.    Pressburg-Tyrnau-Szertd 8% 

1847.    Döbrowa-Szczakowa - V^ 

1848—1855.    Tliomasroith  -  Attnang l»/* 

1854.     Wolftegg-Breitenschtitzing      .........      1'/, 

1849.    Hrastnik  zu  den  Kohlengruben */, 

1854—1857.    Fünfkirchen-Mohäcs 8V4 

1856.  Kladno-Kralup Vj^ 

^        Rossitz- Brunn 3 

1857.  Theiss-Bahn  (Czegled-Szolnok-Debreczin)     .    .     .     I9V4 
^        Stid- Norddeutsche   Verbindungsbahn    (Par- 

dubitz- Josephstadt) Wj^ 

Gesammtheit  der  erötibeten  Staats-  und  Privat- Bahnen  483'/,  Meile, 
und  mit  Zurechnung  der  Strecke  von  Bodenbach  an  die  sächsische 

Gränze  (1%  Meile)  485  Meilen. 

'  Geht  iu  das  Elgeuthum  der  Kaiserin-EiüabeUi-Baliiigesellscbafl  über. 

^  Diese  LÄnge  wird  sich  auf  81  Vj  Heile  reduziren,  wenn  die  Strecke 
Krakau-D^bica  sammt  Zweigbahn  an  die  galiiische  Eisenbahn-GeseJlschafr 
übergeht. 
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Staatsbftlinen. 

Meilen. 

Wiener  VerbiDduDgebehn  2.  Hälfte >; 

Verona*  Bolzen 19% 

Innsbruck* Kufstein  (hairische  Grftnze) 10 


30 

Prhvat-fiahneo. 

Kai8er-Ferdinand8-Nordbahn(Debica-RsBes%6w,  Zweig* 

bahn  nach  Niepolomioe)  * 6* , 

Oesterreichische  Staats-  Eisenbahn^Oesellschaft 

(Temesvar-Jassenova,  lissawa-Steierdorf) 19', « 

Lom  bardisch  "Venezianische    Eisenbahn    (Casarsa- 

Udine) 4'/, 

Theiss-Bahn    (Püspök    Ladäny-GrosswardeiU)    Seolnok- 

Arad) 27», 

Kroatische  Bahn  (Steinbrück* Agram)  .......    10 

Kaiserin -Elisabeth*  Bahn  (Wien-Linz,  linz- Salzburg, 

linz- Passau) 55 

Süd-Norddeutsche    Verbindungsbahn   (Josephstadt- 
Reichenberg  mit  der  Flügelbahn  nach  Schwadowitz)    .    .    tö'/, 
Reichenberg-  an  die  sächsische  Gränze  nächst  Zittau   .      3 

Aussig-Teplitz 2'/, 

Gratz-Köflach 5 

Kärnthner  Eisenbahn  (Unter- Drauburg- Klagenfurt)      .    10 

162 
Gesammthcit  der  im  Baue  begrifienen  Staats >  und  Privat -Bahnen 

192  Meilen. 

C.    Allerhöchst  deflnitiT  eoneesskmirte  PriTat- Bahnen. 

Meilen. 

Kaiser  -  Ferdinands  -  Nordbahn  (Rzeszöw -  Jaroslau- 
Przemysl)' 11% 

Lombardisch  *  venezianische  Eisenbahn •  Gesell- 
schaft ( ßergamo*Leeco ,  M ailand-Piaeenza  sammt  Meleg- 
iiano-Pavia,  Mailand  zur  sardinischen  Gränze  bei  Bulfa- 
lora,  Mailand  [Rh6]-Sesto  Galende,  Mailänder  Verbindungs- 

'  Die  Ueberlaatung  dieser  Strecken  an  die  galisische  fiisenbaliB- Ge- 
sellschaft steht  in  Verhamlliing. 
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Meilen. 

bahn ,  Treviglk)  -  ürema  -  Cremona ,  Mantua  -  Borgoforte^ 
Udine-GöTz-Nabresina) 50% 

Theiss-Bahn  (Pest - Miskolcz^  Miskolcz-Debreczin,  Mis- 
kolcz-Kaschau,  Kaschau  an  die  galizische  Eisenbahn  nebst 
einem  Flügel  nach  Wallendorf) 84'/« 

Franz  -  Josephs -Orient-  Bahn  (Wien-Oedenburg-Ka- 
nischa-Essek,  Neu-Szöny-Btuhlweissenburg-Essek,  Polt- 
schach-Ofen,  Essek-Semlin) 150 

Kftrnthner- Eisenbahn  (Marburg- Unter -Draubui^,  Kla- 
genfurt -  Villaeh ,  Villaeh  -  Brixen ,  Villach  -  lombaidisch- 
Tenezianische  Bahn) 59*2 

Böhmische  Westbahn  (Prag-Pilsen an  die  bairischeOränze 
bei  Fürth  mit  dem  Seitenflügel  von  Holaubkau  nach  den 
Radnitzer  Steinkohlengruben,  Pilsen-Eger  bis  an  die  bair. 
Grftnze,  Eger- Karlsbad,  Pilsen -Bud weis)     ^ 69'/, 

Galizische  Karl-Ludwigs-Bahn  (Przemysl-Lemberg- 
Brody  zur  russischen  Gränze,  Lemberg-Czemowitz  zur 
moldauischen  Gränze  bei  Itzkani) 91 

Kroatische  Bahn  (Agram-Sissek  mit  Seitenbahnen  nach 
Karlstadt  und  Vukovär) 38 

Tornavento-Sesto  Calende 4*/, 

559 


D.    Yoiläuflg  (lur  Yomahme  der  Yorarbeiteii)  eonecanoniite 

Privat -Bahnen. 


Meilen. 

Tiroler  Eisenbahn  (Innsbruck- Botzen) 15 

Wiener- Neustadt- Brunn -Fischau- Buchberg \^l^ 

Steier-Wels 5 

Brück- Leoben -Vordernberg 4 

Kalkgrub-  (Schwamberg-)  Leibnitz 3'/, 

Gabersdorf-  (Scbatzlar-)  Lampertsdprf 1 

Bumburger  Eisenbahn  (auf  österreichischem  Grebiete)       .    .  3 

Kladno-Nutschite-Horzelitz-Chrbmie 2*/, 

Hohenstadt-Zöptau 3 

Mälirisch-Ostrau-Wittkowitz Vj 

Hruschau- Polnisch -Ostrau    ....  V,\ 

Peterswald 2 
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lieil«ii. 

Arad-Siebenbflrger  Bahn  (Arad-Deva-Mühlenbach-Her- 
maDiiBtadt-KroiiBtadi-Bodzaer  Pass  an  der  walachischeo 
Gränze)' Ti 

6ro88wardein-SiebeDbargerBahn(6T068wardein-Klau- 
senburg-Maroft-Väsärhelj-Kronstadt-PaBS  Ojtos  an  der  mol- 
dauisehen  Grunze^  mit  einer  Zweigbahn  nach  Karlsborg 
und  Hennannstadt)  ' 83 

Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  (Temesvär-Lugos  bis 
an  die  Maros) 14 

Szobb-Miskolcz  mit  einer  FlUgelbahn  von  Rosenau  nach  Kaschau    44 

Sz^edin-Theresiopel 5 

2Ö3V, 

B.    Staatsbahnen,  ftr  wekhe  die  Progeete  in  Ausarbeitimg  and. 

llcilen. 

Fiunie- St.  Peter 7 

Salzburg -Leoben .  27 

Czap-Szigeth  (Salzbahn  mit  den  Seitenflügeln  nach  Sugatak 

und  Rhonaszek) '25 

Czap-Unghvir  (Hir  den  Holz -Transport) 3 

Eisenerz- Hieflau 3 

XTebeiiielit 

SUiats-Bahncii.  Privat-Bnhncu.  Zusaiunteii. 

Im  Betriebe  stehende  Eisenbahnen  82%  402%       485      MeUen 

Im  Bau  begrifiene  ^  30  162  192         ^ 

Deflnitiv  concessionirte     ^  —  559  559 

Vorläufig  concessionirte    ^  —  263%       263'/,      , 

Vorbereitete  Staatsbahnen     .    .    65  — 65         ^ 

177%  1^387  1.564%  Meilen. 
Bei  der  Aufzählung  der  vorstehenden  Bahnlinien  wurden  einige 
kleinere  unberücksichtigt  gelassen,  welche  (wie  die  durch  die  Mi- 
litär-Verwaltung zum  Transporte  von  Bau -Materialien  angelegten 
Pferdebahnen  von  den  Steinbrüchen  bei  Brunn  am  Steinfelde  bis 
Wiener -Neustadt,  dann  im  Festungs- Rayon  von  Komom)  nur  filr 
vorübergehende  Zwecke  erbaut  wurden.  Auch  wurden  jene  Bahn- 
linien in  die  Uebersicht  nicht  einbezc^n,  deren  Bau  «war  bei  der 

'  Sollten  jedoch  die  beiden  Siebenbürger  Bahnen  auf  eine  reducirt 
werden,  eo  würde  sich  die  Summe  ihrer  Meilenzahl  um  61  vermiBdeni. 
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Staatsverwaltung  in  Antrag  gebracht  worden' ist,  worüber  aber  die 
(erst  kürzlich  eingeleitete)  Vorverhandlung  noch  nicht  weiter  vor^ 
geschritten  ist.  Darunter  ist  vor  allem  die  Teplitz-Karlsbader 
fiahn  (11  Meilen  lang)  hervorzuheben,  welche  das  Schienennetz  im 
nordwestlichen  Böhmen  scliliesst,  und  ein  reiches  fruchtbares,  &st 
seiner  ganzen  Lftnge  nach  von  Braunkohlenflötzen  durchzogenes 
Gebiet  beleben  wird.  Hieran  ist  die  Vorarlberger  Bahn  zu 
reihen,  welche  von  der  bairischen  Landesgrftnze  ni&chst  firegenz 
aus  ttber  Bregenz  und  Feldkirch  bis  zur  liechtensteinischen  Grttnze 
ziehen  und  sodann  an  die  Graubttndner  Bahn  anschliessen  soll;  sie 
würde  6  Heilen  lang  sein,  und  wenn  auch  nicht  flir  das  öster- 
reichische Gesammtsjstem,  so  doch  für  jenes  gewerbliche  Lftod- 
chen,  so  wie  ftit  den  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  dei 
Schweiz  sehr  belangreich  werden,  wofür  auch  eine  andere  Alter- 
native dieser  Linie  von  Lindau  über  Bregenz  nach  Rheineck  in  An- 
regung gekommen  ist  Eine  andere  in  Verkehrshinsicht  sehr  be* 
lang^ieiche  Bahn  von  Padua  über  Rovigo  nach  Ferrara  (6  Meilen 
auf  österreichischem  Gebiete  lang)  würde  den  Kirchenstaat  (bezüg- 
lich Bologna)  unmittelbar  mit  dem  Kronlande  Venedig  vertnnden, 
und  das  lombardisch-venezianiBche  Bahnnetz  vervollständigen.  Die 
Verwirklipbung  dieser  Bahn  wird  von  den  Venediger  Huadels- 
Corporationen  lebhaft  angestrebt  Eine  Gesellschaft  slavonischer 
Grundbesitzer  beabsichtigt  eine  Bahn  von  Vukovär  über  Agram 
nach  Steinbrück,  dann  von  Agram  nach  Karlstadt  und  von  da  an 
die  adriatiscbe  Meeresküste  bei  Fiume,  mit  den  Seitenflügeln  aach 
Legrad  an  der  Drau  und  Brod  an  der  Save  und  der  eventuellen 
Verlftngerung  von  Vukovär  nach  Temesvdr  anzulegen.  Da  diese 
Bahn  grösstentheils  in  der  Richtung  der  obenerwähnten  kroati- 
schen Bahn  fiele,  so  würde  ihre  Verwirklichung  wohl  nur  dann 
statt  finden  können,  wenn  erstere  die  erbetene  definitive  Con- 
eession  nicht  erhielte.  Geringere  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte  die 
gleichfalls  in  Anregung  gebrachte  Verlängerung  der  Pressburg* 
Szereder  Bahn  im  Waag-Thale,  einerseits  nach  Oswiedm  zum  An- 
schlüsse an  die.  galizische  Hauptbahn  (33  Meilen),  und  andererseits 
nach  Kaschaii  zum  Anschlüsse  an  die  Theiss-Bahn  (37  Meilen)  hab^n. ' 
Die  Zahl  und  Länge  der  bei  der  Staatsverwaltung  angemelde- 
ten Lmien  ist  noch  namhaft  grösser,  als  sie  aus  obiger  Uebersiclit 

'  IMe  drei  zuerst  genannten  Bahnen  haben  seither  bereits  die  vor- 
länfige  Coneession  erhalten« 
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zu  entnehmen  ist,  weil  mehrere  projectirte  Unternehmungen  sieh 
mit  einander  verschmelzen.  So  wurden  provisorische  Conoessiönen 
ertheilt  an  eine  Unternehmung  für  die  Linie  Marburg-Eanischa,  an 
zwei  Unternehmungen  fUr  die  Strecke  Oedenburg-Kanischa,  eben- 
falls an  zwei  Unternehmungen  ftlr  die  Strecke  Fünfkipchen-Kanischa, 
an  eine  Unternehmung  ftir  die  Strecke  Neu -Szönj- Stuhl  weissen- 
bürg,  an  eine  Unternehmung  für  die  Strecke  Marburg-Ofen ,  welche 
Unternehmungen  sämmtlich  in  der  Gesellschafl;  der  Franz-Josephs- 
Orient- Bahn  ihre  Vereinigung  fanden.  Ebenso  wurden  mit  der 
lombardisehen  Eisenbahn -Gesellschaft  die  angemeldeten  und  zum 
TheOe  concessionirten  Unternehmungen  von  Mailand  nach  Piacenza, 
von  Mailand  nach  Pavia  (zwei  verschiedene  Unternehmungen), 
von  Mailand  nach  Buffalora,  von  Mailand  nach  Oallarete,  von 
Bergamo  nach  Leeoo  verschmolzen.  Ferner  entfiel  eine  vorläufig 
tHr  den  Bau  der  Linie  Linz -Salzburg  concessionirte  Unternehmung 
durch  die  der  Kaiserin -Elisabeth  -  Bahn  ertlieilte  definitive  Concession. 
Ueberhaupt  hat  der  durch  die  bisherige  Erfahrung  vollkommen 
bewährte  Satz,  dass  unter  gewöhnlichen  Umständen  nur  grössere 
Eisenbahnlinien  für  die  Theilnehmer  rentabel  erscheinen,  wie  sie 
auch  für  die  Verkehrs -Interessen  sich  als  erwünscht  darstellen,  in 
Oesterreich  seine  rasche  Anwendung  gefunden.  Denn,  .mit  Aus- 
nahme einiger  Local-  und  Kohlenbahnen,  theilen  sich  nur  grössere 
Eisenbahn -Unternehmungen  in  das  österreichische  Eisenbahnnetz. 
Wenn  man  die  im  Betriebe  stehenden,  im  Baue  begriffenen  und 
im  Stadium  der  Vorarbeiten  befindlichen  Strecken  zusammenfasst, 
so  zeigen  sich  als  grössere  Unternehmungen: 

Meilen. 

die  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  mit 194 

^    noch  verbleibenden  Staatsbahnen  mit 177'/, 

^    Franz -Josephs -Orient -Bahn  mit 150 

^    Theiss-Bahn  mit 132'/, 

„    lombardisch -venezianische   Eisenbahn -Gesellschaft    mit  tt^% 

„    Kaiser -Ferdinands -Nordbahn  mit 115' 

,)    galizische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 91' 

„    Grosswardein-siebenbttrgische  projectirte  Eisenbahn  mit  83 
„    Arad-siebenbürgische   projectirte  Eisenbahn -Unterneh- 
mung mit 72 

*  Nach  dem  Uebergange  der  Strecke  ostwärts  von  Krakau  an  die 
galizische  Eisenbahn -Gesellschaft  wird  die  Länge  der  Nordbebn  81  Vit  nud 
jene  der  galizischen  Gesellschaft  124 *;,  Meile  betragen. 
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Meilen. 

die  böhmiBchc  Westbahn-Oesellschail  mit 69% 

^    Kftrnthner  Eisenbahn -Gesellsehaft  mit 69 '/^ 

r>    Kaiserin- Elisabeth -Bahngesellfichaft  mit 55 

^    kroatische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit    .    .    .    .    .    .  .   48 

^    nord-ungrisdie  Eisenbahn -Unternehmung  (Szobb-Mis- 

kolcz)  mit •,    -    •  44 

p    erste  österreichische  Eisenbahn  -  Gesellschaft  (Gmunden- 

Linz-Budweis)  mit 26  * 

^    Süd -norddeutsche  Verbindungsbahn -Gesellschaft  (Rei- 
chen berg-Pardubit^)  mit      24 

14657/ 
welche  16  Bahnen  sohin  eine  lünge  von  1.465  V4  (oder  nach  Be- 
dücirung  der  beiden  siebenbürgiscben  Bahnen  auf  eine  noch  1.38474) 
Meilen  haben  werden,  während  die  Gesammtheit  der  übrigen 
bestehenden  oder  vorläufig  concessionirten  26  Bahnen '  nur  9974 
Meile  beträgt.. 

Die  in  der  (Seite  426  gegebenen)  Uebersicht  entlialtenen 
definitiv  oder  vorläufig  ooncessionirten  Privat-Bahnen,  einschliesslich 
der  ganz  im  Baue  begrifienen  Reichenberg -Pardubitzer,  Kaiserin- 
Elisabeths  Aussig -Teplitzer  und  Gratz-Köflacher  Bahn^  sind  beinahe 
ohne  Ausnahme  erst  seit  Erlassung  des  Gesetzes  vom  14.  Septem- 
ber 1854  in  Verhandlung  gekommen.  Würden  die  sämmtÜehen 
angeführten  Eisenbahnstrecken  in  einer  Länge  von  1.5647,  imd  be- 
züglich 1.4837,  Meile  ausgebaut,  so  wäre  damit,  das  Allerhöchst  ge- 
nehmigte Eisenbahnnetz  sammt  seinen  späteren  Vervollständigungen 
nahezu  vollkommen  ausgeführt.  Es  ist  inzwischen  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  Geldmittel,  welche  für  diesen  Zweck  verfüg- 
bar gemacht  werden  können,  für  ein  rasches  Zustandekommen 
dieser  ausgedehnten  Eisenbahnlinien  nicht  ausreichen  dürften,  wor- 
nach  es  sich  von  selbst  ergeben  wird,  dass  dieselben  in  einer  ge- 
wissen Reihenfolge  in  Angriff  genommen  werden.  Inzwischen  ist 
die  Vollendung  eines  grossen  Theiles  der  oben  angeführten  Eisen- 
bahn-Linien gesichert,  oder  deren  Sicherung  dodi  in  nahe  Aussicht 
gestellt     Hierher  gehören  ausser  den  485  Meilen  der  bereits  im 

'  I>ie  Gesellschaft  löst  sich,  mit  Uebergang  der  Bahn  an  die  Kaise- 
rin-Elisabeth-Bahn-GesellschRft  auf. 

*  Mit  Inbegriff  der  Tiroler  Bahn,  welche  15,  und  nach  Einbeziehung 
der  unter  den  dem  Staate  verbleibenden  Eieenbehnen  liegriiliBnen  Strecken 
Verona  •  Botzen  tiiid  Innsbruck -Kufstein  44  V3  Meile  umfbaaeu  würde. 
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Betriebe  stehenden  Bahnen:  die  im  Bane  begriflenen  Strecken,  in 
einer  Länge  von  192  Meilen;  ferner  die  projeetirten  Staatabahnen 
von  Flume  Iris  an  die  südliche  Staatsbahn,  Czap-Szigeth,  Osap- 
Unghvdr  nnd  Hieflau- Eisenerz,  zusammen  mit  38  Meilen,  sodann 
die  bereits  definitiv  oonsessionirten  Privat-Bahnen,  für  deren  Ausbau 
ein  Tennin  von  vier  bis  ftlnf  und  höchstens  von  zehn  Jahren  vorge- 
zeichnet  iert;,  wie  die  italienischen  Bahnen,  die  Franz- Josephs-Orient- 
Bahn,  die  Theiss-Bahn  bis  Kaschau,  die  Hauptlinie  der  Kftmtliner 
Bahn  von  Marbui^  bis  Brixen,  die  Strecken  von  Rzeszöw  nach 
Przemjsl  und  von  Tomavento  nach  Sesto  Calende,  sodann  die 
gaüzische  Bahn,  und  von  der  west- böhmischen  Bahn  die  Strecke 
von  Prag  Ober  Pilsen  nach  Fürth  sammt  Zweigbahn  nach  Radnilz, 
zosammen  mit  427y,  Meile,  endlich  von  der  kroatischen  Bahn, 
für  welche  die  definitive  Goncession  demnächst  zu  erwarten  ist,  die 
Strecke  von  Agram  nach  Sissek  mit  8'/|  Meile,  durch  deren  Ana- 
(tihrung  sich  das  österreichische  Eisenbahnnetz  auf  1.150%  Meilen 
erstrecken  würde.  Alle  Eisenbahnstrecken,  deren  Bau  in  Verhand- 
lung gekommen  ist,  sind  mit  Ausnahme  einiger  kleineren  Kohlen- 
und  Local-Bahnen,  welche  mit  Pferden  betrieben  werden  sollen,  auf 
den  Locomotiv- Betrieb  eingerichtet 

Alle  KronU&nder  mit  Ausnahme  Dalmatien's  werden  durch  die 
Anlage  der  projeetirten  Bahnen  mehr  oder  minder  bedacht  Wien 
mit  Oesterreich  unter  der  Enns  wird  seine  Verbindung  nach 
Westen,  Nordwesten  und  dem  fernen  Nordosten  und  Südosten  ot- 
halten,  gleichwie  es  jene  nach  Norden,  Osten,  Süden  und  Süd- 
westen bereits  besitzt  Oesterreich  ob  der  Enns  sammt  Sals** 
bürg  käme  in  Verbindung  mit  Wien,  mit  Böhmen,  mit  Baiem 
und  mit  Tirol,  und  würde  sich  demnach  in  Mitten  eines  weit  über 
den  Kaiserstaat  hinausreichenden  Eisenbahnnetzes  befinden.  Steier- 
mark, Krain  und  Küstenland  würden  von  der  grossen  Puls- 
ader der  südlichen,  an  das  Meer  reichenden  Staatsbahn  durchzogen; 
ersteres  käme  überdiess  mit  Ungern  und  Kroatien,  sowie  mit 
Kämthen,  Krain  und  Küstenland,  endlich  mit  Fiume,  dem  Hafen- 
platze des  Quarners,  in  Verbindung.  Tirol  verbindet  sich  mit  dem 
ansser-österreichischen  Süd-Deutschland,  mit  Kämthen  und  mit  dem 
lombardisch-venezianischen  Königreiche,  welches  letztere 
nach  allen  Richtungen  von  dem  Eisenbahnnetze  bedeckt  wird.  Das 
von  der  Natur  mit  den  reichsten  Schätzen  gesegnete,  noch  unge- 
ahnten Aufschwunges  fiLhige  Königreich  Böhmen  wird  in  seinen 
wichtigsten  Gebieten  von  Eisenbahnen  durchz(^en,  welche  sich  an 
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jene  aller  Nachbarländer  anknüpfen ;  zu  der  Vervollständigung  sei- 
ner inneren  Verbindungen  gehört  nur  noeh  die  bereits  im  Werden 
liegrifTene,  voraussichtlich  bald  in  Angriff  zu  nehmende  Strecke 
von  Budweis  tlber  Pilsen  nach  Eger,  und  die  Bahn  durch  das 
fruchtbare  Eger-Thal  von  Eger  nach  Karlsbad  und  von  da  nach 
Teplitz.  Mähren  und  Schlesien  war  das  Kronland,  welches 
sich  am  frühesten  eines  umfassenden,  neuerlich  auch  an  Oalizien 
anknüpfenden  Eisenbahnnetzes  erfreute ,  und  dadurch  in  seiner  öko- 
nomischen Entwicklung  ausserordentlich  schnell  fortschritt  Oali- 
zien mit  der  Bukowina  erwarten  durch  den  Ausbau  der  diese 
Länder  ihrer  ganzen  Länge  nach  durchziehenden  Eisenbahn  neues 
Leben  und  eine  Verwerthung  ihres  fruchtbaren  Bodens,  und 
Ungern,  das  bis  vor  Kurzem  hinsichtlich  seiner  Communicatloiis- 
Mittel  am  meisten  vernachlässigte  Kronland,  wird  (mit  Einschluss 
der  Militärgränze),  wenn  die  projectirten  Eisenbahnlinien  zur 
Ausführung  gelangen ,  —  woran  nicht  zu  zweifeln  ist,  da  sich  dort 
die  grösste  Rührigkeit  zeigt  und  die  erspriesslichen  Folgen  für  die 
Unternehmer  offen  am  Tage  liegen,  —  alle  übrigen  Kronländer 
durch  das  grossartige  über  das  Königreich  in  seinem  ganzen  Um- 
fange gespannte  Eisenbahnnetz  überholen.  Selbst  das  dem  Ver- 
kehre gänzlich  ferne  gelegene  Kroatien  und  Slavonien  sammt 
dem  Banate  wird  an  seinen  drei  Endpuncten  von  der  Schienen- 
strasse  berührt  und  befruchtet  werden.  Kärnthen,  das  bisher 
rücksichüich  seiner  Communicationen  am  ungünstigsten  bestellte 
Kronland,  wird  einerseits  durch  den  Anschluss  an  die  südliche 
Staatsbahn  mit  Wien,  Ungern  und  Triest,  andererseits  mit  Italien 
und  Tirol  in  Verlnndung  treten,  und  selbst  das  entlegene  Kronland 
Siebenbürgen  würde  durch  die  Verbindung  mit  Ungern  und  den 
Donau -Fürstenthümem  seiner  Isolirtheit  entrissen  werden  und  die 
noch  wenig  benützten  Quellen  seines  Reichtiiums  erschliessen. 

^  Wenn  mau  die  oben  angeftihrten  vollendeten,  im  Baue  begriffe- 
nen^  definitiv  und  vorläufig  concessionirten  Bahnen  nach  den  Krön- 
länderu  vertheilt,  so  gelangt  man  zu  nachstehendem  Ergebnisse. 

Im  Betriebe   Im  Baue  Deflnitiv   Vorläufig  7,,.__„-_ 
stehende  begriffene       concessionirte      ^"Mraraen 

Eisenhah  nun. 

Meilen.      Meilen.      Meilen.       Meilen.        Meilen. 

Oesterreich  u.  d.  Enns      .  37'/.  23'/,        4  4'/,  69'/, 

OesteiTOch  o.  d.  Enns      .  21'/,  26—5  52'/. 

Salzbuig —  6         —         10  16 

Steiermark 36'/,  U  13'/,      27'/,  88'/, 
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Iro  Botriebe   Im  Bnue    Dennitiv   VorläiiAp  ^ 
8lehendo   begriffene       concessionirte      ^-"»«nn»«*« 

KisenbahiiciK 
Meilen.     Meilen.       Meilen.       Minien.        Meilen. 

Krain 19  -  —  3  22 

Küstenland 7  —  16%  3  26'/, 

KäraUien -  10  25V,  -  35% 

Tirol -  25%  17  15  57% 

Lombardie 26%  --  45%  -  72% 

Venedig 33  8%        3%  —  45 

Böhmen 68%  24  69%  6%  168% 

Mähren 53%  -  -  3%  57 

Schlesien 16%  -  -  3V,  20 

Oalizien 32  6%  94%  —  133 

Bukowina —  —  20  —  20 

üi^em 111  27V4  180%  81  400 

Wojwod^haftu.Tem.Banat  19*%  19  10  31  79  V, 

Kroatien  und  Slavonien     .  —           4  54*%  1  59*% 

MUitärgränze VJ,          %        4V',  —  7% 

Siebenbürgen —  —  —  134  134 

Summe  ~485        m,   ~  559       328%    17564% 

Nach  den  grossen  Länder-Complexen  betrachtet,  entfallen  hier^ 
von  368  Meilen  auf  die  deutsehen,  3987,  Meile  auf  die  slavischen, 
117'/,  Meile  auf  die  italienischen  Kronländer  und  680%  Meile  auf 
Ungern  sammt  seinen  ehemaligen   Nebenländern.    Hiemach  käme 
bei  dem  Ausbaue  des  österreichischen  Eisenbahnnetzes  in  den  ungri- 
sehen  Ländern  auf  8*2,  in  den  slavischen  auf  7*3,  in  den  italieni- 
schen auf  6'7  und  in  den  deutschen  Ländern  auf  5*6  Quadrat -Meilen 
eine  Meile  Eisenbahn.    Bei  näherer  Zergliederung  aber  ergibt  sich 
die  Wahrnehmung,  dass  die  fruchtbarsten  Theile  des  Reiches  der 
Wohlthat  der  Schienenverbindung  am  meisten  theilhaftig  werden 
dürften,  und  dass  diese  Wohlthat  in  Ungern  mit  Einschluss  des 
Banates,  wo  es  an  den  gewöhnlichen  Communications -Mitteln  ge- 
bricht, dreifach  segensreich  wirken  würde.   Mit  voller  Ueberzeugung 
kann  mau  sohin  den  österreichischen  Bahnen  das  Prognostikon  stel- 
len, dass  sie  zu  den  rentabelsten  Bahnen  unter  allen  europäischen 
gehören  werden,  viie  diess  auch  die  bestehenden  trotz  ihren  noch 
unvollkommenen  Verbindungen  darüiun.  ' 

*  Es  ist  ein  allgemein  angenommener  aber  dennoch  nicht   richtiger 
Satz,    dass   die    Eisenbahnen    in   jenen    Ländern    den    reichsten    Ertrag 
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Unter  den  vielen  hervorragenden  Bauten,  welche  die  Anlage 
der  StaatB- Eisenbahnen  in  Oesterreich  hervorriefen,  sind  jene  der 
Semmering-Bahn  und  der  von  I^heeh  nach  Triest  ftthrenden  Karst- 
Bahn  vor  allen  zu  ermähnen. 

Nachdem  bei  der  Anlage  der  sttdlfchen  Staats* Eisenbahn  unter 
Voraussetzung  der  damals  durch  die  Umstände  bedingten  Umge- 
hung des  ungrischen  Gebietes  ein  Uebergang  (fber  die  norischen, 
Oesterreich  von  Steiermark  scheidenden  Alpen  gesucht  werden 
musste,  zeigte  sich  die  Einsattlung  des  Semmering  als  der  zweck- 
massigste  Uebergangspunct,  sowie  die  Anknüpfung  an  die  bestehende 
Eisenbahnlinie  in  den  Endpuncten  Gloggnltz  dnerseits  und  Mttrz- 
zuschlag  andererseits  als  entsprechend  sich  darstellte.  £l)en  so  ein- 
dringende Untersuchungen,  als  ttber  die  Wahl  der  Linie,  wurden 
ttber  die  Wahl  des  Qetriebs- Systems  angestellt,  wobei  nebst  dem 
(schliesslich  angenommenen)  Loeomotiv-Systeme  auch  das  atmosphä- 
rische und  eine  Pferdebahn  in  Frage  kam.  Der  damalige  Inspector 
Ohega,  welcher  schon  auf  die  Vorbereitungen  einen  maassgeben- 
den  Einflufls  genommen  hatte,  wurde  mit  der  AusfÜhnmg  dieses 
kühnsten  aller  bisherigen  Eisenbahnbaue  betraut.  Der  Bau  begann 
im  Jahre  1848 ,  doch  kamen  erst  im  Jahre  1849  die  Arbeiten  längs 
der  ganzen  Unie  in  kräftigen  Gang;  sie  wurden  so  energisch  be- 
trieben,- dass  schon  im  Sommer  1851  die  Strecke  von  Gloggnitz 
bis  Eichberg  flir  die  Probefahrten  der  preiswerbenden  Locomotive 
fahrbar  hergestellt  war,  am  23.  October  1853  die  ganze  Bahn  zum 

gewähren  müssen^  welche  die  reichste  luduslrie,  deu  entwickeltsten  Ver- 
kehr^ die  dichtgedrängteste  und  wohlhabendste  Bevölkerung  und  die 
meisten  grossen  Städte  besitzen.  Die  Eisenbahnen  sind  Frachtanstalten, 
wo  es  am  meisten  zu  transportiren  gibt^  dort  werden  sie  am  reichliclisteu 
Johnen.  Der  Personen«Transport,  weicher  sich  gleich  anfänglich  auf  seine 
ziemlich  constante  Höhe  stellt,  tritt  seinem  Ertrage  nach  bei  grossen 
Bahnlinien  immer  mehr  in  den  Hintergrund  zurück.  Per  Sachen  •  Trans- 
port aber  moss  in  jenen  Ländern  den  Quantitäten  nach^  welche  auch  den 
Ertrag  bestimmen^  am  bedeutendsten  sein^  welche  die  meisten  Roh  pro- 
ducte  zu  verführen  haben,  weil  diese  am  meisten  in  das  Gewicht  fallen. 
Daher  die  Bahnen,  auf  weichen  ein  lebhafter  Steinkohlen-Transport  statt- 
findet, allen  übrigen  au  Rentabilität  vorangehen,  daher  auch  der  Trans- 
port von  Getreide,  Holz,  Metallen,  Salz  und  ähnlicheu  RohstoiTen  für 
Eisenbahnen  sehr  lohnend  wird.  Aus  eben  diesem  Grunde  aber  eröifteet  sich 
Utr  die  Bahnen  der  Länder  Oesterreich's,  welche  die  grossten  Mengen  solcher 
Rohproducte  in  den  Verkehr  bringen  können^  die  erfreulicliste  Zukunft« 
V.  Czoernig,  0c8tern>ich*R  NeugentAUuiifc.  28 
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ersten  Male  mit  der  LoGomotive  l>efahren  uiid  der  Betrieb  auf  der 
vollendeten  Bahn  am  17.  Juli  1854  erbflnet  wurde.  We  Schwie- 
rigkeiten )  welche  bei  dieser  Bahnanlage  überwunden  werden  muss- 
ten,  waren  eine  Folge  der  orographischen  und  der  Terrain -Be- 
schaffenheit jenes  die  letzten  Ausläiüer  der  norischen  Alpen  bilden- 
den Gebirgszugs.  Die  EinsätUiing  des  Semmering  liegt  3.172 
Wiener  Fuss  über  dem  adriatischen  Meere,  1.843  Fuss  über  der 
Station  Ologgnitz  und  1.067  Fuss  über  jener  von  Müizzuschlag. 
Der  Abfall  gegen  Glogg^itz'zu  ist  dabei  so  steil ,  dass  die  Bahn- 
linie eine  bedeutende  Entwicklung  an  den  Lehnen  des  Ootscha- 
Kogels  mit  dem  Eich  berge,  des  Kaltenbei^es,  der  Kumpalpe  und 
des  Wolfsberges,  welche  im  Osten  der  Bahn-Axe  liegen,  eriialten 
musste,  um  mit  Steigungs -Verhältnissen,  wobei  der  Locomotiv- 
Betrieb  noch  möglich  ist,  die  mittelst  eines  grossen  Tunnels  um 
iyi  Klafter  ermässigte  Höhe  des  Semmering  zu  gewinnen. 

Alle  Schwierigkeiten,  welche  der  Eisenbahnbau  kennt,  dräng- 
ten sich  in  dieser  vier  Meilen  langen  Strecke  von  Gloggnitz  zur 
Höhe  des  Simmering  zusammen,  auf  welcher  Strecke  buchstäbUch 
nicht  eine  Klafter  Bahnlänge  vorkömmt,  welche  nicht  durch  Kunst- 
arbeit dem  widerstrebenden  Boden  hätte  abgewonnen  werden  müssen. 
Die  Bahnlinie  zieht  von  Gbggnite,  wo  sich  das  Reichenauer 
Thal  ausmündet,  dieses  Thal  entlang  bis  zum  Dorfe  Baierbach  ^  wo 
sie  die  Schwarza  übersetzt,  um  auf  der  andern  Thallehne  nach 
einer  gewonnenen  Ansteigung  von  600  Fuss  wieder  gegen  die  Aus- 
münduug  zurückzubiegen  und  die  Höhe  des  Eichbergs  zu  erreichen. 
Die  Bergabhänge  des  Reichenauer  Thaies  bestehen  aus  einer  sehr 
harten  Grauwacken -Formation  mit  aufgelagerten  Schichten  von 
Trümmern  des  höher  gelegenen  Gebirges.  Vom  Eichberge  aus 
setzt  die  Bahn  in  scharfem  Bogen  an  den  immer  steiler  werdenden 
Berglehnen  bis  zu  den  Ruinen  des  auf  einer  Felsspitze  sich  erhe- 
benden Schlosses  Klamm  fort;  von  hier  aus  verfolgt  sie  den  süd- 
lichen Bergabhang  des  (vereinigten)  Adlitzgrabens,  welcher  in  seiner 
Verlängerung  bergwärts  eine  sehr  steile  Schlucht  bildet,  über  der 
sich  die  schroffen  Felsmauem  der  Weinzettelwand  erheben.  Hier- 
auf übersetzt  die  Bahn  die  kalte  Rinne ,  eine  jäh  at>stürzende  Berg- 
schlucht, die  aber  an  Steilheit  noch  von  jener  des  unteren  Adlitz- 
grabens überboten  wird,  zu  welcher  die  Bahn  nach  einer  neuen 
Wendung  gelangt,  um  sohin  mit  einer  nochmaligen  Wendui]^  im 
Dreiviertelkreise  um  den  Wolfsbei^  den  Semmering -Tunnel  zu  ei^ 
reichen.     Das  ganze  Terrain  zwischen    der   kalten    Rinne,    dem 
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unteren  und  oberen  Adlitzgraben  bis  zum  Fusse  des  Semmering- 
Kogels  ist  von  steilen  Lehnen  gebildet,  welche  durch  mehrere 
Schluchten  in  einzelne  Abhänge  gespalten  werden;  es  besteht  bis 
zu  den  Adlitzgraben  aus  .einer  entschieden  ausgeprägten  Kalkstein- 
Formation,  welcher  in  der  Nähe  des  Bemmering^s  Schiefer-Fornm* 
tionen  mit  Quarz-  und  Dolomit -Mengungen  folgen.  Doch  nieht 
allein  die  steile  Abdachung  der*  Berglehneh  erschwerte  die  Auf- 
findung mer  itir  den  Locomotiv- Betrieb  geeigneten  Trace;  sie 
wurde  noch  schwieriger  durch  die  Unmöglichkeit,  die  solchen 
Steigungsverhältnissen  entspreclienden  günstigen  Kiehtungsverhält- 
nisse  zu  erlangen,  indem  die  tiefen  und  langen  Schluchten  zu  den 
kleinsten  zulässigen  Krümmungs- Halbmessern  zu  schreiten  nöthigten, 
um  nicht  Bauten  hervorzurufen,  welche  wegen  ilirer  Grösse  unaus- 
illhrbar  erscheinen  mussten.  Das  Gelingen  dieses  Riesenbaues  wurde 
durch  die  Festhaltung  an  allerdings  nicht  leicht  durchzufbhrenden 
Grundsätzen  gesichert;  die  so  anhaltende  und  so  beträchtliche  Stei- 
gung musste  von  Strecke  zu  Strecke  durch  horizontale  und  wenig 
ansteigende  Bahnstücke  unterbi'ochen,  ferner  musste  Rücksiclit  auf 
die  klimatischen  Verhältnisse  genommen  und  in  den  kälteren  neb- 
lichten Regionen  dieser  Alpenhöhe  mussten  günstigere  Steigungs- 
und Richtungs- Verhältnisse  erzielt  werden,  wie  auch  beider  stärk- 
sten Steigung  nie  der  kleinste  Krümmungs- Halbmesser  angewendet 
wurde.  Die  steiermärkische  Abtheilung  der  Semmering-Bahn  bietet 
minder  bedeutende  Schwierigkeiten,  doch  noch  einen  sehr  erheb- 
lichen Fall  dar. 

Die  ganze  Bahn  hat  eine  Länge  von  5'/a  Meile  oder  genauer 
21.960  Wiener  Klaftern ,  wovon  15.582  Klafter  (4  Meilen)  auf  den 
österreichischen  und  6.398  Klafter  (l'/^  Meile]  auf  den  steiermär- 
kischen  Bergabhang  entfallen.  Auf  jener  Seite  finden  sich  (nebst 
5  horizontalen,  zusammen  994  Klafter  langen  Strecken)  41  Stei- 
gungen in  einer  Länge  von  14.588  Klaftern,  wovon  8  im  Verhält- 
nisse von  1 :  40  und  5  in  jenem  von  1  :  45  zusammen  eine  Er- 
streckung von  7.172  Klaftern  oder  beinalie  die  Hälfte  der  gauzen 
Linie  ausmachen.  Auf  der  steiermärkischen  Seite  gibt  es  neben 
einer  horizontalen  Strecke  von  151  Klaftern  noch  18  abfallende 
Strecken  in  einer  Länge  von  6.247  Klaftern,  wovon  8  Strecken  ein 
Gefiille  im  Verhältnisse  von  1 :  41  bis  47  auf  einer  Gesammtaus- 
deknung  von  3.984  Klafiern  oder  mehr  als  der  Hälfte  der  bezüg- 
lichen Linie  haben.  Obwohl  daher  der  österreichische  Bergabhang 
weit  steiler  und  die  stärksten  Steigungen  daselbst  beträchtlich  länger 
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sind  als  auf  der  Hteiermurkischen  Seite,  so  hat  die  letztere  weniger 
entwickelte  Linie  doch  eine  stärkere  mittlere  Bahnsteigung  von 
1  :  56,  als  die  österreichische,  wo  sie  1  :  64  beträgt.  Den  Rich- 
tungs- Verhältnissen  nach  gibt  es  auf  der  gesammten  Semmering- 
Bahn  105  gerade  Linien  in  einer  Länge  von  11.169  Klaftern  und 
109  Krümmungen  von  10.811  Klaftern,  welche  letztere  sonach  fast 
genau  die  Hälfte  der  Bahnlinie  einnehmen.  Von  den  Krümmungen 
haben  73  einen  Krümmungs- Halbmesser  von  150  bis  100  Klaftern, 
und  darunter  erreichen  30  den  kleinsten  zulässigen  Halbmesser 
von  100  Klaftern  in  einer  Länge  von  3.781  Klaftern.  Dieses  Ver- 
hältniss  stellt  sich  noch  ungünstiger  auf  der  an  der  Berglehne  sich 
hinziehenden  Hauptbahnstrecke  von  Baierbach  zum  Haupt-Tunnel 
am  Semmering,  wo  7.221  Klafter  oder  drei  Pünfttheile  der  ge- 
sammten  Länge  in  67  Krümmungen  von  200  bis  100  Klaftern 
Radius  zu  liegen  kommen,  während  die  62  geraden  Linien  nur 
4.529  Klafter  ausmachen,  ein  Verhältniss,  welches  dasjenige  der 
amerikanischen  Gebirgsbahnen  bedeutend  übersteigt. 

Die  Ueberschreitung  so  vieler  einzelner  Schluchten  und  her- 
vortretender Bergrücken  hat  die  Herstellung  sehr  bedeutender  Kunst- 
bauten, Yiaducte,  Tunnels  und  Mauern  unvermeidlich  gemacht. 
IMe  Zahl  der  Yiaducte  beträgt  16  mit  einer  Gesammtlänge  von 
738  Klaftern.  Von  denselben  liegen  acht  in  einer  Krümmung  von 
100  Klaftern  und  vier  in  jener  von  150  Klaftern  Halbmesser;  die 
Länge  wechselt  von  16  bis  120  Klaftern,  die  Höhe  von  6  bis  24 
Klaftern,  die  Anzahl  der  Bogen  von  3  bis  10,  die  Spannweite  der 
einzelnen  Bogen  von  3*/^  bis  10  y,  Klafter  und  es  befinden  sich 
darunter  vier  zweistöckige  mit  einer  doppelten  Bogenstellung.  Der 
Tunnels  gibt  es  15  in  einer  Gesammtlänge  von  2.261  Klaftern, 
worunter  jedoch  die  drei  Tunnels  der  Weinzettelwand,  welche 
mittelst  zweier  gewölbter,  44  Klafter  langer,  an  der  inneren  Seite 
in  den  Felsen  gehauener  Gallerien  verbunden  sind,  als  zu  einem 
einzigen  vereint  vorkommen.  Kach  den  Richtungs- Verbältnissen 
erscheinen  darunter  4  gerade  Tunnels  und  die  anderen  mit  einer 
Krümmung  von  403  bis  100  Klaftern  Halbmesser;  nach  den  Steigung»- 
Verhältnissen  gibt  es  einen  horizontalen,  die  übrigen  haben  ein 
GrefUlIe  von  1  :  300  bis  1  :  40.  Alle  sind  eingewölbt  und  nur  in 
zweien  kommen  auch  ungewölbte  Stücke  vor;  die  Höhe  des  Ter- 
rains über  den  Tunnels  beträgt  4  bis  60  Klafter.  —  Zu  den  be- 
merkenswerthesten  Kunstbauten  gehören:  der  Viaduct  über  die 
kalte  Rinne,  die  zwei  Viaducte,  welche  die  Schluchten  des  Wagner- 
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und  Jäger- Grabens  übersetzen,  der  Viaduct  über  den  Schwansa- 
FlusB  bei  Baierbach,  welcher  den  Scheitel  der  Krümmung  bildet, 
mittelst  deren  die  Bahn  sich  zurückbiegt,  um  von  einer  Seite  des 
Reichenauer  Thaies  auf  die  entgegengesetzte  Lehne  zu  gelangen, 
und  jener  über  den  unteren  Adlitzgraben  (bei  welchem  eine  Länge 
von  80  Klaftern  mit  einer  Steigung  von  1 :  45  und  einem  Krüm- 
mungs- Halbmesser  von  100  Klaflcam  auf  einer  gemauerten  Höhe 
von  12y,  Klaftern  zusammentrifft),  endlich  der  grosse  Semmering- 
Tunnel  sammt  den  drei  Tunnels  längs  der  Weinzettelwand.  Die 
Yiaducte  über  die  kalte  Rmne  und  die  Kraiiisel- Klause,  so  wie 
jene  beim  Wagner-  und  Jäger -Graben  haben  je  zwei  Bogenstel- 
lungen,  von  denen  die  untere  durch  kräftige  Formen  und  starke 
Dimensionen  und  durch  Quader- Arbeit  die  Grundveste  des  Werkes 
darstellt,  während  das  obere  Geschoss  höher  als  jenes  in  leichten 
und  eleganten  Verhältnissen  aus  Ziegeln  ausgeführt  ist  Die  Fun* 
dlrung  der  Pfeiler  w^urde  meist  durch  die  Natur  der  in  das  Terrain 
scharf  eingeschnittenen,  in  ihrer  Sohle  mit  Geröll  ausgefüllten 
Schluchten  erschwert^  bei  jenen  über  die  kalte  Rinne  ^  musste 
42  Fuss  tief  gegraben  werden,  um  die  Pfeiler  auf  die  Felsen  zu 
gründen.  Die  Schwierigkeiten,  welche  bei  den  Tunnel -Bauten  zu 
überwinden  waren,  bestanden  in  Ablösung  des  Felsens,  ausser-, 
ordentlichem  Erd- Drucke  und  grossem  Wasserzudrange.  Diese 
Erscheinungen  kamen  in  hohem  Grade  bei  dem  Haupt-Tunnel  zum 
Vorschein.  Derselbe,  welcher  genau  in  seiner  die  Landesgränze 
bildenden  Mitte  den  höchsten  Punct  der  Bahn  in  sich  enthält  und 
gegen  die  beiden  Mundlöcher  ein  Gefälle  von  1  :  300  hat ,  ist 
753  Klafter  lang  und  in  einer  geraden  Linie  angelegt  Er  wurde 
binnen  1*/^  Jahren  vollendet,  und  hatte  während  des  Baues  Cum 
mehrere  Angriffspuncte  zu  gewinnen)  9  Schächte,  von  denen  4 
wieder  geschlossen  wurden,  lieber  seinem  Scheitel  lagert  ein 
60  Klafter  mächtiges,  theils  aus  Erde  und  Geröll,  Uieils  aus  festem 
Felsen  bestehendes  Gebirge;  doch  besteht  der  grösste  Theil  aus 
Talkschiefer,  welcher  beim  Zutritt  der  Luft  verwitterte  und  dann 
Bewegungen  hervorbrachte.     Desshalb   musste  der   ganze  Tunnel' 

'  Dieser  Viaduct  hat  sonach  eine  Gesammthölie  von  189  Fuss^  wo- 
von 147  Fuas  auf  den  äusseren  fiber  der  Thalsokle  erhobenen  Theil  ent- 
fallen. Der  bekannte  Qdltschthaler  Viaduct  mit  .vier  Geschossen  auf  der 
sächsisch -bairischen  Bahn  hat  eine  Höhe  von  73  sächsischen  Ellen  Über 
der  Thalsohle,  ist  sonüt  weniger  hoch^  als  der  ans  zwei  Geschossen  be* 
stehende  Viaiinct  über  die  kalte  Rinne. 
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th^«  mit  Ziegeln ,  theile  mit  Quadern  ausgewölbt  werden,  und  man 
war  uberdiess  genöthigt,  eum  Vorsprunge  des  oberen  Gewölbes 
ein  coneaves  Gewölbe  an  der  Sohle  anzubringen.  Der  Tunnel  wird 
mit  Gas  beleuchtet. 

Auch  die  Construction  des  Oberbaues  ist  bemerkenswerth.  Die 
aus  einer  Lege  von  Steinen  und  darüber  geschlfigeltem  Schotter 
bestehende  Steinbettung  deckt  den  Unterbau  in  seiner  ganzen  Breite, 
begünstigt  dessen  trockene  Lage  und  bietet  dem  Geleise  selbst  eine 
feste  Unterstützung.  Die  Lftngenhölzer  verleihen  der  Bahn  eine 
massige  Elasticitttt  und  widerstehen  zugleich  den  Senkungen  und 
den  Ausweichungen  der  Schienenlage.  Dazu,  sowie  zur  Verhin- 
derung der  vertiealeu  Bewegung  dient  die  Kuppelung  der  vom 
grössten  bisher  bekannten  Kaliber  aus  gewalzten,  24  Pfund  auf 
den  Längenftiss  wiegenden  Schienen  durch  eiserne  Seitenlappen, 
wie  sie  gegeuwfirtig  allgemein  angewendet  wird. 

Selbst  die  Beischaflung  des  zur  Speisung  der  I^oeomotive  nöthigen 
Wassers  auf  jene  quelleuarmen  Höhen  war  von  Schwierigkeit  Das 
Wasser  musste  grösstentheils  von  Weitem  hergeleitet^  in  grossen  Sam- 
mel-Bassins  geeinigt,  sodann  in  gusseisemen  Röhren  zu  den  Stationen 
geführt  und  zum  Theile  mittelst  der  Dampfpumpe  gehoben  werden. 

Nachstehende  Ziffern  -  Angaben  mögen  den  Umfang  der  bei  der 
Semmering-Bahn  vorgekommenen  Arbeiten  veranschaulichen.  Die 
auf-  und  abautragenden  Erdmassen  machten  aus  295.599  Kubik- 
Klafter,  die  Felseusprengungen  203.162,  das  Bruchstein -Mauerwerk 
50.483,  das  Ziegel^  Mauerwerk  26.807  und  das  Quader -Mauerwerk 
12.231  Kubik-KlaOer.  Hierzu  waren  64%  Millionen  Ziegel,  welche 
grösstentheils  von  den  grossen  Ziegelöfen  am  Wiener- Berge  mitteist 
der  Gloggnitzer  Bahn  zugeAlhrt  werden  musaten,  und  2Va  Million 
Kubik'-Fuss  vierkantig  bearbeiteter  Steine  erforderlich.  Die  Stein- 
bettung  des  Oberljaues  nahm  weitere  41.505  Kubik-KIaller  Steine  in 
Anspruch)  so  dass  die  bei  diesem  Bahnbaue  angewendeten  Erd-  und 
Stein«*Materialieu  eine  gesammte  Masse  von  628.787  Kubik^Klailem  in 
eioem  Total^Gewichte  von  mehr  als  30  Millionen  Centner  ausmachten. 

Auch  die  Karst-Bahn  zählt  viele  und  namhafte  Bauwerke 
von  seltener  Grossartigkeit  Die  Uebersetzung  des  Laibacher  Moores 
wird  auf  eine  Strecke  von  1.2C0  Klaflem  durch  einen  Damm  be- 
werkstelligt, welcher  bis  zu  einer  Tiefe  von  30 — 45  Fuss  in  den 
Sumpf  versenkt  werden  musste,  um  den  festen  Untergrund  desselben 
zu  erreichen,  so  dass  nahezu  das  Sechsfache  jenes  Anschüttungs- 
Materiales  erforderlich  war^  das  sonst  für  einen  Bahndamm  von 
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der  bezeichneten  LAnge  genügt  hätte.  Der  Franzdorfer  Yiaduct^ 
mit  120  FuDB  Höhe  und  einer  Profils-Fläehe  von  5.000  QuadratrKlaf- 
tem^  erforderte  an  Bau-Materialien  1  Million  Kubik-Fuss  Quadern^ 
eben  so  viele  Bruchsteine  und  5  Millionen  Ziegel.  Um  auf  dem 
wegen  seiner  Wasser-Armuth  bekannten  Karste  einen  geregelten 
Eisenbahn-Betrieb  möglieh  zu  machen,  wurden  bei  den  Stationen 
Loitsch,  Adelsberg  und  St.  Peter  eigene  Dampf-Maschinen  zur  Hebung 
des  Wassers  aus  Brunnen  in  die  Stations-Keservoirs  aufgestellt,  und 
zwei  Wasserleitungen,  die  eine  mit  5  Meilen  Ldnge  von  Olier- 
Lesezlie  nach  Prosecco,  die  andere  mit  1'/,  Meile  Länge  von  Na- 
bresina  nach  Triest,  längs  der  Bahn  gefllbrt.  Endlich  bildet  der 
Bahnhof  in  IViest,  dessen  Fläche  zum  Theile  der  See  abgewonnen 
werden  mussle,  mit  zwti  Etagen,  deren  untere  allein  25'/«  n.  ö. 
Joch  einnimmt,  und  dem  unmittelbar  das  Meer  mit  der  Schienen- 
Strasse  verbindenden  Ualen  für  50  grössere  KaulTahrteiscliiffe,  einen 
würdigen  Sohlussstein  des  kolossalen  Baues. 

Ueber  die  Fortschritte,  welche  in  dem  Betriebe  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vorkamen,  mögen  nachstehende 
Andeutungen  genügen.  Bezüglich  der  Gonstructk>n  der  Looomotive 
ist  vor  Allem  des  neuen  Systems  der  Senimering- Looomotive 
zu  erwähnen.  Die  ausserordentlich  bedeutenden  und  andauernden 
Steigungen,  verbunden  mit  den  scharfen  Krümmungen,  welche  auf 
dieser  Gebirgsbahn  vorkommen,  Hessen  vorhersehen,  dass  die  Lo- 
oomotive gewöhnlicher  Gonstruction ,  wenn  sie  auch  diese  Bahn 
befahren  konnten,  doch  nicht  eine  entsprechende  Zugkraft  äussern 
würden,  um  mit  Nutzen  verwendet  zu  werden.  Der  Handels- 
Minister  Freiherr  von  Brück  schrieb  Preise  von  20.000,  10.000, 
9.000  und  8.000  Ducaten  für  die  am  meisten  den  Betriebs -Anfor- 
denmgeu  auf  jener  Bahn  genügenden  Looomotive  aus  und  lud  die 
in-  und  ausländischen  Maschinen  -  Fabrikanten  zur  Bewerbung  um 
diese  Preise  ein.  In  der  That  wurden  von  verschiedenen  Erzeugern 
sechs  Looomotive  beigestellt  und  mit  denselben  Probe -Fahrten  auf 
der  inzwischen  hergestellten  Strecke  der  Sem mering- Bahn  von 
Gloggnitz  bis  Eichberg  vorgenommen.  Mehrere  derselben  erfüllten 
die  im  Programme  vorgeschriebenen  Bedingungen ,  und  der  aus  der 
Fabrik  des  Herrn  Mafiei  in  München  hervorgegangenen  Looomotive 
„Bavaria^  wurde  auch  der  erste  Preis  zuerkannt;  dennoch  konnte, 
sa  manche  schätzenswerthe  Verbesserung  diese  Looomotive  auizu- 
weisen  vermochten,  keine  derselben  zum  nachhaltigen  Gebrauche 
vortheilhail  benützt  werden.     Es  blieb  dem  k.  k.  technischen  Rathe 
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Engerth  vorbehalteti,  auf  Grundlage  der  bei  jenen  Probe-Fahrten 
gewonnenen  Er&hrungen  die  Aufgabe  befriedi^eDd  zu  kkien  und 
eine  LooomotiVe  su  couBtrUireti ,  welche  tleben  der  Bedingung  eines 
leichten  Ganges  in  den  Curven  zugleich  die  Benutzung  des  6e- 
sammtgewiehtes  der  Maschine  und  des  Speisewassers  zur  Vermeh- 
rung der  Adhäsion  durchführte«  Die  Richtigkeit  der  dieser  Con- 
stmction  zum  Grunde  li^enden  Berechnung  wurde  durch  den 
praktischen  Erfolg  glänzend  bewälirti  Dreissig  nach  diesem  Systeme 
erbaute  Locomotive  versehen  seit  zwei  Jahren  anstandslos  den  Dienst 
auf  der  Semmering'-Bahn  und  genügen,  den  bedeutenden  auf  dieser 
Strecke  stattfindenden  Verkehr  zu  bewältigen»  Jede  Masdune  zieht 
eine  Brutto^  Last  von  3.000  Wiener  Centnem  mit  der  Fahrgeschwin- 
digkeit von  %  Meilen  in  der  Stunde  Ober  den  Semmering;  diese 
Leistung  wurde  aber  durch  eine  bei  mehreren  Locomotiven  ange- 
wendete sinnreiche  Zahnräder- Kuppelung  zwischen  der  vorderen 
Achse  des  Tender -GesteUes  und  der  hinteren  Achse  des  Mascliinen- 
Gestelles  auf  4.000  Centuer  gesteigert  Auch  im  Auslande  wurde 
die  Vorzüglichkeit  dieser  Locomotive  nicht  nur  durch  die  bei  der 
Pariser  Industrie- Ausstellung  dem  Erfinder  zuerkannte  höchste  Aus- 
zeichnung, sondern  auch  durch  zahlreiche  Bestellungen  solcher  Lo- 
comotive Itir  fremde )  namentlich  französische  Bahnen  anerkannt 

Eine  eigenthümliche  Schwierigkeit  entstand  ftir  die  österreichi- 
schen Bahnen  aus  den  Verhältnissen  des  Feuerungs-Materiais. 
In  den  von  den  Bahnen  durchzogenen  Gegenden  ist  der  Waldstand 
grösstentheils  bereits  gelichtet  ^  und  die  Holzzufuhr  aus  der  Ferne 
stellte  eine  fortschreitende  Vertheuerung  des  Betriebes  in  Aussicht 
Die  eigentlichen  Steinkohlen -Lager  kommen  in  Oesterreich  nur  in 
einzelnen  hiervon  begünstigten  Landstrichen  vor^  und  gehen  den 
ausgedehnten  Alpen  *  Gebieten  fast  gänzlich  ob^  während  beinahe 
alle  Kronländer  einen  ausserordentlichen  Reichthum  an  Braunkohlen 
aufzuweisen  haben«  Man  hielt  jedoch  die  Braunkohlen  allgemein 
f^r  den  Locomotiv- Betrieb  nicht  verwendbar,  weil  sie  nicht  den 
gleichen  Hitzegrad ,  wie  die^  Steinkohlen  ^  entwickeln ,  und  leicht 
zerbröckeln.  Nach  einigen  früheren  Weniger  gelungenen  Versuchen 
setzte  der  Handels  "Minister  Freiherr  v.  Brück  im  Jahre  1850  zwei 
aus  Fachmännern  bestehende  Commissionen  in  Böhmen  (unter 
Leitung  des  rühmlich  bekannten  Professors  Balling)  und  in  Steier- 
mark (unter  der  Leitung  des  Herrn  v.  Pittner)  nieder,  welclie  beauf- 
tragt wurden  über  die  Verwendbarkeit  der  Braunkohle  fitr  Loco- 
motiv-Heizung  gründliche  Versuche  vorzunehmen.    Diese  beharrlich 


441 


durehgefllhrten  Yersuclie  führten  zum  Zwecke,  indem  durch  die 
selben  die  Braunkohle  für  den  Locomotiv- Betrieb  vollkommen 
ausreichend  befunden  wurde.  Von  jener  Zeit  an  fand  die  Ver- 
wendung derselben  zum  Locomotiv- Betrieb  täglich  mehr  Eingang, 
so  dass  gegenwärtig  die  nördliche  Staatsbahn  giOsstentlieils  und 
die  sudliche  Staatsbahn  in  Steiermark  und  Krain  zu  mehr  als  der 
Hälfte  die  Braunkohle  zur  Locomotiv -Feuerung  benützt,  wodurch 
nicht  nur  dem  Eisenbahn -Betriebe^  sondern  auch  der  gesammten 
Yolkswirthschaft  ein  nicht  hoch  genug  anzuschlagender  Yortheil 
zugeht. 

An  diese  zwei  durchgreifenden  Fortschritte  reiben  sich  mehrere 
andere  Verbesserungen,  die,  theils  in  Oesterreich  erfunden,  tlieils 
dem  Auslande  entlehnt,  in  ihrer  Gesammtheit  wesentlich  zu  der 
Vervollkommnung  des  Eisenbalm- Betriebes  beitrugen  und  darum 
hier  tibersichtlich  aufgezählt  werden.  Die  zunehmende  Verwendung 
der  Braunkohle,  welche  häuflg  leicht  zerklüftet  und  als  Klein-  oder 
Gries*  Kohle  theilweise  entweder  unbenutzt  in  den  Aschenkasten 
fallt  oder  halbverbrannt  durch  den  Rauchkasten  entweicht,  verleiht 
der  Erfindung  und  Anwendung  des  Treppenrostes,  wodurch  diese 
Naehtheile  grossentheils  vermieden  werden,  eine  erhöhte  Wichtig- 
keit Der  im  Jahre  1840  in  Oesterreich  erfundene  Klein'sche  Ap- 
parat zur  Verhütung  des  Funkenwurfes  entspricht  seinem  Zwecke 
gänzlich,  doch  nicht  ohne  Nachtheil  ftlr  den  BrennstofT-^Verbrauch 
und  die  Leistungsftüiigkeit  der  Maschine.  Der  an  dessen  Stelle  seit 
1854  angewandte  Siebfunken -Apparat,  bei  welchem  in  der  Bauch- 
kastenwand horizontal  über  die  obere  Reihe  der  Siederöhren  ein 
Drathnetz  gespannt  wird,  beseitigt  diese  Nachtlieile  und  bewirkt 
eine  namhafte  Ersparung  an  Brennstoff^  doch  muss  er  bei  der  Ver*- 
wendung  von  leicht  zerbröckelnder  Braunkohle  auf  die  Lastenzttge 
beschränkt  bleiben.  Zur  Beseitigung  der  Nachtheile,  welche  auf 
einigen  Bahnen  Oesterreidi^s,  namentlich  dort,  wo  das  Wasser  be- 
deutende Quantitöten  kohlensauren  Kalkes  absetzt,  der  in  den  Lq^ 
comoüv- Kesseln  sieh  bildende  Kesselstein  l)ereitet,  wurden  mehr- 
fache Mittel  mit  wechselndem  Erfolge  ui  Anwendung  gebracht^ 
unter  welchen  sich  die  Schoffer^sche  Lauge  am  besten  bewälirte» 
Unter  den  bei  den  Locomotiveu  eingeführten  Sicherheits- Apparaten 
erscheint  das  von  Baill^  in  Oesterreich  erfundene  Sicherheits^VenUl 
ftlr  Dampfkessel,  welclies  durch  Volut- Federn  direct  belastet  wird 
und  seines  entsprechend  grossen  Durchmessers  wegen  jede  gefahr^ 
bringende  Ueberspannung  des  Kesseldampfes  hintauliält,  als  viel- 
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vei«preehend)  und  wird^  w^nn  durch  Erfehrung  bewährt,  aUgemeui 
zur  Geltung  kommen.  Zu  gleichem  Zwecke  wird  in  Oesterreioh 
auch  die  sehr  praktisclie  Lenioimier''6che  Federwage  angewendet 
Unter  den  Dampf- Manometern  versclüedener  Ck>n8(niclion  verdient 
der  seit  1854  ebgeftlhrte  Desbord'sche  seiner  Einfachheit  und  Ver- 
lässlichkeit  wegen  besondere  Beachtung.  Die  Dampipumpen  bei 
Looomotiven  wurden  allgemein  eingefilhrt,  die  Krupp^schen  Ouss- 
stahl  -  Triebachsen  flir  Loeomotive  und  Gussstahl  -  Tyres  ohne 
Schweissnath  zur  Anwendung  gebracht;  letztere  haben  sich  bereits 
durcli  zweijährigen  Gebrauch  bewähil,  während  dessen  kein  Ab- 
drehen derselben  noth wendig  geworden ,  obwohl  sie  (iber  5.000 
Meilen  zurückgelegt  hatten. 

Bei  dem  Baue  vom  Personen -Wagen  war  das  Streben  vor- 
herrschend dahin  gerichtet,  den  Reisenden  nebst  höherer  Eleganz 
auch  grossere  Bequemlichkeit,  )a  selbst  Comfort  zu  bieten.  Die 
Wagenkasten  wurden  vergr5ssert,  die  Anzahl  der  Sitze  verringert, 
die  Polsterungen  verbessert.  Arm-  und  Kopflehnen  eingeführt,  das 
Klirren  der  Fenster  beseitigt,  die  Beleuchtung  (mit  Stearinkerzen, 
Gel,  Hjdrocarbur  und  auch  Kamphin)  verbessert,  der  Zutritt  atmo- 
sphärischer Luit  durch  Yentilations- Schuber  möglich  gemacht;  auch 
wurde  die  Belieizung  der  Personen- Wagen  mittelst  Wärmeflaschen 
in  Anwendung  gebracht,  und  die  Wagen  dritter  Classe  mit  Fen- 
stern, Yo^ängen  und  Ventiiations- Schubern  versehen,  endlich  (bei 
den  Staatsbahnen)  bei  jedem  Personen* Zuge  der  Gepäckswagen  mit 
einem  Cabmete  und  Aborte  versehen.  Eben  so  wurden  in  der 
Construction  der  Traggerippe  und  Rad  gesteife  Verbesserungen  ein« 
geführt,  längere  zweckmässig  geformte  und  aufgehäugte  Tragfedem 
bewirken  einen  ruhigeren  und  sanfteren  Gang,  Lagergabel -Gehäuse 
und  Metall-Lager  wurden  verbessert,  die  patentirte  Pagefsche  Oel- 
Schmiere  angewendet,  Zug-  und  Stoss -Vorrichtungen  (namentlich 
durch  Benützung  der  hier  neu  erfundenen  Baiil^e'schen  Spiral-Feder) 
wurden  vervollkommnet  Die  zur  Anwendung  auf  den  Staatsbahnen 
gelangte  durchgehende  Zugvorrichtung  zeichnet  sich  vor  allen  ähn- 
lichen Einrichtungen  dadurch  aus,  dass  auf  jeden  einzelnen  Wagen 
im  Train  das  Gewicht  der  nachfolgenden  und  deren  Stoss  nicht 
nachtheilig  einwirken  kann,  und  dass  die  Zugstange,  welche  von 
Wagen  zu  Wagen  mittelst  der  Kuppelketten  ein  ununterbrochenes 
Ganzes  bildet,  alle  Stösse  allein  aufnimmt,  wodurch  die  Erhaltung 
der  Wagen  sehr  geibrdert  wird.  Durch  *  Einführung  der  Post- 
Ambulance- Wagen    wurde    es   möglich,    dass  das   Publicum   die 
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PostaiiBtalt  biH  zum  Abgange  der  Post  und  selbst  wtthrend  der  Fahrt 
der  Züge  bentitzen  kann. 

Bei  den  La 8t- Waggons  war  man  hauptsächlich  bemüht,  auf 
die  Erweiterung  der  TragfiÜiigkeit  und  die  Verminderung  der  todten 
Ladt  oder  des  Eigengewkhtes  der  Wagen  liinzuwirken ,  und  diess 
sowohl  bei  den  aeht-rftderigen  als  den  sechs- riUierigen  und  den  in 
neuester  Zeit  mehr  zur  Anwendung  gekommepen  und  verToH- 
kommneten  vier  -  teerigen  Wagen.  Das  günstigste  Verfaäkniss 
zwischen  der  todten  Last  und  der  Nutzlast  wurde  bei  den  offenen 
Kohlenwagen  mit  1  :  2*75  und  bei  den  bedeckten  Wagen  mit 
1  :  2*25  emieht.  Die  in  Amerika  zuerst  in  Anwendung  gekom- 
menen und  von  Gaus  in  Pest  verbesserten  schmalen  6uss- Räder 
gewahren,  beim  Lastzuge  verwendet,  durch  die  Härte  ihrer  Spur- 
fläche und  dadurch  herbeigeführte  mindere  Abnützung  der  Räder 
Howohl  als  der  Schienen  erhebUehen  Vortheil. 

In  den  Werkstätte*Einrichtun«:eu  wurden  die  im  Aus- 
lande gemachten  Forü^chritte  möglichst  benutzt,  wie  diess  die  ver- 
besserten Räder-Drehbränke,  Bohr-,  Hobel-,  Nuthstoss-  und  Schrau- 
benschneid-Maschinen,  die  Anwendung  des  hydraulischen  Druckes 
t)ei  dem  Auf-  und  Abpressen  der  Räder,  die  angek'gten  Dampf- 
iiämnier  und  die  eingeführten  Blak^schen  Sicherheits- Apparate  liei 
den  Dampfkesseln  darthun.  Zur  Heranbildung  tüchtiger  Arbeiter 
wurden  in  den  grösseren  Werkstätten  der  Staatsbahnen  Sonntags- 
schulen  errichtet,  worin  die  Anfangsgrunde  der  Mathematik,  Geo- 
metrie, Mechanik  und  Physik  die  Gegenstände  des  Unterrichtes 
bilden.  Auf  allen  Bahnen  sind  bei  den  Personen  -  Zügen  sogenannte 
Rettungskästen  eingeführt,  welche  mit  den  für  gewöhnliche  FiUie 
ausreichenden  Medicamenten  und  einer  Auswahl  chirurgischer  Bac- 
dagen  und  Instrumente  versehen  sind,  in  deren  Anwendung  und 
Handhabung  die  fähigsten  Conducteure  von  Aei'zten  unterrichtet 
werden,  wobei  letztere  fortwährend  Nachsi^hau  pflegen*  Die  Sicher- 
heits-  (Spring-)  Wechsel,  welche  das  Entgleisen  der  Maschinen 
und  Wagen  verhindern,  wurden  eingeführt  und  mit  selbstwirkendeii 
Auslösungen  versehen ,  so  wie  die  Scheiben  derselben  zweckmässig 
beleuchtet;  in  beider  Hinsicht  bewähren  sich  die  vom  käiscrl.  In- 
genieur  Wolf  Bender  erfundenen  Vorrichtungen  am  besten.  Zur 
Verhtitung  von  Unfällen  wurden  die  Kanson'schen  Knall-Signale  in 
Anwendung  gebracht.  Grosse  Brückenwagen  zur  Gewichts-Ermitt- 
lung  der  Locomotive  und  Wagen  wurden  eingeführt  und  derart, 
construirt,    dass   das   auf  jeder   einzelnen  Achse   der  Locomotive 
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ruhende  Gewicht  erhoten  und  regulirt  werden  kann.  Der  von  Has»- 
well  in  Wien  aus  Eisenblech  verfertigte,  auf  Ciiealation  basirte 
Vorwärmer  entspricht  seinem  Zwedce  viel  besser,  als  die  bisherigen 
Apparate  zum  Vorwärmen  des  Tender -Speise- Wassers.  Endlich 
wurden  auf  der  sfkllichen  Staatsbahn  Versuche  mit  dem  Morin'schen 
Djnamooieter  v<Mrgenommen,  um  die  verschiedenen  Widerstände, 
welche  Looomotive  und  Transport^ Wagen  mit  ihren  mannigfiütigen 
Systemen  auf  Ste^ngen  und  Neigungen  in  scharfen  Krümmungen 
und  bei  verschiedener  Geschwindigkeit  erleiden,  kennen  zu  lernen 
und  die  dadurch  gewonnenen  Er&hrungen  für  die  Eisenbahn-Technik 
nutzbringend  zu  machen. 

Die  Verwendung  der  für  den  Bau  Und  die  Betriebs-Einnchtung 
der  Eisenbahnen  in  Oesterreich  erforderlichen  Capitale  nahm  glei- 
chen Gang  mit  dem  Fortschritte  dieser  Anlagen,  welche,  wie  oben 
nachgewiesen,  in  dem  Zeiträume  seit  Ende  1848  bis  Ebde  1856 
weit  rascher  vor  sich  ging  als  früher.  Bei  der  Nachweisung  des 
verwendeten  Anlage-^Capitals  ist  vorerst  zwischen  den  vom 
Staate  und  den  von  Privat-Gesellschaften  unternommenen 
Eisenbahnbauten  zu  unterscheiden.  Die  Staatsverwaltung  verwen- 
dete in  den  beklen  Zeiträumen  vom  Beginne  des  Jahres  1842  Ins 
Ende  1848,  dann  vom  Beginne  des  Jahres  1849  bis  Ende  1856 
im  Gaiaen  den  Betrag  von  290,933.000  Gulden;  Iiiervon  sind  vorv 
erst  die  darunter  bt^riffenen  Ablösungs  -  Beträge  auszuscheiden, 
welche  die  Staatsverwaltung  an  die  Piivat-Gesellschaften  itlr  die  von 
denselben  gebauten  und  in  der  Folge  an  den  Staat  abgetretenen 
Bahnen  zu  entrichten  hatte,  und  zwar: 

für  die  Wien-Glognitzer  Bahn  mit 18,132^000  fl. 


Oedenburger 
^     „    ungrische  Central-   „        y^     ,    . 
1^     „    Kmkau-oberschlesische  Bahn  mit 
^     ^    Mailand  -  Como  -  «^       ^ 

„     «,    iombard.-venez.  Ferdinands- Bahn  mit 

Zusammen  mit 


2,090.000  ^ 
20,458.000  „ 

3,074,000  ,. 

7,406.000  „ 
17,604.000  ^* 


.  68,764.000  fl. 

Nacli  Abredmung  dieser  Summe  hat  die  Staatsverwaltung  ftir 

die  von  ihr   selbst  gebauten   und    Air  den  Betrieb  eingerichteten 
Bahnen  aufgewendet: 

mr  die  Wiener  Verbindungsbahn ^136.000  tl. 

^     r,    südlk^he  Staatsbahn 89,125.000  ^ 

,.     „    nördlkshe         ^              48,181.000  „ 
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ftlr  die  8ttd»8tBche  BtAatsbdhn  ........  26^923i)00  fl. 

.  ^  ertliche              ^           13,840.000  ^ 

^  ^  Ranater  Montan -Bahn 6,413.000  y^ 

^  «  kroatische  Staatsbahn 11,047.000  ^ 

^  ^  nord-tirder        ^             ,    .  5,532.000  ^ 

^  ^  8üd-tiroler         ^             3,7^.000  „ 

^  r  lomb--venez.      ^            24,045.000  ,, 

^  .,  anderen  neu  projecUrten  Bahnen    .    »    .    .  186.000  «, 

Summe    .     .  222,169.000  IL 

Die  Staatevenvaltung  hat  im  Ganzen  verwendet: 

üj  auf  die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Bahnen  244,452.000  fl. 

hj  auf  sämmtliche  noch  im  Baue  befindliche  Bah- 
nen, mit  Einschluss  der  Szegedin-Temes virer, 
Szolnok "  Debrecziner  und  Laibach  <•  Triester 
Strecken  der  schon  betriebenen  Bahnen       .    ,    46,481.000  y^ 

Zusammen    .    .  290,933.000  IL 

Von  dieser  Gesammtsnmme  entfällt  auf  den  Zeitraum  von 
1842  bis  1848  der  Betrag  von  53,963.000  Gulden,  welcher  aus- 
schliesslich nur  selbst  gebaute  Bahnstrecken  betriflt,  und  auf  jenen 
von  1849  bis  1856  der  Betrag  von  236,970.000  OuMen  (in  runder 
Summe  237  Millionen  Gulden),  worunter  die  Ablösungs- Summe 
ftlr  die  von  Privat*- Gesellschaften  bis  Ende  1848  gebauten  Bahnen 
mit  44  und  die  Entschädigung  lllr  die  von  denselben  bis  zur  Zeit 
der  Uebergabe  ihrer  Bahnen  an  den  Staat  nodi  weitere  bestrittenen 
Baukosten  mit  14 Vi  Millionen  GuMen,  dann  der  cur  Berichligang 
aller  mit  dem  Besitzantritte  der  abgelösten  PrivatpBahnen  an  die 
Staatsverwaltung  tibergegangenen  Passiv- Rückstände  erforderliche 
Betrag  vou  10  Millionen  Gulden  (von  welchen  die  ftindirte  Schuld 
der  bestandenen  Wien -Gloggnitzer  Eisenbahn -Gesellschaft  mit  2'/^ 
and  die  Rentensdiuld  der  bestandenen  Mailand -ConM>- Eisenbahn- 
Gesellschaft  mit  3  Millionen  Gulden  hervorzuheben  sind,  weil  diese 
Rückstände  erst  in  einer  beträchtlichen  Reihe  von  Jahren  raten- 
weise zur  Tilgung  zu  gelangen  haben),  endlich  die  Kosten  ftlr  die 
vom  Staate  selbst  gebauten  Bahnstrecken  mit  16874  Million  Gulden 
begriffen  sind;  in  den  letzten  acht  Jahren  hat  die  Staats- Verwaltung 
sonach  eine  mehr  als  viermal  so  grosse  Summe  als  hi  den  uumittel- 
b«r  vorausgegangenen  sieben  Jahren  hierfür  verwendet 

Die  Privat- Gesellschaften  haben  ftar  ihre  derzeit  bestehenden 
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Bahaen  seit  depi  beginne  des  Eisenbahnbaues  im  Jahre  1825  his 

Ende  1856  bestritten,  und  zwar: 

die  Kaiser^Ferdinands-Nordbahn 59,887.000  fl. 

^    Wien -Raaber-Bahn 6,600.000^ 

^   Uoz-Budweiser  und  Lioz-Gmundner  Bahn    .    .  3,600.000  ,, 

^    Pfcsrfraig-Tvmauer  Bahn 1,245.000  ^ 

„    Prog-Lana-Bahn 770.000  ^ 

y^    Mohace-Fünfkirchner  Bahn 4,000.000  „ 

„    übrigen  Bahnen • .  4,500.000  „ 

Zusammen    .    .    80,602.000  fl. 

Die  Pi-iyat-Bahnen  hatten  zwar  schon  zu  Ende 
des  Jahres  1848  einen  Aufwand  von     .....    77,330.000  fl. 
in  Anspruch  genommen,  und  derselbe  war  in  den 
Jahren  1849  bis  1856  um 61,930.000  « 

gestiegen,  und  hatte  somit  die  Höhe  von  ....  1394^60.000  tt. 

erreicht.  Hiervon  rouss  jedoch  der 
bis  Ende  1848  mit 43,955.000  fl. 

und  von  1849  bis  zur  Zeit  der  Ab- 
lösung mit 14,703.000  fl. 

zusammen  mit  ......    58,658.000  fl. 

besiritteiie  Aufwand  flir  jene  Privat-Bahnen  abgerech- 
net werden,  welche  an  die  Staatsverwaltung 
kaufsweiae  übei^gangen  sind;  nach  dieser  Ab- 
rechnung zeigt  sich  der  von  den  Privat-Gesell- 
sch^len  bis  zum  Jahre  1856  verwendete,  mit  dem 
oben  naehgewiesMien  übereinstimmende  Betrag  von    80,602.000  fl. 

von  welchem       .    .    - 3a375.000  r 

den  Zeitraum  bis  Ende  1848  und      ......    47,227.000  „ 

die  Periode  von  1849  bis  Ende  1856  betrefTen. 

Im  Ganzen  wurde  dalier  von  dem  Beginne  des  Eäseobahn- 
Baues  bis  Ende  1856  fbr  Sisenbahnzwedie  in  Oesterreich  die  Summe 
von  371*/,  Million  GuMen  ausgegeben,  wovon  291  Millionen  die 
Staatsverwaltung  und  807,  Million  die  Privaten  bestritten.  Hiex^ 
von  entfiel  im  Ganzen  auf  die  acht  Jahre  1849  bis  1856  der  Be- 
trag von  2407«  Million  Gulden  (nämlich  178'/«  Million  ftlr  die  vom 
Staate  selbst  gebauten  oder  doch  vollendeten  Bahnstrecken^  14 V4  Mil- 
lionen Gulden  für  die  an  den  Staat  übergegangenen  Privat -Bahnen 
und  47  V«  Million  Gulden  Air  die  den  Privaten  verbleibenden  Bahnen), 
withrend  in  den  vier  und  zwanzig  vorhergegangenen  Jahren  nur 
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131%  Million  Ouldeii  für  Eieexibahn-Zwecke  aasgiBgebeD  wolden  War. 
Nach  dem  Uebei^Dge  der  meisten  Staatsbahnen  an  Privat -Gesell^ 
Schäften  wird  siel)  das  Yerhältniss  zwischen  der  obigen  Theilsumme 
wesentlich  ändern,  im  Ganzen  aber  für  den  Zeitraum  bis  Ende  1856 
der  nachzuweisende  Aufwand  derselbe  bleiben,  jedoch  mit  Ausnahme 
jener  Beträge,  welche  die  österreichische  Staats -Eisenbahn -Gesell* 
Hchaft  und  die  lombardisch- veneuanische  Eisenbahn -Gesellschaft  bis 
dahin  auf  die  an  sie  übergegangenen  Bahnen  verwendet  habea, 
welche  Beträge  auf  12  Millionen  Gulden  angeschlagen  werden  können. 

§.  14. 

IQ.    CoDimiinications- Anstalten  (Telegraphen). 

Bis  vor  wenigen  Jahren  war  der  optische  Tel^raph  ein 
karger  Nothbehelf  für  die  beschleunigte  Mittheilung  kurzer  mit 
wenigen  Zeichen  auszudrückender  Nachrichten,  wenn  Sonne 
und  Wetter  der  Benützung  desselben  günstig  waren.  Seit 
der  Einführung  des  neu  erfundenen  elektriaeben  Telegraphen 
hat  in  der  Benützung  dieses  Communications -Mittels  eine 
ebenso  rasche  als  totale  Umwälzung  stattgefunden.  Die 
räumliche  Entfernung  hat  aufgehört  ein  Hinderniss  der  Mit- 
tiieilung  zu  sein,  und  alle  öffentlichen  und  Privat-Geschäfte 
haben  eine  solche  Art  des  Betriebes  angenommen^  als  ob 
Entfernungen  zwischen  den  einzelnen  Verkehrsorten  gar  nicht 
mehr  beständen.  Die  Zustimmung  Russland  s  zu  den  öster» 
rdchischen  Friedensvorschll^en  war  nahezu  in  derselbeii 
Minute,  als  sie  in  Petersburg  ertheilt  worden,  in  Wien  an* 
gelangt  und  die  Einnahme  von  Sebastopol  war  in  Paris  in 
derselben  Zeit  bekannt,  welche  man  son^t  gebraucht  hätte> 
um  die  Nachricht  von  London  nach  Paris  zu  bringen.  Gleich* 
wie  die  Eisenbahnen  die  Post,  so  überflügelt  der  Telegraf 
die  Eisenbahnen;  das  Concert  der  europäischen  Mächte, 
weldie  im  Süden  und  Norden,  im  Westen  und  Osten  ge« 
bieten,  findet  sich  auf  engerem  Räume  zusammengeschaart; 
die  Börse-Course  von  Paris  und  Wien  werden  maassgebend 
auf  allen  Handelsplätzen,  unmittelbar  nachdem  der  Börsen« 
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6aai  sich  von  seineu  Besuchern  geleert  hat;  die  grossen 
Gonjuncturen  des  Verkehrs,  kaum  entstanden,  werden  noch 
am  selben  Tage  zum  Gegenstande  der  ausgedehntesten  Spe- 
culation  an  den  entferntesten  Puncten  unseres  Erdtheils; 
schon  zieht  sich  der  unterseeische  Telegraph  von  Küste  zu 
Kttste,  bald  von  Erdtheil  zu  Erdtheil,  in  nicht  ferner  Zeit 
wird  er  den  Erdball  umspannen,  und  die  astronomische 
Zeitbestimmung  vollends  in  Verwirrung  bringen,  da  schon 
g^enwärtig  eine  in  Wien  aufgegebene  telegraphische  De- 
pesche (scheinbar)  früher  in  Paris  einlangte,  als  sie  in  Wien 
abgesendet  wurde. 

Durch  eine  glückliche  Fügung  kam  diese  ausserordent- 
liche Erfindung,  gleich  so  mancher  anderen,  in  Oesterreich' 
zur  ausgedehnteren  Anwendung,  als  eben  dieses  Reich  in 
den  ersten  Stadien  seiner  inneren  Neugestaltung  begriffen 
war.  Die  Anwendung  des  Telegraphen  in  seiner  gewöhn- 
lichen Benützung  ist  eine  dreifache,  für  Staats-Depeschen, 
für  den  Eisenbahnbetrieb  und  für  den  Privat- Verkehr.  Der 
Telegraph  wurde  in  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  die  grosse 
Wichtigkeit,  die  er  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Zu- 
stände zu  erlangen  vermag,  zum  Gegenstaiide  eines  Staats- 
Monopols  erklärt.  Seine  erste  Benützung  fand  demnach  fbr 
den  Verkehr  der  Regierung  mit  den  Behörden  in  den  Kron- 
ländern und  mit  anderen  Regierungen  Statt.  Fast  gldch- 
zeitig  damit  wurde  seine  Anwendung  ftkr  den  Eisenbahn- 
Betrieb  und  zwar  gewöhnlich  mittelst  eines  besonderen 
Leitungsdrathes  gestattet  Diese  Anwendung  ist  ausseror- 
dentlich  wohlthätig,  ja  nachgerade  unentbehrlich  geworden, 
denn  es  wird  damit  nicht  nur  unzähligen  Unglücksfällen 
vorgebeugt,  sondern  zugleich  ein  rascher,  gleichzeitig  auf 
den  verschiedensten  Puncten  thätiger  Verkehr  der  Bahnzüge 
möglich  gemacht,  und  dadurch  erzielt,  dass  ein  so  gewalt^ 
verzweigter  Verkehr,  wie  er  auf  der  Kaiser-Ferdinands- 
Nordbahn  stattfindet,  wo  täglich  108  Züge  verkehren  und 
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sidi  an   224  Puncften  kreuzen ,  auf  einer  grossentheils  ein- 
»purigen  Bahn  bewältigt  zu  werden  vermag.    Die  Nothwen- 
digkeit,  dieses  Communications -Mittel  dem  Privat -Verkehre  ' 
zur  Benützung  einzuräumen,  lag  zu  nahe,  als  dass  sie  lange 
hätte  verkannt  werden  können.    Einmal  zugestanden,  musste 
sie  von  selbst  zu  einer  Herabsetzung  der  anfänglich  höheren 
Tarif-Sätze  führen,  und  der  Vereinbarung  der  benachbarten  Re- 
gierungen zur  Anknüpfung  einer  möglichst  erleichterten  Tele- 
graphen-Terbinduog  den  W^  bahnen.  Hierdurch  entstand  der 
deut^h-österreichische  Telegraphen- Verein ,  welcher  bald  die 
meisten  deutschen  Regierungen  mit  Einbeziehung  det  Nieder-- 
lande  umschloss  und  durch  Vereinbarungen  mit  den  italieni- 
schen Regierungen  sowie  mit  jen^i  von  Frankreich ,  Belgien, 
Niederlanden,  Spanien,  Russland  und  der  Türkei  seine  Wirkun- 
gen nahezu  über  den  ganzen  europäischen  Continent  erstreckt. 
Binnen  wenigen  Jahren  w-ar  das  österreichische  Tele- 
graphen-Netz so  ausgedehnt,  dass  die  Länge  der  Telegra- 
phen-Leitungen sich  von  hundert  auf  mehr  als  tausend  Meilen 
erweiterte',  und  gegenwärtig  mit  sehr  geringen  Ausnahmen 
fast  keine  irgend  bedeutende  Stadt  mehr  vorhanden  ist,  wo- 
hin der  telegraphische  Drath  nicht  reichte.    Die  Truppen- 
Aufstellungen,   welche  in  den  Jahren   1854  und  1855   im 
Osten  des  Reiehes  stattfanden,  zogen,  ebenso  wie  fUr  die 
Landstrassen   und  Eisenbahnen,  auch   für  den  Telegraphen 
den  Vortheil  nach  sich,  dass  derselbe  in  den  östlichen  Kron- 
ländern eine  rasche  Ausdehnung  erhielt,  welche  selbst  über 
die  Staatsgränzen  hinaus  bis  Bukarest,   Jassy   und  Galacz 
reichte  und  mit  Fortsetzungen  nach  der  Krim  und  Konstan* 
tinopel  in  Verbindung  trat. 

'  Die  administrative  Regelung  des  Telegraphen-Wesens 
erhielt  in  Oesterreich  ihren  Abschluss  durch  die  im  Jahre 
1856  erfolgte  Errichtung  der  Direction  des  k.  k.  Staats^ 
Telegraphen,  bei.  welcher  sich  alle  diesen  speciellen  Ver- 
waltungszweig berührenden  Geschäfte  vereinigen ,  indem  sie 
nicht  nur  die  sämmtlichen  Telegraphen  -Remter  leitet  und 

V.  Cxoernig,  Oostenvich'«  Neugestaltung.  5J9 
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überwacht,  soncüern  auch  die  VervoUsiäiidigang  des  Tele- 
graphen-Netases  durch  Anlegung  neuer  Linien  bewerkstelligt 
Aber  nicht  allein  die  äussere  Ausbreitung  des  Telegra- 
phen erfolgte  während  dieser  Zeit  in  Oesterreich,  sondern 
auch  die  innere  YervollkomnQnung  dieses  Zweiges  ward 
durch  die  österreichischen  Telegraphen -Beamten  auf  eine 
erfolgreiche  Art  angestrebt.  Die  Steinheil-Matzenauer'sohe 
Translation,  wodurch  das  oft  Unklarheit  erzeugende  und 
zeitraubende  Uebertelegraphiren^  erspart  wird  und  eine  Nach- 
richt auf  jede  beliebige  Entfernung  mittelst  einmaligen  Tele- 
graphirens  befSrdert  werden  kann,  ward  bald  nach  ihrer 
Erfindung  in  dem  österreichisch-deutschen  Vereine  allgemein 
eingeführt.  Noch  wichtiger  aber  sind  die  beiden  Erfindun- 
gen des  früheren Telegraphen-Directors  Doctor  Gintl  und  des. 
Centralamts-Yorstehers  Doctor  Stark,  welche  die  durch  län- 
gere Zeit  tut  unlösbar  gehaltene  Aufgabe  des  Gegensprecbens 
und  des  Doppelsprechens  auf  demselben  Drathe  nicht  bloss 
theoretisch  lösten,  sondern  auch  durch  eilie  entsprechende 
Vervollkommnung  der  Apparate  und  Vereinfachung  der 
Methode  einer  praktischen  Realisirung^  zuführten. 

Da 8  Telegraphen- Wesen  verdankt  in  Oesterreich  erst  der 
neuesten  Zeit  seine  äussere  Ausdehnung  und  seine  innere  Ausbildung. 
Beide  beginnen  mit  der  Anwenduog  des  elektrischen  Telegraphen. 
Derselbe  wurde  in  Oesterreich  durch  den  Freiherm  von  Baumgartner 
(nachmaligen  Handels-  und  Finanz-Minister)  zuerst  im  Jahre  1846  eiu- 
gefuhrt,  in  welchem  die  ersten  Versuche  damit  an  einer  zwischen 
Wien  und  Floridsdorf  hergestellten  Probeleitung  aus  Kupferdrath 
gemacht  wurden.  In  demselben  Jahre  ward  der  Bau  einer  Tele- 
graphen-Linie  von  Wien  ttber  Lund^burg  nach  Brfinn  begonnen 
und  zu  Ostern  1847  vollendet.  Im  Laufe  des  Jahres  1847  wurde 
die  Telegraphen -Linie  von  Lundenburg  (abzweigend  von  der  .BrUn- 
ner  Linie)  über  Prerau,  Olmütz  und  Böhmisch -Trübau  bis  Prag 
hergestellt  und  (ebenfalls  von  der  Brünner  Linie  abzweigend)  von 
Gftnsemdorf  eine  Seitenlinie  naoh  Pressburg  angelegt  In  entgegen- 
gese^tzttr  Richtung  kam  in  demselben  Jahre  die  Telegraphen -Linie 
von  Wien  über  Gratz  und  Marburg  nach  Cilli  zu  Stande» 


451 


Somit  waren  zu  Anfange  des  Jalires  1848  nachstehende  Tele- 
eraphen-Iinien  vorhanden  *: 

^    '^  Meilen. 

Wien -Brunn  in  einer  Länge  von    .     .    .    .    .  20-3 

Lundenburg-Prag  in  einer  I4nge  von    .    .    .  502 

Gänsemdorf-Pressburg  in  einer  Länge  von  5*9 

Wien-Cilli  in  einer  Länge  von 48*3 

TääT 

Im  Jahre  1848  wurde  an  den  vorstehenden  Linien  eine  zweite 

Leitung  flkr  Eisenbahn -Betriebszwecke  angebracht  und  während  der 

Dauer  des  Reichstages  in  Kremäer  diese  Stadt  mit  der  Station  Hul- 

1^)  sohin  mit  Wien  und  Olmütz,  in  telegraphische  Verbindimg 

gesetzt  Seit  dieser  Zeit  vermehrten  sich  die  Telegraphen-Linien 

in  rasciier  Folge ^  und  zwar  wurden  errichtet: 

Im  Jahre  1849  Meilen. 

die  Linie  Prerau- Oderberg 12*9 

^      ^      Brunn -Trttbau 12-5 

^      ^     Hetzendorf- Salzburg 44*4 

^      ^     Cifli-Triest 30  6 

TÖQT 
Im  Jahre  1850  ": 

die  Linie  Prag- Bodenbach 17-9 

-,      ^      Schönbrunn -Troppau 3*3^ 

^  Oderbei^-Krakau   .    .    .    .              .  20-7 

^      ^     Pressburg- Pest 29-7 

^      ^     Salzburg -Innsbruck 38*5 

r.      ^  T)       bairische  Gränzc   ....  1*0 

^      ^     Innsbruck -Bregenz 27*3 

T,      „             ^         Verona 372 

^      ^,     Verona -Mailand 20*2 

^      ^           ^       Mantua 5*6 

^      .^      Steinbrück -Agram 11-0 

^      ^     Triest-Pirano 5*1 

n      Ti         ji     Görz 6'8 

^      ^     Görz-Mestre       .     ^ 24-2 

^      ^      Venedig -Verona 16*6 

2651 

*  Alle  hier  folgenden  Zahlenangaben  sind  in  geographischen  Meilen 
zu  verstehen,  nach  welchen  der  deutsch- österreichische  Telegraphen- 
Verein  alle  seine  Distanzen  berechnet,  und  beziehen  sich  auf  den  Stand 
der  Linien  am  1.  December  1857. 


452 


die  Linie 

•n         r> 


Im  Jßhre  1851  neUen: 

Krakau-Lemberg 47*5 

Treviglio- Bergamo  2*9 


50-4 


Im  Jahre  1852 

die  Linie  Laibach -Klageniurt 10*9 

^      „     Mantua-Borgoforte 1-5 


12-4 


Im  Jahre  1853 

die  Linie  Pest-Szolnok 13*5 

CzeglM 'Temesvär 31-8 

Lovrin-Semlin 25*5 

Capo  dlstria-Pola 15-5 

Mailand -Chiasso      .......  8*0 

.       Buffalora  .......  4*8 


•n 
r 


75 
T5 


f) 


99*1 


Im  Jahre  1854 

die  Linie  Lemberg-Czemowitz  ......  39*0 

Trzebinia-Myßlowice 3*7 

Bregenz- Unter -Hochsteg      ....  0*6 

^       Höchst 1-6 

Feldkirch -Ober-Ried       1*3 

Temesvdr-Ober-Tömöe 59*0 

Lugos-Orsova .  17*5 

linz- Schärding 10*7 

Agram -Spalato 65*3 


n 


Mailand  -  Piacenza 
IViest-Fiume 


Im  Jahre  1855 
die  Linie  Szczakowa  -  Oranica     . 
Czemowitz  -  Nemericzeni 
Semlin- serbische  Oränze 
Szolnok-Debreczin  . 
Neuhäusel  -  Komom 
Salzburg -Ischl     .     . 
Neustadt  -  Oeden bu  rg 
Borgoforte-  Luzzara 
Spalato -Cattaro 


8-7 

9-4 

216-Ö 

n        TU 


0-3 

12*8 

0-9 

16*7 

41 

7*5 

5*0 

2*3 

38*3 

87*9 


r 
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Im  Jahre  1856  ^.„^ 

die  Linie  Aussig -Karlsbad,  Marienbad,  Franzensbad  28*6 

^      Debreczin-Kaschau     ........  20*7 

^       ^      Püspök  Ladäny-Grosswardein     ....  8*7 

^     TemesvÄr-Arad 7*6 

Zloczovv  -  Brody 5*6 

^      Padua-Rovigo 6*1 

^       -j      Rovigo- Ponte  lago-scuro 4*1 

y,      y,'    Bergamo -Castasegna .15-3 

96-7 

Im  Laufe  des  Jahres  1857  kamen  noch  die  Unien  Franzensbed 
zur  beirischeo  und  sächsischen  Gränze  mit  3*3,  Pardubitz-Reichen- 
berg  mit  16,  Brody-Radziwilow  mit2'2v  Wien-Raab  mit  16,  Raab- 
Komom  mit  5*3,  Schuta  lokva-2jengg  mit  3*2,  Fiume-Zengg  mit  lOO, 
Mailand-PaVia  mit  5*5,  Casal  Pnsterlengo  Cremona  mit  6*7  und  linz- 
Prag  mit  33*1  Meilen  hinzu.  Somit  umfasst  das  ganze  Telegraphen- 
Netz  zu  Ende  November  1857  eine  Ent\\ick1ung  von  1-154'8  Meilen. 

Stellt  man  diese  einzelnen  Linien  in  ein  Netz  zusammen  und 
betrachtet  die  divergirenden  Richtungen  der  Fäden  dieses  Netzes, 
so  zeigen  sich  nachstehende  mit  einander  in  Verbindung  stehende 
Linien  -  Compleze. 

In  nördlicher  Richtung  läuft  die  Linie  von  Wien  über  BrOnn 
und  Trübau  nach  Prag  und  von  da  an  die  Landesgränze  jenseits 
Bodenbach,  wobei  sich  von  Aussig  ein  Ast  nach  den  böhmischen 
Badeorten  Teplitz,  Karlsbad,  Franzensbad  und  Marienbad  und  von 
Franzensbad  an  die  bairische  und  sächsische  Oränze  bei  Asch  und 
Elster  abzweigt.  Von  dieser  linie  ästet  in  Lundenburg  eine  andere 
aus,  welche  über  Prerau  (mit  einer  Abzweigung  tlber  Olmütz  nach 
Trüba^u  zur  Verbindung  mit  der  Prager  Linie)  nach  Oderberg  führt, 
während  sich  eine  Seitenlinie  von  Schönbrunn  nach  Troppau  zieht. 
Eine  zweite  Ausästung  flihrt  von  Pardubitz  nach  Reichenberg. 
Dieser  Linien -Complex  hat  eine  Länge  von  165  Meilen. 

In  östlicher,  nordöstlicher  und  südöstlicher  Richtung 
geht  die  (von  der  Wien-Brünner  Linie  abzweigende)  Linie  von 
Gänsemdorf  über  Pressburg,  Neuhäusel  (von  wo  ein  Seitenflügel 
nach  Komom  geht),  Pest,  Szolnok,  nach  Grosswardein  und  Debre- 
czin  und  von  hier  nach  Kaschau.  An  diese  Linie  schliesst  sich 
jene  von  CzeglM  über  Szegedin,  Lovrin  (mit  einer  Abzweigung 
über  Gross -Kikinda  und  Peterwardein  nach  Semlin,  wo  sie  jenseits 
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der  Save  niit  d^n  serbischen  Telegraphen  in  Verbindong  tritt), 
Temesvdr  (mit  dem  Zweige  nach  Arad)  und  Lagos  (mit  einer 
Seitenlinie  bis  Orsova)  nach  Ober-Tömös,  wo  sie  an  der  Landes- 
gränze  sich  an  die  nach  Bukarest  führende  walachische  Telegraphen- 
Linie  anschKesfit  Eine  andere  östliche  Linie  läuft  von  Wien  nach 
Raab  und  KomorUi  Von  der  nördliclien  Linie  ausgehend  besteht  die 
Linie,  welche  von  Oderberg  über  Krakau  (mit  einer  Abzweigung  an 
die  Landesgränzen  bei  Myslowice  gegen  Preussen  und  bei  Granica 
gegen  Russisch -Polen)  und  Lemberg  über  Zloczow  (von  wo  ein 
Zweig  nach  Brody  an  die  russische  Gräuze  nächst  Radziwilow  geht) 
nach  Ozemowitz  läuft,  von  wo  sie  bis  Nemericzeni  an  der  mol- 
dauischen Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  dortigen  gegen  Jasqr  und 
Galacz  geleiteten  Linien  fortzieht  Die  GesammÜänge  dieser  öst- 
lichen Linien  beträgt  394*7  Heilen. 

In  südlicher  und  südwestlicher  Richtung  ueht  die  Linie 
von  Wien  über  Wiener -Neustadt  (mit  der  Abzweigung  nach  Oeden- 
bui^),  Gratz,  Marburg,  Cilli,  Steinbrück,  Laibach  (mit  der  Ab- 
zwdgung  nach  Klagenfurt)  nach  Triest  Von  Steinbrück  aus  ver- 
längert sich  die  Linie  über  Agram,  Zarn  und  Spalato  oach  Cattaro 
an  der  äussersten  Südspitze  des  Reiches;  eine  Abzweigung  verbindet 
auch  Zengg  mit  dieser  Linie.  Von  Triest  aus  gehen  Zweiglinien 
nach  Pirano,  nach  Pola  und  nach  Fiume  und  2^^,  die  Haupt- 
linie aber  geht  über  Göns,  Udine  und  Treviso  nach  Mestre*  (mit 
einer  Abzweigung  nach  Venedig),  Verona  {jnli  der  Abzweigung 
über  Padua  und  Rovigo  nach  Ponte  lago-scuro  zum  Anschlüase 
an  die  Linien  des  Kirchenstaates  und  über  Mantua  nach  Luzzara 
zum  Anschlüsse  an  den  modenesischen  Telegraphen),  Treviglio 
(mit  der  Seitenlinie  nach  Bei^mo  und  von  dort  über  Leoco  und 
Chiavenna  nach  Castasegna  zum  Anschlüsse  an  den  Schweizer 
Telegraphen),  Mailand  an  die  Landesgränze  bei  Buflfalora,  um  dort 
mit  dem  sardinisdien  Telegraphen  in  Verbindung  zu  treten.  Von 
Mailand  laufen  überdiess  die  Seitenlinien  nach  Pavia,  bis  an  die 
Landesgränze  bei  Piacenza  (mit  einer  Ausästung  nach  Cremona) 
und  eben  so  bei  Chiasso,  um  an  die  Telegraphen  von  Parma  und 
der  Schweiz  anzuschliessen.  Diese  Linien  zusammen  haben  eine 
Länge  von  391*9  Meilen. 

In  westlicher  Richttmg  endlich  findet  sich  die  Linie  von  Wien 
über  Linz  (mit  der  Abzweigung  an  die  Landesgränze  bei  Schärding 
und  einer  zweiten  über  Budweis  nach  Prag),  Salzburg  (mit  den 
Afozwdgungen  nach  der  Reichsgr&nze  und  nach  Isehl),  Innsbruck 
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(mit  der  Verbindungslinie  nach  Verona),  Feldkirch  (mit  dem  An- 
8chki68e  an  die  Schweiz)  bis  Bregenz,  wo  nochmals  der  Schweizer 
und  der  hairische  Telegraph  rfiit  ihr  in  Verbindung  tritt  Die 
Länge  dieser  westlichen  Linien  macht  203*2  Meilen  aus. 

Das  österreichische  Telegraphen -Netz  hat  21  Anschlusspuncte 
an  das  fVemdlfindische,  nämlich  zu  Ponte  lago-scuro  gegen  den 
Kirchenstaat^  Luzzara  gegen  Modena,  Piacenza  gegen  Parma,  Buffa«- 
lora  gegen  Sardinien,  Ohiasso,  Castasegna,  Ober- Ried  und  Höchst 
gegen  die  Schweiz,  Unter- Hochsteg,  Salzburg.,  Schärding  und  Asch 
gegen  Baiem,  Elster  und  Bodenbach  gegen  Sachsen,  Oderberg  und 
Myslowice  gegen  Preussen,  Oranica  und  Radziwilow  gegen  Russ- 
land, Nemericzeni  gegen  die  Moldau,  Ober-Tömös  gegen  die  Wa- 
lachei und  Semlin  gegen  Serbien.  Mit  den  in  der  Ausführung  be- 
griffenen Eisenbahnen  wird  sich  das  Telegraphen -Netz  im  Innern 
des  Staates  bedeutend  ausbreiten  und  auch  neue  Anschlusspuncte 
gegen  das  Ausland  zwischen  Pilsen  und  Amberg ^  zwischen  Reichen- 
berg und  Zittau  gewinnen. 

Die  innere  Entwicklung  des  Telegraphen -Wesens  in  Oester- 
reich  beniht  auf  administrativen  Verfögungen  und  technischen 
Vervollkommnungen.  Es  ward  bereits  bti  der  Organisation  der  Be- 
hörden ei'wähnt,  dass  nach  Errichtung  des  Handels -Ministeriums  im 
Anfiinge  des  Jahres  1849  bei  demseH)en  ein  eigenes  Departement 
für  das  Telegraphen -Wesen  gebildet  und  die  Leitung  desselben  einem 
Director  anvertraut  wurde.  Bei  der  zu  Anfang  1850  stattgefundenen 
Bildung  der  jenem  Ministerium  untergeordneten  (reneral-Direction 
der  Oommunicationen  bestellte  man  die  dritte  Abtheilung  derselben 
für  die  Leitung  des  Telegraphen -Wesens.  Im  November  1851  er- 
folgte die  Vereinigung  der  administrativen  Geschäfte  des  Telegraphen- 
Wesens  mit  dem  Postwesen,  und  am  Schlüsse  desselben  Jahres  ward 
die  gedachte  General -Direction  aufgelöst,  womach  eine  Section  des 
Handels -Ministeriums  ihre  Functionen  ttbernahm.  Im  Jahre  1849 
wurde  die  Verlegung  der  bisher  auf  den  Eisenbahnhöfen  expooir- 
ten  Staats-Telegraphen-Aemter  in  die  Amtsgebäude  der  administra- 
tiven Kronlands- Behörden  grundsätzlich  ausgesprochen,  welchem 
gemäss  fortan  die  Staats-Telegraphen-Aemter  in  den  Statthalterei* 
Gebäuden  eingerichtet  worden  sind.  Zur  Erzielung  eines  Nachwuch- 
ses geeigneter  Telegraphen  -  Beamten  wurde  ein  eigener  dreimonat- 
licher Lehrcurs  im  Handels-Ministerium  und  eine  von  den  Candida- 
ten  nach  Vollendung  desselben  abzulegende  Prüfung  vorgeschrieben. 
Bis  zum  Beginne  des  Jahres  1850  diente  der  Telegraph  nur  zur 
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Beförderung  von  Staats-  und  Eisenbahn-Betriebs-Depeschen;  in  der 
Mitte  Februar  1850  wurde  seine  Benützung  dem  Publicum  gestattet 

Mit  der  Allerhöchsten  EntschKessung  vom  5.  Juli  1856  wurde 
unter  gleichzeitiger  Enthebung  der  Post-Directioüen  von  ihrem  Wir- 
kungskreise in  Telegraphen -Angelegenheiten  die  Leitung  dieser  An - 
getegenheiten  ftlr  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  der  neu  er- 
richteten Direction  des  k.  k.  Staats-Telegraphen  (mit einem 
administrativen  und  einem  technischen  Departement)  tibertragen^ 
und  derselben  9  Inspectoren  mit  den  Amtssitzen  zu  Wien  (Dir  Oester- 
reich  unter  der  Enns  und  Steiermark),  zu  Innsbruck  (Hlr  Oesterreich 
ob  der  Enns,  Salzburg  und  Tiix)]),  zu  Triest  (itir  Kämthen,  Krain, 
Oörz,  Gradisca,  Istrien  und  Triest),  zu  Prag  (f)lr  Böhmen,  Mähren 
und  li^chlesien),  zu  Lembei^  (für  Galizien  und  die  Bukowina),  zu 
Verona  (für  das  lombard^sch- venezianische  Königreich),  zu  Pest  (Hir 
Ungern),  zu  Temesvdr  (fiir  die  Wojwodschaft,  Siebenbürgen  und 
(Üe  serbisch -banatische  MiUtärgränze)  und  zu  Zara  (für  Dalmatien, 
Kroatien,  Slavonien  und  die  kroatisch -slavonische  Militärgränze) 
untergeordnet,  als  deren  Stellvertreter  Telegraphen -(Jommissäre 
ftmgiren.  Die  Stationen  am  Sitze  der  Inspectoren  (mit  Ausnahme 
des  letztgenannten),  dann  jene  zu  Linz,  Salzburg  mid  Mailand  wuiv 
den  itlr  Telegraphen-Haupt-Stationen  erklärt  und  unter  die  Leitung 
von  Amts  Verwaltern  gestellt;  alle  übrigen  werden  als  Telegraphen- 
Stationen  von  Ober-Telegraphisten  geleitet  Für  die  Unterhaltung  und 
Beaufsichtigung  der  Linien  werden  Aufseher  aufgestellt,  unter  deren 
Leitung  die  Eisenbahn- Wächter  und  das  Strassen- Aufsichts-Personale 
verwendet  werden.  Die  Beamten  erhalten  nebst  der  Besoldung  noch 
für  jede  an  ihre  Station  gerichtete  oder  von  ilir  ausgehende 
Privat-Depesche  eine  Tantieme.  Die  Mittheilung  des  Inhaltes  einer 
Depesche  oder  auch  nur  des  Namens  von  Gorrespondenten  an 
Personen,  an  welche  die  Depeschen  nicht  adresart  sind,  ist  eine 
Verletzung  des  Dieust^beimuisses;  eben  so  ist  der  unentgeltliche 
Verkehr  der  Telegraphisten  in  Privat-Sachen  unter  sich  verboten  '. 

Nachdem  schon  im  Jahre  1849  die  Verhandlungen  mit  der 
preussischen  und  bairischen  Regierung  wegen  des  Anschlusses  der 
österreichischen  Telegraphen -Linien  bei  Oderberg  an  jene  von  Preus- 
sen  und  bei  Salzburg  an  jene  von  Baiem  Rlr  den  gegenseitigen 
Telegraphen -Verkehr  angeknüpft  worden  waren,  trat  (im  Juni  1850) 

*  Minist.  Veitird.  ^om  24.  August  1856  Hiernach  ist  dos  auf  Seite  59 
Gesagte  abzuändern/ 
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zu  DreBden  der  deutooh-östeneichiBche  Telegraphen- Verein  zusam- 
men und  wurde  dafielbst  zwischen  den  Staaten  von  Oesteneieh, 
Preussen ,  Baiem ,  Sachsen  und  WUrtemberg  der  Vertrag  über  den 
gegenseitigen  Telegraphen- Verkehr  (am  25.  Juli  1850)  ab^schlossen. 
Im  darauf  folgenden  Jahre  1851  fand  zu  Wien  eine  neuerliche  Tele- 
graphen-Vereins -Conferenz  Statt,,  bei  welcher  die  Abgeordneten  der 
Verems- Staaten  einen  Nachtrags -Vertrag  am  14.  October  verein- 
barten, wodurch  der  zu  Dresden  abgeschlossene  Vereins -Vertrag 
weiter  ausgebildet  wurde.  Durch  diese  Verträge  erzielte  man  nicht 
nur  eine  namhafte  Beschleunigung  und  ein  besseres  Ineinandergreifen 
des  telegraphischen  Verkehres,  sondern  auch  der  Tarif  für  die  Be- 
nützung des  Telegraphen  durch  >  das  Publicum  wurde  bedeutend 
ermässigt.  £üne  Folge  dieser  Verträge  waren  die  weiter  mit  den 
französischen  und  belgischen  Telegraphen -Verwaltungen,  mit  den 
Niederlanden,  Russland,  Spanien,  den  italienischen  Staaten  und 
der  Pforte  getroffenen  Uebereinkünfte,  welche  auf  den  gleichen 
Zweck  abzielten. 

Zum  Bereiche  des  deutsch- österreichischen  Telegraphen- Vereins 
gehören  sowohl  die  in  den  Gebieten  der  contrahirenden  Regierungen 
gelegenen,  als  auch  diejenigen  Telegraphen -Linien  und  Stationen, 
welche  die  eine  oder  andere  der  Vereins- Regierungen  in  fremden 
Staaten  unterhält.  Den  Vereins -Bestimmungen  ist  zunächst  nur  die 
internationale,  d.  h.  diejenige  telegraphisohe  Correspondenz  unter- 
worfen, bei  welcher  die  Ursprungs-  und  die  £nd-Station  verschiede- 
nen Vereins-Verwaltungen  angehören.  Inwieweit  auch  die  innere 
Correspondenz  in  den  betreffenden  Staaten  nach  gleichen  Grund- 
sätzen zu  behandeln  ist,  bleibt  jeder  Regierung  überlassen.  Die 
contrahirenden  Regierungen  sind  verpflichtet,  die  von  ihren  Statio- 
nen angenommenen  Depeschen  mit  möglichster  Schnelligkeit  und 
Zuverlässigkeit  weiter  gehen  zu  lassen,  ohne  jedoch  für  die  lieber- 
kunft  der  Depeschen  eine  Gewähr  zu  leisten,  und  tragen  dafür 
Sorge,  dass  das  Tel^raphen-Geheimniss  strenge  beobachtet  werde. 
Die  Benützung  der  Telegraphen  deir  Vereins -Regierungen  steht 
Jedermann  zu.  Die  Telegraphen -Stationen  der  Vereins -Regierungen 
sind  zur  Annahme  telegraphischer  Depeschen  nach  jeder  andern 
Vereins -Station  befugte  Jede  telegraphische  Depesche  darf,  bis  auf 
weitere  Verabredung,  nicht  aus  mehr  als  100  Worten  bestehen  *. 

'  Dem  Nachtrags- Vertrag  vom  23.  September  gemäss ^^  köaneii  i^uch 
Privat -Depeschen  in  frauKÖstcher  und  englicher  Sprache  zur  Beförderung 
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In  Bezug  auf  die  Behandlung  der  telegraphiechen  Depeschen  Bind 
zu  unterscheiden:  a)  Staats- Depeschen  der  dem  Yereine  angehöre 
gen^  sowie  der  verlragsinäseig  berechtigten  Regierungen,  6/ Eisen- 
bahn-Depeschen und  c)  Privat- Depeschen  ^  Ein  Unterschied  2wi- 
^hen  beiden  letzteren  findet  jedoch  nur  insoweit  Statt,  als  solches 
in  dem  einen  oder  dem  anderen  Staate  besonders  festgesetzt  worden 
ist  Gesetzwidrige  Privat- Depeschen  dürfen  nicht  befördert  werden. 
Bei  der  Beförderung  der  telegraphischen  Depeschen  haben  die  Staats- 
Depeschen  jederzeit  den  Vorning,  und  unter  diesen  wieder  die- 
jenigen, welche  von  den  betreffenden  Staats -Oberhäuptern,  Ministe- 
rien oder  Gesandtschaften  abgesandt  werden. 

Im  internationalen  Verkehre  werden  in  d^r  Regel  nur  die 
Depeschen  des  Telegraphen -Dienstes  gegenseitig  frei  befördert,  alle 
anderen  unterliegen  der  tarifmässigen  Gebührenberechnung.  Doch 
bezieht  sich  die  den  Depeschen  des  Telegraphen- Dienstes  zuge- 
standene Gebührenfreiheit  nicht  allein  auf  die  diessfliUige  Correspon- 
denz  der  Telegraphen -Aemter,  sondern  auch  aller  den  Telegraphen- 
Dienst  leitenden  Vereins -Behörden  jeder  Instanz.  Der  Bemessung 
der  Telegraphen -Gebühren  liegt  der  kidnste  geographische  Abstand 
der  Empfangs -Telegraphen -Station  von  der  Aufgabs- Station  und 
zwar  nach  der  vom  Vereine  angenommenen  Karte  zu  Grunde.  Als 
Grundlage  fUr  die  Gebühreneinhebung  dient  die  Eintragung  der  Ge- 
bühren-Zonen in  hierzu  eigens  bestimmte  Karten.  Die  Gebühr 
betrügt  för  eine  einfache  Depesche  auf  eine  Entfernung  bis  ein- 
schliesslich 10  Meilen  1  fl.  C.  M.  oder  1  fl.  12  kr.  rh.  oder  20  Sgr. ; 
diese  Gebühr  steigt  jedesmal  um  denselben  Betrag  für  weitere  15^ 
20,  25,  30,  35,  40  u.  s.  w.  Meilen  K  Der  Nachtrags -Vertrag  vom 
23.  September  1853  setzt  die  Maximal- Wortzahl  einer  einfachen 
Depesche  auf  25,  einer  doppelten  von  26  bis  50,  dner  drei&chen 
von  51  bis  100  Worten  fest    Für  Nacht- Depeschen  sind  sämmt- 

iiuierhalb  des  deatBch-österreichischea  Telegraphen-  Vereiosgehieteß ,  jedodi 
nur  bei  den  besonders  hierzu  bestimmten  Telegraphen- Stationen  zage» 
lassen  werden. 

*  Der  österreichisch  -  sardinische  Telegraphen  •  Vertrag  vom  28.  Septem- 
ber 1853  unterscheidet  Staats  -  Depeschen ,  Dienst -Depeschen,  welche  aus- 
schliesslich den  internationalen  Telegraphen -Dienst  betreffen,  und  Privat- 
Depeschen. 

'  Für  Sardinien  gelten  statt  der  Heilen  Kilom^tres  (7*5  Kiiom^tres 
=  1  dentsdien  Meile)  und  in  der  Gebühren  -  Bemessung  die  lira  itafiana 
(2  lire  öO  oent.  =  1  Ü.  C.  M.). 
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liehe  Telegraphimngs-Gebühien  mit  dem  doppelten  Be|;Tage  ea 
entrichten.  Die  tarif- massige  Beförderungsgebühr  wird  bei  jeder 
Depesche  unter  diejenigen  Vereins -R^erungen^  deren  Telegraphen 
bei  der  Beförderung  betheiligt  gewesen  sind,  in  dem  VerhäHidsse 
der  Beförderungsatreeken  getheÖt  Die  Abrechnung  über  das  g&- 
sammte  Vereins -Einkommen  erfolgt  fUr  s&nimüiche  Vereins -Mifr> 
glieder  durch  ein  Central- Organ ,  dessen  Functionen  vorläufig  die 
königlich  preussische  Telegraphen -Verwaltung  übernahm  '. 

Jeder  der  nicht  zum  Vereine  gehörigen  deutschen  Regierungen 
steht  bd  Errichtung  von  Telegraphen -Linien  der  Beitritt  zum  deutsch- 
österreichischen Telegraphen -Vereine  ofien.  Doch  können  nach  dem 
Nachtrags- Vertrage  vom  14.  October  1851  nur  deutsche  Staaten 
als  wirkliche  Mitglieder  dem  Vereine  beitreten;  nicht- deutsche 
Staaten  treten  mit  dem  Vereine  bloss  in  ein  Vertrags -Verhältniss. 
Jede  dem  beitretenden  Staate  benachbarte  Regierung  ist  befugt, 
Namens  des  Vereins  Unterhandlungen  zu  führen  und  den  Vertrag 
in  dem  Falle  ohne  Weiteres  abzuschliessen ,  dass  die  beitretende 
Regierung  sich  sämmtlichen  Vereinsbestimmungen  unterwirft. 

Zur  weiteren  Ausbildung  des  Vereins  ist.  der  zeitweise  Zu- 
sammentritt von  Telegraphen -Ck>nferenzen  vorbehalten. 

Oesterreich  schloss  seit  dem  Jahre  1848  im  Gaqzen  neunzehn 
Telegraphen -Verträge  ab.,  wovon  zehn  die  Errichtung  und  Aus- 
breitung des  deutsch -österr^chischen  Telegraphen- Vereins  bezweck- 
ten, nämlich  die  auf  Errichtung  desselben  bezüglichen  Verfiäge  mit 
Preussen  vom  3.  October  1849,  mit  Baiem  vom  21.  Januar  1850, 
mit  Preussen,  Baiem  und  Sachsen  vom  25.  Juli  1850,  femer  die 
Nachtrags -Verträge  vom  14.  October  1851,  23.  September  1853  und 
29.  Mai  1855',  dann  die  den  Beitritt  hierzu  eröflhenden  fUr  Wür- 
temberg  vom  14.  October  1851  (zugleich  Nachtrags -Vertrag  für 
Preussen,  Baiem  und  Sachsen),  für  Hannover  vom  2.  September  1853, 
ftir  Meklenburg- Schwerin  vom  1^  April  1854,  fUr  Baden  vom  1.  Juli 
1854,  endlich  rücksichtlich  der  ausserdeutschen  Staaten  ftir  Sardi- 
nien vom  3.  October  1856,  für  Parma  vom  15.  September  1851, 
für  Modena  vom  4.  Juni  1851,  für  die  Niederlande  vom  2.  September 
1853,  für  Russland  vom  19.  November  1854,  für  Frankreich  und 
Belgien  vom  29.  Juni  1855  (mit  späterem  Beitritt  Sardinien's  und 

'  Nachtrags -Vertrag  vom  14.  October  1851. 
*     '  Die  BestimmuDgen  des  letzteren  haben  auch  im  Verkehre  mit  Tos- 
caua,  Parma,   Modeua,   beiden  Sicüien,  der  Schweiz,   Serbien  und  den 
Donau  -  Fürsten tli ümern  Qel tttng. 
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Spanien's),  für  den  Kirehenstaat  vom  5.  Hai  1856  <,  lUr  die  Tüikei 
vom  21.  Januar  1857,  woran  sich  noch  der  Telegraphen- Vertrag 
mit  der  Schweiz  vom  26.  April  1852  reiht 

Unter  den  technischen  Vervollkommnungen  erscheinen  nicht 
nur  solche,  welche  von  Aussen  eingeftihrt  wurden,  wie  die  An- 
wendung des  Morse'schen  Schreib^Telegraphen-Systems,  welche 
mit  der  Zulassung  der  Privat- Correspondenz  durch  den  Telegraphen 
im  Jahre  1650  eifolgte,  während  für  den  Eisenbahn -Betriebs-Tele- 
graphen das  früher  für  den  Telegnq)hen  allgemein  übliche  Baine- 
sehe  Apparat-  und  Zeichen -System  beibehalten  wurde,  sondern 
auch  die  Bediensteten  der  österreichischen.Telegraphen- Verwaltung 
führten  die  Technik  ihrer  Ausbildung  entgegen. 

Hierbei  ist  zuerst  die  durch  den  k.  k.  Sections-Rath  Dr.  Stein- 
heil und  den  k.  k.  Telegraphen -Commissär  Matzenauer  wesentlich 
verbesserte  Translation  der  Depeschen  von  einer  Telegraphen- 
Station  auf  die  andere  zu  erwähnen ,  durch  welche  das  zeitraubende 
und  nicht  selten  siunstörende  Umtelegraphiren  vermieden  wird  und 
eine  telegraphische  Nachricht  auf  jede  beliebige  Entfernung  mittelst 
rinmaliger  Telegraphirung  befördert  werden  kann.  Diese  Vorrich- 
tung wurde  bei  der  Vereins- Conferenz  zu  Wien  im  Jahre  1851  von 
sfimmtlichen  Vereinsstaaten  angenommen. 

Noch  wichtiger  erscheinen  die  von  dem  damaligen  k.  k.  Tele- 
graphen-Director  Dr.  Gintl  in  der  Telegraphen -Technik  gemachten 
Erfindungen.  Vor  Allem  ist  hier  zu  erwähnen  die  glänzende  Er- 
findung des  nach  ihm  benannten  chemischen  Telegraphen,  eines 
Sjstemes,  welches  sich  durch  Einfachheit  und  Consequenz  seiner  Prin- 
cipien  empfiehlt  Die  Prüfung,  welcher  dieser  Apparat  von  Seite  der 
zur  Vereins -Ck)nferenz  in  Berlin  im  Jahre  1853  zusammengetretenen 
Abgeordneten  unterzogen  wurde,  fiel  entschieden  günstig  aus.  Dieser 
Apparat  ist  es  auch,  an  dem  Dr.  Gintl  zuerst  die  «o  vielfach  angeregte 
und  eben  so  lebhaft  bestrittene  Frage  praktisch  löste,  ob  derselbe  Drath 
benützt  werden  könne,  um  gldchzeitig  zwei  Depeschen  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  abgehen  zu  lassen.  Die  Versuche  fielen  so  be- 
friedigend  aus,  dass  heutzutage  jeder  Zweifel  über  die  Möglichkeit 
des  gleiclizeitigen  Gegentelegraphirens  gehoben  ist  War  diese 
Entdeckung  schon  geeignet,  das  lebhafteste  Interesse  der  Physiker  zu 
erregen,  so  ist  sie  von  nicht  minderer  praktischer  Wichtigkeit,  was 
aus  dem  Umstände  sattsam  hervorgeht,  dass  man  überall  bemüht 
war,  die  gleichen  Resultate  auch  bei  anderen  Tel4^;raphen- Appa- 
raten zu  erzielen,  wie  denn  auch  diese  Erfindung  auf  der  Pariser 
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Industrie -Ausstellung  durch  Verleihung  der  goldenen  Medaille  ge« 
rechte  Anerkennung  fand. 

Nicht  geringere  Aufmerksamkeit  erregte  der  Vorstand  des 
Telegraphen -Central -Amtes  in  Wien,  Dr.  Stark,  durch  die  Mit- 
theilung,  dass  es  ihm  gelungen  sei,  ein  Verfahren  ausfindig  zu 
machen,  wornach  gleichzeitig  auf  demselben  Drathe  zwei 
verschiedene  Depeschen  an  eine  und  dieselbe  zweite  Station  oder 
an  zwei  verschiedene  in  derselben  Richtung  liegende  Stationen  be* 
fordert  werden  können,  so  zwar,  dass  die  betreffende  Station  stets 
nur  Kenntniss  von  der  fllr  selbe  bestimmteD  Depesche  zu  nehmen 
vermag.  Durch  dieses  neue  Verfahren  ist  sogar  die  Möglichkeit 
geboten ,  dass  gleichzeitig  zwei  verschiedene  hinter  einander  liegende 
Stationen  an  eine  dritte  vor  ihnen  liegende  Depeschen  befördern 
'  können,  ohne  dass  die  Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Dienstes 
irgendwie  beeinträchtigt  würde.  Ein  nicht  geringes  Verdienst  Stark'^s 
ist  es  dabei,  dass  eine  sehr  unerhebliche  Modification  der  im  Ge- 
brauche stehenden  Apparate  die  Erziehmg  der  eben  erwähnten 
Resultate  ermöglicht. 

Die  Benützung  des  Telegraphen  fUr  den  Verkehr  ist  in 
äusserst  rascher  Zunahme  begriffen.  Während  im  Jalire  1851  die 
Zahl  der  im  inneren  Verkehre  voi^ekommenen  Staats -Depeschen 
21.976  mit  966.596  Worten  betrug  und  im  Jahre  1856  auf  63.372 
mit  2,969.849  Worten  anwuchs,  hat  sich  die  Ziffer  der  Privat- 
Depeschen  %on  22.935  mit  536.617  Worten  auf  188.576  Depeschen 
mit  4,247.893  Worten,  also  die  Zahl  sämmtlicher  Depeschen  um 
461 ,  jene  sämmtlicher  Worte  um  nahezu  380  Percente  gesteigert  *. 


*  Diejenigen  Stationen,  welche  im  Jahre  1856  einen  namhaften  Var< 
kehr  in  inländischen  Privat -Depeschen  hatten,  waren  folgende: 
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« 
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T» 
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Die  hierfür  entfiüleDen  Gebfihnen  stiegen  von  125.226  fl.  Auf 
741.233  fl.  *,,  somit  um  492  Percente.  Was  den  iDternatioDalen  Ver- 
kehr anbelangt  V  so  erhöhte  sich  die  Zahl  der  angekommmen  and 
tonsitirenden  Staats -Depeschen  im  Jahre  1856  von  4.860  des  un- 
mittelbar vorausgegangenen  Jahres  1855  mit  301.683  Worten  auf 
8.223  mit  368.322  Worten,  imd  jene  der  Privat -Depeschen  von 
39.127  mit  939.807  Worten  auf  70.582  mit  1,774.760  Worten,  so 
dass  bei  der  letzteren  Kategorie  die  Steigerung  beinahe  einer  Ver- 
dopplung gleich  kam. 

§.  15. 

13.    ComniunicatioDS-ADStalten  (Post Verwaltung). 

Vor  deni  Jahre  1848  wurde  die  Postanstalt  zunächst 
von  dem  finanziellen  Gesichtspuncte  unter  der  Leitung  der 
allgemeinen  Hofkammer  verwaltet  und  das  Postge&n  unter 
die  indirecten  Steuern  gereiht.  Seitdem  im  Jahre  1848  das 
Handels-Ministerium  geschaffen  worden  ist  und  alle  Ver- 
kehrsanstalten unter  de^vsen  Leitung  gelangten ,  wurden  auch 
die  Postanstalten  von  der  Finanz -Verwaltung  ausgeschieden 
und  den  Verkehfsanstalten  beigezählt.  Hiermit  war  der  Zeit- 
punet  gekommen,  wo  die  volkswirthscbaftliche  Bedeutung  der 


Temesvar 

mit  2.530  D 

epescheii 

Pest      .     . 

.   mit  8.754  Depescüen 
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.    „    2:6.)5 

». 
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r,      9.04o             y. 

Krakaa 
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«« 

Mailand 

„        9.500                  n 

Lemberg   . 

.     .,     3.309 

« 

Trieflt  .     . 

^  22.668          , 

Verona 

.     .    3.802 

*» 

Wien    .     . 

.  55.820 

Prag     .     . 

.     „    5.648 

f> 

■ 

*  Die  Einnahmen  der  Teiegraplieu -Anstalt  vertheilen  sich  auf  felgende 
Rubriken : 

Beförderangs-Qebühren  723.545  11.      Post-Porto 2.243  tl. 

Collationirungs-      „       .     2.362  „       Staffeten 10.316  « 

VervielfÄltigOnge-  „  331   ^    ,   Botenlöhne 2.436  „ 

Unter  diesen  Posten  sind  aber  die  den  auswärtigen  Qe8andt8cfaafteD.t 
.dann  der  priv.  Staats- Eisenbahn -Qesellschaft  bei  der  Aufgabe  ihrer  De- 
peschen creditirten  Beförderungsgebühren  nicht  mitbegriffen,  und  ebenso- 
wenig die  noch  zu  gewärtigenden  Einnahme- Au theiJe  \on  auswärtigen  Tele- 
graphen-Verwaltungen (mit  Berücksichtigung  der  Aui^abe-Antheile),  welche 
Einnahmsfiosten  mit  beiJäufig  50.000  fl.  in  Ansatz  gebracht  werden  können. 
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Postanstalt  ihrem  ganzen  Umfange  nach  erkannt  wurde,  und 
wo  man  sich  bestrebte,  die  in  anderen  Staaten  kurz  vorher 
in  diesem  Verwaltnngszweige  eingetretenen  Reformen,  na- 
mentlich durch  Vereinfachung  des  Dienstes  und  Ermässigung 
der  Taxen ,  auch  nach  Oesterreich  zu  übertragen.  Vor  Allem 
musste,  wie  in  anderen  Abtheilungen  tler  öffentlichen  Ver- 
wattung,  Gleichförmigkeit  der  Gesetzgebung  erzielt  werden, 
indem  das  in  den  übrigen  Eronlftndern  bereits  bestehende 
Postgesetz  auch  auf  die  ehemals  ungrischen  Eronländer 
samnH;  der  Militftrgränze  ausgedehnt  wurde.  Gleichzeitig  er- 
folgten die  Reformen  im  inneren  Postdienste.  Die  Anzahl 
der  Postanstalten,  namentlich  in  den  ungrischen  Ländern, 
wurde  mit  nicht  unbeträchtlichem  Aufwände  ansehnlich  ver- 
mehrt; ein  neues  Gesetz  vereinfachte  den  BriefposIrTarif, 
ermäasigte  dessen  Sätze,  und  führte  das  allenthalben  sich 
bewährende  Marken-System  ein,  ein  anderes  Gesetz  verbea* 
serte  in  gleicher  Weise  das  Fahrpost -Wesen.  Der  Versen- 
dung der  Zeitungen  wurde  eine  besondere  Begünstigung 
gewährt,  deren  Rückwirkung  sich  durch  einen  alle  Erwar- 
tung überfi^eigenden  Aufschwung  in  der  Versendung,  insr 
besonder!»  der  inländischen  Zeitungen,  äusserte.  Deni  Grund- 
satze erftspi'echend ,  dass  die  Postanstalt  vor  Allem  bestimmt 
sei,  den  Verkehr  zu  fördern,  wurde  die  Vermittlung  der- 
selben auch  für  den  kleinsten  Geldverkehr  auf  eine  erleich- 
ternde Weise  durch  die  Einführung  der  Geldanweisungen 
zugänglich  gemacht,  sowie  andererseits  durch  die  Einfüh- 
rung der  Post-Ambulancen  auf  den  Eisenbahnen  der  Brief- 
verkehr in  der  Richtung  von  und  nach  der  Reichs-Haupt- 
stadt auf  fühlbare  Weise  gefördert  ward. 

Gleichwie  aber  der  Verkehr  nicht  in  die  Gränzlinien 
irgend  eines  Staates,  wie  weit  er  auch  reiche,  sich  einengen 
lässt,  musate  auch  fth*  die  Erleichterung  des  Postverkehres 
über  die  Staatsgränze  hinaus  Sorge  getragen  werden.  Das 
Princip  der  Association  machte  sich  hierbei  in  der  höchsten 
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Poten«  geltend,  und  der  österreichischen  Regierung  gebührt 
der  Ruhm /in  Gemeinschaft  mit  Preussen  den  deutsch-öter- 
reichischen  und  fast  gleichzeitig  den  österreichisch-italieni- 
schen Postverein  in  das  Leben  gerufen  zu  haben  ^  durch 
welche  Vereinbarungen  ein  Postgebiet  geschaffen  wurde, 
welches  von  der  neapolitanischen  Gränze  bis  an  die  Nordsee 
und  von  der  französischen  Gränze  bis  an  den  Bosporus  reicht. 
Es  mag  als  ein  Beweis  für  die  Angemessenheit  der  Bestim* 
mungen  der  österreichischen  Postgesetze  gelten ,  dass  sie  dem 
Verkehre  mit  allen  postvereinten  Staaten  zum  Grunde  gelegt 
wurden  und  nunmehr  fast  für  ganz  Mittel-Europa  maassge« 
bend  sind.  Auch  über  den  Umfktng  dieses  ausgedehnten 
Postgebietes  hinaus  wurde  durch  Postverträge  mit  beinahe 
allen  europäischen  R;egierungen  eine  Verbesserung  und  Be* 
schleunigung  des  Postverkehres  angestrebt  So  macht  sich 
der  Geist  der  Neugestaltung,  welcher  alle  Pulsadern  des 
neu  gekräftigten  Staates  belebt,  auch  auf  diesem  Gebiete 
kennbar,  und  Oesterreich,  dessen  charakteristisches  Kenn- 
zeichen man  vordem  in  der  Abgeschlossenheit  und  Unbe- 
weglichkeit  gewahren  wollte,  ist  der  Staat,  welcher  in  den 
materiellen  Verbesserungen  sowie  in  der  Auffassung  der 
reformatorischen  Richtung  unseres  Zeitalters  den  Impuls  er- 
theilt  und  die  benachbarten  Staaten  nach  sich  zieht. 

Das  fUr  die  deutschen,  älaviachen  und  italienischen  Kronländer 
am  5.  November  1837  erlasseue  Postgesetz  erhielt  seine  Anwendung 
ftlr  den  Gesammtumfang  der  Monarchie  durch  das  Postgesetz 
für  Ungern  sammt  der  Wojwodscliaft,  Kroatien,  Slavonien,  Sie- 
benbürgen und  der  Miütärgränze  vom  26.  December  1850,  wodurcli 
seine  Bestimmungen  auch  ftlr  die  letztgenannten  Kronländer  vom 
1.  Februar  1852  an  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurden. 

Die  Zahl  der  Postämter  und  Post-Expeditionen  wurde 
seit  dem  Jahre  1849  betröchtlich  vermehrt,  namentlich  in  jenen 
Kronländern,  in  welchen,  wie  in  Ungern,  Siebenbürgen  und  Gali- 
zien,  dieser  Dienstzweig  früher  mangelhaft  bestellt  war.  Zu  Ende 
1866  betrug  die  Anzahl  der  mit  Beamten  bestellten  Postämter  109, 
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j^e  der  PöstAmter^  mit  welclien  Post -Stationen  (Bahüpost-^Anetaiteti) 
vereinigt  Bind,  1.069,  jene  der  blossen  Post- Stationen  219  and  jene 
der  Poist- Expeditionen  (blosse  Briefbefbrderungs- Anstalten)  1.211, 
zusammen  im  Umkreise  der  Monarchie  2.608  Postanstalten  *.  Hier» 
von  bestanden  im  Jahre  1849  nur  1.800y  zn  Streichen  seither  mehr 
als  800  neu  errichtete  kamen;  ausserdem  wurde  die  Zähl  dier  Briefe 
Sammlungen  in  Wien  auf  10,  jene  der  einfachen  Briefkästen  auf 
114  festgestellt,  und  mehrmaliges  Einsammeln  der  Briefe  an  jiedem 
Tage  eingeführt.  Die  Gesammtlänge  der  Strassen,  auf  denen'  perio^ 
dische  Post-Course  eingerichtet  sind,  betragt  7.767  Meilen.  Auf 
eine  Verbesserung  des  Postdienstes  zielt  die  neuerlich  erflossene 
Dienstes-Instruction  fttr  die  Post  «Stationen  sowie  die  EinüUhrung 
des  Posüllons- Dienstbuches  ab'. 

Ein  neuer  Briefpost-Tarif  trat  mit  1.  Juni  1850  in  Wirk- 
bamkeit,  womit  zugleich  das  System  der  Briefmarken  eingeflüirt 
wurd^  Demselben  gemäss  bestehen  drei  Taxstufen  von  3  kr., 
6  kr.  und  9  kr.  fUr  den  einfachen  Brief,  je  nachdem  derselbe 
auf  eiue  in  gerader  Linie  berechnete  Entfernung  von  nicht  mehr 
als  10  Meilen,  von  mehr  als  10  bis  20  Meilen  oder  von  mehr 
als  20  Meilen  vereendet  wird;  nur  für  Briefe,  welche  im  e^nen 
Bestellungsbeurke  des  Postamtes  abgegeben  werden,  ward  die 
einfache  Taxe  auf  2  kr.  festgesetzt.  Das  Gewicht  des  einfachen 
Briefes  (früher  zu  einem  halben  Wiener  Lothe  angenommen)  be«- 
trägt  nunmehr  ein  Wiener  Loth  und  die  Taxe  wird  so  oft  abge«*' 
nommeu,  als  der  Brief  Lothe  (den  Bruehtheil  Dir  ein  ganzes  bereeh* 
net)  wiegt  Für  Krauzbandsendungen,  d.  i.  hauptsächlich  für  Dnick- 
schriflen,  besteht  ohne  Unterschied  der  Entfernung  die  Taxe  von 
einem  Kreuzer  für  das  Loth;  bei  Waarenproben  und  Mustern  wird 
fUr  je  2  Loth  das  einfache  Brief- Porto  berechnet.  Alie  Brief- 
sendungen sollen  bei  der  Aufgabe  mittelst  Aufklebung  der  ent* 
sprechenden  Marken  frankirt  werden;  geschieht  diess  nicht  oder 
sind  die  Sendungen  mit  unzureichenden  Marken  versehen,  so  ist 
von  dem  Adressaten  zu  dem  Porto  ein  Zuschlag  von  3  kr.  für  das' 
Loth  zu  entrichten,  Kreuzband^  und  Proben  «Sendungen  veriieren 
ausserdem  noch  die  Begünstigung  der  Porto -Ermässigung  und  wer« 
den  wie  gewöhnliche  Briefe  taxirt.    Für  Zeitungen,  welche  unter 

^'  Nebstdem  bestehen  9  Ambulanoe-Aemter  nnd  1  Wasserposl-Amt. 
Die  Ziffern  auf  Seite  58  entsprechen  dem  Stande  vom  Jahre  1655. 
'  Mini8t.-Verord.  vom  6.  December  1855. 
V.  Czopruig,  Oestcrreidrs  Ni'UgoftUillunß.  30 
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Kreazband  draeln  abgefertigt  werden^  gelten  die  für  Kreuzbiifid- 
Sendungen  Oberhaupt  festgesetzten  Bestimmungen '.  Die  früher  be* 
standene  Einrichtung^  womach  die  PrtSnumenition  Dir  Zeitungen 
bei  den  Postämtern  Statt  fand  und  die  Postanstalt  die  Versendung 
d^r  einzelnen  Exemplare  und  die  Verrechnung  der  Gelder  besoi^e^, 
wurde  filr  den  inlftndischen  Zeitungsverkehr  aufgehoben*  Dieser 
mit  1.  Januar  1851  in  Wirksamkeit  getretenen  Einrichtung  zufolge 
findet  die  Pränumeration  ohne  Intervention  der  Postanstalt  durch 
die  Parteien  unmittelbar  bei  den  Redactionen  Statt  Wenn  letztere 
die  Zeitungen  in  der  Art  zur  Absendung  an  die  bezüglichen  Post- 
ämter vorbereitet  und  geordnet  aufgeben,  dass  sämmtliche  an  ein 
und  dasselbe  Postamt  zur  Abgabe  bestimmten  Exemplare  einer 
Zeitung  in  ein  einziges  Packet  mittelst  einer  den  Namen  dieses 
Postamtes  tragenden  Schleife  geschlossen  sind,  so  ist  ihnen  die 
Begünstigung  eingeräumt,  statt  der  Marken  zu  1  kr.  Zeitungs-Harken 
zu  verwenden,  von  welchen  das  Hundert  ihnen  um  1  fl.  abgelassen 
wird,  so  das  je  eine  Marke  auf  %  kr.  zu  stehen  kömmt  ^ 

Noch  vor  Regnlirung  des  Briefpost- Wesens  erfolgte  jene  der 
Fahrpost  durch  den  mit  1.  Januar  1850  in  Wirksamkeit  getretenen 
Fahrpost«»  Porto -Tarif.  Nach  dieeem  Tarife  wird  Air  alle  Sendungen 
ein  Grund -Porto  von  10  kr.  berechnet«  Ausserdem  wird  eine  Porto- 
Gebühr  nach  dem  Werthe  und  dem  Gewichte  abgenommen,  weldie 
filr  jede  100  fl.  vom  Werthe  und  ftlr  jedes  Pfund  vom  Gewichte 
filr  je  5  Meilen  mit  einem  Kreuzer,  und,  wenn  die  Entfernung  über 
50  Meilen  beträgt,  flir  jede  weiteren  10  Meilen  mit  1  Kreuzer  be- 
rechnet wird.  Für  Banknoten ,  Wechsel  und  andere  Werthpapiere 
wird  kein  Gewichts-,  sondern  nur  ein  Werth« Porto  at>genommen^ 
für  Gold-  und  Silber-Sendungen  bis  50  fl.  nur  das  halbe  Gewkshts- 
und  Werth- Porto,  fUr  Papiergeld -Sendungen  bis  50  fl.  nur  das  halbe 
Werdi  -  Porto  berechnet.  Jeder  Fahrpost  -  Sendung  darf  ein  einfacher 
Brief  beigelegt  werden '. 

Bei  Papiergeld -Sendungen  ist  es  der  freien  Wahl  derRirteieD 
aoheimgestellt,  ob  sie  solche  oflfen  oder  ver8chk)ssen  zur  Aufgabe 
bringen  wollen.  Bezüglich  der  ver8chk>ssen  aufgegebenen  Sendun- 
gen hallet  die  Post-Anstalt  nur  für  die  richt^  Uebergabe  in  unbe- 
schädigtem Zustande,   mit    unverietzten   Siegeb    und   mit  vollem 

'  Mitlist -Verord.  vom  26.  März  1850. 
'  Minist -Verord.  vom  1%  September  1660. 

*  Minist-ErlliMe  vom  20.  November  1649,  9.  Juni  1650  and  19.  Novem» 
ber  1854. 
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Gewichte,  ohne  ftlr  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Inhaltes  einzu- 
stehen. Amtliche  Sendungen  dürfen  nur  verschlossen  zur  Aufgalie 
gebracht  werden.  Den  Postanstalten  wurde  auch  zur  Erleichterung 
des  kleinen  Verkehrs  das  Anweisungs-Geschäft  in  Beziehung 
auf  minder  bedeutende  Geldsummen  llbertragen.  £s  wird  den  Par- 
teien freigestellt,  solche  Betrflge  bei  einem  Postamte  mit  der  Be- 
stimmung zu  erlegen,  dass  dieselben  von  dem  Postamte  eines  anderen 
Ortes  an  den  Adressaten  ausbezahlt  werden.  Diese  ursprtinglich  auf 
Betrage  von  50  fl.  beschränkte  Anweisungsbefiigniss  wurde  später 
auf  100  fl.  und  sohin  auf  500  fl.  ausgedehnt  Der  Verkehr  mit  solchen 
Geldanweisungen  findet  jedoch  nur  zwischen  den  Postämtern  in  den 
bedeutenderen  Orten  der  Monarchie ,  welche  speciell  dazu  ermächtigt 
sind,  Statt.  Ftlr  solche  wird  die  entfallende  FahrpostrPorto-Gebühr  mit 
Abrechnung  des  Porto^s  ftlr  einen  einfachen  Brief  ein  gehoben  *. 

Die  Einrichtung  der  fahrenden  Eisenbahn-Postämter 
(Post-Ambulancen)  trat  in  den  Hauptrichtungen  des  in  der  Residenz- 
Stadt  einmündenden  Eisenbahn -Verkehres  in  Wirksamkeit,  zuerst 
auf  der  Linie  Wien -Oderberg  (neuerlich,  seit  der  Eröffnung  der 
diriecten  Fahrten  nach  Krakau,  bis  dahin  erstreckt),  dann  auf  jener 
von  Wien  nach  Prag  und  Bodenbach,  endlich  auf  jener  von  Wien 
nach  Gloggnitz  (später  bis  Mürzzuschlag  ausgedehnt). 

Nachdem  bereits  bei  dem  deutschen  Post-Congresse,  welcher 
über  Anregung  von  Oesterreich  und  Preusst  n  im  Jahre  1847  in  Dres- 
den zusamntengetreten  war,  Vereinbarungen  bezüglich  der  Bildung 
eines  deutschen  Postvereines  getroffen  worden,  schlössen  die  ge- 
nannten beiden  Grossmächte  unterm  6.  April  1850  einen  Vertrag 
über  die  Grundlagen  des  zu  bildenden  deutsch -österreichischen  Post« 
Vereines ',  welchem  die  Regierung  von  Baiem  gleichzeitig  (6.  April 
1850)  und  jene  von  Sachsen  bald  darauf  (15.  Mai  1850)  beitrat. 
In  Folge  dessen  bildete  sich  der  deutsch-österreichische  Post- 
verein aus,  indem  die  Postverwaltungen  sämmtlicher  übrigen  deut- 
schen Bundesstaaten  sich  jenem  Vertrage  anschlössen,  dessen  Be^ 
Stimmungen  im  Zwischenverkehre  der  vier  eben  genannten  Staaten 
mit  1.  Juli  1850  in  Wirksamkeit  traten.  Kraft  der  getroffenen  Verein- 
barungen erlangten  eben  diese  Bestimmungen  Wirksamkeit  in  Mek- 
lenburg- Schwerin  am  1.  Januar  1851,  in  den  fQrstlk^h  Retissischen 
Landen  und  dem  Gebiete  der  fürstlich  Thum«  und  Taxis'schen  Post- 

*  Minist -Verord.  vom  27.  Juli  185a 

>  Allerhöchste  Entachliessung  vom  Zt.  April  1850. 
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Verwaltung  (ohne  Würtemberg,  Iteide  Hessen  und  Nassau)  ani  1.  Mai 
1851)  in  Hannover  am  1.  Juni,  in  WUrteftiberg  am  1.  September, 
tu  Hessen -Darmstadt,  Hessen-Kassel  und  Nassau  am  1.  October 

•  

desselben  Jahres,  in  Luxemburg,  Oldenburg,  Braunschweig ^Lttbeck 
und  Hambu^  (welcher  letztere  Staat  bereits  am  1.  Mai  1851  vor- 
läufig beigetreten  war)  am  1.  Januar  und  in  den  Hohenzollem'schen 
Fürstenthümern  am  1.  Juni  1852.  Die  Ausbildung  dieses  Vereines 
und  die  Einführung  allgemeiner  Verbesserungen ,  sowie  die  Gleich- 
heit der  Gesetzgebung,  ist  dem  zeitweisen  Zusammentritte  der  deut* 
sehen  PoBt-CoDferetiz  vorbehalten,  die  aus  Bevollmächtigten  aller 
Postvei'waltungen  besteht,  welche  Mitglieder  des  deutsch* Österreichi- 
schen Postvereines  sind,  alle  wichtigeren  Beschlüsse  aber  nur  mit 
Stimmeneinhelligkeit  fassen  kann.  Die  erste  deutsche  Post-Gonfe- 
renz^  welche  im  Jahre  1851  zusammentrat,  unterzog  den  Postvereina- 
Vertrag  einer  Revision,  wobei  die  einzelnen  Bestimmungen  genauer 
begräLzt  und  in  verschiedenen  Beziehungen  vervollständigt  wurden; 
bei  der  zweiten  Post-Conferenz,  welche  im  Jahre  1855  stattfand, 
wurden  Nachtrags -Bestimmungen  zu  dem  revidirten  Postvereins* 
Vertrage  verabredet,  welche  hauptsächlich  Anordnungen  über  die 
äussere  Beschaffenheit  und  die  Behandlung  der  Sendungen  während 
des  Transportes  enthalten.  Folgende  sind  die  Hauptbestimmungen 
des  revidirten  Postvercins- Vertrages  vom  5*  Decembtr  1851,  Der 
Zweck  des  Vertrages  liegt  in  der  Feststellung  gleichmässiger  Be* 
Stimmungen  für  die  Taxirung  und  die  postalische  Behandlung  der 
Brief-  und  Fahq}06t-Sendungen ,  welche  sich  zwischen  verschiedenen 
zum  Vereine  gehörigen  Postgebieten  oder  zwischen  dem  Vereins- 
gebiete  und  dem  Auslande  btwegen.  Das  Vereinsgebiet  erstreckt 
sich  auf  Deutschland,  mit  Einschluss  von  ganz  Oesterreich  und  ganz 
Preussen.  Jede  Postverwaltung  kann  für  ihren  Verkehr  die  Routen 
benutzen ^  welche  die  sclinellste  Beförderung  darbieten,  sie  kann 
die  internationale  Vereins- Correspondenz  über  anderes  Vereinage- 
biet  einzeln  oder  in  verschlossenen  Paketen  versenden.  Es  be«> 
steht  die  gegenseitige  Verpflichtung  zur  möglichst  schleunigen  Be- 
förderung der  Postsendungen )  sowie  zur  Gewährung  ungeliin- 
derter  Benützung  der  Eisenbahnen  und  ähnlicher  Communicationa- 
MitteL  Die  Elntl'emung  wird  nach  deutschen  geographischen  Meilen, 
wovon  15  auf  einen  Grad  gehen,  bemessen*;  die  Gewichtseinheit 

'  Die  österreichisolie  roslmeilo  beträgt  4.000  Wiener  Klafter,  wöiireud 
die  deutsche  geographische  Meile  nur  3  912  Wiener  Klafter  miML     - 
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ist  das  Zqllpfund  (zu  500  Grammee).  Die  Abrechntin«;  erfolgt  in  der 
Landesmünze  des  porto-einhebenden  Postamtes.  Alle  zum  Vereine 
gehörigen  Staatsgebiete  bilden  bezüglich  der  Briefpost  für  die  inter- 
nationale Vereins- Correspondenz  und  Zeitungs-Si)edit]on  ein  unge- 
theiltes  Postgebiet.  Jede  Postverwaltuiig  bezieht  das  Porto  fbr  die  von 
ihroi  Postanstalten  abgesendeten  Briefe ,  und  die  Correspoodenz  im 
Vereinsgebiete  ist  von  jedem  Transit- Porto  befreit.  Die  Porto -Taxen 
werden  nach  der  Entfernung  in  der  geraden  Linie  bemessen  und 
sind  dieselben^  wie  sie  die  österreichische  BHef^Porto- Verordnung 
vorzeichnet  (3,  6  und  9  kr.  C.  M.  oder  1,  2  und  3  Silbergrodchen 
für  den  einfachen  Brief  je  nach  der  Entfernung,  wobei  das  Gewicht 
des  eingehen  Briefes  auf  ein  Wiener  Loth  oder  V,,  Zollpfund  ge> 
setzt  wird);  ebenso  treten  die  österreichisclien  Bestimmungen  Ober 
die  Briefmarkirung,  über  Kreuzband-Sendungen  und  über  Waaren^ 
Proben  und  Muster  ein.  Kecommandirte  Briefe  müssen  frankirt  sein; 
gehen  sie  verloren,  so  wird  eine  Mark  Silber  als  Entschädigung  Hlr 
jeden  Brief  bezahlt.  Die  Correspondenzen  der  Mitglieder  der  Regen-^ 
ten-Familien,  sowie  jene  in  Staats- Angelegenheiten  (einschliesslich 
der  Correspondenzen  der  deutschen  Bundes- Versammlung  bis  zu  dem 
Oewk^te  von  einem  Zollpfunde)  sind  portofrei.  Die  Vereins- CorrC' 
spondenz  mit  dem  Auslände  unterliegt  derselben  Behandlung,  wie 
die  internationale  Vereins- Correspondenz;  das  dem  Auslande  zu- 
nächst liegende  Vereins -Postamt,  wohin  die  Correspondenz  gelängt, 
wird  als  Aufgabe- Amt  und  jenes,  wo  sie  austritt,  als  Abgabe» Amt 
angesehen.  Die  transittrende  fremdländische  Correspondenz  mit  ande- 
ren fremden  Staaten  wird  beim  Durchgange  durch  die  Vereinsstaaten 
gleich  der  Verdns-Correspondenz  behandelt.  Die  Postverträge  mit 
fremden  Staaten  sollen  nach  Thunlichkeit  erneut  und  in  diester  neuen 
Fassung  nach  den  Bestimmungen  des  Vereins,  insbesondere  nach 
dem  Grundsatze  der  vollständigen  Reeiprocität ,  und  längstens  auf 
die  Dauer  des  Vereines  abgeschlossen  werden.  Die  Postämter  be» 
sorgen  die  Annahme  der  Pränumerationen  auf  die  Vereins,  die 
ausländischen  Journale,  sowie  deren  Versendung  und  Bestellung, 
wofür  eine  gemeinschaftliche  Gebühr  erhoben  und  zwischen  dem 
bestellenden  und  dem  absendenden  Postamte  getheilt  wird.  Die  Ge« 
btthr  beträgt,  ohne  RUcksk;ht  auf  die  Entfernung,  für  die  piilitischen 
Zeitungen  50  Percent  des  Pränumerations- Preises^  wenn  sie  hier« 
durch  bei  mindestens  sechsmal  die  Woche  erscheinenden  Blättern 
sieh  auf  3  —  9  fl.  und  bei  anderen  auf  2  —  6  fl.  stellt,  bei  nicht- 
ix>litischen  wird   sie   mit  25  Percent  des  Pränumertttions-Preisi^s 
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bemeeaen.  Bei  den  Fahrpost-Sendungen  wird  da«  Porto  nach  der  Ent- 
fernung zwischen  den  poatalischen  Qrfinzen  des  Abgangs-  und  des 
Besdmmungs- Ortes  berechnete  Es  wird  ein  Gewichts-Porto  (dessen 
Minimum  das  Brief- Porto  ist)  und  ein  Werth- Porto  (filr  je  100  fl. 
und  auf  50  Meilen  Entfernung  mit  2  kr.  und  über  50  Meilen  mit  4  kr.) 
erhoben,  wenn  ein  Werth  angegeben  ist.  Im  Falle  des  Verlustes 
oder  der  Beschfid^ung  wird  die  Entschädigung  nach  Maassgabe  des 
declarirten  Werthes  geleistet,  mit  Ausnahme  des  durch  Krieg  oder 
unabwendbare  Folgen  von  Natur-Ereignissen  herbeigefilhrten  Scha^ 
dens;  wo  kein  Werth  angegeben  ist,  wird  die  Ekitschädigung  mit 
30  kr.  ibr  das  Pfund  bemessen.  Bei  jeder  Vereins-Postanstalt  können 
Betrüge  bis  zur  Höhe  von  15  fl.  zur  Weiterauszahlung  an  einen  be- 
stimmten innerhalb  des  Vereinsgebietes  wohnenden  Empfänger  ein« 
gezahlt  werden.  Die  Fahrpost-Sendungen  können  frankirt  oder  un- 
frankirt  aufgegeben  werden.  Die  Dauer  des  Vereines  ist  bis  Ende 
des  Jahres  1860  festgesetzt;  er  wird  stillsdiweigend  verlängert,  jedoch 
unter  Vorbehalt  der  einjährigen  Ktindigung '. 

Auf  gleicher  Grundlage,  wie  der  deutsch-österreichische,  beruht 
der  nahezu  dieselben  Bestimmungen  umfassende  österreichisch- 
italienische  Postverein,  welcher  zuerst  mit  Toscana  (unter 
Vorbehalt  des  Beitrittes  der  hierzu  eingeladenen  tlbr^en  italienischen 
Staaten)  unterm  5.  November  1850  abgeschlossen  wurde,  um  durch 
Ermässigung  der  Porto -Sätze,  Vereinfachung  und  Oleichfbrmigkeit 
der  Tarife  nicht  nur  den  geistigen  und  commerdellen  Verkehr  zwi- 
schen beiden  Staaten  zu  beleben  ^  sondern  auch  anderen  italieni- 
schen Regierungen  Gelegenheit  zu  verschaffen,  ihren  Staatsange- 
hörigen die  grossen  Vortheile  dieser  Erleichterungen  zuzuwenden. 
Der  Maassstab  der  Entfernung  ist  auch  hierbei  die  deutsche  geo- 
graphische Meile,  und  das  Gewicht  wird  nach  Grammen  berechnet. 
Das  Gewicht  eines  einfaciien  Briefes  beträgt  höchstens  ein  Wiener 
Loth  oder  11%  Gramme.  In  der  Gorrespondenz  mit  den  Staaten  des 
deutsch-österreichischen  Postvereins  sichert  Oesterreich  den  italieni- 
schen postvereinten  Staaten  die  Theilnahme  an  allen  jenen  Vor- 
theilen  zu,  deren  sich  die  österreichische  Gorrespondenz  selbst  er- 
freut. Der  Vertrag  wurde  auf  ftlnf  Jahre  abgeschlossen«  doch  kann 
seine  Dauer  verlängert  werden,  wenn  nämlich  keine  Aufkündigung 
i'rfolgt«   Diesem  österreichisch-italienischen  Postvereine  traten  Parma 

(  Allerhöchster  Erlass  voiu  17.  Ukn  185!2. 
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untenn  17.  September,  Modena'  UHtenti  29.  Ocftilicr  1851^  der  Kirehen* 
MbbI  unfenii  90.  Man  1852  (letsteier  mit  einigen  Hodifieati(ineti)  bei  K 
Der  Postverkebr  mit  Sardinien  wurde  gleichfalls  durch  die  Ueber> 
einkommen  vom  28.  September  1853  und  23.  Juli  1856  neu  geregelt  *. 
Ebenso  erfolgte  der  Abechluss  von  PoetvertrHgen  mit  Griechenland 
unterm  9.  December  1860^  mit. den  Niederlanden  in  Beeng  auf  die 
Beförderung  der  indiachen  Poat  Ober  Trieat  und  Alexandrien  unterm  . 
19.  December  1851 ,  mit  der  Schweiz  unterm  26.  April  1852,  mit 
Spanien  unterm  30.  April  1852,  endlich  mit  Ruaalaud  unterm 
&  Mai  1854  und  mit  Frankreicb  unterai  3.  September  1857'. 
Auch  mit  der  Oeaellachaft  des  ftaterreichiachen  Lloyd  wurde  ein 
Vertrag  in  Betreff  des  See^Tranaportea  der  Briefe  und  Pahr- 
po8t*Stttcke  unterm  9.  Juli  1851  abgeachkraaen  ^  Die  vertvega^ 
mftaaigen  Beatimmungen  über  poataliaclie  Gegenslände  eratredien 
aidi  aber  noch  viel  weiter;  denn  Preuaaen  hat  mit  den  Nieder« 
landen,  mit  Belgien,  mit  Groeabritannien,  mit  Schweden  und  Nor* 
wegen  und  mit  Dänemark  Poatvertrage  auf  Grund  dea  detitacb« 
öaterreichischen  Poat-Vereinea  abgeachloaaen,  welche  aelbaiveraiand« 
lieh  auch  für  den  Verkehr  dieser  lilnder  mit  Gestenreich  maaaagebend 
sind  ^  Die  Bestimmungen  dieser  Verträge  gehen  meist  dahin,  den 
Brie^rerkehr  möglichst  zu  beschleunigen,  die  diesem  entgegenstehen- 
den Hindernisse  zu  beseitigen,  und  die  gegenseitige  Abrechnung  zu 
vereinfachen;  im  Uebrigen  wird  von  jedem  der  vertragschliessen- 
den  Theile  das  Porto  nach  dem  eigenen  Tarife  fortan  eingehoben. 
Sehr  wichtig'  dem  bisher  in  Frankreich  festgehaltenen  Systeme 
gegenflber  ist  die  Festsetzung  der  Einheit  des  Briefgewichtes  mit 
10  Grammea  (s=s  V^,  Wiener  Loth)  und  dea  Porto'a  in  der  Richtung 
nach  Frankreich  und  Algerien  mit  14  kr.,  in  der  entgegengesetzten  mit 

*  Parma  und  Jlodena  hatten  bereits  am  3,  Juli  1849  mit  Oesterreicli 
einen  Postvertrag  abgeschlossen.  • 

>  AUarhöchste  Erlässa  vom  30.  November  1860,  30.  October  1851, 
17.  December  1851  und  30.  April  1852. 

*  Minist. -Erlass  vom  1.  Februar  1853,  Allerhöchste  EnUcbliessung 
vom  5.  November  1853,  und  Min. -Erlass  vom  1.  Juli  1857. 

*  Minist- Erlass  vom  8.  Februar  1851,  AUerhörhste  Eutschliessungen 
vom  29.  Januar  und  21.  Jani  1852,  Minist.- Erlass  vom  18.  December  1853 
und  Allerhöchste  Entaehliessungen  vom  24.  Juni  1854  und  vom  18.  Oct.  1857. 

*  Ministe  Erlass  vom  20.  Juli  1851. 

*  Erlass  der  Qeneral-Direction  für  Coramunicationen  vom  25.  Mai  1851^ 
Minist-ErÜsse  vom  30.  MArz  und  22.  Juni  1852,  dana  vom  19.  Januar  1854. 
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60  Ce^me«  (mit  4  kn  oder  20  C^nt.  Zuschlag  Dir  emen  nu:\iU 
frankirten  Brief))  der  ReoommaDdations- Gebühr  mit  12  kr.  oder 
50  Cent.^  endlieh  in  der  Feststellung  der  Oewichtseinheit  ftlr  Pakete 
yon  periodisdien  Drueksehriften  mit  45  Orammes^  von  anderen 
mit  15  Qrammes  (Ober  Sardinien  mit  40  Grämmee)^  und  der  enU 
sptechenden  Potto-Taxe  mit  3  kr.  oder  15  Cent.  Auch  wurde 
bei  unvollstibidiger  Frankirnng  die  Beaebtiing  des  Werthes  der 
verwendeten  Harken  zugestanden. . 

Der  grosse  Aufschwung  der. österreichischen  Postanstalt  in  den 
letztverflossenen  Jahren  spricht  sich  ain  deutlichsten  darin  aus^  dass 
die  Briefaufgabe^  welche  im  Yerwaltungs- Jahre  1848  nur  20^754.288 
Stacke  urofasste,  im  Yerwaltungs- Jahre  1856  auf  53,707.600  stieg, 
während  der  Verkehr  der  Fahrpost,  welcher  im  Yerwaltungs*  Jalire 
1848  36.824  Centner  Frachten  und  218,471.612  fl.  Geldsendungen 
ftlr, Private  umfasste,  im  Yerwaltungs- Jahre  1856  auf  84.504  Cent- 
ner Frachten  und  652,627.120  fl.  Geldsendungen  sich  erhob,  und 
nur  die  Zahl  der  beförderten  Passagiere  in  Folge  der  zahlreichen 
Eisenbahn -Eröffnungen  von  240.438  auf  219.931  sank. 

S.   16. 

14.    Landwirthschaft^   Forst-,  Berg-  und  Hüttenwesen. 
(Unterrichts-  und  wissenschaftliche  Anstalten  für  sämmtliche  Zweige  der 

ürproduction.) 

Die  Grundlage  des  gesammteu  volkswirtbschaftlichen 
Lebens  iat  allenthalben  die  Landwirthscbaft,  welche  aber  in 
Oeaterreich ,  dessen  weit  ausgedehnte  fmchtbare  Landschaften 
unter  wechselnden  Himmelsstrichen  den  Hanptreichthum  sei- 
ner Bewohner  bilden,  nur  erst  zum  Theile  auf  der  Stufe 
rationellen  Betriebes  steht.  Ebenso  bietet  der  Bergbau  in 
fast  allen  seinen  Zweigen,  in  Eisen  und  Kohlen  ,  in  edlen 
Metallen,  Quecksilber  und  Kupfer,  eine  reiche  Ausbeute  dar, 
deren  Benützung  und  bezüglich  des  trefFliclien  Eisens  die 
Verarbeitung  durch  das  Hüttenwesen  noch  grosser  Vervoll- 
kommnung fähig  ist.  Die  Neugestaltung  des  Reiches,  ins- 
besondere die  Grundentlastung  in  ihrer  weitesten  Bedeutung, 
so  wie  die  Aufhebung  mehrfacher  gesetzlicher  Beschrän- 
kungen   musste    namentlich    in    diesem    Fache    gewaltige 
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Veränderungen  faerrorl  ringen,  und  die  fiinfQhruhg  verbesser« 
ter  Wirthscbafta-Methoden^  so  wie  die  vermehrte  Anwendung 
der  Wissenschaft  auf  die  Steigerung  der  Production  im  6e^ 
folge  haben. 

Vor  Allem  aber  that  es  Noth/die  hauptsftcbUchste  Be^ 
dingung  einer  nachhaltigen  Verbesserung  der  Bewirthscbaf- 
tung  durch  die  zweckmässigere  Einrichtung  und  grössere 
Ausdehnung  des  land-  und  forstwirthschaftlichen,  so  wie  des 
berg-  und  hüttenmännischen  Unterrichtes  herbeizuführen. 

Bei  dem  firUlieren  Systeme  des  öfifentlichen  Unterrichtes 
war  auf  den  praktischen  Unterricht  in  den  einzelnen  Zweigen 
der  Tolkswirthschaftlichen  Beschäftigung,  insbesondere  durch 
Lehranstalten,  welche  mit  dem  wirklichen  Betriebe  in 
unmittelbai*er  Verbindung  stehen,  nicht  ausreichende  Rück* 
sieht  genommen,  wenngleich  einzelne,  zum  Theile  sehr 
umfassende  Anstalten,  wie  z.  B.  jene  in  Schetnnitz,  dafür 
bestanden.  Neuerlich  wurde  diesem  Fache  grössere  Auf- 
merksamkeit gewidmet, .  der  praktische  Unterricht  auf  alle 
einzelnen  Hauptabtheilungen  der  volkswirthschaftlichen  Be* 
schäftigung  ausgedehnt  und  thunlichst  nach  dem  wechselnden 
Bedürfnisse  des  höheren  wissenschaftlichen  Unterrichtes  und 
der  einfach  praktischen  Unterweisung  abgestuft  So  erhielt 
die  Landwirthschaft  ein  CentraMnstitut  in  der  k.  k.  höheren 
Lehranstalt  zu  Ungrisch-Altenburg,  die  Forstwirthschaft  in 
der  reorganisirten  k.  k.  Forstlehranstalt  zu  Maria-Brunn,  der 
Bergbau  und  das  Hüttenwesen  ProvinziaMnstitute  in  den  k. 
k.  montanistischen  Lehranstalten  zu  Przibram  und  Leoben. 
Gleichzeitig  ward  auf  den  Unterricht  der  kleineren  Land«-  und 
Forstwirthe,  insbesondere  in  den  Rronländern  Oesterreich  unter 
der  Enns,  Steiermark,  Erain,  Görz,  Böhmen,  Mähren,  Galizien 
und  Kroatien,  fürgedacht  Wurde  dadurch  fl)r  den  rationellen 
Betrieb  dieser  Beschäftigungen  in  der  nächsten  Zukunft  und  die 
entsprechendere  Ausbeute  des  fruchtbaren  und  an  minerali« 
si'hen  Schätzen  so  reichen  Bodens  der  österreichischen  Tjänder 
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gesorgt  80  kODolen  in  Folge  der  gewährten  Möglichkeil,  sich 
die  erforderlichen  Kenntnisse  zu  verschaffen,  die  Anforde^ 
rungen  an  die  CSandidaten  für  Staats-Bedienstnngen  nament- 
lich in  dem  wichtigen  Forstfaehe  gesteigert  und  dieselben 
einer  Prüfung  je  nach  ihrem  künftigen  Berufe  unterzogen 
werden.  Die  segensreiche  Anwendung  der  Wissenschaft  auf 
das  praktische  Leben  in  den  weitesten  Kreisen  der  Landes- 
Cnltur  zu  vermitteln,  ist  die  k.  k.  geologische  Reichsanstalt 
berufen,  eine  Anstalt,  welche  an  Qrossartigkelt  der  Anlage 
und  an  Fülle  der  Leistungen  keinem  anderen  ähnlichen 
Institute  nachsteht  und  hauptsächlich  dazu  beigetragen  hat^ 
die  Aufmerksamkeit  der  heranwachsenden  Generation  auf 
das  Studium  der  geologisch-mineralogischen  Wissenschaften 
zu  leiten.  Die  Wichtigkeit  dieser  umfassenden  und  gut  ge- 
Idteten  Anstalt  wird  aber  noch  mehr  hervortreten,  wenn 
die  geologische  Durchforschung  sich  über  ein  grösseres  Ge- 
biet ausgedehnt  und  der  gegenwärtig  weit  vollständiger  und 
zweckmässiger  als  früher  betriebene  Unterricht  in  den  Na- 
turwissenschaften  an  den  Gymnasien  und  Realschulen  die 
Jugend  für  die  praktische  Ausübung  derselben  mehr  heran- 
gebildet haben  wird.  Schon  gegenwärtig  aber  bietet  neben 
den  vorzüglich  geordneten  Sammlungen  des  Hof-Naturalien- 
Cabinetes  die  geologische  Reichsanstalt  einen  der  Anzie- 
hungspuncte  für  den  wissenschaftlich  gebildeten  Fremden 
dar,  welcher  in  der  Residenz  des  Kaiserstaates  belehrende 
Anregung  sucht.  Die  geologische  Reichsanstalt  unterstützend, 
wirken  die  neu  entstandenen  geognosüsch-montanistischenPro- 
vinzial- Vereine  in  Gratz,  Hall,  Joachimsthal,  Brunn  und  Pest. 
Die  für  die  Förderung  der  Landes-Cultur  thätigen  Land- 
wirthschafts  -  Gesellschaften  nahmen  an  Zahl  zu  und  ver- 
mehrten ihre  Mitglieder;  in  noch  umfassenderer  Weise  aber 
bildeten  sich  Vereine  für  die  Forst-Cultur,  wie  der  Reichs- 
Forstverein,  jener  für  die  Alpenländer,  dann  die  Forstvereine 
zu   Lambach,   Gratz,    Prag,   Brunn    und   Pest,    wie   auch 


475    . 

besondere  Vereine  flir  Wein-,  Seiden-  und  Gartenbau  in's 
lieben  traten.  Für  die  Zacht  der  Hausthiere  sorgen  beson- 
dere Abtheilungen  einzelner  Landwirthschafts-Gesellschaften, 
und  die  Ueberwachung  in  der  Pflege  derselben  vermitteln 
Thierarznei-Institute,  von  denen  jene  zu  Wien  und  Pest  eine 
Umbildung  erhielten. 

In  Bezug  auf  die  Ertheilung  des  landwirthschafllichen ,  forst- 
und  bergmännischen  Unterrichtes  und  des  Einflusses ,  welchen  die 
bezüglichen  Ministerien  darauf  nehmen,  wird  zwischen  Volksschulen, 
Ackerbau-,  Forst-  und  Berg-S<:hulen,  Universitäten  und  technischen 
Schulen  unterschieden. 

Die  Volksschulen,  in  welchen  der  auf  Landes -Cultur  bezügliche 
Unterricht  nur  vermittelst  der  Lehrbücher  gegeben  werden  kann, 
unterstehen  dem  Ministerium  des  Unterrichtes,  doch  sollte  das  Mini» 
sterium  fiir  Landes- Cultur  Einfluss  auf  die  Abfassung  dieser  Lehr- 
bücher nehmen.  Die  Ackerbau-,  Berg-  und  Forstschulen,  wenn 
ihre  Organisation  auf  den  unmittelbaren  Zusammenhang  dieser 
Schulen  mit  dem  wirklichen  Betriebe  gegründet  wurde,  unterstan- 
den dem  Ministerium  für  Landes -Cultur  und  Bergwesen.  Doch  soll 
keine  Veränderung  in  dem  Organismus  dieser  Schulen  eintreten, 
ohne  dem  Unterrichts -Ministerium  Gelegenheit  zu  geben,  die  Inter- 
essen der  ihm  unterstehenden  vorbereitenden  Schulen  und  die  Har- 
monie des  gesammten  öflentlichen  Unterrichtswesens  rechtzeitig  dabei 
zu  vertreten.  Auch  wird  letzteres  in  steter  Kenntniss  über  den  Be- 
stand und  über  die  Erfolge  dieser  Schulen  erhalten,  damit  es  in 
jedem  Momente  den  Zustai^d  des  gesammten  öflentlichen  Unterrichtes 
zu  überblicken  vermöge.  Die  Universitäten  und  technischen  Schulen 
Unterstehen  in  allen  ihren  Bestandtheilen  dem  Ministerium  des  öffent- 
lichen Unterrichtes.  Bei  Besetzung  der  bestehenden  Lehr -Kanzeln  der 
Landwirthschail,  des  Berg-  und  Forstwesens  sollte  es  vorläufig  dea 
Katli  des  Ministeriums  für  Landes- Cultur  und  Bergwesen  einholen  \ 
Nach  der  Auflösung  des  Ministeriums  ftlr  Landes  -  Cultur  und  Berg-« 
Wesen  theilte  sich  der  Ressort  desselben  unter  die  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen. 

Die  bestandene  erzhei'zogliclie  landwirthschaftlicheLehr^ 
anstalt  zu  Ungrisch- Altenburg  wurde  in  eine  k,  k.  höhere 
landwirthschaflliche  Lehranstalt  umgewandelt,  und  diese  an  die  Spitze 

*  MiiÜBL  •  Erla«6  vom  9.  Juoi  1849. 
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der  landwirlhsohaftUch-iechnischeii  LehraDstalten  in  Oesterreich  ge* 

stellt  Das  Institut  unterstand  unmittelbar  dem  Ministerium  für  Lan«- 
des-CuItur  und  ist  gegenwärtig  dem  Ministerium  des  Innern  zuge- 
wiesen. Die  Leitung  und  Ver^valtung  der  Anstalt  ist  einem  Director 
tibertragen  (dem  aus  dem  landwirthschaftlichen  Institute  zu  Hohen- 
faeim  berufenen  rtihmlicli  bekannten  Oekonomen  Dr.  Pabst),  welchem 
zur  Berathung  der  Studien -Angelegenheiten  und  zur  Entscheidung 
über  bedeutendere  Disciplinar- Fälle  der  Studirenden  das  Lehrer- 
Collegium  zur  Seite  steht.  Die  Hilfsmittel  des  Institutes  ftir  Unter- 
richt und  Belehrung  bestehen  zum  Tlieile  in  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen und  Anstalten,  zum  Theile  dienen  dazu  bezüglich  der  prak- 
tischen Anschauungen  und  Demonstrationen  die  der  Güter- Admini- 
stration Sr.  kais.  Hoheit  des  Erzherzogs  Alhrecht  untergeordneten 
Wirthschaften  mit  allen  ihren  Zweigen:  der  Acker-,  Wiesen-,  Wein- 
imd  Holz-Cultur,  der  Viehzucht,  den  landwirthschafllich -technischen 
Gewerben  etc.  Die  Verwaltungen  dieser  Wirthscliaflen  geben  dem 
Institute  Kenntniss  über  alle  vorkommenden  wichtigeren  Geschäile 
und  VorÜÜIe,  und  theilen  demselben  wöchentlich  den  Arbeitsplan 
mit,  so  dass  die  Studirenden  Gelegenheit  finden,  uuter  Anleitung 
ihrer  Lehrer  sich  praktisch  mit  den  bezüglichen  Wirthschaflszweigen 
bekannt  zu  machen.  Auch  ist  eine  unmittelbar  unter  der  Institute- 
Leitung  stehende  Versuchswirthschafl,  mit  Weinbei^en,  Maulbeer- 
Pflaiizungen  und  Obstbaum -Schulen  versehen,  der  Belehrung  der 
Studirenden  gewidmet;  der  Flächenraum  derselben  wurde  jüngsthin 
auf  Allerhöchste  Anordnung  von  60  auf  200  Joch  vergrössert.  Der 
Lehrplan  ist  auf  einen  zweijährigen  Curs  berechnet,  doch  kann 
mit  jedem  Halbjahre  der  Eintritt  und  Austritt  erfolgen.  Die  vorzu- 
tragenden Lehrgegenstände  theilen  sich  in 

a)  Hauptfächer:  Pflanzen -Productionslehre,  Thier-Produc- 
tionslehre,  landwirthschaflHche  Technologie,  Betriebslehre  mit  einer 
die  Grundlehren  der  National -Oekonomie  umfassenden  Einleitung, 
Forst- Wirthschaftslehre  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Land- 
wirthes,  'Diierheilkunde; 

bj  Hilfs-  und  Nebenfächer  mit  ausschliessender  Be- 
ziehung auf  die  Landwirthschaft :  Physik,  Chemie,  Mine- 
ralogie, Botanik,  Zoologie,  Mathematik  und  Geometrie,  Mechanik, 
Baukunde  und  Zeichnen. 

Nur  solche  junge  Männer  werden  als  2^glinge  bei  der  Anstalt 
aufgenommen,  welche  die  für  richtige  Auflassung  der  wissenschaft- 
lichen Lehrvorträge  erforderliche  Vorbildung  erworben  und  hinläng- 
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liehe  Reife  des  Charakters  gewonDen  haben.  In  der  Regel  wird 
auch  verlangt,  dass  der  Eintretende  bereits  eine  praktische  Unter« 
Weisung  in  der  Landwirtlischaft  erhalten  hat.  Specielle  Bedingung 
gen  sind:  die  Zeugnisse  über  den  genossenen  höheren  Gjmnasial- 
oder  Reaischul-Unterricht  oder  die  an  höheren  Lehranstalten  ge- 
machten Studien  der  Naturwissenschaften  und  der  Mathematik,  jene 
al)er  eine  wenigstens  einjährige  erfolgreiche  praktische  Verwendung 
bei  der  Land wirthschafl,  Sitteuzeugniss,  Alter  von  mindestens  17  Jah- 
ren und  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes,  ausser  der  Eintre* 
tende  wäre  schon  volljährig,  die  Entrichtung  des  Honorars  Air  Unter-» 
rieht  und  Benützung  der  Anstalt,  welches  für  jeden  der  beiden  ersten 
Semester  40  fl.  und  ftlr  jeden  der  beiden  letzten  20  fl.  beträgt  Prüfiin* 
gen  werden  über  die  stattgehabten  Vorträge  zu  Ende  jedes  Semesters 
abgehalten,  darüber  Zeugnisse  ertheilt,  so  wie  auch  die  Direetion 
nach  Möglichkeit  ftlr  die  Unterbringung  der  jungen  Männer  in  htnd-» 
wirtlischaftliche  Administrationen  besorgt  ist.  Das  Ministerium  be- 
willigte fttr  unbemittelte  Studirende  einen  vollständigen  oder  theil- 
weisen  Honorar- Nachlass;  sechs  eraherzogliche  Stiflplätze  werden 
von  8r.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht  (und  dessen  Rechts -Nach- 
folgern) vergeben.  Das  Lehr-Personale  besteht  aus  vier  ordentr 
fichen  Lehrern  (von  denen  einer  als  Stellvertreter  des  Directors 
bezeichnet  wird)  und  zwei  Lehr r Assistenten,  wozu  noch  erforder- 
lichen Falls  besondere  Hilfslehrer  iür  einzelne  Gegenstände  und  das 
erforderliche  Gärtner- Personale  etc.  kommen.  Die  Zahl  der  Lehr- 
stunden beträgt  wöchentlich  24  bis  30,  wozu  noch  die  praktischen 
Demonstrationen  auf  den  Betriebsanstalten  und  besondere  Conver- 
satorien  über  laudwirthschaftlich-technisdie  und  verwandte  Gegen- 
stände zu  rechnen  sind '. 

Wenn  die  Lehranstalt  zu  Altenburg  dazu  bestimmt  ist,  jungen 
Männern,  welche  sich  eine  höhere  Ausbildung  in  der  Land  wirthschafl 
aneignen  wollen ,  namentlich  Besitzern  oder  künftigen  Pächtern  und 
Verwaltungs- Beamtem  grösserer  Güter  die  Hilfsmittel  zu  einer  zeitge*' 
mässen  wissenschaftlichen  und  technischen  Bildung  ftlr  ihr  Fach  zu 
gewähren,  so  wurde  auch  das  Bedürfioiss  der  praktischen  Unter-' 
Weisung  im  landwirthschafUichen  Fache  für  die  Bearbeitung  des 
kleinen  Grundbesitzes  und  die  auf  grösseren  Gütern  im  Landbaue 
verwendeten  Dienstleute  erwogen,  ftlr  welche  mehrere  praktische 
Schulen,  grösstentheils  mit  Unterstützung  der  Regierung  und  der 

'  Minist.  EriRM  vom  31.  October  1850. 
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Ltftfd^iTÜifiehafle-GesellBcliafteD^  zur  Errichtimg  gelangten;  so  na- 
mentlich zu  Neu-Aigeni,  Dillmannshof,  Grossau  bei  Raabs  in 
Oesterreioh  unter  der  Enns,  zu  Gratz  und  Grottenhof  in  Stejermark, 
zu  Laibadi  in  Krain,  zu  Görz^  zu  Rabin  und  Uebwerd  jn  Böhmen,  zu 
Dublany  in  Galizien,  zu  Kreuz  in  Kroatien.  In  den  beiden  böhmischen 
wurde  das  ethnographische  Moment  gehörig  berücksichtigt,  indem  in 
der  Ackerbau -Sdiule  von  Rabin  den  Laudwirthen  der  Unterricht  in 
czechischer  und  in  jener  zu  Liebwerd  in  deutscher  Sprache  ertheiU 
wird.  Die  Gründung  zweier  landwirthschafUichen  Mittel-Institute  für 
Ungern  steht  demnächst  bevor.  —  Ausserdem  werden  in  Böhmen 
und  Mähren  agricuhur-ehemische  Versuchs-Stationen  errichtet,  von 
welchen  jene  zu  Prag  bereits  oi^inisirt  ist,  und  jene  zu  Uebwerd, 
Schlan  und  Plan  in  Böhmen,  dann  zu  Raitz  in  Mäliren  demnächst 
org^nisirt  werden  sollen.  Eine  solche  Station  wird  auch  zu  Grossau 
begründet  werden. 

Von  den  flir  den  Veterinär-Unterricht  bestehenden  k.  k.  Thier- 
arznei -Instituten  zu  Wien,  Pest  und  Mailand  erhielten  die  bei-' 
den  ersteren  eine  neue  Regelung  durch  die  Unterstellung  des  Wiener 
Institutes  unter  das  (damalige)  Kriegs-Ministerium  und  die  Erhebung 
des  Pester  Institutes  zu  einer  selbstständigen  Anstalt  \ 

Für  die  höhere  Ausbildung  im  Forstdienste  besteht  die 
früher  in  dem  Ressort  des  Oberst- Jägermeister  »Amtes  beflndlidi 
gewesene,  sodann  dem  Ministerium  für  Landes- Cultur,  und  neuer- 
lieh dem  flnauz- Ministerium '  untergeordnete  und  mit  einem  neuen, 
ihrer  gegenwärtigen  Bestimmung  entsprechenden  Lehrplane  ausge- 
stattete k.  k.  Forst -Lehranstalt  in  Maria-Brunn.  Der  Zweck 
denetben  ist,  junge  Männer,  welche  die  nöthigen  Vorkenntnisse 
besitzen,  in  der  Art  forstlich  auszubilden,  dass  sie  nicht  nur  für 
den  untei^eordneten  Forst-  und  Verwaltungsdienst  befUiigt,  sondern 
auch  für  jeden  höheren  Forstdienst  vorbereitet  werden. 

Die  eintretenden  ordentlichen  Schüler  müssen  18  Jahre  alt 
sein,  und  das  Ober -Gymnasium  nebst  dem  Linien -Zeichnen,  oder 
eine  Ober-Realschule,  oder  die  entsprechenden  Lehrgegenstände  an 
einem  technischen  Institute  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben; 
sie  müssen   der  deutschen  Sprache  hinreichend  mächtig,   gesund 

^  Kri^s- Minist -Verord.  vom  4.  April  1852  und  Minist -Verord.  vom 
10.  August  1851. 

'  Minist -Erlass  vom  24.  October  1849  und  Finanz- Miui^t-Eriass  vom 
30.  April  185Z 
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und  von  küfperlicher  Tüchtigkeit  sein.  In  der  Anstalt  wird  wftli- 
rend  eines  zweijährigen  Curses  die  Forstwissenschaft  in  allen  ihren 
Theilen  mit  steter  praktischer  Nacbweisung,  Begründung  und  werk- 
thatiger  Uebung  gelehrt,  und  dieselbe  demnach  mit  einer  Forstbe- 
triebsleitung  in  Verbindung  gesetzt. 

Die  Zahl  der  ordentlichen  Schüler  richtet  sich  nach  der  vorhan- 
denen Räumlichkeit  im  Instituts -Gebäude,  wo  sie  wohnen  müssen; 
sie  sind  verpflichtet,  Semestral-Prüfungen  abzulegen,  und  erhalten  hier- 
über Studien -Zeugnisse.  Der  ausserordentlichen  Schüler  dflrfen  so 
viele  aufgenommen  werden,  als  ohne  Zurücksetzung  der  ordent- 
lichen zulässig  ist;  sie  müssen  18  Jalire  alt  sein  und  eine  dem 
Unter- Gymnasium  oder  der  Unter -Realschule  entsprechende  Aus- 
bildung haben. 

Der  Lehranstalt  steht  ein  Director  vor,  welchem  zwei  Profes- 
soren und  zwei  Assistenten  zur  Seite  stehen.  Der  Director  leitet 
die  häusliche  Gebarung  und  das  Disciplinar- Wesen;  die  Profes- 
soren besorgen  den  Unterricht  (jeder  übernimmt  einen  Jahrgang) 
und  werden  hierin  von  den  Assistenten  unterstützt«  Alle  Ange-' 
legenheiten  sind  von  dem  Director  und  den  beiden  Professoren  (im 
Vertretangsfalle  von  den  Assistenten)  zu  beratben.  Die  mit  dem 
Institute  verbundene  Forst- Betriebsanstalt  leitet  der  erste  Professor, 
welcher  in  dieser  Beziehung  der  k.  k.  Forst -Direction  illr  Oester*» 
reich  unter  der  Enns  ontersteht. 

G^enstände  des  Unterrichts  sind:  der  Grundriss  der  Forste 
Wissenschaft,  die  forstliche  Gewächskunde,  die  Lehre  vom*Wald- 
baue,  die  Forstbenützungs- Lehre  und  Forst-Technologie,  die  Forst- 
sehutx-  und  Forst -Polizei -Lehre,  die  Lehre  von  der  Forstbetriebs- 
Einrichtung,  Fprstertiags- Bestimmung  und  Waldwerth-Berecbnung, 
das  Forstvermessen,  die  Jagdkunde,  das  Forstplan- Zeichnen. 

An  der  k.  k.  Berg-  und  Forst-Akademie  zu  Sohemnita 
wird  ebenfalls  der  höhere  Forst -Unterricht  ertlieilt  Für  die  klei«* 
neren  Forstwirthe  und  das  untergeordnete  Forstverwaltungs-Per^ 
sonal  wurden  neuerlich  Privat- Forstschulen  zu  Weisswasser  in 
Bölunen  und  Aussee  in  Mähreu  errichtet  erstere  über  Anregung 
der  patriotisch -ökonomischen  Gesellschaft  zu  Prag),  welolie  zu- 
gleich eine  Unterstützung  von  der  Staatsverwaltung  geniessen. 
Ausserdem  bestehen  Forst-Schulen  zu  Homegg,  Hohenwang  und 
Grass- Lobming  in  Steiermark,  und  der  Forstunterricht  wird  eben- 
falls in  der  Ackerbauschule  zu  Dublany  in  Galizien  ertheilt. 

Mit  dem  Forstunterrichte  stehen  die  Anordnungen  in  Betreff 
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der  Staateprflfiingen  für  ForstwirÜie  ini  Yerbincking '.  Die  an  einer 
öflRsnilieheD  Forstschule  zurückgelegten  Studien  beClhigen  nur  zum 
untei^eordneten  Forst-Verwaltungsdienste;  die  Befähigung  zur  selbst- 
ständigen  Forstwirthschaftsfiihrung  muss  durch  eme  besondeie  b(* 
fentliche  E^fung  (Staatsprüfung)  dargethan  werden.  Wer  dieselbe 
mit  gutem  Erfolge  besteht,  ist  zur  Aufnahme  in  den  Staats- Forst- 
beamten-Dienst  geeignet.  Für  die  Zulassung  zur  Staats -Forstprtt- 
fung  ist  erforderlich:  das  Alter  von  2ä  Jahren,  das  2^ugnis6  sitt* 
liehen  Wohl  Verhaltens,  die  gut  zurückgel^ten  Studien  an  einer 
öfientlichen  Forstschule  samnit  der  hierauf  erfolgten  zweijähr^en 
(unter  gewissen  Umständen  einjülirigen)  Verwendung  im  Forst* 
dienste,  oder  die  Nachweisung  der  Air  den  Eintritt  in  eine  öffent-' 
liehe  Forstschule  erforderlichen  Vorstudien,  sammt  einer  itin^ilh- 
rigen  Widmung  zur  Aneignung  der  nötlügen  forstlichen  Kenntnisse, 
jedenfalls  aber  in  VerUndung  mit  praktischer  Verwendung  und 
wirklicher  Dienstleistung.  Die  Staats -Forstprüfung  wird  von  1850 
an  jährlich  einmal  im  Herbste  an  den  lätzen  jener  Ltodersteilen^ 
wo  sich  Candidaten  melden,  abgehalten.  Die  Prüflings -Commia* 
siönen  bestehen  aus  drei  Individuen ,  welche  jedes  Jahr  von  dem 
Ministerium  ftir  Landes- Oultur  (gegenwärtig  dem  Ministerium  des 
Innern)  und  zwar  zwd  derselben  Über  Vorschlag  der  Landes-Fors^ 
vereine,  wo  diese  bestehen,  oder  der  Landwirthschafls-Gesellschafteir 
erwählt  werden.  Die  Prüfung  ist  eine  dreifache,  und  besteht 
aus  der  Anfertigung  einer  Abhandlung  über  einen  Faobgegenstand, 
aus  einer  sehrifUichen,  unter  Aufsicht  abgelegten,  und  einer  mttnd^ 
liehen  öffentlich  stattfindenden  Prüfung.  Die  Candidaten  werden 
hierbei  als  nicht  beföhigt  (in  welchem  Falle  sie  sich  nach  Veriauf 
eines  Jahres  wieder  zur  Prüfung  melden  können),  «als  befähigt  oder 
als  vorzüglich  befähigt  erkannt  Nachdem  drei  Jahre  seit  Einfiib* 
rung  der  Staats-Forstprüfungen  verflossen  sind,  dürfen  Forstbeamten- 
stellen  des  Staatsdienstes,  abgesehen  von  der  Beförderung,  nur  an 
solche  Individuen  verliehen  werden,  welche  bei  dieser  Prüfung  als 
befähigt  erkannt  worden  sind.  Die  vorzüglich  befilhigt  Erkannten 
werden  stets  besonders  berücksk^htigt 

Gleichzeitig  wurde  zur  Ausbildung  des  Forstsehutz*  und  tech« 
nischen  Hilfs-Personales  eine  Anordnung  getroffen;  dieser  zufolge 
-  dürfen  in  Zukunft  nur  jene  Forstverwalter,  wekhe  in  der  Staats- 
prüfung als  befähigt  erkannt  wurden,   Forstlehrlinge  aufneliman.' 

'  IfinisL-Verord.  vom  16.  Januar  1850, 
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Dieee  Lehrlinge  inllaBeii  den  Elementar -Unteniebt  genoMen  liabeu, 
und  können  nadi  einer  mindestens  dreijährigen  Praxis,  wejin  sie 
20  Jahre  alt  sind,  sich  zur  Prttfui^  hinsichtlich  ihrer  Befiihigung 
für  d«n  unteigeoodneten  Verwaltungsdienst  melden.  Diese  Prüfungen 
werden  jährlich  an  den  Sitzen  der  Kreisbehörden  von  besiMideren, 
aus  drei  Commissftren  bestehenden  Prüfungs-Commissionen  abge- 
halten, welche  in  gleicher  Weise,  wie  die  8taatsprüfungs*Commis- 
sion,  von  dem  Ministerium  oder  dem  Landes -Ch^  ernannt  werden» 
Di^  Prüfungen  sind  öffentlich  und  mündlich;  nach  Maassgabe 
derselben  werden  die  Candidaten  als  nicht  braudibar,  brauchbar 
oder  sehr  brauchbar  zum  untergeordneten  Verwaltungsdienfitte  er> 
klärt;  im  ersten  dieser  Fälle  kann  der  Candidat  nodimais  zur 
Prüfung  zugelassen  werden. 

Die  Anstalten  Air  den  montanistischen  Unterricht  er- 
lüelten  eine  wesentliche  Erweiterung.  Bis  zum  Jahre  1848  bestand 
hierfür  als  Staatsanstalt  bloss  die  sehr  umfassende  k,  k.  Berg-  und 
Forst- Akademie  zu  Schemnitz  in  Ungern,  für  welche  bezüglich 
der  Aufnahme  der  Zöglinge  neue  Bestimmungen  erlassen  wurden  *. 
An  dieselbe  wurden  im  Jahre  1849  zwei  neue  k.  k.  montanistische 
Lehranstalten  gereiht,  wovon  die  eine  zu  Przibram  in  Böhmen 
für  die  Nord -Provinzen  und  die  andere  (welche  an  die  Steüe  der 
früheren  ständischen  Lehranstalt  zu  Yordemberg  trat)  zu  Leoben 
in  Steiermark  für  die  Süd -Provinzen  bestimmt  wurde.  Jede  dieser 
Anstalten  erhielt  einen  Director,  zwei  Professoren  und  zwei  Assi- 
stenten, und  besteht  aus  je  zwei  Unterrichts -Cursen,  in  welchen 
nur  die  ^gentlichen  montanistischen  Fachwissenschailen  theoretisch 
gelehrt  werden.  Im  ersten  Jahrgange  wird  das  Bergwesen  und  die 
Markschddekunst,  im  zweiten  Jahrgange  das  Hüttenwesen  und  das 
Bergrecht  behandelt.  In  beiden  Anstalten  werden  ordentliche  Bei^- 
Eleven  und  ausserordentliche  Zuhörer  aufgenommen ;  erstere  müssen 
sich  mit  guten  2jeugnissen  über  die  an  einer  technischen  Lehran- 
stalt zurückgel^ten  technischen  und  naturwissenschaftlichen  Vor- 
studien ausweisen,  sie  müssen  sich  den  Disciplinar-Vorschriften,  den 
ordentlichen  Examinatorien ,  allen  praktischen  Verwendungen  unü 
fbrmlichen  Schlussprüfungen  unterziehen,  worüber  sie  Zeugnisse  er- 
halten. Forst-  und  Buchhaltungs- Wissenschaft  werden  für  die  ein- 
tretenden Zöglinge  als  wünschenswerthe  vorbereitende  Hilfsstudieu  ^ 
bezeichnet;  der  theoretische  und  praktische  Unterricht  wird  unent- 

*  Erlaas  des  Unterrichts -Miniat.  vom  20.  October  1848. 
V.  Czoeriiig,  Oesterreich's  Neugeftlaltung.  31 
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gelllieli  ertlieHt  ^  Um  fllr  die  Staats-Montan-Anatalten  eiiien  (flciilig 
vorgebildeten  Nachwiichs  zu  erziehen,  wuiden  Süpendieii  im  Betrage 
von  je  2200  fl.  gegründet,  und  zwar  dreiasig  Stipendien  ft&r  die  Berg- 
und  Forst -Akademie  zu  Seheronitz,  und  vierzig  Stqiendien  Uit  die 
beiden  montanistidehen  Lehranstalten  in  Przibram  und  Leoben  zutem« 
men.  Diese  Stipendien  werden  den  damit  Betheilten  für  die  Dauer 
des  montanistischen  (vierjährigen  und  bezflglich  zweijährigen)  Lehr- 
Curses,  und^für  den  Fall,  wenn  sie  als  Candidaten  dem  montanisti- 
schen Staatsdienste  sich  widmen,  auch  noch,  so  lange  sie  sich  dieses 
Bezuges  durch  ihre  Verwendung  und  ihr  Betng^en  würdig  zeigen, 
belassen,  bis  sie  in  einen  anderen  bleibenden  Bezi^  einrücken. 
Das  Stipendium  geht  aber  auch  während  der  Studienzeit  durch 
Mangel  an  Fleiss,  schlechte  Fortgangsnoten,  vorschriftswidriges  Be- 
nehmen oder  die  Zurücksetzung  eines  ordentlichen  Eleven  in  die 
Reihe  der  ausserordentlichen  Zuhdrer  verioren  \ 

Zur  Förderung  der  Landes -Cultur  in  der  umfassendsten  Be- 
deutung dient  die  österreichiche  geologische  Reichsanstalt. 
Diese  Anstalt,  deren  Grundlage  das  bei  der  obersten  Hontan- Ver- 
waltung bestandene  Museum  bildete,  trat  unter  Leitung  des  be- 
rühmten Mineralogen  und  Museums -Vorstandes,  Sections-Bathes 
Wilhelm  Haidinger,  am  1.  December  1849  ins  Leben.  Letzterem 
zur^Seite  steht  Bergrath  R.  v.  Hauer  nebst  anderen  ausgezeichneten 
Geologen,  deren  verdienstvolle  Arbeiten  in  allen  Zweigen  der  Geologie 
die  Zwecke  des  Instituts  wesentlich  fördern.  Die  Aufgabe  der  geolo- 
gischen Reichsanstalt  besteht  darin,  die  geologische  Untersuchung  und 
Durchforschung  des  Kaiserreiches  zu  veranstalten,  die  hierbei  gesam- 
melten Fossilien  mineralogisch  und  paläontok^sch  zu  bestimmen,  ao- 
dann  aber  in  einer  systematischen  Sammlung  zu  orduen,  alle  eingesam? 
melten  Erd-  und  Steinarten,  Erze  und  sonstige  Fossilien  in  dem 
ellemischen  Laboratorium  einer  analytischen  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen, ebenso  die  verschiedenen  Hütten -Producte  des  Reiches  zu 
sammeln  und  zu  untersuchen ,  auf  Grundlagen  der  -geognostischen 
Erhebungen  und  des  sonst  vorhandenen  Materials  neue  Durch- 
schnitts-, Detail*  und  Uebersichtskarten  nach  den  fUr  die  General- 
stab»>Karten  gewählten  Maassstäben  zu  verfertigen  und  zu  veröfient- 
lichen,  alle  gesammelten  Wahrnehmungen  und  wissenschaftlichen 

*  Verord.  des  Minist,  für  Landes-Cultnr  und  Bergwesen  vom  6.  Febr.  1848. 
'  Minist. -Verordnung  vom  6.  Februar  1849  und  Minist.- Verordnung 
vom  25.  März  1851. 
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Forschungen  in  ausführlichen  Abhandlungen  zur  allgemeinen  Kennt- 
m88  zw  bringen  und  filr  die  zu  Stande  gebrachten  wissenschaftlichen 
Werke)  Karten  etc.  wohlgeordnete  Archive  anzulegen.  Die  Staats-  und 
volkswirihschaftliche  Bedeutung  dieses  Institutes  liegt  demnach  dari]^< 
dass  das  Innere  der  Erdoberfläche  im  Bereiche  des  ganzen  Kaiser- 
Staates  so  genau  und  vollkommen  als  möglich  untersucht,  auf  Karten 
dargestellt  und  durch  Sammlungen  von  Musterstücken  Jedermann 
anschaidioh  gemacht  wird,  dass  nicht  nur  die  Bestandtheile  und 
Zusammensetzunga-Veiiiältnisse  dieser  Mineralien,  sondera.auch  alle 
auf  der  Oberfläche  vorkommenden  Erdarten  einer  geliauen'  Unter- 
suchung unterzogen  werden  sollen,  dass  hiernach  dem  Land-  und 
Forstwirthe  aber  alle  Boden verhdtnisse,  dem  Bauführer,  den  in 
Erd-  und  Steinarten  arbeitenden  Gewerbsleuten,  dem  bildenden 
Künstler,  dem  Berg-  und  Huttenmanne  die  umfassendste  Gelegen- 
heit zur  vollständigen  Belehrung  und  Aufklärung  geboten  werden 
wird  '*  Der  Grossartigkeit  des  entworfenen  Planes  entspricht  die 
in  tlberraschender  Weise  vorschreitende  Ausführung  desselben.  Die 
zu  bewerkstelligende  geolc^sche  Aufnahme  des  österreiehisehen 
Gesammtgebietes  wurde  auf  30  Jahre  vertheilt,  so  dass  jährlich 
ein  Raum  von  ungeführ  400  Quadrat -Heilen  durchforscht  werden 
mOsste.  Der  Anfang  sollte  mit  dem  in  geologischer  Hinsicht  so 
interessanten  und  noch  wenig  bekannten  Erzherzogthume  Oest^- 
reich,  zugleich  dem  Mittelpuncte  des  Kaiserstaates,  gemacht  wer- 
den, und  von  hier  sollte  nach  allen  Seiten  hin  nach  Böhmen,  Un- 
gern, Steiermark  und  Kämthen  fortgeschritten  werden.  Von  zwd 
Geologen,  einem  Assistenten,  einem  Chemiker,  einem  Archivar  und 
einem  entsprechenden  Hilfs-Personale  unterstützt,  ging  Haidinger  rasch 
an^s  Werk  und  schon  im  Jahre  1852  konnte  die  vollendete  geologische 
Karte  von  Oesterreich  unter  der  Enns  verüflentlieht  werden;  seit- 
dem sind  jene  von  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg  gleich- 
Ullis  veröflentlicht  worden,  ganz  Kärnthen,  der  grösste  Theil  von 
Böhmen,  dann  die  angränzenden  Gebiete  von  Ungern  und  Steier- 
mark in  beträchtlicher  Ausdehnung  wurden  bereits  in  die  geolo- 
gische Untersuchung  einbezogen.  Die  Sammlungen  des  Institutes^ 
auf  das  reichlichste  vermehrt,  wurden  in  geologischer,  geognosti- 
seher,  mineralogischer  und  geographischer  Hinsicht  geordnet  und 
der  öffentlichen  Benützung  zugänglich  gemacht.  Durch  die  von  der 
Reichsanstalt  herausgegebenen  Werke  (die  Jahrbücher  in  vierfel- 

'  Minist. -Erlas»  vmn  1.  Deoember  1849. 
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jührigen  Heden  1850 — 1857,  und  die  umfasBenderen ,  mit  Abbil- 
dungen reiehlich  veraehenen  Abhandlungen),  90  wie  gelegenheit- 
liche  VeTöffeiitlichungen,'  erhielten  mehrere  Zweige  der  WiMensehaft, 
namentlich  die  geographisch- geologisch -palitontologische  Kenntniss 
von  Oestenreieh  unter  der  Enns^  eine  namhafte  Bereicherang, 
und  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  fiber  das  Vorkom- 
men nützlicher  Fossilien  anf  bisher  wenig  bekannten  Lagern 
wurden  bereits  ftlr  das  praktische  Leben  und  die  Yerkehrsthfitig- 
keit  ausgebeutet,  wie  auch  die  an  der  Reichsanstalt  von  deren 
Mitgliedern  während  d^s  Winters  abgehaltenen  Vorträge  vielseitig 
belehrend  anregen.  Auch  in  den  einzelnen  Kronländem  wurden 
Pfovinzial- Vereine  zur  geognostischen  Durchforschung  des  Landes 
errichtet,  deren  Tbätigkeit  die  Forschungen  der  geologischen  Reichs- 
anstalt vielfach  fordert,  wie:  der  geologische  Verein  zu  Pest  (1850), 
der  Werner- Verein  zur  Förderung  montanistischer  Zwecke  zu  Hall 
in  Tirol  (1850),  der  geognostiseh- montanistische  Verein  von  Steier* 
mark  zu  Gratz  mit  22  Mandatariaten  (1850),  der  Werner-Verein 
zur  geognostischen  Durchforschung  von  Mähren  und  Schlesien  (1851) 
und  der  montanistische  Verein  im  Erzgebirge  zu  Joachimsthal  (1852). 

Das  k.  k.  Mineralien-Cabinet  und  die  fibrigen  dem  Aller- 
höchsten Hofstaate  beigegebenen  Naturalien-Sammlungen  be- 
standen zwar  in  ihrer  reichen  Fülle  schon  früher,  ersteres  wurde 
aber  in  der  jüngsten  Zeit  dadurch  für  die  mineralogischen  Wissen- 
schaften und  den  allgemeinen  Gebrauch  werthvoller  und  bedeuten- 
der, dass  die  Schätze  desselben,  mit  welchen  sich  kaum  i^nd 
eme  andere  mineralogisdie  Sammlung  vergleichen  lässt,  durch  den 
verdienstvollen  kürzlich  verstorbenen  Vorstand,  den  Veteranen  der 
österreichischen  Naturforscher,  Paul  Partsch,  in  eine  treffliche, 
streng  wissenschaftliche  Ordnung  gereiht  wurden,  in  welcher  sicli 
der  ganze  Reichthum  dieser  bewundemswerthen  Sammlung  über- 
sehen und  würdigen  lässt  Auch  ftlr  die  Paläontologie  wirkte  dieses 
Cabinet  in  vielfach  anregender  Weise,  und  nanentlidi  sind  es  die 
Forschungen  des  gegenwärtigen  Vorstandes  Dr.  Moriz  Hömes  fiber 
das  Wiener  Tertiär -Becken,  welche  in  den  weitesten  Kreisen  die 
verdiente  Anerkennung  erhielten. 

Zur  Förderung  der  Landes-Cultur,  zum  llieile  mit  be- 
sonderer Berückskihtigung  des  landwirthsohaftlichen  Unterriditea, 
bestanden  schon  vor  dem  Jahre  1848  mehrfache  Vereine,  wie  die 
k.  k.  Landwirthschafts- Gesellschaft  zu  Wien  mit  Sectionen  ftlr  Vieh- 
zircht,  Obst-  und  Weinbau,  landwirthschaftiiehe  Recbtsveriititnisse, 
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Seiden-  und  Bienenzucht^  einer  Obstbaum-  und  Rebenschule  in 
Wien  und  35  Besirksvereinen  in  den  verschiedenen  Bezirken  Nieder- 
Oesterreich^S)  die  LAndwirtbschafts-Oesellachafken  zu  Unz^  Gratz  (mit 
einem  Versuchshofe  zu  Gratz^  nebst  Obstbaum  -  und  Rebenschule  zu 
Chrotlenhof ,  femer  mit  45  Filialen  in  den  Landbezirken  Steiermark^s, 
dann  dnem  Forstvereine  mit  den  Forstschulen  Honiegg,  Hohen- 
wang  und  Oroas-LobmiDg))  Laibach  (mit  21  Filialen^  einem  Ver- 
suchshofe^ einer  Hufbeschlags- Lebnuntalt  und  Thierarzneischule)^ 
Lemberg  (mit  Sectiooen  ftar  Forstwesen  und  Gartenbau  und  der 
landwirthschafllMhen  Lehranstalt  zu  DuUany)^  Krakau,  Pest  (mit 
Rebenschule  und  Muster- Obstgarten),  Stein  am  Anger ^  Agram 
(mit  13  Filialen  und  einem  Versuchshofe)  und  Hennannstadt,  femer 
die  k.  k.  patriotisch -ökonomische  Gesellschaft  für  Land- und  Forst- 
wirthschaft  zu  Prag  (mit  dnem  pomologisohen  und  einem  Schaf- 
züchter-Verdne,  17  Flltal- Vereinen,  dann  der  Ackerbauschule  zu 
Rabin),  die  agronomischen  Sectionen  der  Akademien  zu  Mailand 
und  Venedig,  die  Akademien  des  Ackerbaues  zu  Verona,  Pbdua 
und  Udine,  die  Gartenbau -Gesellschaften  zu  Wien  und  Gratz.  Seit^ 
her  entstanden  oder  erhielten  eine  neue  Regulirang  die  Landwirth- 
scbafts-Oeaellschaften  zu  Sakburg (1848),  Oörz  (1850)  mit  15  Sec- 
tionen, Zara,  Spalato  und  Ragusa,  mit  9  Filialen  (1850),  Czemo- 
wite  mit  Sectionen  für  Viehzucht,  Forstwesen  und  Natur-  und  Lan- 
deskunde (1851),  Innsbrack  mit  einer  Section  für  Seidenzucht  und 
7  FHial- Vereinen  (1854)  und  Kbgenfurt  mit  16  Filial-Veranen 
(1855).  Die  Landwirthschafts- Gesellschaft  zu  Temesvir  ftir  die 
Wojwodschaft  und  das  Banat  ist  so  eben  in  ihrer  Bildung  begriffen. 
Insbesondere  erweiterte  ihre  Wiricsamkeit  die  mähriech -schiemsche 
Gesellschaft  zur  Beförderung  des  Ackerbaues,  der  Natur-  und  Lan- 
deskunde zu  Brunn  mit  Sectionen  Itlr  das  Foretwesen,  den  Garten- 
bau, die  Bienenzucht,  die  Natur- Wissenschaften,  Geschk^hte  und 
Statistik  des  Landes  und  mit  6  Filial- Vereinen.  Die  Hebung  der 
Wein-Cultur  bezwecken  die  Weinbau -Gesellschaften  zu  Oedenburg 
und  Modem  (1852)  in  Ungern,  jene  der  Obst-Cultur  der  poraologische 
Verein  zu  Hontona  in  Istrien,  der  Seidenzucht  (nebst  den  t>ereit8 
erwähnten  Sectionen  der  Landwirthschafts -Gesellschalten)  die  Sei- 
denbau-Vereine zu  Gratz,  Prag  und  Nikolsburg,  der  Flachs-  und 
Hanf-Cultur  die  Gentral-Gesellschaft  zu  Wien  und  der  Verein  der 
ersten  Flachs-  und  Hanf-Rostungsanstalt  zu  Prag.  Die  landwirth- 
schafUichen  Gesellschaften  wirken  durch  Beispiel  und  Belehrung 
sowohl  mittelst  ihrer  Versammlungen  als  mittelst  Herausgabe  .von 
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periodücbeD  SchriAen  in  den  versobiedenett  Landessprachen.  Zeit' 
Schriften  in  deutscher  Sprache  veröfibntlichen  die  Landwirthschafts- 
Gesellschaften  zu  Wien  (Wochenschrift),  Salzburg^  Gratz  (halb- 
monatlich), Klagenfurt  (Monatschrift),  Prag  (eine  f&r  das  gebildetere 
ökonomische  Publicum  ^  eine  für  dad  Landvcdk),  Brunn  (Wodien- 
Schrift),  Gzemowitz  (in  zwanglosen  Heften);  in  bölimischer  Sprache 
jene  zu  Prag  (fQr  das  [jandvolk),  in  sloveoisoher  Sprache  jene  zu 
Laibach  (Wochenschrift),  in  polnischer  Sprache  jene  zu  Krakau 
(Wochenschrift)  und  Lemberg;  in  italienischer  Sprache  jene  zu 
Verona  y  Paduaund  Udine..  Ausserdem  werden  landwirthschafUiche 
Kalender  veröffentlicht  von  den  Gesellschaften  zu  Prag  (deutadi 
und  böhmisch)^  Brunn  (deutseh  und  böhmisch),  Klagenfurt  (deutsch), 
Laibach  (slovenisch)  und  Görz  (italienisch). 

Eine  noch  umfassendere  Thätigkeit  wurde  dem  Forst weseo 
gewidmet,  indem  sich  ein  Reichs -Forstverein  zu  Wien  (1852)« 
ein  Forstverein  für  die  österreichischen  Alpenländer  (1852)  zu  Veldes 
mit  den  Filial -Vereinen  zu  Salzburg  und  Hall^  die  Provinziat-Forst- 
vereine  zu  Lambach,  Gratz,  Prag,  der  ungrische  Forstverein  (1850) 
und  ein  Forstschul -Verein  zu  BrUcn  mit  der  Forstschule  zu  Aussee 
(1854).  bildete,  wälirend  der  wesfgalizische  Forstverein  zu  Krakau 
schon  früher  bestand« 

Auf  die  Veredlung  der  Pferdezucht  wird  ausser  den  allent- 
halben im  Reiche  verbreiteten  k.  k.  Beschäl- Anstalten  hinzuwirken 
gesucht  durch  die  Abhaltung  jährlicher  Pferderennen  in  Wien, 
Pest,  Pardnbitz,  Lemberg  und  Klausenburg,  su  deren  Förderung 
ftür  die  Dauer  von  3-  Jahren  alljäliriich  an  Staatspreisen  der  Betrag 
von  9.800  Ducaten  und  an  Pferde-Prämien  der  Betrag  von  2.000 
Ducaten  Allerhöchst  bewilligt  wurde  '. 

5.  17. 

15.     Landwirthschaft,  Forst-,  Berg-  und  Hüttenwesen  (Auf- 
hebung des  PatrimoniftI- Verbandes  und  Grnndentlastnng). 

In  keiner  andern  Einrichtung  prägt  sich  der  charakte- 
ristische Unterschied  zwischen  der  Neuzeit  Oesterreicb's  und 
den  früher  bestandenen  Verbliltnissen  deutlicher  und  umfas- 
sender aus,  als  in  der  durch  die  Aufhebung  des  Patri* 
monial-Verbandes  herbeigeführten  Entfesselung  des 

'  AUerhöehste  EntaeUiesniDg  rom  27.  Januar  1697. 
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Grundes  und  Bodens  in  der  weHreiciiendsteti  Bedeutuhg. 
In  den  verschiedenen  Kronläodern  des  Käiserstaates  (mit 
Ausnahme  des  lombardiscfa- venezianischen  Königreiches.  Dal- 
roatien's  und  der Miliftärgränse) ,  sosehr  sie  in  ihren  Übrigen 
Einrichtangen  von  einander  abwichen ,  bildete  der  PMrimo« 
nial-Verband  die  Grundlage  der  lindes  Verfassung,  und  schuf 
die  tieij^eifenden  Gegensätze  dier  Besiteverhältnisse  und  der 
dräiit  in  Verbindung  stehenden  Siandesunterschiede;  dem 
gutsherrlichen,  dem  stftd tischen  und  dem  untortbänigen  Be- 
sitae  entsprach  die  Stdlung  des  singesesseDen  Adels,  des 
Borgers  und  des  Bauers.  Wenn  die  durch  Aufliebung  die« 
ser  Patrimonial  -  Znst&nde  herbeigeführte  Gleichberechtiguiig 
sämmtlicher  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  dem  gesanimten 
Staatsleben  eine  neue  Unterlage  verlieh,  wenn  insbesondere 
die  Beseitigung  des  Unterschiedes  zwischen  Rustikal-  und 
Dmninical- Besitz  ein  gleichmässigeres  System  der  directen 
Besteuerung  anbahnte,  so  ftuaserto  sich  doch  die  fühlbarste 
Rückwirkung  hiervon  .auf  die  gänzliche  Umgesteltung  der 
volkswirthschaftlichen ,  insbesondere  der  landwirthschaftU* 
chen  Verhältnisse  des  Kaiserstaates.  Die  Stagnation  in  der 
Bewirthschafitung  grosser  Güter -Complexe,  bedingt  durch 
die  Anwendung  der  Zwangsarbeit  (der  Frohne),  nimmt  ein 
Ende  und  macht  der  rationellen  Benützung  durch  bessere 
Wirtbschafts* Methoden,  wozu  die  erlangten  Entsch&digungs- 
gelder  dem  Besitzer  die  Mittel  darbieten,  oder  einem  dem 
Aufschwünge  der  Landwirtbschaft  durch  Hinzuführung  der 
Intelligenz,  Erfahrung  und  vermehrter  Geidkräfte  nicht  min* 
der  förderlichen  Pacht -Systeme  Platz;  der  vormals  unter* 
ihänige  Bauer,  nunmehr  freier  Eigenthümer  seines  Bodens 
geworden,  vermag  seine  ganze  Arbeitskraft  der  Bebauung 
und  vorttieilhafteren  Ausnutzung  seines  Bodens  zu  widmen^ 
während  der  in  sdnem  Besitze  (namentlich  in  den  Alpen* 
ländeni)  der  Verwüstung  entgegengehende  Waldstand,  zu 
grösseren  Beständen  verttnigt,  einer  forstmässigen  Benützung 
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erhalten  wird^  das  Capital,  der  zweite  Häiipt- Factor  etnef 
gedeihliclien  Böden  -  Prodoction ,  wendet  sich  Aeta  Omndbe^ 
sitze  txk^  und  befruchtet  grosse,  früher  gar  nicht  oder  unzu- 
reichend bebaute  Strecken;  die  Industrie  tritt  mit  der  Länd^ 
wirthschaft  in*engcire  Verbindung,  und  die  yerbesserted  Com* 
Diünications- Mittel  gewftfareh  der  vermehrten  Arbeit  und  dein 
zustiiVmenden  Oeipttale  die  sichere  Aussidit  auf  eine  durch 
die  hiermit  müglich  werdende  Concurrem  im  weitesten  Kreise 
sich  darbietende  lohnende  Rente«  In  dieser  Gestaltung  der 
VerhiUtnisse  liegt  aber  die  Garantie  der  gedeihlichen  Zukunft 
Oesterreich's  ab  eines  vorzugsweise  agricolen  Staates,  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  seiner  Volkswirthschaft,  welche 
durch  die  Ausbeutung  der  unermesslichen  von  der  Natur 
gebotenen  Hilfsquellen  den  Wohlstand  seiner  Bewohner  fest 
begründen  und  der  Staatsverwaltung  die  ausreichenden  Mittel 
fbr  die  geregelte  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  darbieten 
wird.  Diesen  Standpunet  festhaltend,  würde  die  Gründen t^ 
lastung,  sammt  der  davon  unzertrmnlicfaen  Aufbebung  der 
Patrimonial- Verhältnisse,  hier  bei  der  Darstellung  der  land- 
wirthschaftlichen  Zustände  in  Behandlung  genommen. 

Schon  vor  d^n  Jahre  1848  war  die  Ablösung  der  Grund- 
lasten  in  vielfache  Anregung  gekommen ,  hatte  aber  bei  dem 
festgehaltenen  Grundsatze,  den  Erfolg  dem  freiwilligen  Ueber^ 
einkommen  des  Berechtigten  und  des  Verpflichteten  zu  über* 
lassen,  zu  keinem  nennenswerthen  Eigebnisse  geführt.  Das 
Postulat  einer  solchen  Ablösung  wurde  jedoch  immer  drin* 
gender,  und  der  im  Jahre  1848  zu  Wien  versammelte  BiCichs- 
tag  nahm  inmitten  der  turbulenten  Zustände  jener  Zeit  die 
Verhandlung  hierüber  auf,  welche  zu  dem  denkwürdigen 

• 

Gesetze  vom  7.  September  1848  führte.  In  diesem  Gesetze 
wurde  die  Unterthäuigkeit  und  das  schutzobrigkeitliche  Ver- 
hältniss,  sammt  allen  aus  dem  Unterthänigkeits  -  Verhältnisse 
entspringenden,  dem  untertbänigen  Gute  anklebenden  Lasten, 
sowie  allen  aus  dem  grundherrlichen  Obereigeothume ,  aus 
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der  Zehen t-,  Sciiii&-i;  Vogt-  und  (Wein-)  EEergherrlichkeii  nnd 
ans  der  Dorfobrigkeit  herrührenden  Natural -^  Arbeits-  und 
Oeldleistungen  für  angehoben  erklärt.  Die  aus  dem  per^ 
sönliehen  Unterthansverbande,  aus  dem  Schutzverbftltnisse, 
dem  Jiirisdictions  -  Rechte  und  der  Dorfherrliehkeit  entsprin- 
genden Rechte*  sollten  ohne  Entschädigung,  doch  gegen  Auf- 
hören der  daraus  entspringenden  Lasten,  wegfallen;  Ar  Ar- 
beitsleistungen,  Natural-  und  Oeld- Abgaben,  welche  der 
Guts-,  Zehent-  oderVogtherr  von  dem  Besitzer  eines  Grrun- 
des  eu  fordern  hatte,  sollte  eine  billige  Entschädigung  aus- 
g^mittelt  werden'.  Femer  sollten  die  Hcriasungs  •  und  Weidc^ 
Rechte,  sowie  die  Servituts- Rechte  sn^nschen  den  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen  entgeltlich ,  das  ^orfobrig- 
keitliche  Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach-  und 
Stoppel  weide  unentgeltlicb  aufgehoben  werden,  endlich  der 
Bier-  und  Branntweinzwang  wegfallen.  Eine  Commission 
hätte  die  Bestimmungen  über  die  entgeltliche  Aufhebung 
der  Leistungen,  welche  durch  Verträge  über  die  Theilung 
des  Eigenthumes  begründet  werden ,  sowie  jene  über  Durch- 
führung der  aufgestellten  Grundsätze  entwerfen  sollen ;  die 
nachfolgenden  Ereignisse  liessen  sie  aber  nicht  zu  Stande  kom- 
men. Hit  diesem  Gesetze  war  der  Anstoss  zu  der  gewal- 
tigen Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  gegeben;  das  be- 
stehende System  wurde  hiermit  erschüttert,  aber  für  das  nach- 
folgende vorerst  nur  die*  einer  genauen  Begränzung  entbeh- 
renden, das  wichtigste  Moment,  die  Durchführung,  künf- 
tiger Normimng  überlassenden  Grundsätze  festgestellt.  Erst 
mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  4.  März  1849  erhielt 
die  Regelung  der  Besitzverhältnisse  auf  der  Grundlage  der 
im  obigen  Gesetze  ausgesprochenen  Grundsätze  eine  con- 
creto Gestalt;  erst  hiermit  erlangte  das  der  Umwandlung 
zu  unterziehende  Gebiet  von  Rechten  und  Leistungen  eine 
sichere  Begränzung,  und  wurden  die  ebenso  wichtigen,  als 
schwierig  zu  normirenden  Bestimmungen  der  Durchführung, 
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durch  wdehe  der  Brfolg  der  gesanunten  Haiissregel  bedingt 
war,  festgesetzt,  so  dass  dieses  Patent  als  die  gesetzliche 
Basis  der  verwirklichten  Grundentlastung  l)etrachtefc  wer- 
den musd. 

Nach  den  Bestimmungen  dieses  Fiatentes  haben  alle  ans 
dedi  PatrimOnial  -  Verh&ltuipse  (in  der  weitesten  Bedeutung) 
herrührenden  Natural*,  Arbeits-  und  Geldlebtungen,  sowie 
die  denselt^n  g^enUberstehenden  Rechte  wegzufallen ;  Jene 
Lastungen,  welche  aus  der  persönlichen  Verpflichtung  des 
Unterthanen  als  solchen  entspringen,  sind  unentgeltlich,  jene, 
die  auf  dem  Besitze  eines  dem  Guts-,  Zehent-  oder  Vogi- 
herrn  Pflichtigen  Grundes  lasten,  gegen  billige  EntschAdi- 
gung  aufzuheben.  Ebenso  wird  jeder  auf  dem  Grundbesitae 
bleibend  haftende  Zehent  (wenn  er  nicht  patrimonialen  Ur- 
sprunges ist)  sowie  die  Leistungen  aus  Verträgen  über  die 
Theilung  des  Eigen thumes  der  Ablösung  unterzogen,  femer 
werden  die  aus  geistlichen  und  Gemeinde- Stiftungen  herrüh- 
renden unveränderlichen  Giebigkeiten  fbr  ablösbar  erklärt, 
d.  h.  ihre  Ablösung  findet  Statt,  wenn  der  Berechtigte  oder 
der  Verpflichtete  sie  verlangt  Die  entgeltlich  aufzuhebenden 
Leistungen,  welche  in  BodenfrUchten  und  anderen  land« 
wirthschaftliehen  Erzengnissen  bestehen ,  werden  bä  den  bil- 
lig zu  entschädigenden  nach  den  (sehr  massigen)  Katastral- 
Preisen,  bei  den  abzulösenden  meist  nach  dem  dnrchschnitt- 
lichen  Marktpreise,  die  Arbeitsleistungen  (Rx>bot)  nach  dem 
Werthe  der  zwangsweisen  Arbeit,  welcher  höchstens  mit 
einem  Dritttheile  des  Wertbes  der  freien  Arbeit  zu  veran- 
schlagen ist,  zu  Gelde  berechnet,  die  unveränderlichen 
Geldgiebigkeiten  aber  nach  dem  fixen  Ausmaasse  veran- 
schlagt Die  auf  die  Landesverfassung  sich  gründenden 
Veränderuugs- Gebühren  entschädigt,  unter  Abschlag  der  Be- 
zugslasten, der  Staat  nach  einem  dOjährigen  Durchschnitte; 
von  den  anderweitigen  Leistungen  werden  die  Gtegenleiston- 
gen  in  Abzug  gebracht ,  und  von  dem  erübrigenden  Werthe 
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wird  filr  Steuer  und  Binhebüiigskoeten  ein  Drittthcal  in  Ab^ 
2ug  gebracht,  das  zweite  DritUheil  entnchteC  dier  Verpflich- 
tete, das  dritte  wird  aus  Ländesmitteln  bestritten ;  bei  abzu* 
lösenden  Leistungen  fallen  dem  Verpflichteten  die  beiden 
letzterwähnten  Dritttheile  zur  Last  Der  Verpflichtete  kaon 
statt  der  zu  zahlenden  Rente  idas  Capital  auf  eiiimal  oder  in 
mehreren  Jahresraten  qpd  muss  es  jedenfalls  binBep  zwan- 
zig Jahren  entrichten.  Die  Staatsverwaltung  erl^cbtert  die 
Durchfbhrung  der  Ablösung  durch  die  Uebernaiune  der  Em^ 
Zahlungen  und  die  Autfolgung  der  Entscbftdi^ng  mittelst 
ihrer  Gassen  und  beschleunigt  den  Erfolg  duMh  die  ge* 
währten  Vorschüsse  an  den  Landesfond  sowie  an  die 
Berechtigten. 

Die  Bestimmungen  dieses  Patentes  gelten  ftr  die  bei 
dem  Reichstage  vertreten  gewesenen  deutschen  und  slavi-« 
sehen  Kronländer. 

Mit  diesen  Gesetzen  war  aber  nur  erst  der  Anftmg  zu 
den  gesetzlichen  Vorkelunngen  (Ür  die  Durchführung  der 
Grundenilastung  gemacht  Die  ausserordentliche  Verschte- 
denheit  der  in  den  einzelnen  Kronländem  geltenden,  zum 
Theile  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  Einrichtungen 
machte  es  unerlässlich ,  nach  eindringender  Erbebung  der^ 
selben  fhr  jedes  Kronland  eine  besondere,  alle  EigenthOm-r 
lichlceiten  desselben  im  Einzelnen  berücksichtigende  Durch- 
fbbrungs  -  Verordnung  zu  erlassen,  welche  gewissermaassen 
das  Gesetz  der  durchgreifenden  Umwandlung  der  Besitzver* 
hältnisse  in  dem  bezüglichen  Kronlande  enthielt  Nachdem 
diese  Verordnungen  erlassen  worden ,  erfolgte  zur  Durchfuhr 
rung  der  Entlastung  in  jedem  einzelnen  Kronlande  die  Auf«* 
Stellung  einer  Ministerial-Landes*Commission,  welche  aua 
landesfürstlichen  Beamten  und  Vertretern  der  Bereditigton 
und  der  Verpflichteten,  dann  aus  einem  Vertreter  des  Staats* 
sehataees  zusammengesetzt  wurde,  und  welcher  als  executive 
Organe  die   in   ähnlicher   Weise   zusammengesetzten,   ihre' 
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EntscheidungeD  ebenfaUs  iii  coUegiiGÜer  Form  trefienden  Be* 
zirks-Comnii'ssioneD  UDtergebrdoet  warden.  In  dem  Maasse^ 
als  diese  Comoiisaionen  ihre  Arbeiten  vollendet  und  die  rer- 
achiedeneii  Eptsehädigungsbeträge  ausgemittelt  hatten,  wur- 
den auf  Grundlage  des  kaiserlichen  Patenies  vom  25.  Sep- 
tember 1850,  welches  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die 
Ldstung  der  Entschädigung  ansspr^h  und  die  Errichtung 
besonderer  Entlastungs-Fonde  fbr  jedes  einzelne  Eronland 
anordnete,  die  letzteren  mit  abgesonderten  kaiserlichen  Pa- 
tenten begründet)  um  die  Zahlungen  der  Verpflichteten  in 
EmpfSang  zu  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Berechtigten 
zu  bewerkstelligen.  Die  Verwaltung  dieser  Fonde  ward 
besonderen  Fonds -Directionen  übertragen,  welche  hierbei 
nach  den  ihnen  ertheilten  Instructionen  und  dem  die  Rechte 
der  Tabular- Gläubiger  regelnden  kaiserlichen  Patente  vom 
11.  April  1851  vorzugehen  haben.  Die  Berechtigten  erfaiöl* 
len  na6h  dem  Ausmaasse  des  ihnen  gebührenden  Entschä- 
digüngs-Capitals  Schuldverschreibungen ,  welche  binnen  vier- 
zig Jahren  zu  vwlosen  und  in  vollem  Betrage  (theilweise 
selbst  mit  einer  Prämie  von  5  Percent)  zurückzubezahlen  sind. 
Die  Servituts-Rechte  zwischen  den  Obrigkeiten  und  ihren 
bisherigen  Unterthanen  waren  (mit  Ausnahme  des  Blumen- 
such-  und  Weiderechtes,  dann  der  Brach-  und  Stoppelweide) 
bei  Durchlbhrung  der  Grundentlastung  vorläufig  noch  auf- 
recht erhalten  worden,  indem  ihre  entgeltliche  Aufbebung 
einer  besonderen  Verfügung  vorbehalten  blieb.  Diese  er- 
folgte mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  5.  Juli  1853,  wel- 
ches die  Bestimmung^i  über  die  Ablösung  und  Regulirung 
der  Holz-,  Weide-  und  Forstproducten-Bezngsrechte,  dana 
einiger  Servituts-  und  gemeinschafUicher  Besitz-  und  Be- 
nutzungsrechte enthält.  In  Folge  desselben  wurden  in  den 
einzelnen  Kronländern  Grundlasten  -  Ablösungs  -  und  R^uli- 
rungs- Landes -(Kommissionen  aufgestellt,  deren  Wirksamkeit 
fm  Jahre  1855  begann ;   da  deren  Thätigkeit  zunächst  auf 
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die  Regulirung  der  Fortstwirlhsebaft  almelt,  so  wird  bei 
der  Behandlung  der  letzteren  hiervon  weitere  Erwähnung 
geschehen. 

Die  Grundentlastiings- Landes-  sowie  die  Beziiics •  Com- 
miaBionen  (mit  Ausnahme  jener  fbr  die  Bukowina)  wurden, 
nachdem  sie  ihre  Bestimmung  erfUUt,  bereits  aufgelöst.  Wenn 
jene  einzige  noch  erübrigende  Lücke  ausgefüllt,  und  die  Ai^ 
beit  der  oben  erwähnten  Servituten-  (Grundlasten-Ablösungs- 
und Regulirungs-)  Landes-Ck>mmissionen ,  deren  Aufj^be  na- 
mentlich in  den  Alpenländem  eine  sehr  verwickelte  ist,  zu 
Ende  geführt  sein  wird,  dann  ist  die  umfassende  Auf^be 
der  Entlastung  und  Regulirung  des  Besitzes  in  den  deutschen 
und  slavischen  Eronländern  gelöst,  und  das  grösste  für  alle 
Zukunft  in  Oesterreich  heilbringende  Werk  der  Gesetzgebung 
abgeschlossen. 

Die  von  jenen  der  übrigen  Kronländer  wesentlich  v^> 
schiedenen  Einrichtungen  der  ungrischen  Länder  mit  Ein- 
schluss  von  Siebenbürgen  machten  für  die  Erreichung  des 
gleichen  Zweckes  der  Entlastung  des  Bodens  und  sein^  Be- 
bauer  besondere  gesetzliche  Vorkehrungen  erford^üch.  Schon 
vor  dem  Jahre  1848  hatte  sich  die  Gesetizgebung  mehrfach 
mit  der  Regelung  der  Urbarial- Verhältnisse  beschäftigt,  und 
der  ungrische  Reichstag  hatte  im  April  1848  selbst  die  Auf* 
hebung  des  Urbarial -Verbandes  und  der  grundherrlichen 
Jurisdiction  ausgesprochen,  welche  Aufhebung  durch  die 
Allerhöchsten  Patente  vom  2.  December  1848,  7.  Juni  1849 
und  2.  März  1853  (für  Siebenbürgen  vom  21.  Juni  1854) 
bestätigt  wurde.  Die  gewesenen  Unterthanen  erhielten  hier- 
mit das  freie  Eigen thums*. und  Verfügungsrecht  über  die  von 
ihnen  besessenen  Urbarial -Gründe,  den  Berechtigten  aber 
ward  für  die  aufgelassenen  Urbarial -Leistungen  (mit  Aus- 
nahme der  ohne  Entgelt  aufgehobenen)  und  für  die  entfal- 
lenden Rechte  der  grundherrliehen  Gerichtsbarkeit  eine  an- 
gemessene Entschädigung  ssuerkannt,  welche  vollständig  vom 
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Lttnde  und  nur  auB  Landesmilleln  zu  leisten  ist.  In  den 
ungri sehen  L&ndern  ward  diese  Entsdiftdigang  mit  einer 
classenmAssig  rertheilten  Aversional-Summe  je  nach  der  Zahl 
der  jedem  Berechtigten  ssnstündigen  Bauern-  und  HAosIer- 
Ansftssigkeiten  beines8en\,  welche  300  his  700  fl.  für  jede 
Bauemansftsaigkeit  und  50  fl.  für  jede  Häusleransftssigkeit 
betrftgt  ISo  andere  Maassstab  ist  für  Siebenbürgen 
▼orgezdebnet^  mit  dem  Unterschiede,  ob  Reloitions-Vertrftge 
ttker  tJrbarial- Leistungen  bestanden  oder  nicht  Im  ersteren 
PMe  wird  der  nach  Abzug  der  Oegenleistung  erhobene  reine 
Jahreswerth  der  Leistung,  nachdem  ein  SechstUieil  für  Ein- 
bringungskosten  in  Abfall  gebracht  worden,  als  Rente  und 
der  SOfache  Betrag  derselben  als  das  Entscbädigungs-Capital 
bestimmt ;  im  letzteren  Falle  wird  die  Urbarial  -  Gohscription 
des  Jahres  1819  und  1820  bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
znm  Orunde  gelegt,  nach  der  dabei  voi^enommenen  Classi- 
fidrung  für  jedes  Joch  eine  Jahresrente  von  60  kr.,  1  fl. 
oder  1  fl.  10  kr.  fixirt,  und  der  20fhche  Betrag  dieser  Rente 
als  das  Entscbädigungs-Oapital  angenommen.  Ferner  wur- 
den in  sAmmÜichen  oben  genannten  Ländern  auch  Leistungen 
von  nicht  urbarialer  Natur  (meist  Rohr-  und  Wald- 
nutzungen der  Unterthanen,  Giebigkeiten  von  Rottgründen^ 
Weinbergen  etc.)  für  ablösbar  erklärt,  bei  welchen  die  Ab- 
lösung jedoch  nur  Statt  finden  kann,  wenn  sie  der  Berech- 
tigte oder  der  Verpflichtete  begehrt  und  die  Entschädigung 
dem  LefeEteren  allein  zur  Last  fällt;  den  Kaassstab  der  Ent- 
schädigung bildet  die  erhobene  reine  Jahresrente,  weiche 
nach  Abschlag  eines  Sechsttheiles  capitalisirt  wird.  Für  di^ 
Unterthanen,  Seelsorger  und  Schullehrer,  welchen  nach  den 
Urbarial  -  Gesetzen  eine  Holzung  gebührt,  werden  Waldan- 
tbeile  ausgeschieden;  dasselbe  gilt  hinsichtlich  des  Rohrbe^ 
zttges.  Die  Weiderechte,  sowohl  der  Herrschaft  als  der  Un- 
terthanen, sind  au%ehoben;  dagegen  bleiben,  vorbehaltlich 
der   Regulining,    die   Schankrechte   der  Unterthanen,    das 
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Schank-.«  MQhl-  und  Fiscbereirecbt  der  Herrächaften  auf- 
recht Eine  besondere  Verfbgung  musste  in  Besug  auf  den 
geifiUiehen  Zehent  getroflfen  werden,  auf  welchen  während 
der  Ereignisse  des  Jahres  1848  die  Bischöfe  Verzieht  gelei* 
stet  hatten.  Die  durch  die  Anfbebung  dieses  Zehen ts  den 
Privaten,  auf  welche  der  Bezug  eines  solchen  Zehents  rechts« 
giltig  übergegangen  war,  zugegangenen  Verluste  werden  aus 
Landesmittehi  entschädigt,  aus  welchen  auch  dem  niederen 
Curat- Clerus  für  den  Zehententgang  die  entsprechende  Rente 
ausgemessen  wird.  Die  Durchführung  der  Grundentlastung 
wurde  in  derselben  Weise  wie  in  den  anderen  Eronländern 
besonderen  Landes -Commissionen,  deren  jedes  Verwaltungs* 
gebiet  eine  erhielt,  überwiesen  und  bei  jeder  derselben  ein 
Entlastungs-B'ond  errichtet.  Die  Bedeckung  für  die  Entschft* 
digungsbeträge  wird  durch  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern 
aufgebracht,  und  es  werden  vondem  Entlastungs-Fonde  den 
Bezugsberechtigten  ft)nfpercentige,  binnen  vierzig  Jahren  zur 
Verlosung  gelangende  Schuldverschreibungen  hinausgegeben, 
die  dem  niederen  Clerus  ausgemessenen  Jahresrenten  jedoch 
baar  entrichtet 

Ein  nicht  minderes  Bedürfniss  als  die  Urbarial- Entschä- 
digung war  für  Ungern  die  Conimassation  (Zusammenlegung 
der  Gründe)  und  Segregation  der  den  Weide-  und  Holzungs* 
rechten  unterliegenden  Gründe.  In  den  weiten  Ortsgemar- 
kungen, namentlich  des^  Flachlandes,  haben  die  diemaligen 
Herrschaften  und  Unterthanen  sowie  die  einzelnen  Grund- 
besitzer häufig  ihre  Grundstücke  zerstreut  in  mehreren,  oft 
weit  von  einander  entfernten  Qrtslagen,  wodurch  die  Be* 
bauung  derselben  bedeutend  erschwert,  wo  nicht  unm^Vglich 
gemacht  wird.  Ebenso  unterlagen  bei  den  aus  ältester  Zeit 
herstammenden  Besitzverbältnissen  und  dem  Missverhältnisse 
der  Bevölkerung  zu  der  Ausdehnung  des  eulturfähigen  Bo- 
dens die  umfassendsten  Strecken  desselben  dem  Weiderechte 
der  Herrschaf  ken,  der  Unterthanen  oder  beider  gemeinschaftlich, 
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lind  in  den  faefrBchaftlichen  Waldungen  hatten  sehr  hAufig; 
die  Unterthanen,  oft  neben  der  Weide ,  das  Recht  des 
Bezuges  des  nöthigen  Brenn-  und  Bauholzes ,  der  ESchel- 
mastung  und  Enoppernsammlung.  Schon  die  frühere  Oeseta- 
gebung  trachtete  auf  die  Regelung  dieser  dem  Aufischwunge 
der  Boden -Cultur  so  hinderlichen  Zustände  hinzuwirken  und 
die  Ausscheidung  eines  Besitzantheiles  mit  dem  vollen  Eigen- 
thumsrechte  für  jeden  der  Betheiligten  anzubahnen;  doch 
konnte  auch  hierbei  auf  dem  hier  und  da  allerdings  mit 
Erfolg  eingeschlagenen  Wege  freiwilliger  Uebereinkunft  kein 
entsprechendes  Ergebniss  im  Allgemeinen  erziät  werden, 
wesshalb  schon  der  X.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1848  den 
Berechtigten  sowohl  als  den  Verpflichteten  das  Recht,  dar- 
über einen  besonderen  Process  einzuleiten,  ertheilte.  Weit 
zweckmässige  und  den  Erfolg  mehr  sidiemd  erscheint  die 
Bestimmung  des  die  Regulirung  der  Urbarial  -  Verhältnisse 
in  Ungern  enthältenden  (zugleich  auch  die  Gommassation 
normirenden)  Allerhöchsten  Patentes  vom  2.  März  1863,  nach 
welchem  die  Absonderung  der  Hutweide  und  die  Regelung 
der  Waldnutzungen  ebenso  wie  die  übrige  Grundentlastung 
von  Amtswegen  vorgenommen  werden  muss.  Bei  den  nach 
Herkommen  und  Gesetz  ausserordentlich  verwickelten,  den 
grössten  Theil  des  gesammten  Grundbesitzes  im  Lande  afQ- 
cirenden  Verhältnissen  musste  hier  ein  anderes  Verfahren 
wie  in  den  übrigen  Kronländem  in  Anwendung  gebracht 
werden.  Diess  geschah  durch  die  Einsetzung  eines  vollstän- 
dig gegliederten  Systems  von  Urbarial -Gerichten,  von  wel- 
chen  in  jedem  einzelnen  Eomitate  eines  erster,  in  jedem 
Verwaltungsgebiete  eines  zweiter  Instanz,  und  in  Wien  fUr 
die  sämmtlichen  Verwaltungsgebiete  von  Ungern  und  dessen 
ehemaligen  Nebenländern  das  Urbarial  -  Gericht  der  obersten 
Instanz  bestellt  wurde.  Diese  Gerichte  liaben  nicht  nur  über 
die  Gommassation  (und  zwar  binnen  einer  gesetzten  Frist 
auf  Begehren   eines   der  Betheiligten,   in   der  Folge  über 
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eiiiTerstäiKlliches  Ansuchen  beider  Tbeile)  und  Segregatioii 
(welche  letztere  jedenfalls  vorsunehmen  ist),  sondern  auch  über 
die  aus  der  rechtliehen  Verschiedenheit  der  Ällodial-,  Curat- 
und  Urbarial- Gründe  hervorgehenden  Streitigkeiten  zu  ent- 
scheiden, so  dass  durch  ihren  Ausspruch  der  gesammte  Besitz- 
stand des  Landes,  insoferne  er  einer  Regulirung  oder  der 
Feststellung  seiner  gesetzlichen  Eigenschaft  bedurfte,  auf  eine 
rechtliche  Grundlage  gestellt  wird.  Die  Urbarial  -  Gerichte 
wurden  im  Jahre  1855  errichtet  und  haben  ihre  Wirksam^ 
keit  in  Ungarn  und  der  Wojwodschaft  im  Jahre  1856,  in 
Kroatien -Slavonien  im  Jahre  1857  begonnen. 

Wenn  man  die  Schwierigkeiten  aller  Art  erwägt,  welche 
mit  der  gänzlichen  Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  des 
überwiegend  grössten  Antheils  des  Grundes  und  Bodens  im 
Kaiserstaate,  mit  der  Aufliebung,  Entschädigung  und  Regu- 
lirung der  mannigfachsten  aus  diesen  Verhältnissen  entsprin- 
genden Rechte,  Verpflichtungen  und  Beziehungen  verbunden 
waren,  so  muss  die  durchgreifende  Thätigkeit,  mit  welcher 
in  allen  Theilen  des  Reiches,  inmitten  so  vieler  ander- 
weitigen organischen  Veränderungen,  das  grossartige  Ent- 
lastungs  •  Geschäft  binnen  so  kurzer  Zeit  lasch  dem  Ende 
nahe  geführt  wurde,  gebührend  anerkannt  wenlen.  Dass 
dieses  in  so  gedeihlicher  Weise  geschah,  dass  insbesondere 
die  Berechtigten  so  bald  in  den  Genuss  der  ihnen  von  der 
Gesetzgebung  zuerkannten  Entsehädigungs  -  Gapitale  traten 
und  dass  die  Verpflichteten,  d.  i.  der  überwiegende  Theil 
aller  Staats  -  Angehörigen ,  auf  eine  ihre  ökonomische  Lage 
so  sehr  schonende  Art  in  den  ihnen  gesetzlich  zugestan- 
denen freien  Genuss  ihres  Besitzes  und  ihrer  Arbeit  ge- 
langten, ist  zunächst  das  Verdienst  des  Herrn  Ministers 
des  Innern^  Freiherrn  von  Bach,  dessen  Energie  und 
Sachkenntniss  nach  rascher  Beseitigung  alier  Hemmnisse 
das  umfassende  Werk  dem  gedeihlichen  Abschlüsse  ent- 
gegenführte. 

V.  Czocrnig,  Oestcrreich's  NcuffesUiltung.  32 
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Die  Oronds&tzey  von  denen  dafi  AllerhöcltBte  Patent  yooi 
7.  September  1848  hinsichtlich  der  Grundentlastung  ausging,  be- 
standen im  Wesentlichen  darin,  dass  alle  jene  Verpflichtungen, 
welche  aus  dem  persönlichen  Unterthansverbande,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse,  aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte  und  aus 
der  Dorfherrlichkeit  entsprangen,  ohne  Entgeld  aufgehoben  wur- 
den, dass  dagegen  ftlr  solche  Arbeitaleitungen,  Natural-  und  GeM- 
gaben,  welche  der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-, 
Zehent-  oder  Vogtherm  zu  leisten  hatte,  eine  billige  Entschädi- 
gung ausgemittelt  werden  sollte  '. 

*  Dieses  AllerhöcLste  Fntent  enthält  dem  Wortlaute  nach,  folgende 
Bestimmungen: 

1)  Die  Unterthänigkeit  und  das  schutiobrigkelüiclie  Verhöltniss  ist 
sammt  allen  diese  Verhältnisse  uorroirenden  Gesetzen  aufgehoben. 

2)  Grund  und  Boden  ist  zu  entlasten;  alle  Unterschiede  zwischen 
DomiDical-  uud  Rustical- Gründen  werden  aufgehoben. 

3)  Alle  aus  dem  Unterthänigkeits- Verhältnisse  entspringenden,  dem 
unterthänigen  Grunde  anklebenden  Lasten,  Dienstleistungen  und  Giebig 
keiten  jeder  Art,  sowie  alle  aus  dem  grundherrlichen  Ol>ereigenthnme, 
ans  der  Zehent-,  Schutz-,  Vogt-  und  (Wein-)  Bergherrlichkeit  und  aus 
der  Dorfobrigkeit  herrührenden ,  von  den  Groudbesitzungeu  oder  von  Pei^ 
sonen  bisher  zu  entrichten  gewesenen  Natural-,  Arbeits-  und  Geldleistan- 
gen, mit  £}inschlus8  der  bei  Besitz  Veränderungen  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todesfall  zu  zahlenden  Gebühren  sind  von  nun  an  aufgehoben. 

4)  Für  einige  dieser  aufgehobenen  Lasten  soll  eine  Entsehädignng  ge- 
leistet werden,  für  andere  nicht. 

5)  Für  alle  aus  dem  persönlichen  Unterthansverbande,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse, aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions -Rechte  und  aus  der 
Dorfberrlichkeit  entspringenden  Rechte  uud  Bezüge  kann  keine  Entschädi- 
gung gefordert  werden,  -  wogegen  auch  die  daraus  entspi lugenden  Lasten 
aufzuhören  haben. 

ff 

6)  Für  solche  Arbeitsleistungen,  Katural-  und  Geldabgaben,  welche 
der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-,  Zehent-  oder  Vogtherm 
zu  leisten  hatte,  ist  baldigst  eine  billige  £ntschädigaDg  auszumitteln. 

7)  Die  Holzungs-  und  Weiderechte,  sowie  die  Servituts -Rechte  zwischen 
den  Obrigkeiten  und  ihi-en  bisherigen  Unterthanen  sind  entgeltlich,  das 
dorfobrigkeitliche  Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach  und 
Stoppelweide  unentgeltlich  aufzuheben. 

6)  Eine  aus  Abgeordneten  aller  Provinzen  zu  bildende  Commissiou 
hat  einen  Gesetzefientwurf  auszuarbeiten  und  der  Reichs- Versammlung 
vorzulegen,  welcher  zu  enthalten  hat  die  Bestimmungen: 

a)  über  die  entgeltliche  Aufhebung  der  in  emphyteutischeu  oder  soostigan 
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Ueber  den  Betrag  dieser  Entselifidigimg)  sowie  über  die  lef-'^ 
ienden  Grundsätze,  bei  dessen  Ermitdang,  wurde  das  AHerböchste 
Patent  vom  4.  März  1849  *  (Olr  Galizien  Patent  vom  15.  Aogitst 

über  Theilang  des  Eigenthnmes  abgeschlossenen  Verträgen  begrün- 
deten wechselseitigen  Bezüge  nnd  Leistungen; 

b)  über  die  Aufhebbarkeit  von  Grundbelastungen ,  die  etwa  im  $.  3 
nicht  anfgeführt  sind; 

c)  über  die  Art  und  Weise  der  Aufhebung  oder  Regulirung  der  im 
§.  7  angeführten  Rechte; 

d)  über  den  Maassstab  und  die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädigung 
und  über  den  aus  den  Mitteln  der  betreffenden  Provinz  zu  bilden« 
den  Fond,  aus  welchem  lediglich  die  für  die  betreffende  Provinz 
zn  berechnende  Entschädigungs-Quoto  durch  Vermittlong  des  Staates 
getilgt  werden  soll; 

e)  über  die  Frage,  ob  für  die  nach  §§.  2^  3  nnd  8,  litt,  b,  anfteu- 
hebenden ,  jedoeh  in  den  §$.  5  nnd  6  nicht  angeführten  Giebfgkeiten 
und  Leistungen  eine  Entschädigung,  und  welche  zu  entrichten  sei. 

9)  Die  Pfttrimonial- Behörden  haben  die  Gerichtsbarkeit  und  die  poli- 
tische Amtsverwaltung  provisorisch  bis  zur  Einführung  landesfürstlieher 
Behöinien  auf  Kosten  des  Staates  fortzuführen. 

10)  Das  im  6.  Absätze  ausgesprochene  Princip  der  Entschädigung  für 
die  Arbeitsleistungen,  Natural-  und  Geldabgaben  soU  jedoch  allfüllige  spä- 
tere Anträge  der  zufolge  des  8.  Absatzes  niederzusetzenden  Commission, 
wodurch  dieses  Princip  erkUtrt  oder  eingeschränkt  werden  könnte,  nicht 
ausschliessen. 

11)  Auch  der  Bier-  und  Branntweinzwang  mit  den  ihm  anhaftenden 
Verbindlichkeiten  hat  wegzufallen. 

*  Die  Wichtigkeit  dieses  Allerhöchsten  Patentes  fQr  die  BesiUverhült* 
nisse  in  Oesterreich  läset  es  passend  erscheinen,  dasselbe  hier  seinem 
ganzen  Texte  nach  folgen  zn  lassen: 

»Wir  Frans  JlosepH  der  Krste^.von  Gottes  Gnaden  Kaiser 
von  Oesteireieli ;  König  von  Ungern  und  Böhmen  etc.  etc. 

Haben  in  der  Erwägung,  dass  die  möglichst  baldige  und  völlige  Durch- 
führung der  in  dem  Gesetze  vom  7.  September  1848  ausgesprochenen  Auf- 
hebung des  Untertlians- Verbandes  und  der  dadurch  gewährten  Gleichstellung 
nnd  Entlastung  alles  Gmndes  und  Bodens,  sowie  die  Ermittlung  nnd  Flüssig-^ 
machung  der  durch  dieses  Gesetz  den  bisherigen  Bezugsberechtigten  im 
Grundsatze  gesicherten  billigen  Entschädigung  dringend  einige  den  Grund* 
Sätzen  dieses  Gesetzes  entsprechende  administrative  Verfügungen  und 
namentlich  die  Zusammensetzung  eigener  Commissionen  in  jedem  Land« 
BQ  dessen  Vollführung  und  zu  dem  Ende  erheischen,  um  die  VerpÜichte- 
ien  der  bisher  herrschenden  Ungewissheit  über  Art  und  Maass  der  zu 
leistenden  billigen  Entscbädignng  zu  entheben  und  ihnen  die  durch  das 
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1849,  flir  Krakau  Patent  vom  i%  Mftn  1851 ,  ftr  die  Bukowina 
Patent  vom  23.  October  1853)  gegeben ,  und  durcli  dieeee  Gesets 

obgedachte  Gesetz  geBicherten  Vortheüe  sofort  im  ToUsten  Umfange  znza- 
wenden^  endlich  auch  den  Berechtigten  die  nach  diesem  Gesetze  ge^ 
bührende  Entschädigung  baldigst  flüssig  zu  machen,  über  Einrathen 
Unseres  Minister- Rathes  beschlossen  und  rerordnen,  wie  folgt: 

J.  t.  Die  Robot  und  Robotgelder  der  Iniente  und  der  auf  unter- 
thänigen  Gründen  gestifteten  Häusler  sind  in  Gemässheit  des  $.  5  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  ohne  Entschädigung  aufgehoben. 

S.  2.  Die  in  jedem  Lande  aufzustellenden  Landes «Commisrion«!  wer- 
den mit  Beachtung  der  eigen thümlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Länder 
ertieben  und  bestimmen ,  welche  der  unter  verschiedenen  Benennungen 
bestandenen  Leistungen  unter  der  im  $.  5  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1848  ausgesprochenen  Bestimmung  begriffen  seien  und  daher  ohne  Ent- 
schädigung aufzuhören  haben,  und  welche  Schuldigkeiten  und  Leistungen 
dagegeil  unter  die  Anordnung  des  §•  ^  des  gedachten  Gesetzes  fallen, 
folglich  nur  gegen  Leistung  einer  Entschädigung  aufgehoben  sind.  Die- 
selben Commissionen  werden  andererseits  ermitteln,  welche  Lasten  zu- 
folge $.  &  des  gedachten  Gesetzes  mit  der  Aufhebung  der  ihnen  gegenüber 
stehenden  Rechte,  zu  entfallen  haben. 

J.  3.  Unter  den  Bestimmungen  der  $$.  3  und  6  des  Gesetzes  vom 
7.  September  1848  ist  jeder  auf  dem  Grundbesitze  bleibend  haftende  Zeheni 
begriffen,  wenn  selber  auch  nicht  aus  dem  Unterthänigkeits- Verhältnisse 
oder  dem  grundherriichen  Obereigenth^me  entspringt 

J.  4.  Die  Holzungs-  und  Weiderechte,  dann  die  Servituts- Rechte 
zwischen  den  Obrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unterthanen,  welche  Rechte 
mit  Ausnahme  des  im  J.  7  des  Gesetzes  vom  7.  September  1848  unentgellUdi 
aufgelassenen  dorfobrigkeillichen  Blumensuch-  und  Weiderechtes,  dann 
der  Brach-  und  Stoppel  weide,  entgeltlich  aufzuheben  sind,  bleiben  bis  tnr 
Durchführung  der  entgeltlichen  Aufhebung  in  Wirksamkeit. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  und  das  Entgelt  werden 
für  jedes  einzelne  Land  nach  dessen  eigenthümlichen  Verhältnissen  fest- 
gesetzt werden. 

J.  5.  Die  Leistungen  aus  emphyteu tischen  und  anderen  Verträgen  über 
die  Theilung  des  Eigenthnmes,  welche  zufolge  des  $.  8  des  Patentes  vom 
7.  September  1848  entgeltlich  aufzuheben  sind,  sollen,  bis  die  Ablösung 
erfolgt  ist,  erfüllt  werden ,  mit  der  alleinigen  Ausnahme,  dass  die  Natural- 
Arbeitsleistungen  schon  derzeit  in  Geld  zu  reluiren  sind.  Die  Durch« 
ftthrung  dieser  Ablösung  bildet  einen  Gegenstand  der  Wirksamkeit  der 
Landes  -  Commissionen. 

J.  6.  Natural -Leistungen,  welche  nicht  in  Folge  des  Zehentpechtes 
als  ein  aliquoter  Theil  von  den  Grunderträgnissen  an  Früchten,  sondern 
als  unveränderliche  Giebigkeit  an  Kirchen,  Schulen  und  Pfarren  oder  zu 
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gleiehzeitig  auch  die  AUftenng  der  unverftoderliehen  Giebigkdten 
an  Kirchen,  Pfiirren,  Schulen  und  zu  anderen  Oeoieindezwecken, 

anderen  Oemeindeiwecken  entrichtet  werden,  sind  durch  dB«  Geseti  vom 
7.*  September  1848  nicht  aafjpehoben^  sind  Jedoch  gleichfalls  abzulösen. 

S.  7^  Auf  Eeitliche  Gmndpacht-  und  Grundbestand -Verträge  findet 
das  Gesetz  vom-  7.  September  1848  keine  Anwendung. 

§.  8.  Bei  Ermittlung  der  Entschädigung  für  die  nach  $$.  3  und  6  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  entgeltlich  aufgehobenen  Leistungen  ist 
nach  folgenden  Grundsätzen  vorzugehen. 

Gegenstand  der  den  Berechtigten  zu  leistenden  Vergütung  ist  der 
Werth  der  Schuldigkdt  nach  dem  rechtlich  gebtthienden  Ausmaasse. 

J.  9.  Die  Leistungen  in  Bodenfrtlchten  werdien  nach  den  für  die  Ans* 
mhrung  des  stabilen  Grundsteuer -Katasters  festgesetzten  Preisen  zuGelde 
berechnet  Für  die  Gebietstheile,  fiir  welche  die  Katastral  -  Preise  bisher 
noch  nicht  festgesetzt  wurden,  sind  die  Preise  der  Bodenfriichte  im  kürae- 
sten  Wege,  nach  4«n  ^^  die  Durehfährung  des  stabilen  Katasters  A*orge- 
ieichnet(n  Grandlagen,  zu  ermitteln. 

$.  10.  Die  Preise  audeier  Natural-Leistnngen  von  landwirtlischaftllcfaen 
Erzeugnissen  werden  nach  den  Katastral -Preisen,  und,  wo  sie  nicht  be> 
stehen,  nach  einem  denselben  entsprechenden  Werthanschlage  berechnet. 

S.  11.  Die  Preise  der  Arbeitsleistungen  (Robot)  werden  nach  dem 
Verhältnisse  ansgemittelt^  in  welchem  der  Werth  der  Zwangsverrichtang 
SU  jenem  der  freien  Arbeit  steht.  Hierbei  ist  jedoch  als  Grundsatz  fest* 
zuhalten,  dass  in  keinem  Falle  der  Werth  der  Zwangsarbeit  höher  als 
mit  dem  Dritttheile  des  Werthes  der  freien  Arbeit  berechnet  werden  dfirfo. 

Wo  zwischen  den  Parteien  schon  dermalen  ein  geringerer  Reluitions- 
oder  Abolitioins- Preis  bestdit,  als  nach  der  ebenbezeichneten  Werthbe- 
messung  entfiele,  hat  der  geringere  Ablösungspreis  als  Grundlage  für  das 
Ausmaass  der  Entschädigung  zu  dienen.  Der  Werth  der  sogenannten  ge- 
messenen Robot,  d.  i.  jener  für  bestimmte  Arbeiten ,  ist  durch  Schätzung 
festzustellen. 

J.  12,  Unveränderliche  Geldgiebigkeiten,  als  Rgbot^  undZehentgelder^ 
oder  für  Leistungen  jeder  anderen  Art,  sind  nach  dem  bestehenden  fixen 
Ansmaasse  zu  veranschlagen. 

S*  13.    Die  bisher  in  Wiener-Währung ,  Einlösungs-  oder  Anticipaüens- 
Scheinen  geleisteten  Geidzinse  werden  nach  dem  Course  von  250  für  100; 
auf  Metallmünze  zurttckgeftihrt 

$.  li.  Die  Entschädigung  für  die  Veranderungs -Gebühren,  die  sich 
nicht  auf  emphyteutische  Verträge  zwischen  dem  Ober*  und  Nntznngs- 
EigenthÜmer,  sondern  auf  die  Landesverfassung,  das  Gesetz  oder  das 
Unterthansverhältniss  gründen,  wird  nach  Abzug  der  Steuer^  welche  von 
dem  Bezüge  dieser  Gebühren  zu  entrichten  war,  der  Auslagen  der  Grund- 
buchsftthrung  und  desjenigen  Theiles  der  Ausgaben  für  die  Gerichtspflege 
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dänu  die  Ablösung  der  aus  empl^teutischen  und  anderen  Vertrfigen 
über  die  Theflung  des  Eigenthomes  entsprihgeaden  Leistungen  — 

and  die  politische  Verwaltung,  der  durch  die  Einnahmen  der  Herrschaft 
an  Taxen  und  ^nrisdiotions- Gebühren  nicht  gedeckt  wurde,  endlich. nach 
Absug  aller  anderen  Gegenleistungen  auf  Grundlage  eines  dreissigjährigen 
Durchschnittes  aus  dem  Staatsschatze  Torl&ufig  mittelst  einer  Rente  gtv 
leistet  Die  Art  und  Weise,  wie  die  auf  emphyteutische  Verträge  ge- 
gründeten Verändernngs- Gebühren  abzulösen  sind,  bleibt  besonderen  Be- 
stimmungen vorbehalten. 

J.  15.  Von  dem  Werthanschlage  aller  durch  das  Gesetm  vom  7.  Sep- 
tember 1848  aufgehobenen  oder  zur  Aufhebung  bestimmten  Leistungen^ 
ausser  den  Veränderungsgebühren,  wird  der  Werth  der  Gegenleistungen, 
die  von  dem  Berechtigten  an  den  Verpflichtieten  bei  der  Erfüllung  der 
Schuldigkeit  zu  entrichten  waren,  in  Abzug  gebrachL  Die  Ermittlung 
des  Werthes  der  Gegenleistungen  hat  auf  derselben  Grundlage,  wie  jene 
des  Werthes  der  Leistungen  zu  erfolgen,  und  es  findet  in  keinem  Falle^ 
selbst  wenn  der  erstere  den  letzteren  übersteigen  sollte,  für  den  Ueber- 
schusB  eine  Vergütung  Statt. 

$•  16.  Vou  dem  auf  solche  Weise  ermittelten  Werthe  der  aufgehobenen 
Leistungen  ist  ein  Dritttheil  für  die  Steuer,  die  der  Berechtigte  von  diesen 
Bezügen  zu  'leisten  hatte,  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der 
Einhebung  und  die  sich  ergebenden  Ausfälle  als  eine  Pauschal-Ausgleichung 
in  Abzug  zu  bringen. 

J.  17.  Der  nach  Abzug  der  obgedachten  Pauschal-Ausgleichung  mit 
zwei  Dritttheilen  verbleibende  Betrag  bildet  das  Maass  der  den  Berechtigten 
gebührenden  Entschädigung. 

J.  13.  Von  diesen  zwei  Dritttheilen  des  Werthanschlages  hat  für 
Schuldigkeiten,  welche  durch  die  SJ.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1848  gegvn  Entgelt  aufgehoben  sind,  insoferne  sich  selbe  nicht  auf  emphy- 
teutische oder  andera  Vertiüge  über  die  Theilung  des  Eigen thumes  oder 
auf  eine  geistliche  Stiftung  gründen,  der  Verpflichtete  das  eine  Dritttheil 
lu  entrichten,  das  andere  Dritttheil  ist  als  eine  Last  des  betreffenden 
Landes  aus  Landesmitteln  aufzubringen.  In  den  Ländern,  in  denen  keine 
geeigneten  Landesmittel  zur  Verwendung  für  diesen  Zweck  vorhanden  sind 
oder  die  vorhandenen  nicht  zureichen,  schiesst  der  Staatsschatz  den  fehlen- 
den Betreg  für  Rechnung  des  betreffenden  Landes  und  unter  Vorbeiialt 
der  Ausgleichung,  welche  lediglich  zwischen  dem  Staate  und  dem  Lande 
stattzufinden  hat,  einstweilen  vor. 

J.  19.  Die  Entschädigung  nach  dem  im  S*  17  festgesetzten  Ausmaasse 
ist  für  die  Schuldigkeiten,  die  sich  auf  emphyteutische  oder  andere  Ver- 
träge über  die  Theilung  des  Eigenthumes  oder  auf  eine  geistliche  Stiftung 
gründen,  von  dem  Verpflichteten  allein  zu  entrichten. 

Eine  Ausnsbme  vou  diesem  Grundsatze  findet  Statt,  wenn  der  als 
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besifi^ieh  deren  bereits  in  den  Palente  vom  7.  September  1848 
auf  die  beTorstehende  Erlassimg  besonderer  Bestimmungen  hinge- 
deutet worden  war  —  angeordnet 

Entschädigung  nsch  dem  $.17  entfsl lande  Jahresbetrsg  allein,  oder,  so* 
ferne  er  mit  der  zufolge  des  $.  18  fiir  Schuldigkeiten  von  denselben 
Grundstücken  gebührenden  Entschädigung  zusammentrifft,  vereint  mit  der 
letzteren,  40  Feroent  des  Reinertrages  der  belasteten  Grundstücke  ftber> 
schreitet. 

In  einem  solchen  Fslle  ist  der  Betrag,  um  welchen  die  den  Ver« 
pflichteten  trelTende  Entschädigung  das  bemerkte  Ausmaass  von  40  Per- 
cent übersteigt,  mit  der  Beschjränkuiig  aus  den  Landesmitteln  zu  bestrei- 
ten, und  so  weit  es  an  denselben  fehlt,  aus  dem  Staatsschätze  vorzu* 
strecken,  dass  der  Verpflichtete  keinen  minderen  Betrag,  als  die  Hälfte 
des  «ach  dem  $•  17  bestimmten  Maasses,  das  ist,  nicht  weniger,  als  ein 
Dritttheii  des  zufolge  J.  15  ausgemit leiten  Werthanschlages  zu  entrichten 
hat  Der  Reinertrag  ist  in  den  Ländern,  in  denen  die  Ertragsschätzuag 
für  das  Grundsteuer -Kataster  vollführt  ist,  nach  den  Ergebnissen  desselben, 
in  andern  Ländern  aber  nsch  den  Ertragsanschlägen  des  Grandsbeuer* 
Provisoriums,  von  denen  der  Culturs-Anfwand  abzuziehen  ist,  aasznmitteln« 

{.  20.  Die  zufolge  der  Bestimmungen  dieses  Patentes  den  Verpflich- 
teten obliegenden  Zahlungen  sind  an  die  Staatscassen,  die  hierzu  werden 
bezeichnet  werden,,  in  vierteljährigen  Raten  zu  leisten;  der  Berechtigte  hat 
den  ihm  gebührenden.  Betrag  der  Entschädigung  in  haltuährigen  deeur- 
siveu  Raten  bei  den  Staatscassen  zu  beheben. 

J.  21.  Die  Einbringung  der  Zahlungen  von  den  Verpflichteten  wird 
auf  demselben  Wege  und  durch  dieselben  Maassregeln  bewirkt,  welche 
für  die  Einbringung  der  Grundsteuer  vorgeschrieben  sind.  Auch  geniessen 
die  Forderungen  auf  diese  Zahlungen  das  Vorrecht  der  landesfürsUichen 
Steuer  in  Concura-  und  Ezecutions -Fällen. 

S.  22.  Ueberhaupt  ist  als  Grundsatz  festzuhalten >  dass  die  zur  Last 
der  Verpflichteten  ermittelte  jährliche  Entscbädigungsrente  im  zwanzig^ 
faehen  Anschlage  zum  Capitale  erhoben ,  als  eine  auf  dem  entlasteten  Gute 
mit  der  gesetzlichen  Priorität  vor  allen  andern  Hypothekar- Lasten  be- 
stehende, die  Vorrechte  der  landesfürstlichen  Steuer  geniessende  Last  an- 
zusehen und  zu  behandeln  ist.  Besondere  Bestimmungen  werden  die  Durch- 
mhmng  dieses  Grundsatzes  veimittehi.  Alle  zu  diesem  Bude  etwa  ex^- 
forderlichen  Amtshandlungen  in  den  öffentlichen  Büchern  haben  kostenfrei 
stattzufinden. 

S»  23.  In  jedem  Lande  ist  die  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  Verpflich- 
teten, welche  es  vorziehen,  statt  der  als  Entschädigung  ausgenüttelten 
jährlichen  Rente,  das  Capital  der  Entschädigung  sogleich  oder  in  einer 
Anzahl  gleicher  Jahresraten  mit  dem  Zwanzigfachen  des  zur  Zahlung  er« 
mittelt^n  Beti'ages  der  Jahresrate  zu  entrichten,  in  die  Lage  gesetzt  werden^, 
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Die  Dftheren  Beetimmangra  itb&t  die  Durchfttbning  der  Ent^ 
lastong,  über  das  hierbei  zu  beobaehlende  Verfohieo  und  die  damit 

sich  auf  die  möglichst  einfiache,  schnelle  nnd  billige  Weise  ihrer  £nt- 
schädigangspflicht  vollständig  zn  entledigen. 

$.  24.  Ist  das  Qut,  zu^  welchem  die  aufgehobenen  Bezüge  als  ein 
Ertragszweig  gehörten,  mit  Schnldfordemngen  oder  anderen  Haftungen 
belastet,  so  soll  bei  der  Erfolglassang,  der  Entschädigang  dem  bttrger» 
liehen  Rechte  gemäss  die  gehörige  Vorsehung  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen  getroffen  werden.  Ueberhaupt  ist  die  Anstalt  zu  treffien, 
dasa  die  dem  ehemaligen  Bezugsberechtigten  aus  der  Aufhebung  der  Be- 
züge erwaehsenen  Entschädigungsansprüche  bei  den  betreffenden  Körpern 
in  den  öfifentliefaen  Büchern,  und  zwar  koatenfrd,  ersichtlich  gemacht  werden. 

§.  25.  Zur  Erleichterung  der  Berechtigten  wird  bestimmt,  dass  den- 
selben auch  noch  vor  der  vollständig  erfolgten  Ermittlung  der  ihnen 
gebührenden  Entschädigung  ein  Dritttheil  jener  Rente  als  Vorschuas  flüssig 
gemadit  werden  soll,  welche  für  ihren  bisherigen  rechtmässigen  Bezug 
nach  den  Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Patentes  über  den  Werthanschlag 
der  aufgehobenen  Schuldigkeiten  entfällt. 

Diese  Vorschüsse  haben  für  Rechnung  und  auf  Abschlag  der  zu  «> 
mittelnden  definitiven  Enttehfidignug  zu  gelten  und  sind  bei  Abgang  zu- 
reichender LändesmitteK  aus  dem  Staatsschätze  für  Rechnung  der  zur 
Zahlung  Verpflichteten  und  unter  Vorbehalt  der  Abrechnung  bei  der 
definitiven  Entschädigung  mit  Beachtung  der  durch  die  Tabular-Verhält» 
nisse  gebotenen. Rechtsvorsichten  zu  leisten. 

$.  26.  Um  die  Ausgleichung  zwischen  dem  Berechtigten  nnd  Ver- 
pflichteten zu  erleichtem  und  die  Berechnung  der  Entschädigung  auf 
einen  gleichen  Ausgangspunct  zurückzufahren,  haben  die  Verpflichteten 
die  für  das  landesübliohe  Nut^ahr  1848  rückständigen  Leistungen  aus 
den  durch  die  $§.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September  1848  entgeltlich 
aufgehobenen  Beziigsrechten,  nach  Abzug  von  einem  Pauschal -Einlass  eines 
Sechstels  der  Jahresleistung,  nachträglich  zu  entrichten. 

Bei  der  zifiermässigen  Ausmittlung  derselben  ist  nach  den  in  diesem 
Patente  $$.  8  bis  13,  dann  15  für  die  Ausmittlung  der  Entschädigung 
aufgestellten  Grundsätzen  vorzugehen. 

Die  dergestalt  beziflierten  Rückstände  sind  von  den  Verpflichteten  mit 
der  Steuer  an  die  Staats- Cassen  zu  entrichten  nnd  von  letzteren  an  die 
Berechtigten  zu  erfolgen. 

Dsgegen  findet  auch  dne  Vergütung  der  durch  den  Berechtigten  von 
den  aufgehobenen  Bezügen  für  das  Steuerjahr  1848  entrichteten  Steuer 
durch  den  Verpflichteten  nicht  weiter  Statt,  so  wie  die  Entschädignngs* 
reute  erst  von  dem  Ablaufe  des  landesüblichen  Nutzjahres  1848  a«  su 
laufen  haben  wird. 

$.  27.    Das  llof  tuar  und  das  Laudemium'  für  die  vor  dem  7.  September 
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länder,  in  Folge  Ällerhöchater  Genehmigung  von  den  Ministeiriai 

1848  YorgekoioiQenen  Verändernogsfölle  Ut  von  Seite  des  Verpflichteten 
zu  Händen  des  Berechtigten  nor  in  den  Fällen  zn  entrichten,  wenn 
bezüglich  des  Mortnars  der  Todesfall  vor  dem  7.  September  1848  einge- 
treten ist  und  bezüglich  des  Laudemiums  die  Besitzanschreibung  vor 
diesem  Zeitpuncte  angesucht  wurde;  vorbehaltlich  der  in  diesem  Pa- 
tente für  die  emphyteutischen  Verträge  vorgesehenen  besonderen  Bestim- 
mungen. 

J.  28.  Die  Rückstände  ans  der,  §.  1  dieses  Patentes,  ^zogenen  In«- 
leot-  und  Häusler -Robot,  so  wie  aus  den  durch  den  $.  5  des  Gesetzes 
vom  7.  September  1848  ohpe  Entschädigung  aufgehobenen  Rechten,  soweit 
dieselben  das  Nutijahr  1848  betreifen,  mit  Ausnahme  der  Qerichts- Taxen 
und  Grundbuchsgebühren,  haben  ohne  Entechädigung  wqrsufallen. 

J.  29.  In  jedem  Lande  und  in  Jedem  Kreise  werden  eigene  Com- 
missionen,  bei  denen  sowohl  die  Interessen  der  Berechtigten  als  der  Ver- 
pflichteten gehörig  vertreten  sein  sollen,  zur  Vollführung  der  gegenwärti- 
gen Bestimmungen  aufgestellt. 

$.  30.  Reclamationen  gegen  die  Werthanschläge  der  aufgehobenen 
Giebiglieiten  werden  ohne  weiteren  Rechtszug  durch  Schiedsgerichte  ent- 
schieden. Zu  diesen  Schiedsgerichten  hat  Jeder  Theil  einen  Schiedsmann 
und  beide  Schiedsmänner  den  Obmann  zu  wählen. 

S.  31.  Besondere  Verordnungen  werden  die  Zdsammensetzung  der 
Commissionen  festetellen  und  das  Verfahren  fttr  dieselben  und  für  dte 
erwähnten  Schiedsgerichte  regeln. 

$.  32.  Besondere  Bestimmungen  werden  wegen  Anlegung  eines  £n^ 
schädigungs- Katasters  in  Jedem  Lande,  und  wegen  Errichtung  von  Landes* 
Credite-Anstelten  behufs  der  ehebaldigsten  vollständigen  Entlastung  der 
Verpflichteten  und  der  Befriedigung  der  Berechtigten  mit  der  ihnen  ge- 
bührenden Capitals -Entschädigung  erlassen  werden. 

$.  33.  Alle  Urkunden,  Schriften  und  Verhandlungen  über  die  Ata- 
mittlung  und  Einbringung  der  Entschädigung  für  die  durch  das  Gesetz 
vom  7.  September  1848  aufgehobenen  Lasten,  Dienstleistungen  und  Giebig- 
keiten  geniessen  die  Stämpelbefreiung. 

$.  34.  In  Bezug  auf  das  Königreich  Galizien  wird  eine  besondere 
Anordnung  die  Durchführung  des  Patentes  vom  17.  April  1848  und  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  festetellen. 

J.  35.  Die  Frage  Über  den  Umfong  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes 
vom  7.  September  1848  und  über  die  Art  der  Durchfrihrung  desselben  in 
dem  Königreiche  Dalmatien  wird  wegen  der  daseHMt  bestehenden  noch 
nälier  zu  erhebenden  besonderen  Verhältnisse  einer  eigenen  unverzüglich 
zu  pflegenden  Verhandlung  vorbehalten. 

$.38.    In  allen  übrigen  Gebietetheilen ,  für  welche  das  Gesetz  vom 
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des  Innern,  d^  Jtistn  und  der  Finanzen  eriassenen  DurchfUuuBg»" 
Verordnungen,  und  zwar: 
fUr  Oesterreich  unter  der  Eons  vom  13.  Februar    1850 


Oesterreich  ob  der  Enns 

7> 

4.  Oetober     1849 

Salzburg 

T) 

4.       , 

Steiermark 

1 

n 

12.  September    ,, 

Kärathen 

fl 

!*•          T>               n 

Krain 

n 

12.            ,,                  9, 

Görz  und  Oradisca, 

Triest  und  Istrien 

w 

17.        « 

Tirol  und.  Vorarlberg 

T» 

17.  August         ,» 

Böhmen 

T» 

27.  Juni             y, 

Mähren 

fl 

»7.    « 

Schlesien 

n 

11.    Juli                                      y, 

Oalizien  und  Lodomerien 

w 

28.  \,              1850  enthalten. 

Hinsichtlich  des  Orossherzogthumes  Krakau  und  des  Herzog- 
tbumes  Bukowina  wurde  auch  die  Durchführung  der  Entlastung  mit- 
telst der  bereits  angeflihrten  besonderen  kaiserlichen  Patente  geregelt 

Die  meritorischen  Bestimmungen  dieser  DurchAihrungs- Verord- 
nungen und  der  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Patente  sind,  bezOg- 
lieh  sämmtlicher  Kronifinder,  im  Wesentlichen  und  Allgemeinen 
gleich.  Insbesondere  erfuhren  die  Bestimmungen,  welehe  Leistun- 
gen ohne  Entschädigung  aufzuhören  haben,  eine  ziemlich  Überein- 
stimmende Erläuterung.  Kur  in  Betreff  des  Kronlandes  Tirol  und 
Vorarlberg  und  des  Grossherzc^humes  Krakau,  wo  das  persönliche 
Unterthänigkeits-Verhältniss  nicht  bestanden  hatte,  wurde  die  recht- 
liche Vermuthung  aurgestellt,  dass  alle  Leistungen  von  einem  dienst- 
baren Grunde  bloss  gegen  billige  Entschädigung  aufzuhören  hätten. 

Mit  Ausnahme  dieser  beiden  Gebiete  gehören  zu  den  aus  dem 
persönlichen  Untertlians-Verba&de  und  dem  Schutzverbältnisse  (der 

7.  September  1848  erlassen  wuide,  sind  die  Bestimmnogen  des  gegea- 
wärtigen  Patentes  sofort  zur  AusfUhrang  zn  briagten. 

f.  37.  Die  Minister  des  lonern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind 
mit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Patentes  und  mit  der  Eriassung 
der  erforderlichen  Yorschriflten  und  Weisungen  beauftragt.'* 

Die  im  $.  34  dieses  Potentes  geroacfate  Ausnahme  rttcksichtlich  Qali- 
zien's  hatte  zur  Folge ,  dass  für  Galizien  ^  Krakau  und  die  Bukowina  nicht 
das  vorliegende  latent,  sondern  bloss  jene  vom  17.  April  und  7.  Sep- 
tember 1848  als  Ausgangspuncte  der  gesammten  Qruudeutlastttngs- Verfü- 
gungen angesehen  wurden. 
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welüidi^  Vogtei)  benrfihrenden  Becbten  and  Bezügen,  bisbeBoa» 
dere:  alle  Nataral-  und  Arbeits -Leistungen  nnd  aus  dem  Titel  0OW 
eher  herrührenden  G^eMgi^blgkeiten  der  loleute  *,  der  mit  keinem 
Ackergrunde  dotirten  H&ueler  und  in  den  meisten  Kxonlä&dem  auch 
der  auf  unterthftnigen  Orflnden  gestifteten  Häusler  ^,  sQwie  die  Hof- 
dienste, welche  von  den  beider  Aeltem  verwaisten  Unterthanen 
heriiLÖmmlich  zu  leisten  waren,  und  alle  Reluitionen  derselben", 
und  die  Schntzgelder  (Yogtgelder)  oder  Schutzsteueni  von  Unter* 

*  Somit  anch  die  Inleutsfceuer  und  die  Freigelder  von  den  Verlassen* 
fi^aften  der  hüeute.  faiKrain  waren  Robot  nnd  Robot^der  der  Iniente 
\orUlngBi  aufgehoben. 

'  In  Oesterreieh  ob  der  Enns  hören  ohne  Entschädigung  nur  jene 
Leistangen  der  anf  nnterthänigen  Gründen  gestifteten  Häusler  auf,  welche 
bei  der  Bestiftung  solcher  ausser  den  anf  dem  Grunde  ohnehin  lastenden 
besonders  auferlegt  worden  sind;  in  Oesterreieh  unter  der  Enns^  Steierl 
mark^  Eärnthen,  Krain,  Küstenland  die  Leistungen  solcher  Häusler  (Keusch- 
1er )  sottani^  oossani),  die  sich  auf  einem  unterthanigen  oder  Gemeinde* 
Gründe  angesiedelt  haWn  und  kein  eigenes  Gmndbnchs- Fol! um  besitzen; 
im  Küstenlende  nebstbei  die  nicht  als  Folge  der  bereits  durchgeführten 
Gaben vertheilung  erseheinenden  —  wie  anch  in  Steiermark,  Eärnthen^ 
Kniin,  Tirol  überhaupt  jede  durch  Zerstücklung  des  unterlbänlgen  Grun- 
des entstandene  Zinserhöhung  (Theiizinse)  nicht  entschädigt  wird.  In 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  entfiallen  ohne  Entschädigung  alle  Lei- 
stuBgen  der  im  Theresianiscben  S^taster  vorkommenden  unbefelderi^n 
Häusler  und  der  seither  ansässig  gewordenen  Rustical  -  Häusler  und" 
13  Tage  der  Robot  der  befelderten  Katastral- Häusler,  sowie  der  Do- 
minical-Häualer,  in  Mähren  überdiess  alle  Leistungen  der  mit  nicht 
mehr  als  3  Metzen  bestifteten  Katastral -Häusler,  in  Schlesien  der  mit 
Hinblick  auf  das  Landes-  und  gemeindeübliche  Verhältniss  überbürdet 
erscheinenden  Katastral -Häusler.  In  Galizien  und  Krakau  werden  nur  jene 
Leistungen  der  Häusler  entschädigt,  welche  als  Entgelt  für  eine  bestehende 
Servitut  anf  obrigkeitlichen  Gründen  anzusehensind.  In  Galizien  und  Krakau 
sind  als  Häusler  anzusehen,  die  bloss  ein  Haus  oder  nebstbei  einen  Gar- 
ten besitzen;  in  der  Bukowina  sind  als  Häusler  bezeichnet,  die  nur 
6  Robottage  leisteten  oder  bloss  nebst  dem  Hause  einen  Grund  von  nieht 
mehr  als  «dnem  Joche  besitzen.  Leistungen  der  Häusler  an  Gemeinden ,  wenn 
sie  nicht  in  die  Classe/der  Commnnal- Anlagen  gehören,  auf  dem  Untei^ 
thänigkeits-yerhältnisse  oder  einem  Privatreehts-Titel  beruben  (in  Böhmen, 
Mähren-  und  Schlesien  selbst  von  letzteren  alle,  die  in  den  letzten  6  Jahren 
nicht  mehr  zur  Gemeinde  \^rreohnet  wurden),  hören  ohne  Entschädigung  anf. 

'  In  Salzburg,  Steiermark,  Krain  und  im  Küstenlande  geschieht  der- 
selben keine  Erwähnung. 
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thaoen  aberfaaupt '.  In  Böhmoi,  Huhreii,  SdilesieD,  Oalisiea)  Knk 
kau  ttod  der  Bukowina  gehören  hieiiier  auch  noch  die  gegen  Lohn 
£u  verrichtenden  Handarbeiten  der  Unterthanen  (namentlich  die 
gegen  Lohn  zu  leistenden  Spinnscbuldigkeiten)  und  die  YerpflKh«' 
tung  zur  Einsammlung  und  Abfulir  wildwacheender*  Natur -Pro- 
duete  (Schwämme)  Waldobst,  wihler  Hopfen,  Kümmel,  Knoiqpem, 
Schnecken,  Krebse),  sammt  allen  aus  dem  Titel  sofcsher  Leistungen 
herrührenden  Oeldaitrichtungen',  in  Oesterreich  ob  der  Enns  die 
Lohntage  (Arbeits-  oder  Aushilfstage  gegen  Entgelt),  in  Salzburg 
alle  Reichnisse  an  Wildpret,  an  Bälgen,  Fellen  und  Häuten  wilder 
Thiere,  und  die  entsprechende  Geld-Reluition.  Im.  nächsten  Zu- 
sammenhange mit  dem  persönlichen  Unterthansverfaande  und  dem 
Schutzverhältnisse  stand  endlich  das  Heim&lls-,  Wiedereinlösungs- 
(Einstands-)  und  Vorkaufsrecht  der  gewesenen  Obrigkeiten,  ohne 
unterschied  der  Benennungen,  unter  welchen  ein  solches  in  ver- 
schiedenen Kronländem  ausgeübt  worden  war*. 

Mit  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte  entfiel  auch  das 
Recht  auf  den  Bezug  von  (grundherrlichen  und  bürgerlichen)  Ab- 
fahrtsgeldem,  Acddentien,  Grundbuchs-  und  anderen  Tax^i,  und 
alle  Vergütungen  itlr.  die  Ausübung  der  Rechtspflege  und  politischen 
Administration  ^      Eine   besondere    Art   war    das   Mcnrtuar   vom 

' '  iBsbesondere  werden  noch  genannt:  in  Salzbarg  Leibateuer,  6e* 
lioraamheller,  Blutwiddeigabe,  AufnihrschiUing,  Sühnhen;  in  Känithcn 
Yogthafer  and  Yogtgabe^.  Hieriier  gehört  auob  das  Freigeld  von  dem 
beweglichen  Vermögen  der  Auszügler. 

^  lo  Galisien,  Krakau  und  der  Bukowina,  insofeme  sie  ni^t  Jeman* 
dem  aas  einem  speciellen  Rechts -Titel  uistand. 

'  In  Kärnthen  a.  B.  die  Gegendnerischen ,  Himmelbei^'schen,  Orten- 
barg*8chen,  Drittel-,  ewigen  u.  s.  w.  Kaufrechte. 

*  In  diese  Kategorie  fallen  insbesondere  in  Oesterreich  ob  der  Enns: 
alle  Landesgeriohtogaben  and  Laadesgerichtssanunlangen  fürLandcsgerichta- 
Obrigkeiten,  Beamte  und  Diener  in  Qeld,  NatumJien  and  Artieitaleistungen, 
Schreib-  und  Zeitelgdd,  Steaeranlsge  und  Ansage -Geld,  Streif-  and  Schnb- 
beitrag,  Wegmauth  and  Pfleger  •Deputat;  in  Salzbarg:  Sichel-  nnd  Pflege- 
hafer ^  Urbargerichts-  and  Landgerichts -FutterhafervGrasfUltttrgeld,  Hen- 
gerdieast,  Zollschapper,  Zollhafer,  Wasser-  nnd  Mfihlünse  an  den  Qe- 
richtsharrn  A*on  Mühlen  auf  fremdgrundherrlichem  Boden  ^  Gilt-  und  Borg^ 
rechtspfennige^  Bargrechtssüflen,  Rosshaaranlage ^  Nachtziel,  Feaerstatt- 
stiflen,  Zeugeagelder,  Kaafirecht^  Khehafts- Willengelder,  Brfickengald^ 
Charfreitagsstiften;  in  Steiermark:  Landgeriehta-  nnd  Gerichtarobot,  Land- 
gerichts-Hafer,  Landgerichts -Zungen,  Amtgeid,  Amtohafergeld,  Deputat, 
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beEwegfiehen  YainÖgeD  (TodteBpfimdgeld,  Sterbredit),  weloheB  aaeh 
ais  Natural- Leistung  des  Sterbhaupts  u.  8.  w.  vorkaiii '.  Audi  alle 
Giebigkeiten  von  Gewerben,  welche  nicht  aus  einetn  Yertrage 
tiber  Theilung  oder  Hintangabe  früheren  obrigkeitfichen  Eigen- 
thukns  herrühren,  sind  den  Bezügen  aus  dem  Juiisdietions- Rechte 
beizustthlen^ 

Die  aus  der  Dorfherrlichkeit  entspijngenden  Rechte  und  Qe- 
nüsse,  welche  unentgeltlich  aufgehoben  vnirden,  sihd:  das  her« 
kömmüche  Bchankrecht  (Leutgeb,  Panschank),  das  nicht  in  eigenen 
Tavernen  gewerbsmässig  ausgeübt  wur^  *,   das  Blumensuch-  und 

Landeegerichto-tfauth,  Woeheogeld;  ia  Kämthen:  Landgerichts -Gaben  und 
Laadgericbts-Sammlai^eD,  Landgerichts-  und  herrschaftliche  Gerichtsrobot 
(Kobot  bei  Herstellnng  und  Erhaltung  herrschafüicher  Amts-LocalititteD 
and  Wege),  Landgerichtshafer  oder  anderes  Getreide,  Landgerichts-Zungen, 
Amtgeld ,  Amtshafergeld,  Deputat,  Qerichtszins,  Feuergeld,  Wachgeld,  Wo- 
chengelder, Steueranschlag-,  Ansage-  und  Strassengeld;  in  Krain:  Landge- 
richtsrobot, Landgeriehts-Hafer,  Landgericlits-Zungen,  Amtshafer,  Gerichts- 
robot für  die  Jurisdictions- Gebäude,  Feuergeld,  Wachgeld;  im  Kästenlande: 
Landgerichtshafer,  Schlossbaurobot,  Strassenrobot,  Kanzlei -Brennholz -Zu- 
fuhren und  Holsgeld,  Schreib-  und  Zettelgeld,  Tafelgeld,  Kostweingebühr, 
Botengänge,  Wassertragea,  Wachrobot,  FeDergelder;  in  Tirol:  Gericfatarbbot, 
Hichterrechte,  Richterfutter,  Richterfutterhafer,  Gerichtsdienerreohte,  Oe» 
ricbtspemer,  Geri^htsvieier,  Gerichtszinse,  Wachgelder,  Siegel-  und  Schreib- 
geld, Reoognitions-  und  Consens- Gebühren  (insofeme  letztere  nicht  das 
Laudemium  vertreten),  dann  die  von  einem  nicht  mehr  eingeforsteteD 
Gute  bezogenen  Feuerstätt-  und  Recognitions-Zinse. 

*  In  Oesterreich  ob  der  Enns:  das  Sterbhanpt;  in  Salzburg:  das  Tod- 
iSeillsbesthaupt  (insbesondere  die  Todfallspferde  und  Kühe);  in  Kärnthen: 
das  Sterbhanpt,  der  Sterbochs;  in  Krain:  das  Sterbhaupt 

'  Insbesondere  werden  genannt  in  Oesterrdcfa  ob  der  Enns:  die  jähr^ 
liehen  Abgaben  und  Verändemngs- Gebühren  von  Gewerben;  in  Salzburg: 
die  Gewerbswilleugekier,  Gewerbs-Reoognitionen  und  Commissions-Abgab«!, 
die  Mühlanlage,  das  Zapfenrecht  und  Sehankwillengeld,  die  Spielmann- 
WiUengelder,  die  Hoizwaaren-Brzeugnissgelder,  Bauwillengeldar,  Bestand- 
willengelder;  in  Kärnthen:  die  Gewerbsabgaben,  Leistungen  und  Yeriinde* 
rungs-Gebtthren;  im  Kttstenlande,  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien, 
Krakau  und  der  Bukowina:  die  Gewerbzinse;  in  Galizien  und  Kraksu  auoh 
die  Uandmühlenzinse.  Doch  klebt  jenen  Gewerbzinsen,  wdehe  die  Natur 
der  Schadloshaltung  für  eine  von  der  gewesenen  Obrigkeit  dagegen  Über- 
nommene Servitut  tragen,  die  Entschädigungspflichi  an. 

*  Für  Oesterreich  unter  der  Enns  entscheidet  diessfalls  die  hn  Jahre 
1647  bestandene  Uebung. 
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Weiderecht,  sowie  die  Brach-  und  Stoppelweide ',  das 
Bezüge  des  Standgeldes  bei  Märkten^  Eirdiweihai  und  «ulereii 
Anlässen,  insoweit  dn  solches  nur  für  die  gefttirte  Pofiaei-Aiifttdit 
erhoben  wurde  \ 

Nebst  diesen  im  Allgemeiiien  benannten  Kategorien  von  Lei- 
stungen und  den  ohnehm  einem  Verbotsgesetze  widerspredienden 
Oieblgkeiten,  die  aHenÜBJls  nodi  bestanden',  wurden  zur  iment- 
geltUehev  Alifhebung  bezeichnet:  die  Zehentfrohne*,  in  Salzburg 
und  im  KUstenlande  audi  alle  anderen  Leistungen  zur  Einbringimg 
^on  Urbarial-Oiebigkeiten  (WeinfUsserputzen,  Sehlossfiihren,  Quit>' 
tungsgebUhr,  Einhebungsgebtthr);  in  Böhmen  das  Recht  einiger 
Obrigkeiten  zur  ausschliesslichen  Erwerbung  vot^efundener  Grana- 
ten; in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  das  Eigentumsrecht  der 
Obrigkeiten  auf  die  im  Fruchtgenusse  der  Unterthanen  befindlichen 
uneingekauften  Bauemgründe,  sammt  dem  Rechte  auf  die  noch 
rückständigen  Fristenzahlungen  an  bedungenen  Einkaufsgeldern  und 
den  statt  ihrer  oder  nebst  ihnen  stipulirten  Laudemien ;  in  Galizien, 
Krakau  und  der  Bukowina  alle  Rechte  ^er  Grundherrschaften  auf 
die  im  bleibenden  Besitze  der  Unterthanen  befindlichen  Gtünde. 

Die  Aufhebung  des  Bier-  und  Branntweinzwanges  (der  Ver- 
pflichtung, diese  Getränke  von  den  Besiteem  des  ehemaligen  Re» 
gak  abzunehmen)  *,  soweit  kein  Privatrechts -Titel  zu  Grunde  lag, 
schlosB  auch  die  Beseitigung  aller  Geldleistungen  in  'sich,  die  als 
Beluitionen  desselben  sich  darstellten  *.  Ebenso  entfiel  in  Böhmen, 
Mäliren,  Schlesien  und  der  Bukowina  der  Weinzwang. 

Durch  das  in  Betrefi*  der  Ausübung  der  Jagd  erlassene  Patent 

'  In  Galizieh  und  der  Bukowina,  insoferne  sie  nicht  als  OegetileisUing 
für  dne  übernommene  Servitut  erschien. 

'  Aufgeführt  in  Oesterreicb  unter  der  Eons  (wo  das  Regierungs-Cireular 
vom  12.  Mai  1849  bereits  die  Verrechnung  für  den  Staat  anordnete)  und  ob 
der  £nns,  Steiermark,  Kämthen  und  im  Kfistenlande. 

*  Namentlich  also  auch  jedes  dds  Maximum  der  gesetzmassigen  Schul- 
digkeit  das  Ver{>flichteten  übersteigende  Maass  von  Leistangen. 

*  In  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns  erschien  dieselbe  bereits  in 
den  Zehent- Fassionen  bei  Berechnung  des  Ertrags  in  Anschlag  gebracht 

*  In  Steiermark  and  Krain,  lum  Theile  auch  in  Kämthen,  bestand 
der  Bier-  and  Branntweincwang  ohnehin  nicht  mehr. 

'  In  Oesterreich  ob  der  Enns:  Bierswangs- Ablösgeld,  Biergeld,  Bier* 
Pfennig,  Bier-Reoognition,  Zapfenrecht*,  in  Böhmen,  Mfiliten  und  Schle- 
sien: alle  Zinse  für  Oestattung  des  fmen  Getränkebezugs  zum  Ausschänke. 
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vom  7.  llftTz  1849  ist  das  Jagdreeht  auf  frearideiii  Grunde  und  Bo- 
den,  soweit  es  sich  nicht  auf  einen  entgeltlichen  Vertrag  grün- 
det, sammt  allen  Jagdfrohnen  und  anderen  Leistungen  für  Jagd- 
zwecke (z.  B.  Jägerhafer,  Hundehafer,  Fütterung  der  Jagdhtuide)  ' 
ohne  Entschädigung  aufgehoben*  Im  Zusammenhange  damit  stehen 
in  Steiermark,  Kärntheu,  Krain  und  im  Küstenlande  die  nicht  auf 
eigenen  privatiechtlichen  Verträgen  beruhenden  Wasserzinae  und 
die  Fischeteirobot,  ausser  der  auf  eigenthümlichen  Gründen  der  Be- 
reehtiglen  geleisteten  rectifiCirten  oder  nachträglieh  durch  unent* 
geitliche  Verträge  stipuUrten,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
das  nicht  auf'  einen  entgeltlichen  Vertrag  sich  gründende  Fiaeherei* 
recht  auf  fremdem  Grunde  und  Boden  mit  Einscbluss  der  Perlen- 
lischerei  und .  die  Zinse  filr  Fischerei  auf  fremdem  Grunde  .und 
Boden  oder  als  Entschädigung  fdr  deren  Störung  K 

Endlich  wurden  alle  Geldleistungen  aus  dem  Titel  der  unenV 
geMich  au&uhebenden  Naturalleistungen,  alle  Rückstände  von  Lei- 
stungen, die  ohne  Entschädigung  entfallen,  unentgeltlich  aufgehoben,* 
letztere  aber  nur  insoweit  als  sie  das  Nutzjahr  1848  betreffen.  Nur 
die  Rückstände  an  Grundbuchsgebtthren  und  Gerichtstazen  sind  auf 
Rechnung  des  Staates  eiuzuheben,  welcher  die  poliüsche  Verwaltung 
und  Rechtspflege  übernahm. 

Als  Ersatz  für  die  ESnbüsae  aller  bisher  bezeichneten  For- 
derungsreehte  wurden  aber  audi  alle  gesetzliehen  Verpflichtungen 
der  ehemaligen  Obrigkeiten  zur  Unteratützung  ihrer  vorigen  Unter- 
thanen  ohne  Entschädigung  der  letzteren  aufgehoben.  Hierzu  ge-  , 
höran  insbesondere:  die  Unterstützung  an  Samenkorn,  Bauholz 
u.  dgl.  bei  UnglücksHUlen,  die  Armen -Versorgung,  die  Leistung  von 
Beiträgen  aus  Anlass  von  Epidemien  oder  zur  Heilung  der  an  der 
Lustseuche  oder  durch  Hundsbiss  Erkrankten,  die  Leistung  von 
Beiträgen  zur  Ausbildung  und  Erhaltung  von  Hebammen,  zur  Auf- 
stellung von  Wundärzten,  zur  Heratellung  und  Unterhaltung  voti 
Wegen,  Strassen,  Brücken  und  Ueberfuhran,  ftlr  Schulen  u.  dg^.  la^  % 

*  In  SaUborg:  Sehwend-  und  Haagroboten  ^  Jagdscharverks- Abgaben, 
Jagdfrohnen,  Jägergeld,  Hundszehent;  in  Kärntheu:  Jägerrecht,  Jägergeld, 
Hasengeid ;  in  Tirol :  Jägerrecht,  Jägergeld.  Doch  ist  die  Jagdfrobne  zu  ent- 
schädigen, wenn  sie  durch  Umwandlung  der  gesetzmässigen  Robot  entstand. 

'  In  Oesterreich  unter  der  Enns  wurden  die  näheren  Bestimmungen 
darüber  einer  besonderen  Anordnung  vorbehalten. 

'  Hierher  gehören  auch  die  fUr  jene  jloboileistnngen,  welche  unent* 
geitlich  entfieieii,  verabreichten  Ergötzlichkeiten. 
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endlidi  die  BesaUang  von  Concunetiz-Bekrfigen^  welche  di«r 
Dominien  von  den  nun  aufgehobenen  Ldsttungen  zu  entrichten 
hatten.  In  Böhmen,  Mähren  und  Schleeien  hörte  auch  die  nicht 
aus  privatrechtlichem  Titel  ak  Servitut  entaprungene  YerpBichtaDg 
der  Obrigkeiten  zur  Oestattung  des  Holzklaubens,  StodErodena,  Laub- 
rechens,  der  Oraserei  oder  Viehweide  in  ihren  Waldungen  softirt  auf. 

Hinsichtiich  derjenigen  Leistungen,  welche  nicht  unentgelt- 
lich aufzuhören  haben,  wird  der  Unterschied  zwischen  ablösbaren 
und  billig  zu  entschädigenden  festgehalten;  unter  die  letzteren 
sind  die  Verpflichtungen  aus  dem  Uuterthans- Verhältnisse  und  dem 
eigentlichen  Zehentrechte  (die  Arbeitsleistungen ,  Natural-  und  Geld- 
gaben, welche  der  Besitzer  eines  Omndes  als  solcher  dem  Guts-., 
Berg-,  Zehent-  oder  Vogtherm  zu  leistai  hatte),  unter  die  ersteren 
aber  jene  Schuldigkdten  gereiht,  die  aus  emphyteutisohen  o3er 
anderen  Verhältnissen  des  geüieilten  Eigenthums  fliessen,  oder  die 
Katural -Leistungen,  welche  al^esehen  vom  Zehentrechte  «k  un- 
verändertiche  Giebigkdten  für  Kirchen,  Sdiulen,'  P&rxen  und  zu 
anderen  fortdauernden  Gemeindezwecken  zufolge  einer  zu  diesem 
Zwecke  gemaditen  Stiftung  oder  eines  ähnlichen  Verhältnisses  von 
dem  Belasteten  (nicht  als  Person,  sondern)  als  Grundbesitzer  entp 
richtet  werden  (Sammlungen,  Collectnren  u.  dgl.,  Dotatbnen  der 
SohuUehrer,  Hessner,  Geistlichen)  ^  In  Salzburg  bestanden  die 
bezerahneten  Eigenthums-Theilungs-Gontrftcte  nicht,  in  Galizieii 
und  der  Bukowina  sind  die  aus  solchen  herrührenden  Verpffichtun- 
.  gen  den  billig  zu  entschädigenden  anzureihen,  in  der  Bukowina 
bestehen  die  unveränderlichen  Giebigkeiten  der  zuletzt  bezeichneten 
Art  fort,  so  dass  es  daselbst  gar  keine  ablösbaren  Grundlasten  gibt. 

Auf  zeitliche  Grund -Bestandsverträge  findet  das  Gesetz  vom 
7.  September  1848  keine  Anwendung.  Auch  sind  im  Falle  einer 
Vereinigung  des  Besitzes  der  berechtigten  und  verpflichteten  Bea- 
Stät  in  einer  Person  die  Bezugsreohte  als  durch  Consolidirung  ^s 
loschen  anzusehen  und  bilden  keinen  Gegenstand  der  Entlastung. 

Beide  Arten  von  Leistungen,  nämlich  sowohl  die  ablösbarai 
als  die  billig  zu  entschädigenden,  kommen  darin  ttberein,  dass  für 

«  Hierher  gdkört  in  Deutsch^ Tirol  d^r  benannte  Zehent;  in  Wälsch- 
Tirol  die  Primizie  und  Qaestue.  Die  Conourrenz- Pflicht  der  Gemeinden, 
welche  auf  einer  gesetzlichen  Veifügung  beruht,  bleibt  unberührt.  Aach 
sind  Giebigkeiten,  welche  Jemand  als  Aequivalent  des  übemommeoen  geisW 
liehen  Zehents  zu  ratrichten  hi^,  nicht  hierher,  sondern  unter  die  billig 
zu  entschädigenden  zu  rechnen. 
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den  UebeuBchusB  des  Werthes  eiuer  domiDicalen  Gegenleistung  über 
jenen  der  Leietung  des  Pflichtigen  keine  Vergütung  stattfindet,  und 
von  dem  bei  der  fraglichen  Bilsncining  sich  ergebenden  Ueber- 
schusse  des  Werthes  der  gegen  Entsehfidigung  aufgehobenen  Lei- 
stung des  PiUchtigen  jedenfalls,  von  jenem  einer  ablösbaren  aber, 
insofeme  sie  besteuert  war,  nur  zwei  Dritttheile  dem  Bezugs- 
berechtigten vergütet  werden,  indem  das  dritte  Dritttheil  ftlr  die 
Steuer,  welche  der  Berechtigte  von  diesen  Bezügen  zu  leisten 
hatte ' ,  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der  Einhebung 
und  die  sich  ergebenden  Ausi&lle  als  eine  Pauschal -Ausgleichung 
in  Abeug  kömmt.  In  Galizien  und  in  der  Bukowina  werden  bei 
den  unterthünigen  Leistungen  überdiess  coch  5  Peroent  der  zwei 
Dritttheile  und  der  Werth  etwaiger  auf  dem  herrschaftlichen  Grunde 
ausgeübter  Servituten,  auf  dei-en  Fortgenuss  die  Unterthanen 
verzichten,  abgeschlagen;  dagegen  beträgt  im  Grossherzogtliume 
Krakau  (wo  viele  der  sonstigen  gesetzliehen  Verpflichtungen  der 
Grundherren  nicht  bestanden  hatten)  die  Pauschal- Ausgleichung  bei 
allen  Leistungen  ohne  Unterschied  nur  15  Pereent  des  ermittelten 
Werthes  nebst  dem  Werthe  der  auf  herrschaftlichen  Gründen  aus- 
geübten Servituten,  auf  welche  die  Unterthanen  verzichten.  Dieser 
weitere  Abzug  wegen  der  von  den  Unterthanen  aufgelassenen  Servi- 
tuten, sammt  den  ftir  den  Fortgenuss  derselben  von  den  Unterthanen 
zu  leistenden  Entschüdigungs-Tlieilbeträgen,  kam  jedoch  bei  der 
Durchfahrung  der  Entschädigungs-  Verhandlung  ausser  Betracht,  da 
auch  ftlr  Galizien,  Bukowina  und  Krakau  die  Servitutenfrage  von 
der  Urbarial- Entschädigung  getrennt  wurde.  In  Oesterreich  unter  der 
Enns,  Steiermark,  Känithen,  Krain  und  im  Küstenlande  findet  bei 
den  unveränderlichen  Natural -Giebigkeiten  ftlr  Kirchen,  Schulen 
und  andere  Gemeinde- Zwecke  gar  kein  Pauschal -Abzug  Statt 

Der  praktische  Unterschied  zwischen  billig  zu  entschädigenden 
und  ablösbaren  Leistungen  äussert  sich  auf  zweifache  Art:  in  der 
Verschiedenheit  der  Bewerthuug  und  des  Quotienten,  welchen  der 
unmittelbar  Verpflichtete  zu  der  ausgemittelten  Entschädigung  bei- 
zutragen hat. 

Die  Verschiedenheit  der  Bewerthung  beider  Kategorien  von 
Leistimgen  tritt  namentlich  in  folgenden  Momenten  hervor. 

*  In  Steiermark,  Kämthen,  Krain  und  im  Küstenlande  für  den  30per- 
Genügen  Einläse  von  den  herrschaftlichen  Bezügen,  welcher  die  SteUe  der 
Urbari&l -Steuer  vertrat. 

V.  Czocrnig,  Oostcrrcicli»  Nruj^estaltnng.  33 
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Die  gegen  billige  Entschädigung  aufzuhebenden 
Leistungen  sind  entweder  Roboten  oder  Dienste  in  Geld  oder  Na- 
turalien '.  Das  Ausmaass  der  Schuldigkeit  für  beide  ist  ftlr  gebührend 
anzusehen,  insoferne  sich  der  Berechtigte  vor  dem  Jaiire  1848  im 
factischen  Besitze  befand  und  dieser  Besitz  mit  den  Fassionen  und  zu 
Grunde  liegenden  liquidirungs- Acten  oder  besonderen  Verträgen^ 
oder  richterlichen  Erkenntnissen  übereinstimmte '• 

Die  nach  Tagen  bestimmte  ^ungemessene^  Robot  ist,  in- 
soweit Urbarial-Fassionen  bestehen,  nachdem  fassionsmässigen  PreiseS 

*  Im  Orofisberzogthume  Krakau  bildeu  alle  Leistungen  von  Grundstücken, 
welche  erst  nach  dem  1.  Kovember  1815  den  Bauern  zur  Bestiftung  auf  unlie- 
stimmte  Zeit  aus  den  \orher  domiuical  geweseneü  Gründen  oder  Pfarrgüteru 
oder  dem  £igenthunie  der  Städte  Chrzauow,  Trzebinia  und  Nowegore  ver- 
liehen worden  sind,  sanimt  den  Hausgrundzinsen  der  Insassen  dieser  Städte, 
nur  einen  Gegenstand  der  Ablösung.  In  der  Bukowina  sind  unterthänige 
Gr&nde  alle  jene,  welche  zur  Gründung,  Ordnung,  Befestigung  oder  Er- 
weiterung eines  Unterthänigkeils- Verhältnisses  an  Bauern  vergeben  wur- 
den und  sich  noch  im  Jahre  1848  im  Rustical- Besitze  befanden  oder  durch 
rechtskräftige  Entscheidungen  richterlicher  oder  politisdier  Behörden  als 
unterthanig  erkannt  worden  sind. 

'  Der  Umstand,  dass  solche  Vertrage  nicht  auf  Grund  einer  gesetz- 
lichen Verhandlung  zu  Stande  kamen  und  kreisamtlich  bestätigt  wurden, 
beirrt  für  Gali^en  und  die  Buko\\ina  ihre  Recbtsgiltigkeit  nicht,  wie 
auch  in  Steiermark.  Kärnthen,  Krain  und  im  Küsten  lande  die  Leistungen 
von  solchen  Domiuical -Gründen,  welche  vom  Gutskörper  veräussert  wur- 
den, der  Entschädigungspflicht  unterliegen,  selbst  wenn  die  politische 
Genehmigung  zur  Veräusserung  noch  nicht  eingeholt  worden  ist. 

*  Wird  der  Bezugs -Titel  einer  Leistung  bestritten  oder  kann  der 
fjftctische  Besitz  nicht  sichergestellt  werden,  so  ist  zuerst  ein  Vergleich 
zu  versuchen,  im  F'alle  eines  Scheiterns  desselben  aber  die  betreffende 
Partei  zur  Betretung  des  Rechtsweges  binnen  vier  Wochen  anzuweisen, 
diese  Sache  von  den  Gerichten  summaiisch  zu  behandeln  und  rasch  zu 
entscheiden.  Letzteres  gilt  nach  Minist.  Verord.  vom  12.  Mai  1851  auch 
von  den  bereits  früher  anhängig  gewesenen  Rechtsstreiten  dieser  Art. 
Die  Anforderung  des  Berechtigten  auf  eine  Entschädigung  entfallt  aber 
jedenfalls,  wenn  Berechtigter  und  Verpflichteter  in  einer  Person  zusammen- 
trafen, also  der  factiscbe  Bezug  am  7.  September  1848  durch  die  Ver- 
einigung des  Besitzes  der  berechtigten  und  verpflichteten  Realität  in  Einer 
Person  im  Wege  der  Consolidirung  erloschen  war  (Minist- Verord n. 
vom  3.  Juli  1854). 

*  Für  Oesterreich  unter  der  Enns  (Instruction  vom  15.  Mai  1843,  $.  56), 
Salzburg,  Galizien  und  die  Bukowina. 
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in  ErtiMtngluDg  derselben  mit  einem  Dritttheile  des  im  Katastrel- 
Scfaftlzungs-Operate  der  Gemeinde,  in  welcher  die  verpflichtete 
Realität  gelegen  ist,  vorkommenden  Preises  (wobei  der  einspän- 
nige Zugtag  mit  Vs?  ^^^  dreispännige  mit  1%,  der  vierspännige 
mit  IV,,  der  sechsspännige  mit  2'/,  des  zweispännigen  anzurechnen 
ist) ',  oder  mit  dem  dritten  llieiie  des  Werthes  eines  Tages  freier 
Arbeit^  nach  der  eben  bezeichneten  Abstufung  zu  veranschlagen,  in 
Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg  nach  dem  ftlr  1824  bis  1846  sich  er- 
gebenden durchschnittlichen  Ablösungspreise  des  im  iraglichen  Be- 
zirke gelegenen  k.  k.  Rentamtes  (subsidiarisch  dem  geringsten  eines 
benachbarten)  unter  Vorbehalt  einer  Ermässigung  durch  die  Grund- 
entlastungs- Landes -Commission,  im  Grossherzogthurae  Krakaü  nach 
dem  von  der  Rural-Ck>mmission  zur  Regulirung  der  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse auf  Staats-  und  Instituts- Gütern  im  Jahre  1833  festge* 
stellten  Maassstabe  zu  bewerthen.  Die  nach  der  Gattung  der  Arbeit 
bestimmte  „gemessene'^  Robot'  —  sammt  den  weiten  Fuhren 
und  Botengängen  ~  ist  abzuschätzen  %  in  freie  Arbeitstage  aufzulösen 


*  Für  Oesterreich  ob  der  Enns,  Steiermark  <,  Kärathen,  Krein  und 
das  Küstexiiand.  Wenn  in  der  bezüglichen  Gemeinde  kein  Katast ral-Preia 
für  den  Arbeitstag  bestand,  ist  wie  im  gleichen  Falle  bei  den  unverän- 
derlichen Natural -Leistungen  vorzogelita. 

'  In  Böhmen^  Mähren  und  Schlesien,  wobei  der  zweispönnige  Pferde- 
zugtag  freier  Arbeit  ^^/t^,  ein  eben  solcher  Och^-enzugtag  ^Vioo  Motzen 
Korn  gleichzufaalten  ist,  nnd  ein  Handtag  für  V«  eines  zweispännigen 
Pferdezugtages  gilt. 

'  In  Tirol  und  Vorarlberg  bestand  keine  gemessene  Robot;  in  Käm- 
then  ist  sie  in  die  gesetzlich  normirtc  Frobnschuldigkeit  des  Verpflichleten 
einzurechnen  nnd  entfallt  unentgeltlich,  insofeme  sie  liiemach  das  zu- 
lässige liaxiroum  der  Frobnschuldigkeit  überschreitet. 

*  In  GaHzien  und  der  Bukowina  ist  dieselbe  nach  den  bei  Bemessung 
der  Urbarial- Steuer  feslgesetzten  Preisen,  wo  sich  solche  nicht  bereits 
nach  Tagen  berechnet  vorfinden,  zu  verwerthen;  nur  wo  gar  keine  solchen 
Preise  in  dem  Kataster  bestehen,  findet  eine  Veranschlagung  der  zur  Zu« 
standebringung  der  fraglichen  Arbeit  beuöthigten  Robottage  Statt  Das 
Letztere  gilt  auch  in  Krakau.  —  Die  gt^messene  Arbeit  beim  Ackern  soll 
in  der  Bukowina  nach  derjenigen  Zahl  von  Zugvieh ,  welche  der  Verpllich- 
Uftb  im  Frühjahre  1848  besass.  jedoch  nur  bis  zu  der  Höhe  eines  sechsspännig 
gen  Zugtags,  der  Verwerthung  unterzogen  werden,  wobei  der  vierspän* 
ttige  Zugtag  mit  dem  doppelten,  der  sechsspännige  mit  dem  dreifachen 
Katastral -Preise  eines  zweispännigen  zu  veranschlagen  kömmt. 
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iind  nach  dem  vollen  Katastral- Preise  zu  entscbftdigen '.  Ist  die 
Entstellung  der  gemeaeenen  aus  der  ungemessenen^  und  das  Maass 
dieser  ursprünglichen  Robot  tachweissbar^  so  hat  die  ZurückfÜhrung 
auf  dieselbe  stattzufinden '. 

Kur  Natura l-Leistun gen,  welche  bleibend  durch  einen 
rechtsgiltigeu  Vertrag  oder  die  seit  dem  7.  September  1818*  be- 
slandene  Uebung  in  Oeldgaben  oder  Arbeitsleistungen  verwandelt 
wurden,  kommen  auch  bei  Ausmittlung  der  Entschädigung  als 
Oeldgaben  oder  Arbeitsleistungen  zu  verwerthen. 

Alle  anderen  unveränderlichen  Natural -Leistungen*  sind 
in  Oesterreich  unter  der  Enns  und  Salzburg  nach  den  Urbarial- 
Fassionen,  in  den  übrigen  Kronlfindem  nach  den  Katastral-Preisen 
der  Steuei^emeinde,  welcher  die  pflichtige  Realität  angehört,  oder 
den  geringsten  einer  benachbarten  ^,  die  aus  dem  Zehentrechie 
hervorgegangenen '  in  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns  und 
Salzburg  nach  den  Zehen t- Fassionen,  in  Böhmen  nach  dem  (tir 
1836  bis  1847,  in  Galizien  und  der  Bukowina  nach  dem  ftlr  1842 
bis  1847  ermittelten  durchschnittlidien,  in  Steiermark,  Kam- 
then,  Krain,  Küstenland,  Mähren  und  Schlesien  überhaupt 
nach  dem  rechnungsmässig  gefundenen  Jehresbetrage  der  Zehent- 


*  Für  die  >on  den  Gemeinden  reiben  weise  oder  gemeinschaftlieh  ver- 
richteten Arbeiten  ist  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  and  Küstenland 
die  1835  bis  1844,  in  Böhmen,  Mähren  and  Schlesien  die  1838  bis  1847, 
in  Qalizien  und  Krakau  die  1844  bis  1846,  in  der  Bukowina  die  1845 
bis  1847  stattgefiindene  Vertheilnug  unter  die  Gemeindeglieder  maass- 
gebend,  jedoch  so,  dass  die  Quote,  welche  auf  die  ohne  Entschädigung 
befreiten  Iniente  und  Häusler  entfiel,  abgen*chnet  wird. 

'  Die  unentgeltliche  Spinnschuldigkeit  in  Böhmen ,  Mähren  und  Schle- 
sien wird  mit  dem  Unterschiede  zwischen  dem  Local- Preise  des  Qams 
and  jenem  des  Flachses  oder  Werges  für  1836  bis  1845  in  Rechnung  ge- 
bracht, in  Galizien  nach  den  Urbarial- Fassionen  behandelt  Musste  der 
Verpflichtete  auch  den  Flachs  oder  das  Werg  liefern,  so  trat  hierfür  die 
Enischädigung  nach  deu  Grundsätzen  bezüglich  der  Natural-Gaben  ein. 

'  In  Kärnthen  vom  Beginne  des  Nutzjahrs  1815. 

*  Dahin  gehören  in  Kärnthen  auch  die  nach  dem  Georgi- Preise  ab- 
zustattenden. 

^  Jedoch  kann  nur  eine  solche  berücksichtigt  werden,  welche  mit 
der  zu  entlastenden  einen  gleichen  Katastral -Kompreis  bat. 

*  Gleichviel  ob  der  zehnte  oder  ein  grösserer  oder  ein  kleinerer  Theil 
des  Ertrsgs  die  Leistnngs  -  Quote  ausmachte. 
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Abgabe*  unter  Bertlcksiclitigung der  Katastral- Preise  in  Geld  zu  ver- 
anechlageu'.  In  Tirol  werden  sämmtUche  Natural -Leistungen,  bei 
reehnungsmftssiger  Ausmittlung  des  Zehent-Ertrags,  nach  den  ober- 
wähnten rentamtlichen  Ablösungspreisen  der  deutschen  Kreise  und 
nach  den  in  Wiüsch- Tirol  Üblichen  jährlichen  Taxen  der  Feldpro- 
ducte  (mit  Vorbehalt  der  bereits  bezeichneten  Ermässigung),  im 
Grossherzogthume  Krakau  nach  den  Preisen  der  oberwähnten  Rural- 
Commission  und  nur  subsidiarisch  nach  jenen  des  neuen  Katasters 
oder  eventuell  nach  den  zehnjährigen  Durchschnittspreisen  der  Stadt 
Krakau  bewerthet  Ftlr  die  auf  keine  der  oben  aufgeführten  Arten 
nachweisbaren  Natural -Leistungen  wird  der  Preis  von  der  LandeS'- 
CSommission  nach  den  Prineipien  der  Grundentlastungs -Patente  mit 
einem  entsprechenden  Werthanschlage'  fes^estellt  *. 


'  lu  der  Bukowina  wird  bei  zehentpflichtigen  Wiesen  die  gesetzliche 
Reluition  des  Jabresbetrags  der  Zeheutabgabe  mit  1'/^  kr.  für  die  Klafter 
Heu  in  Rechnung  gezogen. 

'  Die  an  die  Stelle  des  Zeheuts  getretenen  nnveränderlicfaen  Natural- 
Qaben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns,  Salzburgs  Steiermark.  Kämthen^  Krain 
und  im  Küsienlande  der  unveränderliche  Körner -Sack- Zehen  t^  in  Oeater- 
reich  ob  der  Eiins  der  Blutzeheut,  im  Küstenlandes  in  Böhmen,  Mähren^ 
Schlesien,  Qalizien  und  in  der  Bukowina  der  fixe  Garbenzehent,  in  Böhmen 
und  Mähren  der  Bergdienst)  werden  wie  andere  fixe  Natural- Gal)en 
behandelt  Wo  in  Steiermark  ^  Kam then^  Krain  nnd  im  Kästenlande 
während  des  Deoenniums  von  1835  bis  1844,  in  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien während  der  Jahre  1836  bis  1847  die  Zelient^remeinden  den  Zehent 
sei  bat  gepachtet  oder  pauschal  irt  hatten,  ist  auf  Verlangen  beider  Pacisoenten 
der  Fachtachiliing  oder  das  Pauschnle  im  vollen  Betrage  oder  der  ganze  Kata- 
stral-Werth  der  in  Weise  eines  solchen  bedungenen  Natural -Leistung  zur 
Grundlage  der  Entschädigung  zu  nehmen  and  die  Kepartitioa  in  der  Ge- 
meinde ihr  selbst  zu  überlassen.  Letzteres  gilt  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  überhaupt,  wenn  die  Zehentschuldigkeit  ganzen  Gemeinden  oblag. 

'  Hierzu  bieten  namentlich  die  Preise  von  verwandten  Stoffen,  nach  deren 
Preisen  sich  gewöhnlich  die  Local-Preise  der  fraglichen  Artikel  richten,  einen 
Anhaltspanct,  indem  das  Verhältniss  der  Local  •  Dnrchschnittspreise  beider 
für  1836  bis  1845  auf  die  Preise  vom  Jahre  1824  zurückgeführt  wird.  Für 
Eneognisse,  bei  denen  keine  solche  Vergleichung  möglich  ist,  dient  der  ge- 
ringste seit  1824  bestandene  Keluitions- Preis  der  nämlichen  oder  einer  in 
gleichen  Verhältnissen  stehenden  Gemeinde  als  Werthaudthlag.  Fehlt  auch 
ein  solcher,  so  ist  der  niedrigste  Local  Preis  der  Jahre  1840  bis  1845  anzuneh- 
men, in  der  Bukowina  der  durchschnittliche  für  1836  bis  1845  zu  berechnen. 

*  In  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Salzbarg  bestanden  Rnstical-Zehenle, 
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Für  verfinderliche  Nataral-Leistungen,  deien  Qoan- 
titftt  und  Crattung  durch  den  Cultnrs«  Wechsel ,  unabhängig  vom 
Wirthachafts-Turnus,  bedingt  bt,  dient  die  im  letaten  Baujahre 
stattgehabte  Cultun-Art  zum  AnhalUpuncte^  ist  nur  die  Gattung 
durch  den  Culturs- Wechsel  bedingt,  so  kömmt  nach  der  Zaiil  der 
Rotations-  Jahre  ein  verhältnissmässiger  Theil  jeder  im  ordentlichen 
Tuiotts  erscheinenden  Frucht  zur  Nachweisung. 

Bei  Oiebigkeiten,  die  nicht  jährlich  zu  entrichten  waren,  wird 
der  ermittelte  Werth  durch  die  nn  Vorhinein  festgesetite  oder  er- 
falirungsgemäss  anzunehmende  Zahl  der  Jahre  einer  Leistungs- 
Periode  getheilt  Das  Stroh  und  die  Spreu  bleiben  ausser  aller  Ver^ 
anschlagung,  ebenso  die  mitunter  *  bestandene  Gepflogenheit,  die 
Leistung  in  einem  gehäuilen  oder  sonst  vergrosserten  Maasse  oder 
Gewichte  abzustatten.  Bei  Giebigkeiten,  die  kein  Bodenerzeugniss  be- 
treffen', wird  der  Jahresertrag  aus  Zehen t- Registern  und  Vor- 
merken, durch  die  Aussage  von  Gedenkmännern  oder  sonst  in  ge^ 
eigneter  Art  nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitte'  eriioben. 

Unveränderliche  (unsteigerliche)  Gelddienste  sind  in  vollem 
Betrage  anzusetzen  *\  Geldgabeu,  die  nicht  alle  Jahre  zu  entrichten 


so  dass  der  Zehentnutziings-Eigeuthümer  eine  Abgat)e  (Reeognitioos-Ge> 
bühr)  an  den  ZeheDt-ObereigeuÜiümer  entrichtete;  in  einen  solchen  Falle 
ist  auch  die  £Qtttcbädigang  zwischen  beiden  pro  rata  zu  theilen,  so  dass 
der  Natzniesser  die  bisherigen  Recoguitions-Leiatangen  seinerseits  zu  ent- 
schädigen hat.  In  Steiermark  wurde  den  Zehentmaiem ,  in  Kämthen  den 
Zechnem,  in  Krain  den  ZebeDt*£rbpäehtern  ein  bestimmter  Zehent-District 
in  Erbpscht  überlassen;  auch  hier  tritt  eine  zweifache  fintschädignngs- 
Verhandlung  ein,  nar  hat  der  Zehentherr  nie  mehr  anzusprechen^  als  der 
Zehentmaier,  Zecbner  oder  Zehent-Krbpächter  erhält. 

'  Z.  B.  in  Galizien. 

'  So  in  Kämthen  der  Stroh- <»  Haar-,  Flachs-,  Bienen-,  Jugend-,  Latten-, 
Bretter-,  Kalk-,  Kohl-Zehent,  die  Haarfäuste  und  die  gmndherrlkhe  Berg* 
irohne,  in  Steiermark,  Krain,  im  Küstenlande,  in  Böhmen  und  Mähren 
der  Blutzehen t,  in  Galizien  und  der  Bukowina  der  Bienen-  und  Blatsehent. 

■  Für  Steiermark,  Kämthen,  Krain  und  Küstenland  1838  bis  1844, 
für  Galizien  1837  bis  1842,  für  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  die 
Bukowina  1842  bis  1847  (wobei  aber  in  Galizien  und  der  Bukowina  snb* 
sidiarisch  auf  die  Zehent- Steuer- Fassion  zurückgegangen  werden  kann). 

*  Dahin  gehören  namenüieh  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die 
bei  der  Theresianischen  Steuer- Rectification  auf  der  Rubrik  der  ^stand- 
baflen  Geldzinse**  unbekannten. 
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waren  ^  sind  wie  die  oben  besprochenen  Natuml-Oiebigkeiten  zu 
behandeln.  Bei  verftnderiiehen  Oeldgiebigkeiten  ist  ein  sehnjähriger 
Durehschnitt  maassgebend.  Wurden  Geldleistungen  in  Natural- 
Leistungen  umgewandelt,  so  sind  sie  nur  dann  als  solche  zu  ver- 
werthen^  wenn  die  Umgestaltung  vertragsmässig  und  bleibend 
geschah  *. 

Ein  mit  behördlicher  Genehmigung  abgeachlosaener  und  bereits 
erfüllter,  oder  nach  seinen  Stipulationen  vor  dem  7.  September 
1848  zu  erftlllen  gewesener  rücktrittsloser  Bobot- Abolitions- 
Vertrag  ist  als  abgethan  anzusehen;  ist  er  nur  zum  Theile  er- 
füllt, so  ist  der  Best  nach  den  Bestimmungen  des  Entschfidigungs- 
Patentes  zu  behandeln,  falls  diese  i\lr  den  Unterthan  günstiger 
sind^  Bei  einer  Beluition  auf  immerwährende  Zeiten  findet 
die  Znrückführung  auf  die  ursprttngliehe  Schuldigkeit  und  deren 
Werthbemessung  nach,  den  Grundsätzen  der  Entlastungs- Patente 
Statt,  wenn  nicht  der  Behiitions-Preis  ein  noch  geringerer  ist.  Zeit- 
liche Beluitionen  (so  dass  beim  AMauf  der  Zeit  jedem  Theile  die 
Rückkehr  zur  Arbeitsleistung  freistand)  sind  aufgehoben '. 

Jede  obrigkeitliche  Gegenleistung  ist  auf  gleiche  Weise  zu 
veranschlagen;  doch  darf  die  ilir  Arbeiter  zu  verabrekshende  Kost 
(sammt  Futter  des  Gespannes)  nicht  höher  als  mit  dem  halben 
Werthe  eines  Robottages  \  ein  zu  verabreichender  Theil  derselben 
höchstens  mit  deni  Drittelwerthe  eines  solchen,  ebenso  jedes  andere 
Entgelt  nie  über  jenes  Maximum  hinaus  angesetzt  werden.  Wo 
das  fassionsmässige  Reinertrfigniss  der  Leistung  als  Maassstab  der 
Entschädigung  angenommen  wird ,  entfällt  die  Nothwendigkeit  einer 

'  Die  in  Tirol  nnd  V'orariberg  aiiter  der  bairischeu  KegiemDg  aus 
Veräasserung  von  Gütern  oder  Ablösung  des  Lehenbandes  entstandenen 
Bodenztnse  sind  nicht  als  Qrnndabgaben^  sondern  als  rückzahlbare  Capi- 
tsle  ZQ  behandeln. 

^  Doch  kann  ein  Käckersatz  von  den  in  theilweiser  Erfällung  eines 
Abolitions -Vertrags  bereits  eingezahlten  Beträgen  oder  eine  £inrechnung  in 
die  zu  leistende  Entschädigung  in  keinem  Falle  gefordert  werden. 

'  Besondere  Bestimmungen  wurden  für  Böhmen ^  Mähren,  Schlesien 
und  Galizien  mit  Rücksiclii  auf  die  nach  dem  sogenannten  Raab'schen 
Systeme  errichteten  Robot- Abolitions  und  Maierhofzerstückungs-Contracie 
erlassen. 

*  In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  wird  bei  den  Hand-Koboteu 
zwischen  dem  24.  Jnni  und  29.  September  die  Kost,  bei  den  Zug- Roboten 
derselben  Zeit  das  Futter  nicht  als  Gegenleistung  in  Abzng  gebracht. 


1 


590 


Abrechnung  der  Gegenlasking,  welclie  ebenso  bd  alleta  Gegenlei- 
stungen  der  Zehentberechtigien  nicht  stattfindet  ^ 

Die  zu  den  ablösbaren  Leistungen  gehörigen  Arbeits- 
leistungen sind  gleich  den  Roboten  zu  bewerthen;  die  Vergtt- 
tung  Dir  fixe  oder  verfinderliche  Natural-Giebigkeiten  hin- 
gegen ist  nach  einem  zehnjährigen  (1834  bis  1845  nach  Ausscheidung 
der  beiden  Jahre  mit  den  höclisten  und  niedrigsten  Preisen) 
Durchschnitte  des  Marktpreises  von  Früchten,  bei  anderen  Eraeii^- 
niss^i  nach  den  innerhalb  der  letzten  sechs  Jahre  (1842  bis  1847) ' 
bestandenen  Reluitions- Preisen  *und  nur  subsidiarisch  nach  den 
Markt- Durchschnittspreisen  derselben  Periode  zu  ermitteln,  wobei 
der  Berechnung  von  Abgaben  nach  aliquoten  Theilen  die  Katastral- 
Schätzung  des  Natural -Gesammtertrags  der  Pflichtigen  Beätzung  zu 
Grunde  gelegt  wird';  Geldzinses  werden  wie  andere  Geldgiebig^ 
kelten  der  Ablösung  unterzogeu  und  die  gegenseitige  Betheiligung 
des  Obereigenthümers  und  des  Emphyteuten  an  der  Steuerentrich- 
tung  nach  der  auf  das  Jahr  1847  entfallenen  Ziffer  bemessen.  Naeh 
den  nämlichen  Grundsätzen  wird  die  Gegenleistung  des  Obereigen- 
thümers bewerthet  ^,  jene  des  Zelienthen-n  nicht  in  Rechnui^  ge- 
zogen. Ein  bis  zum  Beginne  der  commissiondlen  Ablösungs- Ver- 
handlungen rechtsgiltig  geschlossener  Abolitions-Vertrag  bleibt 
aufrecht  erhalten.  —  Nur  in  Steiermark,  Kämthen,  Krain  und  im 
Küstenlande  werden  die  ablösbaren  Natural -Giebigkeiten  gleich  den 
gegen  Entschädigung  aufgehobenen  bewerthet.    Dasselbe  gilt  auch 

'  Hierher  gehören  auch  die  üblichen  Gaben  an  Zehen tabstecker. 

'  in  Schlesien  1845  bis  1850. 

^  Stroh  und  Zehentfrohne  bleiben  auch  hier  ausser  Anschlag. 
.  ^  Also  Bjuch  die  für  abverkaufle  Mühlen-^  Brau-^  Branntwein-  nud 
Wirthsliäuser  und  andens  mit  einem  Industrial-Betiiebe  yerbundeoe  Heali- 
täten  bezogenen  Zinse  in  Oesterreicb  ob  der  Euus^  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien;  die  aflßtti,  cffitti  livelli,  aflitli  fermi,  canoni,  praude,  marche, 
fondaci,  dazioni,  terratici  u.  8.  f.  im  Küstenlaude;  die  Grund-  und  Frei- 
Stifts -Zinse  in  Deatsch- Tirol;  die  livelii  (nieht  aber  auch  die  censi)  in 
Wälsch-Tirol. 

^  Insbesondere  gehört  hierher  die  VerpÜichtung  zar  Abgabe  von  Zeug- 
oder 3aja-J(at£rialien  (jährhch,  periodisch,  oder  nach  der  durch  Kunst- 
verständige zu  bestimmenden  Zahl  von  Jahren),  zur  Beistellung  von  Roboten 
(lUr  welche  die  Entschädigungspreise  aller  Roboten  derselben  Gemeinde 
gelten)  zu  gewissen  Baulichkeiten  an  Gebäuden  oder  Werksvorrichtuogen 
in  Böhmen.  Mähren.  Schlesien  und  Krakan. 
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von  Tirol;  doch  sind  hier  die  von  der  Orundenäasinngs-Liindefi- 
Commission  für  billig  zu  enteehädigende  Ldstungen  festgestellten 
DuTchsehnlUspreise  bei  ablösbaren  um  10  Percente  zu  erh(^en.  In 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  hingegen  sind  auch  die  Arbeits- 
leistungen (mit  Ausnahme  der  Dominical- Robot)  nach  den  Relui- 
iiöns- Preisen,  subsidiarisch  nach  den  Markt -Durchschnittspreisen 
(in  Böhmen  und  Mähren  Hir  1842  bis  1847,  in  Schlesien  fUr  1845 
bis  1850)  zu  bewerthen.  In  Oesterreich  unter  der  Enns  gilt  die 
Bewerthung  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Marktpreise 
nicht  ftr  die  Natural -Leistungen  aus  Eigenthums-Theilungs-Cbn* 
traoten,  welche  den  gegen  Eitschädigung  aufgehobenen  gleich  zu 
achten  sind  K  In  Galizien  sind  die  Markt -Durchschnittspreise  oder 
Reluitions- Preise  von  1843  bis  1845  maassgebend.  Im  Krakauer 
Kreise  wird  die  Zehentkörnerschüttung  an  Korn  und  Gerste  nach 
den  Markt- Durchnittspreisen  von  1833  bis  1845,  jede  sonstige 
Natural -Leistung  (ausser  der  Dominica! -Bobot)  bei  Frachten  nach 
den  Marktpreisen  von  1843  bis  1848,  bei*  anderen  Erzeugnissen 
oder  Giebigkeiten  nach  dem  gleidizeitigen  Reluitions-Preise  vergütet. 

Was  den  QuotieiUen  betriff),  welchen  der  zu  Entla- 
stende an  der  Entschädigungs -Summe  zu  tragen  hat,  so  wird 
diese  Summe  für  die  billig  zu  entschädigenden  Leistungen  zur  Hälfte 
vom  Verpffichteten  selbst,  zur  anderen  Häifle  vom  betreflenden 
Kronlande  geleistet ;  bei  den  ablösbaren  Leistungen  hat  jedoch  der 
Verpflichtete  beide  Hälften  allein  zu  tragen.  Nur  dann,  wecn  die 
Ablösungs- Rente  mehr  als  40  Percent  des  Reinertrages'  eines  be- 
lasteten Grundstückes  in  Anspruch  nimmt,  ist  der  Ueberschuss  auf 
Verlangen  des  Verpflichteten  von  dem  Landes -Fonde  zu  überneh- 
men, jedoch  nur  so,  dass  der  Verpflichtete  keinen  minderen  Ab- 
lösungsbetrag  zu  entrichten  hat,  als  er  im  Falle  einer  billigen  Ent- 
schädigung leisten  müsste. 

Auch   bei   den  Rttckständeu   an  aufgehobenen  Leistungen 


'  VorbehalÜicli  anderer  VVei*thbemea;fang«ii  in  den  Uiessfälligen  Cou- 
tracteu. 

'  Dieser  Reinertrag  wird  bei  Oründen  nach  dem  Kataster  ausgemit- 
telt,  bei  hanszinssteaer-pUichtigen  Gebäuden  nach  der  bfrichligten  Zins- 
bassion  von  1846  (mit  15  Percent  Abzug),  sonst  nach  dem  Gutachten 
von  Sachverständigen  erhoben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns  bei  hausclasseii* 
Hieaerpflichtigen  Gebäuden  und  bei  Gewerben  mit  dem  15facheD  Betrage 
der  Hausclassen-  oder  der  Erwerbssteiier  angenommen). 
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für  das  Nutz-Jähr  1848  findet  zwischen  beiden  HJeiuptclaflsen  von 
Laoten  der  Unterschied  Statt,  dass  die  Rückstände  an  den  bloss 
ablösbar  erklärten  Oiebigkeiten  ohne  Einlass,  alle  anderen  mit  dem 
Nachlasse  eines  Sechsttbeiles  abzustatten  sind ,  wobei  im  Falle  so- 
gleicher  gänzlicher  Berichtigung  ein  weiterer  lOpercentiger  Binläss 
Platz  greift  ^  Die  nicht  sofort  abgestatteten  konnten  in  zwölf 
Monatraten  abgefiihrt  oder  dem  Entschädigungs-Capitale  zuge- 
schlagen werden.  Vei^leiche  Ober  ältere  Rückstände,  die  ohne 
Einlass  abzustatten  smd,  sowie  über  alle  rückständigen  Verände- 
rungs-Gebühren, sind  unter  sehr  erleichterten  Förmlichkeiten  zulässig'. 
Der  Grundsatz,  diass  bei  den  bilHg  zu  entschädigenden  Leistun- 
gen die  Hälfte  der  Entschädigungs- Summe  vom  Yerpflk^teten  zu 
tragen  ist,  erleidet  jedoch  einzelne  wesentliche  Ausnahmen.  In 
Galizien  nämlich  (sammt  Krakau),  sowie  in  der  Bukowina, 
werden  die  aus  dem  gutsherrlichen  Unterthans- Verbände  entsprin- 
genden Leistungen  ganz  auf  Kosten  des  Landes  entschädigt.  Ebenso 
hat  der  Staat  die  volle  Eutsdiädigung  ftir  jene  Besitzverände* 
rungs-Gebühren  (von  Realitäten  und  dem  dazu  gehörigen  fun- 
dus  instructus)  übernommen,  die  sich  nicht  auf  emphyteutische 
Verträge,  sondern  auf  die  Landesverfassung,  das  Gesetz  oder 
das  Unterthans-Verhältniss  gründeten.  Unter  letztere  gehört  der 
bei  weitem  grösste  Theil  der  Besifzveränderungs- Gebühren  in 
Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns^,  Salzburg  \  Steiermark,  Käm- 
then  ^,  Krain  %  im  Küstenlande  und  in  Tirol  ^,  sowie  auch  die  von  den 
fürstlichen  Landrechten  in  Schlesien  bezogenen  Ratificatious-Taxen  oder 
Territorial-Gebühren.    Hierbei  wird  aus  dem  seit  7.  September  1818 

*  In  Oeiiterreich  ob  der  Eons  und  Tirul  fällt  er  ganz  hinweg,  iu  Salz- 
burg beträgt  er  nur  5  Percent.  Für  Qalizieu,  Krakau  und  Bukowina  wurden 
besondere  Bestimmangen  über  diese  Rückstände  erlassen. 

'  Minist.  -  Erlass  vom  9.  August  1850. 

*  Unter  der  Enoe  Laudemium  und  Mortuar  (von  Kealiläteu  und  Fundus 
Mwtructus),  ob  der  Eiins  Freigeld.  Verändenings- Gebühren,  welche  iu 
jucbt-uuierthänigen  Städten  und  Marktflecken  von  bürgerlichen  Häusern, 
Gründen  und  Oewerben  znm  VortheiJe  der  Commatien  l)ezogen  wuitien, 
geboren  nicht  hierher. 

*  ünterthans-  und  Herrnfnlle-Anlalten. 
^  Ehrungen  und  Kauf  -  Freigelder. 

^  Die  Gebühren  ftir  Ausfertigung  der  Schirmbriefe  in  Krain  sind  keine 
Urbarial-Giebigkeiten,  sondern  Kanzlei -Gebühren;  im  Küstenlande  ent- 
fallen sie  anentgeltlich. 

~  Auf-  und  Abzug,  Laudemium,  Elirung',  Todülll. 
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wirklioh  und  mit  Redit  stattgehabten  Bezüge  der  Dardidchnitt  be* 
rechnet,  die  Urbarial- Steuer  *  sammt  den  Grundbuch Alhnings- Aus- 
lagen und  den  anderweitig  (durch  Taxen,  Junsdiotions- Gebühren, 
Hortuar  vom  beweglichen  Vermögen,  Steuer- Percente  u.  8.  w.) 
nicht  gedeckten  Jurisdictions -Kosten  und  Ausgaben  fQr  die  politische 
Verwaltung  (soweit  die  Verbindlichkeit  zu  ihrer  Deckung  ein  Ausfluss 
der  betreffenden  Grundobrigkeit  als  solcher  war)  in  Abzug  gebradlt^ 
wo  nicht  etwa  ohnehin  nur  der  Reinertrag  der  Veränderungs- Ge- 
bühren in  die  Urbarial- Fassionen  aufgenommen  erscheint. 

Dagegen  müssen  die  Laudemien  in  Böhmen,  Mähren  und  Oa- 
lisien,  wo  sie  bloss  auf  Privat- Rechtstiteln  beruhten,  und  die  gleich- 
artigen 8chlesien'*s  insgesammt  von  den  Verpflichteten  allein  getra- 
gen werden  '.  Als  Maassstab  zur  Berechnung  dieser  Veränderungs- 
Gebühren  dient  der  vertragsmässig  festgesetzte  oder  unter  den 
Interessenten  verglichene  oder  der  letzten  Laudemial- Entrichtung 
(in  Mähren  und  Schlesien  der  letzten  innerhalb  des  Decenniums 
von  1839  bis  1848  vorgekommenen)  zum  Grunde  gelegene  Werth. 
Wo  kein  Vertrag;  denselben  festsetzt,  oder  wo  der  Verpflichtete 
die  Abscliätzung  verlangt,  hat  dieselbe  von  dem  Grundsatze  aus- 
zugehen, dass  alle  25  Jahre  ein  Besitzveränderungsfall  eintritt, 
zwei  Dritttheile  der  Fälle  entgeltlkher  Uebertragung  zugehören  und 
von  den  uuentgeltliehen  wieder  zwei  Dritttheile  zwischen  Ver- 
wandten vorkommen  ^ 

Im  Vorstehenden  ward  des  allgemeinen  Grundsatzes  erwähnt, 
dass  die  Leistungen  aus  emphyteutischen  Verträgen  der  Ablösung 
unterliegen.    Auch  dieser  Grundsatz  erleidet  in  Oesterreich  unter 

*  In  Steiermark.  Käinthen,  Krain  und  im  Küsteniande  der  20[iercentig« 
Einiass,  wenn  nicht  schon  in  den  Registern  des  Berechtigten  der  Laiidemial- 
Bezug  mit  Rücksicht  auf  diesen  Einläse  vorgeschrieben  worden  wäre. 

^  In  Tirol  werden  ohne  weiteres  Eingehen  in  eine  solche  Berechnung 
10  Percente  abgezogen.  Eben  so  ist  in  Salzburg  den  Dominien  mit  Juris- 
(lictiqu  der  Abzug  mit  15^  jenen  ohne  Jurisdiction  mit  10  Perceut  zu  be- 
rechnen. Auch  in  anderen  Kronlandem  wurde  für  die  Fälle  einer  Un- 
möglichkeit der  Berechnung  ein  Pauschal -Einiass  gestattet 

'  Für  die  Bukowina,  wo  diese  Veränderungs -Gebühren  nur  vereinzelt 
vorkommen  konnten,  wurde  eine  weitere  Bestimmung  vorbehalteu. 

*  Nachti-aglich  (Kais.  Veroid.  vom  29.  Juni  1854)  wurden  diese  Grund- 
sätze auch  für  Krakau  vorgezeichnet.  Besondere  Bestimmungen  galten 
ilir  die  Veränderungsgebühren  der  vorliegenden  Art  in  Oesterreich  unter 
der  Enns,  Krain,  Küstenland,  Tirol. 
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und  ob  der  Edds,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain,  im 
KOstenlande,  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  die  Beschränkung, 
dass,  wenn  durch  die  Emphyteusb  ein  Unterthans-Verhältniss  be- 
gründet oder  ein  schon  bestehendes  erwdtert  wurde,  die  dadurch 
begründeten  Leistimgen  nicht  der  Ablösung,  sondern  der  bilKgen 
Entschädigung  unterzogen  worden  sind  *.  Dagegen  findet  diese 
Beschrftnkung  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  nicht  Statt'. 

In  Betreff  der  Natural-Giebigkeiten  an  Pfarren,  Kir- 
chen, Schulen  und  zu  anderen  Oemeindezwecken  erlöse 
nachträglich  die  wichtige,  in  die  Durchführungs- Verordnungen  ftir 
Oesterreich  unter  derEnns,  Galizien  und  Krakau  ausdrücklich  auf- 
genommene Bestimmung*,  dass  dieselben  nicht  von  Amts  wegen^ 
sondern  nur  dann  abzulösen  sind,  wenn  die  Ablösung  vom  Berech- 
tigten oder  von  der  verpflichteten  Gemeinde  oder,  wenn  die  Ver- 
pflichtung vom  Gemeindeverbande  unabhängig  ist,  von  der  Mdir- 
zahl  der  Verpflichteten  innerhalb  einer  bestimmten  Präclusiv- Frist, 
—  deren  Festsetzung  den  Landes -Ck>mmissionen  überlassen  wurde  — 
angesucht  wird.  In  der  Bukowina  wurden  die  hißr  in  Rede  stehen- 
den Giebigkeiten  vorläufig  aufrecht  erhalten. 

Auch  sind  die  gegen  Ablösung  aufgehobenen  Leistungen,  mit 
alleiniger  Ausnalime  der  gewöhnlichen  einfachen  Arbeitsleistungen, 
bis  zur  erfolgten  Ablösung  zu  ^Alllen;  letztere  sofort  in  Geld  zu 
reluiren. 

In  Galizien  (sammt  Krakau)  haben  schliesslich  jene  Guts- 
bt*sitzer,    welche  ihren   ehemaligen  Unterthanen  die  gebührenden 

'  Demnach  sind  in  Steiermark.  Kärnthen  und  Kniin  die  aus  kanfrecht- 
lich  geroachten  Miethgründen  entstandenen  Erbpacht-  nnd  Erbzinsgiiter 
sowie  die  Grande  der  Dominicalisten  im  Küstenlande,  die  Leistungen 
der  Grund-,  Urbar-,  Berg-  und  Zehentholden,  ein  Gegenstand  der  biiiigen 
Entschädigung. 

'  Diese  Grundsätze  haben  auch  in  Oesterreich  uüter  der  Enns  für  die 
auf  Eigenihumstheilongs-Contracten  beruhenden  Veränderungs- Gebühren 
Geltung.  In  Oesterreich  ob  der  Enns  gilt  der  für  die  landesverfassnngs- 
massigen  Veränderungs -Gebühren  aufgestellte  Haassstab  auch  für  die 
privatrechtlich  bedungenen.  In  Tirol  wird  das  Laudemium  nach  dem  Preise 
der  letzten  Besitzverändernng  berechnet  und  die  auf  zwei  Fünfttheile  dieses 
Betrages  bemessene  Entschädigung,  welche  jedoch  2  Percent  des  Besitz- 
veränderungs- Preises  nicht  übersteigen  darf,  dem  Berechtigten  dann  be- 
zahlt, wenn  der  nächste  Laudemial  •  Entrichtungsfall  eintritt. 

'  M inist.  -  Verord.  vom  2.  Februar  1850. 
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Urbarial-Lektungea  geschenkt  haben,  auch  auf  keine  Entschä- 
digung Anspruch '. 

Behufs  der  Durchitlhruug  der  Entlastung  ward  m  jedem  ein- 
zelnen Kronlande  eine  Hinisterial-Landes-Commission  auf- 
gestellt, die  aus  landesfürstlichen  Beamten  und  Vertretern  der 
Berechtigten  und  Yerpflichleten,  dann  aus  einem  Vertreter  des 
Staatssdiatzes  zusammengesetzt  wurde. 

Als  executive  Organe  wurden  Bezirks-  (Districts-)  Com- 
missionen  ernannt,  die  aus  drei  oder  vier  Commissions-OIiedern 
bestanden  und  in  eonegialer  Form  ihre  EntscIieiduDgen  zu  treffen 
hatten. 

Nur  in  Tirol  bestanden  wegen  der  eigenthfimlichen  Landes- 
und Kreisverhältnisse  zwischen  der  Ministerial- Landes-  und  den 
Bezirks- Clommissionen  noch  vier  Kreis -Commissionen,  und  zwar 
zwei  für  Deutsch -Tirol,  eine  für  Wälsch- Tirol  und  eine  für 
Vorarlberg. 

In  den  nicht- ungrischen  Kronländern  sind  die  Arbeiten  der 
Bezirks-  und  Landes -(Kommissionen  bereits  nahezu  beendet;  nach- 
dem die  Auflösung  der  Bezirks -Commissionen  schon  frtther  statt- 
gefunden *hatte,  erfolgte  auch  die  Auflösung  der  Landes -Commis- 
sionen, und  zwar  für 


Oesterreioh  unter  der  Enns 

mit    1.  Mai 

1854^ 

Oesterreich  ob  der  Enns 

„    .1.  Januar 

T> 

Salzburg 

„     1.  November  1853 

Steiermark 

„     1.  April 

1854 

Kämthen 

^     1.  November 

T) 

Krain 

„     1.  Januar 

1854 

6örz  und  Gradisca 

„     1.  Februar 

1855 

Triest  und  Istrien 

„     1.  Januar 

1853 

Tirol 

„     1.  April 

1854 

Böhmen 

„    31.  October 

1853 

Mähren 

„    31.  October 

1852 

Schle^den 

„      1.  März 

1853 

Lembei^r  Verwaltungs- Gebiet   „     1.  August 

1856 

Krakauer             „                 „ 

„     1.  März 

1857- 

In  der  Bukowina  haben  die  Bezirks -Commissionen  ihre  Tha- 

tigkeit  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1857  begonnen. 

Nachdem  durch   die   Arbeiten 

der  GrundenÜastungs  -  T andes- 

Kaiserliche  Patente  vom  15.  AuguBt  1849  und  IX  März  1851. 
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und  Bezirks -Comnrissioneii  die  Summe  der  Forderung  jedes  ein<^ 
zelneo  Bezugsberechtigten,  sowie  der  Beitrag,  welcher  zur  Tilgung 
derselben  von  Seite  jedes  Yerpflichteten,  von  Seite  des  Staates 
und  Kronlandes  zu  entrichten  kömmt,  ermittelt  war,  erschien  es 
nothwendig,  die  Art  und  Weise  zu  bestimmen,  in  welcher 
der  Verpflichtete  seine  Schuldigkeit  zu  leisten  hatte  und  in 
welcher  der  Bezugsberechtigle  mit  seiner  Forderung  zu  bdriedi* 
gen  war. 

Zu  diesem  Behufe  waren  bereits  mit  dem  kaiserfichen  Patente 
vom  25.  September  1850  die  aUgemeinen  Grundsätze  über  die  Lei» 
stung  der  Entschädigung  gegeben  und  die  Errichtung  besonderer 
Entsehädigungs-Fonde,  aus  den  Einzahlungen  der  Yerpflk^h- 
teten  und  aus  den  Beiträgen  des  Landes  und  Staates  gebildet,  ftlr 
jedes  einzelne  Kronland  angeordnet  worden. 

Die  Fonde  wurden  sodann  mit  besonderen  kaiserlichen  Paten- 
ten, und  zwar  mit  jenem  vom  ll.  April  1851  für  Oesterreieh  unter 
und  ob  der  Ens,  Salzbnrg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain,  Istrien. 
Triest,  Oörz  und  Gradisca,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  mit 
einem  zweiten  kaiserlichen  Patente  vom  11.  April  1851  Hir  Tircl 
und  Vorarlberg,  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  October 
1853  für  Galizien,  Krakau  und  die  Bukowina  ;ns  Leben  gerufer, 
und  ihnen  die  Aufgabe  übertragen,  die  Zahlungen  von  den  Ver- 
pflichteten in  Empfang  zu  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Be- 
zugsberechtigten und  zwar  vorläufig  mit  fünfpercentigen  Schuldver- 
schreibungen zu  leisten. 

Die  Verwaltung  der  Entlastungs- Fonde  ward  den  in  den  ein- 
zelnen KronländeTU  errichteten  Grundentlastungs- Fonds- 
Directionen  übertragen  und  ihnen  zum  Behufe  der  VoUftlhrung 
dieser  Aufgabe  eine  besondere  Instruction  ertheilt 

Die  den  Verpflichteten  zur  Last  ermittelten  Renten  werden 
durch  die  Steuerämter  zugleich  mit  der  Grundsteuer  eingeliolien, 
Rückstände  zwangsweise  beigetrieben.  Die  Berichtigung  der  Oa- 
pitale,  welche  auf  dem  entlasteten  Gute  in  erster  Priorität  haften, 
hat,  insofeme  dieselben  einen  gewissen  Minimal -Betrag  nicht  über- 
steigen, durch  Baarzahlung  in  einer  kurzen  Frist,  und,  insofeme 
dieser  Betrag  überstiegen  ist,  durch  zwanzig  gleiche  jährliche  Ein- 
zahlungen oder  mit  Inbegriff  der  Rentenbeträge  durch  Annuitäten 
zu  geschehen,  welche  gleichfalls  von  den  Steuerämtem  eingehoben 
werden.  Die  zur  Last  des  Landes  oder  Staates  ermittelten  Capi- 
tale   werden   binnen  40  Jahren  entweder  durch  die  Landesfonde 
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oder  sonstige  Einnahmen  des  Landes  oder  durch  Steuer^uschldge 
getilgt  •. 

Die  Grundentlastungs-Sehuldverschreibungen,  welche 
alle  Vorzüge  der  Staats-Papiere  gemessen,  haben  binnen  40  Jahren 
zur  Baarzahlung  zu  gelangen  und  zwar  in  der  Art,  dass  in  jedem 
Kronlande  längstens  zwei  Jahre  nach  beendigter  Grundentlastung 
die  Einlösung  der  Obligationen  nach  Haassgabe  des  zur  Capitak- 
Rückzahlung  disponiblen  Baarfondes  zu  beginnen  hat. 

In  den  Kronländem  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  Galizien,  Kra- 
kau  und  Bukowina  werden  die  Schuldverschreibungen,  welche  zur 
Einlösung  gelangen  sollen,  ausnahmslos  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  jedes  Jahr  s^weimal  vorzunehmen  ist,  und  die  Rückzahlung 
erfolgt  im  Nennwerthe  der  Schuldverschreibung.   . 

In  den  übrigen  genannten  Kronländem,  ftlr  welche  das  kaiser- 
liche Patent  vom  11*  April  1851  Geltung  hat,  wird  dagegen  aus 
dem  zur  Tilgung  bestimmten  Baarfonde  vor  Allem  die  Zurückzah- 
lung derjenigen  Schuldverschreibungen  geleistet,  deren  Eigenthümer 
sich  zur  Rückzahlung  sechs  Monate  vorher  gemeldet  haben.  Kur 
in  dem  Falle,  wenn  der  Betrag  der  zur  Rückzahlung  angemelde- 
ten Schuldverschreibungen  den  vorhandenen  Baarfond  überschrei- 
tet, werden  die  zurückzuzahlenden  Schuldverschreibungen  ebenfalls 
durch  das  Los  bestimmt.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Betrag  der  zur 
Rückzahlung  angemeldeten  Schuldverschreibungen  den  vorhandenen 
Baarfond  nicht  erschöpft  oder  gar  keine  Anmeldungen  erfolgt  sind. 

Die  Zurückzahlung  der  angemeldeten  Schuldverschreibun- 
gen wird  im  vollen  Nennwertlie  geleistet;  bei  jenen  Schuldverschrei- 
bungen dagegen,  die  ohne  Anmeldung  zur  Bückzahlung  verlost 
werden,  wird  in  den  letztgenannten  Kix>nländern  noch  ein  Betrag 
von  5  Percent  über  den  Nennwcrth  als  Prämie  bezahlt. 

In  Folge  Allerhöchster  Entsehliessung  vom  15.  Juli  1855  be- 
gann die  Verlosung  in  den  Kronländem,  für  welche  die  zwei 
obenerwähnten  Patente  vom  11.  April  1851  erflossen,  am 
90.  April  1856.  Die  diessf&lligen  näheren  Bestimmungen  sind 
mit  der  Ministerial  -  Verordnung  vom  31.  Juli  1855  erlassen  wor- 
den; nur  über  den  Betrag,  der  bei  jeder  halbjährigen  Verlosung 
zur  Einlösung  kommen  soll,  und  über  die  bei  der  Verlosung  näher 
zu  beobachtenden  Modalitäten  wurde  in  jedem  Kronlande  ein  eigener 
Verlosungsplan  veröffentlicht.  Für  das  Lemberger  Verwaltungsgebiet 

*  Kai^:e^)iche8  Patent  vom  11.  April  1851. 
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wurde  durch  die  Allerhöchste  EntschliessuDg  vom  13.  October  1857 
der  30.  April,  ftlr  das  Krakauer  der  31.  October  1858  als  An- 
fangs-Termin  der  Verlosung  bestimmt. 

Mit  Allerhöchster  Elntschliessung  vom  20.  Februar  1856  wurde 
gestattet,  den  Ueberschuss  an  Capitals- Einzahlungen  der  Verpflich- 
teten, welcher  sich  über  das  Erfordemiss  der  nfichsten  Verlosung 
ergibt,  zur  börsen massigen  Einlösung  von  Grundentlastungf- 
Qbligfttionen  desselben  Kronlandes  zu  verwenden,  welche  auch  sdl- 
her  mit  dem  besten  Erfolge  stattfindet  und  die  Tilgung  sehr 
beschleunigt 

Die  Entschädigungs- Summen,  welche  au  die  Stelle  der  mit 
dem  Besitze  eines  unbeweglichen  Gutes  verbundenen  Rechte  getre- 
ten sind,  hatten  vorläufig  einen  Bestandtheil  dieses  Gutes  zu  bil- 
den, und  die  in  einigen  Kronländem  vorgekommeneu,  aus  blossen 
Dominical  -  Rechten  bestandenen  Gutskörper  waren  provisorisch  al» 
unbewegliche  Güter  zu  behandeln '.  Um  den  Bezugsberechtigten 
jedoch  freie  Verftigung  über  dieselben  zu  verschaffen ,  ordneten  dii* 
kaiserlichen  Patente  vom  25.  September  1850  und  11.  April  1851 
eine  summarische  Verhandlung  mit  Allen  an,  denen  ein  Hypothekar- 
Recht  auf  einem  solchen  Gute  zusteht,  damit  entschieden  werde, 
welcher  Theil  der  HypoÜiekar- Belastung  auf  das  Entschfldigungs- 
Capital  zu  weisen  komme'.  Nur  bei  Fideicommiss- Gütern  findet 
diese  Verhandlung  nicht  Statt,  sondern  ist  das  Entlastungs- Gapita  1 
als  Fideicommiss -Surrogat -Capital  für  die  abgetrennten  Bezugs- 
rechte zu  behandeln.  Alle  aufgehobenen  Bezugsrechte  sind  in  den 
öffentlichen  Büchern  zu  löschen. 

Eine  nach  amtlichen  Quellen  verfasste  Darstellung  der  Ergebnisse 
der  Grundentlastung  in  Oesterreich'  zeigt,  dass  in  den  bisher  be- 
sprochenen Kronländern  (mit  Abrechnung  der  Bukowina)  38,587.940 
Tage  Hand-Robot,  30,173.725  Tage  Zug-Robot  (patentmässig  aul 

*  Minist -Erlass  vom  30.  Juli  1850. 

'  Zur  Deckung  der  in  einigen  Kronländem  gesetzlich  bestehenden 
OctavR  (welche  in  Galizien  aaf  die  I)ä]fte  berabgeseUt  wurde)  bleibt  der 
Grund  und  Boden  bis  zum  achten  (in  Galizien  sechzehnten)  Theile  de^ 
Werthes  (als  welcher  der  hundertfache  Betrag  der  einjährigen  Grund- 
steuer zu  gelten  hat)  belastet  und  ist  diese  Haftung  zugleich  auf  den 
achten  (in  Galizien  auf  den  sechzehnten)  Thell  des  Entlastungs -Kapitals 
zu  tibertragen. 

'  Vom  k.  k.  Ministerium  des  Innern  wurde  dem  statistischen  Congresse 
vorgelegt:  Die  Grundentlastung  in  Oesterreich.   I.  Theil.   Wien  1857. 
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i^^eiepännige  ireducirt)^  Zehente  im  JEhreswerthe  von  4,067.495  fl., 
2,176.259  niederösterreichisebe  Metzen  .  sonstiger  Getiieidegaben, 
3,707.005  fl.  an  fixen  Geldentriehtiingen ,  und  ßesit^ver&nderungs- 
Gebtlhren  im  durchschnittlichen  Jahreswerthe  von  2,143.911  fl.  zur 
Entlastungs-Verbandlurg  gelangten,  58.975  Berechtigte  und  2,872.200 
Verpflichtete  aus  ihrem  früheren  Verhältnisse  treten,  das  Entla- 
stungs-Capital  mit  292,884.025  fl.  atisgemittelt  wurde,  und  die  Kosten 
der  Liquidirungs- Operation  bis  Ende  Februar  1857  3,908.594  fl. 
betrugen. 

Durch   die   Grundentlastungs- Gesetze   wurden   die  Wasser- 
bezugsrechte,  dann  das  den  ehemaligen  Dominien  in  Böhmen^ 
Mähren,  Galizien  (sammt  Krakau)  und  der  Bukowina  aus  der  Lan- 
desverfassung zustehende  Propinations-Recht,   d.  L   das  aus- 
schliessende  Erzeugungs-  und  Ausschank -Recht  in  einem  gewissen 
Bezirke,   nicht   berührt  '.    Auch   die   Holzungs-   und   Weide- 
Rechte,  dann  die  Servituts-Rechte  zwischen  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen*  wurden  (mit  Ausnähme 
des  unentgeltlich  aufgehobenen  dorfobrigkeitlichen  Blumensuch  -  und 
Weiderechtes,   dann  der  Brach-  und  Stoppelweide)   vorläufig  in 
Wirksamkeit  ^belassen ,    und   zwar   in  Galizien,    Krakau  und  der 
Bukowina  unbedingt,  in  den  übrigen  Kronländern  jedoch  unter  der 
durch  die  speciellen  Grundentlastungs -Durchftlhrungs- Verordnungen 
begründeten  Beschränkung,  wenn  sie  sich  nicht  als  Gegenleistungen 
für  unterthänige  oder  emphyteutische  Bezüge  darstellten,  denn  in 
diesem  Falle  mussten  sie  nach  den  Grundsätzen   über  die  Behand- 
lung der  Gegenleistungen  bewerthet  werden  und  horten  mit  dem 
Aufhören    der  Leistungen  von  selbst  auf.    Insoweit  jedoch  diese 
Dienstbarkeiten  selbstständig  bestanden,  unterliegen  sie,  ebenso  wie 
die  Servituts-Rechte  in  GaUzien  überhaupt,  den  Bestimmungen  des 
Allerhöchsten  Patentes  vom  5.  Juli  1853  und  steht,  da  bezüglich 
der  Durchführung  dieses  Patentes  die  geeigneten  Verfügungen  bereits 
getroffen  sind,  die  Ablösung  (beziehungsweise  Regulirung)  dieser 
Dienstbarkeiten  demnächst  bevor.    Die  Ablösung  der  nicht  unentgelt- 
lich aufgehobenen  Jagdrechte  blieb  späteren  Anordnungen  vorbehalten. 

Auch  der  Bestand  der  Beutel-Lehen  in  Oesterreich  unter 
und  ob  der  Enns,   Salzburg  und  Tirol  wurde  vorläufig  aufrecht 

'  Minist. -Eriass  vom  10.  Juli  1849.  Jedenfalls  entfallt  aber  die  Ver- 
pflichtung, ein  im  Vorhinein  bestimmtes  Quantam  von  Getränken  von 
dem  Propinations -Berechtigten  abzunehmen,  ebne  Entschädigung. 

'  In  Tirol  und  Vorarlberg  bestanden  keine  solchen. 
Y.  Czoernig,  Oeslerrcich's  Neugestaltung.  3i 
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erhalten^  sowie  landeaflUrsiliche  Regalien  keinen  Gegenstand  der 
KntJaatupg  bilden  '.  . 

Auf  die  italienischen  Kronländer  nnd  auf  DaFinatien 
wurde  den  Gmndentlastungs- Vorschriften  wegen  des  eigenthUm- 
liehen,  in  diesen  Kronländefn  bestehenden  Colonen- Verhältnisses 
keine  Anwendung  gegeben;  die  bezüglich  der  Anwendbarkeit  der- 
selben auf  Dalmatien  eingeleiteten  Verhandlungen  musstc^n  desshalb 
aufgelassen  werden. 

Für  die  ehemals  ungrfschen  Länder  und  Siebenbür- 
gen wurden,  unter  BerQcksichtignng  der  dort  obwaltenden  Ver- 
bältnisse, besondere  Bestimmungen  zur  Durchführung  der  Grund- 
entlastung und  zur  Regelung  des  vormaligen  Besitzstandes  erlassen, 
welche  von  jenen  in  den  deutsch -sla vischen  Kronländem  bedeutend 
abweichen.  In  dieser  Beziehung  sind  fllr  Ungern,  die  serbische 
Wojwodschaft  mit  dem  Temeser  Banate,  Kroatien  und  Slavonien 
die  kaiserlichen  Patente  vom  2.  März  1853  und  ftir  Siebenbürgen 
das  kaiserliche  Patent  vom  ^1.  Juni  1854  erflossen. 

Nach  diesen  Patenten  entfielen  in  Folge  der  Aufhebung  des 
Urbarial- Verbandes  und  der  grundherrlichen  Gerichtsbariceit  alle 
aus  diesen  entspringenden  und  abgeleiteten  Rechte,  Beziehungen 
und  Verpflichtungen  und  wurde  den  gewesenen  Unterthanen  das 
freie  Eigenthums-  und  VerfUgungsrecht  Aber  die  von  ihnen  besesse* 
nen  Urbarial  -  Gründe  zu  Theil  '.    Für  die  aufgelassenen  Uirbarial- 

*  Desshalb  haben  in  Oesterreich  imter  der  Enns  der  Kalk-Zehent 
lind  die  Gebühr  des  vierten  Pfennigs  von  dem  znm  Verkaufe  bestimmten 
Holze  fortzubestehen. 

'  Als  Urbarial -Gründe  sind  in  Ungern  und  der  Wojwodschaft  alle 
Jene  anzusehen,  welche  in  die  Urbarial -Tabellen  als  das  Constitutiv  einer 
Ansäasigkeit  eingetragen  oder  in  späterer  Zeit  znfolge  nnanterbrocbener 
Abnahme  von  Urbarial  •Giebigkeiten  als  solche  anerkannt  worden  sind. 
Bei  stattgefundenen  Abänderungen  des  Urbarial  Constitutivs  kann  ein 
ruhiger  Besitz,  >ve!cher  über  das  Jahr  1620  znrückreicht ,  nictit  ange- 
fochten werden.  Rottgründe^  welche  einer  Urbarial -Ansässigkeit  gesetz- 
lich einverleibt  wurden,  sind  den  Urbarial -Gründen  gleich  zu  halten; 
auch  solche,  die  den  Unterthanen  lediglich  zum  Lebensuqterhalte  über- 
geben oder  für  immerwährende  Zeiten  gegen  Geld-,  Arbeits-  oder  Natural- 
Leistungen  überlassen  wurden  oder  den  einzigen  Besitz  eines  Ansiedlers 
bildeten,  sind  gegen  Ablösung  der  Schuldigkeiten  den  dermaligen  Besitzern 
zu  belassen;  alle  anderen  sind  bis  Ende  Deoember  1859  duich  die 
Qrundherren  rücklösbar.  In  Kroatien  und  Slavonien  gehören  zu  den 
Urbarial- Ansässigketten  anch  jene,  deren  Leistungen  zwar  nicht  reguUrt 
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Schuldigkeiten  oder  Urbarial- Leistungen,  sowie  Dir  die  in  Folge 
der  Aufliebung  der  grundherrlichen  Geriehtebarkeit  entfallenden 
Rechte  und  Bezüge  *  iet  den  Berechtigten  eine  angemessene^  vom 
Lande  und  nur  aus  Landesmitteln  zu  leistende  Entschä- 
digung zugesprochen. 

Diese  wird  in  den  ungrischen  Ländern  mit  einer  classen- 
massig  vertlieilten  Aversional-Summe  nach  der  Zahl  der  jedem  Be- 
rechtigten unterthftnig  gewesenen  Bauern-  und  Häusler -Ansässig* 
kolea  verabfolgt,  da  die  Leistungen  von  Urbarial-Gründen  in  Ungern 
und  seinen  eheaudigen  Nebenlöndem  grösstentheils  gleicharmig 
normirt  waren*.    Fflr  Remanential-GrOnde,  welche  in  Ungern  und 

waren  ^  deren  urbariale  Eigenschaft  aber  aus  Urbarial-Decreten  oder  dem 
Urbarial- Gebrauche  erwiesen  wird.  Für  Siebenbürgen  ist  jeder  Qrund 
als  Urbarial -Grund  zu  betrachten,  welcher  sich  am  1.  Januar  1848  im 
Besitze  der  Unterthanen  befand;  doch  ist  beiderseits  der  Gegenbeweis 
zulässig,  und  nur  gegen  eiuen  bereits  am  1.  Januar  1819  bestandenen 
Besitz  kann  keine  Klage  angestrengt  werden^  wenn  nicht  etwa  seither 
eine  Curialisirang  solcher  Urbarial  -  Gründe  oder  eine  Besitz -Regulining 
rücksichtlich  derselben  stattfand.  Desshalb  können  auch,  von  einem  spe- 
ciellen  Vertrage  abgesehen,  nur  Rottungen,  wekhe  nach  dem  1.  Januar  1819 
wider  ein  Verbot  des  Grundherrn  oder  in  verbotenen  Waldungen  gemacht 
wurden^  binnen  dreien  Jahren  zurückgefordert  werden. 

*  Als  solche  Rechte  und  Bezüge  wurden  für  die  ungrischen  Länder 
erklärt:  die  Leistungen  der  unbehausten  Inwohner  (Snbinqnilini) ,  die 
Branntweiukessel-Taze,  das  Recht  des  Gewölbes  auf  Urbarial-Gründen 
und  des  davon  abzunehmenden  Zinses,  das  ausschliessliche  Fleischaus- 
schrotungsrecht,  das  Recht  des  Grundherrn,  dem  ehemaligen  Unterthane 
das  Brennen  von  Ziegeln  oder  Kalk,  das  Steinbrecfaen,  Lehm-  oder  Sand- 
graben auf  dessen  Grund  und  Boden  zu  verwehren,  oder  sich  für  die 
Ausübung  dieser  Befugnisse  eine  Abgabe  zu  bedingen;  für  Kroatien  und 
Slavonien  noch  Überdiess:  die  Zueignung  der  bei  Ueberschwemmungen 
auf  den  eigenthümliehen  Gründen  der  gewesenen  Unterthanen  zurück- 
bleibenden Fische,  sowie  die  in  Fällen  der  Ausübung  dieser  Zueignung 
durch  die  gewesenen  Unterthanen  bedungenen  Leistungen. 

3  Mit  Rücksicht  auf  diese  Classification  wurden  sämmlliche  Komitote 
Uagem's  und  der  Wojwodschaft  in  acht  dassen  eingereiht,  die  ersten 
sieben  Classen  Ungem's  in  je  drei,  die  achte  in  zwei  Unterdassen ,  die 
beiden  auf  die  Wojwodschafl  entfallenden  auch  in  je  drei  Unterdassen 
auf  Grundlage  der  bestehenden  Urbarial -ClassiftGation  der  Gemarkungen 
abgetheilt  Die  Entschädigung  für  eine  ganze  Urbarial -Bauemansässtg- 
keit  beträgt  in  der  niedersten  Unterclasse  der  VIIL  und  VIL  Classe  300  il., 
der  VI.  350,    der  V.  400,   der  IV.  450,   der  IIL  500,    der  IL  550,    der 
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der  Wojwodscliad  naeii  Vennessung  de»  iii'barialge8etzni&^i«r  al» 
Complex  einer  bestimmten  Zahl  von  UrbariaUAnsässigkeiien  den 
Unterthanen  übergebeneu  Grundes  erübrigten  und  sonach  in  neue 
Ansässigkeiten  zu  vertheilen  gewesen  wären  ^  aber  nach  den  kai- 
serlichen Patenten  in  den  Händen  der  gegenwärtigen  Besitzer  ver- 
bleiben ,  haben  diese  die  Entschädigung  allein  und  ohne  Concurrenz 
des  Landes  zu  leisten.  Oede  Ansässigkeiten,  welche  nicht  erst 
während  der  Jahre  1848  und  1849  von  ihren  Besitzern  verlassen 
wurden ,  gehen  ebendaselbst  in  das  volle  Eigenthum  der  jetzigen 
Besitzer  üben  In  Kroatien  und  Slavonieti  unterliegen  die  Rema- 
nenüal^ründe  und  die  öden  Hüben,  welche  nicht  durch  Impopu- 
lation  in  Urbarial-Gründe  ver\vandelt  oder  aber  bloss  in  Folge  zeit- 
licher Verträge  besessen  wurden,  der  Ablösungspflicht. 

In  Siebenbürgen  wurde  bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
auf  die  für  Urbarial-Leistungen  bestandenen  Aholitions-  oder  Relui- 
tions- Verträge  besondere  Rücksicht  genommen.  In  den  Fällen,  in 
welchen  über  Urbarial-Leistungen  Abolitions-  oder  Rehntions- Ver- 
träge bestanden,  ist  der  nach  Al)zug  der  alHalligen  auf  gleiche  Art 

I.  600  Ü.  und  «faelgt  Uei  jeder  uächsthöhereii  Unterclasse  um  50  Ü.  Bei 
der  AusmittluDg  der  Entschädigung  in  Betreff  der  CJassification  der  Sessio- 
nen wurde  die  vonnalige  Eint  hei  lung  in  Komitate  und  deren  Bestand  vom 
Jahre  1844  zur  Grundlage  genommen^  sowie  für  eine  Häualerausassigkeit 
ohne  Unterschied  der  Classe  des  betreffenden  Komitats  eine  Capitals-Ent- 
acliädigung  von  50  fl.  C.  M.  bestimmt  wurde. 

Im  Königreiche  Kroatien  wurde  für  jede  ganze  Session  die  jährliche 
EntSchadigungerente  mit  !20  fl.  und  das  Enlschädigungs- Capital  mit  400  il.^ 
im  Königreiche  Slavonien  die  jährliche  Entschädigungsrente  mit  13  11. 
und  das  Entscliädigungs- Capital  mit  260  fl.  C.  M.  bestimmt.  Für  eine 
Urbarial'»  Häusler -Ansässigkeit  wurde  in  Kroatien  das  Entschädigaogs- 
Capital  mit  50  fl.,  in  Slavonien  mit  40  fl.  C.  M.  bemessen.  Wo  die  Leistun- 
gen der  Banderialisten,  der  Einwohner  von  MarlLtflecken  nnd  überhaupt 
aller  Ezemtionalisten  nicht  regulirt  sind^  ist  das  Maass  der  Leistungen 
in  Kroatien  nach  dem  Inhalte  der  Contracte  oder  der  Ansiedlangs- Urkun- 
den oder  nach  der  zu  Recht  bestandenen  Uebung,  in  Slavonien  nach  dem 
Durchschnitte  für  1836  bis  1845  zu  erheben,  und  nach  den  Rehiitions-Preisen 
-oder  nach  dem  Steuer- Provisorium  oder  in  Ermanglung  beider  nach  einer 
Abschätzung  zu  verwerthen. 

Die  mit  der  Ausübung  der  grundherrlichen  Qeriohtabarkeil  verbanden 
gewesenen  Verpflichtungen  sind  bei  Bemessang  der  für  die  aufgehobenen 
Urbarial- Bezüge  entfallenden  Entschädigungs- Summe  bereits  in  Anschlag 
gebracht. 
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zu  venverthenden  GegeuleiHtungen  erliobeue  reine  Jahreswertli  der 
Leistung^  mit  Abrechnung  eines  Secbsttheiles  ftir  Ausfeile,  Einbrin- 
gung8-  und  sonstige  Verwaltungskosten,  als  jährliche  Entsehädigiings- 
Rente  und  im  zwanzigfachen  Betrage  als  Entschädigungs- Capital 
bestimmt  worden;  dagegen  wurde  bei  Urbarial- Leistungen,  (Iber 
welche  keine  Abolitions-  oder  Reluitionö- Verträge  bestanden,  die 
im  .Jahre  1819  und  1820  aufgenommene  Urbarial-Conscription  und 
die  dafür  verfasste  Classifieirung  der  Ortschaften  bei  Ermittlung  der 
Entschädigung  zu  Grunde  gelegt '.  Die  Leistungen  der  unbehausten 
Insassen,  sowie  das  uusscliliessliche  Fleischausschrötungs-  und  Ge- 
wölbsrecht  der  Obrigkeiten  entfielen  ohne  Entschädigung.  Oede 
Ansässigkeiten  biiMl,  wie  in  Ungern,  zu  behandeln. 

Die  Entschädigung  för  Leistungen  von  nicht  urbarialer  Natur, 
welche  ftlr  ablösbar  erklärt  wurden  %  ist  von  den  Verpflichteten 

'  Bei  den  durch  Aboliliotis-  oder  KeluitJODS- Verträge  in  Geld  ver- 
wandelten Urbarial -Leistungen  ist  die  Entschädigung  auf  Grundlage  der 
stipulirten  jährlichen  Geldleistungen  zu  ermitteln,  bei  den  in  li^e  Natural- 
Abgnben  umgewandelten  auf  Grundlage  der  für  derlei  Leistungen  be- 
stehenden Preise  des  Steuer -Provisoriums,  oder,  wo  solche  fehlen,  nach 
analogen,  durch  die  Landes -Cummission  zu  bestimmenden  Preisen;  Ix*- 
standen  die  Natural -Abgaben  in  einem  bestimmten  Antheile  des  Erträg- 
niSHes  von  Grund  und  Boden,  so  ist  dei*  für  das  Grundv«teuer- Provisorium 
erhobene  Natural- Brntto- Ertrag  als  Jahrescrtn»g  der  lielreffenden  Grund- 
stücke  anzunehmen  nnd  nach  dem  Geldanschlage  des  Steuer- Provisoriums 
zu  verwerthen.  —  Die  im  Jahre  1819  und  1820  aufgenommene  Urbarial- 
Conscription  ist  der  Ciasdiftcalion  der  Grundstücke  dergestalt  zu  Grunde 
zu  legen,  dass  bei  den  in  der  ersten  Classe  belindlichen  Ortschaften  für 
das  nieder- Österreich  Ische  Joch  eine  Jaliresrente  von  1  tl.  10  kr.,  bei  den 
in  der  zweiten  Classe  tiefindlichen  Ortschaften  für  das  Joch  eine  Jahres- 
reute  von  1  11.,  bei  der  dritten  Classe  eine  solche  von  50  kr.  C.  M.  als 
Entschädigung  entziffert  wird.  Der  zwanzigiaehe  Betrog  der  Jahresrente 
bildet  das  in  ied^m  dieser  Fälle  sich  ergel)ende  Entschüdignngs-Capital. 

'  Als  ablösbar  wurden  ausdrücklich  erklärt:  in  Ungern  und  der 
Wojwodschaft  die  Schuldigkeiten  auf  Rottgründeu,  die  den  gewesenen 
Untefi'thanen  aus  den  Waldungen  der  ehemaligen  Grundherrschaflen  ge- 
bührenden Nutzungen,  die  den  gewesenen  Unterthanen  eingeräumtai 
Robrnutzungen,  die  Leistungen  und  Abgaben  von  Weinbergen  und 
Weingärten  nnd  alle  anderen  auf  Nicht -Urbarial-  Gründen  haftenden 
Schuldigkeiten;  in  Kroatien  und  Slavouien  die  auf  Extra -Sessional- 
Gründen  (d.  i.  auf  den  gegen  bestimmte  Giebigkeiten  an  Unterthanen 
iiberlassenen  Waldungen,  den  in  Slavouien  mit  einer  fixen -Abgabe  be- 
legten  Wein-    nnd   Zwetschkengärten,    einzig   zum  Lebensunterlialte   der 
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allein  und  ohne  Concürrenz  des  Landes  abzustatten.  Die  Ab- 
Jösung  solcher  Schuldigkeiten  kann  nur  dann  Platz  greifen,  wenn 
sie  von  dem  Bezugsberechtigten  oder  von  allen  oder  doch  von  der 
Mehrheit  der  demselben  Berechtigten  in  einer  Gemeinde  Verpflich- 
teten bezüglich  der  Schuldigkeit  von  einer  und  derselben  Gattung 
Gründe  nachgesucht  wird,  und  ist  von  der  betrefTenden  Kreis- 
(Komitats-)  Behörde  auszutragen.  Kömmt  keine  gütliche  Ueberein- 
kunft  der  Parteien  in  Bezug  auf  die  Ablösung  zu  Stande,  so  soll 
diese  auf  folgende  Art  durehgeftlhrt  werden:  Die  Geldleistungen 
smd  nach  dem  Nominal-Betrage  der  Jahresleistung  in  Conventions- 
Münze  zu  veranschlagen;  die  Natural -Arbeitsleistungen  '  sind  mit 
10  kr.  C.  M.  Air  den  Hand-  und  mit  20  kr.  C.  M.  Htr  den  Zug- 
Arbeitstag  zu  verwerthen ';  das  jährliche  Erträgniss  von  den  be- 
dungenen oder  üblichen  Natural -Gäben  hat  in  Ungern  und  der 
Wojwodschaft  ein  Schiedsgericht  ■  zu  ermitteln  und  sowohl  die 
Quantität  und  Qualität  der  Giebigkeiten  als  die  Preise  dieser  Na- 
turalien nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  von  den  Jahren  1836 
bis  1845  zu  bestimmen,  in  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen 
dagegen  ist  dasselbe  nach  den  Preisen  des  Steuer-Provisoriums,  und, 
wo   solche   fehlen,   nach  anderen,   durch  die  Landes- Commission 

g^ewesenen  Unterthatien  bestimmten  Rottutigea,  den  bereits  erwäiinten 
Remanential-QrüQden  und  öden  Hüben  i  in  ßlavonien  auch  auf  soge- 
nannten  Indnstrial* Granden)  kaftenden  Giebigkeiten,  die  Leistangen 
in  Bezug  auf  die  Kutzniessung  des  Rohres,  die  auf  Berg*  und  Zins* 
gründen  haftenden  Leistungen  und  die  mit  AUodial-Rottuiigen  verbünde- 
uen  dchuldigkeiten;  in  Siebenbürgen  die  auf.  Allodial-  und  Rott- 
gründen haftenden  Giebigkeiten,  Leistungen  aus  Vertragen,  durch  welche 
die  Nutzungsrechte  von  Grund  und  Boden  bleibend  von  Seite  des  eigent- 
lichen Eigen thümers  gegen  Bezahlung  eines  Zinses  oder  Entrichtung  einer 
andern  Abgabe  eingeräumt  wurden,  ohne  daas  dadurch  ein  eigentliches 
Urbarial- Verbal tniss  begründet  war,  Leistungen  und  Abgaben  von  Wein- 
bergen und  Weingärten,  die  von  den  gewesenen  Unterthanen  entrichteten 
Zinse  für  den  Besitz  von  Hablmühlen. 

*  Eine  Verpflichtung  zu  einer  bestimmten  Arbeit  ist  vorläufig  durch 
Schätzung  iu  Arbeitstage  aufzulösen. 

'  Bei  den  Banderia  listen,  welche  zu  Pferde  dienten,  ist  der  Tag  mit 
10,  kr.,  bei  jenen,  welche  zu  Fusse  dienten,  mit  6  kr.  zu  verwertlien. 

^  Ein  Mitglied  dieses  Schiedsgerichts  wird  von  dem  Bezugsberechtig- 
ten oder  der  Gesammtheit  der  Bezugsberechtigten,  das  andere  von  den 
Verpflichteten  benannt,  und  der  Obmann  vou  den  beiden  namhaft  ge- 
machten Schiedsmännern  gewählt. 
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zu  bestimmeuden  analogen  Preisen  zu  berechnen.  Der  nach  Ab- 
zug der  Gegenleistungen  erhobene  reine  Jahreswerth  der  Leistung 
bildet,  mit  Abrechnung  eines  SechsUheiles  für  Ausfalle,  Einbrin- 
gungs-  und  sonstige  Yerwaltungskosten ,  im  zwanzigfachen  Betrage 
das  Ablösungs-CapUal. 

Das  Schankrecht  der  ehemaligen  Unterthanen  wurde  nach 
Maassgabe  der  frtiher  erlassenen  Urbarial-Gesetze  aufrecht  erhalten, 
sowie  auch  bezüglich  des  herrschaftlichen  Schank-,  Hühl-und 
Fischereirechtes  die  Bestimmungen  der  bisher  bestandenen 
Gesetze,  vorbehaltlich  der  Regulirung  dieser  Rechte,  maassgebend 
blieben. 

« 

Haben  einzelne  Unterthanen  oder  ganze  Gemeinden  der  «ungri- 
sehen  Länder  ihre  Urbarial- Leistungen  für  eine  in  freier  Ueber- 
einkunft  mit  der  Gruudherrschafl  festgesetzte  Geldsumme  auf  ewige 
Zeiten  losgekauft  (abolirt),  so  bilden  derlei  Leistungen ,  wenn  die 
Vertrags-Stipulationen  bereits  gänzlich  erfüllt  wurden  oder  vor  dem 
2.  März  1853  zu  erfüllen  gewesen  wären,  keinen  Gegenstand  der 
Entschädigungs-Verhandlung.  Sind  derlei  Verträge  dort  und  in 
Siebenbürgen  nur  zum  Theile  erfüllt,  so  haben  die  Verpflichteten 
nur  die  bis  zum  Tage  der  Erlassung  der  kaiserlichen  Patente  vom 
%  März  1853  und  21.  Juni  1854  schon  verfallenen  Katen  abzu- 
tragen und  sind  von  der  Entrichtung  der  bis  dahin  nicht  verfallenen 
Raten  enthoben ;  dagegen  haben  die  Berechtigten  auf  jenen  aliquoten 
Theil  der  festgesetzten  Entscliädigung  Anspruch ,  welcher  auf  den 
llieil  der  abolirten  Leistungen  entfallt,  dessen  Abolition  nach  den 
Vertragsbestimmungen  noch  nicht  ertülil.  erscheint.  Sind  mit  den 
Abolitions-Verträgen.  nebst  der  Ablösung  der  Urbarial-Lasten  auch 
Gründe  nichturberialer  Natur  oder  grundherrliehe  Rechte  fUr  eine 
Aversiotial-Summe  an  die  Verpflichteten  übertragen  worden  und  ist. 
die  für  die  Urbarial-Leistungen  entfallende  Ziffer  aus  den  Verträgen 
nicht  ersichtlich,  so  ist  der  Werth  dieser  Leistungen  durch  Sach- 
verständige und  in  Ungern  und  der  Wojwodschafl  auch  durch 
Schiedsmänner  zu  erheben. 

Insofetne  der  geistliche  Ziehen t  entweder  zufolge  könig- 
licher Schenkung  oder  in  Folge  von  rechtsgtltigen  Perennal-Fassionen 
in  das  Eigenthum  von  Privaten  üt>ergegangen  ist,  sind  die  durch 
Aufliebung  des  geistlichen  Zehents  erfolgten  Verluste  aus  Landes- 
mitteln zu  entschädigen ,  wobei  der  Zehent-Ertrag  aus  den  Zehent- 
Registern  und  Ablührs- Protokollen  oder  nach  dem  Durchschnitte 
für  1836  bis  1845  zu  erheben  und  nach  den  Pi'eisen  des  Grund- 
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steuer-Provisoriuni'b  gegen  Abzug  eiues  Seehattheils  für  die  fiiohe- 
bungskosten  zu  vervvertheD)  ein  reluirter  2jehent  mit  dem  vollen 
Reluitions-Preiee  anzusetzen  ist.  Auch  für  den  Zehententgang  des 
niedeni  Curat-Clerus  ist  die  Entschädigung  aus  den  Landesmitteln 
zu  leisten.  Abgaben  und  Leistungen  an  Kirchen,  Pfarren  und 
Schulen,  welchen  weder  Uer  geistliche  Sjchent  im  Allgemeinen 
noch  das  herrschaftliche  Neuntel  von  Urbarial  -  Ansässifdceiten  zu 
Grunde  liegt,  sind  unter  den  aufgehobenen  Leistungen  nicht  be-. 
grifien  und  von  den  Verpflichteten  auch  fernerhin  zu  leisten. 

Zeitliche  Verträge  sowie  rein  privatrechtliche  Pacht-  und 
Pfand  >  Verträge  werden  auch  in  diesen  Ländern  durch  die  Grund- 
entlastungs-  und  Regulirungs-Patente  nicht  berührt. 

Die  Durchführung  der  Grundentlastung  wurde  besonderen 
Landes-Commissionen  (bei  welchen  auch  das  Finanz -Aerar 
vertreten  erscheint)  überwiesen;  für  die  ftlnf  Verwaltungsgebiete 
des  Königreicirs  Ungern  wurden  in  deren  Hauptorten  fünf  liuides- 
Commissionen ,  für  die  serbische  Wojwodschaflt  und  daö  Temeser 
Banat  eine  Landes- Commission  zu  Temesvär,.  für  Kroatien  und 
Slavonien  eine  Landes-Commission  zu  Agram ,  für  Siebenbürgen  eine 
Landes-Commission  zu  Hermannstadt,  mit  unmittelbarer  Unterord- 
nung unter  das  Ministerium  des  Innern,  aufgestellt';  von  diesen 
Commiasionen  sind  die  sechs  erstbezeichneten  bereits  nach  Beendi- 
gung ihrer  Gcschäile  wieder  aufgelöst  wqrden. 

Kebst  der  Aufhebung  der  unterthänigen  Leistungen  hatte  die 
Gesetzgebung  in  den  nugrischen  Ländern  noch  eine  andere  wichtige 
Frage  ^u  ordnen :  die  Regulirung  der  Weichbilde.  Der  frühere 
Zustand  bracht j  die  Unmöglichkeit  mit  sich)  Grundstücke  nach 
Gutdünken  zu  benützen  und  zu  einem  höheren  Ertrage  zu  bringen, 
da  sich  Jeder  durch  die  Zersplitterung  seiner  Besitz-Antheile  in 
verschiedene  Riede  gez\yungen  sah,  die  gemeindeübliche  Art  der 
Bewirthschaftung  unbedingt  mitzumachen.  Auch  waren  Wiese  und 
Wald  mit  einer  grossen  Zahl  von  Mitbenutzungsrechten  belastet» 
welche  jede  anderweitige  landwirthsclmllliche  Bearbeitung  dieser 
Area  ausschlössen.  Desshalb  bemühte  sich  schon  der  frühere 
ungrische  Reichstag,  die  Commassation  und  Segregation  in 
jeder  Markung  zu   veranlassen,  so  dass  das  Territorium  derselben 

•  Doch  halte  sich  die  i^ gramer  Oommission  in  allen  dieMur-Insel  be- 
treffenden Fragen  nach  den  Vorschriften  für  Ungern ,  die  Temesvärer  in 
allen  Bestimmungen  über  die  Bezirke  Illok  und  Ruma  nach  jenen  für 
Slavonien  zu  richten. 
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in  seiner  Gesammtheit  vermessen  und  sodann  unter  säminUiche 
adelige  und  unadelige  Besitzer  neu  aufgetheilt  würde,  wobei  auch 
die  Ausscheidung  der  Viehweiden  stattzußnden  hätte.  Hiemach 
gestattete  der  X.  Artikel  des  Reichstags  vom  Jahre  1836  die 
Anstrengung  von  Regulirungs- Processen  und  zeichnete  die  Form 
derselben  vor.  Das  Forum  dafUr  blieb  aber  bis  1848  der  adelige 
Herren^tuhl,  erst  1848  wurden  die  Commassations-  und  S^rega- 
tions-Processe  zum  Gerichte  des  Vicegespans  übertragen.  — Aehnlich 
war  das  Verhältniss  in  Siebenbürgen. 

Mit  den  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom  30.  August  1855 
und  17.  Mai  1857  wurden  desshalb  eigene,  <len  Ministerien  des  Innern 
und  der  Justiz  gemeinsam  unterstehende  Urbarial-Gerichte  aus 
Beamten  der  politischen  Verwaltungsbehörde  und  des  entsprechen- 
den Gerichts  gebildet.  Als  erste  Instanz  fungirt  ein  Urbarialr 
Gericlit  in  jedem  Komitaie  oder  Kreise ,  als  zweite  das  Urbarial- 
Obergericht  (zu  Ofen,  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau,  Gross- 
wardein,  Temesvdr,  Agi*am  und  Hermannstadt),  als  dritte  das 
oberste  Urbarial- Gericht  zu  Wien.  Die  sechs  erstgenannten  Urba- 
rial  -  Obergerichte  begannen  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Januar  1850, 
die  untei^eordneteu  Urbarial  -  Gerichte  am  30.  Januar  1856,  die 
beiden  letztgenannten  Obergerichte  am  15.  Januar  1858  und  die 
betreffenden  Urbarial -Gerichte  am  30.  Januar  1858.* 

Die  Commassation  (Zusammenlegung  und  neue  AuA^heHung 
der  Grundstücke)  wird  von  den  Urbariul-Gerichten  nur  dann  be- 
willigt, wenn  entweder  alle  Betheiligten  damit  einverstanden  sind, 
oder  wenn  der  Grundbesitz  derjenigen  Grundherren  oder  Unter- 
ihanen,  welche  die  Oommassation  bereits  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrift begehrt  haben  oder  binnen  einer  gesetzten  Frist  verlangen, 
wenigstens  zwei  Dritttiieilc  des  Flächenmaasses  der  Gemarkungen 
nmfasst.  Wo  CJompossessorate  bestehen,  in  weichen  die  verhält- 
nissmässige  Ausscheidung  des  Grundbesitzes  noch  nicht  erfolgt  ist, 
und  es  sich  um  die  Durchftihrung  einer  Beditzregulirung  handelt, 
hat  das  Urbarial-Gericht  vor  Allem  zwischen  den  Composscssoren 
im  Vergleiehswege  ein  Einverständniss  zu  erzielen.  Gelingt  dieses 
nicht,  so  hat  das  Urbarial-Gericht  ein  der  Sachlage  entsprechendes 

*  Die  entsprechenden  Instructionen  über  d}e  innere  Einrichtung  und 
Geschäftsordnung  der  Urbarial  -  Gerichte  erflossen  für  Ungei'n  und  die 
VVojwodschaft  mit  Minist -Verord.  vom  2.  Februar  1856,  für  Kroaticn- 
Slavonien  mit  Minist-Verord.  vom  28.  December  1857,  für  Siebenbürgen 
mit  Minist. -Verord.  vom  27.  Januar  1858. 
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Provisorium  zu  treflen  uud  nach  Ifaas^abe  desselben  seine  Amts- 
handlung durchzuftihren,  die  meritorische  Austragung  des  Propor- 
tional-Processes  aber  auf  den  ordentlichen  Rechtsw^  zu  weisen. 

Für  die  gewesenen  Unterthanen,  sowie  ffir  die  Seelsorger  und 
SchuUehrer^  welchen  zufolge  der  früher  erlassenen  Urbarial-Oesetze 
eine  Holzung  gebtthrt,  werden  durch  die  Urbarial-Gerichte  im  Ver^ 
hältnisse  des  Besitzstandes  '  Waldantheile  ausgeschiedmi,  welclie 
als  Gemein'dewaldungen  zu  behandeln  und  nach  den  bezi^- 
liehen  Vorschriften  unter  Aufeicht  der  politischen  Behörden  zu  be- 
wirthschailen  sind.  Nach  Umständen  kann  statt  der  Waldtheilung  die 
Ausmittlung  einer  fixen  jährlichen  HolzgebUhr  stattfinden.  Ein  Weide- 
genuss  auf  den  Gründen ,  welche  in  das  Bigentfaum  der  gewesenen 
Unterthftnen  übergehen,  steht  den  ehemaligen  Grundherren  nicht  mehr 
zu,  wogegen  aber  auch  die  Unterthanen  die  herrschafllichen  Gründe 
nicht  beweiden  dürfen^  dasselbe  hat  nach  erfolgter  Ausscheidung 
der  Wald-  und  Rohrgrundantheile,  sowie  nach  erfolgter  Theilung 
der  Hutweide  rücksichtlich  der  ausgeschiedenen  Antheile  zu  gelten. 

Bezüglich  der  Quellen,  aus  welchen  die  ermittelte  Urbarial- 
und  Zehent* Entschädigung  zu  leisten  ist,  sind  besondere  Bestim- 
mungen durch  dit3  kaiserlicheu  Pateute  vom  16.  Januar  1854  für 
die  ungrischen  Länder  und  vom  1.  Januar.  1856  für  Siebenbüigen 
erfiossen.  Diesen  gemäss  wurde  zur  Leistung  der  aus  den  Landes- 
mitteln aufzubringenden  Entschädigung  für  jedes  der  drei  vormals 
ungrischen  KriHiländer  und  für  Siebenbürgen  ein  eigener  Entla- 
stungs-Fond errichtet,  dessen  Verwaltung  die  Entlastungs- 
Fonds-Directionen  führen.  Der  Entlastungs-Fond  wird  durcli 
Zuschläge  zu  den  direeten  Steuern  und  (indofeme  das  Erfordemiss 
eintritt)  zu  jenen  indirecten  Abgaben,  die  ihrer  Einrichtung  nach 
%n  einem  solchen  Zuschlage  geeignet  sind,  aufgebracht  Für  alle 
£Intschädigungs-Forderungen  erfolgt  der  Entlastungs-Fond  den  ihm 
überwiesenen  Bezugsberechtigten,  als  seinen  Gläubigem,  in  der 
Regel  fünfpercentige  Schuldverschreibungen ,  welche  vom  Gesammt- 
reiche  verbürgt  sind  und  alle  Vorzüge  der  Staats-Papiere  gemessen. 
Nur  Bestbeträge  von  überwiesenen  Forderungen  unter  10  fl.  und 
solche,  die  sich  zur  Ausstellung  von  besonderen  Schuldverschreibungen 

*  Für  ejue  ganze  AoMSsigkett  ist  eine  Wald  fläche  von  l'/,  bis  6  (nur 
ausnahmsweise  unter  1*/^  und  bis  zu  9)  nieder -österreichischen  Jochen 
zu  rechnen,  und  für  8  Häusler  die  Conipetenz  einer  ganzen  Ansässigkeit 
zu  bemessen;  für  den  Seelsorger  entfällt  die  Competenz  einer  ganzen,  für 
den  Schullehrer  jene  einer  halben  Ansässigkeit. 
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nicht  eignen,  werden  baar  bezahlt,  ebenso  auch  die  als  Kni- 
Schädigung  fWv  den  Zehententgang  des  niedern  Curet-CIerus  ausge- 
roessenen  Jahresrenten.  Die  Cassegeschäfte  der  Entlastungs-Fonde 
werden  von  den  betreffenden  Landes-Hauptcassen  geführt.  Die  Be- 
stimmungen ^  unter  welchen  Bedingungen  und  in  welcher  Weise  die 
von  den  Verpflichteten  allein  abzustattenden  Capitale  eingezahlt 
werden  sollen,  bUeben  besonderen  Anordnungen  vorbehalten.  Die 
Verlosung  der  Orundentlastungs-Obligationen  Aftr  die  ungrischen 
Länder  begann  am  31.  October  1857. 

S.  18. 

16.    Laodwirthschaft,  Forst-,  Berg-  und  Hüttenwesen-(Land- 

wirthsdiaft). 

Obwohl  der  Eaiserstaat  Oesterreich  durch  die  uatüriiche 
Beschafifenheit  seiner  fruchtbaren  Gebiete  darauf  angewiesen 
ist,  in  der  Boden -Cultur  die  Grundlage  seines  volkswirth- 
schafllichen  Gedeihens  und  seines  Wohlstandes  zu  finden, 
80  war  dennoch  bis  zum  Jahre  1848,  die  italienischen  Kron- 
länder ausgenommen ,  der  Zustand  der  Landwirthschaft  kein 
erfreulicher.  Die  grossen  Grundeigenthümer  bedienten  sich 
in  der  Bewirthschaftung  ihres  Bodens  der  Prolinen,  der  Bauer 
konnte  nicht  über  seine  Arbeitskraft  verfügen  und  hatte 
mancherlei  Lasten  zu  tragen,  das  Capital  zur  besseren 
Benützung  des  Bodens  mangelte,  und  die  Zwischenzoll  »Linie 
trennte  den  üppig  ertragreichen  Osten  von  dem  consnmiren- 
den  Westen  des  Reiches.  Zwar  waren  in  fast  allen  Kronlän- 
dern intelligente  Grundbesitzer  mit  gutem  Beispiele  in  der 
rationdien  Bewirthschaftung  ihres  Bodens  vorangegangen, 
und  die  zahlreichen  landwirthschaftlicben  Vereine  hatten  eine 
immer  weiter  um  sich  greifende  Bewegung  in  ihren  Kreisen 
hervorgebracht;  allein  bei  der  grossen  Masse  der  Grundbe- 
sitzer war  diese  Anregung  noch  nicht  durchgedrungen.  Nicht 
wenig  trugen  zu  dieser  Stagnation  die  niedrigen  Getreide- 
preise der  letzten  Jahi'zehende  bei,  welche  die  Landwirth- 
schaft als  nicht  lohnend   erscheinen  Hessen.    Die  Freunde 
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des  landwirthschafUiclien  Fortschrittes  wendeten  sich  daher 
jenen  Zweigen  der  agricolen  Beschäftigung  zu,  bei  denen 
die  besseren  Preise  der  Produete  eine  unmittelbare  Aufmun- 
terung gewährten ,  der  Merinos-Schafzuclit,  der  Rübenzucker- 
Fabrication  und  den  Branntwein -Brennereien,  in  welchen 
Zweigen  sehr  anerkennenswerthe  Erfolge  erzielt  wurden.  Im 
Allgemeinen  aber  musste  der  Aufschwung  der  Landwirtli- 
schaft  erst  von  einer  günstigeren  Zukunft  erwartet  werden. 
Diese  ward  durch  die  gewaltigen  Reformen  in  dem  in- 
neren Staatswesen  eröffnet,  welche  auf  keinen  Zweig  der 
Volkswirthschaft  eine  so  tiefgreifende  Rückwirkung  äusser- 
ten, als  auf  die  Boden -Cultur.  Mit  der  Aufhebung  des  Pa- 
trimonial  •  Wesens  und  der  Eutfesslung  des  Bodens  trat  die 
LAndwirthschaft  in  dje  Reihe  der  freien  Beschäftigungen^ 
bei  welchen  Intelligenz  und  freie  Mitbewerbung  ihren  vollen 
Spielraum  finden.  Die  Copitale  strömten  mehr  als  früher, 
namentlich  in  den  östlichen  Ländern,  dem  Ankaufe  des 
Bodens  zu,  der  Grundwerth  erfuhr  eine  rasche  Steigerung, 
eine  rationelle  Bewlfthschaftung  ergab  von  einem  beschränk- 
ten Besitze,  zu  dessen  Cultur  die  Kräfte  des  Eigenthümers 
oder  Pächters  ausreichten,  eine  höhere  Rente  als  früher  von 
einem  ausgedehnteren,  sclilecht  bewirthschafteten  Grunde 
erzielt  werden  konnte,  die  Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie, 
die  Vermehrung  der  Communications- Anstalten,  Verträge 
mit  fremden  Regierungen  erleichterten  den  Verkehr,  und 
eine  in  Folge  dieser  Reformen  so  wie  anderer  Umstände 
fortschreitende  Steigerung  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
gewährte  immer  grösseren  Autrieb  zu  deren  Cultur.  Noch 
ist  der  seither  verflossene  Zeitraum  zu  kurz,  als  dass  sich 
dieser  Aufschwung  der  Landwirthschaft  allenthalbeu  fühlbar 
machen  könnte,  aber  der  Anstoss  ist  Überall  gegeben. 
Die  grossartige  Ausstellung  von  Vieh ,  land  -  und  forstwirth- 
schaftlichen  Maschinen,  Geräthen  und  Producten,  welche  das 
Haupt- Moment  der  Jubelfeier  des  fünfzigjährigen  Bestandes 
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der  k.  k.  LandwirHischaftsgegellscImfb  in  Wien  im  Früh- 
jahi*e  1857  bildete,  stellte  jenen  Aufschwung  in  der  impo- 
santesten Weise  zur  Schau.  Die  bereits  erzielten  Fortschritte 
sind  unlängbar,  die  fernere  Entwicklung  muss  der  Zeit  und 
der  Ausbildung  der  neuen  Verhältnisse  überlassen  bteiben. 

Die  nachstehenden  Andeutungen  mögen  dazu  dienen^ 
die  Richtung  zu  bezeichnen,  in  denen  die  landwirthschaft- 
lichen  Fortschritte  zu  Tage  treten.  Die  Auttiebung  der  Ro- 
bot hat  viele  Fabriken  landwirthschaftlicher  Maschinen  und 
Geräthe  zu  Wien,  Hütteldorf,  Gratz,  Andritz,  Hohenmatithen, 
Priag,  Lemberg,  Pest,  etc.  ins  Leben  gerufen,  den  Tritt 
der  Thiere  (grossen theiis)  und  den  Flegel  (theilweise)  vom 
Dreschen  des  Getreides  entfernt,  bei  grossen  Gütern  den 
8äemann  entbehrlich  gemacht,  den  hölzernen  Pflug  mit  sei- 
nem 5  bis  6  Fuss  langen  Streichbrette  zur  Seite  gestellt  und 
die  Zahl  der  Zugthiere  vermindert,  hier  und  da  den  Rechen 
in  einen  Heuwender  und  Heuschieber  verwandelt,  die  Sichel 
und  Sense  in  Sägen  und  Scheeren  umgestaltet,  die  Hauen 
und  Haindeln  durch  Exstirpatoren  oder  Drilleggen  und  An- 
häufepflüge ersetzt,  die  Anwendung  der  Schaufeln  utid  der 
Karste  durch  Untergrundpflüge  beschränkt,  den  Gebrauch 
unterirdischer  Abzugsgräben  durch  die  Anwendung  von  ge- 
brannten Thonröhren  (Drainage)  wesentlich  erleichtert,  dem 
Dämpfe  das  gebührende  Recht  auch  bei  der  Landwirthschaft 
eingeräumt,  und  überhaupt  eine  Thätigkeit  beim  Ackerbau 
hervorgerufen,  wie  sie  die  Geschichte  der  österreichischen 
Landwirthschaft  bisher  nicht  aufzuweisen  vermochte.  Die 
hohen  Preise  des  Getreides,  des  Fleisches  und  der  Wolle 
haben  die  Dünger- Fabriken  von  Lorber,  Fichtner,  MoHy, 
Wegemann  etc.  ins  Leben  gerufen,  dem  Chili -Salpeter  und 
Guano  die  Thore  nach  Oesterreich  geöffnet,  die  Behandlung 
des  Stallmistes  verbessert,  die  Urbarmachung  von  Gestrüp]) 
und  die  Trockenlegung  der  Sümpfe  bewirkt,  ambulirende 
Wiesen  -  Ingenieure    und    die    Drainage    der    Grundstücke 
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verwirklicht,  die  MastuDgsanstalten  vermehrt,  die  fortschrei- 
tende Umwandlung  der  gemeinen  Schafe  in  Merinos  begrün- 
det, die  häufige  Kreuzung  des  langgestreckten  italienischen 
Schweines  mit  dem  mastungsfähigen  syrmischen  veranlasst. 
Das  Streben,  den  Seidenbau  in  den  deutschen  Kronländern 
zu  begründen,  rief  die  (bereits  erwähnten)  Seidenbau -Vei^ 
eine  ins  Leben.    Die  Entdeckungen  Dzier8zon''s  haben  cBe 
schlummernde  Bienenzucht  neu  belebt,  Versammlungen  von 
Bienen wirtheti  begründet,  und  das  Erscheinen  mehrerer  Bie- 
nenzeitungen veranlasst.    Die  Fortschritte  der  Chemie,  ins- 
besondere der  Gähmhgs- Chemie,    brachten   den  Bierstein, 
die  Pressgerm  und   die  Erzeugung  von  Alkohol  aus  Holz- 
fasern, Runkelrüben,  Topinambur,  Asphodil  und  Maiskolben 
zu  Wege,  verbesserten  wesentlich  die  Alkohol-,  Bier-  und 
Essig -Fabrication,  sprachen  dem  Gatlisiren  der  Weine  das 
Wort,  -weckten  das  Streben  nach  Dünger -Surrogaten,   ver- 
anlassten Preisaüfgaben  zur  Entdeckung  von  phosphorsanrem 
Kalke,  Salpeter,  Gyps  und  Guano,  begründeten  dieNothwen- 
digkeit  der  Anstellung  von  Agricultur-Chemikern.  Eine  beson- 
dere Wichtigkeit  für  Oesterreich  erlangte  die  Erfindung  Mar* 
zeirs  und  Schrank's,  Maiskolben  in  Schrot  und  diesen  auf  jeder 
gewöhnliehen  Mühle  in  Mehl  zu  verwandeln ,  da  die  Chemie 
46  Pei-cent  Stärkemehl  in  den  Maiskolben  nachgewiesen  bat 
und  die  Jährliche  Erzeugung  an  Maiskolben  in  Oesterreich 
wenigstens  mit  16  Millionen  Centnern  veranschlagt  werden 
kann.    Die  Kartofielkrankheit  hat  in  den  südlichen  Kron- 
ländem    dem    Mais    eine    grosse    Verbreitung    verschafft, 
welcher  unter  den  Cultur-Pflanzen  den  ersten  Rang  einnimmt 
und  vorzugsweise  geeignet  erscheint,  die  Menschen  gegen 
Hungersnoth  zu   bewahren,   da  er  nicht  nur  den  höchsten 
Ertrag   abwirft,   sondern    auch   den  Anbau   von  Zwischen- 
früchten gestattet.    Die  Aufhebung  der  gegen  die  ungrischen 
Länder    bestandenen    Zollschranken     hatte    allerdings    im 
Beginne    auf    die    Landwirthe    der    Nachbarländer    einen 
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gewaltigen  Druck  ausgeübt,  und  insbesondere  den  WeinUan 
in  Oesterreich  itnter  der  Enns,  Steiermark  und  Erain  für  den 
Augenblick  erschüttert;  allein  nachhaltige  Folge  hiervon  war 
der  durch  die  Concurrenz  bedingte  Wetteifer  in  dem  Streben 
nach  Verbesserung.  Man  beginnt  hier  bereite,  die  ungün- 
stigen und  zu  anderen  Culturen  geeigneten  Weingärten  auf- 
zulassen, die  schlechten  Rebensorten  auszumerzen  und  durch 
bessere  zu  ersetzen,  die  herkömmliche  Eellerwirthschaft  auf- 
zugeben und  eine  rationelle  ^inzunihren^  tüchtige  Keller- 
meister aus  dem  Auslande  zu  berufen.  Weinbauvereine  zu 
bilden  und  grossaHige  Weinhandlungen  durch  Wein-Produ- 
centen  zu  begründen.  Eine  gleiche  Verbesserung,  nament- 
lich der  Eellerwirthschiift,  jSndet  auch  in  Ungern  Statt, 
seitdem  die  Traubenkrankheit  iu  Italien  und  Frankreich 
den  ungrischen  Weinen  einen  vermehrten  Absatz  nach  dem 
Auslande  verschafft  nnd  die  Aufmerksamkeit  der  auswär- 
tigen Weinhändler  auf  die  edleren  Gattungen  derselben  ge- 
lenkt hat. 

Gleichwie  aber  auf  allen  Gebieten  des  menschlichen 
Strebens  das  Fortschreiten  nie  ohne  Schwankungen  erfolgt 
und  jeder  Uebergang  aus  einem  Zustande  in  den  anderen 
gewisse  Opfer  erheischt,  so  muss  auch  den  eben  angedeu- 
teten Lichtseiten  des  landwirthschaftlichen  Au&chwunges  die 
Schattenseite  gegenüber  gestellt  werden,  die  sich  nament»* 
lieh  dort,  wo  die  Intelligenz  weniger  die  Schwierigkeiten 
des  Uebei^anges  überwinden  hilft,  hoffentlich  nur  vorüber* 
gehend,  bei  dem  giossen  landwirthschaftlichen  Umwand- 
lungs-Processe  herausgestellt  haben.  Die  plötzlich  ihrer  bis- 
herigen Hilfskräfte  entbehrende,  durch  vermehrten  Anbau 
grössere  Hilfsmittel  in  Anspruch  nehmende  Boden -Gultur 
vermisst  grösstentheils  schmerzlich  die  erforderlichen  Geld- 
und  Arbeitskräfte.  Der  Entfall  der  Rd>ot  drängte  die  grossen 
Grundbesitzer,  wo  nicht  die  Verpachtung  eintreten  konnte, 
zu  der  Einrichtung  eines  eigenen  Wirthschaftsbetriebes,  wozu 
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die  erhaltenen  Entscliädigungsgelder.  nicht  immer  hinrei- 
chen, und  der  Bedarf  an  Capital  auch  für  den  kleineren 
Besitzer  nimmt  in  dem  Maasse  zn,  als  das  Geld,  tlurch  ge- 
winnreichere Anlage  -  zu  den  Geschäften  des  beweglichen 
Verkehres  gelockt,  sich  der  Landwirthschaft,  insbesondere 
dem  Hypothekar -Kredit,  immer  mehr  entzieht.  In  den  öst- 
lichen Kronländern  aber  ist  es  besonders  der  Hangel  an 
Arbeitskräften,  welcher  dem  Aufschwünge  der  landwirth- 
schaft hemmend  entgegensteht.  In  Ungern  ist  ein  wirkliclier 
Mangel  an  Bevölkerung  vorhanden,  welcher  die  Preise  der 
^nunmehr  durchaus  mit  Gelde  zu  entlohnenden)  Handarbeit 
unverhältnissniässig  in  die  Höhe  treibt  und  eine  Abhilfe  nur 
von  der  Colonisirung  erwarten  kann.  In  Galizien  und  Kroa- 
tien aber  trägt  zunächst  die  Unlust  des  Landmannes,  wel- 
cher lieber  seine  Zeit  nnihätig  zubringt,  als  dass  er  sich 
dem  grösseren  Grundbesitzer,  seinen)  ehemaligen  Grund- 
herrn, zur  Arbeit  verdingte,  die  Schuld,  wenn  lietzterer  in 
die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  seine  ausgedehnten  Be- 
sitzungen zu  bewirthschaften,  und  demnach  ein  gi'Osser 
Theil  des  culturfähigen  Bodens  unbenlifÄt  liegen  bleibt.  Es 
ist  zu  erwarten,  dass  liier  die  fortschreitende  Aufklärung, 
wenn  nicht  die  dringende  Noth,  die  Ijandbevölkerung  zu 
einer  zweck  massigeren  Benützung  ihrer  Arbeitskraft  flUi* 
reu  wird,  wie  andererseits  die  in  der  Gestaltung  begriflfenen 
Hypothekar-  und  Credits- Anstalten  den  geldbedtU'ftigen 
Besitzer  unterstützen  und  dadurch  die  bisher  noch  viel- 
fach schlummernden  Kräfte  des  fruchtbaren  Bodens  zum 
Gedeihen  der  Einzelneti  und  des  gesammten  Staates  wecken 
werden. 

Weim  inan  die  Ergebnisse  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebes in  Oesterreich  in  wenige  Ziffern  zusammenfasst ,  so 
stellt  sich  heraus,  dass  man  an  100  Millionen  Joch^  pro- 
(juctiven  Bodens  zählt,  wovon  37  Percent  dem  Acker- 
lande,  32  Percent  dem  Waldlande,  nahezu  16  Percent  dein 
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Weidelftnde,  14  Percent  dem  Wiesen;  und  Gartenlande  und 
etwas  über  1  Percent  dem  Weinlande  zufallen.  Der  Werth 
des  nutzbaren  Bodens  beträgt  über  10.000  Millionen  Gulden ; 
daran  nimmt  das  Ackerland  mit  54^,,  das  Wiesenland  mit 
22^  das  Waldland  mit  1%%  das  Weideland  mit  l\t^  und  das 
Weinland  mit  S'/j  Percent .  Theil.  Der  Rohertrag  des  pro- 
ductiren  Bodens  steigt  auf  1.568  Millionen  Gulden,  wozu 
das  Ackerland  70,  das  Wiesen-  und  Gartenland  18,  das 
Weinland  BVj,  das  Waldlaud  4^/2  und  das  Weideland  2  Per- 
cent beitragen.  Die  Hausthiere  reprösentiren  einen  Werlh 
von  1.106  Millionen  Gulden  und  deren  Ertrag  steigt  auf  475 
Millionen,  ungerechnet  50  Millionen  Gulden  fUr  die  Ausbeute 
der  Jagd  und  Fischerei ;  der  Werth  der  Wirthschaftsgebäude 
und  Werkzeuge  beträgt  1.271  Millionen  Gulden.  Das  Ge* 
sammt- Capital  der  Boden -Cultur  aber  erreicht  12.517  Mil- 
lionen, und  der  Gresammtertrag  desselben  erhebt  sich  auf 
nahezu  2.000  Millionen  Gulden. 

Der  Betrieb  der  Landwirthschaft  steht  zwar  in  einigen 
Theilen  des  lombardisch  -  venezianischen  Königreiches  sowie 
auf  den  GlHern  vieler  grösseren  Grundbesitzer  in  den  übri- 
gen Eronländern  auf  der  Stufe  hoher  Ausbildung;  dessen- 
ungeachtet ist  dieselbe  noch  nicht  in  die  Masse  der  kleinen 
Grundbesitzer,  der  Bauern,  gedrungen,  wie  sich  daraus  er- 
gibt, dass  die  Brachfelder  -  Wirthschaft  noch  immer  in  dem 
überwiegend  grösseren  Theile  des  Reiches  als  bestehend 
angetroffen  wird.  Die  Nachtheile,  welche  die  genauere  Un- 
tersuchung der  landwirthschafllichen  Zustände  an  das  Licht 
fördert,  bestehen  im  Wesentlichen  darin,  dass  ein  zu  grosser 
Theil  des  oulturfähigen  Bodens  zu  dem  Ad^^Iande  und  ein 
zu  geringer  zu  dem  Wiesenlande  verwendet  wird.  Wenn 
man  gleich  durch  den  Anbau  von  Futterkräutem  auf  dem 
Ackerlande  dem  durch  dieses  ungünstige  Verhältniss  herbei- 
geführten Mangel  an  Futter  zu  begegnen   sucht,  so  reicht 

• 

doch  letzteres  nicht  zur  Erhaltung  und  gehörigen  Ernährung 

V.  Cioernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  35 


546 


eines  entsprechenden  Viehstandes  hin,  wodurch  nicht  nur 
die  Viehzucht  als  Cultur- Zweig  leidet,  sondern  auch  Mangel 
an  Dünger  entsteht,  und  das  nicht  nach  Erforderniss  ge- 
düngte Ackerland  einen  geringeren  Ertrag,  als  sonst  zu 
erwarten  stünde,  abwirft.  Würde  durch  die  Verwandlung 
eines  Theiles  der  Aecker  in  Wiesen  mehr  Futter  erzeugt,  so 
könnte  ein  besserer  und  zahlreicherer  Viehstand  (wozu  es 
im  Reiche  an  trefflichen  einheimischen  Racen  nicht  fehlt) 
gehalten  und  auf  einem  geringeren  Flächenausmaasse  eine 
reichere  Ernte  an  Boden -Producten  gewonnen  werden.  Die 
durchgreifende  Umwandlung  der  landwirthschafblichcn  Ver- 
hältnisse in  Folge  der  Entfesselung  des  Bodens,  welche 
gegenwärtig  noch  im  ersten  Stadium  der  Entfaltung  steht, 
und  die  allgemeine  in  Oesterreich  wahrnehmbare  Cultur- 
EIntwicklung  wird  diese  schon  jetzt  durchdringende  Verbes- 
serung in  immer  weiteren  und  weiteren  Kreisen  verbreiten, 
und  dazu  beitragen,  dass  allmählich  dem  fruchtbaren  Boden 
ein  ebenso  reicher  Ertrag,  wie  in  den  vorgeschrittenen  Län- 
dern des  Westens  von  Europa,  abgerungen  werden  wird, 
wovon  dann  Oesterreich ,  als  der  vorzugsweise  agricola 
Staat  unseres  Welttheiles,  die  möglich  erreichbarste  Höhe 
seines  künftigen  Wohlstandes  erwarten  darf.  Wie  namhaft 
aber  auch  schon  während  der  letzten  Jahrzehende  der  Fort- 
schritt in  der  Ertragserhöhung  der  Landwirthschaft  in  Oester- 
reich gewesen  ist,  mag  aus  dem  Umstände  entnommen  wer- 
den, dass  seit  30  Jahren  sich  die  Bevölkerung  des  Kaiser- 
Staates  von  33  auf  40  Millionen  Einwohner  vermehrt  hat, 
dass  sich  ferner  diese  Bevölkerung  gegenwärtig  entschieden 
besser  nährt  als  im  Beginne  jener  Periode,  während  der 
verhältnissmässig  nicht  erhebliche  Austausch  der  Nahrungs- 
fruchte  und  des  Viehes  mit  dem  Auslande  ziemlich  in  den 
gleichen  Verhältnissen  geblieben  ist,  die  Ausfuhr  der  Seide 
und  Wolle  aber  in  diesem  Zeiträume  sich  sehr  bedeutend 
erhöht    hat.      Welch    einen    gar    nicht    zu    berechnenden 
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Änstoss  d^r  beginnende  Aufschwung  der  Landwirthschaft 
dem  Verkehre  zu  ertheilen  geeignet  ist,  mag  man  daraus 
entnehmen,  dass  eine  Vermehrung  des  gegenwärtigen  Ge- 
sammtertrages  der  Landwirthschafl;  in  Oesterreich  um  zwei 
Percent  den  ganzen  Betrag  der  in  einzelnen  Artikeln 
stattfindenden  Mehreinfuhr  aus  dem  Auslande  zu  decken 
vermag,  während  eine  Vermehrung  dieses  Gesammtertra- 
ges  um  drei  Percent  (nach  Abschlag  der  Seide  und 
Schafwolle  aber  nur  um  ein  Percent)  hlnreiclien  würde, 
den  Betrag  der  Mehrausfuhr,  welcher  in.  den  übrigen  Ar- 
tikeln des  Zoll-Tarifes  nach  dem  Auslande  stattfinde^  zu 
verdoppeln! 

Die  vorzüglichsten  Zweige  der  Landwirthschafl:,  denen  die 
grösseren  Grundbesitzer  in  Oesterreich  vor  dem  Jäiire  1848  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwendeten,  waren  Merinos-Schafzucht, 
Zucker-Fabrication  aus  Runkelrüben  und  Branntwein-Brennerei. 

Die  Zucht  der  im  Jahre  1763  durch  die  Kaiserin  Maria  Theresia 
eingefllhrten  Merinos-Schafe  erhielt  durch  die  erfolgreiche  Thä- 
tigkeit  mehrerer  meist  dem  höheren  Adel  angehöriger  Grundbe- 
sitzer einen  solchen  Aufschwung  und  eine  solche  Ausdehnung, 
namentlich  in  Mähren  und  Schlesien,  in  Böhmen  und  zum  Theile 
in  Ungern,  dass  sie  der  österreichischen  Landwirthschafl;  zur  grössten 
Zierde  gereichte  Diese  Pflege  der  Merinos-Schafzucht  wurde  zu- 
nächst durch  die  damaligen  hohen  Preise  der  Wolle  und  die  nied- 
rigen Preise  der  Bodenerzeugnisse  herbeigefllhrt.  Doch  hat  sich 
dieselbe  bei  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Volkswirthsehafl; 
und  der  Civilisation,  insbesondere  aber  bei  der  Vervollkommnung  und 
Vermehrung  der  CommuDications-Mittel,  ftlr  alle  Zukunfl;  einen  her- 
vorragenden Platz  unter  den  landwirthschaftHchen  Beschäfligungen 
errungen,  und  schon  jetzt  trachten  denkende  Landwirthe,  mehr 
und  mehr  die  gemeinen  Schafe  durch  edle  zu  ersetzen  und 
den  Schafstand  zu  vermehren,  da  die  Schafzucht  bei  der  grossen 
Zerstückelung  des  Bodens  in  Europa  nur  noch  in  jenen  Ländern 
mit  günstigem  Erfolge  betrieben  werden  kann,  wo  sich,  wie  in 
Ungern,  Galizien,  Böhmen,  Mähren  etc.,  grosse  Wirthschafls- 
Complexe  vorfinden.  Oesterreich  besitzt  mindestens  30  Millionen 
Schafe    mit    einer    Woll-Production    von    690.000    Centnem    im 
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\Verihe  von  54  Millionen  Gulden:  unter  allen  landwirihscliaft- 
liehen  Erzeugniseen  nift  die  Schafwolle  (nebBt  der  Seide)  den  gros^ 
artigsten  Verkehr  mit  dem  Auslände  hervor^  da  im  Jalire  1856 
hiervon  sogar  233.792  Centner  im  Werthe  von  25 '/j  Million  Gulden 
ausgefllhrt  worden  sind. 

Die  seit  1809  entstandene  Rübenzucker-Erzeugung  fand 
erst  seit  1830  Eingang  in  die  Monarchie^  und  zwar  zuerst  in  Böhmen 
durch  den  grundhesitzeuden  höheren   Adel.    Bis  zum  Jahre  1840 
waren   bereits    113  Runkelrüben-Zueker-Fabriken  entstanden,  von 
denen  aber  mehrere  kleine  mit  unzweckmässigem  Betriebe  wieder 
eingingen,  während  die  Errichtung  grossartiger  Etablissements  dieser 
Art    und   hiermit    auch    die   Menge    der    Rtibenzucker- Erzeugung 
namentlich  seit  1848  die  bedeutendsten  Fortschritte  machte.  Gegen- 
wärtig verarbeiten  in  einem  mittleren  Jahre  108  Zucker-Fabriken 
77,  Million  Centner  Rüben  zu  450.000  Centnem  Zucker  und  230.000 
Centnem  Melasse,  wobei  bberdiess  750.000  Centner  Pressrttckstände 
gewonnen  werden.  Durch  die  neu  ein^elührten  Verbesserungen  (zweck- 
mässige hydraulische  Pressen,  vervoUko'knmnete  Press -Manipulation, 
Erhaltung  einer  entsprechenden  Temperatur  und  grosse  Reinlichkeit, 
endlieh  die  verbesserten  Vacuum- Apparate)  wird  die  Saftgewinnung 
erhöht,  die  Gälirung  aber  so  wie  die  Umwandlung  des  Zuckers  in 
Stärkezucker  verhindert,  in  Folge  dessen   die  Ausbeute  an  Roh- 
zucker 'bis  zu  7  Percent  des  verwendeten  Rohmaterials  gesteigert 
und  jedenfalls  im  grossen  Durchschnitte  über  6  Percent  gebracht, 
zugleich  alx^r  dessen  Absatz  (ein  grosser  Theil  des  Rohzuckers  ge- 
langt als  8aft-Melis  in  den  Verkehr)  erleichtert    Der  mittlere  Er- 
trag der  Rüben-Cultur  beträgt  240  Wiener  Centner  für  das  Joch, 
und  37.000  Joch  werden  zum  Rttbenbaue  verwendet    Die  RObe 
kann,   wenn   sie  zur  Verarbeitung  gelangt,  zu  30  kr.  berechnet 
werden,  womach  die  gesammte  verarbeitete  Menge  den  Werth  von 
3y4  Millionen  Gulden  erreicht,  olme  die  1%  Millionen  Centner  Rü- 
benblätter (wovon  5  Centner  einem  Centuer  Heu  gleich  kommen) 
zu  rechnen.    Da  der  Werth   des  Zuckers  zu  30  fl.  pr.   Centner 
13,500.000  fl.,  jener  der  Melasse  zu  3  fl.  pr.  Centner  690.000  fl. 
und  jener  der  Pressrückstände  zu  10  kr.  pr.  Centner  125.000  fi. 
ausmacht,  so  beträgt  der  Gesammtwertli  der  Erzeugung  14,315.000 
Gulden  oder  das  Vierfache  des  Werthea  der  verarbeiteten  Rüben. 
Die  Rübenblätter  und  Pressrückstände  geben  ein  Aequivalent  von 
625.000  Centnem  Heu,  womit  8.900  Rinder  ernährt  werden  können. 
In  Ungern,  Galizien  und  Slavonien,  wo  grosse  Wirtbschafts-Complexe 
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mit  einem  üefgrüodigen  sehr  fruchtbaren  Boden  bestehen,  ist 
diese  Fabricätion  noch  einer  bedeutenden  Erweiterung  filhig.  Das 
namiiafte  Sinken  der  Einfuhr  von  Golonial-Rohzueker  und  raffinirtem 
Zuckermehl  aus  dem  Auslande  zeugt  hinlänglicli  flür  die  stets  wach- 
f^nde  Tbätigkeit  der  inländisclien  Rübenzucker- Fabriken. 

Die  zunehmende  Branntwein-Erzeugung   steht   mit  der 
Ausdehnung  des  Kartoffel-Anbaues  in  enger  Verbindung.    Die  seit 
181d  meist  gesegneten  Ernten-  der  Brotfrtichte  hatten  ein  fortschrei- 
tendes Sinken  der  Getreidepreise  zur  Folge  ^  im  Jahre  1824  erreich- 
ten dieselben  in   Oesterreidi  tinen  so  niedrigen 'Stand,  dass  der 
Landmann  nicht  vermochte,  seine  Productions- Kosten  zu  decken 
und  die  öffentlichen  Lasten  zu  tragen,  woraus  sich  die  allgemeine 
Verschuldung   der  BauernwirthschaÜen   und   die  Missachtung  des 
landwirthsehaftlichen   Betriebes   bei   grösseren  Besitzungen,   deren 
Eigenthümer   ihre   hauptsächlichsten  Einnahmen  in  <len  aus  dem 
Patrimonial- Verbände   fliessenden  sogenannten  trockenen  Gefallen 
erblickten,  erklärte.     Unter  dem  Einflüsse  dieser  Umstände  wen- 
deten sich  viele  grössere  Grundbesitzer  der  Einführung  von  tech- 
nischen Gewerben  zu,   um  ihre  Bödenerzeugnisse  t)esser  zu  ver- 
werthen  und  eine  Bodenrente  zu  erzielen;  es  entstanden  Brannt- 
wein-Brennereien, Bierbrauereien*,  Stärke-,  Syrup-,  Zucker-  und 
Essig-Fabriken.   Für  den  Bedarf  der  Branntwein-Brennereien  wurden 
ausgedehnte  Strecken  mit  Kartoffeln  angebaut;  auch  die  Bauern 
begannen,  bei  dem  Mangel  an  Absatz  der  Brotfrüohte,  mit  Auf- 
gebung anderer  Culturen  den  Kartoffelbau  auszudehnen.    Dem  Auf- 
schwünge der  Branntwein-Erzeugung  kam  jedoch  der  Absatz  nicht 
gleich,  wesshalb  man  sich  veranlasst  sah,  den  Branntweinfusel  um 
einen  sehr  niedrigen  Preis   dem  Landvolke  zu  verabfolgen,   zum 
Theile   gegen   Credit,  Abschlags-Zahlung    und    den   Verkauf  der 
Ernte  auf  dem  Halme.    Dadurch  gewann  der  Branntweinverbrauch 
eine  imnser  zunehmende  Ausdehnung,  und  wirkte  namentlk;h  in 
Galizien  höchst  uachtheilig  auf  den  physischen  und  geistigen  Zu- 
stand   des   Volkes.    Aber  auch   noch   andere    Missstände    gingen 
daraus  hervor,   indem    bei  dem   umfangreichen   Kartoffelbau    der 
Landmann  seinen  Bedarf  nicht  berechnete,   aus  den  nicht  veräus- 
serten Rückständen  die  besseren  Knollen  verbrauchte,  die  schlechteren 

*  Die  Zahl  der  Bierbrauereien  beträgt  gegenwärtig  3.696,  welche  jähr- 
lich lOV,  Million  Eimer  Bier  erzeugen,  während  diese  Prodnction  vor 
10  Jahren  nur  8  Millionen  Eimer  betrug. 
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übrigbleibenden  zur  Aiia0aat  verwendete  und,  wo  sie  uictit 
hinreichten,  selbst  die  kleineren  Knollen  theilte,  durch  welche 
Misshandlung  der  SuaiknoUen,  nach  der  Ansicht  Vieler,  der  Kar- 
tofiel-Krankheit  bedeutender  Vorschub  geleistet  wurde.  Ein  Gentner 
(oder  gehäufter  Hetzen)  Kartoffeln  gibt  7  Maass  20gradigen  Brannt- 
wein und  50  Maass  oder  150  Pfund  Schlempe.  Bei  dem  gegen- 
wärtigen Preise  des  Branntweines  verwerthen  sich  die  Kartoffeln 
nicht  hinlänglich,  so  dass  die  Brennereien  ihre  Zuflucht  zum  Ge- 
treide nehmen  und  den  Vortheil  in  der  Gewinnung  der  Schlempe 
suchen  mussten.  Bei  der  Mästung  der  Rinder  verwerthet  sich  die 
Schlempe  nur  zu  4  kr.  der  Centner,  während  dieselbe  bei  der 
Schweinemastung  (namentlich  der  Mast  syrmischer  und  ungriseher 
Schweine)  eine  weit  höhere  Verwerthung  tindet  und.  die  Brennereien 
auch  noch  bei  niedrigeren  Alkohol -Preisen  gesichert  sind.  Die 
Alkohol-Erzeugung  aber  hat  in  Verbindung  mit  der  Mästung  eine 
höbe  volkswirthsehaftliche  Bedeutung,  wenn  der  Bedarf  an  Fleisch 
und  rohen  Häuten  im  Staate  nicht  .gedeckt  werden  kann.  In  der 
Monarchie  besteKen  159.000  Brennereien,  welche  jährlich  an  5  Mil- 
iioneu  Eimer  (20gradigen)  Branntwein  erzeugen  und  hierbei  36  Mil- 
lionen Eimer  oder  43  Millionen  Centner  Schlempe  gewinnen,  welche 
einen  Werth  von  4,320.000  Cenfner  Heu  hat  und  Hir  die  Ernäli- 
rung  Yon  60.000  Kindern  hinreicht;  diese  produciren  mindestens 
9  Millionen  Centner  Dünger,  welche  zur  Düngung  von  30.000 
Joch  Ackerland  zureichend  erscheinen.  In  der  neuesten  Zeit  haben 
in  der  Fabrication  eingeführte  Verbesserungen,  namenüich  die^  Er- 
zeugung von  fuselfreiem  Branntweine,  sowie  der  in  Folge  der 
Traubenkrankheit  vermehrte  Absatz  nach  Italien  (wo  das  öster- 
reichische Erzeugniss  bereits  die  preussischen  und  französischen 
Fabricate  verdrängt  hat),  ja  selbst  nach  Frankreich,  diesem  Produo- 
ttons-Zweige  grossen  Vorschub  geleistet,  woran  jedoch  die  kleineren, 
kostspieliger  arbeitenden,  auf  die  unteren  Voiksclassen  verderblich 
einwirkenden  Fabriken  einen  nur  geringen  Antheil  nehmen. 

Die  Rindviehzucht  wurde  zwar  von  einzelnen  grösseren 
Grundbesitzern  gepflegt;  allein  die  niedrigen  Preise  der  thierischeo 
Producte  wirkten  nicht  aufmunternd  und  die  Einführung  von  Kacen, 
welche  den  örtlichen  Verhältnissen  nicht  entsprachen,  hemmte 
häufig  den  Erfolg.  Man  betrachtete  die  Rindviehzucht  als  ein  des 
Düngers  halber  nothwendiges  Uebe^,  man  kreuzte  bunt  durch 
ein^nder,  ohne  sich  um  die  Milchergiebigkeit,  die  Mastungsf&higkeit 
und  die  Zugkraft  zu  kümmern,,  und  sah  höchstens  darauf,  dass 
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das  Thier  eiDen  grossen  Körper  erhalte ,  womaeh  die  eingetretenen 
RQckBchritte  In  der  Rindviehzucht,  welche  man  ztinfichat  den  6e- 
birgs-  und  Steppenländerp  tiberKess,  erklärlich  sind.  Mit  der 
Schweinezucht  wbt  es  nicht  viel  besser  bestellt  Dogegen 
maciite  die  Pferdezucht  durch  Vermehrung  und  Auswahl  der 
Beechftlhengste  und  namentlich  durch  den  Bestand  der  ärariscfaen 
Gestüte  erfreuliche  Fortschritte,  welche  jedoch  in  den  für  die 
Pferdezucht  so  geeigneten  östlichen  Ländern,  in  Ungern  und  Sie^ 
benbttrgen,  durch  die  Kriegswirren  bedeutend  gestört  wurden. 

Bei  dem  Ackerbaue  waren  es  zunächst  nur  die  Handels- 
pflanzen,  wie  Hopfen  und  insbesondere  Oelsaat,  auf  deren  Cul- 
tur,  der  gesteigerteu  Preise  wegen,  man  sich  in  Ungeru,  dem 
ßanate  und  Böhmen  mit  Vorliebe  verlegte.  In  Bezug  auf  den 
Weinbau  gab  die  drückende  Lage  der  Winzer  Veranlassung, 
dass  die  minder  günstig  gelegenen  Weingärten  zu  anderen  Cul- 
turen  verwendet  wurden ,  aber  auch  viele  Weingärten  in  die  Hände 
wohlhabend(fr  Besitzer  gelangten,  in  Folge  dessen  grössere  Wein- 
(^arten-Complexe  gebildet,  bessere  Rebensorten  gewählt  und  na- 
mentlich in  Oesterreich  unter  der  Enns  die  AnfUnge  zu  einer 
rationelleren  Kellerwirthschaft  gemacht  wurden. 

Der  genauen  ziflermässigen  Darstellung  der  Ergebnisse  der 
Land-  und  Forstwirthscbaft  in  Oesterreich  stellen  sich  nicht 
nur  jene  allgemeinen  Hindernisse  entgegen,  welche  bisher  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  noch  in  jedem  grösseren  Staate  vereitelten, 
sondern  es  sind  hierbei  noch  eigenthümliche,  aus  der  früheren  ver- 
fassungsmässigen Verschiedenheit  der  einzelnen  Kronländer,  aus  der 
Zeitfolge,  dem  Umfange  und  der  BeschafTenheit  der  vorgenommenen 
Katastral-Operationen  und  stetisüschen  Erhebungen  herrührende 
Schwierigkeiten  zu  besiegen.  J^iehts  desto  weniger  bieten  die  ge- 
nauen Vermessungen  des  productiven  Bodens  nach  den  einzelnen 
Cultur-Oattungen ,  sowie  der  durch  die  Steuerverwaltung  erhobene 
katesti^lmäsfeige  und  darnach  berechnete  wirkliche  Reinertrag  der 
gesammten  Cultur-Fläche ,  dann  der  ebenfalls  erhobene  Wertli  des 
productiven  Bodens,  im  Vereine  mit  der  Kenntniss  der  landwirth- 
schaillichen  Uebung  in  den  einzelneu  Kronläudern,  den  sicheren 
Rahmen  dar,  in  welchem  auf  Grundlage  vielfacher  anderweitiger 
Nachweisungen  in  approximativer  Darstellung  das  Bild  der  landwirth- 
sdiafUichen  Production  mit  Verlässlichkeit  eingezeichnet  werden  kann  *. 

*  Die  Vorlagen ,  aus  denen  die  nachfolgenden  Angaben  geschöpft  und 
ermittelt  wurden,    sind    sehr   umfassend.     Sie   beruhen    thells  auf  den 
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Der  geBammte  Fl  äch en r a u  m  des  Kaiserstaates  umfassl;  12.121 
geographische  Quadmt-Mdlen,  welche  11.5d4  österreichischeo  Qua- 
drat-MeileD  (die  Meile  ui  10.000  niederöstarreichisehen  Joch)  gleich 
kommen.  Von  den  116  Millionen  Joch  entfallen  auf  den  landwirüi- 
schafllich  benutzten  Boden  99  Millionen  Joch,  während  17  Millionen 
Joch  die  tinproductive  Flflche  Iriklen,  zu  welcher  jedoch  auch  der  von 
Strassen,  Seen,  FICssen  und  Ganftlen  bedeckte  Boden  gerephnet  wird. 

Der   productive  Boden,   dessen  Werih  annähernd   auf 
10.140  Millionen   Gulden  anzuschlagen   ist  ',   vertheilt  sich   nach 
Umfang  und  Bewerthuog  in  folgender  Weise  unter  die  vier  Haupt- 
Cultur  -  Gattungen. 
Aecker  36,580.000  Joch  zn  IdO   il.  im  Wcrthe  von  5.487  MUl.  Gold. 


Wiesen  u.  Gärten  14,053.000    ^     „   160»  „    „ 

«1 

«    2.2« 

Weingärten            1,215.000    ^     ^  300    „    ^ 

n 

„       364 

Weide                  15,527.000    „     ^     50    ^    „ 

fi 

„       776 

Wald                    31,625.000    „     ^     40    „    ^ 

n 

„    1.265 

Zusammen  99,000.000  Joch  im  Werthe  von  10.140  Hill.  Quid. 

Das  Joch  (zu  1.600  Wiener  Quadrat- Klaftern)  productiven  Bo- 
dens hat  sonach,  in  runder  Summe,  einen  durchschnittlichen  Werth 
von  100  Gulden. 

Der  Rohertrag  dieses  productiven  Bodens  beläuft  sich  jährlich 
im  Durchschnitte  auf  1.568,100.000  Gulden  und  zwar  nach  den 
einzelnen  Haupteultur- Gattungen  bei  den 

11.    kr.  Gulden. 

Aeckem  für  36,580.000  Joch  za  30    —  im  Ganzen  auf  1.097,400.000 

Wiesen u. Gärten  „   14,053.000    „      „20»—    „       „        „      281,000.000 

Erhebungen  der  Genera] -Directiou  der  directen  Steuern  ^^  insbesondere  auf 
Jenen  des  Katasters  und  den  Ergebnissen  der  Einregistrirung  des  Ver- 
kaufswertbes  alles  seit  5  Jahren  in  andere  Hände  übergegangenen  Grand* 
besitzes,  theils  auf  den  Verwaltungs- Ergebnissen  der  indirecten  Steuern 
und  Gefälle  p  endlich  auf  unmittelbaren  statistischen  Erhebungen,  welche 
sämmtlich  mit  den  Resultaten  der  landwirthschaftlichen  Praxis  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht  wurden. 

'  Nach  den  Ergebnissen  der  Registrirung  wird  der  Grundwertli  zu 
10.000  Millionen  Gulden  in  runder  Summe  berechnet. 

*  Der  Werth  eines  Joches  VViesenlandes  (einschliesslich  der  mit  Obet- 
bäumen  beptlanzten  Wiesen)  kann  zu  150  fl.,  jener  eines  Joches  Garten- 
landes zu  400  11.  angenommen  wenlen. 

'  t>er  Ertrag  von  einem  Joche  Wiesenlandes  beträgt  (einschliesslich 
des  mit  3  fl.  zu  bewertbenden  Ertrages  an  Obst  und  Weidewerth)  19  fl», 
jener  eines  Joches  Gartenlandes  75  fl. 
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fl.    kr.  Guldt*n. 

WeiDgärten          ftjr  i;215.000  Joch  zu  70  —  im  Ganzen  auf  85,O0a0üO 

Weiden                  „   15,527.000    ,      .     2   20   „        „         „  36,200.000 

Wäldern                ^   31,625.000    „      „    2   10   „        „         ^  68,500.000 

Zusammen  99,000.000  Joch  im  Ganzen  auf  1.568,100.000 

Der  durchsohniitliche  Rohertrag  eines  Joches  beträgt  daher 
I5V4  dulden,  von  welchem  erfahrungsgemäas  zwei  DrittÜieile  auf 
den  Gultur- Aufwand  und  auf  die  Staatssteuem,  die  Landes-^  Be- 
seirks-  und  Oenneinde- Auflagen ,  dann  die  sonstigen  Öffentlichen 
Lasten,  ein  DriUtheil  über  auf  den  Reinertrag  gerechnet  werden 
kann  ^  Diese  Aonabine  findet  durch  die  Katastral-Erhebungen  ihre 
Bestätigung.  Denn  der  katastralroässige  Reinertrag  des  gesammten 
productiven  Bodens  lieläuft  sich  auf  300  Millionen  Gulden,  und 
umständliehe  in  den  verschiedensten  Gebietstheilen  angestellte  Er- 
hebungen haben  dargethan,  dass  der  wirkliehe  Reinertrag  sich  um 
75  Percent  höher  als  der  katastralmässige  stelle.  Der  wirkliche 
Reinertrag  ist  sonach  mit  525  Millionen  Gulden  aczunehmen ,  welche 
Annahme  mit  dem  oben  nachgewiesenen  Rohertrage  von  1.568,100.000 
Gulden  übereinstimmt,  wenn  von  demselben  zwei  Dritttlieile  ibr 
Cttltur- Kasten  und  öffentliche  Lasten  abgezogen  werden. 

Es  ist  nun  darzuthun,  welchen  Antheil  an  dem  Rohertrage 
der  einzelnen  Hauptcultur- Gattungen  die  verschiedenen  landwirth- 
schafllichen  Erzeugnisse  nehmen,  welche  in  Oesterreich  gewonnen 
werden.  Hierbei  kömmt  zuerst  das  Ackerland  in  Betracht.  Im 
Allgemeinen  muss  bemerkt  werden,  dass  trotz  der  mannigfachen 
Verbesserungen,  welche  einsSelne  Landwirthe,  namentlich  die  grösse- 
ren Grundbesitzer,  in  der  Bearbeitung  ilires  Bodens  vorgenommen 
haben,  dennoch  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Grundstücke  nach 
dem  Systeme  der  Dreifelder- Wirthschaft  bebaut  wird;  und  wenn 
gleich  in  den  italienischen  Kronländern  durchweg  und  in  den 
Alpenländem  vorwiegend  das  System  des  Fruchtwechsels  oder  doch 
der  freien  (ununterbrochenen)  Bearbeitung  vorherrscht,  so  finden 
sich  doch  wieder  in  den  östlichen  lündem  ausgedehnte  Strecken, 
welche  aus  Mangel  an  Arbeitskraft  jeder  Bearbeitung  entbehren. 
Es  wird  daher  der  Wirklichkeit  sehr  nahe  kommen,  wenn  man 

*  Bei  Wiesen,  Weiden  und  Wäldern  stellt  sich  der  Reinertrag  höber,  bei 
Weingärten  und  bei  Aeekern  niedriger  als  der  Durchschnitt.  Insbesondere 
wird  vom  Katasler  der  Cultur- Aufwand  bei  Weingärten  mit  65,  bei  Aeekern 
mit  55,  bei  Wiesen  aber  mit  30  bis  25  Percent  des  Rohertrages  berechnet. 
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den  dritten  Theil  des  culturfähigen  Ackeriandes  als  mit  Winter- 
frucht, das  zweite  Dritttheil  als  mit  Sommerfrucht  bebaut  annimmt 
und  das  dritte  Dritttheil  der  Brache  zuweiset,  von  welcher  jedoch 
die  Hälfte  zum  Baue  von  Futterkräutem  verwendet  angenommen 
werden  kann.  Dass  diese  Annahmen  der  Wirklichkeit  entsprechen, 
weiset  die  nachfolgende  Zusammenstellung  '  der  verschiedenen  land- 
wirthsohaftlichen  Producte,  welche  jährlich  in  Oesterreich  gewonnen 
werden ,  nach ,  wobei  zur  leichteren  Uebung  der  CÜontrole  nach  der 
iandwirthschaftlichei)  Praxis  sowohl  der  Ertrag  für  ein  Joch,  als 
auch  der  Durchschnittspreis  jeder  Maass-  oder  Gewichtseinheit  bei- 
gesetzt wird.  Es  werden  den  gemachten  Erhebungen  zufolge  jftlir- 
lieh  im  Durchschnitte  (einschliesslich  des  Samens)  in  Oesterreich 
producirt : 

'^  Preis  für  die  Gesammt-  Für  jedes  Pro- 

„..  •  1  L  j  Art  und  Menge  der  Producte  Maass-  oder  werlh  in  duct  verwen- 
ruremjocn.-«  im  Ganzen,  s  Gewichts-     Millionen  detes  Flachen- 

einheit.        Gulden.         roaass. 

Joch. 

15  Metzen  51  Ulli.  Metz.  Weizen  .  .  .  3fl.20kr.  170  3,400.000 
13  „  15  „  „  Halbfrucht  .  2  „  BO  „  37'/,  1,150.000 
12      ^        65    „       „      Roggeu  ...    2  „  10  „       141         5,416.000 

*  Diese  Angaben  sind  der  Ausdruck  der  gegenwärtigen  Ertragsver- 
hältnisSte,  80  weit  dieselben  auf  sichere  Grundlagen  hin  ermittelt  werden 
können.  Was  die  Körnerfrüchte  anlangt^  so  wurden  für  die  ungrischea 
Länder  die  neuen  Erhebungen  des  provisorischen  Katasters  benützt,  nnd 
in  den  übrigen  I^roniändern  zwar  ebenfalls  die  immerhin  bisher  noch 
allein  aaf  genauen  £)rmittlungen  beruhenden  Angaben  des  in  früheren 
fahren  zu  Stande  gekommenen  Katasters  zum  Grunde  gelegt,  jedoch  mit 
Hinznschlagung  einer  Quote,  welche  der  seit  jener  Zeit  in  der  Bevölkerung 
jier  einzelnen  Kronländer  vor  sich  gegangenen  Vermehrung  entspricht, 
weil  sich  der  Anbau  der  Nahrungsfrüchte  jedenfalls  um  diese  Quote  vermehrt 
)iat.  Für  die  übrigen  Nahrungs-  sowie  für  die  Handelspflanzen  dienten  neuere 
pjrhebungen,  deren  annäherungsweise  Genatiigkeit  vertreten  werden  kann. 

'  Bei  dem  durchschnittlichen  Ertrage  eines  Jodies  wurde  bezüglich 
der  Getreidegattuugen  das  Samengetreide  einbezogen,  da  hier  der  Roher- 
trag nachgewiesen  wird.  Ebenso  wurde  der  zum  Anbaue  erforderliche 
Same  bei  den  Hülsenfrüchten,  den  KartofÜeln,  dem  Lein-,  .Hanf-  und 
Repssamen  einbezogen.  Der  Ertrag  für  das  Joch  beträgt  beim  Lein  3  Ctr. 
gebrochenen  und  geschwungenen  Fluchses,  und  beim  Hanf  6  Ctr.  eben 
solcher  Beschaffenheit.  Die  frischen  Lein-  und  Hanfstengel  machen  dem 
Gewichte  nach  das  Zehnfache  des  gebrochenen  und  geschwungenen  Pro* 
ductes  ans,  auf  welches  letztere  sich  die  obige  Angabe  des  Ertrages  bezieht. 

^  Weizen  bildet  die  Hauptfrucht  in  den  ungrischen  Ländern,  nament- 
lich im  Banate,  cTann  in  der  Militäi'gränze,  im  lombardisch- venezianischen 
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Preis  für  die  Gesammt-  Für  jedes  Pro- 
Für  oin  iru»h  ^^  **"**  Mcngc  der  Producte       Maass-  oder   werth  in  duct  verwen- 

rurcinjoco.  im  Ganien.  Gewichts-  .  Millionen  detes  Flächen- 

einheit. <       Gulden.         maass. 

Joch. 

14  Motzen  50  Hill.  Metz.  Gerate    .     .     .    Ifl.  40kr.       83         8,571.000 

20      „       100    „       „      Hafer     .     .    .    1  „     5  „       108'/,     5,000000 

15  „         10    „       „       Hirße,    Heide- 

korn, Fennig, 
Moorhirse  n.  s.  w.    2  „  -  „         20  330.000 

8  Ctnr.       1     „   Ctnr.    Reis  ....  10  „  —  „         10  125.000 

Königreiche  nnd  in  Steiermark;  Halbfrucht  (Weizen  und  Roggen  genrengt) 
kömnlt  fast  nur  in  Ungern  vor;  Koggen*  ist  allenthalben  mit  Ausnahme 
der  italienischen  Länder  das  Hauptnahrungsmittel  der  Bewohner;  Mais 
wird  vorzugsweise  in  den  ungiischen  liindern  (30  Millionen  Metzen)  und 
im  lombardisch-^xuezianischen  Königreiche  (9  Millionen  Metzei^),  danif 
in  Steiermark  und  der  Bukowina  cultivirt;  Gerate  bildet  in  Böhmen,  Mäh- 
ren, Galizien  und  Ober- Ungern  ein  heliebtes  Nahrungsmittel  und  wird 
(10  Millionen  Hetzen)  zur  Erzeugung  des  Bieres  ver^vendet;  Hafer  gedeiht 
vorzüglich  in  den  Sudeten-  und  Karpathen- Ländern,  dann  auf  dem  sandi- 
gen Boden  der  Wojwodschaft ;  Hirse  und  Heidekorn  ist  den  Alpenlän- 
dern eigen thümlich;  Keis  gedeiht  in  den  Italienischen  Provinzen.  Au 
Hülsenfrüchten  werden  Erbsen  und  Linsen  hauptsächlich  in  Böhmen,  Mäh- 
ren und  Galizien,  Bohnen  (als  Zwischenfrucht)  in  den  Ländern,  wo  der 
Mais  angebaut  wird ,  dann  in  Galizien  cultivirt.  Kartoffeln  ernähren  einen 
grossen  Theil  der  Bewohner  der  Sudeten-  und  Karpathen -Länder.  Kraut 
wird  Yorzüglich  in  Galizien  und  Mähren,  Rüben  werden  in  Mähren,  Böh- 
men und  Galizien  stark  angebaut;  Lein  liefern  Böhmen,  Mähren,  Galizien 
und  Nord-  Ungern,  Hanf  das  südliche  Ungern,  Banat  und  Galizien^  dann  die 
venezianischen  Provinzen.  Tabak  erzeugt  hauptsächlich  Ungern  und  Galizien. 
Klee  und  Fuilerkräuter  sind  in  jenen  Ländern  am  reichlichsten  cultivirt,  wo 
die  Landwirth^chalt  die  meisten  Fortschntte  gemacht  hat.  Von  den  Hülsen* 
fruchten  sind  die  Wicken  in  Abzug  gebracht,  welche  den  Futterkräutern  bei- 
gezählt würden.  Die  Praduction  an  Lein  und  Hanf  ist  nahezu  einander  gleicli| 
doch  überwiegt  der  Hanf  der  Menge  nach  um  etwas  den  Lein.  Die  oben  nach- 
gewiesene Menge  von  Zuckerrüben  wird  von  den  Rübenzucker- Fabriken 
verateoert.  Zu  den  Handelspflanzen  gehören  Safran  <in  Nieder-Oesterreich), 
SafQor,  Anis,  Kümmel  (beide  letztere  in  Mähren  stark  angebaut),  Waid, 
Wau,  Krapp,  Cichorien,  Weberkarden  (davon  werden  an  50  Millionen  Stück 
liesonders  in  Steiermark  angebaut  und  der  iünfte  Theil  hiervon  ausgeführt). 
*  Bei  der  Feststellung  der  Durchsdmittspreise  wurde  Rücksicht  auf 
die  Nebenntttznngen  der  verechiedenen  Ffuchtgattungen ,  namentlich  die 
Getreide-  und  Kleeatoppel,  die  Stoppelweide,  die  Herbstsaatweide,  das 
Saatschröpfen  im  Frühjahre,  die  Herbstkleeweide,  das  Kartofifelkraut,  die 
Oelfrucht- Stoppelweide  tf.  s.  w.,  welche  einen  Heüwerth  von  niindestena 
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Preis  für  die  Gesammt-  Piir  jedes  Tro- 


^..     .    ,    .           Art  und  Menge  der  Pröducte 

M  aasB-  oder 

wertb  in 

duct  verwen- 

Pur em  Jocb. 

im  Ganzen. 

Gewichts- 

Millionen 

deten  FlSchen- 

einheit. 

GuMen. 

maass.« 
Joch. 

10  Hetzen    5  MilJ 

1.  Metz.  Hülaenfrüchte 

3fl.--kr. 

15 

330.000 

90      „      120    „ 

„      Kartoffeln  .    . 

-n24. 

48 

1,333.000 

30      „        46    . 

„      Mais  .... 

1«  50„ 

84V, 

1,533.000 

100  Ctnr.     54    n 

Ctnr.    Kraat     .    .  -  . 

-n    30, 

27 

400.000 

240      ,          9    „ 

n      Zuckerrüben  . 

-.20„ 

3 

37.000 

200  Hetzen  10    „ 

Hetz.    Stoppelrüben  . 

-.15, 

2V, 

— 

160      «        20    „ 

„      Futterrüben    . 

-.20, 

6V, 

125.000 

3  u.  6  Ctr.  2'/,  n 

Ctnr.   Lein  und  Hanf  20  „  —  „ 

50 

6J0.000 

10  Hetzen   2'/,  „ 

Metz.  Lein-  u.  Hanf- 

• 

samen    .     .    . 

4„  16  „ 

lOV, 

— 

10        „            l'/4» 

„      Repssamen .    . 

6,  30, 

7 

125.000 

10  Ctnr.       ''/.o  « 

Ctnr.  Tabak     .     .     . 

10„  -  , 

7 

70.000 

10        „               Vs  r, 

^      Handelspflanzen 

10„  -  , 

2 

20.000 

23      „      360    , 

„      Stroh      .     .  '  . 

-.  15  , 

90 

30      „      200    „ 

n      Mischling,  Klee, 

Fntterkräuter  etc. 

-.50,. 

166V, 

6,666.000 

2      „       12V, , 

„      Henwerth     an 

Brachweide 

-n  40, 

8 

6,349.000 

1.097  V,  36,580.000 
Die  Preise,  nach  welchen  die  Hauptfruchtgattungen  Jberechnet 
sind)  stehen  um  25  Pereent  niedriger  als  diejenigen,  welche  sich 
aus  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  zu  Ende  1856  entziffern. 
Merkwürdig  erscheint  das  stetige  Verhältnisse  welches  die  Preise 
der  einzelnen  Fruchtgattungen,  wenn  man  sie  mit  einander  ver- 
gleicht, In  dem  Kaiserstaate  bewahren,  der  sich  hierdurch  als  ein 
Productions-Land  kennzeichnet.  Wenn  man  nämlich  den  Roggen, 
als  die  Hauptkömergattung  für  den  menschlichen  Verbrauch,  zum 
Maassstabe  und  gleich  100  annimmt,  so  ergeben  sich  aj  nach  dem 
Uauptdurchschnittspreise  sämmtlicher  Provinzen  der  Monarchie  itir 
das  Jahr  1846,  b)  nach  dem  Hauptdurchschnittspreise  sämmtlicher 
Kronländer  (mit  Ausualime  Dalmatien's,  der  Militärgränze  und  des 

60  Millionen  Centnem  repräsentii^n,  dann  den  Kleesamen  genommen,  wovon 
allein  100.000  Ctr.  im  Wertbe  von  2'/,  Million  Gulden  ausgeführt  werden. 
'  Bei  dem  Ueidekorn  und  dem  Kraute,  sowie  bei  den  Htilsenfrüchten 
wurde  ein  geringeres  Flächenmaass  angesetzt,  weil  ersteres  häufig  als 
zweite  Frucht  angebaut  wird  und  die  Bohneti  meist,  das  Kraut  aber 
häufig  als  Zwischenfrucht  auf  den  Maisfeldt^rn ,  ja  selbst  in  den  Wein- 
gärten gepflanzt^  werden. 


aj  1846 

100 

bj  1856 

100 

ej  oben 

100 

ferste 

Mais 

Hafer 

77 

80 

51 

77 

91 

55 

77 

•  85 

50 
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lombardisch  •  veuezianisclien  Königreichs)  zu  Ende  I>eceiiil)er  iä56, 
und  eJ  nach  den  obiger  Kachweisung  zum  Grunde  gellten  Preisen 
nachstehende  Verhältnisszahlen  und  zwar  ftir 

Koggen    Weizen 
154 
154 
154 

Die  etwas  bedeutendere  Abweichung  beim  Mais  und  Hafer  für 
bJ  erklärt  sich  dadurch,  dass  hierbei  einige  der  Hauptproductions- 
Länder  fllrMais,  wo  er  wolilfeiler  ist,  nicht  berücksichtigt  worden 
sind,  sowie  bei  dem  Hafer  in  der  Rückwirkung  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit, wo  durch  Anhäufung  grosser  Cavallerie- Massen  in 
einzelnen  Ländern  die  Preise  des  Hafers  sehr  gestiegen  waren*. 

Nach  dem  Ackerlande  ist  der  Ertrag  des  Wiesen-  und  Gar- 
te n  1  a  nd  e  s  zu  erwähnen.  Letzteres  gibt  zwar  werthvollere  Producte, 
steht  aber  nur  in  sehr  untergeordnetem  Verhältnisse  zu  dem  Wiesen- 
lande, da  es  mit  Einschluss  der  Oliven -Gärten  (und  Oliven -Wäl- 
der), jedoch  ohne  die  mit  Obstbäumen  besetzten  Wiesen  und  Hut- 
weiden, kaum  400.000  Joch  beträgt;  es  kann  inzwischen  nicht 
ausgeschieden  werden ,  weil  in  dem  Kataster  der  ungrischen  Länder 
die  Gärten  mit  den  Wiesen  vereint  aufgeführt  sind.  In  den  Erz- 
herzogthümern  unter  und  ob  der  Enns,  Salzbui^,  Steiermark, 
Kärnthen  und  Krain,  dann  im  Küstenlande  zählt  man  74.374  Joch 
Gärten  und  56.753  Joch  mit  Ofbstbäumen  besetzte  Wiesen. 

Das  Wiesen-  und  Gartenland  liefert  nachstehende  Erzeugnisse 
und  zwar 

i?"-^-  4-.      JM         j  •   Preis  für  die      Gesammt-    Für  jede»  Pro- 

WK?  Art  und  Meoge  der  Moaas- oder  Ge-     werth  in    duct    verwende- 

Joch.a  Producte  im  Ganzen.  wichUeinheit.        GuUen.    tesFläcbenauiass. 

Jocb. 

2V,  Ctr.  Oliven-Gel,  100.000  Ctr.    30  fl.  —  kr.      3,000.000  41.000 

4        „     Hopfen,  50.000  Ctr.  .    .    60  „  —   „        3,000.000  12.000 

'  In  den  westlichen  Ländern  Earopa's,  wo  der  Weizen  das  Hanpt- 
nahruBgsmittel  ausmacht  nnd  zum  Theile  von  auswärts  bezogen  wird, 
stehen  die  Preise  des  Weizens  im  Verhältnisse  jener  des  Roggens  höher; 
naeh  dem  Durchschnitte  der  zu  Ende  März  1857  bestandeneu  MarlLtpreise 
KU  Berlin,  Stettin,  München,  Amsterdam  und  Paris  kostete  der  nieder- 
aeterreiehische  Metzen  Weizen  5  fl.  37  kr.  und  Korn  3  fl.  25  kr.  und 
letzterer  Preis  stand  zu  «rsterem  im  Verhältnisse  wie  100:  164. 

^  Da  das  Gemüse  und  das  Obst  häufig  zusammen  gebaut  -werden, 
dann  aber  auch,  wie  erwähnt,  die  Obstbäume  auf  Wiesen  und  (nament^ 
lieh  in  Böhmen,  Mähren  und  Oesterreich)  längs  der  Strassen  gepflanzt 
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'  ..     .  ,.      A  %t^^^  A^^  Preis  fftr  die      Gcsammt-    l^ir  jedes  Pro- 

Piir  ein  Art  und  Menge  der         ^^^^  ^^^  Ge-     werth  in   duct   vei^ende- 

Jdch.  Producte  im  Ganzen. »         wicbtseinheit.        Gulden.    tesFISchenm««». 

Jocb. 
0b8t,  12,000.000  Hetzen.    —  fl.  50  kr.     lO.OCO.OOO 

Gemüse,  14,250.000  Ctr.      1  „  20  „  19^000.000. 

24  Ctr.    Heu,  334,000.000  Ctr.    .    —  „  40  „  223,000.000 >  14,000.000 

Weide : 

4    „      Heuwerth ,  56,000.000  Ctr.  —  „  40  „  37,000.000 

Zusammen  295,000.000  14,053.000 
Oesterreich  ist  nächst  Frankreich  derjenige  europäische  Staat, 
welcher  die  grt^sste  Menge  Wein  producirt.  Seine  Weingärten 
umfassen  den  Flächenraum  von  1,215.000  Joch;  ausserdem  wird 
aber  im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche,  im  Küstenlande 
und  in  Dalmatien  eine  bedeutende  Menge  an  Wein  von  den  mit 
Reben  bepflanzten  Aeckern  gewonnen.  Die  Gesammtproduction  be- 
trägt 34  Millionen  Eimer,  welche  (zu  zwei  und  einem  halben  Gul- 
den der  Eimer)  einen  Gesammtwerth  von  85  Millionen  Gulden 
ausmachen.  Wird,  wie  eben  geschehen,  die  auf  den  berebten 
Aeckerrt  gewonnene  Quantität  in  die  Gesammtproduction  einbezo- 
gen und  dieselbe  auf  den   von  den  Weingärten   eingenommenen 

sind,  80  lässt  sich  ein  Durckschnlttsertrag  schwer  ermitteln;  in  Böhmen 
zahlte  man  zu  £nde  des  Jahres  1855  10,671.174  Obstbftume  (746.104  mehr 
als  im  Jahre  1854) ,*  wovon  7,530.474  Stück  in  Gärten,  151.087  Stück  auf 
Hutweiden  und  öden  Plätzen  und  118«097  Stück  auf  Wegen  und  Alleen 
gepflanzt  waren. 

'  Der  Hopfen  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (und  zwar  in  der  Um- 
gegend von  Saaz,  Auscha  und  Falkenau)  cultivirt,  auf  welches  Land 
allein  drei  Vierttheile  der  Hopfen -Production  entfallen.  An  dem  Qemüse- 
baue  nehmen  die  Umgebungen  der  grösseren  Städte  einen  hervorragenden 
Antheil.  Das  Obst  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (von  wo  im  Jahre  1857 
an  300  000  Centner  frisches  und  gedörrtes  Obst  ausgeführt  wurden),  dann 
in  Steiermark,  Ungern  (im  Oedenburger  V'erwaltungsgebiete),  Nieder- 
Oesterreich  und  Tirol  cultivirt.  Da  die  Oliven  im  Grossen  nicht  in  den 
Handel  kommen,  sondern  unmittelbar  daraus  das  in  den  Verkehr  ge> 
langende  Gel  gepresst  wird,  so  würde  das  aus  den  Oliven  -  Pflanzangen 
gewonnene  Gel  in  Rechnung  gebracht.  Während  auf  den  trockenen  Berg- 
wiesen,  namentlich  der  östlichen  Länder,  kaum  10 »bis  20  Centner  Heu 
auf  dem  Joch  gewonnen  werden,  ergeben  die  grossen theils  günstiger  ge- 
legenen und  nicht  selten  bewässerten  Wiesen  der  westlichen  Länder  «in 
Erträgniss  von  30  bis  40,  ja  selbst  bis  50  Centner  für  das  Joch,'  wobei 
sich  überdiess  das  Heu  der  Alpenländer  durch  seine  vorzügliche  Qualität 
auszeichnet. 
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Flächenraum  verilieilt,  80  entfallen  28  Eimer  auf  das  Joch,  ein 
Durchpcbnittfierträgnies^  welches  in  einigen  Ländern  nicht  erreicht) 
in  anderen  überstiegen  wird,  im  Ganzen  aber  einer  mittleren  Ernte 
gleichkömmt '. 

Da  Oesterreich  von  den  Alpen,  den  Karpathen  und  den  Su 
deten  durchzogen  wird,  und  demnach  vorzugsweise  ein  Berglaud 
ist,  so  bilden  die  Weiden  ein  hervorragendes  Element  seiner 
bewirthschafteten  Grundfläche.  Sie  fibersteigen,  ihrer  Ausdehnung 
nach,  die  Gesammtfläcfae  der  Wiesen^  und  umfassen  15,527.000 
Joch.  Das  auf  denselben  gewonnene  GrUnfutter  kann  auf  3  bis 
4  Centner  Heuwerth  angenommen  werden,  welche  einem  Werthe 
von  2  fl.  20  kr.  entsprechen.  Die  Gesammtproduction  der  Wei<^ 
den  ist  demnach  einem  Heuwerthe  von  54,344.000  Centnern  gleich 
zu  halten,  und  kann  mit  36y,o  Millionen  Gulden  bewerthet  werden. 
Dieser  anseheinend  geringe  Betrag  erscheint  jedoch  beträchtlicher, 
wenn  man  erwägt,  dass  er  (nach  Abrechnung  der  entfaHenden 
Steuern  u.  s.  w.)  nahezu  den  Reinertrag  bildet,  da  die  Benützung 
der  Weiden  einen  verhältnissmässig  unbedeutenden  Aufwand  ver- 
ursacht Die  Weiden  der  Alpenländer  sind  die  vorzüglichsten  un^ 
werthvollsten ,  können  jedoch  grossentheils  nur  durch  eine  be- 
schränkte Zeit  im  Jahre  benützl  werden,  wogegen  es  in  den  Kar- 
pathen-Ländern  viel  Weideland  gibt,  welches  jeder  Benützung  fast 
unzugänglich  bleibt.  Dieser  Umstand  wirkt  auf  eiue  niedrigere 
Bemessung  des  Gesammtertrages  ein. 

Der  Waidstand  ist  in  Oesterreich  beträchtlicher  als  in  den 
meisten  übrigen  Staaten  Europa^s,  denn  er  beträgt  ungeachtet  der 

*  In  den  ungrischen  Ländern,  in  welchen  bis  zu  40  Eimer  Wein  auf 
das  Joch  gewonnen  werden,  kann  das  Durchschnittserträgniss  zu  30  £imer 
und  das  Gesammterträgni^s  zu  19  Millionen  angenommen  werden  (in  fröhe^ 
ren  Jahren  war  es  bedeutend  höher);  wenn  man  in  den  deutschen  Provin- 
zen  den  ziemlich  genau  ermittelten  Durchschniltsertrag  mit  27,  Eimern,  dea 
Gesammtertrag  mit  7  Millionen  Eimern  in  Anaatz  bringt,  und  für  die  italie» 
ni&chen  Länder  mit  Einachluss  von  Görz,  Triest,  Istrien  und  Dalmatien  den 
Ertrag  mit  9  Millionen  Eimern  (auf  311.000  Joch  Weinland  und  1,500.000  Joch 
berebter  Aecker)  hinzufügt,  so  ergibt  sich  eine  Menge  von  34  Millionen  Eimern, 
wovon  im  Gesammtdurchschnitte  28  Eimer  auf  das  Joch  entfallen.  Der  Preia 
kann  (mit  Veranschlagung  des  Laubfutters)  nicht  über  2  fl.  30  kr.  für  den  Eimer 
angenommen  werden^  obgleich  die  in  den  Verkehr  gelangende  Quantität 
weit  höher  bewerthet  werden  muse,  weil  noch  immer  die  überwiegende 
Menge  dea  Erzeugnisses  minderer  Qualität  iat  und  von  den  Produceoten 
selbst,  namentlich  in  Ungern  und  in  Italien,  sofort  verbraucht  wird. 
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in  den  letzten  Jahren  eingetretenen  Verringerung  noch  immer  nahe- 
zu ein  Dritttheil  der  gesammten  productiven  Bodenfläehe,  nämlich^ 
mit  Einschluss  von  67.000  Joch  Lorbeer-  und  Kastanienwäldem^ 
31,623.000  Joch.  Dennoch  macht  sich  bereits  hier  und  da  der 
Holzmangel  fühlbar  und  die  Preise  des  Holzes  steigen  ungeachtet 
der  in  rascher  Zunahme  befindlichen  Verwendung  mineralischer 
Brennstoffe.  Die  Ursache  liegt  einerseits  in  der  ungleichen  Ver- 
theilung  des  Wafdbodens^  wovon  ein  nicht  gerkiger  Theil  in  den 
von  menschlichen  Wohnsitzen  entfernteren  Gegenden  der  Karpa- 
then  und  selbst  der  Alpen  nahezu  keinen  Ertrag  gewährt  oder 
doch  nicht  zur  Gewinnung  von  Brennholz  benOtzt  werden  kann^ 
andererseits  aber  in  der  geringen  Schonung  der  Wälder,  von  denen 
ein  grosser  Theil,  namentlich  in  den  Alpenländem,  bereits  selir  ge- 
lichtet und,  weil  mit  Servituten  belastet  oder  den  Bauern  gehörig, 
verwahrlost  ist  Einen  Gegensatz  hierzu  bildet  Böhmen,  in  wel- 
chem Kronlande  die  Wälder  meist  zusammenhängende,  den  grossen 
Grundberitzem  gehörige  Compleze  bilden,  im  geregelten  Forstbetriebe 
abgeholzt  und  neu  angebaut  werden^  auch  ist  dort,  abgesehen  von 
clen  italienischen  Provinzen,  der  Preis  des  Holzes  durchscimittlich 
am  höchsten,  und  gewähren  die  Wälder  den  günstigsten  Ertrag. 
Im  Allgemeinen  kann  man  den  Ertrag  des  Waldes  auf  nicht  höher 
als  '/i  Klafler  36zölligen  Holzes  für  das  Joch  annehmen,  soliin  im 
Ganzen  auf  24  Millionen  36zöllige  (oder  nahezu  30  Millionen  3Q&öllige) 
Klaftern,  wovon  etwa  */^^  als  Bau-  und  Werkholz,  das  Uebr^e  als 
Brenn-  und  Kolilholz  verwerthet  wird.  Mit  Einschluss  der  Neben- 
nutzungen an  Weide,  Waldheu,  Eicheln,  Knoppem,  Buchein,  Ka- 
stanien, Laubfutter  u.  s.  w.  ',  welche  zu  einem  Dritttheile  des 
Werthes  der  Holznutzung  angenommen  zu  werden  pflegen,  lässt 
sidi  der  Ertrag  des  Waldes  zu  2  fl.  10  kr.  für  das  Joch,  oder  im 
Ganzen  zu  68'/,  Million  Gulden  veranschlagen. 

Nachdem  liiermit  die  verschiedenen  Hauptcultur-Gattungen  mit 
ihrem  Ertrage  und  dem  Wertlie  desselben  aufgeftüirt  wurden,  ist 
es  zur  Vervollständigung  der  Gesammtübersicht  der  landwirthschaA- 
lichen  Verhältnisse  noch  erforderlich,  die  Menge  und  den  Jahrea- 
ertrag  der  Nutzthiere,  sowie  das  auf  die  ländwirthschaftlichen  Ge- 
bäude und  Geräthe  verwendete  Capital  anzuführen. 

*  Die  Waldungen  liefern  jähriich  */>  Million  Centner  Pottasche,  V,  Million 
Centner  Knoppem,  4  Millionen  Centner  Gerberrinde,  2&0.0Q0  Centner  Ter> 
peutin  und  Harz. 
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Nach  den  letzten  (richtig  geetellteu)  Zählungen  betrug  der 
Stand  der  Hausthiere  (mit  ESnschluss  der  Füllen  und  des 
Jungviehes)  in  Oesterreich 

MIU.  Guld. 

3,500.(XX)  Pferde  zu  80  £1.  —  kr.  im  Gesammtwerthe  von  280  . 

15,000.000  Rinder  •         ^40„  —  „,,  ^  ^600^ 

30,000.000  Schafe^  „3^-~„„  „  t^90 

2,000.000 Ziegen»         „     3„-„    „  „  „       6 

9,000.000 Schweine ■     „  12„  —  „    „  ^  „108 

60,000.000  St  Geflügel  %— „10„„  „  „10 

3,000.000  Bienenstöcke  „     4„  —  „    „  „       .       „      12 

Zusammen  1.106 

*  Hiervon  11  Miliionen  Stück  ausgewachsene  Rinder  und  4  Millionen 
Stück  Jnngvieh,  mit  dessen  Berücksichtigung  auch  der  Werth  eines  Rin- 
des, statt  auf  60,  nur  auf  40  fl.  gestellt  wurde. 

'  Die  vorgenommenen  Zählungen  weisen  eine  bedeutend  geringere 
Ziffer  für  die  Schafe  nach;  allein,  wenn  auch  zugegeben  werden  muss. 
dass  mit  der  fortschreitenden  Cultur,  namentlich  in  Ungern,  die  Weiden 
und  mit  denselben  die  darauf  genährten  Schafe  in  der  Abnahme  begri^en 
sind,  so  muss  doch  noch  eine  Zahl  voti  30  Hillionen  Stück  Schafen  an- 
genommen werden.  Denn  noch  im  Jahre  1856  betrug  die  Menge  der  aus 
Oesterreich  ausgeführten  Wolle  2SS.19H  Centner,  die  WoUen- Industrie  in 
den  deutschen  und  italienischen  Kronländem  verarbeitet  jährlich  400  000 
(in  Böhmen  und  Mljhren  allein  330.000)  Oentner  Schafwolle  zu  Geweben, 
in  den  ungrischen  Ländern  mit  der  Militärgränze  und  Daimatien  werden 
zu  grobem  Gewebe  (dem  Haiinatuche),  Matrosenmäntein,  Kotaen  und  Decken, 
dann  zu  den  Schafpelzen  (der  gewöhnlichen  Bekleidung  des  Landmannes  in 
einem  grossen  Theile  von  Ungern)  an  160.000  (Zentner  Schafwolle  ver- 
brauchte Hierdurch  steigert  sich,  mit  Einschluss  der  Ausfuhr ^  der  Ver- 
brauch auf  794.000  Centner;  da  nun  im  Jahre  1856  184.000  Centner 
Schafwolle  (meist  aus  Russland  und  den  türkischen  Ländern)  eingeführt 
wurden,  so  müssen  610.000 Oentner  durch  die  innere  Production  beige- 
stellt worden  sein.  Man  nimmt  die  jährliche  Woll- Production  eines 
Schafes  durchschnittlich  zu  zwei  Pfund  an  (Schafe  mit  hochfleiner  Wolle 
geben  IV4,  mit  feiner  V/^  Pf.,  wogegen  dieZurkän-  oder  Zackelsehafe  in 
Ungern  und  Siebenbürgen  an  3  Pf.  jährlieh  liefiern),  wodurch  sich  die  Zahl  der 
Schafe  mit  Einschluss  der  Lämmer  auf  mindestens  30  Millionen  Stück  Stellt. 

'  Die  Zahl  der  Ziegen  ist  in  der  Abnahme  begrilEBn,  wogegen  die 
Schweinezucht  in  sichtlicher  Zunahme  sich  befindet. 

*  Die  Zahl  des  Geflügels  beruht  auf  einer  blossen  Schätzung,  sie 
darf  aber  nicht  umgangen  werden ,  da  durch  das  Geflügel  eine  im  Ganzen 
immer  sehr  erhebliche  Menge  an  Futter  verzehrt  wird;  man  zählte  in 
Böhmen  allein  4  Millionen  Stück  Gänse. 

V.  Gzoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  36 
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Wenn  maa  mit  dieser  Ämahl  der  NuWhiere  die  Menge  des 
denselben  zu  Gebote  stehenden  Fotters  mit  Einschhiss  der  für  die 
Ftttterung  verwendeten  Körnerfrüchte  vergleicht,  so  ergibt  sieh, 
dass  die  Nahrung  des  Nutzviehes  keine  reichliche  ist,  selbst  wenn 
man  die  Abflille  mancherlei  Art,  welche  zur  Ftttterung  der  Schweine 
und  des  Geflügels  verwendet  werden,  in  Anschlag  bringt '. 

Der  jährliche  Ertrag  dieser  Notzthiere  belftuft  sich  auf  unge- 
iUhr  475  Millionen  Gulden,  an  welchen  die  einzelnen  Erzeugnisse 
in  nachstehender  Weise  l'heii  nehmen. 
Milch,  90  Millionen  ESmer  (von  6  Millionen  Kühen 

zu  600  Maass),  zu  1  fl.  20  kr. 120  Mill.  Quid. 

Schlachtkftiber,  3y,  Mill.  Stück,  zu  8  fl.   .    .    .    28     „       „ 

Ziegenkitze,  2  Mill.  Stück,  zu  1  fl 2     y,       „ 

Lämmer,  5  MilL  Stück,  zu  1  fl 5     „       „ 

Ferkel,  12  Mill.  Stück,  zu  90  kr. 6     „       ,, 

Behaf-  und  Ziegenfleisch,  3  Mill.  Centner,  zu  8  fl.    24     „       ^ 

Rindfleisch,  7  Mill.  Centner,  zii  15  fl 105     „       ,, 

Schweinefleisch  und  Speck,  3  Mill.  Centner,  zu  10  fl.  30  ,,  ^ 
Pferde-  und  Riudshäute,  2  Mill.  Stück,  zu  8  fl.  16  „  ,, 
Kalbsbäute,  3%  Mill.  Stück,  zu  1  fl.  36  kr.  .  .  $%\,  „ 
Schaf-  und  Ziegenhäute,  8  Mill.  Stück,  zu  30  kr.  4  ,,  y, 
Seiden -Cooons,  48  MilL  Pfund,  zu  54  kr.  .  .  43  .„  „ 
.   Schafwolle,  600.0C0  Centner,  zu  90  fl.      ...    54     „       „ 

Honig,  540.000  Oentner,  zu  16  fl .*     8%  ,,       „ 

•   Wachs,  54.000  Centner,  zu  75  fl 4     y^       „ 

Hühnereier,  2.400  Mill.  Stück,  zu  */,  kr.  .    .    .    10'    ,,       ,, 
Geflügel ,  60  Mill.  Stück ,  zu  10  kr.       ....    10     „       ^ 

Zusammen  475  Mill.  GuM. 

*  Man  kann  nach  Hofinana  den  gesammten  Kam  Viehfotter  verwende- 
4en  Heuwerth  aaf  1.000  Milliooen  Centner  annehmen,  nämlich: 

an  Klee  nnd  FatterkriLutero 200  Hill.  Gtr. 

an  NebennuUung  des  Ackeriandee  mit  Einschlnss  der 

Brachweide "23     ^       » 

an  dem  Ertrage  dea  Wieaen-  und  Gartenlandea    .    .    .    390     »       „ 

an  dem  Ertrage  der  Hutweiden 54     «       « 

an  dem  Ertrage  der  Wälder,  bezüglich  dea  Waldheuea, 

der  Waldweide,  Eicheln,  Futterlaab  u.  a.  w.      52     ^       » 

an  dem  Ertrage  der  Wein-  and  Qemttaegiirten,  bezüg- 
lich dea  Lanbea,  Qrünfkittera  u.  a.  w.      .    .       4     n       «» 

an  den  AbflUlen  der  Haiiawirthachaft 40     „       „ 
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der  Ertrag  des  Wildes,  welcher  anoftiienid 
auf  50  IfiU.  SUlck  Hasen,  50  Hill.  SUlek  Hftli. 
Der,  6  MilL  Stock  Wasser-  Federwild,  60000 
Stuck  Rebe,  3.000  Hirsche,  10.000  Wild- 
schweine betrftgt  <wenn  auf  je  10  Joch  ein 
Hase  und  ein  Huhn,  auf  je  1X)00  Joch  ein 
Beh,  auf  je  10.000  Jodi  ein  Ifirsch  und  auf 
je  4&000  Joch  ein  Wildschwein  als  Stamm- 
vieh  gerechnet  wird),  im  Fleisohgewichte  v<mi 

1,500.000  Centnem 25  Hill.  GnU. 

Der  Betrag  der  See-  und  Fluss- Fischerei,  au 
dem  gleichen  Betrage  angenommen  wie  das 
WUd,  mit  1,500.000  Centnem 25     „        y, 

Gesammtertrag  525  MiH.  Onkl. 

Wenn  von  dem  Ertrage  der  Nutzthiere  mit  475  Millionen  Gul- 
den jener  der  Seiden -Cocons  abgerechnet  wird,  so  erflbrigen  432 
Millionen  Gulden,  welcher  Betrag  zu  dem  Werthe  der  den  Nutz- 
thieren  zugewendeten  Fütterung  von  1.000  Mfllionen  Centnem  in 
einem  nicht  sehr  günstigen  Verhältnisse  steht,  wodurch  die  allge- 
mein anerkannte  Thatsache  an  das  Dcht  tritt,  dass  der  Hauptertrag 
der  Viehzucht  in  dem  ftlr  fast  alle  Arten  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse  unentbehrKchen  Dünger  gesucht  werden  müsse. 
Oekonomen  berechnen  den  erzeugten  StalMflnger  auf  2.100  Millio- 
nen Centner  und,  mit  Einschluss  der  Wddedflngung,  der  Luft 
düngung,  des  künstlichen  Düngers,  alle  anderen  Düngstofle  auf 
2,800.000  Centner,  wahrend  zur  Gewinnung  der  oben  nachgewie- 
senen Menge  von  Boden -Producten  (ausser  der  WaM-Producfioii) 
mindestens  eine  Düngermenge  von  2^800  bis  3.000  Millionen  Oentner 
erforderlich  ist,  woraach  der  Abgang  durch  die  Einflüsse  der  Atmo^ 
Bphfirifien,  des  Begens  u.  s.  w.  gedeckt  wird. 

Das  auf  die  Wirthschaftsgebftude  fiir  das  zu  bestelleiide 

an  Stroh      .    , 60  Hill.  Ctr. 

an    den   Abfüllen    der  Bierbrauerei  und  Branntwein- 

•Brennerei 4,  „ 

an  verfütterten  Rüben  und  Kartoffeln 8     ^  » 

an  Hafer  und  Gerate 92«  „ 

an  dem  zum  menschlichen  Genüsse  nicht  tauglichen  Ge- 
treide, Kleien  u.  s.  w. 23     ,  , 

Znsammen  1.000  MilL  Ctr. 
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Acker-  und  WeinkiDd  verwiendete  CapUal  beMgt  bei  entevein  ein 
FUnftÜieil  und  bei  letztereindn  Yierttbeil  des  Grund -Oapitals;  wird 
auch  nur  dn  Sechfittheil  angenommen,  so  ergibt  sich  eine  Summe 
von  975  HilUonen  Gulden.  Endlich  sind  noch  die  zum  Betriebe  er- 
forderlichen Gerftthe  und  Maschinen,  welche  beim  Ackerlande 
den  zwanzigsten  Theil  des  Grund -Gapitals  betragen,  dann  die  In- 
standhaltung der  Werkzeuge  bei  den  Weingfirten  (zu  3  fl.  flh:  das 
Joch  berechnet)  mit  206  Ifillionen  Gulden  in  Anschlag  zu  bringen. 
Fasst  man  den  Werth  des  prodnctiven  Bodens  mit  jenem  der 
Nalstiiiere,  der  WHthschaft^ebftade  und  Gterftthe  zusammen,  so 
erhält  man  als  den  Ausdruck  des  gesammten  auf  die  Boden-Cukur 
▼erwendeten  oder  durch  dieselbe  reprfisentirten  Gapitals  den  Be- 
trag von  12.517  Millionen  Gulden,  wfihrend  der  G^esaänmtertrag  des 
Grundes  und  Bodens  und  der  Nutzthiere  '  mit  Einschluss  desjenigen 
der  Jagd  und  Fischerei  sich  auf  2.093  Millionen  GuMen  stellt  Wenn 
mitti  zu  dem  Grund -Capitale  nodi  den  Betriebsfond,  wdcher 
inzwischen  in  der  neuesten  Zeit  einen  immer  höher  steigeDden  Be- 
trag in  Anspruch  nimmt,  rechnet,  und  von  dem  Rohertrage  den 
Belauf  der  Steuern  und  sonstigen  öflRBntHdien  Lasten  abzieht,  so 
zeigt  sich,  dass  die  Landwirthschaft  in  Oestarreioh  zur  Zeit  einer- 
sdta  noch  kein  verhältnissmfissig  grosses  Capital  beschäftigt,  an- 
dererseits aber  auch  nur  eine  massige  Rente  abwirft,  oder,  mit 
anderen  Worten,  dass  sie  im  Ganzen  genommen  noch  keine  hohe 
Stufe  der  Ausbildung  erlangt  hat 

.  Hierbei  ist  jedoch  zu  erwägen,  dass  die  Bedingungen,  von 
welchen  der  zu  erwartende  Aufschwung  der  Landwirthschaft  ab- 
hängig bleibt,'  ^rst  in  den  letzten  Jahren  sich  verwirklicht  haben, 
und  dass  es  einer  gewissen  Zeit  bedarf,  ehe  die  von  jedem  Ueber- 
gange  unzertrennlichen  uachtheiligen  Rückwirkungen  sich  ausgld- 
chen  und  die  von  den  Verhältnissen  dargebotenen  Vortheile  durch 
die  Masse  der  dem  Herkommen  nur  allzusehr  anhänglichen  Land- 
Bevölkerung  gehörig  ausgebeutet  werden.  Lizwischen  zeigt  sich 
bereits  aus  der  Yergleichung  des  jeder  Hauptcultur- Gattung  gegen- 
wärtig gewidmeten  Flächenmaasses  mit  der  gleichen  Yertheilung, 

• 

*  Diese  Zasammenziehnng  ist  jedoch  statistiBch' unzulässige  da  hier- 
bei jener  Theil  der  Boden -Producte,  welcher  von  4en  zur  aomittelbaren 
CoDsamtion  gelangenden  Haasthieren  verbraucht  wird,  doppelt  in  Ansatz 
ki^mmt,  weil  sein  Werth  sowohl  in  dem  Ertrage  der  Natzthiere  als  in 
jenem  des  Bodens  enthalten  ist. 
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wie  sie  vor  eioem  Jahraehende  Btattfiiod,  diiss  zwar  die  WäUer 
dort,  wo  016  berdto  sehr  gelichtet  wareo,  an  FUieheiimaaas  abge- 
ncMOnmen  haben  und'  ein  llieil  des  letzteren  den  Hutweiden  zuge- 
schlagen wurde,  dass  aber  auch  mehrere  Weiden  in  Aecker  oder 
Wiesen  umgewandelt  wurden,  wodurch  das  Verhältniss  des  Gras- 
landes zu  dem. Ackerlande  ein  günstigeres  geworden  ist,  während 
sich  bei  den  Weingärten  eine  im  Ganzen  nicht  erhebliche  Vermin- 
derung durch  Umgestaltung  der  am  ungünstigsten  gelegenen  Wein- 
gärten in  Aecker  bemeriibar  gemacht  hat '.  Erst  den  nächsten 
Jahrzehenden  bleibt  es  Yorbehalten,  die  Wirkungen  der  grossen 
Umwandlung,  welolie  durch  die  veränderte  Gesetz^bung  hervor- 
gerufen wurde  und  (zwar  langsam,  aber  sicher)  nach  allen  Rieh- 
tungen hin  sich  geltend  macht,  mehr  und  mehr  ersichtlich  werden 
zu  lassen. 

Die  gesammte  landwirthschaftliche  Production  wird  in  ihrem 
überwiegenden  Antheile  von  der  inländischen  Consumtion  in  An- 
spruch genommen,  ebenso  wie  der  Bezug  landwirthschaftlicher 
Producte  aus  dem  Auslande  in  Yergldchung  zur  inländischen  Pro- 
duction nur  von  untergeordnetem  Belange  ist  Denn  während  die 
Gesammtziffer  des  Ertrages  der  inländischen  landwirthschaftlichen 
Erzeugung  fast  2.000  Millionen  beträgt,  belief  sich  im  Jahre 
1857  die  gesammte  EihAihr  an  landwirtfasohafUichen  Producta  auf 
75,^7.035  Gulden,  nnd  die  gesammte  Ausfuhr  eben  solcher  Erzeug- 
nisse auf  104,698.429  Gulden,  womach  die  gesammte  Ausfuhr  sk^h 
nur  um  29,451.394  Gulden  höher  stellte.  Verfolgt  man  den  auswär- 
tigen Verkehr  in  den  bezeichneten  Gegenständen  weiter,  so  ei^bt 
sich,  dass  bei  jenen  Gegenständen,  bezüglich  wekher  die  Einfuhr 
grösser  ist  als  die  Ausfuhr^  der  Mehrwerth  dieser  Einftihr  31,981.843 
Gulden,  und  ebenso  bei  jenen,  wo  die  Ausfuhr  überwiegend  ist, 
der  Mehrwerth  dieser  Ausfuhr  61,433.237  Gulden  betrug.  Die 
Mehreinfuhr  betraf  namentlich  vegetabilische  Hilfsstoffe  ftir  die  In- 
dustrie, dann  Vieh  und  thierische  Hilfsstoffe  der  genannten  Art, 

*  Eine  ziffermässige  YergieichnDg  des  productiven  Flächenmaasses  nach 
den  Hauptcultnr- Galtangen  zwischen  Jetzt  und  einer  früheren  Periode 
würde  zu  anrichtigen  Schlüssen  führen,  da  nicht  allein  die  in  der  Be^ 
wirthschaflung  eingetretenen  V eränderangen ,  sondern  noch  weit  mehr 
die  an  die  Stelle  der  früheren  Schätzungen  in  den  angrischen  Ländern 
erfolgte  Vermessung  Aendeningen  in  den  Ziffern  herbeigeführt  haben, 
welche  das  gegenwärtig  nachgewiesene  Flächeumaass  als  richtig,  die 
früheren  Schätzungen  dsgegen  als  zum  Theile  ungenau  erscheinen  lassen. 


die'Mehmusftihr  dmgegen  eben  solche  tbierteehe  and  vegetabilische 

Hüfiistolie  und  Mahrmigsniitlel;  es  betrog  nBmVeh  die 

Mebreinfubr:  Helirausfgbr: 

bei  den  Nahrungsmitieln  ...       716.202  fl.  10,681.745  a. 
^      ^    Thieren  nnd  thieriscfaen 

Produeten    ....  11,113.594  „.  40,288.057  „ 

y,     „    Handelsgegenständen    .  20,152.047  ^  10,463.435  ,, 

Zu6aaimen~31^^.843lä.  61,4^^»7fl. 


Die  bedeutendsten  Unterschiede  zwischen  der  EinAihr  und  Aus- 
fuhr fanden  bei  folgenden  Erzeugnissen  Statt: 

Bei  den  Nahrungsmitteln: 


IMroioAibr: 

MeteMwMir: 

Wein   und   Wein- 

Getreide und  Httl- 

trauben     .    .    .     411.853  fl. 

senfirQchfe     .    .  2,3ia776  fl 

Anis,    Kttounel, 

Bier,  Milch,  Butter 

Senfsa^   .    .    .     152.216^ 

und  Fett  .    .    .  2,190.700  y, 

BitA 89.282^ 

Mehlproducte    .    .  1,790.051  ^ 

Honig       ....       62.239  ^ 

Branntwein    und 

Weingeist     .    .  1,575.645  ^ 

Käse    .....  1,025^14  „ 

Kochsah      .    .    .     996.035  ^ 

Gemttse  und  Obst, 

frisch     und    ge- 

trocknet   .    .    .     786.324  ^ 

Bei  den  Thieren  und  thierifichen  Hilfsstoffen  filr  die  Industrie: 


Mebreinftihr: 
Schweine      .    .    .  4,390.815  fl. 
Felle  und  Häute   .  3,163.340  ^ 
Unschlitt      .    .    .  2,216.016  „ 
Ochsen  und  Stiere     811.680  « 


Wachs 


•    .    • 


399.190 


Kühe  und  Jungvieh     132.488  ,, 


ll«hr«iiifubr: 

Seide,  rohe,  und 

ungesponnene 

SeidenabMle    .  29,840.230  fl. 
Schafwolle      .    .  10,067.470  ^ 
Pferde,  und  Maul- 

thiere      .    .    .       249.979  ,, 
Schafe ,    Zi^en , 

Lämmer.    .    .         9&282  „ 
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Bei   (ksn   Handelagegenstäuden   (insbesondere    den    vt^tabilisehen 

Hilfsstoffen  flir  die  Industrie): 


Mehreinftil 

ir: 

Mehrauitfubr: 

OHven-Oel    .    .    . 

9,320.494  fl. 

Werkholz 

.    .    .  7,182.350  a. 

Tabak      .    .    .    . 

6,730.575  „ 

KteesaaC  . 

.    .    .  2,019.780  „ 

Flachs  und  Hanf  • 

1,804.615  „ 

Oelsaat     . 

.    .    .     752.025  y, 

Fette  Oele    . 

958.400  „ 

Hopfen 

.    .    .     280.400  „ 

Cocos-  und  Pftlmöl 

537.712  „ 

Weinstein 

.    .    .     213.210  „ 

Knoppern  und  Gall- 

• 

' 

äpfel     .... 

407.078  „ 

/ 

Brennholz     .    .    . 

287.011  „ 

, 

Mineralkohlen   .    . 

84.214  ^ 

Bei  einem  so  ausgedehnten ,  die  verscliiedeiisten  Klimaie  in 
sich  fiissenden  Rek^he  ist  es  natüriich,  dass,  namentlidi  an  den 
GränzeU)  ein  fortwährender  Austausch  landwirthschaillicher  Pio- 
ducte  stattfindet;  über  die  Gränzgebiete  hinaus  aber  ist  dieser  Yer^ 
kehr  im  Verhältnisse  zu  dem  grossen  Werthe  des  einheimischen 
Erzeugnisses  nur  ein  sehr  untergeordneter.  Diess  nachzuweisen 
genflgt,  dass  bei  einer  Gesammtproduetion  im  Werthe  von  nahe 
an  2.000  Hillionen  Gulden  die  gesanmite  Ausfuhr  nur  104,696.429 
Golden  und  nach  Abzug  der  fiinfulur  in  den  gleichartigen  G^en- 
ständen  die  Mehrausfubr  der  (sogenannten  activen)  Artikel  nur 
61,433.237  Gulden,  somit  etwas  mehr  als  drei  Percent  des  Ge- 
sammtertrages  beträgt«  Wenn  man  ferner  hiervon  die  zwei  Haupt- 
artikel, Seide  und  Schafwolle,  bei  welchen  allein  die  Hehrausfuhr 
sich  auf  40  HilUonen  Gulden  beläuft,  ausnimmt,  so  erübrigt  nur 
noch  ein  Peroent  der  Gesammterzeugung  ftlr  die  Hehrausfuhr. 
Aber  auch  die  Einfuhr  steht  in  einem  untergeordneten  Verhältnisse 
zum  Gesammterzeugnisse,  denn  sie  beträgt  in  den  Gegenständen  der 
landwirthschafUichen  Erzeugung  überhaupt  nur  75,247.035  Gulden, 
^ovon,  nach  Abschlag  der  Ausfuhr  in  den  bezüglichen  Artikeln 
noch  eine  Hehreinfuhr  von  31,981.843  Gulden  erübrigt.  Diese 
Ziflfer  stellt  daher  1*6  Peroent  der  Gesammterzeugung  dar,  und 
rechnet  man  hiarbei  die  Producte  der  südlichen  Zonen,  Oliven-, 
dann  Cocos-  und  Palm-Oel,  welche  im  Inlande  gar  nicht  oder 
doch  nicht  in  der  ftlr  die  Industrie  erforderlichen  Henge  erzeugt 
werden  können,  mit  10  Hillionen  Gulden  ab,  so  erübrigen  bei 
22  Hillionen  ftlr  Gegenstände,  welche,  wie  Vieh,  Felle  und  Häute, 
Tabak  und  fette  Ode,  dann  Oelsaat,  Flachs  und  Hanf,  im  Inlande 
in  weit  grösserer  Henge  als  bisher,  produdrt  zu  werden  vermögen. 
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Die  vorateheDde  Auseinandendzuag  flihri  su  der  EioMchl  in  dieaoaaer- 
ordeDÜiehe  Wichtigkeit  der  Landwirthflchaft  in  Oesterreich  auch  fUr 
den  Veri^ehr,  denn  es  genügt,  daas  die  inländische  Landwirthschaft 
ihre  Eraeugnisee  um  nicht  dnmal  YoUe  zwei  Percent  vermehre,  mn 
die  Einfuhr  aus  dem  Auslluide  in  diesen  Biceugnissen  dem  Werthe  nach 
ausEttgleichen,  und  um  drei  Percent,  um  die  Ausfuhr  eu  veidoppela, 
wenn  diese  Mehrerzeugung  in  den  auswärtigen  Verkehr  gebracht  wird. 

8.  19. 

17.      Landwirthschaft,    Forst-^    Berg-    und    HütteDwesen 

(Forstwirthschaft). 

Es  mag  als  ein  Zeichen  des  Umschwunges,  welcher  für 
Oesterreich  in  der  Pflege  der  Volkawirtbschaft  eingetreten 
ist,  gelten,  dasis  man  nunmehr  der  früher  vernachlfissigten 
Forstwirthschafli  jene  thatkräftige  Aufmerksamkeit  zuwendet, 
welche  ihrer  Wichtigkeit  für  die  allgemeine  Landes -Cultur 
entspricht.  Obwohl  Oesterreich  einer  der  an  Waldboden 
reichsten  Staaten  ist,  so  lässt  doch  im  Allgemeinen  der» Zu« 
stand  der  Wald-Cultur  viel  zu  wünschen  übrig ,  indem  nieht 
nur  der  Waldboden  sich  in  steigendem  Haasse  yermin- 
dert,  sondern  auch  die  Beschaffenheit  der  Wälder  durch 
unzweckmässige  Bewirthschaftung  und  unterlassene  Nach 
Pflanzung  in  den  abgeforsteten  Waldstrecken  sich  verschlech 
tert  Während  die  nördlichen  Kronländer ,  insbesondere  Böb 
men  und  Mähren ,  wo  sich  die  Wälder  zumeist  in  den  Hftn 
den  der  grösseren  Grundbesitzer  befinden,  einen  verglei 
chungsweise  besser  gepflegten  Waldstand  ausweisen ^  greift 
die  Verwüstung  der  Wälder  in  den  Alpenländem,  wo  die- 
selben grösseren  Theils  den  kleinen  QrundbesitsBem  und  den 
Gremeinden  gehören  und  zahllose  Servituten  einer  zweck- 
mässigen Bewirthschaftung  im  Wege  stehen,  immer  mehr 
um  sich,  obgleich  eben  dort  die  ungeschmälerte  Erhaltung 
der  Wälder  sowohl  für  die  Landes  -  Cultur  im  Allgemeinen, 
als  insbesondere  für  den  Montan-Betrieb  von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist    In  den  ungrischen  Ländern  bildet  die  ungleiche 
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Vertbeiluiig  der  Wfilder,  dareh  die  aiusareicbeiiden  Goni- 
munieatioiia- Mittel  noch  fbhlbaier  gemaeht,  einen  groaeen 
Uebelstaod,  und  in  dem  waldradMn  Siebenbürgen  ist  der 
Zustand  der  Wälder  durdians.ein  veniftdiläsiigter ;  die  ita- 
lienischen Eronländer  dag^en  leiden  einen  empfindlicheD 
Mangel  an  Waidboden.  Die  unmittelbaren  Folgen  dieses 
ungenügenden  Zustandes  zeigen  sich  in  den  steigenden  Holz- 
preisen und  selbst  in  einem  localen  HolzmangeL 

Eine  Verbesserung  dieser  leidigen  Verhältnisse  wird  nun- 
mehr auf  das  kräftigste  angebahnt  und  die  hierauf  bezüg- 
liche Thätigkeit  der  Regierung  und  ihrer  Organe  von  den 
Priraten  und  ökonomischen  Gesellschaften  vielfach  unter- 
stützt. Als  ein  dringendes  Bedürfniss  für  die  künftige  Her- 
bdführung  von  Verbesserungen  erschien  die  Heranbildung 
tüchtiger  Forstwirthe,  für  welchen  Zweck  neuerlich  in  den 
meisten  Eronländern  von  Privaten  und  Gesellschaften  die 
berdts  erwähnten  Forstschulen  gegründet  wurden«  Ebenso 
ertheilte  die  Regierung  durch  die  von  ihr  ausgegangenen 
gesetzlichen  Maassnahmen  den  wirksamsten  Impuls  zur  Hint- 
anhaltung weitergrdfender  Verwüstungen  und  zur  Sicherstel- 
lung einer  forstmässigen  Benützung  und  Pflege  der  Wälder. 

Zwar  bestanden  schon  früher  in  mehreren  Eronländern 
Waldordnungen ,  aber  sie  waren  vereinzelt,  den  veränderten 
Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechend,  und  ihre  (oft  stren- 
gen) Anordnungen  entbehrten  ftust  durchaus  der  ausreichen- 
den Straf- Sanction.  Hierdurch  fand  sich  die  Regierung  zur 
Sicherstellung  der  io  alle  Lebensverhältnisse  eingreifenden 
Holzbedürfnisse,  zum  Schutze  des  Waldeigenthumes ,  sowie 
zur  Erhaltung  und  Pflege  der  Wälder  und  Holzpflanzungen 
unter  möglichst  geringer  Beschränkung  des  Privat -Eigen- 
thumsrechtes  bestimmt,  ein  neues  umfassendes  Forst -Ctesetz 
zu  erlassen,  dessen  Wirksamkeit  sich  über. alle  deutschen^  sla- 
vischen  und  ungrischen  Eronländer  erstreckt  Das  kaiserliche 
Pbt^t  vom  8.  December  1852  enthält  dieses  Gesetz,  durch 
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dessen  Bestiininuiigen  die  Staats  «Forst -Polizei  flir  die  genaott- 
ten  Kronltoder  eine  amiSMsende  Regelung  erhftU.  Beinen 
Anordnungen  sufolge  darf  kein  Waldgrund  ohne  besondere 
Bewilligung  der  Holzzucht  entzogen,  kein  Wald  yerwüstet, 
und  muss  (ohne  dass  die  Ausbringung  des  Holzes  an  eine 
gewisse  Menge  gebunden  oder  sonst  beschränkt  wird)  jeder 
frisch  abgetriebene  Waldtbeil  wieder  mit  Holz  bepfliinzt 
werden.  Eine  Waldbehandlung,  wodur6h  der  nachbarliche 
Wald  der  Windbeschftdigung  ausgesetzt  oder  der  obere  Rand 
der  Wald  -  Vegetation  gefährdet  wird,  ist  verboten,  ebenso 
wie  die  Blosslegung  eines  Bodens,  welcher  leicht  fliegend 
wird,  und  die  rücksichtslose  Abholzung  an  den  Ufern  der 
Flüsse  und  an  Oebirgsabhängen  untersagt  ist  Wo  die  Rück- 
sieht  auf  Sicherung  von  Personen  und  Gütern  eintritt,  wird 
die  Wäldbehandlung  genau  vorgezeichnet  Die  Wald -Servi- 
tuten werden  einer  mit  der  gaten  Bewirthschaftung  verein* 
barlichen  Regelung  unterzogen.  Die  Erhaltung  der  Gemein* 
dewälder  wird  überwacht  und  die  Anstellung  sadikundiger 
Forstwirthe  durch  die  Waldeigenthümer  vorgeschrieben,  so* 
wie  die  Bewirthschaftung  sftmmtlicher  Forste  durch  die  po* 
litischen  Behörden  beaufsichtiget  wird.  Ueber  die  Bringung 
der  Wald«Producte,  insbesondere  die  Holztrift  ^  werden  um- 
ständliche Anordnungen  eriassen ,  damit  der  Bezog  der  Forst- 
Producte  gesichert  und  fremdes  Eigenthum  zugleich  vor  Scha- 
den bewahrt  werde.  Ebenso  folgen  Vorschriften  über  das 
Benehmen  bei  Waldbränden  und  Insecten- Verheerungen, 
femer  über  die  Aufstellung  des  Wald-Sdiutz-  und  Aufeichts- 
Personales,  dann  über  die  bei  Uebertretangen  eintretende 
Strafbehandlung. 

Damit  dieses  seinem  Zwecke  vollkommen  entsprechende 
Forst -Polizei -Gesetz  zur  durchgreifenden  Ausfbhrang  ge- 
lange, ist  nur  noch  die  Aufetellung  eines  entsprechenden 
Forst  -  Personales ,  welchem  zunächst  die  Handhabung  des 
Gesetzes  obliegt,  erforderlich.    Dieselbe  ist  bereits  in  einem 
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KrDolande,  wo  die  Erhalttuig  und  Pflege  der  -ausgedehiiten, 
für  den  LatideBwohlBtand  überaas  wict^gen  Gemeiiidewäldet 
es  YCMTSEUgsweitfe  noth wendig  machte,  dureb  die  kaiserlicbe 
Verordnung  rom  ID.  Mai  1866  erfo]gt  Durdi  diese  Ver* 
Ordnung  wird  eine  yollstäudige  Organisation  der  Forstter- 
waltüng  in  Tirol  und  Vorarlberg  eingeführt.  An  der  Spitae 
der  Forstrerwaltung  befindet  sieb  daselbst  eine  Landes-Forst- 
Direction,  unte^  weleher  17  Forst-Inspections-Bezirke  stehen, 
die  wieder  in  76  Forst- Wirtbschafts^Bezirke  eingeibeilt  sind, 
welchen  280  Forst -Aufsidits- Bezirke  unterstehen.  Die  Auf* 
gäbe  dieser  Behörden  ist  eine  doppelte:  Handhabung  de^ 
Staats -Forst- Polizei  im  gansen  Umfange  des  Eronlandes^ 
und  Führung  des  Forstwirthschafts -Betriebes  der  im  Eron- 
lande  gelegenen  B;eichsforste  und  Gemeindewaldungen,  wo- 
bei letztere  auf  Kosten  und  für  Rechnung  der  Gemeinden 
bewirthschaftet  werden.  Prirat-  und  Stiftungswälder  können 
gegen  Leistung  eines  entsprechenden  Beitrages  unter  die 
Bewirthschaftung  derselben  Organe  gestellt  werden,  oder 
sich,  wo  erforderlich,  zu  grösseren  Forstwirthschafts  -  Gom- 
plexen  behufe  der  gemeinschaftlichen  Bewirthsdu^ung  durch 
beflihigte  Forstwirthe  vereinigen.  Dabei  werden  für  die  Be- 
wirthschaftung der  Tiroler  Montan  *  Forste  specielle  Vorschrif- 
ten erlassen,  welche  jedoch  im  YoUen  Einklänge  mit  der 
forstlichen  Organisation  des  gesammten  Eronlandes  stehen. 

Ein  anderes  wichtiges  VerhäUniss  bedurfte  noch  der  Re- 
gelung, jenes  d^  Wald  -  Servituten.  Diese  Berechtigungen 
verschiedener  Art  zum  Bezüge  von  Forst-Producten  oder  zur 
Ausübung  der  Weide  auf  fremdem  Grunde,  namentiich  in 
fremden  Wäldern,  erscheinen  überall,  wo  sie  bestehen,  als 
ein  unübersteigliches  Hindemiss  einer  verbesserten  Landes- 
CttUur;  dasselbe  gilt  von  den  gemeinschaftlichen  Benutzungs- 
rechten, welche  ehemalige  Herrschaften  und  Unterthanen, 
oder  Herrschaften  und  (Gemeinden,  oder  verschiedene  Ge- 
meinden   auf    demselben    Grunde    auszuüben    hatten.     Es 
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erschien,  namenilich  in  den  Alpenlflndern,  als  ein  wesentiicber 
Factor  der  allgemeinen  Grondenllastang,  dass  diese  Dienst- 
barkeiten  und  Benützungsrechte  entweder  entgeltlich  aufge- 
hoben oder  doch  geregelt  werden ,  uou  die  Landes -Cultur 
nicht  weiter  zu  beeintrftchtigeny  Diese  Erwftgung  fbhrte 
zur  Erlassung  des  kaiserlichen  Patentes  vom  6.  Juli  1853, 
welches,  giltig  ftkr  sämmtliche  deujtschen  und  slawischen 
Kronlftnder,  die  Bestimmungen  enthält,  nach  welchen  bei 
der  Ablösung  und  beziehungsweise  bei  der  Regulirung  dieser 
Dienstbarkeiten  und  Bezugsrechte  vorgegangen  werden  soll. 
Als  Regel  wird  dabei  festgesetzt,  dass  diese  Rechte  im  In- 
teresse der  Förderung  der  Landes  •  CSultur  abgelöst  werden 
sollen;  wo  aber  eine  solche  Ablösung  den  Haupt-Wirth* 
Schaftsbetrieb  einer  der  Parteien  geOhrden,  oder  der  all- 
gemeinen Landes  -  Cultur  einen  überwiegenden  Nachtheil  zu- 
fügen würde,  femer,  wo  beide  Parteien  damit  einverstanden 
sind,  soll  an  die  Stelle  der  Ablösung  die  Regulirung  dieser 
Rechte ,  und  jswar  in  der  Art  eintreten ,  dass  hierdurch  die 
m{^lichste  Entlastung  des  Bodens  eraelt  wird.  Betreffe  diese 
Verhandlungen  Wald-  und  Wdde-Dienstbarkeiten ,  so  ist  die 
Ablösung  oder  Reguliruug  von  Amt9wegen,  sonst  aber  über 
Anlangen  einer  der  betheiligten  Parteien  vorzunehmen.  Die  Art 
des  Verflihrens  wurde  mittelst  einer  sehr  umfassenden  Instruc- 
tion geordnet.  Die  zur  DurchfUlhrung  dieser  hdlsamen  Bestim- 
mungen berufi^en  Landes-Commissionen  sind  bereits  für  die 
Terschiedenen  Lttnder  in  Wirksamkeit  getreten;  indem  die- 
selben ihre  (in  manchen  Eronlftndem  sehr  verwickelte)  Auf- 
gabe zu  Ende  führen ,  wird  zu  dem  grossen  Werke  det  Grund- 
entlastung der  Beginn  einer  neuen  Aera  für  die  Landes- 
Cultur  treten,  und  namentlich  zu  der  Pflege  der  Forst-Oultur 
der  Schlussstein  gelegt  werden.  Iji  den  ungrischen  Lftndern 
wurde,  wie  erwähnt^  bei  veränderten  Verhfiltnissen  diese 
Regulirung  mit  Einschluss  der  Segregirung  und  Oommassa- 
tion  den  zu  diesem  Behufe  eingesetzten  Urbarial- Gerichten 
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ttberirftgeD,  welche  ebeDfalls  ihre  Wirksamkciit  bereits  be* 
gönnen  haben. 

Bei  der  Forstwirthschaft  ist  auch  der  Aenderung  zu 
erwähnen,  welche  in  der  Ausübung  des  Jagdrechtes  einge- 
treten ist.  Früher  war  dasselbe  ein  Ausiluss  der  Patrimo- 
nial- Herrschaft.  Bei  der  Aufbebung  derselben  durch  dfts 
Gesetz  vom  7.  September  1848  musste  eine  neue  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  erlassen 
werden.  Da  es  die  Eigen thümlichkeit  dieses  iRechtes  nicht 
erlaubte,  dasselbe  jedem  Besitzer  auf  dem  ihm  gehörigen 
Grunde  zu  überlassen ,  weil  diess  zur  Vernichtung  der  Ob- 
jecto des  Rechtes  selbst  gefbhrt  haben  würde ,  so  wurde  ^ie 
Ausübung  desselben  den  Gemeinden  in  der  Art  überlassj^n, 
dass  der  Ertrag  an  die  einzelnen  Grundbesitzer  nach  Ver- 
bal tniss  ihres  Besitzes  vertheilt  wird.  Eine  Ausnahme  von 
dieser  Regel,  d.  h.  die  Wiederherstellung  des  allgemeinen 
Grundsatzes  der  freien  Benützung  des  Bodens,  tritt  dort  j^in, 
wo  die  Ausübung  der  Jagd  auf  dem  eigenen  Boden  zuläfsig 
erscheint;  nämlich  in  geschlossenen  Thiergärten  und  1)ei 
einem  grossen  zusammenhängenden  Besitze,  wobei  der  Com- 
plex  Yon  200  Joch  als  das  Minimum  angenommen  wurc^e. 

Die  Forstwirthschaft  ist  g^enwärtig  durch  das  Forstgesetz 
vom  3.  Deoember  1852 '  geregelt,  welches  {n  den  deutschen  und 
slavischen  Kronländem  mit  1.  Januar  1853,  in  Ungern,  der  Woj^od- 
Schaft  und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen  mit 
1.  Janaar  1858  '  in  Wirksamkeit  trat  Die  Hauptgrundsftize  dieser 
sehr  in  das  Detail  gehenden  Nonnal-Yorschrift  lassen  sich  in  nach- 
stehende Bestimmungen  zusammenfassen.  Der  erste  Abschnitt  handelt 
von  der  Bewirthschaftung  der  Forste,  welche  wieder  in  von 
dto  Staatsbehörden  anmittelbar  verwaltete  Reichsforste,  in  Oemeinide- 
wfilder,  welche  den  Stadt-  und  Landgemeinden  gdiören,  dann  in 
Privat-Wälder,  zu  denen  alle  anderen.  Privaten  oder  Ck)rporationen 
gehörigen  Wälder  gerechnet  werden,  zerfellen.    Ohne  Bewiliigang 

*  Kaiserliches  Patent  vom  3.  December  1852. 
>  Kaiserliches  Patent  ▼om  24.  Jani  1857. 
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darf  Iteiii  WaMgniiid  der  Hohziicht  entaogen  mid  sn  anderen 
Zwecken  venrendet  weiden;  geeohieht  dieses  dennoeh,  so  rind, 
abgesehen  von  der  verwirkten  Geldstrafe,  die  beKfij^iehen  WaM- 
Uicale  Immen  einer  festzusetzenden  Frist  wieder  an&uforsten.  Frisch 
abgetriebene  WaUtheile  mflssen  (bei  Reichs-  und  Gemeinde-Foisten 
stets,  bei  Privat-Porsten  in  der  Regel)  spAtestens  Unnm  fünf  Jahren 
%neder  mit  Höh  in  Bestand  gebracht  weiden.  Kein  WaU  darf 
verwOstet,  d.  h.  so  behandelt  werden,  dass  die  fernere  Hobsudil 
dadurch  gefithidet  oder  gftnzUch  unmöglich  gemacht  wird;  eine 
WaMbehandlung,  durch  welche  der  nachbarliehe  Wald  offenbar 
der  Gefahr  einer  WindbeschädiguQg  ausgesetzt  wird,  ist  verboten, 
'  und  es  muss  in  diesem  Falle  bei  dem  gftnzHchen  Ausbauen  dnes 
Waldes  dn  20  Wiener  Klafter  breiter  Streifen  des  yorhandenen 
Hobbestandes  (WaM-  oder  Windmantel)  bis  zor  Abhoknng  des 
nachbarlichen  Waldes  zurückgelassen  werden.  Wo  der  Boden  aof 
Fifiehen  leicht  fliegend  wird,  so  wie  in  sdnoflfen  sehr  hohen  Lagen 
sollen  die  Wälder  lediglich  in  schmalen  Streifen  oder  mittelst  all- 
mählicher Aushauung  abgeholzt  und  sogleich  wieder  mit  jungem 
Holze  bepflanzt  werden;  die  Hochwälder  des  oberen  Randes  der 
Wald*Vegetation  dürfen  nur  iin  Plenterhiebe  bewirtbschaftet  werden. 
An  den  (nicht  felsigen)  Ufeni  giOsserer  Gewässer,  dann  an  den  an 
AbrutBohungen  geneigten  Gebirgsabhängen  darf  die  Htrizzueht  den 
Boden  nicht  gefährden.  Ausführliche  Vorschriften  regeh  die  Be- 
fugnisse der  Wald-Servituten  und  deren  Begränzung.  Wenn  die 
Sicherung  von  Personen,  von  Staats-  und  Privi^-Gut  eine  besondere 
Behandlungsweise  der  Wälder  ab  Schutz  gegen  Lawinen,  FehstflnEe, 
Steinschläge,  Gebirgsschutt,  Erdabrutschungen  eta  dringend  er- 
fordert, kann  diese  von  Staatswegen  angeordnet,  und  der  WaM 
im  bezüglichen  Tbeile  in  Bann  gelegt,  wie  auch  im  Falle  der  Zu- 
lässigkeit  der  in  Bann  gelegte  Wald  wieder  davon  entbunden 
werden.  Gemeindewälder  dürfen  in  der  Regel  nicht  vertheilt 
werden.  Die  Eigenthümer  von  Wäldern  hinreichender  Grösse 
müssen  zur  Einhaltung  der  Forstgesetze  sachkundige,  von  der 
B^erung  als  beiUiigt  erkannte  Forstwirthe  aufstellen«  Die  politi- 
schen Behörden  liaben  die  Bewirthsdiaftung  sämmtlicher  Fcunste 
ihrer  Bezirke  im  Allgemeinen  zu  überwachen.  Der  zwdte  Abschnitt 
bezidit  sich  auf  die  Bringung  der  Wald-Producte.  Jeder 
GrundeigenthUmer  ist  gehalten,  Wald-Producte,  wdche  anders  gar 
nicht  oder  nur  mit  unverhältnissmässigen  Kosten  aus  dem  WaMe 
geschafft  und  weiter  gefordert  weiden  könnten ,  über  seine  Gründe 
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(jedoch  nur  gegen  Ersatz  des  ihin  hierbei  sugefilgten  Schadend)  brin* 
gen  zu  lassen.  Zur  Forlitlhrung  von  Riesen  jeder  Art  oder  sonstigen 
Holzbringungswerken  über  öffentliche  Wege  und  Oewässer,  durch 
Ortschaften,  an  oder  Über  fremde  Gebäude  ist,  ebenso  wie  fllr  die 
Anlegung  einer  Holztrift  und  flir  die  Triftbauten  (Schwemmwerke) 
d^e  Bewilligung  der  Behörden  erforderlich.  Die  Bewerbung  um  die 
Bewilligung  einer  Trift  und  zur  Errichtung  von  Triftbauten  stehl 
Jedermann  frei.  Jeder  Triftunternehmer  ist  gehalten,  die  Ufer- 
strecken, Grebäude  und  Wasserwerise,  welche  durch  die  Trift  be^ 
droht  sind,  durch  Schutzbauten  zu  sichern.  Nach  jedesmaliger  Be- 
endigung einer  einzelnen  TVift  hat  der  Unternehmer  die  Anzeige  an 
die  politische  Behörde  zu  machen,  welche  die  Bethefligten  zu  einer 
binnen  14  Tagen  zu  erstattenden  Anmeldung  ihrer  allftUligen  Sdia* 
denersatz- Ansprüche  auffordert,  da  nach  Abkuf  dieser  Frist  der 
Unternehmer  der  Haftung  entbunden  wiid.  Die  Oemeindevorstftnde 
und  politischen  Behörden  sind  verpflichtet,  den  Triftuntemehmem 
zur  Wiedererlangung  vers^hweramter  Hölzer  behilflich  zu  sein.  Der 
(bitte  Abschnitt  handelt  von  den  Waldbränden  und  Insecten- 
Schäden.  Bei  Amnachung  von  Feuer  und  dem  Gebrauche  feuer- 
gaMurlicher  Gtegenstände  in  Wäldern  und  am  Bande  derselben  ist 
mit  strenger  Vorsicht  vorzugehen;  der  an  einem  Brandschaden 
Schuld  Tragende  bleibt  ersatzpflichtig  und  wird  Oberdiess  bestraft. 
Jeder,  der  im  Walde  oder  an  dessen  Rande  ein  verlassenes  und 
unabgelöschtes  Feuer  trifll,  ist  nach  Thunllehkeit  zu  dessen  Löschung 
verpflichtet;  wer  einen  solchen  Brand  wahrnimmt,  hat  ihn  den  Be^ 
wohnern  der  nächsten  Behausung,  wohin  ihn  sein  Weg  ftlhrt^ 
bekannt  zu  geben.,  diese  aber  sind  verpflichtet,  dem  nächsten 
Ortsvorstande  oder  dem  Waldbesitzer  oder  dessen  Forst-Personale 
die  Anzeige  zu  machen.  Alle  umliegenden  Ortschaften  können  von 
dem  Waldbesitzer,  dem  Forst-Personale  oder  den  Ortsvorständen 
zur  Löschung  eines  Waldbrandes  aufgeboten  werden,  und  die  auf- 
gebotenen Bewohner  müssen  unter  Leitung  der  (benannten  mit  den 
erforderlichen  Löschanstalten  an  die  Stelle  des  Brandes  eilen  und 
daselbst  thätige  Hilfe  leisten.  Die  Leitung  des  Löschgeschäftes  steht 
dem  anwesenden  obersten  Forstbediensteten,  sonst  aber  dem  Orts- 
vorstande zu,  und  seinen  Anordnungen  zur  Löschung  muss  unbe- 
dingte Folge  geleistet  werden.  Wenn  die  Wälder  durch  Insecten 
beschädigt  werden,  ist  Jedermann  berechtigt,  der  Waldeigen- 
thttmer  oder  dessen  Personale  aber  ist  verpflichtet,  der  politischen 
Behörde  die  Anzeige  zu  erstatten,  falls  die  dagegen  angewendeten 
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waltung  in  17  Forst -Inspcctions- Bezirke,  76  Forst- Wirthsdiaite- 
Benrke  und  290  Forst- Aufsichts- Bezirke  eingetheilt;  die  drei  Fornt- 
Inspections- Bezirke  Kitzbüchel,  Zell  und  Brixlegg  mit  den  dazu 
gehörigen  13  Forst -Wirthschafts-  und  38  Forst -Aufsiehts- Bezirken 
bilden  den  montanistischen  Forst  >Directions- Bezirk.  Die  übrigen 
Inspeetions-,  Wirthschafts-  und  Aufsiclits- Bezirke  bilden  den  po- 
litischen Forst- Directions- Bezirk.  Diese  Sondening  bezieht  sich 
jedoch  lediglich  auf  die  Verwaltung  der  in  den  beiden  Directbns- 
Bezirken  gelegenen  Staatsforste,  weil  die  in  dem  montanistischen 
Directions -Bezirke  befindlichen  Staatswaldungen  integrirende  Theiie 
der  ärarischen  Berg-  und  Salinen -Werke  in  Tirol  bilden  und  nach 
dieser  besonderen  Widmung  von  der  Berg-  und  Salinen  -  Behörde 
verwaltet  werden.  Zur  Leitung  der  Staats- Forstverwaltung  im 
weitesten  Sinne  (jedoch,  wie  erwähnt,  mit  Ausnahme  der  Admi- 
nistration der  Montan -Forste)  wird  eine  Landes- Forst -Direotk>n 
in  Innsbruck  mit  einem  Landes- Forst- Director  an  der  Spitze,  filr 
jeden  Forst- Inspections- Bezirk  ein  von  einem  Forstmeister  geleite- 
tes Forstamt,  für  jeden  Forst- Wirthschafts- Bezirk  ein  Förster  und 
fUr  jeden  Forst- Aufsichts- Bezirk  ein  Forstwart  bestellt,  welcher 
dem  Förster  wie  dem  Fortftamte  untersteht  Das  Personale  des 
politischen  Forst -Directions -Bezirkes  bildet  für  sich  einen  Körper, 
ebenso  wie  jenes  deä  montanistischen  JB'orst- Directions -Bezirkes. 
Kein  Forstbediensteter  darf  für  dienstliche  Verrichtungen  eine  Ver- 
gütung von  einer  Partei  ansprechen;  bei  nicht  -  dienstlichen ,  das 
Privat- Interesse  der  Waldeigenthümer  betrefTeiiden  Verrichtungen 
erhält  der  Forstbedienstete  die  von  der  politischen  Behörde  einge- 
hobene Vergütung  des  Privaten  nach  dem  vorgeschriebeneu  Aus- 
maasse.  Die  LaDdes-Forst-Direction  ist  berufen :  a)  zur  Handhabung 
der  Staats -Forst -Polizei  im  ganzen  Lande;  bj  zur  Oberleitung  des 
Forstwirthschafts-Betriebes  in  allen  Gemeindewaldungen;  c)  zu  jener 
in  allen  dem  politischen  Forst-Directions-Bezirke  angehörigen  Reichs- 
forsten; d)  zur  Leitung  des  ärarischen  Holzverschleisses  in  der 
Hauptstadt  Innsbruck.  Hinsichtlich  der  beiden  ersteren  Functionen 
untersteht  sie  dem  Statthalter  und  mittelbar  dem  Ministerium  des 
Innern,  hinsichtlich  der  beiden  letzteren  unmittelbar  dem  Finanz- 
Ministerium.  Ferner  hat  sie  in  ihrem  politischen  Wirkungskreise 
als  Beinith  und  technisches  DurchfUhrungs- Organ  der  Statthalterei 
in  allen  Foi'stangelegenheiten  zu  fungiren  und  das  im  politischen 
Forst-Directions-Bezirke  bestellte  gesammte  Forst-Personal  zu  leiten 
und  zu  überwachen.    Die  Verwaltung  der  Staatsforste  im  montani- 
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stischen  ForBt-Directions-Besdrke  besorgt  die  daselbet  als  Forst- 
Direction  fungirende  Berg-  und  Salinen-Direction  zu  Ha]l;  ihr  Forst- 
Referent  (tihrt  zugleieii  die  Leitung  der  politischen  Forstgeschäile 
(Forst -Polizei  und  Verwaltung  der  Gemeindewaldungen)  in  dem 
montanistischen  Directions- Bezirke,  ist  in  dieser  Beziehung  der 
Landes -Forst -Direction  zu  Innsbruck  untergeordnet,  und  wirkt  als 
deren  exponirtes  Organ,  welchem  auch  die  Ueberwachung  des 
Forst- Personales  des  Montan -Bezirkes  rücksichtlich  der  demselben 
übertragenen  politischen  Forstgeschäite  zusteht.  Das  Forstamt  hat 
fUr  seinen  Inspections- Bezirk  die  doppelte  Bestimmung  als  Beirath 
und  technisches  Durchführungs- Organ  der  politischen  Behörden 
(Kreisamt,  Bezirksamt)  bei  allen  diesen  Behörden  obli^enden  Forst- 
Angelegenheiten,  dann  als  Controls -Behörde  über  das  in  seinem 
Bezirke  bestellte  Forst-Wirthsehails-  und  Aufsichts-Personale  zu  wir- 
ken. In  ersterer,  die  Forst -Polizei  und  die  Verwaltung  der  Ge- 
meindewälder betreffenden  Beziehung  ist  es  der  politischen  Kreis- 
behörde, in  letzterer,  als  Controls -Behörde  bei  Bewirthschallung 
der  Reichsforste,  der  Landes- Forst- Direction  (und  bezüglich  der 
Berg-  und  Salinen-Direction  zu  Hall)  untei^eordnet;  in  coordinir- 
tem  Dienstverhältnisse  steht  es  mit  den  Bezirksämtern,  mit  wel- 
chen es  in  Forst-Polizei-Angelegenhdten,  sowie  unmittelbar  mit 
der  Kreisbehörde  bezüglich  der  Bewirtfaschaflung  der  Gemeinde- 
wälder verkehrt.  Die  Aufgabe  des  Försters  innerhalb  seines 
Bezirkes  besteht:  a)  in  der  Theilnahme  an  Ueberwachung  der  Be- 
folgung des  Forstgesetzes;  b)  in  der  Bewirthschaitung  der  ihm 
zugewiesenen  Waldungen' unter  Conlrole  des  Forstamtes ;  c)  in  der 
Mitbetheiligung  an  der  Handhabung  des  Forstschutzes.  Er  ist  dem 
^orstamte  unmittelbar  untergeordnet.)  und  vollzieht  in  Handhabung 
xier  Staats -Forst -Polizei  die  Aufträge  des  Bezirksamtes.  Das  Forst- 
Aufsidits- Personale  (Forstwarte  und  Forstgehilfen)  hat  in  dem 
ganzen  zugewiesenen  Bezirke  die  Befplgung  der  Bestimmungen  des 
Forstgesetzes  zu  überwachen,  und  nebstbei,  soweit  als  thunlieh, 
den  Forstschutz  in  den  ihm  zu  diesem  Zwecke  besonders  zugewie- 
senen Waldungen  zu  handhaben ;  es  ist  dem  Förster  untergeordnet. 
Reicht  das  landesf)lrstHche  Forst- Aufsichts-Personale  zur  Hand- 
habung des  Forstschutzes  nicht  zu.,  so  sind  die  Waldeigenthümer 
verpflichtet,  die  weiter  erforderlichen  Waldhüter  selbst  zu  bestellen 
und  zu  bezahlen.  Sämmtliche  landesftlrstliche  Forst-Organe  werden 
unmittelbar  von  der  Staatsverwaltung  bestellt  und  besoldet;  den 
Kostenaufwand  Air  die  Landes -Forst -Direction,  fUr  die  Forstämter 
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und  die  bei  denselben  unmittelbar  verwendeten  For»iwarte  tri^t 
Husechliesslich  der  StaatsachatE^  jener  für  das  Forst- Wirthechafts- 
Personale  eines  Kreises  ist  von  allen  WaldeigenÜiümern  des  Kreises 
nach  Yerb&ltniss  des  capitalisirten  Reinertrages  der  Wälder  zu 
tragen,  wobei  die  Staatsverwaltung  für  xlie  im  Kreise  gelegeneu 
Staateforste  ihren  llieübetrag  leistet  LHe  übrigen  Beiträge  werden 
von  der  politischen  Kreisbehörde  bemessen  und  vom  Steueramte 
mit  den  gleichen  Zwangsmitteln  und  Vorrechten  wie  die  Grund- 
Steuer  eingehoben.  Wenn  bei  Gemeinde-  und  Privat- Wäldern  keine 
oder  keine  tauglichen  Individuen  Air  den  Forstsehutz  bestellt  wer- 
den, so  gesciiieht  diess  über  Antrag  des  Forstwartes  von  Seite 
der  politischen  Kreisbehörde,  welche  zugleich  deren  Entlohnung 
festsetzt  und  die  Kosten  vom  Steueramte  auf  die  erwähnte  Art 
einheben  lässt. 

Obwohl  ein  Ausfluss  der  allgemein  durchgreifenden  Staats 
Maxime,  welche  die  Entlastung  des  Bodens  und  die  wirksame  ge- 
selzHche  Pflege  der  Landes -Culfur  hervorgerufen  hat,  nimmt  docli 
den  nächsten  Einfluss  auf  die  Pflege  der  Wald-Cultur  das  für 
eänmitliche  deutsche  und  slavische  Kronländer  giltige  kaiserliche 
Patent. vom  5.  Juli  1853,  wodurch  die  Bestimmungen  über  die 
Heguliruug  und  Ablösung  der  Holz-,  Weide-  und  Forstpnn 
ductenbezugs- Hechte,  dann  einiger  Servituts-  und  gemeinschatl- 
liehen  Besitz-  und  Benützungs-Kechte  festgesetzt  werden.  Den  Be- 
stimmungen dieses  Patentes  unterliegen:  1.  alle  üolzungs-  und 
Bezugsrechte  von  Holz  und  sonstigen  Forst- Producten  in  oder  aus 
einem  fremden  Walde;  2.  die  Weidereeht«  auf  fremdem  Grunde 
und  Boden;  3.  alle  anderen  Feld -Servituten,  bei  denen  a)  das 
dienstlmre  Gut  ein  Wald  oder  zur  Wald-Cultur  gewidmeter  Bo- 
tien  ist,  b)  zwischen  dem  herrschenden  und  dem  dienstbaren  Gute 
(las  gutsobrigkeitliche  und  unterthänige  Verhältniss  bestanden  hat; 
4.  alle  gemeinschaftlichen  Besitz-  und  Benutzungsrechte  auf  Grund 
und  Boden,  wenn  sie  a)  zwischen  gewesenen  Obrigkeiten  und  Ge- 
meinden, sowie  ehemaligen  Unterthanen ,  oder  b)  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Gemeinden  bestehen,  und  in  beiden  Fällen,  wenn 
»ie  nicht  bloss  zeitliche  oder  unbedingt  widerrufliche  Gestattungen 
ausmachen.  Auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossene  üolz-  und  Ab- 
stockungs-  oder  Hol^lieferungs- Verträge,  sowie  fixe  Uolzabgaben 
an  Kirchen,  Pfarren,  Schulen  und  Stiftungen  werden  dadurch  nidit 
l)erührt.  Ferner  unterli^en  den  ^Bestimmungen  dieses  Patentes  alle 
Einforstungen,    Waldnutzungs -  und  Weiderechte,  welche  in  allen 
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dem  Landesherrn  zufolge  des  Hoheitsrechtes  zustehenden  Wäldern 
verliehen  oder  aus  landesftirstlieher  Gnade  gestattet  werden^  selbst 
wenn  sie  widerruflich  sind;  Dagegen  hat  dieses  Patent  keine  An- 
wendung auf  die  bei  Vornahme  der  Grundentlastung  als  aufgeho- 
ben oder  ablösbar  erklärten  Gestattungen  oder  Leistungen.  Die 
den  Gegenstand  dieses  Pateutes  bildenden  Rechte  sollen  abgelöst, 
d.  h.  gegen  .Entgelt  aufgehoben <)  oder  regulirt,  d.  i.  in  allen  Bet 
Ziehungen  dergestalt  festgestellt  werden,  dass  hierdurch  die  mög- 
lichste Entlastung  tles  Bodens  erreicht  wird.  Die  Regulirung 
soll  erfolgen,  wenn  die  Ablösung  nicht  stattfinden  kann.  Dieses  ist 
der  Fall:  a)  wenti  durch  letztere  der  Übliche  Haupt-Wirtlischaitsbetrieb 
des  berechtigten  oder  des  verpflichteten  Gutes  auf  eine  unerseteliche 
Weise  gefährdet  würde;  b)  wenn  hierdurch  der  Landes-Cultur  über- 
wiegende Nachtheile  zugefügt  würden ;  c)  wenn  sieh  die  Berechtigten 
und  Verpflichteten  einverstanden  erklären,  statt  der  Ablösung  die  Be- 
gulirung  eintreten  zu  lassen.  Wo  es  sich  um  Bestimmungen  über 
Wald-  und  Weide -Dienstbarkeiten  handelt,  ist  die  Ablösung  oder 
HeguKrung  von  Amtswegen  einzuleiten ;  wo  es  Bestimmungen  über 
gemeinschaftliche  Besitz-  und  Benützungsrechte  zwischen  ehemaligen 
Obrigkeiten  ui|d  Gemeinden  oder  Unterthanen,  dann  zwischen  meh- 
reren Gemeinden  betrifll,  ist  dieselbe  auf  Antrag  eines  der  intere»- 
sirten  'Dieile  Vorzunehmen.  Das  Gesetz  enthält  sodann  ausführliche 
Vorschrillen  über  die  Art  und  Weise,  wie  bei  der  Ermittlung  des 
zu  behandelnden  Objectes,  bei  dem  Obwalten  von  streitigen  Puno- 
teu  (der  ganze  Act  soll  thunlichst  durch  gütliclies  Uebereinkom- 
men  der  Parteien  festgestellt  werden),  bei  der  Entscheidung  der 
nicht  durch  Vergleich  beigelegten  Streitigkeiten,  bei  der  Fest- 
setzung des  Maasses  der  Berechtigung  und  bei  dem  endlichen  Ehr- 
kenntnisse über  Ablösung  oder  Regulirung  vorzugehen  ist.  Hier- 
auf folgen  besondere  Bestimmungen  ül)er  die  Vornahme  der  Regu- 
lirung bei  Hobsungs-,  Weide-  oder  sonstigen  Rechten,  dann  üt>er 
die  Vornahme  der  Ablösung,  insbesondere  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen.  Die  Abtretung  von  Grund  und  Boden,  wobei 
der  Arrondirung  des  Grundbesitzes  des  Interessenten  die  tliunlichste 
Rücksicht  getragen  werden  soll,  ist  nur  so  weit  zulässig,  als  noch 
eine  zweckentsprechende  Bewirthsohaftung  möglich  ist  Die  Ab- 
tretung von  Wald  hat  in  der  Regel  nur  ortschads-  oder  gemeinde- 
weise oder  an  die  Gesammtheit  der  Berechtigten  stattzufinden; 
solche  Waldungen  sind  in  forstpolizeilicher  Hinsicht  den  Gemeinde- 
waldungen gleich  zu  halten.    Hat  die  Ablösung  durch  Zahlung  eines 
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Capitales  Statt  zu  finden,  so  steht  dem  Verpflichteten  die  Wahl 
frei,  dieses  Capital  baar  oder  mit  SchaMverschreibuugen  zu  zah- 
len, welche  der  Grundentlastungs-Fond  für  das  verpflichtete  6ul 
ausfertigt. 

Zur  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Patentes  wurde  iu 
jedem  -politischen  Verwaltungsgebiete  eine  dem  Ministerium  des 
Innern  unterstehende  Landes -Commission  von  sachkundigen  Mitr 
gliedern  ans  dem  Stande  der  Berechtigten  und  aus  jenem  der 
Verpflichteten  gebildet  y  unter  welcher  die  nach  Bedarf  zu  er- 
nennenden Local*Commissionen  stehen.  Die  Landes -Commissioa 
entscheidet  mit  Vorbehalt  der  Berufung  an  das  Ministerium  des 
Innern  über  die  zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  streitig 
gebliebenen  Puncte;  betreffen  dieselben  die  Feststellung  desGregen- 
standes  der  Ablösung  oder  Regulirung  und  dessen  Umfang,  so  ver- 
stärkt sich  die  Landes -Commission  bei  der  Entscheidung  darüber 
durch  landesfürstliche  Richter,  gleichwie  auch  das  Ministerium  des 
Innern  in  diesem  Falle  Käthe  des  obersten  Geriditshofes  zuzieht 
Die  Local-Commissionen  nehmen  die  ihnen  von  der  Landes-Commis- 
sion  zugewiesenen  Gegenstände  in  Verhandlung,  pflegen  unter  Ein- 
vernehmung der  Interessenten  oder  ihrer  Vertreter  die^  erforderlichen 
Erhebungen,  über  alle  factisehen  und  rechtlichen  Verhältnisse  der 
Berechtigung  und  der  Ablösbai^eit  oder  blossen  Regulirbarkeit  der- 
selben, nehmen  Vergleiche  auf  und  erstatten  ihre  Anträge  an  die 
Landes-Commission.  Die  endgiltigen  Erkenntnisse  der  letzteren,  wie 
die  Vergleiche,  hat>en  die  Rechts  Wirkung  gerichtlicher  Erkennt- 
nisse und  sind  auf  Verlangen  der  Parteien  von  der  Real -Instanz^ 
bezüglich  eines  Waldgrundes  aber  von  der  politischen  Behörde  zu 
vollstrecken.  Behufs  der  Rechtsgiltigkeit  aller  bei  den  Verhand- 
lungen vorkommenden  Erklärungen,  Vergleiche  und  Zugeständ- 
nisse bedürfen  die  Parteien  weder  der  Zustimmung  der  Hypo- 
thekar-Gläubiger, noch  jener  der  Anwärter  und  Curatoren  eines 
Lehen-  oder  Fideicommis- Gutes,  noch  der  Genehmigung  der  ad- 
ministrativen oder  Pflegschafls- Behörde*  Die  Regie  ^Kosten  der 
Durchführung  dieses  Patentes  trii^t  jedes  Kronland  ftlr  sich.  Vom 
Tage  der  Kundmachung  desselben  können  Rechte,  welche  die 
Dienstbarkeit  von  Wald  und  Weide  betreffen,  nicht  mehr  ersessen 
werden,  und  können  überhaupt  solche  Rechte  später  nur  durch 
eine  förmliche  Urkunde  und  unter  der  Bedingung  erworben  wer- 
den, dass  die  eingeräumte  Dtenstbarkeit  von  der  Behörde  mit 
den    Landes -Culturs- Rücksichten    vereinbar    erkannt   und    deren 
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Ausübung  zugelassen  werden  ist  dip  BedinguDg  der  Michtablösbar- 
keit  der  Dienstbarkeit  beigesetzt,  so  ist  sie  ungiltig. 

In  Folge  dieses  kaiserlichen  Patentes  wurden  in  den  bezüg- 
lichen Kronländern  bereits  die  mit  besonderen  Instructionen  über 
ihre  Einrichtung  und  ihren  Wirkungskreis  versehenen  Grundlasten- 
Ablösungs-  und  Regulirungs- Landes -Commissionen  ernannt  *  und 
sohin  in  Wirksamkeit  gesetzt,  und  zwar  letzteres  in  Schlesien  am 
23.)  in  Salzburg  am  24..,  in  Steiermark  und  in  Böhmen  am  28., 
in  Oesterreich  ob  der  Enns  am  30.  Juli,  in  Oesten*eich  unter  der 
Enns  am  6.,  in  Tirol  apn  8.,  im  KUstenlande  am  11  ,  in  Krain  am 
16.  und  in  Kärnthen  am  23.  August,  in  Mäliren  am  11.  October, 
im  Lem  berger  Vei-waltungs- Gebiete  Galizien^s  am  26.  und  im 
Krakauer  am  28.  November  1855,  dann  in  der  Bukowina  am 
10.  Mäi-z  1856. 

In  den  Ländern^  für  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
voni  7.  September  1848  (s.  Seite  498  fT.)  gelten,  ist  das  Jagd- 
recht auf  fremdem  Grunde  und  Boden  aufgehoben:  Eine  Aus- 
nahme von  diesem  Grundsatze  bilden  die  geschlossenen  Thiei^ftr- 
ten,  wo  das  Jagdrecht  in  der  bisherigen  Weise  fortan  ausgeübt 
wird,  und  die  zusammenhängenden  Grund  -  Ckimplexe  von  wenig- 
stens 200  Joch^  deren  Besitzern  das  Jagdrecht  auf  denselben  vor- 
behalten ist.  *  Auf  allen  übrigen  innerhalb  einer  Gemeindemarkung 
gelegenen  Grundstücken  wird  die  Jagd  der  bezüglichen  Gemeinde 
zugewiesen,  welche  dieselbe  ungetlieilt  und  auf  mindestens  drbi 
Jahre  zu  verpachten  hat;  Jeder  Jagdinhaber  oder  Jagdpächter  muss 
sein  Recht  durch  eigens  bestellte  Sachverständige  (die  nicht  noth- 
wendig  gelernte  und  geprüfte  Jäger  zu  sein  brauchen)  ausüben 
lassen.  Der  jährliclie  Reinertrag  ist  am  Jahresschlüsse  unter  die 
Gesammtheit  der  Grundeigenthümer,  auf  deren  Grunde  die  Jagd 
ausgeübt  wird ,  nach  Maassgabe  der  Ausdehnung  des  Grundbesitzes 
zu  vertheilen.  Eine  andere  Benützung  der  Jagd  ist  der  Gemeinde 
nkiht  gestattet.  Die  jagdpolizeilichen  Vorschriilen,  die  Ahndung 
der  Wildfrevel  und  Wild-Diebstähle,  selbst  wenn  sie  von  einzelnen 

*  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Juni  1855  für 
Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämtben, 
Krain,  Küstenland,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  vom  11.  Juli  1855 
für  Tirol,  vom  4.  Oclober  1855  für  das  Krakauer  Verwaltungsgebiet,  vom 
22.  October  1855  für  das  Lemberger  Verwaltungsgebiet  und  für  die 
Bukowina. 
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Gemeindegliedern  b^angen  wurden^  und  das  Reeht  der  Eutacha- 
diguDg  für  erlittene  Jagdflchäden  bleiben  aufrecht  erhalten  *. 

18.     Laudwirtbschaft,  Forert-,   Berg-  uud  Hüttenwesen  (Berg-  ^ 

und  Hüttenwesen). 

Es  gibt  kaum  ein  Gebiet  der  Verwaitaug,  in  welchem 
die  durch,  die  Neugestaltung  Oesterreich^s  herbeigeführten 
Reformen  eine  tiefgreifendere  und  wohlthätigere  Umgestal- 
tung herbeigeführt  haben ,  als  jenes  des  Montan- Wesens. 
Die  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  und  die  darauf 
gegründete  Ausübung  des  Bei^ -Regals  waren  in  den  ein- 
zelnen Eronländem  vielfach  von  einander  abweichend,  er- 
streckten  sich  selbst  nicht  über  die  gleichen  Gregenstände  (in 
Ungern  und  Siebenbüi^en  waren  die  Mineral -Kohlen  kein 
Object  des  Berg -Regals,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
hatten  die  Patrimonial- Herren  das  Zehentrecht  von  den  ge- 
förderten  Mineralien,  im  lombardisch -venezianischen  König- 
reiche gab  es  kein  eigentliches  für  sich  bestehendes  Berg- 
recht etc.),  hemmten  den  Aufschwung  dieses  Industriezweiges 
und  standen  in  mannigfachem  Widerspruche  mit  den  übri- 
gen Zweigen  der  Gesetzgebung.  Diesen  gesetzlichen  Hemm- 
nissen und  UngleichfÖrmigkeiten  machte  das  unter  dem  Bei- 
rathe  der  Sachverständigen  zu  Stande  gekommene  allgemeine 
österreichische  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  ein  Ende.  Ver- 
mittelst dieses  von  den  Betlieiligten  lange  ersehnten  Gesetzes 
ward  eine  Einheit  in  jenem  Zweige  der  österi-eichischen  Ge- 
setzgebung durch  die  gleichzeitige  Aufhebung  aller  früheren 
für  die  einzelnen  Kronländer  und  Berg-Districte  bestandenen 
verschiedenartigsten  Bergordnungen  erzielt,  und  das  Berg- 
weseti   aus   seiner  Sonderstellung   mehr   in   den   Kreis   des 

*  Kaiserliches   Patent   vom   7.   MArz    1849,   MinisteriaJ- Erlasse   vom 
31.  Juli  and  10.  September  1849  und  15.  März  1852. 
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allgemeinen  bürgerlichen  und  gesetzlichen  Verbandes  gezogen, 
indem  das  Gesetz  nur  da,  wo  es  die  besonderen  Verhält- 
nisse unumgänglich  nothwendig  machten,  specielle  Vorschrif- 
ten vorzeichnet.  Der  Inhalt. desselben  begünstigt  die  erfreu- 
liche schwunghaftere  Entwicklung  des  österreichischen  Berg- 
baues und  des  Hüttenwesens,  welche  sich  in  der  kurzen 
seither  verflossenen  Zeit  aller  Orten,  wo  diese  Beschäftigung 
betrieben  wird,  bemerkbar  macht.  In  Uebereinstim'mung 
hiermit  steht  die  neue  Einrichtung  der  den  Tribunalen  zu- 
gewiesenen montanistischen  Gerichtsbarkeit  und  der  monta- 
nistischen Verwaltungs- Behörden.  Eben  so  wird  das  Berg- 
wesen wesentlich  gefördert  durch  das  bereits  erwähnte  Forst- 
gesetz vom  3.  Decemberl852  und  das  damit  in  Verbindung 
stehende  Holz-  und  Weide -Ablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1853, 
welche,  indem  sie  der  Devastirung  der  ausgedehnten  Forste 
des  österreichischen  Kaiserstaates  zu  steuern  und  eine  ent- 
sprechende  Bewirthschaftung  derselben  aufrecht  zu  halten 
berufen  sind,  dem  Bergbaue  und  Hüttenwesen  das  unent- 
behrliche Materiale  für  den  Abbau  seiner  reichen  Erzgänge 
und  Eohlenflötze  und  für  die  Gewinnung  und  Verarbeitung 
der  Metalle  sicher  stellen. 

In  technischer  Beziehung  wurde  sowohl  von  Seite  des 
Montan -Aerars,  als  zahlreicher  intelligenter  Privat- Gewer- 
ken,  theils  durch  die  Errichtung  grösserer  montanistischer 
Etablissements  nach  den  neuesten  wissenschaftlichen  und 
technischen  Erfahrungen,  theils  durch  eine  zeitgemässe  üm- 
staltung  und  Erweiterung  vieler  älteren  Werke,  auf  der  Bahn 
des  Fortschrittes  zur  Hebung  der  heimischen  Montan-Industrie 
rastlos  vorgegangen. 

Dem  schon  längst  allgemein  anerkannten  Bedürfnisse  eines 
einheitlichen  Berggesetzes  für  alle  Bergbautreibenden  der  österrei- 
chischen Monarchie  wurde  durch  das  allgemeine  Berggesetz 
vom  23.  Mai  1854  entsprochen,  welches  für  alle  Kronländer  giltig 
erklärt  wurde  und  in  den  meisten  derselben  schon  am  1.  November 
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1854,  in  der  Militärgränze  am  27.  Januar  1856  und  in  dem  lom- 
bardisch -venezianisehen  Königreiche  und  Dalmatien  am  1.  November 
1857  in  Wirksamkeit  trat '. 

Schon  früher  hatte  die  Staatsverwaltung  ihre  Aufmerksamkeit 
darauf  gerichtet,  den  Bergbau,  wo  diess  thunlich  war,  mehr  aus 
seiner  Sonderstellung  in  den  allgemeinen  gesetzlichen  Verband  ein- 
zubeziehen,  was  bei  der  Organisation  der  Gerichtebehörden  der 
verschiedenen.  Kronländer  in  den  Jaluren  1850.  bis  1854  durch  die 
Trennung  der  Berggerichtsbarkeit  von  den  Berglehens-  und  Berg- 
Polizei -Behörden  theilweise  geschah,  sowie  der  Zweck  eines  all- 
gemeinen Berggesetzes  durch  die  Aufliebung  der  Patrimonial  -  Berg- 
gerichte -  Substitutionen  (berggerichtliche,  berglehensamtliche  und 
bergpolizeiliehe  Patrimonial  -  Verwaltungen)  vom  7.  März  1850  und 
die  Aufhebung  des  den  Grundherren  in  Böhmen,  Mähren  und 
.Schlesien  zustehenden  Zehentes  vom  11.  JuU  1850  angebahnt  wurde. 

Das  allgemeine  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  hat  allen  Berg- 
bautreibenden des  einigen  Oesterreieirs  gleiche  Rechte  gesichert 
und  auch  gleiche  Pflichten  (Frohne  u.  s.  w.)  auferlegt  und  da- 
durch, dass  es  die  Bildung  grösserer^Bergbau- Unternehmungen 
unterstützt,  einen  grossartigeu  Aufschwung  des  österreichischen 
Bergbaues  begünstigt  Es  ist  in  diesem  Berggesetze  auch  sorgfältig 
vermieden ,  Hlr  den  Bergbau  besondere ,  von  den  allgemeinen  abwei* 
chende  Gesetzes-Normen  zu  geben ,  so  dass  solche  nur  dort  aufge- 
stellt wurden,  wo  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  di(!f§es  Industrie- 
Zweiges  es  dringend  forderten;  in  allen  anderen  Fällen  wurden 
die  allgemeinen  büi^erlichen  Gesetze  und  administrativen  Verord- 
nungen zur  Geltung  gebracht. 

Um  aber  auch  alle  Objecte  des  Bergbaues  unter  das  allgemeine 
Berggesetz  zu  stellen,  wurde  die  Verpflichtung  den  Gewerken,  die 
gold-  und  silberhaltigen  Erze  und  Schliche  oder  das  gewonnene 
Gold  und  Silber  an  die  k.  k.  Aerarial-Einlösung  abzugeben,  mit 
1.  Mai  1857  aufgehoben.  Die  bis  dahin  zur  Einlösung  des  Berg- 
und  Hütten-Goldes  und  Silbers,  so  wie  zur  Bruch-  und  Paganieni- 
Einlösung  verpflichteten  Münz-  und  Einlösungs-Aemter  sind  auch 
künftig  zur  freiwilligen  Einlösung  ermächtigt  ^. 

Die  Organe,   welche  im  Sinne  des  allgemeinen  Berggesetzes 

'  Kaiseriiches  Patent  vom  23.  Mai  1854,  Minist- Verord.  vom' 27.  Ja- 
nuar 1856  und  20.  Juli  1857. 

'  KaiflerHches  Patent  vom  24.  October  1856  und  MinisL-Verord.  vom 
5.  Marx  1657. 
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die  bei^lehensamtliche  und  bergpolizeiliche  Verwaltung  zu  führen 
berufen  sind,  wurden  schon  voriftußg  unterm  14.  Mi^rz  1850  für 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  unterm  26.  Mai  1850  für  Oester- 
reich  ob  und  unter  der  Enns,  Salzbui^,  Steiermark,  Kärnthen, 
Krain,  Görz,  Istrien,  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  aber  unterm 
28.  April  1855  ftlr  Ungern,  unterm  16.  Mai  1855  fllr  das  Banat, 
unterm  10.  September  1855  ftirGalizien  und  die  Bukowina,  unterm 
17.  October  1855  für  Kroatien  und  Slavonien,  unterm  27.  Januar 
1^56  für  die  Militärgränze ,  unterm  4;  April  1856  fUr  Siebenbürgen 
und  unterm  20.  Juli  1857  für  das  lombardisch -venezianische  König- 
reich und  Dalmatien  in  den  provisorischen  Berghauptmannsehaflen 
und  deren  exponirten  Berg-Commissariaten  bestellt 

Das  Forstgesetz  vom  3.  December  1852  und  dessen  Er- 
gänzung, das  Holz-  und  Weide -Ablösuogsgesetz  vom  5.  Juli  1853, 
stehen  insoweit  mit  der  künftigen  zu  hoffenden  erfreulichen  ^t- 
wicklung  des  H^sterreichischen  Bergbaues  und  Hüttenwesens  in 
naher  Beziehung,  als  durch  dieses  Gesetz,  welches  Schonung  und 
entsprechende  Bewirthschaftung  der  österreicliischen  Forste  zum 
Zwecke  hat,  der  Holzreichthum  des  Kaiserstaates  für  die  heimische 
Industrie,  die  ohne  dieses  Materiale  nicht  bestehen  kann,  erhalten 
werden  soll.  Denn  der  Bergbau  bedarf  sawohl  zur  Aufrechthal- 
tung seiner  unterirdischen  Aufschluss-  und  Abbau-Strecken  und  zum 
Abbaue  der  Erzgänge  und  Kohlenflötze  selbst  unumgänglich  nam- 
hafte Massen  von  Bau-  und  "Grubenholz,  als  insbesondere  für  die 
Schmelzung  der  Erze,  welche  in  Oesterreich  noch  fast  durchaus 
mittelst  Holzkohlen  bewerkstelligt  wird,  da  hierzu  geeignete  Stein- 
kohlen nur  in  wenigen  erzreichen  Gegenden  vorkommen,  sowie 
für  die  Raffinirung  der  Bohmetalle,  iür  welche  die  Verwendung 
von  Mineral -Kohlen  erst  in  der  neuesten  Zeit  eine  grössere  Aus- 
dehnung erlangt  hat,  die  Gewinnung  einer  hinreichenden  Menge 
von  Holzkohlen  noch  immer  als  maassgebende  Bedingung  erscheint 
und  ein  sehr  bedeutender  Theii  des  gesammten  Waldstandes  der 
industriereichen  Kronländer  dieser  Verwendung  gewidmet  ist. 

Das  österreichische  Bergwesen  ist  auch  in  technischer  Bezie-» 
huQg  sowohl  durch  die  Bestrebungen  der  ärarischen  Montan -Ver- 
waltung als  intelligenter  Privat -Gewerken  in  den  letzten  Jahren 
vorgeschritten  und  hat  nicht  nur  namhafte  technische,  sondern 
audi  ökonomische  Vortheile  erzielt. 

Von  den  Betriebs -Erweiterungen  und  Verbesserungen,  die 
in  der   neuesten   Zeit  —  1850   bis   1855  —  bei  den  ärarischen 
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Bei^l>aueD  tiud  Hüttenwerken  in'^s  Werk  gesetzt  wurden^  können 
die  nachstehenden  als  die  wesentlichAten  erwähnt  werden:  Bei  den 
Steinkohlen-Bergbauen.  Erweiterung  des  6nibenbetriei>e:> 
und  Einleitung  eines  stärkeren  Abbaues  in  Häring  (Tirol)  und 
Steierdorf  (Banat);  Erweiterung  des  Gruben -Besitzstandes  durch 
Ankauf  nachbarlicher  Gruben .  in  Wirtatobel  nächst  Bregenz  (Vor- 
arlberg); Aufstellung  von  10  Dampf-Maschinen  mit  366  Pferdekrafi 
zur  Förderung  und  Wasserhebung  in  Brandeisl  und  Kiadno  (Böh- 
men), Mährisch -Ostrau  (Mähren)  und  Jaworzno  (Galizien),  sowie 
einer  Dampfmaschine  von  15  Pferdekrafl  zur  WetterfUlirung  in 
Mährisch -Ostrau.  Bei  den  Salz  bergbauen.  Wiederaufnahme 
und  Einführung  der  continuirlichen  Verwässerung  in  Hallslatt 
(Oesterreich  ob  der  Enns)  und  Hall  (Tirol);  Durchführung  des 
Abbaues  minder  mächtiger  Salzktger  in  Wieliczka  und  Bochnia 
(Galizien);  EinAlhrung  der  Drathseile  bei  der  Förderung  in  Wie- 
liczka; Vorarbeiten  zur  Benützung  der  Dampf  kraft  für  die  Förde- 
rung in  Wieliczka  und  Bochnia;  Aufstellung  von  3  Dampf-Maschi- 
nen zu  6  Pferdekraft  zu  Stebnik^  Kalusz  und  Kossow  und  zweier 
Pferdegöppel  zu  Lacko  und  Bolechow  (Galizien)  zur  Hebung  der 
Salzsoole,  nebst  Einführung  künstlicher  Soolen- Erzeugung;  Aus- 
führung von  Drainage; Arbeiten  zur  Trockenlegung  des  Salzberges 
zu  Hallstatt  (Oesterreich  ob  der  Enns).  Bei  den  Eisenstein- 
Bergbauen.  Ausdehnung  des  Grubenbetriebes  zu  Szaszka  und 
Dognacska  (Banat)  auf  die  dortigen  Eisenstein -Ablagerungen;  wei- 
terer Aufschluss  und  schwunghafterer  Betrieb  der  Bergbaue  am 
Buchberge,  zu  Penkerötz  und  Schöfferötz  (Satzburg);  Regulirung 
des  Abbaues  am  Eisenerzer  Erzberge  (Steiermark)  durch  zweck- 
mässige Einleitung  eines  grossartigeren  Tagbaues.  Bei  den  ande- 
ren Mineral- Bergbauen.  Aufschluss  tieferer  Horizonte  durch 
die  Anlage  und  den  Betrieb  neuer,  sowie  durch  die  Gewältigung 
alter  l^eftMiue  in  Przibram  (Silber  und  Blei),  Joachimsthal  (Silber), 
Schlaggenwald  (Zinn),  Zielona  (Schwefel),  Rauris  (Gold),  Radoboje 
(Schwefel)  und  Veresvicz  (Silber  und  Gold);  schwunghafter  Be- 
trieb von  Erbstollen  zur  Wasserlösung  grösserer  Gruben -Reviere 
in  Schemniiz,  Kapnik  und  Oria  (Silber,  Gold  und  Blei);  Erweite- 
rung des  Gruben-Betriebes  in  Kitzbüchel;  Einftkhruug  eines  zweck- 
mässigeren  Abbaues  —  des  Querbaues  —  in  Agordo,  wodurch  ein 
vollständiger  Abbau  erzielt  und  viel  Holz  erspart  wird;  Aufstel- 
lung von  21  Wasserheb-  und  Förderungs- Maschinen  in  Przibnini, 
Joachimsthal ,    Schlaggenwald ,    Idria    (Quecksilber) ,    Schemnitz, 
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Hehmöllnilz^  Aranvidka  (Silber,  Antimon  und  Kupfer),  Vei-esvicz, 
Kapnik  und  Szaszka  (Kupfer),  worunter  12  WasserBäulen-Maschinen 
in  Joachimsthal^  Schemnitz,  Sehmöllnitz  und  Szaszka,  und  2  Turbinen 
in  Joachimsthal  und  Sehlaggenwald ;  Einbau  einer  Fahrkun»t  mit 
Dampf- Maschine  in  Przihram;  Umbau  der  Rosskunsi  in  Hadoboje 
und  Verstärkung  der  Wassersäulen -Maschine  in  RaibI;  EinOihrung 
der  Schalen-  statt  der  Tonnen -Förderung  am  Marien -Schachte  in 
Przibrani;  Anli^e  von  Gruben-  und  Tag-Eisenbahnen  zu  Joachims- 
thal,  Bleistadt,  Kitzbüchd,  Piilersee,  Idria  und  Vtrespatak  in 
einer  Gesammtlüngc  von  mehr  als  4.0(X)  Klaftern;  Herstellung, 
Erweiterung  und  Neubau  von  Poch-  und  Wasch  werken  in  Przihram, 
Podles^  Bohutin,  Joachimsthal,  Bleistadt,  am  Schneeberge  bei  Klau- 
sen, in  Kitzbüchel,  Bleiberg,  liaibl  und  Vcrespatak,  im  letzteren 
Orte  wurde  ein  grosses  Poch-  und  WaschweÄ  mit  5  Poch-Ma- 
schinen  und  90  Pochstempeln,  60  GoldmtthWn  und  12  Stossherden 
erbaut;  Errichtung  eines  Erzquetsch -Walzwerkes  in  Przihram,  des- 
sen Leistung  3  bis  4  Mal  grösser  und  dessen  Arbeit  um  die  Hälfte 
billiger  ist ,  als  jene  der  Trocken  -  Pochwerke ;  Versuche  mit  neuen 
Siebsetz -Maschinen  (Doppel -Set2pum|)en)  in  Przibram;  gelungene 
Versuche  bei  der  Amalganuition  mit  destillirtem  Quecksilber  in 
Kauris  und  Zell;  Sicherung  der  Betriebskraft  durch  Anlage  von 
grossen  Teichen  in  Przihram  und  Ohoma  —  bei  Sehmöllnitz  —  und 
Herstellung  des  Teichdammes  zu  Certest.  Bei  den  Salz-Sud- 
hütten. Einftihrung  der  Viehsalz -Erzeugung  bei  den  Salinen  im 
Salzkammergut,  Tirol,  Galizien  und  Ungern;  Einführung  einer 
gleichförmigen  Bestimmung  des  Salzgehaltes  der  Soolen  bei  allen 
Salinen,  mit  Ausnahme  von  jener  in  Hall;  Anlage  neuer  Sudhäuser 
in  Hallein  und  Hall;  Benützung  des  Torfes  und  der  Braunkohlen 
zur  Trocknung  des  Salzes  bei  den  Salinen  des  Salzkamme^utes. 
Bei  den  Eisen -Hüttenwerken.  Gänzlicher  und  zweckmässiger 
Umbau  der  Gusshütte  und  Bau  dreier  Hochöfen  in  Maria -Zell; 
Bau  von  Hochöfen  in  Straschitz,  Hieflau  und  Theissholz;  Einrich- 
tung einer  Giesserei  in  Werfen  und  einer  Kanonen-Giesserei  nebst 
Bohrwerk  iu  Reschiza;  Einnistung  und  Erweiterung  von  Appre- 
turs- Werkstätten  in  Maria- Zell,  St.  Stefan,  Werfen,  Jeubach  und 
Govasdia ;  Verwendung  des  Torfes  zur  Roheisen-Erzeugung  in  Pii- 
lersee; Vervollkommnung  des  Munitions- Gusses  in  Holaubkau  und 
Franzensthal;  Herstellung  neuer  continuirlicher  Schacht- Röstöfen 
mit  Treppenrösten  für  die  Benützung  der  Kohlenlösche  nach  den 
Angaben  des  k.  k.  Bergrathes  Wagner  in  Maria-Zeil,  Neuberg  und 
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Eisenera^  Nenbau  der  Puddlings-  und  Wd&werke  för  Torf-  Bod 
Holz -Gasfeuerung  in  Ebenau,  Brezowa  und  Kadnr,  letzteres  ist 
das  erste  diessföllig  eingeriditete  Ebenwerk  in  Siebenbürgen,  in 
welcbem  aber  die  BCaweln  noch  im  Herdfeuer  ausgeheizt  werden; 
Errichtung  von  Walzenstrasseu  in  Dobrziw  und  Sebesbely;  Elrwei- 
terung  der  IViddlings-  und  Walzwerke  in  Neuberg  um  2  Dampf- 
hftininer  und  2  Walzenstrassen  und  in  Reschitza  um  1  Dampfham- 
mer und  2  Walzenstrassen;  Bau  der  Guss-  und  Cement-Stahlhütten 
in  Reichenau,  Reichranling  und  Eibiswald ;  Bau  geschlossener  Frisch- 
feuer  mit  Vorwärmherden  und  Winderhitzungs-Apparaten  in  Dobrziw, 
Flachau  und  Sebeshelj;  Einführung  der  Kleinfrischerei  mit  ent- 
scUeden  gutem  Eifolge  in  Kessen  und  Diösgjör;  Durchführung 
der  Rohstahl -Erzeugung  im  Puddelofen  zu  Neuberg  und  Eibiswald; 
Einftlhrung  des  Puddelns  mit  Torfgasen  in  Oesterreich  zu  Kessen. 
Bei  dei>  anderen  montanistischen  Hüttenwerken.  Bau 
der  Silber-  und  Kupfer-Schmelzhütten  in  Joachimsthal,  Lend,  Kite- 
btichel;  Agordo  und  Pernesce,  dann  der  Schwefelhütte  in  Szwoszo- 
wice;  Erweiterung  der  Silberhütte  in  Kapnik;  Bau  eines  Treibher- 
des neuer  Construction  nach  Angabe  des  k.  k.  Bergrathes  Blaschka  in 
Schemnitz;  Erweiterung  der  Röstungs-  und  Cementations- Vorrichtun- 
gen in  verbesserter  Art  zu  Agordo;  Aufstellung  von  Kupferblech- 
Walzwerken  zu  Brixlegg  und  Jakobsdorf  (bei  Neusohl)  und  eines 
Cjlinder- Gebläses  zu  Laposbänya;  abgeführte  Versuche  der  Silber- 
Extraction  auf  nassem  Wege  (statt  der  Verbleiung)  zu  Joachimsthal 
und  Einführung  dieser  Zugutebringung  der  Silbererze  zu  Tajows, 
wobei  die  Gewinnungskosten  bei  einer  Mark  Silber  um  5  fl.  50  kr. 
vermindert  wurden;  Darstellung  des  Urangelb  im  Grossen  zu  Joa- 
chimsthal; Schwefel -Erzeugung  nach  französischen  Mustern  in  Ra- 
doboje ;  Einführung  verschiedener  auf  Ersparung  an  Brennstoff  und 
Metall -Verlust  berechneter  Verbesserungen  zu  Joachimsthal  (wo- 
durch jährlich  an  10.000  Gulden  erspart  werden)  und  Schlaggen- 
wald; Bau  eines  verbesserten  amerikanischen  Blei -Schmelzofens  in 
Bleiberg;  Bau  eines  continuirlichen  Schachtofens  für  ärmere  Ge- 
schicke in  Idria;  Verröstung  der  Erze  vor  dem  Rohschmelzen  und 
Zugutebringung  der  Amalgamations- Rückstände  durch  Schmelzung 
in  Flammöfen  zu  SchmöUnitz  und  Altwasser,  bei  welcher  letzteren 
Arbeit  jährlich  an  18.000  Gulden  in  Ersparung  kommen. 

Ebenso  ist  auch  die  Privat -Industrie  während  dieser  2^itr 
Periode  auf  dem  Felde  des  Montan -Wesens  mit  Erfolg  vorge- 
schritten ;  die  hauptsächlichsten  Verbesserungen  erfolgten  auf  dem 
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Gebiete  der  Mineraikohlen-  und  Eisengewinnung.  Ergiebige  Stein- 
kohlen-Bergbaue wurden  insbesondere  in  Böhmen  aufgeschlossen, 
sowie  fast  in  allen  Theilen  des  Reiches  gut  administrirte  Mineral- 
Kohlen-  (wie  auch  andere)  Bergbaue  gegründet  wurden. 

Besonders  aber  wurde  von  Privat- Gtewerken  die  heimische 
Eisen -Industrie  duiTh  Errichtung,  zeitgemässe  Umstaltung  und  Er- 
weiterung grösserer  nach  den  neuesten  Fortschritten  der  P^^rotech- 
nik  und  Mechanik  eingerichteter  Eisenhütten  gehoben.  Die  Kron- 
ländcr  Kärnthen,  Steiermark,  Böhmen  und  Mähren  sind  es  vor- 
zugsweise, in  welchen  die  Privat -Industrie  in  dieser  Beziehung 
durch  grosse  Anstrengungen  die  schönsten  und  lohnendsten  Erfolge 
erzielt  hait.  Es  sei  liier  bloss  der.  in  der  letzteren  Zeit  allgemein 
in  Aufnahme  gekommenen  Einfuhrung  der  Mineralkohlen-  und 
Tori'- Feuerung  bei  den  Eisen -RafTinirwerken  und  der  Benützung 
der  Dampf  kraft  für  den  Walzwerks- Betrieb  gedacht,  welche  Re- 
sultttt'C  des  strebsamen  Gewerbsfleisses  als  die  erfreulichsten  Erfolge 
des  Eisenhütten  -  Gewerbes  betrachtet  werden  müssen* 

Zu  jenen  Privat-Gewerken,  welche  in  den  angedeuteten  Rich- 
tungen die  Entwicklung  des  EisenhUttenwesens  im  österreichischen 
Kaiserstaate  in  der  Neuzeit  vorzüglich  gefördert  haben,'  können 
gezählt  werden:  die  Gebrüder  von  Roethorn  und  Eugen  Freiherr 
von  Dickmann  zu  Prevali,  Graf  Ferdinand  von  Egger  zu  Lippitz- 
bach  und  Freudenbei^,  die  Actien-Gesellschaft  zu  Bqchscheiden  in 
Kärnth^n;  Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Johann  zu  Krems,  Graf 
Hugo  Henkl  von  Donnersmark  zu  Zeltweg,  Franz  Mayer  zu  Leo- 
ben, Karl  Mayer  zu  Jadenburg,  Franz  Ritter  von  Fridau  zu  Mau- 
tern und  Leoben,  Y.  F.  Sessler  zu  Krieglach,  Paul  von  Putzer  zu 
Store  in  Steiermark;  Freiherr  von  Rothsclnld  zu  Witkowitz,  die 
Gebrüder  Klein  zu  Zöptau  und  Stefanau  in  Mähren;  Se.  k.  k. 
Hoheit  Erzherzog  Albrecht  zu  Lippina  in  Schlesien;  H.  D.  Lind- 
heim in  Plan  und  Wilkischen  in  Böhmen,  und  Andere. 

Eine  vielseitigere  Verwendung  der  fossilen  Brennstoffe  —  Stein- 
kohlen und  Tori'  —  bei  dem  Eisen  -  Schmelzprocesse  wurde  auch 
von  Privat-Gewerken  durch  den  Bau  einzelner  neuer,  für  diesen 
Zweck  eingerichteter  Schmelzhütten  —  in  Stefanau  und  Kladno  — 
fUr  die  Zukunft  angebahnt. 

Unzweifelhaft  at>er  ist  das  von  Sr.  k.  k.  Majestät  Allerhöchst 
genehmigte  herzustellende  Eisenbahnnetz  in  Oesterreich  für  die 
Entwicklung  des  heimischen  Eisenhütten -Gewerbes  von  der  gröss- 
ten  Bedeutung,  da  die  Vollendung  desselben  die  überaus  reichen 
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Mineral -Schätze  Uogeni's  und  Siebenbttrgen^s  dem  allgemeüien 
Verkehre  erschliesst  und  deren  fruchtbringende  Gewinnung  und 
Verschmelzung  möglich  macht  <,  wodurch  jedenfalls  die  inlftndieche 
Roheisen -Production  auf  die  erforderliche  Höhe  gesteigert  werden 
wird,  um  dem  Bedürfiiisse  zu  genügen. 

Ein  grosser  und  seinem  UmfiEtnge  nach  gegenwärtig  noch  gar  nicht 
s^u  beurtheilender  Umschwung  bereitet  sich  noch  für  die  nächste 
Zukunft  in  dem  Zweige  der  österreichischen  £isen- Industrie  vor. 
Der  in  Folge  der  früher  ungenügenden  Forstwirthschaft  verringerte 
Waldstand  bietet  bisher  noch  eine  kaum  übersteiglk^e. Schranke 
ftlr  die  Ausdehnung  der  Eisen -Productbn  dar.  Die  neuerliche 
Auffindung  von  Eisenerzen  in  der  Nähe  der  Gewinnung  trefflicher 
^ercoaksbarer  Kohle  in  mehreren  Gegenden  von  Böhmen,  und  die 
in  Folge  derselben  bereits  bewerkstelligte  oder  doch  nahe  bevor- 
stehende  Errichtung  von  Eisenschmelzwerken,  nach  dem  Muster 
der  neuesten  belgischen  Anlagen  dieser  Art,  verspricht  jedoch  der 
inländischen  Eisenerzeugung  einen  ausserordentlichen  Aufschwung 
zu  ertheilen.  Hierdurch  wird  aber  nicht  bloss  das  in  der  Land- 
wirthsehaft  und  im  Betriebe  der  Maschinen -Fabriken  insbesondere 
fühlbare  Bedttrfniss  nach  Eisen  mehr  als  gegenwärtig  befriedigt 
werden^  es  wird  sich  dadurch  auch  die  Möglichkeit  ergeben,  das 
treffliche  steiermärkische  und  kämthnerische  Eisen,  welches  bisher 
grossentlieils  zu  den  ordinärsten  Elrzeugnissen  verarbeitet  werden 
niusste,  einer  gewimireicheren  Verwendung  ftir  die  feineren  Pro- 
ducte,  insbesondere  aber  für  massenhafte  Erzeugung  von  Stahl, 
wozu  es  sich  so  ausgezeichnet  eignet,  zuzuführen,  wodurch  dieser 
reiche  Schatz  österreichischen  Bodens  auf  eine  dem  allgemeinen  Vor- 
theile  und  dem  besonderen  Interesse  der  Gewerken  mehr  zusagende 
Weise  wird  verwerthet  werden  können,  ohne  dadurch  die  übrigen 
eisenverarbeitenden  Zweige  inländischen  Gewerbfleisses  zu  beein- 
trächtigen. Diese  Ergebnisse  werden  aber  in  noch  grösserem  Maass- 
stabe gewonnen  werden,  wenn  das  vom  königl.  bairisdien  Ober- 
postrathe  Exter  erfundene  und  auch  in  grösserem  Maassstabe  erprobte 
Verfahren  der  Torfbereitung,  wie  zu  hoffen,  in  Oesterreich  allge- 
meine Anwendung  finden,  wird,  da  in  der  Nähe  einzelner  Erz- 
lagerstätten sich  umfangreiche  To;^oore  befinden,  deren  Benützung 
fiir  den  Hochofenbetrieb  sich  nur  um  so  erwünschter  darstellt,  als, 
wie  erwähnt,  die  verfügbare  Menge  der  Holzkohlen  dem  gegen- 
wärtigen Betriebe  kaum  genügt,  und  eine  Erweiterung  desselben 
bei  ausschliessender  Verwendung  der  Holzkohlen  nicht  möglich  wäre. 
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Die  Motitan-Production  hat  seit  dem  Jahre  1847  im,  Allge- 
meioen  zugenommen  ^  insbesondere  aber  ist  seit  jener  Zeit  die 
Eisen-  und  Steinkohlen -Production  regelmässig  und  zwar  sehr  be- 
deutend erhöht  worden,  denn  die  bezüglieben  Erhebungen  weisen 
im  Jahre  1855  eine  Erzeugung  von  4,817^233  Centnem  Roh-  und 
Oiiflisdsen  und  96,400.951  Centnem  Steinkohlen  nach,  während 
im  Jahie  1847  bloss  3,623.^)39  Gentner  Roh-  und  Gusseisen  und 
15,279.134  Centner  Steinkohlen  produdrt  wurden,  daher  sich  in 
8  Jahren  die  Roh-  und  Gusseisen-Erzeugung  um  1,193.994  Centner 
und  die  Steinkohlen -Ausbeute  um  21,121.817  Centner  oder  die 
erstere  um  33  Peroent,  die  letztere  aber  um  138  Peroent  der  Pro- 
duetion  vom  Jahre  1847  vermehrt  hat. 

§.  21. 
19.     Unterricht. 

In  dem  Verwaltungszweige  des  öffentlichen  Unterrichtes 
fand  eine  gänzliche  Umgestaltung  Statt.  Die  Errichtung  eines 
eigenen  Ministeriums  für  den  öfifentlicben  Unterricht  beur- 
kundete, dass  Ken-Oesterreich  die  Unerlässlichkeit  und  Dring- 
Ucfakdt  einer  durchgreifenden  Regeneration  des  Unterrichts- 
wesens erkannt  habe,  und  der  Thätigkeit  und  Umsicht  des 
Ministers  Grafen  Thun  gelang  es,  innerhalb  weniger  Jahre 
eine  fast  vollständige  Neugestaltung  desselben  zu  bewirken. 

Dieser  Zweig  war  einer  deijenigen,  in 'welchem  die 
frtihere  Gestaltung  am  meisten  hinter  den  Anforderungen 
der  Neuzeit  zurückgeblieben  war.    Die  Universitäten  waren 

'  Die  Montan- ProductioD  des  Jahres  1855  war  nacbstehehde:  6.173'/} 
Blark  Qold,  130.457  Hark  Silber  (d.  i.  die  in  diesem  J«hre  zur  Einlösaog 
gelangte  Menge),  3.848 Vj  Centner  Qoecksilber^  451  Centner  Zinn,  17.642 
Centner  Zink,  48.688 7a  Centner  Rohkupfer,  103.07673  Centner  Blei,  21.567 
Centner  Glätte,  1.723  Centner  Antimon,  3357^ Ceniner  Nickelspeise,  1.349 
Centner  Ar8enik,28.383  Centner  Schwefel,  4,249. 534Centner  Roheisen,  567.699 
Centner  Qusseisen,  37.548  Centner  Alaun,  4.083  Centner  Kupfervitriol,  42.638 
Centner  Eisenvitriol,  10  Centner  Ursngelb,  10.983  Centner  Braunstein. 
23.254  Centner  Graphit,  13.366  Centner  Asphal Uteine,  36,400.951  Centner 
Steinkohlen,  696.138  Centner  Torf  und  7,12t2.316  Centner  Stein^  Sud- 
und  Meeraals. 

V.  Czocniig,  (Vsterreich'ft  NeugesUiltunp.  38 
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allmählich  2u  Fachiscbulen  f\\v  praktische  Zwecke  herabge- 
sunken ,  innerhalb  welcher  Bescliränkung  sie  allerdings  durch 
den  Eifer  begabter  Pi-(#fessoren  manches  Bedeutende  leiste- 
ten; insbesondere  war  es  das  medicinische  Studium,  wobei 
die  aHgemeine  wissenschaftliebe  Richtung  nicht  wohl  tob 
dem  Fachstudium  getrennt  werden  kann,  in  welchem  die 
Wiöner  sowie  auch  die  Prager  Universität,  unterstützt  toii 
umfassenden  klinischen  Anstalten,  sich  zu  einer  hohen  Stufe 
der  Ausbildung  emporgeschwungen,  in  einigen  Fächern  selbst 
eine  neue  Richtung  eingeschlagen  und  einen  allwärts  aa- 
erkannt-en  Fortschritt  in  der  Wissenschaft  angebahnt  hatte. 
Noch  ungenügender  war  die  Verfassung  der  Mittelschulen, 
indem  in  den  Oymuasien  eine  wissenschaftliche  gründliche 
Vorbereitung  durch  den  Lehrplan  keineswegs  gefördert  wurde, 
bei  den  Realstudien  aber  ein  Zusammenhang  zwischen  den 
oberen  Classen  der  Volks-  (Haupt-)  Schulen  und  den  beste- 
henden polytechnischen  Anstalten  und  wenigen  Realschulen 
fast  gänzlich  fehlte.  War  dieser  Zustand  schon  in  den  deut- 
schen und  slavischen  Kronländem  ein  durchaus  nicht  forder- 
licher, so  liess  er  in  den  uugrisdien  und  italienischen  Kron- 
ländern noch  mehr  zu  wünschen  übrig.  In  den  ungrischen 
Kronländem  beschränkte  sich  der  Einfluss  der  Regierung 
auf  wenige  höhere  Lehranstalten,  und  vermochte  sidi  auch 
hier  nur  in  wenig  wirksamer  Weise  geltend  zu  machen; 
jede  Lehr -Anstalt  war  mehr  oder  weniger  autonom,  daher 
fehlte  der  Zusammenhang  und  Plan  in  der  Ertheilung  des 
Unterrichtes,  in  welchem  auf  wissenschaftliche  Ausbildung 
nur  sehr  geringe  Rücksicht  genommen  wurde,  wozu  endlich 
die  Sprachen  Verwirrung  und  in  den  letzten  Jahren  die  Aus- 
schliessung der  lateinisdien  und  deutschen  Sprache  vom  Un* 
terrichte  kam,  während  es  der  magyarischen  Sprache'  trotz  der 
Fortschritte,  welche  sie  in  anderen  Richtungen  des  öffent- 
lichen Lebens  machte,  doch  an  wissenschaftlicher  Termino- 
logie nahezu  gänzlich  gebrach.    Im  Gegensatze  hiensa  standen 
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italienischeD  Kronländet ,  in  welchen  der  Unterriebt 
ausschliesaend  in  der  so  ausgebildeten  Landessprache  ertbeilt 
wurde;  doch  hatte  sich  durch  lange  Stagnation  und  man- 
gelnde Ausbildung  der  Lehrer  —  unt^  denen  sich  swar 
einzelne  Koryphäen  der  Wissenschaft,  namentlich  in  den 
nalnirwissenschaftlichen  Fächern,  befanden,  Fon  denen  aber 
die  Mehrzahl  die  in  anderen  Ländern  erzielten  Fortschritte 
der  Wissenschaft  sich  weniger  aneignete,  —  der  Wissenschaft» 
liehe  Geist  mehr  und  mehr  aus  den  Vorträgen  entfernt 

Bei  der  einzuleitenden  Reform  lag  das  nachzuahmende 
Beispiel  nahe;  in  Deutschland  hatte  die  wissenschaftliche 
AnahiHnng^  Oanik  dan  trefflich  eingerichteten  Lehr- Anstalten 
und  dem  in  denselben  yorherrschenden  wissenschaftlichen 
CMste,  sich  auf  eine  hohe  Stufe,  wie  sie  kaum  sonst  irgend* 
wo  erreicht  worden ,  gehoben ;  daher  konnten  die  dort  ge- 
wonnenen Erfahrungen  bei  der  Neugestaltung  des  Unter- 
richtes in  Oesfterreich  benützt  wejiden,  wobei  inzwischen  auf 
die  Sehwiarigkdten  des  Uebergangszustandes  und  die  ob- 
waltenden ISigenthttmliehkeiten  der  österreichischen  Länder- 
gebiete die  gebührende  Rücksicht  genommen  werden  musste. 
Die  wesentlichsten  seither  eingetretenen  Aenderungen  lassen 
sieh  auf  nachstehende  Momente  zurückführen. 

Zuerst  wurde  Hand  an  die  Reform  der  Umyersitäten 
gelegt,  welche  den  Charakter  selbstständiger  wissenschaft- 
licher Anstalten  für  den  höheren  Unterricht  erhielten;  den 
Lehrkörpern  wurde  eine  unabhängige  Stellung,  zunächst 
durch  die  ihnen  übertragene  Leitung  der  Lehranstalten, 
zu  Theil,  wodurch  sowie. durch  die  eingeführte  Lehr-  und 
Lernfreiheit  zugleich  die  Kräftigung  des  wissenschaftlichen 
Standpunctes  erzielt  wurde.  Zu  diesem  Behufe  fand  eine 
Organisirung  der  akademischen  Behörden  Statt;  die  Univer- 
otäten  wurden  nach  Facultäten  (mit  Einschluss  der  that- 
sfteblich  n0u  gegründeten  philosophischen  Facultäten)  ge- 
gliedeK,   deren  jede  aus  dem  Lehrer -Collegium  und  den 
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ikninatriculirten  Studenten  besteht,  die  PraressorenoCollegien 
alB  die  unmittelbar  leitenden  Beh(yrden  der  Faeuitäten  und  der 
aus  denselben  gebildete  akademische  Senat  als  die  oberste 
akademische  Behörde  bestellt.  Besondere  Anordnungen  regeln 
die  Facultäts  *  Studien.  Die  Eriangung  einer  weiteren  Aus- 
bildung in  den  Wissenschaften  neben  den  allgemeinen  Dniver- 
sitäts- Studien,  namentlich  für  das  Lehriach,  vermitteln  die 
bei  den  grösseren  Universitäten  errichteten  Lehrer-Seminarien 
für  die  philologischen,  historischen  und  physikalischen  Wis- 
senschaften. Bei  der  grossen  Ausdehnung  der  ungrischen 
Länder  war  die  einzige  Universität  zu  Pest  insbesondere  ft)r 
die  Heranbildung  des  Beamtenstandes  nicht  ausreichend, 
wesshalb  schon  früher  die  Akademien  zu  Presöbui^,  Raab, 
Kaschau,  Orosswardein ,  Debreczin,  Agram  und  Herrmann- 
stadt  als  beschränktere  Lehranstalten  flir  das  rechts-  und 
staatswissenschttftliche  Studium  bestanden;  diese  Akade- 
mien (mit  Ausnahme  jener  zu  Raab)  wurden  mmmebr 
als  öffentliche  erklärt,  nach  dem  neuen  Sludienplane 
reorganisirt  und  der  Mehrzahl  nach  vom  Staate  dotirt 
Für  die  Bewerber  um  Staatsdienste  aus  dem  rechts-  und 
staafswissenschaftlichen  Fache  wurden  die  Staatsprüfungen 
eingeführt,  welche  an  den  Sitzen  der  Universitäten  und 
Rechts-Akademien  von  eigenen  Oommissionen  vorgenommen 
werden. 

Ohne  in  die  Würdigung  der  wissenschaftlichen  Tbätig- 
kdt  der  österreichischen.  Hochschulen  in  jüngster  Zeit  näher 
einzugehen,  kann  man  ihnen  die  Anerkennung  nicht  rer- 
sagen,  dass  zufolge  ihrer  Reorganisation,  in  Verbindung 
mit  der  rastlosen  Sorge  ftlr  Gewinnung  tüchtiger  Lehrkräfte 
und  Herbeiziehung  wissenschaftlicher  Gelebritäten  aus  dem 
ausser -österreichischen  Deutschland ,  das  geistige  Leben  an 
ihnen  einen  neuen  Aufschwung  genommen  hat,  welcher  sich 
besonders  rücksichtlich  der  philologischen  und  historiaehen 
Studien,    in  Betreff  der  Hervorhebung  der   geschichtlichen 
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Seite  der  HeehtswiMensehaft,  eadüch  in  Besug  auf  die  viel- 
seitigere Behandlung  der  Natur -Wissenschaften  kund  gab, 
and  den  engsten  Anschluss  an  die  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung Deutsehland's  rennuttelte. 

Insoweit  die.  selbstsiftndSge  Fortbildung  der  Wissenschaft 
ausserhalb  des  Lehrfaches  den  Akademien  als  den  höchsten 
Anstalten  fbr  geistige  Bildung  anheimgegeben  ist,  muss  hier 
auch  der  wissenschaftlichen  Akademien  gedacht  werden. 
Denn  obgleich  die  Errichtung  und  beziehungsweise  die  R«- 
organisirung  dieser  Anstalten  noch  in  die  frühere  Periode 
flkllt,  so  rermochien  dieselben  doch  erst  in  der  jüngsten  Zeit 
ilire  Wirksamkeit  über  weitere  Kreise  auszuddinen.  Diess 
gilt  namentlich  ron  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften au  Wien,  welche.,  im  Jahre  1847  gegründet,  seit 
1848  ihre  Thätigkeit  in  fruchtbringendster  und  allenthalben 
anerkannter  Weise  entfaltete.  Diess  beweisen  nicht  nur  die 
sahlrdchen  Bände  ihrer  verschiedenen  seither  stattgefiin- 
denen  Veröffentlichungen,  sondern  insbesondere  die  erfolg- 
reiche Anregung,  welche  sie  der  Pflege  der  Naturwissenschaften 
sowie  der  Geschichte  in  Oesterrdch  ertheilt  hat  In  ersterer 
Beziehung  wurde  ihre  Wirksamkeit  namentlich  durch  das  im 
Jahre  1851  errichtete  meteorologische  Central  -  Institut  unter- 
stützt und  gehoben,  welches  mit  der  kaiserlichen  Akademie 
der  Wissenschaften  in  Verbindung  gesetzt  ward. 

Eine  nicht  minder  umfassende  Umbildung,  als  dem 
Uniyersitäts- Studium  zu  Theil  ward,  erhielt  der  Gjmnasial- 
Unterricht.  Durch  Einbeziehung  des  früheren  philosophischen 
Obligat -Curses  erhielt  das  Gymnasium  acht  Classen;  der 
Lehrplan  in  demselben  ist  auf  einen  gründlicheren  Unter- 
richt sowohl  in  den  humanistischen  als  in  den  naturwissen- 
schaftlichen Fächern  gerichtet,  in  Folge  dessen  auch  stren- 
gerere  Anforderungen  an  die  Studirenden  gestellt  werden 
können  und  diese  Schulen  dem  Bedürfnisse  einer  allgemeineB 
wissenschaftlichen   Bildung  entsprechen.    Jeder  Studirende, 
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welcher  an  eine  UniversitAI  fiberlrelen  will,  miMs  sacli  am 
8cblu8Be  des  Gymnasial -Curaes  einer  Mataritits-PHifting  un- 
terziehen.  Femer  wurde  auf  die  Abfassung  scweekmissiger 
Lehrbücher  für  die  einzelnen  F6cher  Bedacht  genooiBien, 
die  Bildung  tauglidier  Lehrer  durch  die  Errichtung  der  be- 
reits erwähnten  Lehrer- Seniinarien  gefördert  und  deren  Be« 
ffthlgung  durch  eine  für  die  Lehraoits-Candidaten  vorgeschrie- 
bene FHlfung  erprobt ,  endlich  das  Ausmaaas  der  BesOgo  der 
Lehrer  erhöht 

Der  technische  Unterricht,  dessen  Wichtigkeit  durch  die 
Entwicklung  der  Volkswirthschaft  in  der  neuesten  Zeit  noch 
mehr  hervortrat,  bedurfte  einer  organischen  Regelung  imd 
Yervollstftndigung.  Zunächst  wurde  der  Grund  durch  die 
Errichtung  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Realschulen  ge- 
legt, und  zwar  von  Unter -Realschulen,  welche  die  be- 
schränkte Ausbildung  für  die  niederen  Gewerbe  bezwecken, 
dann  von  Ober -Realschulen,  welche  als  Fortsetzung  der 
vorerwähnten  die  Vorbereitung  zu  den  höheren  technischen 
Studien  gewähren,  endlich  von  vollständigen  Realsdiulen^ 
welche-  diese  beiden  B[ategorien  in  sich  vereinigen.  Zu  Ende 
1857  zählte  man  bereits  17  vollständige,  7  unvollständige  Ober- 
Realschulen  ,  22  selbstständige  und  120  unselbstständige  (d.  L 
mit  Hauptschulen  verbundene)  Unter-Realschulen.  Die  Bildung 
tauglicher  Lehrer  für  Realschulen  bezwecken  die  Lehrerbil- 
dungs-Anstalt, welche  am  polytechnischen  Institute  zu  Wien 
vorbereitet  wird,  und  die  Ourse  für  Unter-Realschul-Lehrer  an 
mehreren  Ober -Realschulen;  die  Gandidaten  für  dieses  Lehr- 
fach haben  sich  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Eine  ener- 
gische Privatthätigkeit  wendete  sich  der  Gründung  von  Han- 
delsschulen zu,  deren  Bedurfhies  sicli  täglich  mehr  kund  gab. 

Die  seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhunderte  bestehenden 
Anstalten  für  den  Elementar^Unterricht  haben  sich  ToUkommen 
entsprechmd  bewährt,  wesshalb  es  in  Bezog  auf  dieselben 
dort,    wo   sie   bestanden,   wesentlicher   Aenderungen   nicht 
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bedurfte.  Docb  wurde  die  leitende  Oberau&iciit  diea^r  Schulen 
bei  den  Stattbaltereien  ooncentrirt,  man  ftihrte  verbesserte 
Lehrbücher  ein,  und  trachtete  die  Gebalte  der  Lehrer,  wo 
sie  m  gering  bemessen  waren,  zu  erhöben.  Li  den  ungri- 
sehen  Ländern  musste  die  in  den  übrigen  Kronländera 
bestehende  Schulrerfassung  erst  eingeführt  werden,  wobei 
miiu  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung  und  die  Erhöhung  der  Schul -Dotationen  vorzüg- 
lichen Bedacht  nahm. 

Der  Privat -Unterricht  an  den  Mittel-  und  Elementar- 
schulen wurde  einer  neuen  und  gleichförmigen  Regelung 
untenEOgen,  deren  Zweck  insbesondere  dahin  ging,  den  6lc 
diesen  Unterricht  bestehenden  Anstalten  eine  Einrichtung  zu 
ertheilen,  welche  mit  jener  der  gleichartigen  öffentlichen 
Lehranstalten  m^^lichst  übereinstimmend  ist. 

Die  Reformen  erstreckten  sich  auch  auf  die  Special- 
Schulen.  In  Folge  der  geänderten  Stellung  der  Kirche  zum 
Staate  waren  die  zu  einer  Berathung  zusammengetretenen 
katholischen  Bischöfe  darauf  bedacht^  die  Beziehungen  der 
katholischen  Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  zu  regeln, 
und  zwar  insbesondere  hinsichtlich  des  Einflusses  auf  die 
Heranbildung  der  Candidaten  des  geistlichen  Standes  und 
auf  den  Unterricht  in  der  Religions- Wissenschaft  bei  den 
Mittelschulen.  Nach  den  Beschlüssen  der  Bischöfe,  welche 
die  Allerhöchste  Sapction  erhielten ,  wird  die  Befähigung  zum 
katholischen  Religions  -  Unterrichte  an  öffentlichen  Lehran- 
stalten vom  Bischöfe  ertheilt,  und  die  Regierung  ernennt 
aus  diesen  Befähigten  die  Professoren  an  den  theologischen 
Facultäten  und  die  Religions -Lehrer  an  den  Mittelschulen. 
Die  geistlichen  Seminarien,  mit  welchen  Knaben -Semi- 
narien  verbunden  werden  können,  sind  der  Leitung  der  Bi- 
schöfe ausschliessend  überwiesen  ^  welche  auch  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  nach  Jenen  Beschlüssen  gleicbmäsäg 
einzurichtenden  Kloster-Lehranstalten  führen.    Die  Regierung 
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-ttbl  die  allgemeine  Oberaufsichi  aus,  und  bebftlt  sMi 
Zustimmung  zur  Berufung  der  Leiufer  an  die  geistliclien 
Lehranstalten  vor;  getrennt  von  letzteren  bestehen  die  theo- 
logischen Facultäten  als  Anstalten,  welche  die  Förderung  der 
theologischen  Wissenschaften  bezwecken,  fort  Auch  die 
'evangelisch -theologische  Lehranstalt  zu  Wien  erfuhr  eine  ihre 
Wirksamkeit  förderliche  Umbildung,  welche  gleichfalb  üfieh- 
reren  anderen  Special-Lehranstalten  und  LehrfiLchem  zu  Theil 
ward ,  worunter  hier  mir  das  pharmaceutische  und  thierftrzt- 
liehe  Studium  erwähnt  werden. 

Bei  Einrichtungen,  welche  auf  die  Pflege  des  geistigen 
Lebens  abzielen,  tritt  das  ethnographische  El^nent  in  den 
Vordergrund;  nirgends  aber  verlangt  dasselbe  eine  so  man- 
nigfiiche  Beachtung  als  in  Oesterreich,  wo  sich  mehrAltige 
Völkerst&mme  begegnen ,  ziemlich  gleich  an  Seelenzahl ,  aber 
verschieden  an  Cultur  und  wissenschaftlicher  Ausbildung. 
Die  Geschichte  von  Oesterreich  hat  (tie  verschiedenartigsten 
Versuche,  um  in  den  einzelnen  Kronl&ndern  den  ethnogra- 
phischen Anforderungen  gerecht  zu  werden,  aufgezeichnel, 
welche  zwischen  der  rücksichtslosen  Anwendung  eines  be- 
vorzugten Idioms  mit  Ausschluss  aller  anderen  ebenfolls 
berechtigten,  und  zwischen  der  musivischen,  aller  Verbin- 
dung entbehrenden  Nebeneinanderstellung  der  verschieden- 
sten Sprach  weisen  hin  und  her  schwankten.  Die  österrei- 
chische Regierung  geht  bei  diesen  die  Empfindlichkeit  der 
einzelnen  Völkerstämme  so  nahe  berührenden  Anordnungen 
von  einem  klar  erkannten  Grundsatze  aus,  welcher  bei  sei* 
ner  Anwendung  mancherlei  durch  specielle  Eigenthümlichkei- 
ten  begründete  Modificationen  zulässt.  Sie  erkennt  vor  Allem 
das  Recht  jedes  einzelnen  an  Zahl  nur  irgend  bedeutenden 
Volksstammes,  zu  verlangen ^  dass  seine  Kinder  den  allge- 
meinen Unterricht^  einschliesslich  der  Unterweisung  in  der 
Religion ,  in  der  eigenen  Sprache  empftmgen ;  desshalb  wird 
der    Elementar -Unterricht     allenthalben     in    der    Sprache 
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«rthellt,  welche  von  der  Mdiriieit  der  Bewofaiier  eines  Ortes 
geaprodien  wird ,  und  theilen  sich  die  Bewoimer  nach  enl^ 
sprecbeodem  Verhältnisse  in  mehrere  Sprachen,  so  wird  der 
Unterricht  in  zwei,  ja  selbst  in  drei  der  vorherrschenden 
Sprachen  gegebea  Anch  fbr  jene  weitere  praktische  Aus- 
Uldttng,  welche,  ohne  eine  e^ntlich  wissenschaftliche  Hich- 
tung  zu  nehmen,  in  Unter -Realschulen,  ja  selbst  in  Gym- 
nasien zum  Abschlüsse  gelangt,  werden  die  vorzftg^disten 
Völkerstämme  mit  Lehranstalten  bedacht,  in  denen  der  Vor- 
trag in  der  Landessprache  erfolgt  Wo  aber  die  wissen- 
schaftliche Ausbildung  beginnt,  da  treten  die  ethnographi- 
schen Anforderungen  in  den  Hintergrund,  und  es  wird 
zunächst  darauf  gesehen,  ob  die  Sprache  des  bezüglichen 
Volksstammes  eine  Gultur- Sprache  sei,  welche  .ein  voUkom- 
men  geeignetes  Mittel  für  die  Unterweisung  in  den  Wissen^ 
Schäften  darbietet,  weil  ohne  diese  Bedingung  der  Unterricht 
fruchtlos  wäre  und  nothwendig  zur  oberflächlichen  Behand- 
lung der  Wissenschaft  führen  müsste.  Desshalb  wird  in 
den  italienischen  Eronländern  der  höhere  Unterricht  in  der 
Landessprache,  weil  sie  eine  Cultur- Sprache  ist^  ertheilt, 
während  in  den  slawischen  und  ungrischen  Eronländern 
hierin  eine  Modification  eintritt.  Es  bestehen  zwar  Gymna- 
sien, in  welchen  der  Unterricht  in  den  einzelnen  Landes- 
spradien,  namentlich  in  der  czechischen,  slovakischen,  pol- 
nischen, serbo- kroatischen,  in  der  magyarischen  und  romani- 
schen (walachischen)  Sprache  erfolgt ;  doch  muss  die  deutsche 
Sprache  einen  obligaten  Lehrgegenstand  bilden  und  dahin 
getrachtet  werden ,  dass  in  den  oberen  Classen  allmählich  der 
deutsche  Unterricht  vorwiege.  Ohne  einen  solchen  Ueber- 
•gang  würde  es  den  Gymnasial -Schülern  unmöglich  werden, 
die  deutschen  Lehrvorträge  auf  den  Universitäten  jener 
Kronländer  zu  benützen.  Auf  letzteren  aber  werden  die  Wis- 
senschaften in  deutscher  Sprache  gelehrt,  weil  die  anderen 
Landessprachen  meist  nicht  jene  Ausbildung  besitzen,  welche 
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Kifiil  ivifisensebafUicheii  Vortrage  erforderliob  isi'^  ternen^ 
weil  Jeder,  der  die  Wiseeoschafb  selbstotändig  püegt,  doeh 
immer  nur  in  jenen  Idiomen,  welche  eine  wisaenschaffliche 
Literatur  aufzuweisen  haben ,  seine  Ausbildung  finden  kann. 
Die  österreichische  Regierung  müasie  auf  ihre  höhere  Mis* 
sion,  die  Cultür  zu  fördern  und  namentlich  naeh  Osten  zu 
tragen,  verzichten,  wenn  sie  sich  des  tauglicbsten  Mittels 
hieflir  begeben  wollte,  welches  darin  besteht,  dass  die  wis« 
senschafblich  gebildeten  Männer  jener  Länder  die  deutsche 
Sprache  und  Wissenschaft  gründlich  kennen  und  durch  er- 
stere  be&higt  werden ,  die  letztere  in  ihren  heimischen  Krei- 
sen zu  rerbreiten.  Ausser  diesen  allgemeinen  hat  aber  die 
Regierung  noch  besondere  Beweggründe,  der  Kenntuiss  der 
deutschen  Sprache  überall  innerhalb  ihres  Gebietes  die  Tbore 
zu  öffhen.  Die  deutsche  ist  nordwärts  der  Alpen  (mit  gerin- 
gen Ausnahmen)  die  allgemeine  Verwaltungssprache,  welche 
der  zahlreiche,  fbr  die  Administration  erforderliche,  an  den 
mittleren  und  höheren  Lehranstalten  gebildete  Beamtenstend 
kennen  mnss;  sie  ist  zugleich  die  Sprache  der  Heeresver- 
waltung, ohne  deren  Kenntuiss  Niemand  irgend  eine  Charge, 
hoch  oder  niedrig,  in  der  Armee  bekleiden  kann.  Desshalb 
muss  die  Regierung  auch  dort,  wo  eine 'andere  Cultur- 
Sprache  besteht,  trachten,  der  Kenntuiss  der  deutschen 
Sprache  Eingang  zu  verschaffen ,  wesshalb  in  den  itelieni- 
schen  Gymnasien  der  Unterricht  iu  der  deutschen  Sprache 
einen  obligaten  Lehrgegenstand  bildet.  Bndlich  bringt  der 
gewaltige  Umschwung,  welchen  die  Neuzeit  in  allen  Zweigen 
des  Verkehres  herbeiführt  und  hierdurch  das  Verkehrsleben 

*  Es  geschah  in  den  letzten  Jahren  vor  1848,  dass  Lehrvorträge  in 
anderen  noch  nicht  ausgebildeten  Sprachen  gehalten  wurden,  welche  für 
die  apecielle  Wiaaenschaft  (z.  B.  für  die  Chemie)  gar  keine  allgemein  an- 
genommenen Ausdrücke  hatten.  Der  Lehrer  musste  sich  dieselben  erfinden^ 
woraus  hervorging,  dass  nach  vollendetem  Lehr-Cnrse  die  Studirenden 
von  dem  Erlernten  keinerlei  Gebrauch  machen  konnten  nnd  in  eine  nicht 
geringe  Verwirrung  der  angeeigneten  Begriffe  geriethen. 
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in  gevrissen  MilteipimcteD  cono«itrirt,  die  Notbweodigkeit  mit 
sich,  da89  die  Terkehrtreibenden  Bewohner  aller  Länder- 
gebiete diessseits  der' Alpen  der  deutschen  Sprache  kandig 
sind,  weil  in  dieser  der  überwiegend  grössere  llieil  der  Ge- 
schäfte abgemacht,  die  Handeldbücber  und  die  Correspon* 
denz  gefbhri  und  -die  Wechsel  ausgestellt  werden.  Der  Re« 
gierung  erwächst  hieraus  die  höhere  Pflicht,  in  der  8(age 
fllr  das  Wohl  ihrer  Staatsangehörigen,  ohne  irgend  einen 
directen  Zwang  auszuüben,  die  Mittel  zur  Erlangung  der 
Eenntniss  der  deutschen  Sprache  thunlichst  zu  vervielfäl- 
tigen ,  und  gewisse  Vortheile  mit  Erlangung  dieser  Kenntniss 
zu  verbinden,  ohne  den  Gliedern  der  anderen  Volksstämme 
die  Pflege  ihrer  eigenen  Sprache  zu  verkümmern,  aber  auch 
ohne  sich  durch  ungerechtfertigte  Anforderungen  von  dieser 
Richtung  abwendig  machen  zu  lassen. 

• 

Um  in  der  Aufzählung  der  in  dem  Zweige  des  öffentlichen 
Unterrichts  erlassenen  Verfugungen  eine  Uebersicht  gewährende 
Ordnung  festzuhalten,  zugleich  aber  das  Zusammengehörige  zu 
verbinden,  wird  im  Nachstehenden  mit  der  Darstellung  der  auf 
die  Universitäten  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  begonnen,  worauf 
jene  der  Gymnasien,  der  Realschulen,  der  Volksschulen,  des  Privat- 
unterrichtes in  den  Mittel-  und  niederen  Schulen,  endlich  der  ver- 
schiedenen Special -Schulen  zur  Behandlung  gelangen  und  mit  der 
Betrachtung  des  ethnographischen  Momentes  bei  der  Beform  des 
Unterrichtswesens  der  Scbluss  gemacht  wird. 

Nachdem  die  veröfientlichten  Grundzüge  des  öffentlichen  Un- 
terrichtswesens *  den  Weg  bezeichnet  hatten,  welchen  das  Mini- 
sterium einzuschlagen  beabsiditigte,  legte  dasselbe  zuerst  an  die 
Nettbelebung  der  Universitäten  die  Hand  an.  Die  Ausschei- 
dung der  beiden  Jahrgänge  philosophischer  Obligat-Studien  befreite 
sie  von  einem  Anhängsel,  dessen  Zwitterstellung  die  Entstehung 
eigentlicher  philosophischen  Facultäten,  der  Grundlage  des  ge- 
summten üniversitäts- Lebens,  gehindert  hatte.  Die  Organisation  der 
akademischen  Behörden  vertraute  den  Lehrkörpern  die  unmittelbare 

*  Minist. -Eriaas  vom  28.  Jani  1848. 


Leitung  der  diuelDen  UniveMitäteB '  ao.  und  die  Voraohrift  dir 
die  Facultäto'-StudieQ  wies  Lehrenden  und  Lernenden  ihre  Auf" 
gaben  zu '.  Beide  Verordnungen  erfloesen  zunftohst  nur  fUr  die 
Universitäten 'der  deutsch -sla  vischen  Kronländer,  wurden  aber  bald 
auch  auf  jene  zu  Pest  ausgedehnt '.  Die  Gehalte  der  Universitäts- 
Professoren  wurden  regulirt  *  und  Habiiifirungen  von  Privat-Docen- 
ten  mit  dem  Reehte,  den  Besaoh  ihrer  Oölk^n  staat^tig  an 
bestätigen  ^,  zugelassen,  hierdurch  stets  rege  Elemente  wissen^ 
schafUiohen  Weiterstrehens  den  Lehrkörpern  ßinverleibt  und  Pflan^r 
schulen  ftir  die  Bilduog  tüchtiger  Professoren  gegründet  *.  Zur 
Vollendung  dieser  Reformen  traten  an  die  Stelle  des  Unterrichts- 
Greldes  die  Gollegien- Gelder,  deren  Bestand  das  Gedeihen  der  Dor 
centuren  am  vollständigsten  siehert 

Die  Universitäten  gliedern  sich  nach  Facul täten,  deren  jede 
aus  dem  Lehrer-Collegium  (welches  die  Professoren,  Privat-Dooen- 
ten  und  einfachen  Lehrer  iu  sich  bereift)  und  den  immatriculirten 
Studenten  besteht  Jede  Universität  muss  wenigstens  die  philoso- 
phische Facultät  und  noch  eine  der  übrigen  enthalten^.  Aus  dem 
Lehrer-Collegium  geht  dasProfessoren-Collegium  (alle  ordent- 
iiehen  Professoren  mit  einer  bestimmten  Anzahl  ausserordentlicher 
Professoren  und  zwei  Vertretern  der  Privat- Dooenten  umfossend) 
als  die  unmittelbar  leitende  Behörde  der  Facultät  hervor,  welches 
jährlich  (in  der  Regel  aus  der  Zahl  der  in  ihm  enthaltenen  ordent- 
lichen Professoren)  als  Vorstand  einen  Decan  wählt,  der  an  die 
Stelle  des  früheren  Studien -Directors  tritt 

Aus  den  Professoren -Gollegien  wird  jährhch  der  akade- 
mische Senat  (in  Wien  das  Universitäts-Gonsistorium)  zusammen* 

*  Minist -Erlass  vom  30.  September  1849. 

^  Minist -Verord.  vom  1.  October  1850. 

'  Minist -Verord.  vom  31.  März  und  vom  8.  October  1850. 

«  Minist -firlass  vom  28.  October  1849. 

^  Minist.- Verord.  vom  19.  Deoember  1848,  vom  15.  Januar  und  15.  Oclo- 
ber  1849,  vom  27.  April  und  4.  October  1850. 

'  Die  wirklichen  Mitglieder  der  Icaiserlichen  Aliademie  der  Wissen- 
schaften zu  Wien  und  der  kön.  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften 
zu  Prag  bedürfen  keiner  Habilitirung,  um  an  einer  österreichischen  Uni- 
versität zu  dociren.    Minist -Erlass  vom  24.  Januar  1849. 

^  Nur  die  Univei-sität  zu  Olmütz  bestand  als  solche  ungeachtet  der 
mit  dem  Sommer -Semester  1852  erfolgten  Aufhebung  der  philosophischen 
Facultät  bis  zum  Schlüsse  des  Studien -Jahres  1855  fort. 
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gesetet^  welcher  die  dberste  akademisohe  Behörde  bildet  ufid 
seine  Eingaben  unmittelbar  an  das  iMinisterium  liehtet.  Er  besteht 
aus  dem  Rector  als  Vorstand,  aus  dem  Prorector,  den  Decanen 
and  Prodecan^i  der  Professoren -Collegien,  wozu  in  Wien  und 
Prag  noch  der  Universitäts-Kanzler  kömmt  An  den  Universitäten 
zu  Wien  und  Prag  bestehen  ausserdem  Doetoren-Oolleg[ien,  welche 
der  bezttglichen  Facultftt  angehören;  das  Doctoren*Gollegium  jeder 
Facultftt  wählt  einen  Decan  als  Vorstand ,  der  zugleich  Mi%lied 
des  akademischen  Senates  ist  Der  Rector  wird  jährlich  aas  einer 
anderen  Facultät  der  Reihe 'nach  gewählt,  und  zwar  in  Wien  und 
Prag  durch  dßu  akademischen  Senat  ttber  Vorschlag  des  Professo- 
ren- und  DootcH^n-Gollegiums  der  bezügtichen  Facultät,  an  den 
anderen  Universitäten  olme  Gandidirung  durch  Wahlmänner  sämml^ 
Keher  Professoren -Collegien. 

An  der  Pester  Universität  wurde  der  im  Studien -Jahre  1850 
fungirende  akademische  Senat  vorläufig  stabil  erklärt,  die  Wirk* 
samkdt  der  damals  noch  amtirenden  Directoren  der  vier  Studien- 
Abtheilungen  aufrecht  erhalten,  jedes  Professoren -Gollegium  nur 
ans  den  wirklichen  Professoren  mit  beschliessender  und  den  Supplen- 
ten  mit  berathender  Stimme  gebildet.  An  den  Universitäten  zu 
PMYiA  und  Padua  bestehen  die  Stndien-Diieetoren  gleidiialls  fort^ 
Professoren-Collegien  sind  noch  nicht  gebildet,  wohl  aber  die  Stel- 
lung der  verschiedenen  Kategorien  des  Lehrpersonals  mit  jenen  an 
den  übrigen  Hochschulen  in  Uebereinstimmung  gebracht  *. 

.  Durch  die  Anordnungen  über  die  Facultäts-Studien 
wurde  es  den  Studirenden  der  weltlichen  Facultäten  an  den  nicht- 
italienischen Universitäten  freigestellt,  welche  Vorlesungen ,  in  wel- 
cher Reihenfolge  und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  woll- 
ten; nur  die  Candidaten  fiir  das  Doctorat  oder  die  Staats-Prttfüngen 
mussten  einen  Universltäts- Besuch  von  bestimmter  Dauer  nach  ab- 
gelegter Maturitäts-Prüfung  ausweisen.  Auch  Ausländer  durften 
immatriculirt  und  den  Inländern  konnte  die  auf  ausländischen  Uni- 
versitäten zugebrachte  Studienzeit  bei  Erfllllung  der  für  den  Besuch 
einer  inländischen  vorgezeichneten  Bedingung^  bis  zu  einem  be- 
stimmten Maximum  zu  Gute  gerechnet  werden.  Die  Verpflichtung 
aller  Studirenden  zur  Ablegung  von  Jahres-  und  Semestral- Prüfun- 
gen wurde  aufgehoben,  Lehrer -Collegien  und  Docenten  jedoch 
verpflichtet,  sich  durch  GoUoquien,  Disputatorien  und  schriftliche 


Kaiserliche  Verordnaug  vom  23.  October  1857. 
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niennta  über  die  wiaBemehaftüche  VerwenduDg  Uner  Höfer  eh 
Uriheil  m  bUden  K  Die  StodheDden  sollten  näeh  AUauf  des  Se- 
mesters eine  BestiUiguDg  des  Besuches,  nnd  beini  Aastritte  ans  der 
UniveFsität  ein  Abgangs- Zeugniss  erhalten. 

Der  Erfolg  der  so  begründeten  Lemfreiheit  äusserte  sieh  aber 
in  den  drei  Facult&ten  yersdueden.  Während  ia  der  philosophi«* 
sehen  nataigeml&ss  ÜBMt  jeder  Studir^ide  seinen  eigradiflinlieheB 
BiMungsgang  verfidgte  und  nur  för  einzelne  bestimmte  Zweite  die 
mit  mehreren  Universitäten  verbandeaen  Lehrer- Seminarien  den 
CSsodidaten  bestimmtere  fiichtungen  anwiesen,  regelte  sich  an  der 
medicinischeii  der  Gang  der  Studien  von  selbst  An  der  rechts» 
und  staatswissenschaftliclien  Facultät  war  weder  das  Er» 
stere  zulässig  noch  fand  sich  das  Letztere  ein,  wesshalh  die  Alier» 
höchste  EntSchliessung  vom  25.  September  1855  für  läese  Faevittt 
wieder  eine  Studienordnung  an  die  Stelle  der  bislieiigen  Zu- 
stände setzte  \ 

Diese  zeictoete  allen  Studirenden  jener  Faealtit  den  Besneh 
nachstehender  Vorlesungen  (mul  zwar  iu  der  angegebenen  Reihen- 
folge)  vor: 

L  Jahr.  Deutsche  Reichs-  und  Rechtsgesohiehte  durofa  das 
ganze  Jabr,  römisches  Reeht  sammt  der  Oesehichte  desselben  eben- 
Wb  durch  das  ganze  Jahr. 

II.  Jahr.  Im  Winter -Semester:  Gemeines  deuleehes  Prival- 
recht,  —  im  Sommer- Semester:  Rechts -Philosophie  oder  statt 
derselben  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaften;  —  nebstbei  im 
Winter-  oder  Sommer -Semester,  oder  durch  beide  SeoMSter:  Ca» 
lUMiisehes  Recht. 

III.  Jahr.  Dureh  das  ganze  Jahr:  Oesterreiehisdies  bäiger- 
licfaes  Recht,  —  daneben  im  Wmter- Semester:  Oesterreichisches 
Strafrecht,  —  im  Sommer-Semester:  Straf- Process,  und  in  beiden 
Semestern:  Politische  Wissenschaften. 

IV.  Jahr.  Durch  das  ganze  Jahr:  Oeetemncihischer  Civil- 
Process  nebst  dem  Verfahren  ausser  Streitsachen;  —  daneben  in 
Winter -Semester:  Oesterrdchisches  Handels-  und  Weehselreohi 
und  politische  Wissenschaften,  —  im  Sommer- Semester:  Oester- 
reichische  Stetistik. 

Nebstdem  sind  die  Studirenden  verpflichtet,  an  der  plnlosophi- 

*  Minist. -Erlass  Tom  31.  Augost  1853. 
>  Minist. -ErlasB  Tom  2.  Ootober  1855. 
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sehen  Facultilt  ku  hören:  a)  binnen  der  drei  ersten  Semester 
wenigstens  ein  CoUegiuro  über  praktische  Philosophie;  b)  im  ersten 
oder  dritten  Semester  (Vsteneichisebe  Geschichte;  €)  binnen  der 
acht  Semester*  noch  ein  geschichtlicbcs  Ckrilegium,  Ueberhaiipi 
aber  haben  die  Stndirenden  sich  nicht  auf  die  ihnen  ansdrflcÄc« 
lieh  Torgeschriebenen  Collegien  zu  beschränken,  sondern  noeh 
andere  nach  ihrer  eigenen  Wahl  an  was  immer  flir  einer 
FacuUät  za  besuciien,  und  zwar  in  solcher  Anzahl ,  dass  sie  im 
Ganzen  während  ihrer  Studienzeit  Collegien  mindestens  in  solcher 
Stundenzahl  fVequentirt  haben  mflssen,  als  sich  ergibt,  wenn  in 
jedem  Semester,  mit  Ausnahme  des  vierten  und  achten,  wöchent- 
lich zwanzig,  in  jenen  beiden  Semestern  wochentlioh  zwölf  Stan* 
den  Irequentirt  werden.  Die  Studirenden  haben  insgesammi  m 
iinde  oder  nach  Ablauf  des  vierten  Semesters  eine  Prüfung  aus 
folgenden  Gegenständen  zu  bestehen:  römisches  Recht,  canonisehes 
Recht,  deutsche  Reiclis-  nnd  Recht^eschichte  in  Verbindung  mit 
österreichischer  Geschichte.  Wer  diese  Prüfung  nicht  vor  Beginn 
des  fünfkn  Semesters  (in  der  letzten  Woche  des  vierten)  oder  im 
Verlaufe  des  fünften  (regelmässig  in  den  ersten  Wochen,  Repa« 
mnten  in  der  letzten  Woche  desselben)  mit  E^rfolg  al^legt  hat^ 
dem  sind  die  weiteren  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung  der 
Prüfting  noch  inscribirt  ^in  mag,  nicht  in  das  gesetzliche  Qui^ 
drienninm  einzurechnen.  Jünglinge^  welche  beabsichtigen,  sich 
dem  Staatsdienste  zu  widmen,  ohne  gleichwohl  die  regelmäss^n 
Universitäts-Studien  gemacht  zu  haben ,  können  nur  ausnahmsweise 
zu  den  Staatsprüfungen  zugelassen  werden,  und  zwar  niemals  eher, 
als  zwei  (beziehungsweise  vier)  Jahre  nach  bestandener  Maturitäts« 
Prftfung,  und  nur  dann,  wenn  sie  doch  wenigstens  einige  Nach-^ 
Weisungen  zu  liefern  vermögen,  welche  zur  Annahme  ^nes  erfolg- 
reichen  und  unter  zweckmässiger  Anleitung  unternommenen  Sto* 
diums  berechtigen.  Der  Üandidat  hat  demnach  darzuthun,  welche 
literarischen  Hilfsmittel  er  zu  benutzen  in  der  Lage  war  und  wirk- 
lich benützt  hat,  und  dass  er  wenigstens  durch  drei  Semester  an 
dner  Universität  mit  vorzüglichem  Eifer  Voriesungen  aber  Haupt- 
fächer der  juridischen  Studien  in  zweckmässiger  Reihenfolge  öffent^ 
lieh  gehört,  oder  dass  er  über  die  Hauptföcher,  zu  welchen  minde- 
stens römisches  Recht,  deutsches  Recht,  canonisches  Recht,  öster- 
reichisches Civil-  und  Strafrecht  und  National -Oekonomie  zu 
zälilen  sind,  bei  einem  ordentlichen  Professor  des  Faches  je  ein 
Privatissimum ,    welches    die   ordentlidien    Professoren    zu    geben 
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jeiloeh  keineswegs  verfiSiehtei,  sondern  nur  berechtiget  sfaid^  ge- 
hört hat 

MH  Ausnahme  dieser  leMerra^  erhalten  alle  ordentiichen 
Beditshörer  bd  VoUenduog  ihres  akademischea  'Quadrienniuma 
statt  des  Abgangs -Zeugnisses  ein  Absolotorium,  wekhes  den  Be- 
wd»  fitr  die  Zurttcklegung  der  yoUen  akademischen  Stndienseit 
liefert  Nur  Air  den  IJebertritt  von  einer  Lehranstalt  an  eine  an- 
dere behalten  die  Abgangs -Zeugnisse  noch  ihre  Geltung  '. 

Die  Akademien  zu  Pressbui^,  Saschau,  Orosswarddn  und 
Agram  wurden  als  k.  k«  Rechts- Akademien  mit  einem  be- 
schränkten juridisch -staatswissensdiailliehen  Leinr-Curse  reoigani- 
sirt  und  vom  Staate  dottrt ',  auch  jene  zu  Debreczin  ab  öffentliche 
erklärt  '•  Auf  diese  Akademien,  sowie  auf  jene  eu  Hermannstadt, 
wurde  die  Studienordnung  vom  25.  September  1855  mit  den 
erforderlichen  Modificationen  ausgedehnt  Der  Cursus  an  diesen 
Akademien  ist  ein  dregähriger;  die  Schüler  haben  sich  Prüfungen 
aus  den  einzelnen  Lehrfikdbem  zu  unteizieben,  und  an  jeder  Akade- 
mie können  auch  Angehörige  des  bez(^lichen  Kronlandes  auf  Grund- 
lage einer  spedellen  Bewilligung  zum  Privat-Studium  und  zu  sol- 
chen Prüfungen  zugelassen  werden.  Diejenigen,  welche  die  Stu- 
dien an  diesen  Akademien  absolviren,  erlangen  dadurch  keinen 
Anspruch,  sich  um  das  Doctorat  zu  bewerben;  ausnahmsweise 
können  sie  zu  den  strengen  Prüfungen  an  einer  Universität  zuger 
lassen  werden,  wenn  sie  sich  ausweisen,  noch  durch  vier  Semester 
an  einer  rechts-  und  staatswissenschafUichen  FacuUät  unter  besonderer 
Leitung  des  Decanes  gründliche  juridische  Studien  gemacht  zu  haben. 

Bezüglich  der  Leitung  und  Einrichtung  der  Universitäten 
des  lombardisch- venezianischen  Königreiches  erfo^;teQ 
eigene,  durch'  die  Landesverhältnisse  bedingte  Bestimmungen  \  bei 
welchen  der  Grundsatz  der  Lehr-  und  Lernfreiheit  für  sämmtliche 
Facultftten  vorläufig  keine  Geltung  erhielt  Um  aber  den  Ueber* 
gang  von  dem  an  diesen  Universitäten  bestandenen  Lehrplane  ibr 
die  rechts-  und  staatswissenschafUichen  Studien  zu  einer  neuen 
Einrichtung  derselben,  in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  Hoch- 
schulen des  Reiches,  anzubahnen,  wurden  fUr  die  zum  juridischen 

*  Minist. -Eriass  vom  3.  April  1856. 

>  Hinist -Verord.  vom  4  October  1860  und  vom  26.  October  18U. 

*  Mioist. -Eriass  vom  15.  Kovember  1863. 

*  Minist -Verord.  vom  8.  Januar  1850. 
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SludHim  neu  Eintretenden  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessting  vom 
9.  September  1856  die  erforderlichen  Yerftlgungen  getroffen  ^  welche 
durch  den  Ministerial-ErJass  vom  18.  October  1857  ihre  Vervoll- 
«U&ndigung  erhielten '.  Nach  demselben  sind  auch  filr  die  juridi- 
schen Obligat -Fächer  der  italienischen  Universitäten  von  1858  an 
die  Annual-  und  Semestrai- Prüfungen  der  ersten  beiden  Jahrgänge 
bdioben ,  und  durch  eine  zu  Ende  des  %  Studienjahres  abzulegende 
Staatsprüfung  ersetzt.  Die  Kegelung  des  Studium^  im  3i  und  4. 
Jahrgange  ist  jener  Zeit  vorbehalten,  in  welcher  die  nach  dem 
neuen  Lehrplane  Studirenden  zu  denselben  vorrücken  werden,  und 
so  wird  der  Uebergang  der  italienischen  Hochschulen  zum  allgemein 
giltigen  Lehrsjteme  bis  1860  vollendet  sein. 

Als  Abschluss  des  Studiums  im  rechts-  und  staatswissenschafl- 
liehen  Fache  fUr  Bewerber  um  Staatsdienste  dienen  die  vorgezeich- 
nelen  theoretischen  Staatsprüfungen  ^  Alle  solche  Caü- 
didaten  haben  nebst  der  während  der  Studienzeit  abzulegenden 
^^rechtshistorischen^  Prüfung  zwei  Staatsprüfungen  zu  bestehen: 
die  ^Judicielle^  (aus  dem  österreichischen  Civil-  und  Stralrechte, 
dem  gerichtlichen  Verfehren  in  Civil-  und  Strafsaclien,  dem  Han- 
dels- und  Wechselrechte)  und  die  ,,staat6wissenschafbliche^  (aus 
der  österreichischen  Statistik,  der  National -Oekonomie  und  Fi- 
nanz-Wissenschaft). Zur  Vornahme  der  Staatsprüfungen  werden 
Conunissionen  an  den  Sitzen  der  Universitäten  und  Rechts -Akade- 
mien zusammengesetzt '.  Eine  misslungene  Prüfung  kann  nur  ein- 
mal und  nicht  vor  dem  Zeitpüncte,  welchen  die  C!ommission  be- 
stimmt, ^tig  wiederholt  werden.  Ein  zum  zweiten  Male  repro« 
birter  Candidat  ist  weder  zur  Wiederholung  derselben,  noch  zur 
Ablegung  einer  anderen  Staatsprüfung,  noch  zu  den  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Rigorosen  zuzulassen.  Nach  dem  30.  JuK 
1858  können  keine  Staatsprüfungen  nach  dem  Systeme  des  früher 
bestandenen  Gesetzes  über  dieselben  mehr  vorgenommen  werden  ^. 

Nur  die  Studirenden  von  Padua  und  Pavia  können  sksh,  soweit 
sie  ihre  Studien  bis  zum  Schlüsse  des  Studienjahres  1859  zurück* 

*  Minist.  -  Erlässe  vom  8.  October  1856  und  18.  October  1857. 

*  Minist. -Verord.  vom  30.  Juli  1850,  vom  1.  Mai  1852,  vom  13.  Sep- 
tember 1854  nnd  vom  16.  April  1856. 

'  Hiemach  wird  auch  die  zu  Zara  bestehende  entfallen  (wie  jene  zu 
OlmQtz  bereits  mit  October  1855  erlosch),  während  neue  zu  Pressburg, 
Kaschau,  Qrosswardein  und  Debreczin  in  Aussicht  gestellt  sind. 

*  Minist. -Erlass  vom  10.  Mai  1856. 

V.  Czoernig,  Opsterreich's  Nrugrstaltnnf;;.  39 
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legen  ^  mit  d«n  PrüfungB-ZengniBsen  über  die  einzelnen  Lehrfächer 
sum  Eintritte  in  den  Staatsdienst  melden^  und  der  an  einer  öster- 
reiehischen  Universität  erlangte  Grad  eines  Doctors  der  Rec^hte  hat 
fllr  die  ganze  Monarchie  gleiche  Wirkung  mit  der  vollkommen  ab- 
gdegten  Uieoretischen  Staatsprüfung. 

Um  die  reichen  Sammlungen  der  Universitäts-  und  Lyceal- 
Bibliotheken  einer  ausgebreiteteren  Benützung  zuzuführen,  wurde 
das  Recht  der  Entlehnung  auf  die  Mitglieder  der  Doctoren-Colle- 
gien,  Doctoranden,  Staatsprflfungs-Candidaten  und  Studirenden 
ausgedehnt '. 

Neben  der  Reorganisation  der  Universitäten  zog  aber  auch  die 
Neugestaltung  eines  entsprechenden  Oymnasial-Unterrichtea 
die  Aufmerksamkeit  des  Ministeriums  auf  sich. 

Der  ^Entwurf  zur  Organisirung  der  österreichischen  Gymna- 
sien*^ wurde  zuerst  provisorisch  in  das  Leben  gerufen  '  und  nach* 
dem  er  die  Probe  einer  ftlnfjfihrigen  Erfahrung  unter  den  ungün- 
stigsten Verhältnissen,  —  wie  sie  der  rasche  unvermittelte  Uel)er- 
gang  aus  dem  alten  Systeme  in  das  neue,  die  geringe  Zahl  tüchtig 
gebildeter  Lehrer,  theilweise  auch  noch  der  mangelhafte  Zustand 
der  Volksschulen  mit  sich  brachte,  —  bestanden,  definitiv  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  9.  December  1854  sanctionirt  *. 

Mit  den  Gymnasien  wurde  der  philosophische  Obligat- Cnra 
vereinigt,  wodurch  sich  bei  vollständigen  Gymnasien  die  Zahl  der 
Classen  (je  zu  einem  Jahres -Gurse)  auf  acht  erhöhte,  von  welchen 
vier  Classen  das  Unter-  und  vier  Classen  das  Ober- Gymnasium 
bildenr.  Hierdurch  wurden  erst  die  Gymnasien  zu  Schulen  allge- 
meiner wissenschafUicher  Bildung,  welche  nebst  den  classischeii 
Sprachen  und  der  deutschen  auch  die  Geschichte,  Mathematik  und 
Natur-Wissenschaften  in  ihren  allgemein  bildenden  Momenten  dem 
Schüler  zuzufllhren  vermögen.  Die  innere  Gliederung  des  Gymna^ 
sial- Unterrichtes  (mit  Fach -Lehrern,  welche  durch  EKrectoren  und 
Classeu-Ordinarien  zu  einem  einheitlichen  Zusammenwirken  geleitet 
werden)  übernahm  die  Aufgabe,  dahin  zu  wirken,  dass  der  Unter- 
richt in  diesen  Gegenständen,  in  Verbindung  mit  einer  zweck- 
mfissigeren  Behandlung  des  Studiums  der  griechischen  und  der 
deutschen  Sprache,  den  Zweck  einer  harmonischen  Bikiung  aller 

»  Minist. -Verord.  vom  20.  December  1849  und  vom  12,  Juni  1Ö54. 
'  Allerhöchste  Eulscliliessung  vom  6.  September  1849. 
*  Minist. -Erlass  \om  16.  December  1854. 
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Oeisteskrfifte  realisire,  und  sonach  jedem  einzelnen  Gebiete^  wie 
ihrer  Geeammtheit,  eine  erfolgreiche  Mühewaltung  zuwende.  Nur 
das  Sludium  der  Philosophie,  als  dem  Alter  und  der  Bildungsstufe 
der  Sehaler  nichl  angemessen,  wurde  aus  dem  Kreise  der  vom  ehe- 
maligen philosophischen  Obligat-Ourse  herübergenommeuen  Gegen- 
stände gestrichen  und  auf  die  philosophische  Propädeutik  beschränkt 

Zur  Erprobung  des  Gesammterfolges  seiner  Tiiätigkeit  hat  sich 
jeder  Schüler,  welcher  seine  Gymnasial -Studien  zurückgel^  hat 
und  an  eine  Universität  übertreten  will,  einer  Maturitäts-Prü- 
fung  zu  unterziehen  *.  Obwohl  die  neue  Einrichtung  der  Gymna- 
sial-Studien  das  früherhin  missbräuchlich  sehr  verbreitete  Privat- 
Studium  nicht  begünstigt,  Iftsst  sie  doch  auch  sokxhe  JUnglmge, 
welche  ausserhalb  der  Staats- Anstalten  ihre  Gymnasial -Biklung 
erlangt  haben,  zur  Abfegung  dieser  Maturitäts- Prüfung  zu. 

Besondere  Sorge  wurde  auf  die  Abfassung  gediegener  Lehr- 
bücher ftJr  die  einzelnen  LehrilU.*her,  sowie  umfassender  Lese- 
bücher zur  Förderung  der  Kenntniss  der  deutschen  Literatur  mit 
Rücksicht  auf  die  fortschreitende  Entwicklung  des  jugendlichen 
Alters  verwendet,  und  das  bisherige  Monopol  der  Schulbücher- 
Verschleiss-Administration  Air  Lehrbücher  an  Gymnasien  und  Real- 
schulen aufgehoben  \ 

Zur  Bikiung  tüchtiger  Gymnasial- Lehrer  wurden  an  den  Uni- 
versitäten Wien,  Prag  und  Lemberg  eigene  Lehr- Curse  begründet^ 
Wien  besitzt  Seminare  ittr  lateinische  und  griechische  Philologie, 
allgemeine  und  österreichische  Geschiclite,  Geographie,  Physik. 
Ueber  die  Prüfung  der  Candidaten  des  Gymnasial -Lehramtes 
wurde  für  die  Uebergangs- Periode  verordnet,  dass  das  durch  eine 
Commissiou  vorzunehmende  Examen  sich  auf  ein  specielles  Haupt- 
gebiet des  Gymnasial -Unterrichtes  (deren  es  vier  geben  sollte,  das 
philologische,  historisch -geographische,  mathematisch -naturwissen- 
schaftliche und  philosophische  einschliesslich  des  Studiums  der  Un- 
terrichtssprache) beziehen  und  zugleich  den  gehörigen  Grad  allge- 
meiner Bildung  ins  Auge  fassen  muss,  und  jeder  Candidat  aus 
zwei  Gegenständen  derselben  Gruppe  oder  verschiedener  Gruppen 
geprüft  sein  soll,  wobei  nur  die  Prüfung  aus  der  Unterrichtsapracbe- 
und  der  philosophischen  Propädeutik  ftir  sich  allein  nicht  genügt*. 

«  Minist -Erlässe  vom  3.  Juui  1350  und  vom  26.  Mai  1851/ 
>  Minist.- ErlMS  vom  16.  April  1850. 
"  Minist. -Erlass  vom  30.  August  1849. 
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Dafi  mit  Allerhöclister  EntscMiesBong  vom  17.  April  1856  geneh- 
migte definitive  PrUfungs- Gesetz  schliesst  in  der  Regel  Alle,  die 
nicht  über  einen  dreijährigen  Universitite- Besuch  nach  bestandener 
Maturitäts-Prüfhng  sich  ausEuweisen  vermögen,  von  der  Candidaten- 
Ptafung  aas,  und  legt  jedem  Prüfling  auf,  seine  philosophische 
Vorbildung,  den  gewandten  Gebrauch  der  Unterrichtssprache  und 
der  deutschen  Sprache  '  darzuthun.  Jedes  der  drei  Prüfungsgebiete 
der  classischen  Philologie,  der  Geographie  und  Geschichte,  der 
Mathematik  und  Natur -Wissenschaften  nach  den  tllr  Unterridita- 
Ertheiinng  im  ganzen  Gymnasium  gestellten  Forderungen  genügt 
für  dch;  das  Studium  der  Philosophie  muss  mit  jenem  eines  an- 
deren Gebietes  für  das  Ober -Gymnasium,  das  Studium  der  deut- 
seilen  Sprache  oder  einer  Landessprache  ^  mit  jenem  der  classi- 
schen Philologie  für  das  Unter -Gymnasium  verbunden  werden. 
Nur  Rel^ons- Lehrern,  weldie  zugleich  in  anderen  Gegenständen 
unterrichten  wollen,  ist  diessfalis  eine  Erleichterung  zugestanden. 
Jede  Prüfung  umfasst  die  Haus -Arbeiten,  die  Clausur- Arbeiten, 
die  mündliche  Prüfung  und  die  Probe -Leedon;  nach  Beendigung 
derselben  hat  der  Candidat  durch  Bestehen  eines  Probejahres  seine 
praktische  BefUhigung  darzutliun.  Auch  die  Gehalte  und  Gehalts- 
Zulagen  der  Gymnasial -Leiirer  wurden  zweckmässig  reguliit'. 

Das  Teschner  evangelische  Gymnasium  ist  als  eine  öfientliche 
Unterrichts -Anstalt  in  die  Erhaltung  des  Staates  übernommen  wor- 
den *.  In  den  ehemals  ungrischen  Ländern  werden  die  Kosten  für 
die  evangelischen  Gymnasien  ausschliessend  von  den  entsprechen- 
den Kirchen -Gemeinden  bestritten;  doch  besitzen  nur  jene,  welche 
den  Anforderungen  des  Organisations- Entwurfes  nachgekommen 
sind,  das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse,  den  übri- 
gen wurde  Beschleunigung  ihrer  entsprechenden  Umgestaltung  oder 
baldige    Auflösung  aufgetragen  \      An   den    übrigen    Gymnasien 

*  Nur  im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  ist  die  Forderung 
ausschliesslich  auf  richtiges  und  leichtes  Verstehen  deutscher  Werke  wissen- 
schaftlichen Inhaltes  zu  beschränken. 

'  Zur  Befähigung,  eine  Landessprache  zu  lehren,  gehört  auch  die 
Befähigung^  die  deutsche  Sprache  im  Unter- Gymnasium  zu  lehren. 

*  Minist. -Erlässe  vom  24.  Januar  1850,  vom  5.  März  1854  und  vom 
16.  September  1855. 

*  Minist. -Erlass  vom  11.  September  1850. 

»  Minist -Erlässe  vom  31.  October  1855  und  13.  October  1856.  Bis 
zu  Ende  des  Schuljahres  1857  haben  11  dieser  Gymnasien  die  Befngniss 
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Ungem^s  und  der  Wojwodschaft  wurde  die  Bntrichtutig  des  Schul 
geides  angeordnet  '. 

Damit  endlich  die  Ai&fgabe  des  Gymnasial -Unterrichtes,  den 
Scbttlem  die  nöthige  Fertigkeit  in  seinen  Gegenständen  beizubrin- 
gen und  zugleich  der  erziehenden  Kraft  der  Schule  Geltung  zu 
▼ersehaffen,  nicht  an  der  Ueber^lung  der  einzelnen  Classen  schei- 
tere, wurde  das  Maximum  der  Schfilerzahl  für  jede  auf  fünfzig 
festgesetzt  und  die  Auflösung  aller  stärker  beefetzten  in  Parallel- 
Classen  angeordnet  ^ 

Als  der  Unterricht  an  den  Universitäten  nach  den  neuen  Nor- 
men in  Gang  gekommen  und  die  Reform  der  Gymnasien  eim'ger- 
maassen  in  das  Leben  getreten  war,  ging  das  Ministerium  an  die 
Begelung  des  technischen  Unterrichtes  und  insbesondere  an  die 
Organisation  der  Realschulen,  für  welche  bereits  ein  Entwurf 
zugleich  mit  dem  filr  die  Gymnasien  bestimmten  die  vorläufige 
Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  hatte '.  Am  2.  MäTz  1851  ge- 
nehmigten Se.  k.  k.  Majestät  die  Grundzüge  dieser  Regelung  und 
ordneten  die  Errichtung  (beziehungsweise  Vervollständigung)  von 
Realschulen  in  allen  Kronländem  an. 

Die  Realschulen  theilen  sich  in  Unter-Realschulen^  welche 
die  Ausbildung  für  geringere  Kategorien  der  Gewerbe  gewähren, 
zwei  bis  drei  Jahres -Classen  haben,  und  in  Ober-Realschulen, 
welche  Schuler  mit  den  in  einer  dreijährigen  Unter- Realschule 
erworbenen  Kenntnissen  voraussetzen,  ebenfalls  einen  dDcijährigen 
Lehr-Curs  umfassen,  und  als  Vorbereitung  für  die  höheren  tech- 
nischen Studien  dienen,  wofür  polytechnische  Lehr -Anstalten  in 
Wien,  Gratz,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau  und  Pest  bestehen*. 

Vollständige  Realschulen  (die  vollständige  Unter-  und  Ober- 
Realschule  in  «ich  begreifend)  waren  1857  vorhanden:  iu  Wien  3, 

£ur  AosdtelluDg  staatsgiltiger  Zeagnisse  eriangt;  13  andere  haben  das 
Recht,  Gymnasien  zn  heissen,  und  die  Ertheilung  jener  Befugniss  an  sie 
steht  zu  erwarten.  Alle  anderen  haben  selbst  den  Namen  von  Gymnasien 
wegen  gänzlichen  MangeJs  aller  gesetzlichen  Bedingungen  verloren. 

'  Minist. -Verord.  vom  5.  März  1857. 

'  Minist.  -  Verord.  vom  11.  März  1857. 

^  Allerhöchste  Entschliessung  %om  6.  September  1849. 

*  Von  diesen  sind  das  Gratzer  und  Prager  ständische  Institute;  jenes 
zu  Briinn  wurde  mit  dem  Sdiuljahre  1650  eröffnet,  das  Josephs-Polytech- 
nicum  zu  Pest  durch  die  Allerhöchste  Entschliessuug  vom  30.  August 
1856  in  das  Leben  gerufen. 
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in  linz,  in  Gratz  and  Klagenfcirt^  in  Prag  2,  in  Rdchenberg^ 
Rakonitz,  Ellbogen,  BrUnn,  in  Mailand  2,  in  Monza^  Venedig  und 
Pressburg;  Ober-Realeefaulen,  zum  Theile  auch  mit  Unter -Redschu- 
len  verbunden,  jedoch  noch  nicht  ganz  vollständig,  in  Innsbruck^ 
Olmtttz,  Lemberg,  Ofen,  Pest,  Neusohl  und  Hermannstadt.  Unter- 
Realschulen  mit  vollzähligem  Lehr-Gurse  gab  es  in  Wien  2,  Salz* 
bürg,  Laibach,  Roveredo,  Budweis,  Ungrisch^Hradisch,  Troppau, 
Brody,  Oberschtttzdn,  Miskolcz,  Yerschec,  Zombor,  Agram  und  Kimi- 
Stadt;  mit  nicht  ganz  vollzähligem  in  Gratz,  Mailand,  Colombano, 
Stuhlweisstnburg,  Kremnitz,  Schftssburg  und  Mediasch.  Die  Zalil 
der  unselbstständigen  (mit  Hauptschulen  verbundenen)  Unter- Real- 
schulen betrug  1855  in  Oesterreich  unter  der  Enns  13,  ob  der  Enns  3, 
Steiennark  4,  Kämthen  1,  Küstenland  2,  Tirol  10,  Böhmen  30, 
Mähi:en  13,  Schlesien  4,  GaHzien  11,  Bukowina  1,  Dalmatien  4, 
Lombaxdie  8,  Venedig  7,  Ungern  5,  Siebenbüi^n  1  und  in  der 
Militärgrftnze  3.  Einige  weitere  Ober-  und  Unter- Realschulen  sind 
im  Entstehen. 

Auch  eine  Lehrer-Bildungsanstalt  Hir  Realschulen,  zwei 
Jahres -Curse  umfassend,  ist  an  der  Wiener  polytechnischen  Lehr* 
anstalt  vorbereitet  und  an  mehreren  vollständigen  Ober-Realschulen 
sind  Curse  fUr  Unter-Realschul- Lehrer  eingerichtet  worden*.  Mit 
Ministerial- Verordnung  vom  24.  April  1853  wurde  die  Prüfung  der 
Gandidaten  für  Lehrämter  an  vollständigen  Realschulen  angeordnet 

Die  lebhafte  Theilnalime  vou  Gemeinden  und  Privaten  ftlr 
Gründung  und  Erweiterung  der  Mittelschulen  liat  dem  Streben  der 
Staatsverwaltung  wirksame  und  erfolgreiche  Mithilfe  geleistet. 

Die  öffentlichen  Handels-Lehranstalten  Oesterreich^s 
bestanden  Us  zur  jüngsten  Zeit  herab  aus  der  Handelsschule  zu 
Laibach,  den  commeroiellen  Abtheilungen  des  Wiener,  Lemberger 
und  Krakauer  polytechnischen  Institutes  und  der  MercanÜl-Abtlieilung 
der  Triester  nautischen  Akademie.  Da  diese  Schulen  dem  Bedürfnisse 
nicht  entsprachen,  entstanden  neben  ihnen  viele  Privat-Lehranstalten, 
und  zahlreiche  Zöglinge  wendeten  sich  ausländischen  Handelsschulen 
zu.  Erk*t  die  jüngste  Zeit  brachte  durch  die  energische  Vereinigung 
von  Privatkrällen  für  jeüen  Zweck  die  ersehnte  Abhilfe.  Der  Han- 
delsstand in  Prag  gründete  1856  eme  höhere  Handels-Lehranstalt,  in 
welche  man  nach  Zurücklegung  des  Unter -Gymnasiums  oder  der  Un- 
ter-Realschule oder  befriedigendem  Bestehen  einer  AufnahmsprüAing 

''Miuist.-Verord.  vom  2,  November  1854. 
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einireten  kann  und  nebet  dem  Unterrichte  in  der  Religion,  deut- 
sehen, französischen,  italienifichen  und  englischen  Sprache,  Kalli- 
graphie, Arithmetik  und  einer  encykloptdischen  Uebersicht  des 
allgemein  Wissenswerthen  jenen  in  der  Qeogiaphie,  Statistik,  G^ 
schiebte,  Naturgeschichte,  Chemie,  Physik  und  Mechanik  (sämmt- 
lich  in  ihrer  Beziehung  zu  Handel  und  Gewerbe  aufgefasst), 
Handels-  und  Gewerbe- Gesetzgebung,  Zoll -Gesetzgebung,  Buch- 
führung, und  Correspondenz  erhält  und  durch  Besuche  industrieller 
Etablissements  auch  praktisch,  gebildet  wird.  Seither  sind  auch 
die  höheren  Handelsschulen  in  Pest  und  Wien  in  das  Leben  ge- 
treten, von  denen  die  erstere  durch  den  Handelsstand  jener  Stadt^ 
die  letztere  durch  einen  von  B.  W.  Ohligs  angeregten  Verein  mittelst 
der  Subscription  von  400.000  fl.  an  Beiträgen  begrandet  wurde. 
Die  Lehrgegenstände  au  der  letzteren  umfassen  Religion ,  deutsche, 
französische,  italienische  und  englische  Sprache,  Mercantilrechnen 
und  Algebra,  Geographie  und  Geschichte,  Natuigeschichte  und 
Naturlehre,  Waarenkunde,  Handelswissenschaft;,  Handels-  und  Ge- 
werbe-Gesetzkunde, Buchhaltung  f  Handels-Correspondenz  und  prak- 
tische Ckmtorkunde.  Der  erste  Jahrgang  dieser  Lehranstalt  wird 
den  Mittelschulen  gleichgehalten,  die  beiden  höheren  bilden  eine 
Handels-  Akademie. 

Der  Unterricht  für  Lehramts- Zöglinge  der  Volksschulen 
wurde  erweitert  *  und  die  Einführung  eines  zweiten  Jahres -Curses 
angeordnet  \  Die  Abhaltung  von  Schullehrer -Conferenzen  wurde 
anempfohlen  und  geregelt '. 

In  Ungern  und  seinen  ehemaligen  Nebenländem  wurde  zur 
Siclierstellung  der  äusseren  Einrichtungen  und  Dotationen  der  ka- 
tholischen, griechisch- nicht -unirten  und  israeliüsclien  Volksschulen 
die  Errichtung  von  Schul-Fassionen  angeordnet,  bei  deren  Auf- 
nahme zugleich  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung,  sowie  auf  die  Erhöhung  der  vorhandenen  Schul -Dota- 
tioneu  gesehen  werden  soll  ^  Im  Zusammenhange  damit  steht  die 
Anordnung,  weldie  die  Anstellung  der  Directoren,  Katecheten 
und  Lehrer  an  den  katholischen  Volksschulen  jener  Kronländer 
geregelt  *.  —  Zur  Erleichterung  einer  allgemeinen  Theilnahme  am 

*  Minist. -Verord.  vom  17.  September  1848. 

>  Minist. -Erlass  vom  13.  Juli  1849. 

>  Minist.. Verord.  vom  26.  Mai  1851. 

*  Mioist. -Erlass  vom  20.  September  1856. 
^  Minist. -Vei-ord.  vom  27.  October  1857. 
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Primär -Unterricht  wurde  in  sttmintUehen  Kroniftndeni  (mit  Aus- 
nahme des  lombardisoh-venesianischen  Künigi^^eichs,  des  Küstenlandes 
und  der  Militftrgränze)  die  Betheilung  armer  Schüler  mit  Lehr- 
und  Lesebüchern  sehr  au^edehnt '. 

Die  (mit  kaiserlicher.  Verordnung  vom  24.  October  1849  und 
Ministerial- Verordnung  vom  23.  Januar  1850)  errichteten  Lande49- 
Schulbehörden  führten  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  der 
Volks-  und  Mittelschulen.  Seit  ihrer  Auflösung '  sind  ihre  G^ 
Schäfte  den  Statthaltereien  und  Landes-Regierungen  zu- 
gefallen, welche  diessfalls  durch  das  Fortbestehen  der  Sc^uirfithe 
in  der  ESgeoschaft  von  Inspectoren  unterstützt  werden  *.  Das  In- 
stitut der  Schulräthe  wurde  demgemäss  neuerlichst  auch  im  lom- 
bardisch r  venezianischen  Königreiche  eingeführt*. 

Nach  dem  provisorischen  Gesetze  über  den  Privat-Unter- 
richt^  kann  derselbe  über  Lehrgegenstände  der  Gymnasial- 
uad  Realschulen  in  Privat -Lehranstalten  ertheik  werden.  Diese 
Anstalten  können  entweder  mit  der  Berechtigung,  die  Namen  Gym- 
nasien und  Realschulen  (wenn  sie  die  gleiche  Einrichtung  mit  der 
bezüglichen  Staatsanstalt  haben  und  die  Ministerial- Bewilligung 
erlangen)  zu  ftlbren,  oder  ohne  dieselbe  errichtet  werden.  Alle 
Privat -Lehranstalten  stehen  unter  der  Oberaufsicht  der  R^erung, 
der  Vorstand  einer  jeden  muss  die  Befähigung  zum  betreffenden 
Lehramte  nachweisen.  Zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  sind 
sie  nur  im  Falle  einer  besonderen  diessfalls  erlangten  Befugniss  von 
Seite  des  Ministeriums  berechtigt;  sonst  haben  sich  ihre  Schüler 
der  Prüfung  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  zu  unterziehen. 

Die  Privat-Prüfungen  an  Volksschulen  wurden  neu 
geregelt '.  Die  PrUfungs-Berechtigung  einer  jeden  Lehranstalt  richtet 
sich  nach  ihrer  Kategorie;  die  Prüfungen  an  den  Hauptschulen  und 
Unter- Realschulen  sind  nur  zweimal  im  Jahre,  stets  in  Gegenwart 
der  Schul -Directoren,  nach  Möglichkeit  auch  der  nächst -höheren 
Schulvorsteher,  abzuhalten.  An  die  Prüflinge  sind  dieselben  For- 
derungen zu  stellen,  wie  an  die  öffentlichen  Schüler  der  gleichen 

*  Minist. -Verord.  vom  4.  December  1856.  Solche  Bücher  wurden  im 
Verwaltungsjalire  1857  allein- 197.219  abgegeben. 

'  Minist. -Verord.  vom  16.  April  1854. 

*  Minist. -Verord.  vom  28.  August  1854. 

*  Minist. -Verord.  vom  10.  Juli  1857. 

'•  Kaiserliche  Verord.  vom  27.  Juni  1850. 
«  Minist.  -  Verord.  vom  24.  Mai  1856. 
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Clasaen,  and  die  eriangten  Kenntoidse  und  Fertigkeiten  sind  ver- 
lässlioh  m  erforsehen  und  zu  clasdflciren. 

Unter  den  Special -Schulen  sind  die  katholischen  Reii'- 
gions-Lehranstalten  zunfichst  zu  erwtiinen.  Bezüglich  derselben 
wurden  vorerst  die  für  die  deutsch -slavischen  Kronländer  Allertiöchst 
genehmigten  Bestimmungen  Ober  die  Beziehungen  der  katholischen 
Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  maassgebend.  Nach  den  An* 
trägen  der  Tersammelten  Bischöfe  in  Bezug  auf  den  Einftuss,  wel- 
chen der  katholische  Clerus  auf  das  Unterrichtswesen  in  Oester- 
rdch  zu  nehmen  hat,  wurde  anerkannt,  dass  sich  dieser  Einfluss 
vorzüglich  liuf  die  Heranlnldung  der  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  und  auf  den  Unterricht  in  der  Religions- Wissenschaft  zu 
erstrecken  hätte.  Demgemäss  wurde  verordnet:  Niemand  kann 
ohne  Ermächtigung  des  Diöcesan-Bischofes  an  niederen  oder  höhe* 
ren  öfientlichen  Lehranstalten  als  katholischer  Religions-Lehrer  ver- 
wendet werden;  die  blosse  Entziehung  diesei^  Ermächtigung  nwcht 
jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten  Lehrer  nicht  des  ihm 
gesetzlich  zustehenden  Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt  verlustig. 
Der  Regierung  ist  die  Ernennung  solcher  hiemach  zum  Lehramte 
beiUhigten  Männer  zu  Professoren  (oder  Docenten)  an  theologischen 
Facultäten  vorbehalten ;  dem  Bischöfe  steht  es  frei,  seinen  Alumnen 
die  von  ihnen  an  der  Universität  zu  besuchenden  Vorträge  vorzu- 
zeichnen  ubd  sie  darüber  im  Seminarium  prüfen  zu  lassen*  Zum 
Religions- Lehrer  an  Mittelschulen  hat  der  Bischof  den  nach  Maass 
der  abgehaltenen  Concurs- Prüfung  als  geeignetsten  erkannten  Be- 
werber der  Regierung  namhaft  zu  machen,  welche  nur  aus  wich- 
tigen Gründen  von  diesem  Vorschlage  abgehen,  jedoch  immer 
einen  von  dem  Bischöfe  als  beföhigt  erkannten  Priester  wählen 
wird.  Die  Professuren  der  Religions -Wissenschaft  an  den  philoso- 
phischen Facultäten  entfallen;  dagegen  sind  an  den  Universitäten 
Prediger,  deren  Auswahl  dem  Bischöfe  überlassen  ist,  anzustellen. 
Den  Bischöfen  ist  die  Leitung  der  geistlichen  Seminarien  einge- 
i*äumt,  die  Errichtung  von  Knaben  •  Seminarien  gestattet.  Zu  den 
strengen  Prüfungen  der  Candidaten  der  theologischen  Doctors-Würde 
ernennt  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfungs-Commissäre  aus  Doc- 
toren  der  Theologie;  Niemand  kann  die  theologische  Doctors-Würde 
erlangen,  der  nicht  vor  dem  Bischöfe  das  tridentlnische  Olaubens- 
bekenntniss  abgelegt  hat  *. 

*  AUerliücliate  fintsciiliessung  vom  23.  ApriJ  1850. 
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An  den  Staate 'Gymnatäen  soll  künftig  nach  einen)  auf  Grund« 
läge  der  Anträge,  des  Biwhofea  von  Fall  su  Fall  erlassenen  Aua- 
apruch  des  Ministeriums  entweder  nur  einReUgions-Lehr^  ftlr  alle 
acht  Classen  des  Gymnasiums  (mit  Beigebung  eines  zweiten  Ex- 
hortators)  oder  je  diner  (iXr  das  Ober-  und  das  Unter-Gjmnasjuoi 
bestellt  werden,  in  welchem  letzteren  Falle  beide  noch  einen  an* 
deren  obligaten  Lebrgegenstand  fibemebmen  können.  Die  Befiihi- 
gung  zur  Ertheihmg  des  Religions- Unterrichtes  ermittelt  das  bi- 
schöfliche Ordinariat  mittelst  der  (obenerwähnten)  Concurs- Prüfung, 
jene  ftlr  das  andere  Lehrfach  die  aufgestellte  Prüfungs-Commission. 
Der  vom  Bischöfe  sonach  vorgeschlagene ,  von  der  Regierung 
zugelassene  Candklat  wird  als  ordentlicher  Gymnasial -Lehrer 
berufen )  wenn  er  allein  den  ganzen  Religions- Unterricht  fUr  ein 
achtdassiges  Gymnasium  übernimmt,  oder  wenn  beide  ftlr  je  vier 
Classen  zu  bestellende  Religions- Lehrer  «us  einem  anderen  Lehr- 
fache die  gesetzliche  Prüfung  mit  hinreichendem  Erfolge  bestanden 
liaben  und  an  dem  betreuenden  Gymnasium  für  dieses  Lehrfach 
verwendet  werden  können.  Ueber  die  Behandlung  des  Beligions- 
Unterriehtes  hat  der  Religions- Lehrer  innerhalb  der  Grftnzen  des 
festgestellten  Lehrplanes  die  Weisungen  unmittelbar  vom  Bischöfe 
einzuholen,  im  Uebrigen  unterliegt  er  seiner  Stellung  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  '. 

Femer  wurde  (auf  Grundlage  der  AUerhöclisten  Entschliessung 
vom  23.  Juni  1850)  ^  bestimmt,  dass  die  theologischen  Diöcesan- 
und  Kloster -Lehranstalten  eine  durch  die  Beschlüsse  der  zu  Wien 
versammelt  gewesenen  Bischöfe  festgesetzte  gleichmdssige  Einricli- 
tung  erhalten  sollen,  welche  sie  für  die  HeranUldung  von  Seelsor- 
gern Vollkommen  geeignet  macht  uud  hierbei  auch  die  Kloster- 
Lehranstalten  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Biscliöfe  unter- 
stellt Die  Regierung  wacht  bloss  über  die  Einhaltung  dieser 
Einrichtung,  führt  die  allgemeine  Oberaufsicht  und  behftlt  sicb^ 
abgesehen  von  dem  Urtheile  über  die  wissenschaiUiche  BelÜhigung, 
die  Zustimmung  zur  Berufung  der  Lehrer  vor. 

Die  tlieologischen  Facultäten  dienen  nicht,  wie  bisher,  zur 
Heranbildung  der  Gandidaten  des  geistlichen  Standes,  scmdern  Ix;- 
zwecken  fortan  die  Förderung  der  theologischen  Wissensdiafl,  in- 
soweit  sie  das   gemeinsame   Bedürfniss  der   Seelsorge   übersteigt. 

*  Minist. -Verord.  >om  28.  Juoi  1850  und  vom  19.  Juli  1856. 

*  Minist. -Veronl.  rem  30.  Juni  1850. 


619 


Für  letzteres  dienen  die  DiöoeBafl^Lehranetalteo,  welche  mit  den 
theologischen  Faeultäten  zu  verbinden  sind,  so  dass  die  Facultftts- 
Professoren  auch  den  Unterrieht  in  den  Gegenständen  der  Diöce- 
san- Lehranstalt  ertheilen,  in  welchem  Berufe  sie  unter  der  Disci» 
plinar- Leitung  der- Bischöfe  stehen. 

Die  Ausdehnung  aller  dieser  Bestimmungen  auf  s&mmtliche 
Kronlftuder  und  ihre  inhaltliche  Erweiterung  durch  das  Concordat 
vom  18.  August  1855  und  seine  Durehitlhrung  wird  im  $.  22  zur 
Sprache  kommen. 

Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt,  deren  Beruf 
in  der  Pflege  der  evangelisch -theologischen  Wissenschaft  und  in 
der  Ausbildung  der.  Predigeramts -Candidaten  beruht,  wurde  neu 
organiairt  *,  den  Univeraitftts- Facultfiten  sowohl  nach  ihren  Befug- 
nisen,  als  nach  ihrer  inneren  Einrichtung  gleichgestellt,  und  die 
Leitung  ihrer  Angelegenheiten  dem  Professoren -Ck)ll^um  an  dessen 
Spitze  der  Decan  stiht,  als  akademischen  Behrirde  anvertraut. 

Die  Theresianisohe  Ritter-Akademie  in  Wien  erhielt 
durch  eine  neue  Regelung  eine  allgemeinere  Bestimmung.  Als  Er- 
ziehungsanstalt wurde  sie  auch  Nichtadeiigen  zugänglich  gemacht, 
als  Unterrichtsanstait  auf  den  Elementar •  und  Gymnasial -Unterricht 
beschränkt,  der  Zutritt  zu  demselben  aber  auch  auswärtigen  Be- 
suchern gestattete 

Hinsichtlich  der  übrigen  Dir  den  praktischen  Unterricht  in  eui- 
zelnen  J^lrwerbs- Fächern  berechneten  und  mit  dem  wirklichen  Be- 
triebe im  unmittelbaien  Zusammenbange  stehenden  Special -Schu- 
len, namentlich  der  landwirthscbafUichen ,  Forst-  und  Bergschulen, 
femer  hinsichtlich  der  geologischen  Reichsanstalt,  der  militärischen 
Bildungsanstalten  und  der  nautischen  Sclmlen  ist  bei  den  bezüg- 
lichen Verwaltungszweigen  Näheres  erwähnt  worden,  wesshalb 
hier  nur  noch  des  thierärztlichen  Studiums  gedacht  werden 
mag,  welches  gleichfalls  einer  Reform  unterlag  \  woruach  an  den 
thierärztlichen  Schulen  künftig  nur  Thierärzte  gebildet  werden,  deren 
Patent  nach  Absolvirung  eines  dreijährigen,  die  Zurücklegung  des 
Unter-Gjmnasiums  oder  der  Unter-Realschule  voraussetzenden  Stu- 
diums (von  bereits  diplomirten  Aerzten  und  Wundärzten  oder  absol- 
virten  Kurschmieden  nach  einem  zweijährigen  Studium)  durch  zwei 
strenge  Prüfungen  erlangt  wird,  nebstbei  aber  Hufbeschlag -Lehr- 

'  Minist. -Verord.  vom  8.  October  1850. 
'  Minist -Verord.  vom  1.  October  ldi9. 
>  MiniBL -Verord:  vom. 30.  Juli  1857. 
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uistalten  mit  sechamoiiatiiehein  Curse  sur  ffiklung  von  Huf  besohlag-^ 
Schmieden  bestehen. 

Für  das  Stadium  der  Pharmacie  wurde,  insofeme  dabei 
die  Erlangung  des  Magisterinms  bezielt  ist,  ein  neuer  Lehrplan 
vorgezeichnet '.  Der  Candidat  des  Magisteriums*  muss  nach  absol- 
virtem  Unter- Gymnasium  die  Pharmacie  ordnungsmfissig  erlernt, 
sodann  zwei  Jahre  in  einer  inländischen  Öffentlichen  Apotheke  als 
tiehilfe  gedient,  den  zweijährigen  pharmaceutischen  Curs  an  einer 
Universität  gehört  und  die  strengen  Prüfungen  bestanden  haben.  Ffir 
das  Doctorat  der  Chemie  ist  ein  dreijähriger  Curs  und  die  Befrie- 
digung strengerer  Anforderungen  bei  den  Rigorosen  vorgeschrieben  \ 

Auch  die  dem  Ministerium  des  Aeussern  unterstehende  orien- 
talische Akademie  wurde  neuerlichst  einer  Reform  unteizogeni 

In  Bezug  auf  die  Pflege  der  sciiönen  Künste  ergab  sieh  eine 
Veränderung  durch  die  Reform  der  k.  k.  Akademie  der  bil- 
denden Künste  in  Wien  *,  welche  aufhörte,  die  höchste  Kunst- 
behörde zu  sein,  und  seither  nur  noch  eine  höhere  Kunstschule 
bildet,  die  sowohl  gemeinsame  Vorbildung  im  Kunstfache  über- 
haupt gewähren,  als  auch  Gelegenheit  zur  Aneignung  einer  höhe- 
ren Kunstbildung  unter  Anleitung  vorzüglicher  Künstler  in  deo 
drei  Abtheilungen  der  akademisclien  Schule  für  Malerei,  Bildhauerei 
und  Architektur  insbesondere  darbieten  soll. 

In  ethnographisch -linguistischer  Beziehung  sind  die 
Maassregeln  anzuführen,  wodurch  die  auf  der  Universität  Lemberg 
und  an  den  im  ruthenischen  Antheile  Galizien's  gelegenen  Gymna- 
sien kurz  zuvor  als  Unterrichtssprache  eingeführte  polnische  Sprache 
wieder  abgestellt,  und  bis  auf  Weiteres  die  frühere  Uebung  wie 
der  eingeführt  wurde  *.  Bei  der  Ertheilung  des  gewerblichen  Un- 
terrichtes  wurde  das  sprachliche  Verhältniss  insoweit  berücksich- 
tiget, dass  ausser  der  bereits  bestandenen  czechischen  Realschule 
zu  Rakonitz  auch  für  die  zweite  in  Prag  zu  errichtende  Realschule 
die  czechische  als  die  Unterrichtssprache  gewählt  ward.  Ebenso 
wurde  bezüglich  der  Gymnasien  dieses  Verhältniss  dahin  geordnet, 
dass  die  deutsche  Sprache  auch  dort,  wo  sie  nicht  Muttersprache 
der  Schüler  ist,  als  unbedingt  obligater  Lehrgegenstand  in  allen 

'  Minist -Erlasa  vom  27.  November  1853. 
3  Minist. -Erlass  vom  5.  Juli  1854. 

*  Minist. -Verord.  vom  17.  October  1850. 

*  Minist. -Verord.  vom  9.  December  1848.  . 
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Ciassen  zu  behandeln  igt,  und  als  Unterrichtssprache  für  einen 
oder  mehrere  Gegenstände  eintritt,  sobald  diese  ausführbar  erscheint, 
jedenfalls  aber  in  der  ersten  Olasse  des  Ober -Gymnasiums '. 
Nnr  in  dieser  Weise  bestehen  7  czechisdie,  5  polnische  (nebst 
1  Parallel-Unter-Gjmnasium),  '24  magyarische,  3  sloTakische  (und 
1  magyarisch -slovakisches),  6  serbo- kroatische  Gymnasien  nebst 
1  romanischen.  Einer  Umgestaltung  m  dieser  Rücksicht  nach  der 
erwähnteii  Alterhöchsten  Bestimmung  sehen  45  magyarische,  1  serbo» 
kroatisches  und  2  romanische  Gymnasien  entgegen. 

Im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  sowie  zu  Capo 
d'Istria,  Trient  und  Roveredo  wurde  bei  dem  Gymnasiai-Unterrichte 
das  Studium  der  deutschen  Sprache  zum  obligaten  Gegenstande 
erklärte 

Bei  der  Regelung  des  Unterrichtes  an  den  Hauptschulen  (d^s 
Elementar -Unterrichtes)  in  den  deutsch -slavischen  Kronlündern 
wurde  der  wichtige  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht,  dass  neben 
der  Unterrichtssprache  (welche  in  der  Regel  die  Sprache  der  fiber- 
wiegenden Mehrzahl  des  Volkes  ist)  die  zweite  Landessprache  (wo 
eine  solche  vorkömmt)  nach  Maassgabe  des  anerkannten  Bedtlrf- 
nisses  derart  zu  lehren  ist,  dass  sie  allmählich,  wenigstens  bei 
einzelnen  Lehrgegenständen,  als  Unterrichtssprache  bentltzt  werden 
kann.  Diess  gilt  namentlich  von  der  deutschen  Sprache  dort,  wo 
sie  nicht  schon  die  übliche  Unterrichtssprache  ist  \ 

Bei  den  katholischen  Religions- Lehranstalten  ist  den  Aller- 
höchst genehmigten  Beschlüssen  der  versammelt  gewesenen  Bischöfe 
zufolge  das  Latein  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehr- 
Vorträge.  Liwieweit  die  Anwendung  der  Landessprachen  noth- 
wendig  sei,  um  den  Seelsorger  zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  be- 
Ahigen,  bleibt  der  Vereinbarung  zwischen  den  Bischöfen  derselben 
Kirchenprovinz  überlassen  \ 

Obwohl  keine  Unteirichtsanstalt,  nimmt  doch  die  kaiserliche 

V  Allerhöchstes  Handschreiben  vom  9.  December  und  Minist.  -  yeit>rd. 
vom  16.  December  1854. 
(  .       '  Minist.  -  Verord.  vom  16.  December  1854. 

"  Minist. -Verord.  vom  23.  März  1853.  Im  Verwaltungsjahre  1856 
wurden  2,534.000  Schulbücher  für  Volksschulen  von  der  Schulbticher- 
Verscbleiss-Direction  abgesetzt.  Hiervon  waren  1,076.000  in  deutscher, 
706.000  in  slavischer,  545.000  in  italienischer,  23.000  in  ost- romanischer, 
184.000  in  magyarischer  Sprache  verfasst. 
j  *  Minist. -Verord.  vom  30.  Jani  1850. 
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Akademie  der  Wi^sensohaften  auf  die  Pflege  deraelben 
in  Oeeterreich  8o  ha*vorrageDden  Einfluss,  daas  dendben  hier 
gedacht  werden  muss.  FOr  die  kaiserUehe  Akademie  der  Wissen* 
Schäften  ist  der  jeweilige  Ifimster  des  Innern  sum  Curator  bestdlt  \ 
dessen  Ministerium  das  Institut  selbst  bezüglich  der  Verwaltungs- 
Gegenstände  untersteht  \  Sie  scheidet  sich  in  die  phflosophiseh- 
historische  und  mathematisch -naturwissenschaftliche  Classe«,  deren 
wirkliehe  Mitglieder  in  der  GrOndungs -Urkunde  auf  48  (darunter 
24  mit  dem  Wohnsitze  in  Wioi)  bestimmt,  nachträglich  auf  60 
vermehrt  wurden  '.  Ausser  diesen  zählt  die  Akademie  24  Ehren- 
und  120  oorrespondirende  Mitglieder.  Die  aus  den  wirklichen  Mit- 
gliedern von  der  Akademie  ftlr  je  3  Jahre  gewählten  Fonctionäre 
sind  der  Präsident,  Vice -Präsident  und  2  Claesen-Secretäre,  deren 
einer  zugleich  die  Geschäfte  eines  General-Secretärs  versieht  Aus 
der  Gesammtzahl  der  Mitglieder  sind  ftlr  bestimmte  Wirkungskreise 
wieder  Special -Commissbnen  bestellt,  u.  z.  die  Commission  zur 
Herausgabe  österreichischer  Geschichtsquellen  (mit  6  Thdlnehmeni, 
ernannt  1847),  die  Commission  zur  Leitung  der  Untersuchung  der 
Braun-  und  Steinkohlen  des  österreichischen  Kaiserstaates  (5Theil- 
nehmer,  ernannt  1849),  die  Commission  zur  AusarMtung  einer 
Fauna  des  österreichischen  Kaiserstaates  (8  Tlieihiebmer,  ernannt 
1849),  die  Commission  zur  Herausgabe  der  acta  Gonciliorum 
(4  Theilnehmer,  ernannt  1850).  Auch  bei  der  im  Handels-Ministe- 
rium bestellten  Central  «Commission  zur  Erhaltung  der  Bau -Denk- 
male ist  die  Akademie  durch  2  Mitglieder  vertreten. 

Die  literarische  Thätigkeit  der  Akademie  lässt  sich  aus  den 
Publicationen  ermessen ,  deren  Zahl  zur  Zeit  der  feierlichen  Sitzung 
am  90.  Mai  1857,  also  nach  zehnjährigem  Bestände,  die  folgende 
war:  a)  philosophisch -liistorisdie  Classe:  8  Bände  Denkschriften, 
18  Bände  Archiv  zur  Kunde  österreichischer  GteschiehtsquelleO) 
6  Bände  Notizenblatt  zum  Archiv,  16  Bände  österreichische  Ge- 
schichtsquellen (davon  15  Bände  acta  und  1  scriptores),  3  Bände 
Monunienta  Habsburgica,  1  Band  Condlien- Berichte  aus  dem  XV. 
Jahrhunderte  und  24  Bände  Sitzungsberichte;  bj  mathematisch- 
naturwissenschaftliche  Classe:  13  Bände  Denkschriften,  23  Bände 

'  Allerhöchste  EntschliessuDg  vom  2,  März  1849. 
'  Zuschrift  des  MinisterB  des  Inaem  an  den  Präsidenten  der  Akade- 
mie vom  22.  März  1849. 

>  Allerhöchstes  Cabinets- Schreiben  vom  3.  Jnni  1848. 
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Sitzungsberjclito^  beide  mit  einer  grossen  Zahl  von  Tafeln;  ausser- 
dem wurdei^  18  Werke  auf  Kosten  und  12  mit  Unterstützung  der 
Akademie  veröffentlicht.  Die  Zahl  dieser  Veröffentlichungen  wird 
aber  noch  Itberboten  durch  den  Gehalt  der  Arbeiten^  welche  sich 
in  weitester  Verbreitung  der  ehrenvollsten  Anerkennung  erfreuen. 

Sehr  wichtig  ist  das  mit  der  kaiserliclien  Akademie  der  Yfis- 
senschaften  in  Verbindung  stehende  neu  errichtete  meteorolo- 
gische Central -Institut  in  Wien,  welches  an  120  bestimmten 
Stationen  im  Umfange  der  Monarchie  fortwährende  Beobachtungen 
sowohl  über  den  Zustand  des  Klimans  und  der  Atmosphäre  als 
auch  über  den  Erdmagnetismus  anzustellen,  die  Resultate  in  einem 
Central -PuBCte  zu  sammeln  und  mit  den  Beob^clitungen  in  frem- 
den Ländern  in  Verbindung  zu  bringen  hat.  Die  damit  zusammen- 
hängenden Beobachtungen  über  Entwicklungs-Phasen  der  Pflanzen- 
und  Thierwelt  zählen  70*  noch  in  Tliätigkeit  befindliche  Stationen. 
Durch  die  von  den  österreichischen  Consular-Aemtem  äusgeAihrten 
meteorologischen  Beobachtungen  wurden  auch  für  England ,  Portugal 
und  Amerika  wichtige  Daten  gewonnen. 

Einen  gleich  erfreulichen  Aufschwung,  wie  die  strengere  Wissen- 
schaft in  den  Publikationen  der  kaiserlichen  Akademie  und  in  deti 
vielfachen  Leistungen  der  an  den  höheren  Lehranstalten  beschäftig- 
ten Lehrkräfte,  hat  die  Literatur  Oesterreich^s  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  auch  im  Allgemeinen  erfahren.  Hierüber  geben  die  vom 
k.  k.  Ministerium  des  Innern  veranlassten  ^Bibliographisch-statistischen 
Uebersichten  der  Literatur  des  österreichischen  Kaiserstaates^  ein 
erschöpfendes  Bild  ^  Bis  jetzt  sind  drei  derselben  veröffentlicht, 
und  umfassen  die  in  der  gesauimteb  Monarchie  vom  1.  September 
1852  bis  Ende  1855  erschienenen  Druckwerke.  Eine  grosse  Anzahl 
zweckmässig  eingerichteter  Tabellen  gewährt  einen  Uel)erbfick  so* 
wohl  des  Journalwesens  als  der  nicht -periodischen  Dteratur  nach 
Fächern,  Sprachen,  Ländern  und  Modalität  des  Erscheinens,  und 
der  beigegebene  Text  bringt  von  jeder  einigermeuissen  bedeutenden 
Arbeit  den  vollen  Titel  mit  einer  kurzen  Besprechung  des  Inhal- 
tes, wodurch  dielse  Berichte  neben  dem  nächsten,  administrativen 
Zwecke  auch  zu  einem  trefflichen  Handbuche  literarischer  Thätig- 
keit  heranwachsen.  Nach  dem  letzten  derselben  erschienen  im 
Jahre  1855: 

*  Verfasser  derselben  ist  der  Vorstand  der  administrativen  Bibliulbek 
im  Ministerium  des  Innern,  Dr.  Constantin  Warzbach  von  Tannenberg. 
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a)  Periodische  Literatur. 

Politische     Nicht  politische    , 
Blatter.         Fachbl&tter. 

Oesterreich  unter  der  Euns    .1.21  84  105 

Oesterreieh  ob  der  Enns    ....       1  13  14 

Salzburg 2  10  12 

Steiermark .       1  9  10 

Kämthen      .........       1  6  7 

Krain       1  5  6 

Küstenland 3  15  18 

tlrol 6  11  17 

Böhmen 3  41  44 

Mähren 5  16  21 

Schlesien      ...,;....l  7  8 

Galizien 3  12  15 

Bukowina —  1  1 

Dalmatien 2  1  3 

Lombardie 9  56  65 

Venedig   .    .    .    .   - 3  25  28 

Ungern     . 8  44  52 

Wojwodschaft  und  Banat  ....       2  8  10 

Kroatien  und  Slavonien      ....       2  5  7 

Siebenbürgen 4  8  12 

Hilitärgränze —  —  — 


Summe     78  377  455 


b)  Nicht-periodische  Literatur*. 

Bände  und     Druck- 
Hefte,        bogen. 

Bocykkqpädien,   Oesammtauagaben,   Literaturge- 

Bchichte 168  2.078 

Theologie,  Kirchengeschichte 247  3.584 

Andachtsbücher,  Predigten 836  7.505 

Erziehung»-  und  Jugendschrilt4^n 528  4.903 

Sprachwissenschaft       197  1.681 

*  Von  der  Oesammtzabl  der  Bände  und  Hefte  erschienen  1806  in 
deutscher,  1497  in  italienischer,  640  in  magyarischer,  208  In  ezechiseber, 
187  in  lateinischer,  116  in  polnischer,  60  in  serbo- kroatischer,  41  in 
slovenischer,  je  30  in  hebriUscher  und  französischer,  25  in  romanischer, 
18  in  ruthenischer,  9  in  armenischer,  5  in  sU-slavischer,  4  in  englischer 
und  je  1  in  griechischer  und  spanischer  Sprache. 
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Rande  un^  Druck- 

riefte.  bogen. 

Philosophie 27   ,  257 

Staats-  und  Reohtswissensehaft 472  %L854 

Statistik      .    .    . 518  2.974 

Greschiohte  udd  Hilfswissenschaften 532  3.535 

Geographie,  Topographie  und  Ethnographie  .    .  153  1.118 

Landkarten 1  91 

Naturwissenschaft    .    .    .    , 136  1.506 

HeilwisseDsehaft 315  2.368 

Ifatthematik,  Astronomie 23  176 

Kriegswesen,  Marine 29  487 

Haus-,  Land-  und  Forst -Wirthschaft     ....  157  1.709 

Handel  und  Gewerbe 153  3.742 

Bau  Wissenschaft,  Communicationen 86  636 

Schöne  Künste:  UnterhaltungsUätter,  Almanaehe  211  4.645 

Gedichte 141  .  1.013 

Romane 504  5.649 

Theater 170  669 

Kalender 232  2.050 

Gelegenheitsschriften 232  434 

Kunstschriften 176  286 


Summe     6.244      85.952 

S.  22. 
20.    C  u  1 1  u  8. 

Die  Neugestaltong  des  gesammten  Staatsgebftudes  konnte 
nicht  yerfehlen,  ihre  tief  eindringende  RQckwirkuug  auch 
auf  die  Verhältnisse  der  Kirche  zum  Staate,  welche  sich  in 
Oesterreich  in  historischer  Folge  eigentbttmlich  gestaltet 
hatten,  zu  äussern.  Diesen  Einfluss  charakterisirt  der  ge- 
setzlich ausgesprochene  Grundsatz,  dass  jede  gesetzlich  an- 
erkannte Kirche  und  Religions-Gemeiuschaft  in  dem  Rechte 
der  gemeinsamen  öflbntlichen  Religions  -  Uebung ,  in  der 
selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten ,  femer  im 
Besitze  und  Genüsse  der  für  ihre  Cultus  - ,  Unterrichts  -  und 
Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 

V.  Cioernlg,  Oesterreichs  Neugestaltung.  40 
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Fonde  erhalten   und  geschützt  wird,   wobei  dieselben  den 
a%emeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  ][>Ieib^n.. 

Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  fbhrte  namentlich 
zu  wichtigen  Reformen  in  der  Gesetzgebung  bezüglich  der 
Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  zur  Staats -Gewalt. 
Bis  dahin  hatte  letztere  sich  bestimmt  gefunden,  aus  eigener 

4  * 

A^a^htvollkommenheit  diese  Verhältnisse  festzusetzen,  wo- 
durch die  Kirche,  insoweit  es  nicht  das  Dogma  betraf,  dem 
Staate  untergeordnet  wurde.  Nunmehr  aber  gelangte  die 
katholische  Kirche  zu  einer  selbstständigen  Stellung  im  Staate, 
und  wurden  die  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  Kirche 
und  Staat  einer  gemeinsamen  Regelung  unterworfen.  Um 
diese  im  unmittelbaren  Verkehre  mit  den  Bischöfen  zu  be- 
rathen,  hatte  das  Ministerium  die  Bisehöfe  der  deutsch- 
shivischen  Kronländer  bereits  im  Jahi*e  1849  zu  einer  Ver- 
sammlung nach  Wien  berufen.  Im  Einklänge  mit  den  von 
dieser  bischöflichen  Versammlung  gefassten  Beschltlssen  wur- 
den von  Seite  der  Staatsgewalt  die  Bischöfe  von  den  bis- 
herigen Beschränkungen  in  der  Ausübung  ihrer  oberhirt- 
lichen  Amtsgewalt  losgezählt,  ihnen  in  geistlichen  Angele- 
•  genheiten  die  freie  Bewegung  zugestanden,  die  Anordnungen 
über  den  Gottesdienst  ihrer  ausschliesslichen  Verfügung  über- 
wiesen, die  Ausübung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  und 
IKscipHnar- Gewalt  sichergestellt,  und  die  Beziehungen  der 
geistlichen  zu  den  Regierungs- Behörden  geregelt.  Auch 
über  den  Eänfluss  der  katholischen  GeistKchkeit  auf  den 
öflbnttichen  Unterricht  erfbigten  die  bereits  im  vorhergehen- 
den Pttragraphe  erwähnten  Bestimmungen.  In  den  ungri- 
schen  und  italienischen  Kronländem  hatte  die  Kirche  bereils 
IHkher  eine  in  vielfiMher  Beziehung  freiere  Stellung. 

Diese  vorläufigen  Sinleitungen  erhielten  ihren  Abschluss 
durch  das  Concordat,  welches  behufb  der  Vereinbarung 
der  weltlichen  und  geistlichen  Obergewalt  über  die  noch 
schwebenden  Fragen,   der   gegenseitigen   Beziehungen   und 
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der  Sanotionining  der  getroflfenen  Bntecbeidungen  dorch  die 
liöchste  Kirchengewalt^  unterm  18.  Auguflü  1856  sswischen 
Seiner  k.  k.  apOBtolisc^ien  Majestftt  und  dem  heiligen  Stuhle 
abgetohlossen  wurde.  Durch  dieses  Ooncordat  erhielt  die 
katholische  Kirche  ihre  volle  Freiheit  in  Ausübung  der  ihr 
zustehenden,  aus  dem  kirchlichen  Verbände  fliessenden  Rechte, 
insbesondere  in  Handhabung  der  Auüsicht  und  Disciplin  Ober 
die  den  Bisehöfen  untergeordnete  Geistlichkeit,  in  der  Er- 
ziehung und  Unterweisung  der  fbr  den  geistlichen  Stand 
bestimmten  Jugend,  in  der  Anordnung  der  gottesdienstlichen 
Handlungen ,  sowie  auch  der  Einfluss  der  Kirchengewalt  dnf 
die  Erziehung  und  den  religiösen  Unterricht  der  katholischen 
Jugend  in  seinem  ganzen  Umfhnge  hei^estollt  wurde.  In 
bürgerlicher  Beziehung  wurden  der  Geistlichkeit  die  ihrem 
Stande  entsprechenden  Rücksichten  und  Vorrechte  gesetzlich 
festgestellt;  und  alle  Beschrftnkongen  hinsichtlich  der  Erwer- 
bung des  Eigenthumes  durch  die  Kirche  aufgehoben.  In  den 
Fällen,  wo  die  Anordnungen  der  kirchlichen  Oberen  der- 
Unterstützung  des  weldichen  Armes  bedürfen,  wurde  die- 
selbe  ^gesichert,  wobei  sich  jedoch  die  Regierung,  welcher 
im  Allgemeinen  die  Prüfung  der  thatsftchlichen  Umstände 
znsteht,  insbesondere  die  Zustimmung  zu  gewissen  den  geSst- 
lidien  Oberen  eingeräumten  Ernennungen  y  beziehungsweise 
die  Geltendmachung  öffentlicher  Rücksiditen,  vorbehielt. 

Eine  im  J^re  1856  nach  Wien  einberufene  Conferen» 
alter  katholischen  Erzbisohöfe  und  Bischöfe  des  ^esanunten 
Reiches  hatte  die  Aufgabe,  die  Durchführungsbestimmungen 
des  Concöiidates  zu  entwerfen,  und  die  weiteren  daraus  sich 
e^ebenden  Fragen  zu  lösen.  In  Folge  ihrer  Berathungen 
wurde  ein  neues  Ehegesetz  .erlass^i,  kraft  dessen  die  Ver- 
bandlnngen  über  Schliessung  nnd  Trennung  der  Ehe,  sowie 
über  die  Ungiltigkätserklärung  derselben^  den  geistlichen 
▼on  den  Bischöfen  bestellten  Ehegeriditen  zustehen,  welche 
nach    den    Vorschriften    des    canonischen    Rechtes    (dessen 
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Bestimmangen  in  das  Ehegeaetz  ftofgenommen  wurden)  Rechl 
sprechen,  während  die  Civil -Gerichte  fortan  nur  noch  über 
die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  zu  entscheiden  haben. 

Der  Eingangs  erwtimte  Grundsatz  zog  nicht  alldn  die 
Reform  der  Geset^ebung  über  die  Angelegenhtiten  der  ka- 
tholischen Kirche,  welche  hierdurch  eine  dem  religiösen  Be- 
dürfiiisse  im  weitesten  Umfange  Anerkennung  zollende  B.e- 
gelung  erhielt,  nach  sich,  sondern  erstreckte  seine  Wirkung 
auch  auf  die  anderen  Glaubensgenossen.  Die  Protestan- 
ten erhielten  in  den  deutschen  und  slavischen  Eronländeru 
(in  den  ungrischen  KronlAndem  war  diess  schon  früher  dar 
Fall  gewesen)  die  unbeschränkte  Ausübung  ihres  Gottes- 
dienstes sammt  den  übrigen  Rechten  einer  freien  Kirchen- 
gemdnde,  und  in  den  ungrischen  Eronländem^  wo  die  seit 
Alters  her  ausgebildeten  kirchlichen"  Verhältnisse  der  Pro- 
testonten  einer  bestimmenden  gesetzlichen  Regelung  bedür- 
fen, sind  kürzlich  die  Einleitungen  getrofien  worden,  die- 
selbe im  Einvernehmen  mit  den  bezüglichen  Ck>rporationen 
anzubahnen.  Die  griechisch-nicht-unirte  Religions- 
Genossenschaft  erlangte  durch  die  Wiedeifaersteilung  des 
Patriarchates  ihren  Zusammen  bang  und  einheitliche  Leitoi^, 
wie  auch  fbr  die  Erhaltung  des  Vermögens  der  BlsthOmer 
Fürsorge  getroffen  wurde.  Auch  die  Israeliten  hatten 
sich  als  Religions-Genossenschaft  der  Folge  jenes  Grundsatzes 
und  der  damit  zusammenhängenden  Befreiung  von  mancher- 
lei Beschränkungen,  namentlich  rücksichtlieh  der  Orte,  wo 
sie  sich  aufhalten  konnten,  und  der  Zahl  der  Familien» 
welche  in  dem  einen  oder  anderen  Kronlande  sich  nieder^ 
lassen  durffaen,  zu  erfreuen.  Nur  hinsichtlich  der  Besitz- 
flthigkeit  der  Juden  (insofeme  es  sich  um  neue  Erwerbun- 
gen bandelt)  wurde  die  endliche  Regelung  einer  künftigen 
Scblussfassuag  vorbehalten« 

Wenn  man  auf  die  gewaltigen  Religionskämpfe  zurück- 
blickt,  welche  die  Blätter   der  österreichischen  Geschichte 
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flillen,  80  wird  es  erklärlich,  dass  auf  diesem  die  heiligsten 
Güter  des.  Menschen  berührenden  Felde  keine  durchgreifende 
Aenderung  vor  sich  gehen  kann,  ohne  eine  den  auseinan- 
dergehenden Ansichten  entsprechende  verschiedene  Auffas- 
sung hervorzurufen.  Darin  aber  vei-einigen  sich  alle  Mei- 
nungen, dass  der  Staatsbürger,  vorbehaltlich  der  Unterord- 
nung unter  die  allgemeinen  Staatsgesetze,  das  Recht  habe, 
seiner  religiösen  Ueberzeuguug  zu  folgen,  und  soferne  sich 
dieselbe  einer  geregelten  Kii-chengemeinschaft  anschliesst,  für 
dieselbe  die  ungehinderte  Pflege  der  geistlichen  Bedürfoisse 
und  Ausübung  der  bürgerlichen  Verwaltung  anzusprechen. 
Dieser  Anschauung  kömmt  der  von  der  österreichischen  Re- 
gierung an  die  Spitze  ihrer  Reform  der  Gesetzgebung  in  Cul- 
tus- Angelegenheiten  gestellte  Grundsatz  entgegen,  dessen 
nach  allen  Seiten  hin  zur  Ausführung  gelangende  Conse- 
quenzen  den  Gegenstand  der  neuesten  und  der  noch  bevor- 
stehenden gesetzlichen  Regelungen  bilden. 

Im  Verlaufe  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  sk^h  das  Verhilt- 
niss  Oesterreksh^s  zur  katholischen  Kirche  wesentlich  umge- 
staltet Die  Richtung  der  Regierungsmaassregeln  ^  welche  Us  zum 
Tode  Kaiser  KarPs  VI.  eine  streng  römisch -katholisdiejgeblieben 
war,  wendete  sich  schon  unter  Maria  Theresia,  besouders  seit  der 
Staatskanzler  Fürst  Kaunitz  an  die  Spitze  der  Geschäfte  trat,  der 
Gründung  einer  weltlichen  Suprematie  in  Kirchensachen  zu.  Die 
ESnftlhrung  des  placetum  regium  übertrug  die  Ertheilung  der  Rechts- 
kraft für  kirchliche  Ancndnungen  an  den  Staat;  die  Neugestaltiii]^ 
des  Unterrichtswesens  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  löste  den 
bisherigen  Zusammenhang  der  Studienleitung  mit  der  (ausserhalb 
der  ungrischen  Länder  und  Schlesien's  damals  noch  ausschliessend 
gesetzlich  bestehenden)  katholischen  Kirche,  die  Verhängung  aussei^ 
lieber  Kirchenstrafen  wurde  verboten,  das  Amortisations-Gesetz  ver- 
schärft Die  umfiewsenden  Reformen  Joseph's  II.  trennten  die  Ver- 
bindungen österreichischer  Diöoeseu  mit  auswärtigen,  hoben  eine 
grosse  Anzahl  von  KkVstem  auf,  änderten  die  Organisation  der 
fortbestehenden  Ordenshäuser,  beseitigten  alle  religiöseu  Vereioe, 
übertrugen  alle  Pfründen-Verleiliungen  im  österreichischen  Gebiete 
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an  eiDheimwcbe  Ordinarieu  und  Patrone,  und  beauftragten  die  neu- 
geschaffenen biseböfliclien  Consistorien  und  die  an  Zahl  sehr  ver- 
mehrten Pfarrer  und  Local-Capläne  mit  mancherlei  beamtlichen 
Fnnctionen.  setzten  an  die  Stelle  der  bischöflichen  und  klösterlichen 
Schulen  für  Theologie  die  von  geistlichen  Oberen  ganz  unabhängi- 
gen General-Seminarien,  nahmen  die  Beseitigung  eingerissener  liiaa- 
bräuche  zum  Anlasis  dner  Neugestaltung  der  gesammten  Gottes- 
dienst-Ordnung, wiesen  den  Clerus  an  die  weltlichen  Oeriehte, 
unterwarfen  die  Ehesachen  der  bürgerliehen  Oesetzgebung  und  die 
Verwaltung  des  kirchlichen  Eigenthumes  der  ausschliessenden  Con- 
trole  des  Staates. 

'  Leopold  II.  that  zwar  dem  Weitergreifen  der  Reformen  Einhak, 
hielt  ab^  die  Grundsfttze  derselben  fest;  doch  sistirte  er  die  Klöatec- 
aufhebung,  löste  die  Oeneral-Seminarien  auf  und  gestattete  Abwei- 
chungen von  der  Josephinischen  Gottesdienst-Ordnung.  Auch  wfth- 
rend  des  ersten  Decenniums  der  Regierung  Franz  I.  (1792  bis  lä02) 
blieb  der  Gang  der  Staatsverwaltung  derselbe,  und  in  den  neu  er- 
worbenen Provinzen  West-Oaliuen ,  Venedig,  Yenezianisch-Istrien 
lind  Dalmatien  wurden  die  kirchlichen  Zustände  der  älteren  Erb- 
länder  gleichfalls  eingeführt.  Erst  seit  dem  Jahre  1802  fand  man 
sich  veranlasst,  auch  die  Gesetzgebung  ttber  das  Ordenswesen  zu 
modifidren,  den  Consistorien  die  Schulen-Obeiaufiricht  zu  Übertra- 
gen, den  Bischöfen  die  Beauftichtigung  des  religiösen  Unterrichtee 
wiedet  einzuräumen.  Noch  weiter  als  die  Oesetzgiebung  ging  die 
Art  ihrer  praktischen  Handhabung  in  dem  Beatreben,  die  Kirche 
in  vielen  Stücken  zu  ihren  alten  Zuständen  zurückzuführen.  Die 
•geänderte  Rkrhtung  des  Zeitgeistes  *,  die  Ueberiiandnahme  kirch- 
Ik^her  Ideen,  namentlu^h  unter  der  jüngeren  (Geistlichkeit,  begün- 
stigten dieses  Streben,  und  schon  1833  wurden  Verhandlungen  an- 
geknüpft, um  eine  Ordnung  der  österrekshis^hen  Kirehenzostände 
duvch  ein  Concordat  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  zu  versuchen. 

Die  grossen  Veränderungen  in  dem  Staats-Orgaoinmus  Gestern 
reich's,  welche  die  Regierung  des  Kaisers  Franz  Joseph  L  mit  sich 
brachte ,  mussten  das  Bedürfniss  immer  fühlbarer  machen ,  zu  einer 
solchen  Ordnung  zu  gelangen,  welche  allein  geeignet  wäre,  den 
Aui^;angspunct  jeder  weiteren  kirchlichen  Entwicklung  zu.bUden. 
Ein  kaiserliches  PtiteBt  vom  4.  Biäi?s  1849  sprach  fllr  die  deutacheu 

•  Von  1782  bis  1821  fond  in  Wien  kein  Kirch^ttblltt  Statt;  seither 
erwachte  das  Streben,  auch  in  dieser  Beziehung  deiA  irtnsfifordentiichen 
Anwachsen  der  Bevölkerung  zu  genttgeu. 
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und  skvischen  Kronlftnder  (mit  Einschlass  DalmRtien't»)  bereita  aus, 
daB8  jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und  Beligioos-GeseUschaft 
in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions-Uebung,  in 
der  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenhei- 
ten, im  Besitze  und  Genüsse  der  filr  ihre  Cultus-^  Untemchlii- 
und  Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fonde  erhalten  und  geschützt  werde,-  wobei  sie  nur  den  allgemei- 
nen Staatsgesetzen  unterworfen  bleibe  *.  Um  diesen  Grundsatz 
aucli  in  das  Leben  einzuführen,  wurde  an  die  Bischöfe  der  erwähn- 
ten Kronländer  die  Eühladung  erlassen,  sieh  in  Wien  zu  venam- 
mein ,  damit  da«  Ministerium  zur  Berathung  der  Stellung,  welche 
die  katholische  Kirche  auf  Grundlage  jener  Bestimmungen  im  Reiche 
künftig  einnehmen  werde  ^  mit  ihnen  in  unmittelbaren  Verkehr  tre- 
ten könne.  Im  Einklänge  mit  den  Beschlüssen  der  bischöf- 
lichen Versammlung  wurde  allen  Katholiken  des  Rekshes  ge- 
stattet, ohne  vorläufige  Zustimmung  der  weltlichen  Behörde  in  geist- 
lichen Angelegenheiten  in  Veiiiehr  mit  dem  Päpste  zu  tret^i,  den 
kirchliclien  Oberen  insbesondere  aber  das  Recht  zurückgegeben, 
über  Gegenstände  ihrer  Amtsgewalt  Anordnungen  zu  erlassen 
(welche  nur,  insofeme  sie  äussere  Wirkungen  nach  sich  ziehen 
oder  öffentlich  kundgemacht,  werden  sollen,  den  Regierungsbehör^ 
den  mitautheilen  sind),  Kirchenstrafen,  welche  auf  bürgerliche 
Rechte  keine  Rückwirkung  üben,  zu  verhängan,  die  Verwalter 
von  Kirchenämtern,  die  ihre  Pflichten  nicht  erfüllen,  zu  suspen- 
diren  oder  abzusetzen,  und  zur  Durchführung  dieses  Erkenntnisses 
die  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  in  Anspruch  zu  nehmen  ^  Jeder 
katholische  Religions-Lehrer,  Doeent  oder  Professor  der  Theologie 
bedarf  fortan  der  Ermächtigung  des  Diöcesan-Bischöfes,  welche  ihm 
jederzeit  wieder  entzogen  werden  kann;  den  Aluinnen  des  Diöce- 
san -Seminars  zeichnet  der  Bischof  die  zu  hörenden  Vortrtlge  und 
abzulegenden  Prüfungen  vor,  ernennt  die  Hälfte  der  Prüfungs-Com- 
missäre  zu  den  theologisdien  Rigorosen,  und  nimmt  den  Candida- 
ten  der  Doctors-Würde  das  tridentinische  Glaubensbekenntniss  ab  *. 
Zur  Erlangung  jedes  Amtes  selbstständiger  Seelsorge  ist  erforder- 
lich,  dass  der  Bewerber  drei  Jahre  die  Befugniss  zur  Verwaltung 

'  Bestätigt  mit  kaiserliehem  Pfttente  vom  31.  Decembejr  1851« 

^  Kaiiierliche  Verord.  vom  18.  April  1850. 

*  Kaiserliflhe  Verord.  vom  23  April  1850.  Die  hierauf  gegründeten 
Miiiisterial -Erlässe  vom  28.  und  30.  Juni  1850  wnrden  bereks  im  %  21 
im  Detail  besprochen. 
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der  Seeborge  auagettbt  und  die  PüuT-Goncon-Prilfiiiig  in  der  be- 
fcfeflfeiideD  Diöoese  mit  guteoi  Erfolge  beetendeo  hebe;  nur  Profee- 
soren  und  Doctoren  der  Theologie  oder  ausgeieichnele  SchriftBteUer 
im  theologiacheD  ßaehe  können  hiervon  dispensirt,  von  Wiederho- 
lung der  Prttfvmg  naeh  sechs  Jahren  auch  Solche  loegecählt  wer- 
den, welche  als  Seelsorger  oder  in  anderer  Weise  ihre  theologi- 
schen Kenntnisse  hinreichend  erprobt  haben.  Jedem  Bischöfe  steht 
es  frei,  den  Gottesdienst  im  Snne  der  Ton  der  Versammlung  der 
Bischöfe  geiassten  Beschlüsse  zu  ordnen  und  zu  leiten.  Die  Unter- 
suchung gegen  einen  Geistlichen  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens  steht  der  oompetenten  Gerichtsbehörde  zu,  doch  kann 
im  FaUe  der  Verurtheilung  der  Bischof  die  Mittheilung  der  Acten 
verlangen  ';  sonstige  Beschwerden  Aber  eine  gebtliohe  Amtsfilhnmg 
oder  das  Betragen  eines  Geistlichen  sind  an  die  kirchlichen  Vorgeseta- 
ten  zu  weisen,  und  nur  bei  sehr  dringenden  Fftllen  ist  mit  Erhebung 
des  Thatbestandes  vorzugehen.  Whd  die  Entfernung  eines  Geisffiefaen 
vom  Amte  durch  eine  Behörde  als  noth wendig  erKannt,  so  hat  sie 
sich  desdialb  vorerst  mit  seinem  kirchlichen  Obern  in  das  ESnver- 
nehmen  zu  setzen  ^  An  Orten ,  wo  die  katholische  Bevölkerui^ 
die  Mehrzahl  bildet,  darf  die  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  weder 
durch  geräuschvolle  Arbeiten  noch  durch  öffentlichen  Handeb- 
t>etrieb  gestört  werden.  Mit  Allerhöchster  Entscfaliessong  Tom 
23.  Juni  1852  wurde  auch  die  früher  g^^en  die  Orden  der  Jesuiten 
und  Bedemtoristen  getroffene  Verfllgung  ausser  Kraft  gesetzt 

Behttfe  einer  Vereinbarung  über  die  noch  schwebenden  Fragen 
und  einer  Sanctionirung  der  schon  getrofienen  Entscheidungen  durch 
die  höchste  Kirehengewalt  wurden  sofort  Unterhandlungen  über  ein 
Concordat  mit  dem  apostolischen  Stuhle  angeknüpft,  und 
fahrten  am  18.  August  1855  zum  Abschlüsse  des  Vertn^s,  dessen 
Inhalt  nach  erfolgter  Ratification  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
vom  5.  November  1855  kundgemacht  wurde  ^     Eine  Ergänzung 

*  Minist. -Verord.  vom  3.  September  1850. 

>  Minist. -Verord.  vom  15.  Juli  1850. 

'  Die  Bestimmungen  dieses  in  das  Volksieben  des  gesammlen  Kaiser- 
Staates  so  tief  eingreifenden  Vertrages  lauten  wie  folgt: 

1.  Artikel.  Die  heilige  römisch -katholisehe  Religion  wird  mit  allen 
Befugnissen  nnd  Vorrechten,  deren  dieselbe  nach  der  Anordnung  Gottes 
und  den  Bestimmungen  der  Kirchengesetae  geoiessen  soll,  Im  gaascn  Kai- 
serthume  Oesterreich  nnd  allen  Ländern,  aus  welchen  dasselbe  bestellt, 
immerdar  aufrecht  erhalten  werden. 
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desselben  bildet  das  Schreibe,  welches  der  Fttrst-Brtbischof  von 
Wien,  Joseph  Othmar  Bitter  von  Raosdier,  als  YoUnmchtträger 


%.  Artikel.  Da  der  römiselie  Bapst  deu  Primat  der  Ekn  wie  der 
Gerichtsbarkeit  in  der  ganxen  Kirche^  so  weit  sie  reicht^  aach  giMtliehem 
Gesetze  inne  hat,  so  wird  der  Wechsel  verkehr  awisehen  den  Bischöfen, 
der  Geistlichkeit,  dem  Volke  und  dem  heiligen  Stahle  in  geistlichen  Dingen 
nnd  kirchlichen  Angelegenheiten  einer  Nothwendigkeit,  die  landeslürstliche 
Bewilligung  nachznsttchen,  nicht  unterliegen,  sondern  vollkommen  frei  sein. 

3.  Artikel.  ErzbischÖfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  mit  der 
GeisÜiehkeit  und  dem  Volke  ihrer  Kirchensprengel  zu  dem  Zwecke,  um 
ihres  Hirtenamles  zu  walten,  firei  verkehren,  tni  werden  sie  auch  Beleh- 
rongen  nnd  Verordnungen  über  kirdiliche  Angelegenheiten  knndmschen. 

4.  Artikel.  Eben  so  werden  £nbisch(}fe  nnd  Bisehttfe  die  Freiheit 
haben,  Alles  zn  fiben,  was  denselben  zar  R^emng  ihrer  Kirehenspren- 
g^l,  laut  Erkl&rnng  oder  Verfügung  der  heiligen  Kircheagesetxe,  naeh 
der  gegenwärtigen,  vom  heiligen  Stuhle  gutgeheissenen  Disciplin  der  Kiroba 
gebührt,  und  insbesondere: 

a)  Als  Steilvertreter,  Räthe  und  Geholfen  ihrer  Verwaltung  alle  jene  Geist- 
lichen zu  bestellen,  welche  sie  zu  besagten  Aemtem  als  tauglich  erachten. 

b)  Diejenigen,  welche  sie  als  ihren  Kirchensprengeln  noth wendig  oder 
nützlich  erachten,  in  den  geistlichen  Stand  aufzunehmen  und  zn 
den  heiligen  Weihen  nach  Vorschrift  der  Kirchengesetse  zu  be- 
fördern, und  im  Gegentheile  die,  welche  sie  für  unwürdig  hslten, 
vom  Empftmg  der  Weihen  ansanschliessen. 

c)  Kleinere  Pfründen  zn  errichten,  und  nachdem  sie  mit  Seiner  kaiser- 
lichen -  Majestät  vorzüglich  wegen  entsprechender  Anweisung  der 
Einkünfte  sich  einverstanden  liaben,  Pfarren  zn  gründen,  zn  theilen 
oder  zu  vereinigen. 

d)  Oeffentliehe  Gebete  nnd  andere  fromme  Werke  zu  verordnen,  wenn 
es  das  Wohl  der  Kirche,  des  Staates  oder  des  Volkes  erfordert,  in- 
gleichen Bittgänge  und  Wallfahrten  auszuschreiben,  die  Leichenbe- 
gftngnisse  nnd  alle  anderen  geistlichen  Handlungen  ganz  nach  Vor* 
Schrift  der  Kirchengesetze  zu  ordnen. 

ej  Provinzial  •  Condtien  und  Dlöcesan- Synoden  in  Gemässheit  der  hei- 
ligen Kirchengesetse  zu  berufen  und  zu  halten,  nnd  die  Verhand- 
hingen derselben  kundzumachen. 

5.  Artikel.  Der  ganze  Unterricht  der  katholischen  Jugend  wird  in 
allen  sowohl  öflSentlichen  sls  nicht  öffentlichen  Schulen  der  Lehre  der 
katholischen  Religion  angemessen  sein;  die  Bischöfe  aber  werden  kraft 
des  ihnen  eigenen  Hirtenamtes  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  in  allen 
öffentlichen  und  nicht  öiRmtlichen  Lehranslklten  leiten  und  sorgsam  darüber 
wachen,  dass  bei  keinem  Lehrgegenstande  Etwas  vorkomme,  was  dem 
katholischen  Glauben  und  der  sittliehen  Reinheit  zuwiderläuft. 
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k.  k.  apoetoliseheD  imestät,  an  den  Oardnud^ProDuotitis 
Viale  Preli  utitenn  18.  Augiwt  1855  nchtete,   iind  das  an  aärnm^ 

6.  Artik^.  Niemand  wird  die  heilige  Tkeologie,  die  Katechetik  oder 
die  Religions- Lehre  in  waa  immer  für  einer  öffenUichen  oder  nidit  öffent- 
lidien  Anatalt  vortragen,  wenn  er  dasn  nicht  von  dem  Bischöfe  des  be- 
treffenden Kirchenapreageia  die  Sendung  and  Elrmächtigung  empfangen 
bat^  welche  derselbe^  wenn  er  ea  für  zweckmäsaig  hält,  zu  widerrufen 
berechtiget  iat.  Die  öffentlichen  Profeaaoren  der  Theologie  und  Lehrer 
der  Katechetik  werden,  nachdem  der  Bischof  über  den  Glauben,  die 
Wisaenachaft  und  Frömmigkeit  der  Bewerber  aich  aoageaprochen  hat,  ana 
Jenen  ernannt  werden^  welchen  er  die  Sendung  und  Vollmacht  dea  Lehr- 
amtes zu  ertheilen  bereit  iat  Wo  aber  einige  Profeaaoren  der  theologiacben 
Faxtet  von  dem  Biachofe  verwendet  zu  werden  pflegen,  um  die  Zöglinge 
dea  biaehöfliehen  Seminarea  in  der  Theologie  zu  unterrichten,  werden  zu 
aolchen  Profeaaoren  immerdar  Männer  beateilt  werden,  welche  der  Bischof 
zu  Verwaltung  gedachten  Amtes  f&r  vorzugsweise  tauglich  hält.  Bei  Prüfung 
Derjenigen ,  welche  sich  für  das  Doctorat  der  Theologie  oder  des  canonischeu 
Rechtes  befähigen  wollen ,  wird  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfenden  ans  Doc- 
toren  der  Theologie  oder  beziehungsweise  des  canonischen  Rechtes  bestellen. 

7.  Artikel.  In  den  für  die  katholische  Jugend  bestimmten  Gymnaaien 
und  mittleren  Schulen  überhaupt  werden  nur  Katholiken  ,zu  Professoren 
oder  Lehrern  ernannt  werden ,  und  der  ganze  Unterricht  wird  nach  Maaaa- , 
gäbe  dea  Gegenstandea  dazu  geeignet  aein,  das  Gresetz  .des  chn^ichen 
Lebens  dem  Herzen  einzuprägen.  Welche  Lehrbücher  in  gedachten  Schulen 
bei  dem  Vortrage  der  Religion  zu  gebrauchen  seien,  werden  die  Bischöfe 
•kraft  einer  mit  einander  gepflogenen  Berathuiig  festsetzen.  .Hinsichtlich 
der  Bestellung  von  Religions- Lehrern  für  Gymnaaien  und  mittlere  Schulen 
werden  die  heilaamen  darüber  erflosseneu  Verordnungen  in  Kraft  verbleiben. 

8.  Artikel.  Alle  Lehrer  der  fiir  Katholiken  bestimmten  Volksschulen 
werden  der  kirchlichen  Beaufaichtigung  unterstehen.  Den  Schul -Oberauf- 
seher  des  Kirchenaprengels  wird  Seine  Migeatät  aua  den  vom  Bischöfe 
vorgeschlagenen  Männern  ernennen.  Falla  in  gedachten  Schulen  für  den 
Religions- Unterricht  nicht  hinlänglich  gesorgt  wäre,  steht  ea  dem  Bischöfe 
frei,  einen  GeiatUcben  zu  bestimmen  um  den  Schülern  die  Anfengagrände 
dea  Glaubens  vorzutragen.  Der  Glaube  und  die  Sittlichkeit  dea  zum 
Schullehrer  zu  Bestellenden  muss  makelloa  aein.  Wer  vom  rechten  Pfade 
abirrt,  wird  von  aeiner  Stelle  entfernt  werden. 

9.  Artikel;  Erzbiscböfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  die 
denselben  eigene  Macht  mit  vollkommener  Freiheit  üben,  um  Bücher, 
welche  der  Religion  nnd  Sittlichkeit  verderblich  aiud,  ala  verwerflich  zu 
bezeichnen  uud  die  Gläubigen  von  Lesung  derselben  abzuhalten.  Doch 
auch ,  die  Regierung  wird  durch  jedes  dem  Zwacke  entsprechende  Mittel 
verhüten,  daas  derlei  Büpher  im  Kaiaerthume  verbreitet  werden. 


636 


Kche  kalfaoKeche  Erzbischofe  und  Bischöfe  der  MooaroMe  erl«68eoe 
Schreiben  dee  k.  k.  MfautterB  flir  CuItuB  und  Unterricht,  Leo  Gmfen 

10.  Artikel.  Da  alle  'kirchlieheo  RechtsfiUle  und  insbesondere  jene, 
weiche  den  Glauben^  die  Sacramente,  die  geistliehen  Verrichtungen  und 
die  mit  dem  geistlichen  Amte  Terbnndenen  Pflichten  und  Rechte  betreftn^ 
einzig  und  aliein  vor  das  kirchliche  Gericht  g^ören,  so  wird  ober  die- 
selben der  kirchliche  Richter  erkennen,  und  es  hat  somit  dieser  auch 
tiber  die  Ehesachen  nach  Vorschrift  der  heülgeu  Kirehengesctze  und 
namentlich  der  Verordnungen  von  Trient  zu  urtheüen  und  nur  die  bür- 
gerlichen Wirkungen  der  Ehe  an  den  weltlichen  Richter  zu  verweisen. 
Was  die  Eheverlöbnisse  betrifft  so  wird  die  Kirchengewalt  über  deren 
Vorhandensein  und  ihren  Einflnss  auf  die  Begrttndnng  von  Ehehinder- 
nissen  entteheiden  und  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  halten,  welche 
dasselbe  Concilinm  von  Trient  und  das  apostolische  Schreiben,  welches 
mit  „auetorem  tidei**  beginnt,  erlassen  hat. 

11.  Artikel.  Den  Bischöfen  wird  es  frei  stehen,  wider  Geistliche, 
weiche  keine  anstandige  geistliche,  ihrer  Stellung  und  Würde  entspre- 
chende Kleidung  tragen  oder  aus  was  immer  für  einer  Ursache  der  Ahn« 
düng  würdig  sind,  die  von  den  heiligen  Kirchengesetzen  ausgesprochenen 
Strafen  oder  auch  andere,  welche  die  Bischöfe  fär  angemessen  halten, 
zu  verhängen  und  sie  in  Klöstern,  Seminarien  oder  diesem  Zwecke  zn 
widmenden  Hftiisem  unter  Aufsicht  zn  halten.  Ingleieben  sollen  dieselben 
durchaus  nicht  gehindert  sein,*  wider  alle  GläuUgen,  welche  die  kirchlichen 
Anordnungen  und  Gesetze  tibertreten,  mit  kirchlichen  Strafen  einzuschreiten. 

1%  Artikel.  Ueber  das  Patronats -Recht  wird  das  kirchliche  Gericht 
entscheiden;  doch  gibt  der  heilige  Stuhl  seine  Einwilligung,  dass,  wenn 
es  sich  um  ein  weltliches  Patronats- Recht  handelt,  die  weltlichen  Gerichte 
über  die  Nachfolge  in  demselben  sprechen  können,  der  Streit  möge  zwischen 
den  wahren  und  angeblichen  Patronen  oder  zwischen  Geistlichen,  welche 
von  diesen  Patronen  für  die  Pfründe  bezeichnet  wurden,  gelUhrt  werden. 

13.  Artikel.  Mit  Rücksicht  auf  die  Zeitverhältnisse  gibt  der  heiMge 
Stuhl  seine  Zustimmung,  dass  die  bloss  weltlichen  Rechtssachen  der  Geist- 
lichen, wie  Verträge  über  das  Eigenthnmsrecht ,  Schulden,  Erbschaften, 
von  dem  weltlichen  Gerichte  untersucht  und  entschieden  werden. 

14.  Artikel.  Ans  elien  diesem  Grunde  hindert  der  heilige  Stuhl  nicht, 
dass  die  Geistlichen  wegen  Verbrechen  oder  anderen  Vergehungen,,  wider 
welche  die  Strafgesetze  des  Kaiserthumes  gerichtet  sind,  vor  das  weltliche 
Gericht  gestellt  werden;  doch  liegt  es  demselben  ob,  hiervon  den  Bisdiof 
ohne  Verzug  in  Kenntniss  zn  setzen.  Bei  Verhaftung  und  Festhaltnng 
des  Sdinldigen  wird  man  jene  Rücksichten  beobachten,  welche  die  dem 
geistlichen  Stande  gebührende  Achtung  erheischt  Wenn  das  wider  einen 
Geistlichen  gefällte  Urtheil  auf  Tod  oder  auf  Kerker  von  mehr  als  fünf 
Jahren  lautet,  so  wird  man  jederzeit  dem  Bischöfe  die  Gerichtsverhand- 
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von  Thun^  vom  25.  Januar  1856,  sowie  sich  Ober  den  Qfiai^  in 
welchem  das  Concordat  aufeufassen  ist,  und  über  die  Aosfllhrung 

luDgen  mittheilen  and  ihm  möglich  machen,  den  Schuldigen  in  soweit 
%a  verhören,  als  es  nothwendig  ist,  damit  er  über  die  tu  verhängende 
Kirehenstrafe  entscheiden  könne.  Dasselbe  wird  auf  Verlangen  des  Bischofes 
SDch  dann  geschehen,  wenn  auf  eine  geringere  Strafe  erkannt  worden 
ist.  Geistliche  werden  die  Kerkerstrafe  stets  an  Orten  erleiden,  wo  sie 
von  Weltlichen  abgesondert  sind.  Im  Falle  einer  Verurtheilnng  wegeti  Ver- 
gehen oder  Uebertretangen  werden  sie  in  ein  Kloster  oder  ein  anderes 
geistliches  Hans  eingeschlossen  werden. 

In  den  Verfügungen  dieses  Artikels  sind  Jene  Rechtsfiille,  über  welche 
das  Condlinm  von  Trient  in  der  vierundzwanzigsten  Sitzung  (o  5.  de  ref.) 
verordnet  hat,  keineswegs  einbegriffen.  Für  Behandlung  derselben  werden 
der  heilige  Vatec  und  Seine  kaiserliche  Mi^estät,  so  es  nöthig  sein  sollte, 
Vorsorge  treffen. 

16.  Artikel.  Damit  dem  Hause  Gottes,  welcher  der  König  der  Könige 
und  der  Herrscher  der  Herrschenden  ist,  die  schuldige  Ehrerbietung  be- 
zeigt werde,  sqII  die  Immunität  der  Kirdien  in  soweit  beobachtet  werden, 
als  die  öffentliche  Sicherheit  und  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  es 
verstatten. 

16.  Artikel.  Seine  Hi^estät  der  Kaiser  wird  nicht  dulden,  dass  die 
katholische  Kirche  und  ihr  Glanbe,  ihr  Gottesdienst,  ihre  Einrichtungen^ 
sei  es  durch  Wort  oder  That  und  Schrift,  der  Verachtung  preisgegeben, 
oder  den  Vorstehern  und  Dienern  der  Kirchen  in  Uebnng  ihres  Amtes, 
vorzüglich,  wo  es  sich  um  Walirung  des  Glaubens,  des  Sitiengesetzes 
«nd  der  kirchliehen  Ordnung  handelt,  Hindernisse  gelegt  werden.  Zudem 
wird  Er  nöthigenfalls  wirksame  Hülfe  leisten,  damit  die  Urtheile,  welche 
der  Bischof  wider  pHichtvergessene  Geistliche  fällt,  in  Vollstreckung  kom- 
men. Da  es  überdiess  Sein  Wille  ist,  dass  den  Di^iem  des  Heiligthums 
die  ihnen  nach  göttlichem  Gesetze  gebührende  Ehre  bezeigt  werde,  so 
wird  Er  nicht  zugeben,  dass  Etwas  geschehe,  was  dieselben  herabsetzen 
oder  verächtlich  machen  könnte,  vielmehr  wird  Er  verordnen,  dass  alle 
Behörden  des  Reiches  sowohl  den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen  selbst  als 
auch  der  Geistlichkeit  bei  jeder  Gelegenheit  die  ihrer  Stellung  gebührende 
Achtung  und  Ehrenbezeigung  erweisen. 

17.  Artikel.  Die  bischöflichen  Seminare  werden  aufrecht  erhalten, 
und  wo  ihr  Einkommen  fUr  den  Zweck,  welchem  sie  im  Sinne  des  heili- 
gen Conctliums  von  Trient  dienen  sollen ,  nicht  vollkommen  genügt,  wird 
für  dessen  Vermehrung  in  angemessener  Weise  gesorgt  werden.  Die  Bi- 
schöfe werden  dieselben  nach  Richtschnur  der  heiligen  Kirchengesetze  mit 
vollem  und  freiem  Rechte  leiten  und  verwalten.  Daher  werden  sie  die 
Vorsteher  und  Professoren  oder  Lehrer  gedachter  Seminare  ernennen  und 
wann  immer  sie  es  für  nothwendig  oder  nützlich  halten,  wieder  entfernen. 
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mancher  Artikel  aueh  das  p&pfliiielie  Breve  vom  5.  November  1855 
aussprach. 

auch  Jünglinge  und  Knaben  zur  Heranbildung  in  dieselben  aufoehmeu, 
80  wie  sie  sinm  Frommen  ihrer  Kirehensprengel  im  Herrn  es  für  dienlich 
erachten.  Diejenigen,  welche  ihren  Unterricht  in  diesen  Seminaren  em- 
pfangen haben,  werden  nach  vorausgegangener  Prüfung  ihrer  BefiUiigung 
in  air  und  jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  Beobachtung  der 
betreffenden  Vorschriften  um  jede  Lehrkanzel  ausser  dem  Seminare  sich 
bewerben  können. 

.  16.  Artikel.  Der  heilige  Stuhl  wird  kraft  des  ihm  sustehenden  Rech- 
tes Kirchensprengel  neu  errichten  oder  neue  OränzbesehreibuDgen  derselben 
vornehmen,  wenn  das  geistliche  Wohl  der  Gläubigen  es  erfordert  Doch 
wird  er  in  einem  solchen  Ealle  mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Ein- 
vernehmen treten. 

19.  Artikel.  Seine  Mijestät  wird  bei  Auswahl  der  Bischöfe,  welclie 
Er  kraft  eines  apostolischen^  von  Seinen  Alierdurchlaachtigsten  Vorfishren 
überkommenen  Vorrechtes  dem  heiligen  Stuhle  zur  canonischen  Einsetzung 
vorschlägt  oder  benennt,  auch  in  Zukunft  des  Rathes  von  Bischöfen ,  vor- 
züglich derselben  Kirchenprovinz,  Sich  bedienen. 

20.  Artikel.  Die  Metropoliten  und  Bischöfe  werden,  bevor  sie  die 
Leitung  ihrer  Kirchen  übernehmen,  vor  Seiner  kaiserlichen  Migestät  den 
Eid  der  Treue  in  folgenden  Worten  ablegen:  «Ich  schwöre  und  gelobe 
auf  Gottes  heiliges  Evangelium,  wie  es  einem  Bischöfe  geziemt,  Eurer 
kaiserlich -königlichen  Apostolischen  Miyestät  und  Allei:höchst  ihren  Nach- 
folgern Gehorsam  und  Treue.  Ingleichen  schwöre 'und  gelobe  ich,  an 
keinem  Verkehre  oder  Anschlage,  welcher  die  öflientliche  Rahe  gefährdet^ 
theilzunehmen  und  weder  inner  noch  ausser  den  Granzen  des  Reiches 
irgend  eine  verdächtige  Verbindung  zu  unterhalten;  sollte  ich  aber  in 
Erfishmng  bringen,  dass  dem  Staate  irgend  eine  Gefahr  drohe,  zU  Ab- 
wendung derselben  nichts  zu  unterlassen.'' 

21.  Artikel.  In  allen  Theilen  des  Reiches  wird  es  Erzbischöfen,  Bi- 
schöfen und  sämmtlichen  Geistlichen  frei  stehen,  über  das,  was  sie  zur 
Zeit  ihres  Todes  hinterlassen,  nach  den  heiligen  Kirchengesetzen  zu  ver- 
fügen^ deren  Bestimmungen  auch  von  den  gesetzlichen  Erben,  welche  den 
Nachlass  derselben  ohne  letztwillige  Anordnung  antreten,  genau  zu  beobach- 
ten sind.  In  beiden  Fällen  werden  bei  Bischöfen,  welche  einen  Kirchen- 
sprengel leiten,  die  bischöflichen  Abzeichen  und  Kirchengewande  ausge- 
nommen sein;  denn  diese  sind  als  zum  bischöflichen  Tafelgute  gehörig 
anzusehen  und  gehen  auf  die  Nachfolger  im  Bisthume  über.  Dasselbe 
wird  von  den  Büchern  dort,  wo  es  in  Uebnng  ist,  beobachtet  werden. 

22.  Artikel.  An  sämmtlichen  Metropolitan-  oder  erzbischöflichen  und 
Sttllragan  Kirchen  vergibt  Seine  Heiligkeit  die  erste  Würde,  ausser  wenn 
dieselbe  einem  weltlichen  Privat -Patronate  unterliegt,  in  welchem  Falle 
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In  ZusammenfasbuDg  aller  liBeeer  ErlAaterüngeii  erseheiat  jede 
willkürliche   Hemmung  der  Kirchengewalt  in   Ausübung  der  ihr 

die  zwdte  an  deren  Stelle  treten  wird.  Fttr  die  übrigen  Dtgnitäten  and 
Domherren -Pfründen  wird  Seine  Majestät  za  ernennen  fortliihren^  während 
diejenigen  ausgenommen  bleiben ,  welche  zur  freien  bischöflichen  Verieihnng^ 
.  gehören  oder  einem  rechtmässigen  Putronats- Rechte  unterstehen.  Zn  Dom- 
herren Icönnen  nnr  Priester  bestellt  werden,  welche  sowohl  die  von  den 
Kirchengesetzen  allgemein  vorgeschriebenen  Etgenscbaften  besitzen,  4l8 
auch  in  der  Seelsorge,,  bei  kirchlichen  Oeschäften  oder  im  kirchlichen 
Lehrantte  sich  mit  Auszeichnung  verwendet  hab^i.  Zudem  ist  die  Noth- 
wendigkeit  adeliger  Geburt  oder  adeliger  Titel  aufgehoben*,  jedoch  unbe» 
schadet  jener  Bedingungen ,  welche  als  in  der  Stiftung  beigesetzt  erwiesen 
sind.  Die  löbMehe  Gewohnheit  aber,  die  Domherrenstdlen  in  Folge  öffienl- 
Hcher  Bewerbung  zu  vergeben,  wird,  wo  sie  besteht,  sorgsam  in  Kraft 
erhalten  werden. 

23.  Artikel.  An  den  Metropolitan-  und  bischdfliehen  Kirdien  werden, 
wo  sie  fehlen,  der  Ganonicus  Pönitentiarius  und  der  Theologaiis,  an  den 
Gollegiat- Kirchen  aber  der  Ganonicus  Tbeologalis  in  der  durch  das  heilige 
Goncilium  von  Trient  in  der  fünften  Sitzung  (c.  1.  de  refbrm.)  und  in 
der  vierimdzwauzigsten  Sitzung  (c.  S.  de  reform.)  vorgezeichneten  Weise, 
sobald  es  möglich  sein  wird,  eingeführt  und  diese  Pfirttnden  von  den  Bi^ 
schöfen  nach  den  Beschlüssen  desselben  Condliums  und  beziehnngswdse 
den  päpstlichen  Anordnungen  vergeben  werden. 

24.  Artikel.  Alle  Pfarren  sind  in  Folge  einer  öffsntlich  ausgeschriebe- 
nen Bewerbung  und  mit  Beobachtung  der  Vorschriften  des-  ConoUituns 
von  Trient  zu  vergeben.  Bei  Pfarreien ,  welche  dem  geistiiehen  Platronats- 
Rechte  unterliegen,  werden  die  Patrone  Einen  ans  dreien  präsentiien, 
welche  der  Bischof  in  der  oben  bezeichneten  Weise  vorschlägt: 

25.  Artikel.  Um  Seiner  des  Kaisers  und  Königs  Franz  Joseph  Aposto- 
lischen Migestät  einen  Beweis  besonderen  Wohlwollens  zu  geben,  ver- 
leihen  Seine  Heiligkeit  Demselben  und  Seinen  katholischen  Nachfolgern 
im  Kaiserthume  die  Ermächtigung,  für  alle  Canonieate  und  Pfkrreien  s» 
präsentiren,  welche  einem  auf  dem  Religions-  oder  Studien -Fonds  be- 
ruhenden Patronats- Rechte  unterstehen,  jedoch  so,  dass  Einer  aus  den 
dreien  gewählt  werde,  welche  der  Bischof  nach  vorausgegangener  öffent- 
licher Bewerbung  tär  würdiger  als  die  Übrigen  erachtet 

26.  Artikel.  Die  Ausstattung  der  Pfarren,  welche  keine  nach  den 
Verhältnissen  der  Zeit  und  des  Ortes  genügende  Congrua  haben,  wird, 
sobald  es  möglich  ist,  vermehrt,  und  für  die  katholischen  Pfitfrer  d«a 
orientalischen  Ritus  in  derselben  Weise,  wie  für  die  des  latdnisohen  ge- 
sorgt werden.  Doch  erstreckt  si^  diess  keineswegs  auf  die  PHuren,  welche 
unter  einem  lechtmässig  erworbenen  geistlichen  oder  weltlichen  Patrooate 
stehen;  denn  bei  diesen  ist  die  Last  von  den  betreffonden  Patronen  zu 
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durch  die  Gesetze  und  Diedplin  der  Kirohe  augewiesenen  fiSeehte 
als    beseitigt;    alle    hiennit    unvereinbaren    AnördnungMlr    dereii 

tragen.  Wenn  die  Patrone  den  durch  das^Kircfaengesel»  iksttn  aaHBrlegteu 
Verbindlichkeiten  nicht  Tollkonifnen  genügen,  waA,  insbesondere,  wenn 
der  Pfarrer  seinen  Gehalt  aus  dem  Religions-Ibnde  besieht,  so  wird  mit 
Rücksicht  anf  Alles,  was  nach  der  Sachktg»  zu  berücksichtigen  ist,  Vor- 
sorge getroffen  werden. 

27.  Artikel.  Da  das  Becht  auf  den  Genuas  der  Kirchengüter  aus  der 
kircliiichen  Einseianog  entspringt,  so  werden  Alle^  welche  für  eine  wie 
immer  beschaffieDe  grö!>seie  oder  kleinere  PAründe  benannt  oder  prüsenUrt 
worden  sind,  die  Verwaltung  der  zeitliehen,  su  selber  gehdrigen  Güter 
nicht  anders  als  in  Kraft  der  kirchlichen  Einsetzung  übernehmen  können. 
Ueberdiess  werden  bei  Besitiergreifdng  der  Domkirchen  und  der  damit 
verbundenen  Güter  alle  Vorsdiriflen  der  kirchlichen  Satzungen  and  in^ 
besondere  die  des  römischen  Pontificales  und  Geremoniales  genau  beobachtet 
und  alle  gegenthoUigen  Bräuche  nnd  Gewohnheiten  beseitiget  werden. 

28.  Artikd.  Jene  Ordens -Personen,  welche  laut  der  Satzungen  ihres 
Ordens  General -Oberen,  die  bei  dem  heiligen  Stuhle  ihren  Wohnsitz 
haben,  unterstehen,  werden  von  denselben  in  Gemässheit  der  gedachten 
Satzungen  geleitet  werden ,  jedoch  ohne  Beeintrüchtigung  der  Rechte, 
welche  nach  Bestimmung  der  Kirchengesetze  und  insbesondere  des  Con- 
diinms  von  Trient  den  Bischöfen  zukommen.  Daher  werden  vorbenanute 
General  -  Oberen  mit  ihren  Untergebenen  in  allen  zu  ihrem  Amte  gehöri- 
gen Dingen  frei  verkehren  und  die  Visitation  derselben  frei  vornehmen. 
Femer  werden  alle  Ordens -Personen  ohne  Hindemiss  die  Regel  des  Ordens, 
des  Institutes,  der  Congregation,  welcher  sie  angehören,  beobachten  nnd 
in  Gemftssheit  der  Vorschriften  des  heiligen  Stuhles  die  darum  Ansndien- 
den  ins  Koviziat  nnd  zUr  Gelübdeabl^ung  zulassen.  Diess  Alles  hat  auch 
von  den  weiblichen  Orden  in  soweit  zu  gelten ,  als  es  anf  dieselben  An» 
Wendung  leidet. 

Den  Erzbischtfen  und  Bischöfen  wird  es  frei  stehen,  in  ihre  Kirchen- 
sprengel geistliehe  Orden  nnd  Gongregatlonen  beiderlei  (Geschlechtes  nach 
den  heiligen  Kirchengesetzen  einzuführen.  Doch  werden  sie  sieh  hierüber 
mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen. 

29.  Artikel.  Die  Kirche  wird  berechtiget  sein,  neue  Besitzungen  auf 
jede  gesetzliche  Weise  frei  zu  erwerben ,  und  ihr  Eigenthnm  wird  hin- 
sichtlich alles  Dessen,  was  sie  gegen wftrtig  besitzt  oder  in  Zukunft  er- 
wirbt, unverletzlich  verbleiben.  Daher  werden  weder  ältere  noch  neuere 
kirchliehe  Stiftungen  ohne  Ermttchtigung  von  Seite  des  heiligen  Stuhles 
auf^hoben  oder  vereiniget  werden,  jedoch  unbeschadet  der  Vollmachten, 
welche  das  heilige  Coneilium  von  Trient  den  Bischöfen  veriiehen  hat. 

80.  Artikel.  Die  Verwaltung  der  Kirdiengüter  wird  von  Deiyenigen 
geführt  werden,  weldien  sie  nach  den  Kirdiengesetzen  obliegt.   Allein  in 
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Aufhebung  nicht  eral  von  der  Erlaasung  neuer  VorBcbriften  der  Re- 
gierung bedingt  ist.»  sind  sofort  ab  entfiülen  zu  betrachten.    Nur 


Anl^etracht  der  UnterstäUang^  welche  Seine  Majestät  zu  Bestreitang  der 
kirchlichen  Bedürfnisse  aus  dem  öffentlichen  Schatze  huldreich  leistet  und 
leisten  wird,  sollen  diese  Oüter  weder  verkauft  noch  mit  einer  hetricht- 
liehen  Last  beschwert  werden»  ohne  dass  sowohl  der  heilige  Stuhl,  als 
auch  Seine  Kigestat  der  Kaiser  oder  Jene,  welche  Dieselben  hiermit  su 
beauftragen  finden,  dazu  ihre  Kin willigung  gegeben  haben. 

31.  Artikel.  Die  Güter,  ans  welchen  der  Seligions-  und  Studien- 
Fond  besteht,  sind  kraft  ihres  Ursprunges  Eigenthum  der  Kirche  und 
werden  hn  Namen  der  Kirche  verwaltet  werden,  wahrend  die  Bischjife 
die  ihnen  gebührende  Aufiiicht  nach  den  Bestimmungen  üben,  über  welche 
der  heilige  Stuhl  mit  Seiner  kaiserlichen  IbgestiU  übereinkommen  wird. 
Die  Einkünfte  des  Beligions-Fondes  werden,  bis  dieser  Fond  durch  ein 
Einvernehmen  zwischen  dem  apostolischen  Stuhle  und  der  kaiserlichen 
Regierung  in  bleibende  und  kirchliche  Ausstattungen  getheilt  wird,  für 
Gottesdienst,  Kirchenbaulichkeiten,  Seminare  und  Alles,  was  die  kirdi- 
liehe  Amtsführung  betrifft,  verausgabt  werden.  Zu  Ergänzung  des  Fehlen- 
den wird  Seine  Migest&t  in  derselben  Weise  wie  bisher  auch  künftighin 
gnüdig  Hülfe  leisten;  ja  woferne  die  Zeitverhältnisse  es  gestatten,  sogar 
grössere  Unterstützung  gewähren.  Ingleichen  wird  das  Einkommen  des 
Studien -Fondes  einzig  allein  auf  den  katholischen  Unterricht  und  nach 
dem  frommen  Willen  der  Stifter  verwendet  werden. 

32.  Artikel.  Das  Erträgniss  der  erledigten  PfHinden  wird,  in  soweit 
es  bisher  üblich  war,  dem  Religions- Fonds  zufallen,  und  Seine  M^estät 
Überweiset  demselben  aus  eigener  Bewegung  das  Einkommen  der  erledig* 
ten  Bisthümer  und  weltgeistlichen  Abteien  in  Ungern  und  den  vormals 
dazu  gehörigen  Ländern,  in  dessen  ruhigem  Besitze  AUerhöchstihre  Vor- 
gänger im  Königreiche  Ungern  sich  während  einer  langen  Reihe  von  Jahr- 
hunderten befunden  haben.  In  jeneu  Theilen  des  Kaiserthumes,  wo  kein 
Religions-Fond  besteht,  wird  für  jeden  Kirchensprengel  eine  gemischte 
Commission  bestellt  werden,  und  die  Güter  des  Bisthumes,  sowie  aller 
Pfründen  zur  Zeit  der  Erledigung  nach  Bestimmungen  verwalten,  über 
welche  der  heilige  Vater  und  Seine  Mi^estät  Sich  einsuverstehen  gedenken. 

33.  Artikel.  Da  zur  Zeit  der  vorübergegangenen  Erschütterungen  an 
sehr  vielen  Orten  des  österreichischen  Gebietes  der  kirchliche  Zehent  durch 
ein  Staatsgesetz  au^ehohen  wurde,  und  es  in  Anbetracht  der  besonderen 
Verhältnisse  nicht  möglich  ist,  die  Leistung  desselben  im  ganzen  Kaiser- 
thume  wieder  herzustellen;  so  ^tattet  und  bestimmt  Seine  Heiligkeit  auf 
Verlangen  Seiner  lü^^^  ^^^  in  Ansehung  der  öffentlichen  Ruhe,  welche 
für  die  Religion  von  höchster  Wichtigkeit  ist,  das  unbeschadet  des  Rech- 
tes, den  Zehent  dort  einzufordern,  wo  er  noch  wirklich  besteht,  an  den 
übrigen  Orten  statt  des  gedachten  Zehents  und  als  Entschädigung  für 
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hat  das  päpstliehe  Breve  den  Ordinarien  auferlegt,  alle  von  ihnen 
zu  erlassenden  Instractionen  und  Verordnungen  oder  Bekanntge- 
bungen von  Synodal-Beschlfissen  der  kaiserliehen  Regierung  zur  ^- 
siehtnahme  mitzutheilen. 

Der  ESufluss  der  Kirehengewalt  auf  Erziehung  und  Unterriehl 
der  katholischen  Jugend  wird  in  seinem  ganzen  Umfange  herge« 
stellt  Den  Ordinarien  ist  das  Recht  eingeräumt,  darüber  zu  wa^ 
chen,  dass  in  keinem  Gegenstände  etwas  in  Beziehung  auf  Glau^ 
ben  oder  SittUehkeit  Anstössiges  gelehrt  werde.  Die  Volksschulen 
jedes  Kirchensprengels  unterstehen  einem  Obemufseher^  welchen 
der  Kaiser  über  Vorschlag  des  Bischofes  ernennt  An  allen  katho^ 
lischen  Mittelschulen  dürfen  nur  Katholiken  als  Lehrer  angestellt 
werden;  die  im  Jahre  1850  mit  den  Bischöfen,  welche  an  der  oben 
erwähnten  Conferenz  Theil  nahmen,  vereinbarten  Bestimmungen 
über  die  Anstellung  von  Religions-Lehrem  sind  nunmehr  auch  auf 
die  italienischen  und  ungrischen  Kronländer  ausgedehnt  worden. 

denselben  Ton  der  kaiserlichen  Regierung  Bezüge  aus  liegenden  Gütern 
oder  versichert  auf  die  Staatsschuld  angewiesen,  und  Allen  und  Jedem 
ausgefolgt  werden,  welche  das  Recht,  den  Zehent  einzufoi-dem^  besassen* 
Zugleich  erklärt  Seine  Miy^^^  ^^^^  diese  Bezüge,  ganz  so  wie  sie  ange* 
wiesen  sind,  kraft  eines  entgeltlichen  Titels  und  mit  demselben  Rechte, 
wie  die  Zehente,  an  deren  Stelle  sie  treteA,  empfangen  und  besessen  werden 
sollen. 

84.  Artil&el.  Das  Übrige  die  kirchlichen  Pei*8onen  und  Sachen  Be* 
treffende,  wovon  in  diesen  Artikeln  keine  Meldung  gemacht  ist,  wird 
sämmtlich  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  ihrer  in  Ej^ft  stehenden,  ton 
dem  heiligen  Stuhle  gut  geheissenen  Disciplin  geleitet  und  verwaltet 
werden. 

35.  Artikel.  Alle  im  Kaiserthume  Oesterreich  und  den  einzelnen 
L&ndem,  aus  welchen  dasselbe  besteht,  bis  gegenwärtig  in  was  immer 
fdr  einer  Weise  lind  Oestalt  erlassenen  Gesetze,  Anordnungen  und  Ver* 
fügungen  sind,  in  soweit  sie  diesem  feierlichen  Vertrage  widerstreiten, 
für  durch  denselben  aufgehoben  anzusehen,  und  der  Vertrag  selbst  wird 
in  denselben  Ländern  von  nun  an  immerdar  die  Geltung  eines  Staatsge^ 
setzes  haben.  Desshalb  verheissen  beide  vertragschliessenden  Theile,  dass 
Sie  und  Ihre  Nachfolger  Alles  und  Jedes ,  worüber  man  sich  vereinbart  hat, 
gewissenhaft  beobacliten  werden.  Woferne  sich  aber  in  Zukunft  eine  Schwie- 
rigkeit ergeben  sollte,  werden  Seine  Heiligkeit  und  Seine  kaiserliche  Maje- 
stät Sich  zu  freundschaftlicher  Beilegung  der  Sache  ins  Einvernehmen  setzen. 

36.  Artikel.  Die  Auswechslung  der  Ratificationen  dieses  Vertrages 
wird  binnen  *zwei  Monaten,  von  dem  diesen  Artikeln  beigesetzten  Tage 
an  gerechnet,  oder  wenn  es  möglich  ist,  auch  früher  stattfinden. 

V.  Czoernig,  Oesterreicli's  Neuge^tnltung.  41 
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Dem  Ordinarius  aoll  nach  Thun1iohk«it  die  Würde  eines  Uni- 
verutäts-Kanzlers,  bezüglich  der  thecrfogiachen  Facaltät  aber  jeden- 
falls ein  speeieller  Einfliu»  eingeräumt  werden ;  die  Fester  Univeivi- 
tat,  welche  ganz  auf  einer  kirchiieheu  Stillung  beruht,  ist  kOnflig- 
hin  nur  mit  katholischen  Professoren  zu  besetzen,  die  EkriehUmg 
einer  neuen  rein  katholisolien  Hochschule  ist  dem  Uebereinkommen 
der  Bischöfe  mit  der  kaiserlichen  Regierung  vorbehalten.  Glicht 
nur  bezüglich  der  Professoren  der  Theok>gie,  sondern  aueh  jener 
des  canonischen  Rechtes  ist  dem  Bischöfe  eine  vorlftufige  Begofc- 
achtung  ihrer  Giaubensreinheit  und  wissenschaftlichen  Richtung  vor- 
behalten.  Ob  nicht  einzelnen  Bischöfen  das  Recht  verliehen  wer- 
den soll,  den  theologischen  Doctors-Grad  zu  ertheilen,  wird  den 
6egenstai;d  einer  ferneren  Yerhandlung  bilden. 

BischöfUehe  BUeherverbote  begründen  an  und  für  sich  nur  eine 
Oewissenspflicht  für  die  Katholiken;  von  äusseren  Repiessiv-Maasa- 
regeln  gegen  Druckschriften  ist  ein  vorsichtiger  Gebrauch  su 
machen.  Halten  in  einzelnen  Fällen  Ordinarien  die  Mitwirkung 
der  Regierung  zur  Beseitigung  der  von  ihnen  als  verderblich  be- 
zeichneten Bücher  für  wünschenswerth,  so  wird  über  ihr  Ansuchen 
der  Landes-Chef  mit  voller  Selbstständigkeit  in  Erwägung  ziehen, 
ob  und  welche  Iklaassregelo  aut  Grundli^  der  bestehenden  Gesetze 
einzutreten  haben. 

Ein  privilegirter  Gerichtsstand  für  Civil-  und  Straf- Rechtsflille 
Gknstlicher  ist  im  Allgemeinen  unzulässig.  Im  ordentlichen  Straf- 
verfahren kann  der  Ordinarius  die  Mittheilung  der  Acten  ver- 
langen; bei  einem  Strafurtheile ,  das  auf  mehr  als  fünf  Jahre  Ker- 
ker lautet,  hat  solche  von  Amtswegen  zu  geschehen.  .Handelt  es 
sich  um  ein  zugleich  auf  cBe  kirchliche  Ordnung  Einfluss  nehmen- 
des Verbrechen  oder  Vergehen  eines  Geistlichen,  so  ist  jedenfalls 
die  canonische  Sentenz  des  Bischofes  abzuwarten ,  ehe  der  weltliche 
Richter  seinen  Ausspruch  thut  Bei  Erstehung  der  Strafe  Dir  Ver- 
brechen werden  Geistliche  stets  abgesondert  verwahrt  werden, 
lieber  die  Auswahl  von  Deteutions-Häusem  für  die  wegen  eines  Ver- 
gehens oder  einer  Uebertretung  Verurtheilten  haben  sk^h  die  Bi- 
schöfe mit  den  Landes -Chefs  einzü  verstehen ;  die  Aufuahme  der 
wegen  Verbrechen  Abgeurtheilten  in  solche  Häuser  wird  von  Fall 
zu  Fall  der  kuserlicheu  Gnade  anheimgestellt  werden.  In  der  Mi- 
litürgränze  bestehen  für  Civil -Bechtsangel^enheiten  Geistlicher  ei- 
gene Gerichte.  Rein  kirchliche  Strafen  können  ohne  Einmischung 
der  weltlichen  Gewalt  verhängt,  Ahndungen  gegen  pflichtvergessene 
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Oeisdiohe  vom  Bisohofe  bis  zur  Amtseutoeteung  und  Anhaltung 
im  CorrectioDs- Hause  ausgedehnt  werden.  Die  Gewährung  €le8 
Beistandes  der  weltliehen  Haqht  setzt  aber  die  Elinsichtnahme  des 
Landes -Chefs  in  die  Sachlage  voraus. 

Die  Immunitf^t  der  Gotteshäuser  ist  zwar  nicht  in  jenem  Sinne 
zuzugestehen,  welcher  in  früheren  Jahrhunderten  Schutz  gc^n 
richterliche  Verfolgung  gewährte  und  mit  der  geregelten  Justiz- 
Pflege  der  Gegenwart  unverträglich  wäre^  lim  so  nachdrücklicher 
wird  über  die  Wahrung  jeder  anderen  dem  Gotteshause  schuldigen 
Rücksicht  zu  wachen  sein..  Alle  Angestellten,  sie  mögen  selbst 
der  kadiolischen. Kirche  oder  einer  anderen  Gonfession  angehören, 
werden  dafUr  sorgen,  dass  geistlichen  Personen  und  Biniichtungen 
stets  die  schuldige  Achtung  und  Ehrerbietung  gezollt  werde.  Zur 
Ableguug  von  Zeugen- Aussagen  sollen  Geistliche  nicht  mit  Beein- 
trächtigung ihrer  Amtsthätigkeit  verhalten  werden. 

Die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Diöcesan-Seminarien  und 
ihre  Ausdehnung  auf  die  Aufnahme  von  Knaben  zur  Heranbildung 
fUr  die  Candidatur  des  geistlichen  Standes  ist  den  Bischöfen  über- 
lassen; vor  der  Ernennung  eines  Vorstandes  oder  Lehrers  solcher 
Anstalten  wird  der  Bischof  sich  aber  mit  dem  Landes -Chef  über 
die  Zulässigkeit  der  Anstellung  in  Bezug  auf  das  politische  Verhal- 
ten des  Candidaten  in  das  Einvernehmen  setzen.  Die  Altersgränze 
fUr  Ablegung  der  Ordens  -  Profess  soll  durch  eine  eigene  Weisung 
des  päpstlichen  Stuliles  sanctionirt  werden.  Die  Ertheilung  der 
Priesterweihe  hängt  bloss  von  dem  Ordinarius  ab. 

Alle  Pfarren  werden  nur  nach  vorausgegangener  öffentlicher 
Bewerbung  verliehen.  Die  Ordinarien  waoheu  darüber,  dass  keine 
der  kaiserlichen  Regierung  nicht  genehme  Person  eine  solche  PfrUnde 
erlange;  die  zu  diesem  Ende  bei  Pfründen- Verleihungen  in  jedem 
Kronlande  bestehende  Uebung  ist  vorläufig  aufrecht  zu  erhalten, 
die  etwa  anstössige  Form  der  Plaoetirung  von  .Verleihungs-Urkun- 
den wird  geändert  werden.  Die  bisher  factisoh  von  der  Regierung 
geübte  Präsentation  für  jene  Pfründen,  deren  Pbtronat  dem  Reli- 
gions-  oder  Studien-Fonde  angehört,  wurde  vom  päpstlichen  Stuhle 
gutgeheissen;  doch  findet  dabei,  wie  bei  allen  dem  geistlichen  Pa- 
tronats-Rechte  unterliegenden  Pfründen,  die  Beschränkung  auf  eine 
Wahl  innerhalb  des  bischöflichen  Tema -Vorschlages  Statt  Die 
erste  Dignität  an  jedem  Dom-Capitei  oder,  wo  diese  einein  Privat- 
Patronate  unterliegt,  die  zweite  ist  der  päpstlichen  Verleihung,  mit 
Berücksichtigung  einer  Anempfehlung  seitens  Seiner  M^estät  und 
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benehnogsweise  der  Brabischöfe  und  MeiropoKtan-GapÜel  von  Prag 
und  OlmlltE,  vorbehalten;  alle  anderen  schon  besiehenden  D^;nitft- 
ten  and  CSanonicate,  insofeme  kein  reehtmissiges  Patronats -Recht 
oder  die  freie  bischöfliche  Yerieihung  dazwischentritt,  vergibt  Seine 
Majestät,  die  neu  zu  errichtenden  Dignitäten  des  Pönitentiarius  und 
Theologalis  aber  jedenfalls  der  Ordinarius.  Das  am  Ohnfitzer  Oa- 
pitel  üblich  gewesene  Erfordemiss  adeliger  Gebart  oder  adeliger 
Titel  ist,  anbeschadet  bescmderer  Stiftungs-Bestimmangen,  au&ahe- 
ben.  Die  Nomination  der  Ksehöfe  bleibt  ein  kaiserliches  Vorrecht, 
bei  dessen  Ausübung  nur  *  der  Rath  anderer  KschOfe  einza* 
holen  ist 

Alle  Hemmnisse,  welche  bisher  der  Kirche  die  Bereditigung, 
fiSgenthum  zu  erwerben,  schmfilerten,  sind  entfallen,  doch  ist  den 
politischen  Landesbehörden  Ton  jeder  solchen  Erweisung  Anzeige 
zu  erstatten.  Eine  Yeräusserung  oder  betrttclitlichere  Belastung 
von  Kirchengütem  setzt  sowohl  die  pftpstliche  als  die  kaiseriiche 
Oenehmigui^  voraus.  Religions-  und  Studien-Fond  werden  vom 
Staate  im  Namen  der  Kirche  verwaltet;  besondere  Bestimmungen 
sollen  die  bischöfliche  Oberaufsicht  r^eln.  Die  lutercalar-Binkünfte 
fallen  in  allen  Kronlandem,  wo  ein  Religions-Fond  besteht,  dem* 
selben  zu.  Die  Zehent  -  Entschädigung  ist  entweder  auf  liegende 
Oüter  anzuweisen  oder  auf  die  Staatsschuld  zu  übernehmen. 

Damit  bei  der  Ausftlhrung  aller  dieser  Bestimmungen  im  gan- 
zen Reiche  gleichfbrmig  vorgegangen  und  das  Einvernehmen  der 
weltlichen  und  kirchlichen  Behörden  hinsichtlich  etwa  sich  ergeben- 
der weiterer  Fragepuncte  sofort  mit  der  Oesammtheit  der  Ordina- 
rien hergestellt  werde,  wurden  aUe  katholischen  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  des  Kaiserstaates  fUr  den  6.  April  1856  nach  Wien  zu 
einer  Conferenz  eingeladen,  welche  erst  am  17.  Juni  ihre  Sitzun- 
gen sohloss. 

Als  das  wichtigste  Ergebniss  ihrer  Berathnngen  erscheint  die 
Einführung  der  neuen  Ehe-Gesetzgebung,  welche  auf  dem 
kaiserlichen  Pateute  vom  8.  October  1856  beruht,  mittelst  dessen 
im  Einklänge  mit  dem  canonischen  Rechte  ein  neues  Gesetz  über 
die  Ehen  der  Katholiken  und  eine  Anweisung  ftar  die  geistlichen 
Gerichte  des  Kaiserthumes  Oesterreich  in  Betreff  der  Ehesachen 
erlassen  und  festgesetzt  wurde,  dass  diese  Normen  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1857  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

Die  Anweisung  itlr  die  geistlichen  Gerichte  des  Kaisertiiumes 
Oesterreich  in   Betreff  der  Ehesachen    stützt  sich  ganz  auf  die 
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Festsetzungen  des  Conciliums  von  Trient,  dass  es  der  Kirche  zustehe, 
trennende  Ehehindemisse  aufzustellen  und  dass  die  Ehesachen  vor 
den  kirchlichen  Richter  gehören.  Die  frühere  Aufiassungswase 
der  Ehe,  als  eines  blossen  Vertrags  Verhältnisses,  wurde  nach  dem 
Standpuncte  des  Trienter  Conciliums  umgeändert  und  den  Ehe- 
Verlöbnissen,  welchen  die  bQrgerliche  Gesetzgebung  in  Oester- 
reich  eile  rechtliche  Wirkung  abgesprochen  hatte,  ihre  rechtlieh 
verbindende  Kraft  wieder  gegeben ;  die  Eheliinderuisse  wurden  aus- 
schliesslich nach  der  Lehre  der  Kirche  daigestellt  und  als  Grund- 
satz angenommen  i«  dass  „zur  Schliessung  einer  wahrhaften'  Ehe 
Alle  und  nur  Jene  unfähig  seien,  welche  das  Gesetz  Gottes  und 
der  Kirche  hierzu  unfähig  erklärt^.  Als  Hindernisse  der  Giltigkeit 
einer  Ehe  wurden  aufgestellt:  Mangel  an  Fähigkeit  zu» Einwilligung, 
Irrthum  in  der  Person,  Irrthum  in  Betreff  des  Bklavenstandes,  Un- 
vermögen zur  Leistung  der  ehelichen  Pflicht,  Unmündigkeit  (das 
Alter  unter  14  Jahren  bei  Knaben ,  unter  12  Jahren  bei  Mädchen), 
widerrechtlicher  Zwang,  Entführung,  bestehendes  Eheband ,  höhere 
Weihen  und  feierliche  Ordensgelübde ,  Religions  -  Verschiedenheit 
zwischen  Getauften  und  Ungetauften,  Bluts-,  geistliche  und  bürgere 
liehe  Verwandtschaft,  Schwägerschaft  aus  erlaubtem  oder  uner> 
laubtem  Umgange,  Forderung  der  öffentlichen  Sittlichkeit  aus  einer 
giltigen,  doch  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einer  ungiltig  geschlosse- 
nen und  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einem  Eheverlöbnisse,  Ehe- 
bruch, Gattenniord,  Heimlichkeit  und  Bedingung  bei  Ehen;  —  als 
Hindemisse  einer  erlaubten  Eheschliessung:  Ehever!öbniss,  eii^ache 
Gelübde,  Mangel  des  Aufgebotes,  Religions -Verschiedenheit  zwi- 
schen Christen  und  Abtrünnigen,  dann  zwischen  katholischen  und 
nichtkatbolischeu  Christen,  Vert)ot  der  Kirche,  Verweigerung*  der 
Zustimmung  von  Seiten  der  Aeltem,  Verbote  des  österreichischen 
Gesetzes.  -  Li  Bezug  auf  die  sogenannten  gemischten  Ehen  wurde 
an  der  bereits  bestehenden  kirchlichen  Gesetzgebung  nichts  geän- 
dert und  der  vorhandene,  mit  Zustimmung  der  Regierung  ge- 
ordnete Rechtszustand  auf  diesem  Gebiete  belassen.  Die  Gewähr 
rung  der  Nachsicht  in  Ehehindernissen  steht  dem  päpstlichen  Stuhle 
und  in  gewissen  Fällen  auch  den  Bischöfen  zu.  ^  Bei  dem  Verfahr 
ren  in  Ehesachen  wurde  altf  Grundsatz  aufgestellt,  dass  über  die 
Giltigkeit  der  Ehe  und  die  aus  derselben  entspringenden  Pflichten 
nur  der  kirchliche  Richter  zu  urtheilen  habe,  über  die  bloss  büc- 
gerlichen  Wirkungen  der  Ehe  aber  die  Staatsgewalt  entscheide. 
Die  Gatten  unterstehen  in  Ehesachen  in  der  Regel  dem  Bischöfe, 
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in' dessen  Kirehenspreiigel  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  hat  Der 
Bischof  bedient  sich  eines  Ehegerichtes,  in  welches  er  einen  Präses 
und  wenigstens  4,  gewöhnlich  aber  nicht  mehr  als  6  Räthe  beruft. 
Von  demselben  geht  die  Berufung  an  den  Metropoliten  der  Kirchen- 
Provinz,  von  dieseni  an  den  päpstlichen  8tuhl.  Die  RechtsföUe, 
über  welche  der  Metropolit  oder  ein  exemter  Bischof  in  erster  In- 
stanz gesprochen  hat,  wenden  schon  in  zweiter  Instanz  von  dem 
apostoHschen  Stuhle  entschieden.  Im  Falle  die  Giltigkeit  einer  Ehe 
untersucht  werden  muss,  hat  das  Ehegericht  einen  Commissfir  zur 
Erhöhung  des  Thatbestandes  zu  ernennen.  Solche  Commissftre 
werden  vom  Bischöfe  in  entfernteren  Theilen  seiner  Diöcese  auch 
dann  ernannt,  wo  es  sich  um  die  Yomahine  der  Untersuchung  bei 
Klagen  auf  Sicbeiduhg  von  Tisch  und  Bett  handelt  Der  Pfeipst 
übt  das  Recht  seiner  Gerichtsbarkeit  für  die  österreichischen  Diöce- 
sen  dadurch  aus,  dass  er  es  einem  inländischen  Erzbischofe  im 
Delegationswege  ttbertrügt  Zur  Erklärung  der  Ungiltigkeit  einer 
gesdilossenen  Ehe  sind  drei  gleichlautende  Urtheile  erforderlich; 
spricht  sich  eine  der  drei  Instanzen  ftlr  die  Giltigkeit  der  Ehe  aus, 
so  bestellt  der  Papst  einen  ausserordentlichen  Richter,  welcher  ein  ' 
zwdfes  Mal  im  Namen  der  dritten  Instanz  urtheilt  und  die  vierte 
Instanz  genannt  wird. 

Bei  dem  ganzen  Verfahren  waltet  der  Grundsatz,  dass  sowohl 
die  Ehe  selbst ,  als  das  eheliche  Zusammenleben  mc^lichst  erhalten 
werde.  Wo  es  sich  um  Ungiltigerklärung  einer  Ehe  handelt,  ist 
das  Beweisverfahren  mit  Sorgfalt  und  Umsicht  vorgezeichnet,  so 
dass  es  bei  gewissenhalter  Einlialtung  der  voi^eschriebenen  Normen 
fast  unmöglich  scheint,  eine  wirklich  giltige  Ehe  Hlr  ungiltig  zu 
erklären.  Zum  Vertheidiger  der  Ehe  hat  jeder  Bischof  einen  durch 
Frönunigkeit  und  Rechtskunde  ausgezeichneten  Mann,  und  zwar, 
wenn  es  möglieh  ist,  einen  Geistlichen  zu  bestellen. 

Betreffs  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  sind  alle  früheren 
Vorsichtsmaassregeln  beibehalten  worden;  die  Scheidung  selbst  aber 
wurde  mit  grösserer  Strenge  behandelt  Die  froher  ganz  allge- 
mein gestattete  Aufbebung  der  Lebensgemeinschaft,  wenn  beide 
Ehegatten  über  die  Sache  selbst  und  über  die  Bedingungen  einver- 
standen waren ,  wurde  jetzt  auf  einen  einzigen  seiner  Natur  nach 
höchst  seltenen  Fall  (zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  einen  Orden 
oder  in  den  geistlichen  Stand)  beschränkt  Ausserdem  hielt  man 
an  dem  Grundsatze  fest,  dass  zur  lebenslänglichen  Scheidung  der 
Ehegatten  nur  im  Falle  des  Ehebruchs  geschritten   werden  könne, 
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wobei  überdies»  verschiedene  Vorßachtsmaaaaregeln  angeordnet  sind. 
Die  Gründe  «1  einer  zeitweisen  Scheidung  liegen  hauptsächlich  in 
der  Gefahr  eines  oder  des  anderen  Ehegatten  Air  Seelenheil,  Leben 
oder  Gesundheit  im  Falle  der  fortgesetzten  ehelichen  Gemeinschaft 
Die  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  einer  giUigen  Eheschlies- 
sung beziehen  sich  im  Wesentlichen  auf  dieselben  Hauptpuncte 
nach  der  kirchlichen,  wie  nach  der  früheren  bürgerlichen  Gesetz- 
gebung: Einwilligimg,  physische  und  moralische  Fähigkeit  zmr 
Ehe^  Xioth wendige  Solennität.  Wenn  in  den  genannten  Beziehun- 
gen eine  Abweichung  der  beiden  Gesetzgebungen  stattfindet,  hat 
<iie  Kirche  gesorgt,  dass,  wo  ihre  eigene  Gesetzgebung  weiter 
geht  als  die  gemeinsamen  Bestimmungen,  dadurch  die  Eingehung 
der  Ehen  nicht  ohne  Noth  erschwert,  dort  aber,  wo  die  Legis- 
lation des  Staates  weiter  geht,  sein  Interesse  auch  durch  ihre  Mit- 
wirkung geschützt  werde. 

Das  neue  Ehegesetz  wurde  für  den  ganzen  Umfang  des  Kai- 
serreiches in  Krafl  gesetzt  *,  wogegen  das  Eherecht  des  allgemei- 
nen bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  in 
Ehesachen  f)lr  die  Israeliten  und  in  einem  grossen  Theile  der  Monar- 
chie auch  für  alle  AkathoHken  Geltung  hat  Nur  in  den  ungrischen 
Ländern  und  in  Siebenbürgen  haben  die  nicht -unirten  Griechen, 
sowie  in  letzterem  Lande  auch  die  Evangelischen  und  die  Unitarier 
ihre  früheren  eigenen  kirchlichen  Ehegerichte,  die  nach  ihren  Kir- 
-chengesetzen  zu  entscheiden  haben,  beibehalten. 

Ausser  den  Ehen,  welche  von  zwei  Katholiken  geschkMsen 
wurden,  unterstehen  der  ausschliesslichen  Gerichtsbarkeit  der  ka- 
tholischen Kirche  auch  noch  jene,  welche  zwischen  katholischen 
und  nichtkatholischen  Christen  eingegangen  wurden,  ferner  jene, 
welche  von  zwei  nichtkatholischen  Personen  geschlossen  wurden, 
wenn  nachträglich  beide  in  die  katholische  Kirche  eingetreten  sind, 
immer   in    so  lange,   als  wenigstens  ein  Ehetlieil  der  katholischen 

Kirclie  angehört 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  27.  Juni  1856  ^  wurde  die 
Anwendung  des  Patentes  vom  26.  November  1852  (des  Vereins-Ge- 
setzes) auf  Vereine  von  Katholiken,  welche  sich  ohne  Rechts- 
verbindlicHikeit  unter  geistlicher  Leitung  zu  Werken  der  Frömmigkeit 

'  Die  Bestimmungen  über  seine  Anwendung  auf  die  k.  k.  Armee  ent- 
halt die  Verordnung  des  Armee- Ober "Gommando's  vom  5.  Mai  1857. 
»  Minist. -Verord.  vom  28.  Juni  1856. 
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und  Nächstenliebe  verpflichten,  aufgehoben,  80  dnas  derW  Vensiiio 
nur  der  Genehmigung  und  Oberieitung  de«  Diöoescui'^BiaehofeB 
unterstehen,  welcher  den  Landes -Chef  bloss  von  der  Entstehung 
und  Organisation  des  Vereines  in  Kenntniss  eu  setzen  hat  und 
selbst  Beziehung^  solcher  Vereme  zu  gleichartigen  ausländischen 
gestatten  kann. 

Die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  9.  Juli  1856  gestand 
allen  Gandidaten  des  geistlichen  Standes  und  den  Eloster-Laienbrtt- 
dem  der  katholischen  Kirche  die  Mi]itär*Befreiung  zu  ',  sowie 
den  Wolmungen  der  Seelsorger  und  der  höheren  Geistlichkeit  aller 
vom  Staate  anerkannten  Religions  -  Bekenntnisse  schon  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  5.  Mai  1856  die  Befreiung  von'  der 
Militär-'EinquartieruDg  eingeräumt  worden  war  \ 

Da  durch  das  Concordat  die  Verhältnisse  der  Akatholiken 
Oesterreich''s  nicht  berührt  worden  sind,  so  beruht  die  Stellung  der- 
selben in  den  deutsch-slavisohen  Kronländem  (mit  Einschluss  Dal- 
matien^s)  auf  dem  kaiserlichen  Patente  vom  31.  December  1851, 
welches  die  betreffende  Bestimmung  des  Patentes  vom  4.  März  1849 
bestätigte.  Unter  dieser  allgemeinen  Vorschrift  ist  jedenfalls  auch 
jene  Verfügung  inbegriffen,  welche  provisorisch  dem  letzterwähn- 
ten Patente  voranging  und  des  Näheren  bestimmte,  dass  die  pro- 
testantischen Confessions  -  Verwandten  künftighin  amtlidi  mit  dem 
Namen  „Evangelische^  zu  bezeichnen  sind,  dass  der  Uebertritt 
von  einem  christlichen  Glaubensbekenntnisse  zum  anderen  bei  Je- 
dem, der  das  achtzehnte  Jahr  zurückgel^t  hat,  nur  eine  zwei- 
malige Anzeige  des  Vorhabens  an  den  bisherigen  Seelsorger  vor 
zwei  selbstgewählten  Zeugen  voraussetzt,  das  Recht  der  Matriken- 
Fuhrung  den  evangelischen  Seelsorgern  ebenso  wie  den  katholi- 
schen zusteht,  Gebühren  für  kirchliche  Amtshandlungen  von  Seite 
evangelischer  Confessions- Verwandten  an  den  katholischen  Seelsor- 
ger nur  dann  zu  entrichten  sind,  wenn  der  letztere  wirklieh  solche 
Amtshandlungen  verrichtet  hat  oder  die  Gk^bühren  auf  einem  Beal- 
Besitz  haften,  endlich  dass  bei  Ehen  zwischen  beiderseits  nichtka- 
tholischen Religions-Genossen  das  Aufgebot  nur  in  den  gottesdienst- 
lichen Versammlungen  der  Brautleute  stattzufinden  hat*. 

1  Hinist. -Verord.  vom  14.  Juli  1856.  Eine  Verordnung  vom  selben 
Taga  regelte  die  Militär -Befreiung  bezüglich  der  gleichen  Personen  ande- 
rer cliristlicher  Glaubensbekenntnisse. 

'  Minist. 'Verord.  vom  8.  Mai  1856. 

'  Mliilst  -  Eriass  vom  30.  Januar  1849. 
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In  den  ungriscbea  KrontaUidem  befiwden  sich  die  Protestanten 
im  Yeitffagsmfissigen  Genüsse  einer  beinahe  ünbesehifinkten  Reli- 
gions-Freiheit,  welche  durch  ein  eigenes  Toleranz-Ediet  Joseph's  IL 
auch  auf  jene  Gemeinden  ausgedehnt  wurde,  deren  spedelle  Ver- 
hältnisse bisher  eine  solche  nicht  gestattet  hatten.  Der  Reichstag 
vom  Jahre  1841  hatte  auch  noch  die  passive  Assistenz  der  katho- 
lischen Seelsorger  bei  Schfiessung  gemischter  Ehen  und  den  freien 
Uebertritt  erlangt  Gleich  nach  Aufhebung  des  Ausnahmszustan- 
des  wurde  in  !  Ungern  den  CJonventen  das  Recht  zurUckg^eben, 
sich  zu  versammeln  und  ihre  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  be- 
rathen;  die  Consistorien  üben  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  unge- 
hindert aus,  bei  den  Wahlen  der  Pfarrer  und  Schullehrer  hat  sich 
die  Regierung  nur  die  Einwendung  politischer  Bedenken  gegen 
eine  Person  vorbehalten  '.  Auch  fbr  Siebenbürgen  wurde  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  jede  kirchliche  Gemeinde  berechtigt 
sei,  ihre  besonderen  Angelegenheiten  durch  Beschlüsse  ihrer  in  ge- 
setzmässiger  Weise  versammelten  Vertretung  zu  regeln  K  Be- 
rathungen  mit  Vertrauensmännern  beider  evangelischen  Confessio- 
nen  aus  den  ehemals  ungrischen  Ländern  wurden  wiederholt  zu 
Wien  gepflogen  ^ 

*  MinieU-Verord.  vom  3.  Jali  1854. 

'  Minist -Erlass  vom  21,  Februar  1855. 

a  Das  vom  Caltos-M inisteriam  entworfene  Gesetz  über  die  Vertretung 
and  Verwaltung  der  evangelischen  Kirche  beider  Confessionen  in  Ungern 
and  der  Wojwodschaft  ordnet  den  Geqeral-Gonferenzen  beider  Gonfesstc^ 
nen  die  Superintendential- Consistorien  und  Soperintendential-Convente^ 
diesen  die  Senioral- Consistorien  und  Seniorai-Convente,  diesen  end- 
lich die  Presbyterien  mit  den  grösseren  Gemeindevertretungen  unter.  Als 
oberste  Kirehedbehörde  wird  für  jede  Confession  ein  k.  k.  Ober*K1rcbea- 
rath  eingesetzt.  Jede  Confession  kann  abgesondert  alle  6  Jahre  eine  General- 
Synode  halten,  deren  Beschlttsse  der  kaiserlichen  Sanction  unterliegen. 
Der  Staat  führt  jährlich  ein  Pauschale  an  die  Kirchen-Casse  ab,  aus  welcher 
die  Superintendenten  und  Senioren  dotirt)  arme  Gemeinden  und  Schulen 
untersttttxt  weiden.  Jede  kirchliche  Gemeinde  erwählt  ihren  Pfarrer  und 
Schullehrer.  Das  Presbyteriom  besteht  aus  Aeltesten,  Kirchenmeistern 
(für  die  finanzielle  Verwaltung)  und  Diaoonen  (Armenpflegem).  In  Ge- 
meinden bis  zu  500  Seelen  bilden  alle  stimmfähigen  Gemeipdemitglieder 
die  grössere  Gemeindevertretung;  in  grösseren  werden  60—200  Repräsen- 
tanten gewählt.  Der  Senioral-Convent  besteht  aus  dem  von  sämmtlichen 
Presbyterien  auf  4  Jahre  erwählten  Senior,  dem  Senioral-Coneistorium, 
aus  allen  Pfarrern  des  Seniorats  und  eben  so  .vielen  weltlichen  Vertretern 
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Für  die  nicKt-uhirten  Oriechen  der  serbischen  Nation 
;/^urde  die  oberste  kirchliche  Würde  des  Patriarchats  hergestellt  und 
mit  dem  erzbischöflichen  Stuhle  von  Karlowitas  verbunden '.  Unter 
dem  Vorsitze  des  Patriarchen  versammelten  sich  sämmtliche  grie- 
chisch-nicht-unirten  Bischöfe  der  Monarchie  im  Jähre  1851  zu  C!on- 
ferenzen  mit  dem  Ministerium.  Zur  Evidenzhaltüng  und  Siclier- 
stellung  des  kirchlidien  Yennögens  dieser  Gonfession  wurde  filr 
jedes  Bisthum  die  Ernennung  zweier  Kirchenväter  (Epitropen)  aus 
dem  Laienstande^  über  Vorschlag  der  Bischöfe,  in  Aussicht  ge- 
stellte —  IMe  Versorgungsbezttge,  welche  den  Wittwen  und  Wai- 
sen der  griechisch- nicht -unirten  Pfarrgeistlichkeit  in  der  Bukowina 
bewilligt  wurden,  sind  neuerdings  geregelt*. 

Das  Patent  vom  31.  December  1851  sicherte  auch  den  Israe- 
liten das  Recht  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions-Uebuog, 
die  seibetstftndige  Verwaltung  ihrer  Cultus- Angelegenheiten,  den 
Besitz  und  Genuss  der  für  ihre  Gultus-,  Unterrichts-  und  Wohl- 
(liätigkeits-Zwecke  bestimmten'  Anstalten  und  Fonde  zu.  Dass  hier^ 
mit  nicht  zugleich  jene  vollkommene  bürgeriiche  Oleichstellung  der 
Israeliten,  die  von  1848  an  stattgefunden  hatte,  auch  ftlr  die  Zu- 
kunft aufrecht  erhalten  werden  sollte,  erhellt  aus  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  2.  October  1853,  welche  für  alle  Kronlfinder  die 
früher  bestandenen  Beschränkungen  der  BesitzfUhigkeit  der  Israeli- 
ten provisorisch  wieder  herstellte  und  eine  definitive  Regelung  ihrer 

der  Predbyterien.  Die  Beadijüsse  der  Gemeindevertretungen  sind  dem 
Senior,  jene  der  Senioral-Convente  dem  Superintendenten  znr  Bestätigung 
vorzulegen.  Jährlich  einmal ,  höchstens  zweimal ,  treten  die  6  Snperinten- 
dential-Convente  jeder  Gonfession  zusammen^  welchen  nebst  dem  (von 
sämmtiichen  Presbyterien  auf  Lebenszeit  gewählten)  Superintendenten  und 
seinem  Consistorium  alle  Senioren,  die  weltlichen  Abgeordneten  der  Se- 
niorate,  die  Gymnasial-Directoren  und  die  Professoren  der  rein  theologi- 
schen Fachwissenschaften  angehören.  Die  General -Gonfei-enz  begreift  In 
sich  die  6  Superintendenten .  die  6  Vice-Präsidenten  der  Saperinteodential- 
Convente  und  6  weltliche  Abgeordnete  derselben.  Die  Beschlüsse  der 
Superintendential-Convente  und  General  -  Conferenzen  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung des  Ober-Klrchenraths.  Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  wird 
von  dem  Senioral-Consistonnm  als  erster,  dem  Snperintendential-Consisto- 
rium  als  zweiter,  dem  Ober-Kirchen rathe  als  dritter  Instanz  ansgeübt 

*  Kaiserliches  Patent  vom  lö.  December  1848. 

'  Minist -Verord.  vom  5.  October  1853 

>  Hinist. -Verord.  vom.  15.  September  1857. 
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fltäatsbttigerfiohen  VerhältDiase  als  bevontehend  beiBeiohiiele.  Doeh 
findet  eine  singulare  Rechtsstellung  derselben,  nüt  der  eben  erwfthn- 
ten  Ausnahme,  bis  jetzt  nicht  Statt 

S.  23. 

21.    Das  Heerwesen. 

Das  Heerwesen  erfuhr  in  den  leteten  Jahren  eine  so 
tiefgreifende  und  energisch  durchgeführte  Reform  in  allen 
seinen  Zweigen^  dass  nicht  nur  die  Heeresverwaltung,  son- 
dern hauptsächlich  auch  die  kriegerische  Ausrüstung  und  Ver- 
wendbarkeit des  Heeres  wesentlich  yervollkommnet  wurde. 

Während  früher  die  Heeresverwaltung  nach  dem  Frie- 
densfusse  die  Grundlage  der  Organisation  bildete,  und  die 
Umgestaltung  auf  den  Eriegsfuss  grosse  Verluste  an  Zeit 
und  Mitteln  nach  sich  zog,  wurde  die  Heeres  -  Organisation 
neuerlich  auf  die  taktische  Gliederung  der  Armee  basirt 
Jede  Unterabtheilung  der  verschiedenen  Waffengattungen  bil- 
det für  sich  ein  organisches,  einer  selbstständigen  Bewegung 
fähiges  Ganze,  das  sich  wieder  mit  anderen  vereinigt  und 
zu  einem  höheren  Granzen  zusammensetzt.  Es  findet  eine 
strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht  mobilen  Hee- 
res -  Abtheilungen  Statt;  erstere  befinden  sich  stets  in  der 
Kriegs  Verfassung,  bei  letzteren  bilden  die  vollzähligen  Cadres 
den  Rahmen,  welcher  nur  ausgefüllt  zu  werden  braucht,  nm 
4as  Heer  auf  den  Eriegsfuss  zu  bringen.  Eine  allgemeine 
Wehrpflicht  mit  gleicher  Dienstzeit  ward  eingeführt,  und  die 
Reserve  in  zweckmässiger,  die  Arbeitskraft  der  erwerbenden 
Bevölkerung  schonender  Art  aus  bereits  gedienten  kriegs- 
kräftigen Leuten  gebildet 

Mit  diesem  allgemeinen  Umschwünge  gingen  die  Detail- 
Reformen  fast  in  allen  einzelnen  Zweigen  Hand  in  Hand. 
Die  leichte  Infanterie  ward  vermehrt,  die  Eintheilung  und 
Zusammensetzung  der  Grenadier-Compagnien  (als  Elite-Corps) 
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neu  angeordnet,  &\t  die  einzelnen  Truppen -Körper  nicht- 
mobile  Depots  zur  Einübung  der  Ersatzmannschaft,  der  Beur- 
laubten etc.  aufgestellt,  die  leichte  CavBllerie  theilweise  in 
ihrer  Waffe  umgeformt,  die  Artillerie  (welche  aus  der  tech- 
nischen Abtheilung  zur  Erzeugung,  Verwahrung nind  Verwal- 
tupg,  und  den  Artillerie- Truppen  zum  Gebrauche  der  Waflb 
und  der  Ausrüstung  besteht)  gänzlich  umgestaltet  und  verstärkt, 
die  Oenie- Truppe  neu  zusammengesetzt  und  gleich  den  Pion- 
nieren  vermehrt,  das  Befestigungswesen  auf  eine  rationelle 
Grundlage  gestellt  und  zur  höheren  Ausbildung  gebracht, 
das  Flottillen-Corpa  gegründet,  ein  eigenes  Adjutanten-  und 
Ingenieurs -Geographen -Corps  geschaffen,  das  Fuhrwesen  zu 
den  Truppen -Körpern  eingetheilt,  die  (früher  bloss  in  der 
Lombardie  und  in  Süd-TirQl  vorhandene)  Gendarmerie  über 
das  ganze  Reich  verbreitet,  das  Sanitäts-Wesen  vervollkomm- 
net, der  Umfang  der  Militär -Gerichtsbarkeit  neu  bestimmt, 
ein  neues  Militär -Strafgesetzbuch  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
das  richterliche  Personal  günstiger  und  unabhängiger  ge- 
stellt, das  Militär- Verpflegswesen  von  den  ihm  anklebenden 
Gebrechen  gesäubert,  Bekleidung,  Bewafihung  und  Ausrü- 
stung der  Truppen  verbessert,  das  OfBcier- Corps  mit  höhe- 
ren Gagen  und  einem  neuen  günstigeren  Pensions-Statute 
bedacht,  das  Unterrichtswesen  organisch  verbunden  und  als 
eine  tüchtige  Pflanzschule  für  die  Armee  und  deren  Führer 
zur  höheren  Ausbildung  gebracht,  die  Controle  der  Geld- 
und  Material -Gtebarung  in  der  Heeresverwaltung  neu  ge- 
regelt, endlich  die  Reihe  der  Belohnungen  und  Auszeich- 
nungen ftkr  militärisches  Verdienst  vergrössert 

Ebenso  wie  das  gesammte  Material  dem  kriegsbereiten 
Zustande  des  Heeres  entsprechend  vervollständigt  ward,  wni> 
den  die  Militär -Bauten  für  die  Befestigung  strategisch  wich- 
tiger Puucte,  für  die  Unterbringung  der  Truppen  und  des 
Materiales,  endlich  für  die  Militär  -  Unterrichtsanstalten  in 
grossem   Umfange  ausgeführt,   unter  welchen  Bauten   das 
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Ic  k.  Araenal  zu  Wien  die  grossartigste  Anstalt  dieser  Art  in 
der  Welt,  welche  alle  Einrichtungen  ftlr  die  Erzeugung  der 
Geschütze,  der  Waffen,  der  Traingeräthe  und  der  Munition 
umfasst,  insbesondere  hervorgehoben  zu  werdän  verdient. 

Den  Abschluss  der  zahlreichen  und  wichtigen  Reformen, 
welche  seit  dem  Jahre  1848  für  das  Heerwesen  in  das  Leben 
traten,  bildet  das  unterm  25.  Januar  1857  Allerhöchst  ge- 
nehmigte Grundgesetz,  das  ^Organisirungs- Statut  für  die 
k.  k.  Armee",  welches  die  Truppen,  die  Armee -Anstalten, 
die  Armee -Behörden  und  den  Armee -Stab  umfasst 

Dieses  Organisirungs- Statut  enthält  die  Vorschriften  über 
den  Stand  und  die  Formation  der  Truppen  und  Heerestheile 
im  Frieden  und  im  Kriege,  die  gesetzlichen  Grundzüge  ihrer 
Bewafihung  und  Ausrüstung,  ihre  taktische  und  administra- 
tive Eintheilung;  es  enthält  die  organischen  Bestimmungen 
über  den  Bestand  der  Militär -Behörden,  Armee -Anstalten 
und  sonstigen  Armee -Körper,  und  ordnet  ihre  innere  Glie- 
derung, den  Wirkungskreis,  das  gegenseitige  Verhältniss  und 
Ineinandergreifen. 

Mit  diesem  Statute  beginnt  eine  neue  Epoche  in  der 
Heeresverwaltung.  Wenn  es  bisher  an  eiuer  bestimmten 
Vorschrift  bezüglich  der  Einrichtung  des  Heerwesens  für  den 
Kriegszustand  gebrach  und  die  diessf&Iligen  Anordnungen 
nur  von  Fall  zu  Fall  getroffen  wurden ,  wenn  die  Grund- 
sätze über  den  Stand  und  die  Zusammensetzung  der  ein- 
zelnen Truppen -Körper  in  vielen  und  zu  verschiedener  Zeit 
erlassenen  Verordnungen  zerstreut  waren,  so  finden  sich  in 
diesem  Statute  mit  ausgezeichneter  Klarheit  und  in  natür- 
licher folgerichtiger  Gliederung  alle  Vorschriften  über  den 
Bestand  und  die  Zusammensetzung,  sowie  über  die  Bestim- 
mung des  Heeres  und  aller  seiner  Unterabtbeilungen  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten  in  engstem  Räume  übersichtlich 
und  leicht  fasslich  zusammengestellt,  wie  diess  gegenwärtig 
kaum  sonst  irgendwo  der  Fall  sein  dürfte* 
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DüB  k.  k.  ÖBterreichiBche  Heer  bat  niclil  nur  ia  eeiiieiii  ftuase- 
ren  Wirken,  «ond^n  aach  in  seinem  inneren  Getriebe  —  nümlidi 
seiner  Organisation  —  gleichen  Schritt  mit  der  politischen  Stellang 
des  Staates  gehalten,  und  dabei  stets  eine  gewisse  Eigenthttmlich' 
keit  in  Yergleichung  zu  anderen  Armeen  bewahrt 

Die  Ursache  des  Hangels  der  inneren  Oleicbarti^eit  lag  theila 
in  der  Art  des  Anwachsens  der  HaosiBacht  Oesterreich''0,  tbdia  in 
geographischen  Yerhältnissen.  Mit  der  Erwerbung  von  Tirol,  den 
ungri8<^en  und  italienischen  Ländern,  mit  der  Errichtung  der  Mi- 
litärgränze  gegen  die  Türkei  u.  s.  w.  war  die  Nothwen'digkeit  ver- 
bunden, ungleichartige  Einrichtungen  im  Heere  zu  belassen.  Als 
die  neuere  Kriegskunst  der  mittelalterlichen  Grestaltong  der  Heer- 
fiinrichtungen  ein  Ende  machte,  rief  Kaiser  Maximilian  L  die  ersten 
Elemente  einer  österreichischen  Armee  in  das  Leben,  deren  Formen 
sofort  von  Oesterreich  auf  die  anderen  Länder  des  deutschen  Rei- 
ches übergingen.  Die  Defensions  -  Ordnung  Kaiser  Ferdinands  L 
vom  Jahre  1530  bildete  die  Grundlage,  auf  welcher  sich  das  Mili- 
tär-System der  deutsch  österreichischen  Länder  allmählich  aufbaute. 
Wenn  sich  schon  innerhalb  des  Complexes  derselben  provindelle 
Verschiedenheiten  herausstellten  (namentlich  in  Betreff  Tirol^s  um! 
der  Stadt  Triest)  und  kleine  Unterschiede  auch  bei  der  Ausdehnung 
des  Systems  auf  die  böhmischen  Länder  Platz  griffen ,  so  trat  neben 
die  derart  geschaffene  Wehrkraft  als  ein  zweites  ebenbürtiges  Glied 
von  völlig  verschiedener  Oi^anisation  die  ungrische  Streitmacht, 
welche  Ferdinand  auf  den  altnationalen  Grundlagen  reoonstniirte. 

In  dieser  Weise  doppelgestaltig  wuchs  die  österreichische  Ar- 
mee heran,  obwohl  ini  Jahre  1715  auch  der  ungrische  Reichstag 
in  die  Errichtung  eines  stehenden  Heeres  willigte.  Die  Armee,  zu 
einem  Angriffskriege  wenig  geeignet,  war  dessenungeachtet  — 
auch  ohne  innere  Einheit  und  gleichartige  Organisation  —  durch 
die  vielerprobte  Tapferiieit  der  Krieger,  durch  ihre  begeisterte  An- 
hänglichkdt  an  das  Regentenhaus,  durch  das  geistige  und  came- 
radschaftliohe  Aneinanderschliessen  des  Offlcier- Corps,  eine  rühm- 
gekrönte  Vorkämpferin  fiir  bedrohtes  Recht  und  gelllhrdete  Interea- 
sen.  Die  Erschütterungen,  welche  den  Bestand  des  Staates  in 
Frage  stellten  —  Türkenkriege,  dreissigjähriger  Krieg,  Erbfolge- 
krieg, Revolutions-Kriege  —  wirkten  als  eben  so  viele  Verjüngungs- 
Momente  auf  das  Heer  zurück,  dessen  Geschichte  von  ihnen  die 
Perioden  seiner  Entwicklung  datirt 

Während  das  Heerwesen  wohl  im  Allgemeinen  die  Reform- 
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Uttbei^lfoge  vom  Heerbanns-Aufgebote  zum  Söklnerweflen,  und  von 
diesem  durch  Werbungen  zum  Gonscriptions-SyBteme  (wie  in  ande- 
ren europ.^i8chen  Staaten)  durchmachte,  musste  man  iu  Oesterreieh 
doch  immer  viel&ltige  Ausnahmen  bestehen  lassen^  und  während 
andere  Regenten  Iftngst  schon  freie  Hand  hatten,  das  Milit&rweseo. 
in  ihren  Staaten  einheitlich  und  ganz  nach  den  Erfordernissen  der 
neuesten  Kriegskunst  zu  gestalten,  dauerten  in  Oesterreieh  die  aus 
den  verschiedenartigen  Landesverfassungen  hervorgegangenen  Be- 
schränkungen theilweise  Ins  zum  Jahre  1848^  fort  Der  Regierungs- 
antritt Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Franz  Joseph  1.  bezeich- 
net für  das  Heerwesen  ebenso  wie  »für  4ie  gesammten  übrigen 
Staats-Einrichtungen  den  zunächst  dun;h  die  Tapferkeit  des  Heeres 
gewonneneu  Wendepunct,  von  welchem  aus  die  Herstellung  der 
Reichseinheit  und  mit  derselben  die  einheitliche  kräftig  durchgrei- 
fende Reorganisation  des  Heeres  erstrebt  werden  konnte.  Es  bleibt 
sonach  nur  noch  der  Nachweis  zu  liefern,  dass  Alles,  was  in  der 
letzteren  Hinsicht  seither  geleistet  wurde,  wirklich  zum 
Frommen  des  Reiches  und  des  Heeres  gefilhrt  hat,  und  dass,  da 
alle  Anordnungen  unmittelbar  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  aus- 
gegangen sind,  der  im  Verhältnisse  zu  dem  kurzen  seither  verflos- 
senen Zeiträume  kaum  glaubliche,  die  Machtentwicklung  Oester- 
reich's  vervielfachende  Umschwung  in  der  Einrichtung  und  Leistungs- 
i&higkeit  des  Heeres  auch  unmittelbar  AUerhöohstdemselben  als  dem 
ersten  österreichischen  Regenten,  der  sich  als  Armee-Ober- 
Commandant  selbstthätig  an  die  Spitze  des  Heeres  gestellt,  zu 
danken  ist 

In  den  letztverflossenen  hundert  Jahren  waren  zwei  gWyssei^ 
Versuclie  zur  Reorganisirung  des  österreichischen  Heerwesens  ge- 
macht worden,  vom  F.  M.  Lascj  und  von  Seiner  k.  k.  Hoheit  dem 
Erzherzoge  Karl ;  die  geistvollen  Anordnungen  des  Letzteren  waren 
aber  nur  theilweise  zur  Ausführung  gekommen.  Dessenunge- 
achtet hatten  der  unter  Höchstdessen  Oberbefehl  erlangte  Kriegs- 
ruhm, sowie  die  aus  seinen  lehrreichen  Schrillen  gewonnenen 
kriegswissensohaftlk^hen  Kenntnisse,  und  der  zu  jener  Zeit  sorgAl- 
tig  gepflegte,  wahrlich  mu^rhafte  Gameradschafts-Sinn  des  Heeres 
ihre  nachhaltige  Wirkung;  denn  selbst  nach  den  späteren  bedeu- 
tenden Rückschritten  in  der  Militär  -  Verwaltung  war  es  nur  des 
Erzherzogs  Geist,  welcher  die  Armee  in  ihrer  Kraft  erhielt  und 
auch  in  der  neuesten  Zeit  unter  Karls  Jttngem  zu  bewundems- 
werthen  Siegen  führte. 
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Neben  diesem  der  Armee  eii^eflöfisteD  edlen  Q&ede  hatte  sieh 
aber  selbst  zu  Karls  Zeiten  der  eigaitlidie  Aimee-Orgaoismua  im^ 
mer  noch  nicht  von  den  mittelalterlichen  Einiiditungen,  von  Ge- 
brauch  und  Herkommen  losgemacht  Der  neue  Geist  and  die  neue 
Kri^ftlhrungsweise  wurden  auf  die  alte  moradie  Grandlage  ge* 
pftopft;  nur  durch  die  kernige  Natur  und  unerschütterliche  Aua* 
dauer  der  österrdohischen  Soldaten,  sowie  durch  den  Geist  ihrer 
boh^n  Fahrer )  ist  es  mögUdi  geworden  —  namentlich  noch  in.den 
Jahren  1848  und  1849  —  alle  Hanmnisse  der  schweriMBgen  Mi^ 
litär-Verwaltung  zu  überwinden. 

Jetzt  stehen  die  Verhältnisse  anders.  Der  edle  Geist  der  Ar*^ 
mee  hat  sich  nicht  nur  erhalten,  sondern  ist  gesteigert  durch  das 
schöne  Yorlnld  eines  wahrhaft  ritterlichen  Monarchen,  doich  das 
Bewusstsein  vollbrachter  Grossthaten,  die  Oesterreich  zu  dner  noch 
nie  errungenen  politischen  Höhe  gebracht,  durch  allgemein  verbrei* 
tete  wissenschaftliche  Bildung  und  durch  die  bewährte  Gerecht^* 
keit,  die  gleiche  Rechte  und  Pflichten  geschaffen  hat  und,  ohne 
Bücksieht  auf  Geburt,  nur  dem  wahrhaft  Befthigten  den  Weg  zu 
höheren  Stellen  bahnt  Nicht  minder  gestärkt  ist  das  Vertrauen  in 
die  Soi^alt  für  das  materielle  Wohl  und  die  zweckmässige  Orga- 
nisation des  Heeres,  denn. auch  hierin  wurde  mit  rastloser  Anstren» 
gung  gründlich  Neues,  den  Bedürfnissen  der  Jetztzeit  vollkommen 
Entsprechendes  geschaffen. 

Vom  Mittelalter  her  bis  zum  Jahre  1848  hatten  die 
Zweige  der  Militär- Verwaltung  die  Grundlage  der  Heeres-< 
sation  gebildet,  aber  nicht,  weil  man  es  principiell  geiwoWt^ßOodem 
weil  es  sich  historisch  eben  so  herausgebildet  hatte.  Bca  HA  Infan- 
terie und  Gavallerie  waren  die  Kriegs-Obersten  die  alleinigen  Ver- 
walter^ als  die  Infanterie-Regimenter  später  auf  ftlnf  Bataillone  (mit 
der  Landwehr)  und  die  Grenadiere  anwuchsen,  wobei  die  einzelnen 
Bataillone  oft  in  entfernten  Ländern  yoa  einander  getrennt  wirkten, 
blieben  diese  Obersten  in  der  Verwaltung  immer  noch  die  allein 
Verantwortlidien.  Ebenso  bei  den  Artillerie-Begimentem,  wetohe 
aus  den  Constablem  entstanden,  dem  Bombardier^Corps  u.  s.  w., 
wenngleich  die  Theile  derselben  bei  den  verschiedensten  Armee 
Corps  zur  Feld-DienstleisCüng  emgetheilt  waren.  Dadurch  kam  es, 
dass  oft  bei  den  kleinsten  Armee-Körpern  Mann,  Pferd  und  Mate* 
rial  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  verschiedenen  und  getrennten 
Verwaltungs  -  Chefs  unterstanden;  dass  bei  jedem  ausbrechenden 
Kriege  der  ganze  Friedena-Organismus  aufgehoben,  und  ein  neuer 
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Krieg^Oi^iliBmild  gebildet  werden  dnuBete;  dass  dftdttrcb  daa  Weitbr 
voUete,  ^die  Zeit  und  Biofacbhett^,  verloren  gingen^  und  die  Armeen 
meist  erst  nacb  erlittenen:  UnfilU^n  und  oft  erst  vot  nacbtiieUigei) 
Friedensschlttsaen  ftuf  den  gehörigen  Stand  gebracht  werden  konn^ 
ten;:  dasa  ebenso,  das  weiHäuflge  Reserve-Material  rechtzeitig  beir 
susteUen  unmöglich  war  u.  s.  w. ,—  Alle  diese  Verhältnisse  drttng* 
ten  mahnend  dahin,,  mit  den  aus  dem  Mittelalter  ttbierkomroeneiif 
Sehwerfidligkeiten  vollständig  zu  brechen^  und  da^  Yerhältniss  umi 
zukehren.  Denn  nicht  mehr  sollte  die.  Friedens.-;  Oi^nisaüon  zui 
Hauptsache  und  die  Yerwaltiing  zur  Grundlage  der  Organisation 
gemacht,  sondern  fortan  der  Grundgedanke  festgehalten  weri 
dai,  dasa  die  taktische. Gliederung  der  Armee  dais  Funr 
dament  ihrer  Organisation  bilden  und  die  Verwaltung  nicht 
nur  dem  Ganzen,  sondern  auch,  jeder  im  Kriege  selbstständig  ver« 
wendbfünen  Unterabtbeilung  vollkommen  angepasst  werden  müssen 
Der  Grund  hiervon  liegt  nahe,  weil  nämlich  die  neueste  KriegfUh^ 
rung  und  die  neuen  Communications -Mittel,  wie  Eisenbahnen  und; 
Dampfschiffe,  eine. grössere  Mobilität,  sowie -ein  oftmaliges  TrenneD» 
und  Wiedervereinigen  der  .Unterabtheilungen,  ja  selbst  bei.  den 
öfter  wechselnden  Kriegs-Schauplätzen  'eine  veränderte  Zusammen- 
setzung der  grösseren  Armee-Körper  erfordern,  iind  damit  die  Noth- 
wendigkeit  bedingen,  auch  die  Unter- Abtheilungen  der  verschiede*: 
nen  Waffengattungen  'derartig  zu  organisiren ,  dass  selbe-,  sie  m&^ 
gen  wohin  immer  geworfen  werden,  taktisch,  dienstlich  und' 
ökonomisch  ein  organisches  Ganzes  bilden,'  und'  lElbwohl 
selbstständig  auftreten,  als  auch  benutzt  werden  können,  iim  aus 
Ihnen,  wie  aus  selbstständigen  Bausteinen,  jeden  höheren  Organis-* 
mus  beliebig  zusammenzusetzen  uqd' nach  Maass  der  wechselnden- 
Umstände  auch  wieder  beliebig  zu  verändern. 

Mit  diesem  Grundgedanken  ziehen  Hand  in  Hand  Gerechtig- 
keit, Anregung  zur  Kriegstüchtigkeit,  Anerkennung  der  Verdienste 
und  völlige  Sicherstellung  des  materiellen  und  geistigen  Wohles 
jedes  Einzelnen,  welche  aus  allen  neuen  Reformen  hervorleuchten 
und  von  der  edlen  Sorgfalt  des  hohen  Gründers  und  seiner  WOr-' 
digung  der  tapferen  Vaterlandsvertheidiger  zeugen. 

So  lange  die  verschiedenen  Landesverfassungen  bestanden,  — 
bis  zum  Jahre  1848  — ^  war  (mit  Ausnahme  des  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiches)  der  Adel,  obwohl  er  von  seinem  Privile- 
gium fast  keinen  Gebrauch  machte  und  seine  Söhne  in  grosser 
Zahl  dem  freiwilligen  Kriegsdienste  im  Heere  widmete,  von  der 
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MiKtär-DiensÜeiBtuDg  gänzlidi  befreit;  —  war  die  Dieostedi  ver- 
schieden, je  nachdem  die  Recruten  aus  den  Werbbearken  der 
deutschen  und  slAvischen  ProTinzen,  aus  jenen  der  ungriseheD 
Länder  oder  der  italienischen  Provinzen  (der  Lombardie  und  Ve* 
nedig^s),  welchen  Tirol  gleichgehalten  war,  gestellt  wurden,  nftm- 
lieh  14,  10  oder  8  Jahre;  —  und  der  Menge  nach  stellten  an 
Truppen  von  je  1.000  Bewohnern:  Galizien  28*67,  Inner -Oester* 
reich  ^*82,  Mfthren  und  Schlesien  25.45,  Oesterreich  unter  und 
ob  der  Enns  mit  Salzburg  25-00,  Böhmen  23*22,  Siebenbürgen  11-89, 
Lombardie  und  Venedig  10-52,  Ungern  9*19,  Dalmatien  aOO,  Tirol 
5*90  Mann.  Die  Freihafen -Beziriie  von  Triest  und  Ffume,  sowie 
Dalmatien,  wo  nur  fQr  den  Flottendienst  freiwillige  Werbung  und 
die  Ezoflido-Stelluiig  für  das  Landheer  stattfand,  waren  von  der 
€k>n6cription  ganz  befreit  geblieben.  Oegenwttrüg  besteht  in  allen 
Theilen  des  Reiches'  gesetzlich  allgemeine  Dienstpflicht*, 
gleiche  Dienstzeit,  nämlich  8  Jalire*,  und  gleiches  Aus- 
maas s  ftlr  alle  Kronlftnder,  es  bildet  sonach  volle  Oereohtigkeit 
die  Grundlage  des  neuen  Conscriptiöns-Syslemes. 

Die   frühere    Landwehre   der    alt-conscribirten   Provinzen 

■  Die  Recmtirangs- Pflicht  mit  8jähriger  GapftolationB- Dauer  wähle 
auf  Dalmatien  mit  kaiserlicher  Yerordnang  vom  2.  Februar  1850  ausgedehnt 
Nur  im  Gebiete  vcm  Triest  ist  die  CoDscrjptiODS*^Pflieht  noeh  nicht  einge* 
führt,  wird  es  aber  demnächst  werden. 

'  Das  militärpflichtige  Alter  ist  durch  das  kaiserliche  Patent  tqoi 
5.  Deeember  1848  auf  den  Zeitraum  vom  vollendeten  20.  bis  26.  Lebens- 
jahre beschränkt  worden.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  (von  der  ge- 
sammten  männlichen  Bevölkerung  ohne  Ausschluss  irgend  einer  Classe 
berufenen)  Stellungspflichtigen  zu  assentiren  sind,  wird  durch  das  Loos 
bestimmt  —  Die  Ministerial -Verordnung  vom  23.  Deeember  1849  gestattet 
jedem  zum  Militär -Dienste  Verpflichteten,  sich  unter  gewissen  Bedingun- 
gen durch  Erlag  einer  Taxe  von  seiner  Verpflichtung  zu  befreien;  diese 
Tazgelder  bilden  einen  Fond,  aus  wdchem  die  freiwillig  zur  Reengsgimng 
sieh  meldenden  ausgedienten  Capitulanten  oder  in  Ermanglung  dersdben 
andere  als  Stellvertreter  geeignet  befundene  Individaen  ein  besonderes 
Handgekl  und  eine  lebenslängliche  Zulage  erhalten.  Die  Allerhöobste  Eai- 
sehliessung  vom  13.  Februar  1856  r^elt  diese  Bestimmungen  noch  genauer 
und  nonnirt  auch  die  Erfolglassung  des  erlegten  Tax-Capitals  an  den 
Stellvertreter.  —  Eine  neue  Ergänzungsbezirks -Eintheilung  wurde  unterm 
8.  Deeember  1856  erlassen. 

*  Für  die  ungrischen  Länder  angeordnet  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
vom  19.  April  1850. 
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war  aus  den  minder  taugüehen  Reemten  mid  AuagedieDten 
aller  Wafikogattungen  suflatnmeiigesetzt,  und  ermangelte  80,  ab 
Uoflse  Infiinteiie-Truppe)  der  Kriegstttehtigkeit.  Der  lAndwehrmami 
mtt8Bte  bis  tum  45.,  wenn  er  aber  schon  als  Soldat  gedient  hatte, 
bb  Eum  38.  Lebensjahre  dienen,  und  war  dem  bürgerlichen  Leben 
und  der  festen  Versorgung  vollends  entzogen.  Gegenwärtig  steht 
ein  alle  Kionlfinder  umfassendes  Resenre- Statut  in  Geltung,  au- 
folge  dessen  der  Soldat  nach  der  vollstreckten  Dienstzeit  von 
fr  Jahren  nur  noch  2  Jahre  bereit  zu  sein  hat,  um  bei  einem  aus* 
brechenden  Kriege  wieder  zur  activen  Dienstleistung  einzurücken ', 
wodurch  die  Armee  ErsatK  an  ausgebildeter  Mannschaft  erhtüt  und 
der  Mann,  unter  gewühnlicheii  .Friedensverhältniseen  die  kürzeste 
Zeü  seinem  bürgeriichen  Lebensberufe  entiogen  ist  Nur  in  Tirol 
bKeben  die  Landes-Yeilheidigungs-Anstalten  und  das  SchUtzenwesen 
durch,  die  neue  Organisation  unberührt 

Die  Kriegsschaupltae  an  den  Gränzen  Oesterreich^s,  wie  im 
Hochgebirge  der  Schweiz  und  in  den  Ebenen  Russland's,  im  weg» 
samen  Preussen  und  in  der  unwegsamen  Türkei,  sind  so  verschie- 
dener Natur,  und  erfordern  eine  so  verschiedenartige  Zusammen* 
Setzung  der  Waffengattungen  und  der  Beserve-Anstalten  zu  Armeen 
Corps,  dass  man  sich  vor  dem  Jahre  1848  um  so  weniger  ent« 
schliessen  konnte,  schon  in  Friedenszeiten  grössere  Armee-Körper 
zusammenzustellen,  als  man  nie  im  Voraus  wissen  kann,  gegen 
welche  Seite  ach  zu  rüsten  sei. 

Diese  Idee,  obgleich  theoretisch  richtig,  war  aber  fifr  die  Praxir 
ungemein  nachtheilig.  Man  übersah,  dass  die  grösseren  Heeres» 
Körper,  wie  Armeen  und  Armee-Corps,  nicht  allein  aus  Fechteut 
den  bestehen,  dass  bei  einem  Heere,  wie  dem  österreichischen, 
mehr  als  90.000  Menschen  sammt  einem  Train  von  20.000  Wagen 
und  lOO.OOP  Pack-  und  Zugpferden  dazu  gehören,  die  Fechtenden 
theils  unmittelbar  auf  das  Schlachtfeld  zu  begleiten,  theils  densel- 
ben, in  eigene  Armee-Beserve-Anstalten  abtbeilungsw^se  geordnet, 
bis  auf  20  Meilen  Entfernung  zu  folgen,  um  stets  leohtzeilig  und 
an  aUen  Orten  mit  Arstheher  und  geistlicher  Hilfe,  Lebensmitteln 
und  Munition  u.  s.  w.  bereit  zu  sein,  während  noch  andere  zur 
inneren  Verwaltung  in  den  Garnisonen  zurückbleiben;  und  man 
musste  es  leider  zu  oft  erleben,  dass  die  Kri^s-Ausrüstungen  nur 
hinkend  von   Statten  gingen  und  die  Operationen  der  Truppen 

'  Instruction  snm  Reserve -Statute  vom  17.  Oetober  1662. 
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durch  mangelhafte  Verwaltungs  -  HaassnahmeD  gehen^mt  waren. 
Wie  überraschend  schnell  und  vollkommen  auegerttstet  standen  da^ 
g^en  die  Armeen  in  der  neuesten  Zeit  in  Böhmen,  in  Holstein,  in 
Dahnaü^,  in  der  Walachei,  Moldau  und  Galizien  bereit,  weil 
Oesterreich  die  Armee-  und  CSorps-Eintheilung  auch  für  den  Frie« 
den  angenommen  und  die  taeue  Idee  in  Anwendung  gebracht  hat, 
nicht  nur  bei  den  Feldtruppen,  sondern  auch  bei  den  Veirwaltungs* 
Branchen  eine  strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht* 
mobilen  Abtheilungen  festzuhalten,  und  das  Kriegs -Bftaterial 
Und  die  sonstigen  Yorrftthe  so  zu  ordnen,  dass  bei  nöthigen  Kriege 
irOstungen  ^  ungeachtet  der  Beducirungen  und  Ersparungen  im 
Frieden. — '■  doch  Iceine  eigentliche  Umstaltung  der  Frie* 
dens-  in  eine  Kriegs-Organisation,  wie  ehemals,  nothwen- 
dig  wird,  sondern  Alles  unter  bereits  eingewöhnten  Verhältnissen 
und  Kamen,  nur  mit  vergrösserten  Massen  fortzuwirken  hat.  Die 
Cadres  der  Verwaltung  mit  allem  Kriegs -Materiale  sind  schon  in 
Friedenszeiten,  Armeen-  und  Oorpsweise  geordnet,  vorhanden,  die 
Hauptquartiere  bestehen,  und  somit  ist  der  Bahmen  bleibend  ge* 
geben,  welcher  nur  durch  die  nöthige  Zahl  der  schon  vorgeObten 
Fechtenden  und  der  Pferde  ausgefüllt  zu  werden  braucht,  um  mitHilfe 
der  Eisenbahnen  so  schnell  als  möglich  an  diese  oder  jene  Landea* 
Örftnze  geworfen  zu  werden.  Es  bt  eine  ofienkundige  und  unlftug- 
bare  Thatsache,  dass  Oesterrejch's  Truppen  noch  niemals  so  ratio- 
nell gerüstet  und  mobil  standen  als  gegenwärtig.  Die  ersten  Ein« 
richtungen  hierfür  waren,  wie  erklärlich,  mit  grossen  Qeldopfern 
verbunden;  nun  aber  ist  die  Hoflnung  vorhanden,  dass  die  Fort- 
erhaltung dieser  Organisation  bei  andauerndem  Frieden  mit  weit  ge* 
ringeriem  Aufwände  wird  bestritten  werden  können. 

Die  Gründung  eines  solchen  günstigen  Zustandes  war  selbst« 
verständlich  mit  vielen  Detail -Beformen  verbunden,  von  welchen 
hier  nur  die  wesentlichsten  berührt  werden. 

Die  Infanterie  wurde  auf  vollzählige  62  Linien-  und  14  Oiänz« 
Begimenter  und  1  Gränz-Bataillon  gebracht 

Der  Stand  der  leichten  Infanterie,  nach  früheren  Brfahnuigen 
zu  schwach,  wurde  erhöht,  das  Throler  Jäger-Begiment  verstäikt, 
und  die  übrige  Jäger-Truppe  auf  2&  Feldjäger-Bataillone  gebracht« 

Die  Grenadiere,  mit  den  linien-Begimentem  verbunden,  bOden 
eine  Elite,  deren  Belt&lügung  nicht  mehr  nach  dem  Zollstabe  ge* 
messen,  sondern  ohne  Bücksicht  auf  die  Grösse  nach  der  guten  Gon- 
duite  und  bewiesenen  Herzhaftigkeit  vor  dem  Feinde  beurtheilt  wird. 


mi 


Sechs  Dfsciplinar-Gotnpagnieii  wurden  sur  Anfhathne  moorri- 
g^bler  Leute  aufgestellt 

Das  Depdt-Bataillon  jedes  Regimentes  bildet  den  nicht- mobilen 
Theil  der  In&nterie,  bestimmt  ftir  die  Vorbildung  der  Ersatammnn- 
sdiaft  in  Krieg)3SBaten,  die  WaffenUbungen  der  Urlauber,  die  In- 
standhaltung der  Augmentations-yorräthe  u.  s.  w. 

Eben  solche  Depot -Körper  besitzen  alle  anderen  Waflfen- 
gattungen. 

Bei  der  Cavallerie  hatte  man  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
die  Uhlanen  als  leichte  Cavallerie  vorzügliche  Dienste  leisten,  und 
hat  demnach  die  ehemaligen,  bloss  mit  Pallaschen  bewaflheten 
CSievaux-I^ers  in  UUlanen  umgewandelt,  femer  die  Cavallerie  im 
Ganzen  um  zwei  Regimenter  vermehrt,  so  dass  jetzt  8  Kürassier-, 
8  Dragoner-,  12  Huszaren-  und  12  Uhlanen  «Regimenter  bestehen; 
Ffir  den  Kriegsfall  werden  überdiess  7  Gränz-Cavallerie- Divisionen 
und  7  Sereschauer- Divisionen  errichtet. 

Die  Artillerie  erlitt  eine  gänzliche  Umgestaltung.  Bis  zur 
neuesten  Zeit  hatte  sich  ihre  Gliederung  grösstentheils  an  die  histo- 
rische Entwicklung  der  Waffe  gehalten.  Von  jeher  war  der  Ar- 
tillerie nebst  der  artüleristisch-taktischen  FelddienstleistUng  auch  die 
Erzeugung  sämmtlieher  Feuerwaffen  der  Armee  tibertragen.  Die 
Eänen  machten  die  Kleingewehre  ftlr  die  Infainterie  und  Cavallerie 
—  .daraus  entstand  die  Feuergewehr-Fabrik ;  Andere  erzeugten  die 
Fddgeschtttze,  besorgten  überhaupt  die  Ausrüstung  f)lr  den  Krieg 
im  oflfenen  Felde,  und  nannten  sfch  desshalb  das  Feldzeugamt;  die 
Dritten  endlich  erzeugten  die  Belagerungsausrflstung  und  alles  für 
den  Festungskrieg  Erforderliche  unter  dem  Namen  Garnisons-ArtU- 
lerie.  Ausserdem  erzeugten  die  Monturs-Commissionen  die  blanken 
Waffen;  das  Militär-Fuhrwesen,  seit  1772  ein  eigener  von  der  Artil- 
lerie getrennter  Körper,  stellte  einen  Theil  der  Fuhrwerke  und  die 
Bespannung  bei  u.  s.  w.  Wie  früher  gewöhnlich,  waren  auch 
hier  die  Verwaitungskörper  die  Einheiten  für  die  gesammte  Orga- 
nisations-Gliederung,  und  kam  es  bei  einem  Kriege  zum  taktischen 
Verbände  einer  Batterie,  so  lieferte  hierzu  das  Bombardier -Corps 
den  Yormeister,  das  Regiment  die  übrige  Artillerie-Mannschaft,  das 
Fuhrwesen-Corps  die  Bespannungsmannschaft,  die  Pferde  und  einen 
Th^  der  Wagen,  die  anderen  Fahrzeuge  das  Feldzeugamt,  das 
Reitzeug  die  Monturs  -  Commission  u.  s.  w.,  kurz  ein  Oisiob  an 
Mannschaft  und  Material,  mit  der  Verwaltungsabbängigkeit  wäh- 
rend der  ganzen  Kriegsdauer  von  dem  Körper,   der  sie  beigestellt* 
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Es  erregt  iii  der  That  Verwunderiing^  wie  die  Artillerie  bei  eioer 
80  heillosea  Organisations-yerwimiDg  die  glftnzenden  Waffendiaten 
vollbringen  konnte,  welche  aus  den  letzten  wie  aus  den  Mheren 
Feldzügen  hervorleuchten.  Zum  Glflcke  gehört  dieser  regellose 
Zustand  nunmehr  der  Geschichte  an.  Die  gegenwärtige  Organisa* 
tion  auf  taktischer  Grundlage  ist  in  der  rationellsten  Weise 
dnrchgeftthrt 

Sonach  bestehen  jetzt  zwei  Hauptbranchen:  die  technische 
Artillerie )  weiche  eine  der  besonderen  Armee» Anstalten  ist,  erzeugt, 
verWahrt  und  verwcdtet  alle  Crattungen  der  Feuerwaffen  und  sonsü* 
gen  Ausrttstung^egenstftnde,  und  statt  der  vielen  zerstreuten  Gross- 
weriLStätten  ist  das  ArtiUerie-Arsenal  zu  Wien  entstanden,  ein  Etar 
blissement,  dem  an  Grossartigkeit  in  der  Anlage  und  AusfQhrung 
des  Baues  und  in  der  Emrichtung  kein  ähnliches  Institut  der  Welt 
gleichkömmt;  die  ausübende  Artillerie  (die  sogenannten  Artil- 
lerie-Truppen), nimmt  die  Waflfen  in  Gebrauch.  Die  aus- 
übende Artillerie'  besteht  dermalen  aus  12  Feld- Artillerie -H^ 
mentemy  1  Raketeur-Regimente  und  1  Küsten- Artillerie-Begimente. 
Die  Batterien  zu  8  Geschützen  bilden  nun  organisch  selbstständige 
Köiper  mit  eigener  Bespannung,  ebenso  die  Munitions-Beserve-Ab- 
theiiungen  Im  Ctefolge  der  Armeen.  Jedes  Artillerie-Regiment  hat 
4  sechspftindige  und  3  zwölipftlndige  Fussbatterien,  6  Cavallerie- 
Batterien  und  1  Batterie  langer  Haubitzen  zu  je  8  Geschützen;  das 
Baketeur- Regiment  zählt  20  Batterien.  Eän  eigener  Artillerie- 
Stab  leitet  alle  Zweige. 

Die  Genie- Waffe,  für  den  Festangskrieg  bestimmt,  entstand 
aus  der  Vereinigung  des  ehemaligen  Ingenieur-Corps,  der  Mineurs 
und  Sappeurs,  und  besteht  jetzt  aus  dem  Genie-Stabe  und 
12  Bataillons  Genie-Truppen  mit  einem  so  vermehrten  Stande,  diiss 
derselbe  auch  dem  Gesammt-Heeresstande  entspricht,  was  früher 
nicht  der  Fall  war. 

Das  Pionni er- Corps  besteht  g^enwärtig  nebst  dem  Stabe 
aus  6  Pionnier-Bataillons,  3  Brückenbeepannungs-Depöts  und  3  Pion- 
uier-2ieugs-Dep6ts  und  ist  als  theils  ausübender,  theils  technischer 
Körper  (zur  Erzeugung  der  Brücken -Equipagen)  ganz  analog  der 
Artillerie  organisirt. 

Das  Flottillen-Cörps,  eine  neue  Schöpfting  (mit  dem 
Pk>nnier-Corps  verbunden),  dient  dazu,  Herr  der  grossen  innerhalb 
eines  Kriegsschauplatzes  liegenden  Gewäseer  des  festen  Landes  zu  blei- 
ben.  Fünf  selbstständige  Kriegs-Flottillen  bestehen  gegenwärt^  auf 
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der  Donau,  dem  Po^  dem  Oarda^See,  dem  Lago  maggiore  und  in 
den  Lagunen  von  Venedig. 

Das  Militftr-Fuhrweeens-Corps  umfosste  früher  das  ge- 
flammte Bespannungswesen  der  Armee,  wurde  bei  einem  ausbre- 
chenden Kriege  förmlich  xenissen,  und  lionnte  nur  schwer  den 
gleichseitigen  Anforderungen  aller  zum  Ausmatsche  bestimmten 
Truppen  entsprechen.  Gegenwärtig  erfolgt  diess  weit  schneller,  da 
das  Fuhr-  und  Packwesen  bei  jeder  Waffengattung  einen  integn- 
renden  Thefl  der  Truppen-KOrper  selbst  bildet,  die  bei  ihrer  zer- 
streuten Friedena-Dislocation  die  nöthigen  Fuhr^'erke  schon  in  age- 
ner  Yerwahrui^  haben,  und  sich  bei  einem  Ausmarsche  besser 
und  schneller  mit  den  nöthigen  Pferden  versorgen.  Das  eigentliche 
Wirken  des  Fuhrwesens-Corps  beschränkt  uch  demnach  mehr  auf 
die  Bespannung  der  von  den  Truppen-Körpern  unabhängigen  Armee- 

Keserven. 

Zur  Disposition  für  den  General -Quarfiermeister- Stab  wurden 
eigene  Botenjäger  und  für  den  inneren  Dienst  in  den  Hauptquar- 
tieren Stabs-Dragpner  organisirt 

Nebst  den  schon  von  früher  her  bestandenen  Hilitär-Poli- 
zeiwaoh-Corps-Abtheilungen  in  den  grösseren  Städten  wur- 
den in  neuester  Zeit  auch  19  B^imenter  Gendarmerie  zur  Auf- 
rechthaltung der  öffentlichen  Sicherheit  und  inneren  Ruhe  neu  er- 
richtet. Für  die  NützUchkeit,  Ja  die  Nothwendigkeit  dieser  Truppe 
sprechen  die  von  ihr  seit  dem  Zeitpuncte  ihrer  Errichtung  erzielten 
bereits  im  $.  6  erwähnten  Erfolge.  Der  sicherste  Beweis  der  hohen 
Nützlichkeit,  um  nicht  zu  sagen  Unentbehrliohkeit  dieser  Einrich- 
tung liegt  aber  darin,  dass  es  —  bei  den  gewöhnlichen  Nachwehen, 
welche  in  den  durch  die  Revolution  und  den  Bürgerkrieg  aufgereg- 
ten Provinzen,  durch  die  Zerreissung  aller  Bande  der  Ordnung  und 
das  Herumstreichen  der  zum  Räuberhandwerke  greifenden  Maro- 
deurs hervorgerufen  wurden,  so  wie  in  den  übrigen  Ländern  bei 
dem  Wegfallen  der  vielen  kleinen  Patrimonial-Polizei-Behörden,  ehe 
die  landesflürstlichen  nachgefolgten  Aemter  noch  ihre  volle  Wirk- 
samkeit entfalten  konnten,  —  der  aufopfernden  Thätigkeit  der  Gen- 
darmerie zunächst  zu  danken  ist,  wenn  die  Ruhe  und  Ordnung  er- 
halten oder  dort,  wo  sie  gewaltsam  gestört  worden,  bald  wieder- 
liergestellt  werden  konnte.  Keine  andere  Institution  vermöchte  es, 
bei  geringen  materiellen  Mitteln  auf  die  zahlreiche  unterste  Classe 
der  Bevölkerung  mit  solcher  moralischen  Macht  zu  wirken,  als  es 
die  Gendarmerie  täglicJi  bewerkstelligt,  und  es  bedarf  nur  eines 
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Blickes  auf  die  zahfretehen  Aasseacb&ttngen,  weiche  duich  dee 
•  Kaisers  Huld  einzelnen  Gendarmen  wegen  ihrer  erfolgraohea  tod- 
veiraehtenden  Aufopferung  in  Ausübung  ihrer  Berufspfiicht  eiiheilt 
werden,  um  die  Ueberzeugung  von  der  wohlthfttigen  Wirksamk^ 
dieses  aus  der  Elite  der  activen  Armee  gewfthlten  Corps  zu  ge- 
winnen. Ihm  ist  die  Auszeichnung  zu  Theii  geworden,  dass  aus 
seiner  Mitte  das  Leibgarde  ^Gendwrmerie-C!orps  ausgewählt  wird, 
-welches  die  durch  militärisches  Verdienst  am  meisten^  hervorieiioh- 
tenden  Unterofüciere  dieser  Waffengattung  unter  dem  unmittelbarefi 
Befehle  des  ersten  General -Adjutanten  Seiner  k.  k*  Apostolischen 
Majestät,  Grafen  von  Grünne,  in  sich  b^;reift,  und  zum  Aller- 
höchsten Holdienste  bestimmt  ist. 

Zur  Förderung  der  Arbeiten  des  militär- geographischen  Insti- 
tutes wurde  das  Militär-Ingenieurs-Geographen-Corps  er«- 
richtet,  welches  die  Bestimmung  zur  Ausfllhrung  der  geodätisch^i 
und  astronomischen  M^sung^  und  der  Militär-Landesaufnahme. mit 
dem  Mesatische  (Mappilrung),  zur  Reduction  der  Landesauihahme  in 
die  normalen  Kartenmaasse,  90wie  zur  Vervielüiltjgung  der  Karten 
und  Pläne  durch  .die  verschiedenen  in  Anwendung  kommenden 
Such-  und  sonstigen  Methoden  der  graphischen  DarBtellung,  dann 
deu  Druckes  hat.  Es  besteht  aus  44  öflicieren,  und  ist  dem  Be^ 
fehle  des  Directors  des  militär-geographischen  Institutes  untergeord- 
net; den  Mitgliedern  desselben  obliegt  die  Dienstleistung  in  gedach- 
tem Institute  und  die  Ausführung  der  Militär -Mappirungs- Arbeiten 
iin  den  Kronländem,  wozu  jedoch  ausserdem  Offidere  aus  dem 
Stande  des  General- Quartiermeister -Stabes  und  der  Truppen  nach 
Erfordemifijs  beigezogen  werden^ 

Eine  durchgängige  Neubildung  ist  auch  das  Adjutanten- 
Corps  mit  der  Bestimmung,  den  höheren  Adjutanten -Dienst  bei 
.  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  der  Armee  zu  versehen,  sowie 
auch  zur  Leitung  und  Besorgung  des  administrativen  Concept-Dien- 
stes  in  den  vorwiegend  militärisch^u  Geschäitsabtheilungeu  der  höhe- 
ren Armee-Behörden.  Dasselbe  ist  dem  jeweiligen  ersten  €^eral- 
Adjutanten  der  Armee,  der  zugleich  Corps-Chef  ist,  untergeordnet 
Im  Kriege  wird  dieser  Stand  nach  Umständen  eriiöht. 

Dem  Armee-Ober-Commando,  welches  in  vier  General- 
Directionen  (General -Direction  fiir  Militär-  und  Justiz -Angel^en- 
heiten,  General- Artillerie -Direotioo,  General- Genie -Direction  und 
General -Direction  für 'ökonomische  Angelegenheiten)  zerf&llt,  sind 
eigene  miiitär-wissenschafUiche  Bureaux  und  Comit^s  bdgegeben. 
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fiämlidi:  die  Oeneral-QimrtieniiäBter'^ätabB-DiTeetioD  mit  dem  Kriegs- 
Aiehive,  dsB  Artilieiie-Gomitö,  dos  Oenie-Gomit^  und  das  Militttr*- 
8aiiitäl8-Comit&  IMe  genaniiteii  Comit^  haben  den  Zweck,  die  Fort* 
aduriUe  der  Wissenschaften  auf  dem  ihnen  naeh  ihrer  Bes&eichnung 
zugewiesenen  Felde  zu  verfolgen,  die  in  das  Gebiet  dieser  Wisseta- 
sehaften  gehörigen  Erfindungen  und  Vorschläge  zu  prüfen,  Versuche 
zu  machen  und  nach  Befund  zur  Uebertragung  der  Resultate  auf  das 
praktisdie  Feld  der  Anwendung  dem  Armee-Ober-Commando  Vor- 
schläge zu  erstatten,  endlich  auch  die  ihnen  von  dem  letzteren  zuge- 
wiesenen Gegenstände  zu  prüfen,  hierüber  schriftliehe  Gutachten  auf 
wissenschaftlicher  Grundlage  abzugeben,  und  über  Auftrag  des  Armee- 
Ober-Commando  die  erforderlichen  in  das  bezügliche  Fach  einschla- 
genden Instructionen,  Lehrbtteher  und  Vorschrift^en  zu  entwerfen. 

Die  Aufgabe  der  General -Quarüermeister- Stabs -Direction  ist, 
och  mit  Studien  auf  dem  Felde  der  Kriegs  ^Wissenschaften  in  der 
Richtung  iür  operative  Zwecke  zu  beÜEtssen,  die  in-  und  auslän- 
dische Militär- Literatur  mit  Aufmerksamkeit  zu  verfblgen,  interes- 
sante auf  diesem  Gebiete  erscheinende  Bücher  und  Werke  mit  Be- 
willigung des  Armee-Ober^Commando^s  anzuschaffen,  Eisenbahn-  und 
Telegraphen -Linien  evident  zu  halten,  über  Auftrag  des  Armee- 
Ober-Ckmntaando^s  Marschrouten-Bücher  und  Strassenkarten  zu  ent- 
werfen, in  V(N»chlag  gekommene  neue  Communications-Linien  vom 
militärischen  Staudpuucte  zu  beurtbeilen,  und  überhaupt  das  Ar- 
mee-Ober-Commando  in  den  einschlägigen  Verhandlungen  als  Bei- 
rath  zu  unterstützen. 

Hilfs<Behörden  des  Armee-Ober-Commando'«  rind :  die  General- 
Remontirungs  -  Inspection ,  die  General  •  Verpflegs  -  Inspection ,  die 
General-Monturs-Inspectron,  die  General-Fuhrwesens-Inspection,  die 
Armee-Waffen-Inspection,  das  Pionnier-  und  Flottillen-Gorps-Com- 
mando,  das  Central -Rechnungs- Departement  und  das  apostolische 
Feld-Vicariat 

Diese  Behörden  sind  dem  Armee-Ober-Commando  behufs  der 
Förderung  der  Zwecke  der  Kriegsverwaltung  unmittelbar  zur  Ver* 
ftignng  .gestellt,  und  den  genannten  Inspectionen ,  dann  dem  Pion- 
nier- und  Flottillen- Corps -Gommando  hßgt  theils  eine  berathende, 
thdls  eine  controlirende  oder  inspicirende  Wirksamkeit  ob. 

Ausserdem  besteht  beim  Armee-Oi)er4>>mmande  eine  aus  Mit* 
gliedern  der  verschiedenen  Ministerien  und  obersten  Behörden  ge« 
mischte  Commission  behufs  der  Unterbringung  gedienter  Militärs 
in  Civil -Anstellungen« 
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eigene  GentmUBefeB%img»-CkiminiBaon,  welcher  Mitglie- 
der des  Oeneral-Qüartiennetster-ätabes  und  des  Oeme-Stabes  beige- 
zogen sind,  verhandelt  alle  auf  die  VertheidigungsfiÜiigkeit  des 
Staates  BeEug  nehmenden  Gegenstände,  gibt  ihr  Gutachtoi  ttber 
die  vorgeschlagenen  Eisenbahn-Traoen  etc. 

Bei  dem  Militär-Sanitätswesen  der  neuesten  Zeit  kann 
jede  Familie  die  volle  Benihigang  haben,  ihre  als  SoMaten  dienen- 
den Angehörigen  in  bester  Weise  versorgt  zu  wissen;  denn  obgleich 
Oesterreich''s  Herrscher  von  jeher  dem  Wohle  der  Soldaten  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  schenkten,  so  unterscheiden  sich  die  gegen- 
wärtigen Eidrichtungen  von  den  früheren  doch  wesentlich  dadurch, 
dass  der  günstige  Erfolg  nicht  mehr  an  Persönlichkeiten  und  den 
fi:eien  Willen  der  AusAlhrungs- Organe  gebunden,  sondern  schoD 
durch  die  gesetzliche'  Organisation  gesichert  ist  Die  Nothwendig- 
keit,  gute  Krankenwärter  in  hinreichender  Anzahl  zu  haben,  war 
«tets  erkannt;  aber  da  dieselben  wechselweise  von  den  mobilen 
Truppen  genommen  wurden,  so  bUeb  den  Gompagnie-Commandanr 
ten  die  Gelegenheit,  sich  hierbei  der  ttberba<q>t  unfiihigen  Leute  zu 
entledigen.  Gegenwärtig  ist  die  TaugHdikeit  zur  Krankenpflege 
von  einer  Vorschule,  einer  Prttfung  und  dem  Ausspruche  des  aaoh- 
verständigen  Arztes  abhängig;  gute  AufRlhrung  und  Gutmfitfaigkeit 
des  Charakters  sind  Bedingungen  der  Aufnahme«  In  jeder  Sani- 
täts-Gompagnie  soll  Mannschaft  deutscher,  italienischer,  slaviseher 
und  mi^jraiischer  Nationalität  in  entoprechender  Zahl  vorhanden  sein. 
Zur  Ausrüstung  der  Feldspitäler  war  früher  die  Yollzählighaltung  eines 
Militär-Sanitäts-Corps  von  6.000  Krankenwärtern  angeordnet;  die- 
selben wurden  aber  nur  auf  dem  Papiere  ^eftihrt,  es  waren  Civj- 
listen,  in  der  Liste  der  zweiten  Landwehr-Bataillone  stehend,  ohne 
Vorbildung  für  die  praktische  Krankenpflege,  —  daher  die  Verie- 
genheiten  bei  einem  ausbrechenden  Kri^e.  Gegenwärtig  bestellt 
ein  militärisch  organisirtes  Sanitäta-Corps  von  14  Compagnien  mit 
erprobten  und  stete  (auch  in  Friedenszeiten)  geübten  Krankenwäi^ 
tem,  welche  in  Kriegszeiten  den  Truppen  auf  das  Schlachtfeld  fol* 
gen,  die  Verwundeten  aufsuchen,  lab^i,  nach  rückwärto  sohaflbo, 
im  Nothfalle  den  ersten  Verband  anlegen  u.  s.  w.,  und  filr  alles 
dieses  vorgebildet  sind*  Die  Spitäler  waren  in  früherer  Zeit  inte» 
grirende  Bestandtheile  der  Truppen -Körper,  daher  ein  Hemmniss 
ihrer  Mobilität  und  der  Einfttehheit  ihrer  Verwaltung;  gegenwärtig 
bestehen,  wie  bereite  erwähnt,  29  grössere  Ghumisons- Spitäler  mit 
eigener  Verwaltung,   welche  zugleich   die  Cadres  zur  sdmellen 
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AufUeUnng  der  iin  Kriege  sü  eitiehieadea  Feldspftftler  biidetf, 
uttd  Trappen «SlHtäler  auaierfaalb  der  Oarnisons-Orte.  Die  HBBtär" 
Aerzte  waren  frflher  in  einer  ihren  Vorstudien  und  dem  Doc- 
torsgrade  niebt  entsprechenden  Stdlung  gehalten ,  ihre  Zahl  war 
wa  gering,  bei  einem  ausbrechenden  Kriege  wurden  die  mebten 
TVuppen-Aerate  in  die  Feldspitttler  gezogen,  und  die  Trappen 
selbst  Uüeben  in  der  höchsten  Noth  besüglioh  der  unmittel- 
baren ärztlichen  Hilfe.  Gegenwärtig  ist  der  Rang  und  Oebak  der 
Aerzte  eriiöht  und  ihre  Zahl  vermehrt;  während  lirtther  flir  jede 
Division  (2  Oompagnien)  nur  ein  Unterarzt  bemeäsen  war,  rechnet 
man  jetzt  itir  jede  einzelne  Compagnie  oder  Escadron  einen  Unter- 
aizt  lind  illr  zwei  zusammen  einen  Oberarzt  oder  Oberwundarzt 
AUe  materiellen  Erfordernisse  für  die  Feldspitäler  sind  schon  im 
Frieden  vorgerichtet,  und  ein  eigenes  zweckmässig  eingeffoh- 
tetes  Saaifäts- Fuhrwesen,  theils  unmittelbar  den  mobilen  Trappen, 
theils  den  Armee-Reserven  angehörig,  dient  zur  schnellen  Yermitt^ 
lung  des  Nothwendigen.  An  der  Spitze  des  gesammten  Militär- 
Sanitätswesens  steht  der  General-Stabsarzt  Dirigirende 
Stabe- Aerzte  besorgen  die  Saoitäts- Angelegenheiten  bei  den  Ar^ 
meen ,  Armee-Gorps^mmanden  und  Militär«6ouveraements;  R^- 
mentsärzte,  Oberärzte  und  Oberwundärzte  sammt  den  Unteränb» 
ten  besorgen  den  Sanitäts- Dienst  bei  den  Trappen  und  in  den 
Spitälera.  Siebenzehn  Contumaz-Aemter  und  ebenso  viele  Rastell- 
Aemter  an  der  tQrkisch^i  Gränze  dienen  zur  Abwehr  der  Ein- 
Bchleppung  der  orientalischen  Fest  An  den  vorzüglichsten  Bade- 
orten bestehen  Militär  «Badehäuser  für  badebedflrflige  OSiciere  und 
Mannschaft.  Die  Militär- Medicamenten -B^e  zu  Wien  besorgt 
die  Herbeischafiiing  und  Bereitung  der  Arzenden  in  dem  Haupt- 
Depdt  zu  Wien,  den  8  Pft>vinzial-Depdts,  den  Militär^Apotheken  in 
den  Garnisons-Spitälern,  Garnisons-Orten,  Festungen  und  Invaliden- 
Häusern  und  den  Feld -Apotheken. 

Das  Militär-Gerichtswesen  hat  in  der  neuesten  Zeit  einen 
wesentlichen  Fortschritt  durch  die  Einführung  eines  neuen  Gesetzes 
aber  den  Umfang  der  Militär^Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  sowohl, 
als  in  bttigeriichen  Reohtsangel^enheiten  gemacht,  welches  den 
privilegirten  Gerichtsstand  des  Militärs  sichert '•  Diesem  Cteselae 
folgte  neuerlich  auch  das  neue  Militär^Strafgesetzbuch  über 
Verbrechen    und  Vergehen,    welches    sich   durch  seine  humane 

*  Kaiserliches  Fitent  Tom  ZL  Deeember  1851. 
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Bemessung  der  Btrafen  und  die  Abschaffung  mancher  bisher  angewen- 
deter Strafen  (wie  des  Spiessruthenlatifens)  aussEeichnet  *.  Wie  das 
ärztliche,  so  wurde  auch  das  Gerichts -Personale  dem  Bange  und 
€tehalte  nach  günstiger  und,  was  besonders  wesentlich  ist,  in  Per^ 
sonal-Angetegenheiten  unabhängiger  von  den  Truppen-Commandan- 
ten  gestellt. 

Behufs  der  Justiz^PBege  sind  die  )filitär*6ericfatsbehOrden  in 
drei  Instanzen  oiganisirt     . 

IMe  Militär-(}erichte  erster  Instanz  sind:  die  Oerichte  im  Ver- 
bände der  Truppen  und  Militär- Akademien,  die  InvaHdenhaus-Oe- 
riehte,  die  Garnisons-Oerichte  und  die  Laqdes-Militär-G^richte. 

Bei  der  Versetzung  einer  Armee  auf  den  Kriegsfiiss  gelangen 
als  Oerichte  erster  Instanz  die  Feld-Stabs-Auditoriate  und  die  Ar- 
mee-Corps-Auditoriate  zur  Aufstellung. 

lieber  den  sämmtlichen  Gerichten  erster  Instanz  besteht  ak 
zweite  Instanz  das  MiKtär-Appellations-Gerioht  und  als  dritte  Instanz 
der  oberste  Militär-Justiz-Senat  im  Armee-Ober-Commando. 

In  der  zweiten  und  dritten  Instanz  ist  die  Straf-  und  die  Pri- 
vat-Rechtspflege  vereinigt;  in  der  ersten  Instanz  ist  diess  nur  bei 
den  Regiments-  und  InvaJidenbaus-Gerichten  der  Fall,  während  die 
Gamisons-Gerichte  nur  die  Straf-Rechtspflege  und  die  LandesrMili- 
tär-Gerichte  nur  die  Privat-Rechtspflege  auszuüben  haben.  In  aHen 
die  Gränzen  der  Disciptinar-Strafgewalt  überschreitenden  Strafliülen 
entscheidet  ein  aus  Individuen  desselben  Truppen-Körpers  zusammen- 
gesetztes Kriegsgericht 

Die  Militär-Seelsorge  war  von  jeher  gut  bestellt  und  auf 
die  Grundsätze  der  religiösen  Gleichheit  gebaut;  denn  es  ist  Fttr^ 
sorge  getrcrffen,  dass  den  Soldaten  aller  Religions-Bekenntnisse,  sie 
m(^n  der  christlichen  Kirche  katholischer,  evangelischer,  grie* 
diischer  Confession  oder  dem  mosaischen  Glauben  zugethao  sdn, 
der  Trost  der  Religion  womöglich  im  gleichen  Maasse  gespendet 
werde. 

Zur  Ausübui^  der  militärgeistlichen  Jurisdiction,  sowie  ztir 
Pflege  und  Leitung  der  Seelsoi^  sind  in  der  Armee  die  im  Stan- 
des-Verbände  der  Truppen  und  Armee -Anstalten  befindlichen  MtH« 
tär-Seeleorgen,  die  zu  diesem  Standes-Verbande  nicht  gehörigen 
Gamisons-Seelsoi^n,  über  beide  die  Peld-Superiorate  und  in  höch- 
ster Linie  das  apostolische  Feld- Vicariat  des  k.  k.  Heeres  aufgestellt 


*  Kaiserliche  VerordnuDg  rom  15.  Januar  1855. 
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.  In  Angelegenhaten  des  Militftr-Verpflegswesens  war  in 
Oesterreich  immer  fllr  das  Aufbringen  der  nIVdiigen  Menge  gesorgt; 
weniger  genau  war  man  im  Beisteilen  zur  rechten  Zeit  und 
am  rechten  Orte.  •  Man  stellte  daher  in  neuester  Zeit  an  die  Spitze 
der  Yerpäegs-Bremche  einen  General,  und  unterordnete  den  daft 
Yerpflegswesen  Dirigirenden  in  Kriegszeiten  unmittelbar  dem  Oene- 
ral-QuartiermeisteivStabe)  welcher  die  Dislocation  und  Bewegungs- 
richtungen der  Truppen  nach  Raum  i|nd  Zeit  am  besten  kennt  und 
somit  am  besten  für  das  richtige  Beistellen  der  Verpflegs-Erforder-* 
nisse  interveniren  kann.  Selbst  die  Leitung  der  Armee -Reserve* 
Anstalten  und  insbesondere  der  Corps^Colonnen-'Magazine  erfolgt  nun 
unmittelbar  durch  OflSdere  des  General-QaartiermasternStabes,  und 
ein  eigenes  Train-Goramando  sorgt  fiir  die  innere  Ordnung  dieser 
Beserve^Anstalten.  Die  Beseitigung  der  dieser  Branche  fast  allent« 
halben  anklebenden  Missbräuche  wurde  energisch  angestrebt,  und 
Bedacht  darauf  genommen,  dass  der  Einkauf  der  Mund vorräthe  den 
producirenden  Gebietstheilen  zum  Gewinne,  picht  aber  den  Gon-^ 
sumtions-Hauptorten  zur  (vermeidbaren)  Yertheuerung  des  Bedarfes 
gereiche»  Mit  fremden  Regierungen  wurden  behufs  der  Truppen- 
Verj^egung  Verträge  geschlossen  und  zwar  mit  Russland  (10.  Juni 
1849)  zur  Verpflegung  dar  russischen  Hilfstruppen  in  Oesterreichf 
femer  mit  Parma  (3.  Juli  1849),  Toscana  (22.  April  1850)  und 
Baiem  (15.  März  1851)  zur  Verpflegung  österreichischer  Truppen 
im  Auskmde*  Das  Detail  des  Militär-Verpflegswesens  wird 
durch  die  Verpflegs-Bezirksleiter  besorgt,  welchen  die  Regie-  und 
Verreohnupgs-Hauptmagaziue  und  die  als  flliaUAnstalten  derselben 
hier  und  da  aufgestellten  Vorratha-Verpflegs-Magazine  unterstehen* 
Das  Monturwesen,  sowie  die  Bewaffnung  und  Ausrtt« 
stung  der  Armee  ward  grossen  Veränderungen  unterzogen.  Wir 
sehen  nunmehr  die  Truppen  einfacher  und  zweckmässiger  adjustirt^ 
grösstentheils  mit  neuen,  besseren  Waffen  versehen,  und  Mann  und 
Pferd  in  praktischer  Weise  angerüstet.  Auch  die  Train-Anstalten 
wurden  wesentlich  verbessert,  und  durch  besondere  Normen  ist 
vorgedacht,  diese  Anstalten  mit  Schnelligkeit  der  verschiedenen 
Natur  der  Kriegsschauplätze  anzupassen.  Die  Elisenbahnen  in  den 
nördlichen  Nachbarländern  und  die  Saumwege  Bosnien''s  erfordern 
jedenfalls  andere  <  Transport- Mittel  und  Zusammensetzungen  der 
Train  •>  Anstalten. 

Das  Kanzlei-  und  Rechnungswesen  wurde  ebenfalls  durch 
neue  Normen  geregelt  und  vereinfacht 
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In  BeKttg^  der  BeBoldaBfgen  und  Pensionen  txaten  filr  das 
ganze  Heer  weaentUehe  VerbeaBerungen  ein,  wie  nun  audi  die 
Entschädigungen  der  Unterthanen  fiir  die  Militär*Rinquartie- 
rung  und  die  sonal^en  Leistungen  an  durchatehende  Truppen  filr 
alle  Kronländer  in  gerechter  Weise  geordnet  sind  '• 

Das  Unterriehtswesen  wurde  in  neuester  Zeit  gfinxlidi  um* 
gestaltet  und  auf  die  «mfiissendste  Grundlage  gebaut  Nicht  Ab- 
kunft oder  Reichthum^  sondern  einzig  und  allein  Talent  und  Fleisa 
geben  den  Ausschlag.  Dem  Abkömmlinge  jedes  Stfmdea,  dem 
Fttrsteaaohne  wie  jenem  eines  dnfiushen  Soldaten  i,  stehen  bei  Bt>* 
ftbigung  die  höchsten  MilitäivSehulen,  und  nadi  dem  mit  Auszeich* 
nung  zurückgelegten  Lehr-Gurse  die  gleiche  schöne  Zukunft  ofimi» 
Sowohl  die  Truppen-Schulen  als  die  Militftr«ErzidiungBanatalicn  «pd 
nun  auf  das  passendste  eingeiiobtet,  wie  aueh  neu  «atworfene  Be« 
glements  für  das  Abiiebteiii,  Baceroirea  und  die  grösseren  Waffen- 
Übungen  der  Truppen  zu  deren  kriegerischer  Ausbildung  wesentKeh 
beitragen^  Selbst  fttr  die  Mifitär-Verwaltung  wurde  eine  eigene 
LAifainzel  errichtet 

Die  Militär-Kldungsanstalten,  welche  frtther  aus  isolirten  Insfr* 
tuten  bestanden,  wurden  zu  einem  organisch-gegliederten  Systeme 
verbunden  und  vervollständigt  Sie  zerfiiUen  in  die  eigenüichea 
Hilitär-Bildungsanstalten  und  die  höheren  Militär-Lehr* 
anstalten.  Erstere  werden  eingetheilt  in:  a)  10  Militftr-Un- 
ter-£rziehungshäuser  mit  einem  vieqfthrigen  Lehr-Cuise,  au 
welchem  Militftr-Waisen  und  Militär-Kinder  im  Alter  von  7  Jahren 
aufgenommen  werden;  nach  Beendigung  des  Curses  treten  die  v<h> 
zttghchsten  Zöglinge  in  die  Oadeten-Institute,  die  anderen  in  die 
Ober-Eiziehungshäuser;  b)  10  Militär-Ober-Erziehungshäu- 
ser, weldie  die  Fortsetzung  der  Unter-Enäehungshäuser  bilden; 
der  Eintritt  erfolgt  aus  letzteren,  oder  direct  aus  dem  älterliohen 
Hause  im  Alter  von  11  Jahren;  nach  beendigtem  vierjährigen  Lehr- 
Cufse  tritt  die  fttr  die  Infanterie  bestimmte  Mehrzahl  der  Zö(^ge 
in  eine  der  6  Infanterie-Schul*Oompagmen,  um  nach  Vollendung  eines 
zweijährigai  praktischen  Curses  als  wirkliche  Coiporäle  mit  der 
Feldwebels*Au8zeichnung,  als  Gefreite  mit  der  Corporak-AuszeiQh« 
nung,  als  Gefreite  oder  als  Gemeine  je  nach  dem  Grade  der  Aua- 
bildung  übersetzt  zu  werden,  während  eme  Anzahl  anderer  Zöglinge 
in  eine  der  2  Gavallerie-Schul-Escadronen,  5  Artillerie-,  2  Grftnz« 

>  Kaiserliehe  Verordnung  vom  15.  Ifai  1861. 
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Sehul-CoinpagDieii,  die  C^eiue-,  die  PSonnier-  und  Flottillen -^  oder 
die  Marine^bul-Compagnie  gelangt;  c)  4  Cadeten-Institute, 
in  welche  die  Aalhahme  aus  der  Privat-Endehung  oder  aus  den 
Unter -Ekrriehungshäusem  gesehieht;  der  Lehr-Cors  dauert  vier 
Jahre,  nach  dessen  Beendigung  die  Zöglinge  in  eine  der  vier 
Akademien  übertreten,  und  nur  die  weniger  beiUiigten  in  die  Ober- 
Erziehungsbänser  versetzt  oder  ihren  Aeliem  zurückgegeben  wer- 
den; d)  4  Militär-Akademien,  nämfieh  die  Wiener-Neiistädter, 
die  Qenie-,  Artillerie-  und  Marine -Akademie,  in  welche-  die  Zög- 
linge aus  den  Cadeten-Institutai ,  oder  nach  bestandener  strenger 
Vorprüfung  aus  der  Privat -Endehung  aufgenommen  werden;  d^ 
Lehr^Curs  besteht  aus  vier  Jahrgftngen,  nach  deren  Vollendung  die 
Zöglinge  in  die  Armee,  und  zwar  die  aus  der  Wiener-Neustüdter 
Akademie  zur  Infanterie  oder  Cavallerie,  jene  aus  der  G^nie- Aka- 
demie zu  den  Ctenie-Trupp^i  oder  Pionnieren  (itar  welche  letztere 
in  den  beiden  letzten  Jahrgftngen  abgesonderte  Vorträge  gehalten 
werden),  jene  aus  der  Artillerie-Akademie  zur  Artillerie  als  Lieute- 
nants %  Glasse,  jene  aus  der  Marine-Akademie  zur  Marine  als  Cadeten 
eingetheilt  werden.  Bei  nicht  genügendem  Erfolge  der  Studien 
werden  sie  als  Cadeten  in  die  betreffende  Waffe,  bezüglich  der 
Marine  zur  Marine-Infanterie  übersetzt  Die  besten  Schüler  aus  den 
Schol-Gompagnien  der  Special- Waffen  werden  in  die  Artillerie-  und 
Genie- Akademie  als  Frequentanten  zugelassen ,  und  treten  noch  der 
Austritls-Prttfung  als  Lieutenants  2.  Classe  in  ihre  Waffe  zurück. 
In  den  Mihtär-Endehungshäusem  werden  3.000  Aerarial-  und  000 
zahlende  2Söglinge  angenommen;  in  den  Cadeten-Institaten  and 
Akademien  belauft  sich  die  Oesammtzahl  der  Zöglinge  auf  1.680, 
worunter  1.150  MiHtär-Aerarial-Zögünge  (nämlich  958  nrit  Militär- 
Frei-  und  200  mit  MiHtär- Halbfreiplatzen  versebene),  221  Staats-, 
ständische  und  Privat- Stiftlinge  und  300  zahlende  Zöglinge.  Die 
(von  904  auf  959  erhöhten)  Militär-Freiplätze  werden  (mit  Aus- 
nahme der  in  die  Cadeteo-Institute  gelangenden  vorzüglichsten  Zög- 
linge der  Unter -EniehungshättseO  nur  Söhnen  unbemittelter  Offil- 
oiere  veriidien,  während  Söhne  bemittelter  oder  in  höheren  Char- 
gen stehender  Offidere  mit  halt>en  Frdplätzen  bedacht  werden. 
Die  höheren  Militär-Lehranstalten  sind:  1.  das  Militär* 
Lehrer-Institut,'  mit  einem  Jahres-Curse  und  der  Bestimmung, 
tüchtige  Lehrer  ftar  die  Militär -Erziehungshäuser  henuisubilden ; 
2.  das  Militär-Central-Equitations-Institut  zu  Wien  als 
o][)erste  Lehranstalt  der  Oavallerie  (nebst  einem  Equitations^Institute 
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filf  die  Aftillerie  zur  AadbiMimg  de»  ArtOterie-Treias,  insbesoadere 
der  Gesebützesbespannung,  ebeoiUls  in  Wien);  3.  der  höhere 
Artillerie-  und  Oenie-Gurs  bd  den  bezttglidien  Akademien^ 
in  welchen  besonders  befthigte  Offidere  dieser  Waffen,  welche  ab 
solche  mindestens  zwei  Jdire  bei  der  Truppe  vorzüglich  gedient 
haben,  zu  ihrer  höheren  Ausbildung  in  wissensdiaftlicher  und  tech* 
niseber  Beziehung  aufgenommen  und  nach  ausgezeichneter  Znrttdt* 
legung  dieses  zwegährigen  Curses  zu  Oberlieutenants  in  ihrer  Wafle 
bef^ert  werden  sollen  (doch  besteht  bis  zur  Verlegung  beider 
Akademien  nach  Wiener-Neustadt  nur  der  höhere  Grenie-Cors  wirk^ 
lieh);  .4.  die  Kriegsschule  mit  der  Bestimmung,  Officieie  aller 
Waffen  för  höhere  Chargen,  vorzugsweise  aber  itlr  den  Cteneral^ 
Stab  heranzubilden;  die  Aufzunehmenden  müssen  als  Offidere  min^ 
destens  zwei  Jahre  bd  der  Truppe  vorzüglich  gedient  haben,  nicht 
über  26  Jalure  alt  sein  und  die  vorgeschriebene  Prüfung  abgelegt 
haben;  nach  vorzüglicher  Absolvirung  der  (dnen  zwegi&hrigen  Lehr*. 
Curs  umfassenden)  Kriegsschule,  welche  unabweislichß  Becfingung 
ftr  die  Zutheilung  zum  Generalstabe  bldbt,  werden  die  AustreteB<* 
den  zu  Oberlieutenants  befördert  Die  Orünz-Schul-Compag-* 
nien  haben  den  Zweck,  den  Grftnz-Regiknentem  tüchtige  Oflider»* 
Candidaten  zu  liefern;  ihre  Zöglinge  werden  nach  dnem  dreyfth* 
rigen  Curse  als  Cadeten,  Vice-Corporftle  und  Geirdte  je  nach 
ihrer  Ausbildung  in  die  Grftnz^B^menter  dngetheilt  Die  ala 
Commandanten  oder  Professoren  in  den  Miiitär-Bildungsansteltea 
angestdlten  Offidere  erhalten  due  monatliche  Zulage  und  rücken 
nach  sechsjähriger  Verwendung  in  einer  und  dersdben  .Chaige  in 
die  nüchst-höhere  (bis  zum  Hauptmann)  vor;  die  als  Lehrer  und 
Gehilfen  verwendeten  Unteroffidere  (welche  aus  dem  Militfir-Lehra^ 
Institute  hervoi^egangen  sein  müssen)  erhalten  eine  nach  sech^fth« 
riger  Verwendung  steigende  Zulage,  und  werden  bd  sonstiger  Eig- 
nung zu  Lieutenants  %  Classe  befördert  *, 

Die  medicinisch-chirurgische  .  Joseph^s-Akademie 
zur  Heranbildung  von  Militär -Aerzten,  wdches  Institut  im  Jahre 
1848  aufgehoben  worden  war,  wurde  mit  erwdterter  Ausstattung 
wieder  in  Wirksamkdt  gesetzte 

Zur  Anregung  und  Belohnung  för  rdn  militärische  Leiston« 
gen  wurden  nebst  den  bereits  bestehenden  Orden  und  Medaillen 

# 

I  Kaiserliche  Verordnung  vom  12.  Ffebmar  1852. 
^  Allerhöchste  Enlachliesaang  Tom  13.  Februar  1654 
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noch  das  Militilr-Verdieostkreuz  ^  die  ailbeme  Tapfeikeito^MedaiUe 
IL  Glaaee  und  das  MUitftr-DienstKeichen  gestiftet  %  Howie  den  mit  Me: 
daiUen  wiederfaplt  ausgezeichiieteii  UoterofficiereD  uad  SaMatep  gestat* 
iet  ward,  Medaillen  verschiedenen  Orades  neben  einander  «u  ttageo '» 

Für  die  Yersorgang  gedienter  Militärs  wurden  ip  depr 
Keuzeit  einige  besonders  wohlihätige  und  aoerlLeniienswerthe  Beir 
Stimmungen  erlassen«  Die  su  den  Feldkriegsdiensten  untauglichef 
Ofiiciere  fiiUen  nun  nicht  mdur  dem  Staatsschatse  aossehliessUch  sup 
Last,  da  jetzt  gesetzlich  darauf  gehalten  wird ,  sie  bd  der  Militttp* 
Verwaltung,  in  Kanzleien  oder  sonst  im  Staatsdienste  unterzubriogei^ 
und  eben  hierin  wird  sich  mit  der  Zeit  der  grosse  Nutzen  d^ 
tesseren  Militär* Schulen  bewähren,  welche  die  Indiyidueo  auch 
für  dieise  Zwecke  heranbilden.  Grienten  Unteroffideren  und  ge»* 
meinen  Soldaten  ist  femer  die  Möglichkeit ,  einer  Ueibenden  Ter- 
»orgaag  auch  ausser  dem  Militär- Stande  dadurch  gegebeti,  das9 
sämmtliche  minderen  Staats-  und  OemeindcDienste  (als:  Dieneiv 
und  Maoipulations-Posten  bei  sämmtUchen  landesftlrsüichen  Aemr 
lern,  sowie  die  dem  executiven  unteren  Dienste  angehörigea  Posten 
bei  den  Staats-Eisenbahnen,  der  Post-  und  Telegmphen- Anstalt, 
den  Berg»,  Forst-  und  Salineo-Aemtem,  den  Aerarial-Fabrikea) 
die  Stellen  des  Feld-  und  Wald*  Aufsichts-,  unteren  Markt-,  Strassenr 
«ad  Sicherheits-Personales)  ausschliesslich  nur  durch  sie  besetzt 
werden  dffifeu,  und  dass  auch  die  grösseren  Privat«- Institute  und 
Industrie- Unternehmungen  aufgefotdert  wurden,  bei  Verleihung 
geeigneter  Stellen  besonders  auf  gediente  UnteioflFiciere  und  Sotda- 
ten  Rücksicht  zu  nehmen  \ 

Derartige  Verfügungen  haben  zwar  immer  bestanden;  die 
neuesten  unterscheiden  sich  aber  von  den  frtlheren  wesentlich  dar 
durch,  dass  gesetzlich  auch  ein  ControkT Organ  in  der  gemischten 
Commission  zur  Unterbringung  gedienter  Militärs  bei  dem  Armee- 
Ober -Commando  besteht,  um  die  Handhabung  des  Gesetzes  zu 
überwachen,  und  die  Aemter  und  Plätze  bezeichnet  sind,  welche 
nur  durch  Officiere  und  Unteroffldere  besetzt  werden  können. 
Durch  diese  Verordnung  wird  nicht  nur  Jenen,  welche  längere 
Zeit  im  Heere  gedient,  eine  lebenslängliche  Versorgung  dar-; 
geboten,  sondern  es  wird  auch  im  Heere  selbst  ein  vollzähliger 

*  Kaiserliche  Vonordnnng  vom  24.  Oetober  1849. 

'  Kaiserliche  VerordnaDg  vom  23.  September  1849. 
>  Minist -Erlass  vom  6.  Juni  1849. 

*  Kaiserliehe  Verordnung  vom  19.  December  1853. 

V.  Czocrnig,  Oesteireich's  Neugestaltung.  43 
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^tand  ausgebildeter  Uoterofllksiere  und  eingeübter  Soldat^i  er- 
adelt)  indem  bei  den  gedachten  Besetzungen  vorerst  auf  Feld- 
webel und  gleichgestellte  Chargen,  dann  auf  Corporäle,  welche 
swei  Capitulationen,  worunter  eine  als  Freiwillige ,  gedient  haben, 
femer  auf  Unterofficiere,  welche  noch  vor  vollstreckter  Gapitulation 
durch  dienstliche  Anlflsse  invalid  wurden,  dann  auf  Unterofficieie 
(zuerst  der  technischen,  dann  der  Qbrigen  Truppen -Körper),  welche 
mindestens  vier  Jahre  über  die  pflichtmfissige  Gapitulation  fortgedieni 
haben,  endlich  auf  Gefreite  und  Gemeine,  welche  mindestens  eine  Oa* 
pitttktion  als  Freiwillige  zurückgelegt  haben  oder  vor  Vdlendung 
derselben  dienstlich  invalid  wurden,  Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Ein  seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  fast  gftnzlich  vemadiUlssig- 
'ter  Gegenstand  war  das  Befestigungswesen  der  Monarchie. 
Vorschlftge  waren  zwar  genügend  eingelaufen^  aber  es  unterblieb 
meist  die  Ausitihrung.  Die  Verstärkung  der  Plätze  Verona,  Komom, 
Linz  und  die  Tlialsperren  in  Tirol,  bei  Brixen  und  Nauders,  waren 
die  wichtigsten  der  vor  dem  Jahre  1848  ausgefilhrten  Arbeiten. 
Die  Vorschläge  hierzu  gingen  ausschliesslich  vom  Genie-Corps  aus. 
G^enwärtig  besteht  eine  permanente  Central-Befestigung»* 
Commisaion,  zusammengesetzt  aus  höheren  OSicieren  des  General«» 
Quartiermeister-  und  Genie-Stabes,  welche  unter  dem  Vorsitze  dea 
General -Quartiermeisters  Seiner  Majestät,  Fddzeugmeisters  Freiherm 
von  Hess,  über  Alles  zu  wachen  hat  was  auf  die  militärische 
Befestigung  des  Staates,  sowie  die  Operations -FKhigkeit  inner» 
halb  desselben  ESnfluss  nimmt  Die  Thätigktit  dieser  Commisaiott 
während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestandes  kann  in  der  That  eine 
ausserordentliche  genannt  werden;  ihr  Hauptaugenmerk  war  auf 
die  Sicherung  der  Insher  ganz  c^n  gebliebenen  Nordost- Grinze 
der  Monarchie,  welche  von  der  galizischen  Ebene  bis  zur  grossen 
nach  Mähren  reichenden  Querfurche  rieh  hinzieht,  gerichtet,  za 
•weldiem  Behufe  sie  auch  die  rasche  Herstellung  der  dort  im  Baue 
begrifTenen  Staats-Eisenbahnen  forderte,  indem  —  wie  bei  den 
Römern  gebräuchlich  —  ein  Theil  der  Armee  selbst  dazu  verwen- 
det wurde.  Die  Befestigung  von  Krakau  und  die  Verstärkung 
anderer  Orte,  sowie  verschanzte  Lager  (das  Haupt-Pivot  der  heuti- 
gen Befestigungskunst)  sind  auf  diese  Weise  wie  aus  dem  Boden 
erwachsen.  Die  Vollendung  der  Staats-Eisenbahn  von  Krakau  bis 
Debioa  in  einer  ungewöhnlich  kurzen  Zeit  war  ebenfalls  durch  die 
Central-Befestigungs-Commission  hervorgerufen. 

Auch  ftlr  die  k.  k.  Militärgränz-Länder,  d.  h.  ftlr  die 
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kroatiach-slavoiiische  und  die  serbisch -baoaüsche  MiKtärgräuze 
(nachdem  das  siebenbürgische  MilKärgränz- Institut  aufgehoben  und 
dessen  Gebiet  mit  dem  dortigen' Pro vinciale  vereinigt  worden)^  sind 
die  alten  Grundgesetze  einer  Revision  unterzogen  und  den  Bedarf* 
nissen  der  Neuzeit  angepasst  worden. 

Durch  das  höchst  wichtige  Grundgesetz  für  die  kroatisch- 
shvonische  und  serbisch -banatische  Militärgrftnze  wurden  das 
LehensverhältnisS)  welchem  der  dortige  gesammte  Grund- 
besitz unterworfen  war,  und  die  daraus  abgeleiteten  unentgeltlichen 
Arbeitsleistungen  für  das  Aerar  aufgehoben,  und  den  Glrilnz- 
Communionen  ihre  Besitzungen  für  sich  und  ihre  Nachkommen  als 
wahres  beständiges  Eigenthum  zuerkannt.  Die  weiteren  wesent- 
lichen Bestimmungen  dieses  Grundgesetzes  sind  folgende:  lieber- 
nähme  der  Bekleidung  und  Verpflegung  der  Gränzer  auf  Staats- 
kosten, wenn  sie  im  Dienste  sind,  Abkürzung,  der  Dienstzeit,  frae 
Bewegung  des  Gemeindelebens,  Geltung  der  Landessprache  in 
administrativen  Geschäften,  bei  Gerichte  und  in  den  niederen  Schu- 
len (die  Militär- Dienstsprache  ist  die  deutsche).  Die  Militäi^ränze 
und  das  gleichnamige  Provindde  bilden  zusammen  ein  Landesge- 
biet, haben  jedoch  gesonderte  Verwaltung.  Den  Gränzern  wird 
der  freie  Holzbezug  zu  häuslichen  Bedürfhissen  aus  den  Staata- 
Waldungen,  unentgeltliche  Weide,  Eicheln-  und  Bucheinsammlung 
für  den  Bedarf  des  eigenen  Viehstandes,  dann  unentgeltliche  Kasta- 
niensammlung gewährt.  Der  Grundbesitz  theilt  sich  in  unveräusser- 
liches Stammgut  und  freies  Ueberland.  Mit  dem  Grundbesitze  ist 
die  WafTenpflicht  verbunden,  das  patriarchalische  Leben  wird  als 
National-Sitte  unter  den  Schutz  des  Gesetzes  gestellt.  Alle  bei  dem 
Hause  conscribirten  Personen,  die  Dienstboten  angenommen,  bilden 
die  Familie,  in  welcher  der  älteste  fllhige  und  dienstfreie  Mann  in 
der  Regel  die  Stelle  des  Hausvaters  (neben  welchem  es  eine  Hausmutter 
gibt)  führt;  er  wird  durch  die  Familiengenossen,  und,  wo  diese  sich 
nicht  einigen ,  durch  den  Gtemeindeausschuss  gewählt  Das  gemein- 
sam Erworbene  ist  Hausgut,  welches  zur  Bestreitung  des  Unter- 
haltes aller  Familienglieder  dient;  der  Hausvater' legt  Über  die  Ge- 
barung den  Hausgenossen  Rechenschaft,  deren  Mehrheit  bei  jedem 
wichtigen  Geschäfte  zustimmen  muss.  Von  dem,  was  ein  Hausge- 
nosse mit  Zustimmung  des  Hausvaters  erwirbt,  muss  er  einen  Theil 
an  die  gemeinschaftliche  Hauscasse  abliefern '. 

*  Kaiserliches  Patent  vom  7.  Hai  1850. 
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Die  Verwaltung  der  Milit  arg  ranze  ist  durchaus  militllrisch 
organisirt  \  und  die  CSvil-Oesetze  finden  daselbst  nur  insoweit  An- 
wendung, als  diess  ausdrücklich  erklilrt  ist  Gegenwärtig  bestehen 
swei  Landes-General-Commanden  (das  kroatisch-slavonische  zu  Agram 
und  das  serbisch -banatisehö  zu  'Temesvär),  welche  in  Beziehung 
auf  ihre  Amtsgebiete  einen  umfassenda'en  Wirkungskrds  haben ,  als 
die  Militär -yerwallungsbehörden  in  den  Übrigen  Kronländem.  Den 
Cliefs  sind  die  nöthigen  Ofliciere,  femer  eine  Bau-<,  Rechnungs-, 
Schul-  und  Wald-Direction ,  der  dirigirende  Ober-Stabsarzt  und  das 
übrige  Dienst- Personale  untergeordnet  Die  Militäi^r&nze  ist  in 
14  Regiments-Bezirke  eingeth^It,  in  deren  jedem  ein  Regiments- 
Com  man  da  nt  die  gesammte  Militär-  und  Civil-Yerwaltung  leitet; 
nur  die  freien  Militär -Ck>mmunitäten  sind  von  seiner  Jurisdiction 
ausgenommen.  2iehn  Bezirke  steheu  unter  dem  Landes-General* 
Gommando  zu  Agram,  vier  nebst  dem  selbstständig  organisirten 
Titler  Infanterie-Gränz-Bataillon  (das  ehemalige  Czajkisten-Bataillon) 
unter  jenem  zu  Temesvär.  Jeder  Regiments-Bezirk  zerfällt  in  12i^ 
das  Titler  Bataillon  in  6  Compagnie- Bezirke,  deren  Verwaltung 
durch  den  Hauptmann  Gompagnie-Commandanten  besorgt 
wird.  Jeder  Compagnie-Bezirk  umfasst  mehrere  Gemeinden,  die 
durch  ihre  Orts  ältesten  vertreten  werden^  ausserdem  ist  jeder 
Gemeinde  ein  OfHcier  als  Stations-Commandant  und  ein  Ort»- 
richter  aus  dem  Stande  der  Mannschaft,  welcher  die  Local-Polizei 
zu  besorgen  hat,  vorgesetzt  Zur  Leitung  des  Forstwesens  bestehen 
eigene  Gränz-Wald-Directionen  und  für  das  Bauwesen  eigene  Gräns- 
Bau-Direcüonen.  Die  freien  Militär-Communitäten  Zengg,  Cark>> 
pago,  Bellovär,  Ivanich,  Petrinia,  Kostainicza,  Brood,  Semlin,  Kario- 
witz,  Peterwardein,  Panczova  und  Weisskirchen,  welche  die  Mittel- 
puncte  der  Militärgränze  ftlr  Industrie  und  Handel  bilden,  stehen 
unter  Magistraten,  welchen  die  Stadtwachen  unter  den  Stadt- 
wachtmeistern zu  Gebote  gestellt  sind^  Die  Gerichtspflege 
wird  in  erster  Instanz  von  den  Regiments-Gerichten  und  Lande»- 
Militär-Gerichten,  in  den  Communitäten  von  den  Magistraten  ge- 
handhabt; mit  jenem  zu  Zengg  ist  ein  Handels-,  Wechsel-  und  See- 
Gericht  vereinigt  Die  Berggerichtsbarkeit  wird  von  dem  Landes- 
Militär-Gerichte  zu  Agram  und  dem  Regiments-Gerichte  zu  Weisa- 

'  Minist -Erlass  vom  28.  Juli  1851. 

'  Die  Hafen-  und  See-Sanitätaämter  der  Militärgränze  sind  bei  dem 
bezüglichen  Verwaltungszweige  erwähnt  worden.  * 
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kirchen  ausgeübt  Die  Compagnie-CommandeD  bilden  eine  Art  von 
Vergleich^ComoiideiorieD  zur  gtitliehen  Beilegtmg  gewisser  Rechts- 
ansprifche;  für  die  unentgeltliche  Vertretung  der  weniger  beniittel- 
ten  GtätHEer  sind  eigene  Grftnz-Prbcuratoren  angestellt  Die  Anf- 
acht über  die  Schulen  filhrt  der  Yerwaltungs-Oflnder;  die  Schür 
len  eines  Regiments-Bezirkes  (einer  Communität}  stehen  unter  einer 
R^imeutS-  (Communitäts-)  Schul-Commisfiion^  eigene*  8ehul'>Dire<y 
tionen  bestehen  eü  Karbtadt^  Agiam,  Petrinia  und  TemesTdn 

Mit  der  im  Jahre  1857  erfolgten  Reorganisation  aller  Armee^ 
Verwaltungszwe^  trat  auch  in  der  Rcöhnunga-Oontrole  eine  wesent- 
liche Aenderung  ein.  Die  bisherige  Hoikriegs-Buchhaltung  trat  unter 
der  Benennung  ^Genti-al- Militär -Rechnungs-Departeotient^  aus  der 
Dqpendens  von  der  obersten  Rechnungs- Controls -Behörde  in  jene 
vom  Annee-Qber^Ck)minando,  und  bildet  zugleich  eine  Hilfsbehörde 
des  letzteren  in  Rechnungs- Angelegenheiten.  Der  Wirkungskreis 
dieser  Centrat-Redinungsbehörde  wurde  vereinfacht  und  besteht  in 
der  Verfassung  des  jährlichen  Voranschlages,  in  der  Herstellung 
der  monatliehen  und  jährlichen  HauptrechnungsabschlOsse  fbr  die 
Armee )  in  der  Prüfung  der  Casse-Joumale  dies  Universal-Kriegszahl- 
amtes  und  der  Universal-Militär-Depositen- Administration,  in  der 
Prüfung  der  sämmtlichen  Medicamenten-Rechnungen  und  der  Wirth- 
schaftsrechnungen  der  Militär -Gestüte.  Die  weitere  Rechnungs^ 
Controle  üben  zehn  Landes-Rechnungs-Departements,  je  eines  in 
der  Station  jedes  Laüdes-6eneral-Commando'*s,  mit  dessen  Amts- 
bereiche der  Wirkungskreis  des  ersteren  zusammenfiillt  Dieselben 
prüfen  alle  von  den  im  bezeichneten  Amtsbereiche  befindlichen 
Truppen-  und  Armee -Anstalten  eingesendeten  Rechnungen  und 
Journale  über  den  Stand,  die  Geld-,  Naturalien-  und  Material- 
Gebarung,  belichtigen  die  etwa  gefundenen  Mängel  im  Wege  des 
Rechnungs -ProcesSes,  summarisiren  das  Endergebuiss  der  Elech- 
nungen  nach  den  einzelnen  Körpern,  und  stellen  die  sowohl  monat- 
lich als  am  Ende  des  Militär -Jahres  an  das  Central-Departement 
einzusendenden  Rechnungsabschlüsse  über  den  gesammten  Geld- 
emp&ng  und  die  Verwendung  Air  den  eigenen  Amtsbereich  zu- 
sammen. Sie  sind  unmittelbar  dem  Armee-Ober-Commando  unter* 
geordnet,  stehen  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  mit  den  von 
ihnen  oontrolirten  Körpern,  sondern  fuhren  den  Rechnungs-Process 
im  Wege  des  Landes -General-CommandQ's  durch.  Verschiedene 
Truppen -Körper  bilden  ftir  sich  selbstständige  Rechnungskörper, 
bei  deren  jedem  eine  eigene.  Rechnungskanzlei  aufgestellt  wirdi 
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DMnenüieh :  bei  der  Linien-InfiiDterie  die  ersten  drei  FeMbetailbne^ 
wenn  sie  detachirl  sind,  dann  das  vierte  FeldhataiUonv)  das  Depdt- 
ond  das  Oienadier-Bataillon,  jedes  abgesondert)  während  der  Kriega» 
Formation,  bei  den  Qränz-Ik^inientem  die  ausmarschirend^  Ba- 
taälone,  bei  den  JSgem  jedes  Bataillon  des  Jäger-Regiments,  endlieh 
jedes  einzelne  Feldjäger  -  Bataillon  ^  sowohl  auf  dem  Kriegs- 
ais Friedensfusse.  Jeder  Rechnungs- Körper  sendet  srine  Rech- 
nungen an  das  Landes-Rechnunga^Departement^  in  dessen  Amtsbe- 
reiche er  sich  befindet;  die  bei  einer  mobilen  Armee  eingetheilten 
Rechnnngskörper  aber  senden  ihre  Rechnungen  jederzeit  an  das 
Landes-Rechnungs-Departement  in  Wien  ein.  Der  otiersten  Rech- 
nungs-üontrob-Behörde  ist  auf  das  Reebnungswesen  der  Armee  der 
zuständige  Einfluss  durch  eine  bei  derselben  eigens  aufgestellte  OeneraU 
Becfanungs-Inspection  der  Armee  gewahrt  Der  General-Rechnungs- 
Ihspectpr  hält  den  Stand  des  Rechnungswesens  der  Armee  uiiaus- 
gesetzt  im  Auge,  veranlasst  die  Hintanhaltung  von  Rechnungs-Rück- 
ständen^  überwacht  die  Amtshandlungen  des  Rechnungs-Departe- 
ments, verschafft  sich  durch  öftere  Bereisung,  sowie  durch  lieber- 
prUAing  bereits  censuiirter  Rechnungen  die  Uebeizeugung  von  der 
Gründlidikeit  derselben,  und  bringt  alle  im  Rechnungswesen  wahr- 
genommenen Mängel  und  Gebrechen  behufs  der  erforderlichen  Ab- 
hilfe zur  Kenntniss  der  oberen  Militär-Behörden,  oder  nach  Um- 
ständen der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde^  welche  hierauf 
den  weiteren  instructioDsmässigen  Einfluss  nimmt. 

Nach  der  gegenwärtigen  Etntheilung  besteht  das  k.  k.  öster- 
reichische Heer  aus  folgenden  Theilen: 

A.    Die  Truppen. 

L  Die  k.  k.  Leibgarden  und  Hofburgwache.  K.  K.  erste 
Arcieren-Leibgarde  (beritten),  k.  k.  Trabanten-Leibgarde,  k.  k.  Leib- 
garde-Gendarmerie (beritten),  k.  k.  Hofburgwache. 

n.  Die  Infanterie.  62  Linien -Infanterie -Regimenter,  14 
National-Gränz-Infanterie-Regimenter,  1  Titler  Gränz-Bataillon,  das 
Kaiser-  (Tiroler-)  Jäger  r  Regiment,  5  Jäger -Bataillone  zu  6  Com- 
pagnien,  20  Jäger-Bataillone  zu  4  Compagnien,  14  Compagnieo 
Sanitäts  -  Truppen. 

HI.  Die  Cav al lerie.  8  Kürassier-,  8  Dragoner-,  12  Huszaren-, 
12  Uhlanen-Regimenten 

lY.  Die  Artillerie.  12  Feld- Artillerie-Regimenter,  1  Kttsteo- 
Artillerie-Regiment,  1  Raketeur-Regiment 
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V.  Die  technischen  Trappen.  12  fit^llone Gemeiruppen^ 
6  Bataillone  Pionniefe,  3  Brttcken-Bespannunga-Depdta^  3  Pionnierr 
Zeug»-Dep6t8n  das  Flottillen-Corps. 

VI.  Das  Fuhrwesen-Corps.  7  Landes-Fubrwesena-CooH 
manden,  24  Fuhrwesens-Traasports-Eacadronen,  12  Fuhrwesen»- 
Standes -Depots,  9  Fuhrwesens -MaterM- Depots. 

Ausserdem  im  Kriege  jeweilig  naqh  BcMlarf : 

Transport-Escadronen ,  Standes-Depöts,  Bespannungs^Escadro- 
nen,  Ergänzungs-Depöts  der  Armeen  und  Armee-Corps,  Armeen 
Fuhrwesena-Commanden,  Fuhrwesens^Feld-Inspectionen. 

VII.  Bloss  im  Kriege.  Die  Stabs-Infanterie  und  die  Stab»- 
Dragoner  zum  Dienste  in  den  Hauptquartieren.  Freibataillone,  und 
irreguläre  leichte  Cavallerie-Divisionen  aus  den  Provinaen. 

Die  Militftrgrfinz-IiUider  stellen  7  Divisionen  leichter  Reiterei 
und  7  Divisionen  berittener  Sereschaner. 

VIII.  Die  Landes-Sicherheitstruppen.  19  Gendarmerie- 
R^imenter  und  das  Hilitär-PolizeiwBch-Corps. 

B.   Die  Armee-Anstalten. 

Hierzu  geliören:  Die  Kriegs-Cassen  (1  Universal-Kriegszahlamt 
und  15  Kriegs-Cassen);  die  Verpflegs-Magazine,  die  ärarische  Fleisch- 
Regie  im  Kriege,  die  Bau  Verwaltungen,  die  Monturs-Oekonomie- 
Commissionen  (1  Haupt-Commission  in  Stockerau,  7  Commissionen 
und  3  Filial-Honturs-Depdts),  die  Militar-Spitalanstalten  (29  Gamisons- 
Spitäler,  die  Truppen-  [Regiments-  und  Bataillons-]  Spitäler,  Marode- 
häuser und  Militär-Badehäuser),  die  Militär-Medicamenten- Anstalten, 
die  Transport -Sammelhäuser,  die  6  Disciplinar-Compagnien,  die 
Stockhäuser.  —  Zu  den  besonderen  Armee- Anstatten  gehören:  die 
technische  Artillerie  (bestehend  aus  18  selbstdtändigen  Zeugs- 
Artillerie-Commauden),  die  Beschäl-  und  Gestütanstalten ,  das  mili- 
tärisch-geographische Institut  und  die  5  Invalidenhäuser,  endlich 
die  Artillerie -Reserve -Anstalten  im  Kriege. 

C.    Der  Armee-Stab.  ^ 

Dieser  theilt  sich  in  vier  HauptrStandesgruppen,  u.  z.  1.)  die 
Generalität,  Stabs-  und  Ober-Offioiere,  %}  die  Militär -Parteien, 
3.)  die  Militär-Beamten  und  4.)  die  Militär-Unterparteien.  Zur  ersten 
Gruppe  werden  gerechnet:  Die  Generalität,  das  Adjutanten-Corps, 
das  Corps  des  General-Quartienneister-Stabes,  das  Militär-IngenieurB- 
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Geögrapheti-Oorpe,  der  Artilleri&>Stab,  der  Öenie-Stab,  der  Stab 
des  Pioilmer*  und  Flottinen-Corps^  der  Führwesens-IStab  und  ald 
Speaial-Stäbe  die  ausserhalb  der  Trappe  auf  systetntsirteB  Posten 
aiigestelUen  Infanterie-  und  Cavallerie-Officiere)  die  bei  der-HilitlSr- 
Kanzlei-Brandie  und  die  in  Friedens-Anstellungen  befindlichen  Stabs^ 
und  Ober-OSidere,  nftmlich  bdsa  Kriegs- Archive,  bei  den  Plats-, 
Stadt-,  Forts-  und  Festungs-Ck>nmianden,  den  Militftr-Bad-InqMo- 
tionen,  den  Gami8(ms»Spitftleni,  Transport-Sammelhftuseni,  Monturs- 
Gommissionen  etc. 

2iur  Gruppe  der  Militär-Parteien'  gehören:  die  MiKtfir^eistlick- 
keit,  das  Kri^s-Goorniissariat,  das  Auditoriat  und  das  feldftratliche 
iPersonale.  Die  Militttr-Geistlichkeit  sählt  1  apostolisdien  Feldvicar, 
8  Feldsuperiore ,  5  Feldcaplftue  erster  Classe,  46  Feldcapläne  zweiter 
idassev  die  übrigen  Feldcapläne  dritter  Classe.  Im  Kriege  wird 
ausserdem  bei  jeder  mobilen  Armee  ein  Feldsuperior  und  bei  jedem 
Feldspitale  ein  Feldoaplan  angestellt 

Das  Kriegs-Commissariat  besteht  aus  1  Sections-Oief,  11  Ge« 
neral- Kriegs  «Gommissären,  32  Ober-Kri^-Commissären  erster 
und  54  zweiter  Classe,  183  Krkgs -  Commissären ,  63  Kriegs« 
Commissariats-Adjuncten  erster  und  63  zweiter  Classe,  und  28 
Aeeessisten. 

Das  Auditoriat  ist  mit  7  General-Stabs-Auditoren,  12  Ober- 
Stabs-Auditoren  erster  und  20  zweiter  Classe,  39  Stabs- Auditoren, 
124  Auditoren  erster,  124  zweiter  und  62  dritter  Classe  sjstemisirt. 

An  Feldärzten  sind  systemisirt:  1  General-Stabsarzt,  15  Ober- 
Stabsärzte  erster  und  14  zweiter  Gasse  und  30  Stabsärzte;  ausser* 
dem  bestehen  noch  die  Begiments-Aerzte  erster  und  zweiter  Classe, 
die  Oberärzte  und  Oberwundärzte. 

Die  Gruppe  der  Militär -Beamten  umfasst:  die  Kri^s-Casse-. 
ßeamten,  die  Militär -Verpfl^s-Beamten,  die  Militär-Beehnungs- 
Peamtep,  die  Begistraturs-,  Bau*  und  Material -Verwaltungs- Beam- 
ten, die  Militär-Medicamenten-Beamten,  die  technischen  Beamten  der 
Artillerie,  die  Dampfmaschinisten  des  Flottillen -Corps,  die  techni- 
schen Beamten  des  militärisch  »geographischen  Instituts,  endlich  die 
Wirthschafts-  und  Forst- Beamten  der  Militär -Gestüte. 

In  die  Kategorie  der  Unterparteien  gehören  die  Unterärzte, 
die  feldärztlichen  Gehilfen,  die  Stabsfeldwebel,  das  Arrestanten^» 
Aufsichts -Personale,  die  Werkmeister  und  Meister  bei  den  Amiee^ 
Anstalten,  das  niedere  technische  Personale  des  militärisch -geogra^ 
phisphen  fastitutes  und  die  Armee -Dienen  . 
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D.    Die  Armee-Behörden. . 

xerfidlen  je  nach  ihren  Dienstesbestinimungen  iil  ver^ 
Gruppen.  Dien  Oberbefehl  über  die'  gesammte  Armee 
fldirt  Seine  Majestät  der  Kaiser  Allerhöchstselbet  Mit  der  Aus^ 
fühmng  der  AUerbdchsten  Befehle  ist  die  Militftr-Centnü-Kanzld 
beauftragt  Als  oberste  Militttr-Behörde,  welcher  die  gesammten 
Truppen,  Anstallen  und  Behörden  der  Armee  nnttelbar  oder  un- 
mittelbar untergeordnet  sind,  ist  das  Amiee-Ober-Commando  auf* 
gestellt 

In  taktischer  Beziehung  ist  die  Armee  in  Brigaden ,  Divisionen, 
13  Armee-COTps  und  4  Armeen  eingeiheilt  Die  anr  Fohrung  des 
Befehles  über  diese  Armee-Abtheilungen  bestimmten  Commanden 
bilden  die  Armee-Behörden  von  vorwiegend  militftrisehem  Charakter. 
Für  die  höhere  Leitung  des  militärisch -administrativeu  Dienstes 
der  Armee  ist  die  Monarchie  räumlich  in  10  Bezirke.  (Generalate) 
eingetheilt.  Jedem  Landes-Oeneral-Commando  steht  in  seinem  Be- 
zirke das  militärische  C!ommando  und  die  administrative  Gewalt 
über  alle  daselbst  dislodrten  Truppen,  Armee- Anstalten  und  Armee- 
Beliörden  zu.  Die  Abgränzung  der  General -Commando-Beziriie 
ftUt  mit  der  politischeu  Landeseintheilung  zusammen. 

Für  das  Artillerie- Wesen  ist  nebst  den  vier  FeMartillerie- 
Directionen  in  Wien,  Verona,  Ofen  und  Lemberg  in  jedem  Gene- 
ralate eine  Landes- Artillerie-Direction  stabil  aufgestellt,  die  zur 
Mobilisirung  nicht  bestimmt  ist,  und  deren  Stand  im  Frieden  und  im 
Kri^e  mit  einem  Generalmajor  als  Artillerie -Director  und  einem 
SubalterfrOfficiere  als  Adjutanten  bemessep  wurde. 

Bei  der  gegenwärtigen  Neubildung  des  Heeres  sind  daher 
nicht  wie  in  früheren  Zeiten  bloss  theilweise  Reformen  und  Ver- 
besserungen angebracht,  sondern  es  ist  das  gesammte  Heerwesen 
nach  festen  Principien  geordnet,  und  in  allen  seinen  Theilen  ein* 
facli  und  praktisch  der  Kriegftlhrungsweise  angepasst  worden.  Auch 
allmählichen  Rückschritten  ist  vorgebeugt,  indem  ein  eigenes  Orga- 
nisirungs-Departement  die  Aufgabe  hat,  alle  Vervollständigungen 
und  später  eintretenden  Modificationen  bezüglich  ihrer  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Organisations- Grundsätzen  zu  prüfen. 

Unveränderlich  endlich  wird  audi  der  Greist  des  Heeres  bleiben, 
welcher  in  der  Neuzeit  eine  noch  höhere  Weihe  empfing,  indem 
sich  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  als  bdebendes  Prindp  und 


Vorbild  aller  militärisehen  Tugenden  Allerhöchsteelbsl  an  die  Spitse 
des  Heeres  stellte. 

Von  dem  ethnographischen  Oesiehtspunete  aus  betrachtet, 
bietet  das  österreichische  Heer  eine  der  interessantesten  Erschei- 
nmlgen ;  ja  es  steht  eindg  und  unvergleichbar  da.  Die  vier  Haupt- 
volksstftmme  der  österreichischen  Monarchie^  (Deutsche^  Slaven, 
Magyaren  und  Romanen)  samint  allen  Zweigen  derselben  finden 
sich  natflriicb  im  -  Armeestande  wieder,  hier  aber  frei  von  aller 
nationalen  Eifersüchtelei,  vielmehr  gemeinschaftlich  umschlungen 
von  dem  Bande  der  Cameradschaft.  Die  Nationiditftten  und  deren 
Eigenthümlichkeitesi  werden  von  der  Regierung  im  Heere  nicht 
nur  geschont,  sondern  gepflegt  Ohne  die  Einheit  des  Wirkens  zu 
beeinträchtigen,  wird  dadurdi  jede  nationale  Anlage  für  das  Kriegs- 
wesen ausgebildet,  und  eine  moralische  Macht  gewonnen,  welche 
die  dem  Heere  inwohnende  ikiaterielle  Kraft  noch  weit  mehr  er- 
höht. Selbst  die  nationalen  Gewohnheiten  achtend,  beliess  man 
dem  Unger  die  gewohnten  enganliegenden  Beinkleider  und  die 
Dollmanns,  dem  Polen  die  Gzapka;  den  beiden  walachischeu 
Oränz- Infanterie -Regimentern  in  Siebenbürgen,  sowie  dem  wa- 
lachisch-banatischen  ^rftna-Infanterie-Regimente  wuidö  die  Be- 
nennung in  jene  bezeichnendere  und  bei  dem  Volksstamme  belieb- 
lere von  Romanen -Oränzregimentem  und  dem  romanisch-baua- 
tischen-Regimente  umgeändert  *.  Jede  Truppe  hat  ihren  nationalen 
Feldprediger,  jeder  Mann  erhält  Unterricht  in  seiner  Landessprache, 
allen  Offideren  ist  es  durch  die  neuesten  Gesetze  zur  strengsten 
Pflidit  und  ihre  weitere  Beförderung  davon  abhängig  gemacht,  die 
Sprache  des  bezüglichen. Truppen -Körpa«  zu  eriemen  und  anzu- 
wenden. Auch  beurkunden  sich  nationaler  Stand  und  Bildung 
durch  die  Yoriiebe  für  gewisse  Dienstleistungen,  indem  es  den 
industriellen,  mit  grosser  Anlage  ftlr  Mathematik  au^estatteten 
Böhmen  zur  Artillerie  und  zu  den  technischen  Corps,  den  Polen 
zur  Lanze,,  den  Unger  zum  leichten  Säbel  und  den.  Tiroler  zum 
Stutzen  drängt;  ebenso  auf  der  Kehrseite  durch  Zahl  und  Art  der 
Vergehen  und  Verbrechen.  Dessenungeachtet  waltet  im  Ghmzen 
Harmonie  und  ein  eigenthümlicher  Heeres-  und  Corps-Geist;  man 
hört  in  Oesterreich  weniger  von  Reibungen  unter  den  Soldaten 
verschiedener  Nationalität  als  in  andern  Staaten  von  Reibungen 
unter  den  Zweigen   desselben  Stammes,   oder   von  Streitigkeiten 

*  Kaiserliche  Verordnung  vom  10.  Janaar  1849. 


68S 


unter  den  venehiedeneik  WaffengaUungen  und  Corpe;  man  hat  in 
der  ReTolutiona-Epoche  <]ie  polnische  Legion  durch  Polen,  Magja* 
ren  duroh  Hagyaien  und  Italiener  durch  Italiener  bekämpfen  gesehen; 
—  kurz  das  Nationalitftts-Genihl  tritt  in  den  Hintergrund  tor  dem 
eohten  Sokiatengeiste,  vor  dem  Bewusstsein,  einer  Orossmacht  und 
einem  Körper  anaugehören,  welcher  das  Ansehen  dersdben  m 
erhalten  und  der  mensehlidhen  Gesellschaft  Oberhaupt  die  innere 
Sicherheit  und  die  Segnungen  des  Friedens  herbeizuführen  und  vor 
Beeintrftchtigung  zu  wahren  bestimmt  ist. 

Der  Einfluss,  welchen  der  Soldat  nach  seiner  Rückkehr  aus 
der  Dienstleistung  auf  die  bürgerliche  Gesellschaft  nimmt,  kann 
daher,  und  besonders  in  Oesterreich,  nur  ein  nutzbringender  sem. 
Der  Soldat  erlangt  im  Dienste  Sinn  fUr  Recht  und  Ordnung;  er 
lernt  im  cameradschaftlichen  Umgange  Individuen  anderer  Nationa- 
litäten kennen  und  lieben;  er  eignet  sich  Toleranz  an  und  fUhlt 
Anhänglichkeit  an  die  Regierung,  der  er  gedient,  deren  Macht 
und  Grösse  er  in  fernen  Landen  kennen  gelernt  hat,  und  diese 
Toleranz  und  Anhänglichkeit  macht  ihn  unzugänglich  für  die  isoli- 
rende  Tendenz  abgeschlossener  Nationalitäts-Sucht,  welche  nicht  in 
dem  wetteifernden  Kampfe  auf  d^  Bahn  des  Fortschrittes,  sondern 
in  der  dünkelhaften  Selbstgenügsamkeit  beschränkter  Ausbildung 
ihre  Befriedigung  sucht  Der  Soldat,  nunmehr  allen  Schiditen  der 
Bevölkerung  entnommen ,  wird ,  indem  er  in  dieselben  zurückkehrt, 
ein  treuer  Unterthan,  ein  guter  Bürger  und  ein  fieissiger  Arbeiter; 
sein  Geskshtskreis  erweitert  sich  schon  durch  Vergleichung,  weil 
es  ihm  unter  Gestenreiches  Falinen  möglich  wird,  an  den  (Gestaden 
Holstein'^s,  in  den  Gefilden  Italien^s  und  in  allen  Zwischenländem  die 
landwirthschaftliehen  Verhältnisse,  den  Gewerbefieiss,  den  Handels- 
geist und  die  Kunstschätze  zu  schauen;  er  erzählt  das  Erlebte  und 
Beobachtete  in  seiner  Heimath,  ahmt  als  Gründer  einer  neuen 
Familie  das  Gute  nach,  und  wird  so  der  Träger  des  Besseren  und 
fidleren  —  der  Vermittler  des  Fortschrittes. 

Oesterreiob's  hohe  Bestimmung  zur  Verbreitung^  der  Cultur,  zur 
allmählichen  Ausgleichung  der  sohrofien  Nationalitäts-Gegensätze 
und  zum  praktischen  Nachweise,  dass  Staaten  fester  und  dauer- 
hafter durch  ihre  natürliche  zweckmässig  benützte  Lage  und  ge- 
meinsamen materiellen  Interessen  als  durch  das  in  Oesterreich  ge- 
radezu unmöglich  durchzuftlhrende  Abschliessen  nach  Sprachgränzen 
b^ründet  und  zusammengehalten  werden,  wird  daher  durch  den 
edlen  eigenthUmlichen  Geist  des  österrefebiscben  Heeres  mächtig 
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gefördert,  und  hieimil  der  GeMOlintbevölkeniiig  ein  YorUld  dar* 
geboten,  dessen  Nacheiferung  Oesterreich  im  Innern  noch  fester 
eonsolidiren,  nach  Aussen  noch  mftchtiger  erscheinen  lassen  wird, 
womach  es  flUr  jeden  Einzebien,  mag  er  an  seiner  dentsohen, 
magyarischen,  slavischen  oder  romanischen  Nationalität  mit  aDer 
Innigkeit  hängen,  dennoch  znm  höheren  Stolse  gereichen  wird,  ak 
Staatsbürger  Oesterreicher  zu  sein,  und  als  solcher  ein  Unter- 
Ihan  des  ecAen  Monarchen,  dessen  Begierungs-Periode,  in  Gefahr 
und  trttber  Zeit  begonnen,  sich  bis  zur  fernsten  2jeit  immer  heite- 
rer gestalten  und  mit  dem  Glänze  erhabener  Macht  umgeben  möge! 

§.  24. 

22.    Eriegs-Marine. 

Durch  die  im  Jahre  1848  ausgebrochene  Empörung  in 
Venedig,  dem  damals  wichtigsten  Kriegshafen  der  Monar- 
chie^ gelangte  ein  bedeutender  Theil  der  kaiserlichen  Eri^s- 
Marine,  welche  daselbst  stationirte,  in  die  Gewalt  der  Auf- 
rührer, wie  auch  eine  beträchtliche  Zahl  (italienischer)  Ma* 
rine-Officiere  und  Matrosen  hierdurch  für  den  kaiserlichen 
Dienst  verloren  ging.  Mit  Benützung  der  erhaltenen  Ueber- 
reste^  welche  einen  tapferen  Kampf  gegen  den  Seeplatz  von 
Venedig  bestanden,  musste  demnach  die  kaiserliche  Kriegs- 
Marine  von  Grund  aus  neu  gebildet. werden. 

Diese  Neubildung  wurde  benützt,  um  die  Kriegs-Marine 
nach  ihrem  Geiste  und  ihrer  Einrichtung  in  vollen  Einklang 
mit  den  übrigen  Staats-Instituten ,  namentlich  mit  dem  Liuud- 
heere,  zu  bringen.  Während  letzteres,  obgleich  aus  der 
Jugend  aller  im  Staate  vorhandenen  Völkerstämme  zusammen- 
gesetzt, dennoch  eine  wesentlich  deutsche  Gestaltung  blieb, 
mit  deutschem  Commando,  deutscher  Gesetzes^  und  Verwal- 
tungssprache, mit  Officiereu,  die  entweder  dem  deutschen 
Volkstamme  angehörten  oder  doch  durch  Erziehbng  und 
Cameradschaft  sich  demselben  vollkommen  assiniilirten,  hatte 
die  Kriegs -Marine,  wie  sie  ifn  Jahre  1814  vQn  dem  italie- 
nischen   Königreiche  übernommen   worden,   den  Charakter 
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einer  italienischen  Einrichtung  beibehalten,  mit  itaiienischenl 
Commando,  italienischer  Gesetzes-  und  Yerwaltungssprache, 
einem  überwiegend  aus  Venezianern  (mit  starker  Beimi- 
sehung  von  Deutsehen  und  [italienischen]  Dalmatinern)  be* 
stehenden  Officiers- Corps,  wie  auch  die  (zwar  grOsstenttieils 
aus  slavischen  Bewohnern  der  östlichen  Kttste  ,des  adriati- 
sehen  Meeres  zusammengesetzten)  Matrosen-  und  Spedal* 
Corps  italienische  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten  iange- 
nommen  hatten.  Diese  innere  Verschiedenheit  war  einem 
gemeinschaftlichen  Zusammenwirken,  einer  Verbindung  der 
See-  und  Landmacht  hinderlich,  und  trug  nicht  unwesent* 
lieh  dazu  bei,  dass  der  Geist  des  Aufruhrs,  genährt  durch 
nationale  Sympathien,  in  der  Kriegs -Marine  Wurzel  fiEissen 
und  sich  ausbreiten  konnte,  während  die  an  demselben  Orte 
und  unter  gleichen  Verhältnissen  befindlichen  Truppen  des 
Landbeeres  die  glänzendsten  Beweise  der  Treue  und  An- 
hänglichkeit an  die  kaiserliche  Regierung,  yerbunden  mit 
tapferem  Widerstände  gegen  die  V^leitung,  ablegten. 

Es  war  demnach  die  erste  Sorge  der  Regierung,  der 
nahezu  neu  zu  schaffenden  Kriegs-Marine  einen  mit  dem  Land* 
beere  gemeinschaftlichen  deutschen  Charakter  aufzuprägen 
und  das  OfBcier- Corps  zu  einem  gleichartigen  Theile  jenes 
grossen  Ganzen  zu  gestalten,  welchem  Oesterreich  in  den 
Zeiten  der  Noth  seine  Rettung  und  seinen  Bestand  verdankte. 
In  verständiger  Ausführung  wurde  dabei  nicht  weiter  ge- 
gangen ,.  als  es  fQr  den  Zweck  nothwendig  erschien ;  gleich- 
wie in  dem  Landheere  bei  dem  unmittelbaren  Verkehre 
mit  dem  gemeinen  Soldaten  alle  Sprachen  gesprochen  werr 
den,  dennoch  aber  die  Leitung  und  Verwaltung  in  deutscher 
Sprache  erfolgt,  wurde  auch  auf  den  Umstand,  dass  die 
österreichischen  am  adriatischen  Meere  gelegenen  Kronlän- 
der von  Italienern  oder  doch  von  Slaven  bewohnt  werden^ 
welche  die  italienische  Sprache  als  die  Cultur- Sprache  jener 
Gebiete  verstehen,  dass  femer  die  italienische  Spi-aohe  an 
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den  Gestadien  des  MiUelineeres ,  dem  nftchstea  Sehauplataee 
der  Thfttigkeit  der  österreichischen  Kriegs -Marine,  die  herr* 
sehende  ist;,  die  gebührende  Rücksicht  genommen. 

Nachdem  die  erste  Aufgabe  des  verbliebenen  Stammes 
der  Kri^ShMaanne ,  die  öfliterreichischen  Küsten  tot  dem  An^ 
griffe  und  der  Landung  mittelst  feindlicher  Kriegsschiffe  zu 
bewahren  und  das  Auslaufen  der  unter  revolutionärer  Bot- 
mässigkeit  im  Hafen  von  Venedig  stehenden  Fahrzeuge  zu 
hindern,  gelöst  war,  musste  zur  Vermehrung  des  Materials, 
zur  Anlegung  neuer  Ausrüstungsstätten  und  Schifliswerfttti, 
zur  Vermehrung  und  Uebung  der  Officiere  und  Matrosen  ge- 
sehritten werden.  Der  königlich  dänische  Contre-Admiral 
Dahlerup  wurde  an  die  Spitze  der  kaiserlichen  Kriegs-Marioe 
berufen,  nach  dessen  Abgakige  der  Civil-  und  Militär* Gou- 
verneur von  Triest  und  dem  Küstenlande,  Feldmarschall- 
Lieutenant  Graf  WimpfRen,  einer  der  tapfersten  Heerfthrer 
im  letzten  italienischen  Kriege,  zum  Marine -Ober- Comman- 
danten  ernannt  wurde.  Der  treffliche  Geist,  welcher  das 
Landheer  beseelt,  fend,  wie  die  cameradschaftliche  Verbrü- 
derung der  Officiere,  unter  seiner  Verwaltung  aUgemeine 
Verbreitung  in  der  kaiserlichen  Kriegs-Marine,  welche  eben 
damals  die  deutsche  Einrichtung  und  die  Grundlagen  ihrer 
organischen  Gestaltung  durch  die  Errichtung  des  Admirali** 
täts-Rathes  und  die  Anlage  des  grossen  See -Arsenales  im 
Kriegshafen  zu  Pola  erhielt. 

Diesem  Stadium  der  zweckmässig  eingeleiteten  Vorbe- 
reitung in  der  Entwicklung  der  kaiserlichen  Kriegs -Marine 
folgte  ihre  Erhebung  zu  dem  höheren  Range,  welchen  sie 
gegenwärtig  sowohl  ihrer  Stellung  im  Staats -Organismus, 
als  dem  Umfange  der  ihr  zu  Gebote  gestellten  Mittel  und 
ihrer  darauf  gegründeten  Leistungen  *nach  einnimmt,  seit 
der  Bruder  des  Monarchen,  Se.  kaiserl.  kQnigl.  Hoheit  der 
Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  als  Ober-Commandant 
die  unmittelbare  Leitung  der  Kriegs -Marine  übernahmt  Wenn 
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sehen  diese  Bestimmung  des  kaiserlichen  Prinzen  die  Ab- 
sichl  des  Monarchen  an  den  Tag  legte ,   die  Österreichische 
Kriegs -Marine  zu  einer  der  Würde  des  Staates  und  der  hö- 
heren ,  ihr  durch  die  Verhältnisse  eingeräumten  Bestimmung 
entsprechenden  Stellung  zu  erheben,  so  wurde  diese  erha- 
bene Absicht  durch  die  persönlichen  Eigenschaften  des  kab- 
serlichen  Marine -Befehlshabers  noch  mehr  gefördert    Nach- 
den^  der  Prinz  die  eindringendsten  Fachstudien  mit  ernstem 
Fleisse  und   ausdauernder  Beharrlichkeit  zurückgelegt  und 
während  wiederholter  Seereiseu  sich  die  praktische  Ausbil- 
dung auf  der  ganzen  Stufenleiter  der  Dienstes -Hierarchie 
angeeignet  hatte,  trat  er  an  die  Spitze  der  Kriegs -Marine, 
ausgerüstet  mit  umfassenden  Fachkenntnissen,  ron  der  Na- 
tur ausgestattet  mit  einer  ungewöhnlichen  Gabe  der  Beob- 
achtung^  die  er  auf  seinen    weiten  Reisen   in  und  ausser 
Europa,  an  den  Höfen  der  Souveraine,  sowie  uuter  Kriegs- 
Cameraden  und  in  den  Stuben  der  Gelehrten  geschärft  und 
bewährt  hatte ,   erfüllt  von  dem  echten  Geiste   der  Vater- 
landsliebe und  jener  angestammten  Thädgkeit  der  Glieder 
seines  Hauses,  mit  welcher  er  vor  keinem  Hindernisse  zu- 
rückschreckt  und    dem   erhabenen  Beispiele  seines  kaiser* 
liehen  Bruders  und  Herrn  naeheifert.    Schon  hat  sich  in  der 
kurzen  Zeit,   seit  der  kaiserliche  Prinz  die  Kriegs -Marine 
^leitet,  dieselbe  zu  einem  hohen  Ansehen  im  In-  und  Aus- 
lände emporgehoben,  schon  ist  Vieles  zu  ihrer  Ausbildung 
und  Vergrösserung  geschehen ,  und  noch  mehr  lässt  die  Zu- 
kunft erwarten,  wenn  die  begonnene  organische  Entwick- 
lung der  bezüglichen  Verhältnisse  ihrer  Vollendung  entgegen- 
geht, wie  zwei  Thatsachen,  der  jüngsten  Vei^ngenheit  an- 
gehörig,  zur  Genüge  darthun.     Dadurch,  dass  die  Marine- 
Verwaltung  ihrer  Unterordnung  von  der  Armee  -  Verwaltung 
enthoben   wurde  und  zu  der  unabhängigen  Stellung  einer 
Central- Stelle  (eines  Ministeriums)  gelangte,  wurde  dieselbe 
den  übrigen  grossen  Verwaltuugszweigen  des  Staates  eben- 


^ttig  gemacht  und  zu  dem  ihr  gebttbrendeD  Range  erhoben; 
Anderseits  bestand  der  erste  Gebrauch,  welchen  d^ar  kaiser- 
liche Prinz  von  seiner  umfoasenden  Machtvollkommenheit 
machte,  darin,  dass  er  die  Expedition  der  Fregatte  Novära 
mit  der  Bestimmung  einer  Weltumseglnng  und  jene  der  Gor* 
yette  Carolina  in's  Leben  rief,  dne  Unternehmung,  welche  im 
In*  und  Auslande  die  allgemeinste  TheUnahme  erweckte,  und 
den  Beweis  lieferte,  wie  der  Chef  der  österreichischen  Kriegs* 
Marine  die  Vervollkommnung  des  Dienstes  mit  den  Interes- 
sen der  Wissenschaft  zu  verbinden  weiss.  In  solcher  Weise 
wird  die  österreichische  Kriegs -Marine  der  Erreichung  ihrer 
Bestimmung  rasch  entg^engehen.  Diese  Bestimmung  kann, 
den  natürlichen  Yerhftltnissen  gemftss,  nicht  darin  lieg^ 
mit  den  Seemächten  ersten  Ranges  zu  rivalisiren;  wohl  aber 
ist  sie  darauf  gerichtet,  die  Küsten  des  Reiches  gegen  feind- 
lichen Angriff*  zur  See  erfolgreich  zu  vertheidigen ,  das  adria- 
tische  Meer  gegen  allfftUige  Versuche  von  Seemächten  zweiten 
Ranges  frei  zu  erhalten,  und  dem  vaterländischen  Handd, 
namentlich  in  den  Gewässern  der  Levante  und  des  Mittel- 
meeres.,  überhaupt  einen  kräftigen  und  wirksamen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen. 


Mannigfach  und  auf  alle  Zwdge  des  Dienstes  ausgedehnt 
die  einzeben  Maassregeln,  welche  seit  dem  Jahre  1848  in  der  kai-, 
serlichen  Kriegs-Marine  zur  Ausführung  gekommen  sind. 

Vorerst  wurde  das  Yerhältniss  zu  den  fremden  Kriegs-Maiinen 
dahin  geregelt,  dass  der  Zutritt  fremder  Kriegsschiffe  zu  den  drei 
Kriegshäfen  Venedig,  Pola  und  lissa,  mit  Ausnahme  des  Falles 
dringender  Sdiiflsgefisthr  bei  den  zwei  letzteren  Häfen,  untersagt^ 
und  das  Einlaufen  in  den  Hafen  von  Triest,  sowie  in  die  übrigen 
befestigten  Häfen  an  gewisse  Bedingungen  gebunden,  und  das  Ver> 
weilen  daselbst  von  der  einzuhebenden  Erlaubniss  des  (jrouvemeurs 
oder  obersten  Commandanten  abhängig  gemacht  wurde  *.  Im  Jahre 
1854  wurde  auch  die  Bucht  von  Cattaro  zum  Kriegshafen  erklärt, 

<  Kriegs -Miiiisterial-ErlaBs  vom  24.  Januar  18S0. 
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m  6m»  nur  bei  dringenden  Seegefiethren  einzelnen  Kriegsaehiflleu 
fremder  Flaggen  das  Einlaufen  zusteht'. 

Für  die  Heranbildung  tüchtiger  Marine -Offiiiere  besteht  die 
Marine- Akademie,  welche  im  Jahre  1848  von  Venedig  nach 
TrieBt  verlegt  und  aus  einer  italienischen  in  eine  deutsche  Bil- 
dungsanstalt umgewandelt  wurde,  im  Jahre  1857  aber  nach 
Fiume  übersiedelte,  wo  für  sie  ein  eigener  Paläst  erbaut  ist. 
Ausserdem  ist  in  Venedig  eine  Arsenal-Iwehrlingsschulemnd  in  Triest 
^ie  Marine  -  Schul -Compagnie  ftlr  die  Bildung  von  Unterofficieren 
vorhanden.  Das  Officier- Corps  erhält  aus  der  Marine -Akademie 
überwiegend  deutschen  Zuwachs  (die  Söhne  mehrerer  Familien  des 
höchsten  Adels  aus  den  deutschen  Staaten  haben  darin  ihren  Lehr- 
Curs  zurückgelegt,  und  dienen  nunmehr  in  der  kaiserlichen  Kriegs- 
Marine),  wie  auch  nach  Auflösung  der  deutschen  Flotte  mehrere 
derselben  angehörige,  eben  so  einige  dänische  Marine-Officiere  in  die 
kaiserliche  Kriegs-Marine  aufgenommen  wurden.  Für  die  Gomple- 
tirung  des  Matrosen-Corps  wird  gegenwärtig  noch  auf  dem  Wege 
der  Recrutirung  vorgegangen^  es  ist  aber  bereits  mit  einer  kaiser- 
lichen EntSchliessung  vom  Jahre  1857  das  Institut  der  Marine- 
Inscription  aller  zur  österreichischen  Handelsflotte  gehörigen  SchitTs- 
iMannschaft  gegründet,  welches  in  Verbindung  mit  der  daranzu- 
reihenden Marine -Conscription  die  Ei^änzung  des  Kriegsmatrosen- 
Cori>s  aus  dem  Personale  der  Handels-Marine  in  einer  die  letztere 
schonenden  und  doch  das  allilillig  sich  kundgebende  Bedürfniss  an 
Bemannung  der  Kriegsschiffe  in  ausreichendster  Art  deckenden  Weise 
sicher  stellen  wird. 

Vor  dem  Jahre  1848  hatte  Oesterreich  einen  einzigen  Waffen- 
tind  Ausrüstungsplatz  itlr  seine  Kriegs-Marine  in  Venedig.  Seither 
ist  die  trefflich  geeignete  Lage  des  unvei^leichlichen  Hafens  von 
Pola  näher  gewürdigt  und  derselbe  zum  Hauptkriegshafen  gebildet 
worden,  welcher  mit  ehiem  Arsenale,  einem  Dock  und  grossartigen 
Magazinen  versehen  ist;  eben  liegt  daselbst  das  erste  öeterreichiache 
Linienschiff  im  Baue  auf  dem  Werfle.  Ferner  besteht  das  Arsenal 
und  der  Ausrüstungsplatz  zu  Venedig  wie  früher,  und  überdiess 
wurde  in  Muggia  nächst  Triest  ein  vom  Prof.  Tonnello  angelegtes 
Schiffswerft,  zunächst  für  den  Bau  von  Dampfscliiffen,  erworben 
und  vergrössert.  Ein  reges  Leben  herrscht  auf  diesen  verschiede- 
nen Werften,   aus  denen  in  den  letzten  Jahren  mehr  Kriegsschiffe 

'  Verord.  des  Armee •  Ober -Commandos  vom  9.  August  1854. 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  44 
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hervorgegangen  bind^  als  je  zuvor  in  Oesterreieh  in  einem  gleichen 
Zeiträume  erbaut  wurden^  wozu  nod\  die  in  England  ftlr  BechnuDg 
der  kaiserlichen  Marine  erbauten  und  bereits  in  den  österreichischen 
Häfen  eingetroffenen  Kriegsschiffe  gezählt  werden  müssen.  In  frühe- 
rer Zeit  bestand  die  österreichische  Kriegs  -  Marine  iast  durchaus 
aus  Segel-Sclnffen  meist  von  kleineren  Dimensionen  und  Gattungen. 
Bei  der  Neugestaltung  der  Marine  wurde  die  Erfahrung  gehörig 
berücksichtigt,  welche  in  der  neuen  Kriegsftlhrung  zur  See  den 
Dampfschiffen,  und  namentlich  den  Schraubend^mpfem,  den  vor- 
dersten Rang  anweiset,  so  dass  die  meisten  neuen  und  im  Baue 
begriffenen  Schiffe,  welche  zugleich  zu  den  höheren  Kategorien 
zählen,  dieser  Grattung  angehören. 

Zur  Uebung  der  Equipagen  und  zur  Bewährung  der  Seetüch- 
tigkeit der  Schiffe  werden  alljälirlich  kleinere  und  grössere  Uebunga- 
fahrten  angestellt.  Zuerst  beschränkten  sich  dieselben  auf  die 
Uebungsikhrten  der  Zöglinge  der  Marine  -  Akademie  innerhalb  des 
adriatischen  Golfes,  hierauf  traten  die  Fahrten  einzelner  Kriegsschiffe 
und  später  ganzer  Geschwader  nach  allen  Tlieilen  des  Mittelmeeres, 
welclies  genau  zu  kennen  die  österreichische  Kriegs -Marine  zum 
Schutze  des  nationalen  Seehandels  zunächst  berufen  ist,  hinzu,  und 
wurden  später  bis  nach  den  canarischen  Inseln  und  Westiudi#n 
ausgedehnt.  Die  grossartigste  von  Seiner  kais.  Hoheit  dem  Marine- 
Ober-Commandanten  veranstaltete  Fahrt  dieser  Art  ist  aber  die  Ex- 
pedition der  Fregatte  Novara  und  der  Corvette  Carolina,  welche 
erstere  eine  Erdumseglung  zu  machen  ausgesendet  wurde,  wäli- 
rend  die  letztere  ihre  Seereise  bis  S.  Francisco  m  Califomien  aus- 
dehnen und  von  da  rückkehren  wird.  Die  durch  diese  Expedition 
gewonnenen  Yortheile  in  der  Ausbildung  der  Ofiiciere,  der  Uebung 
der  Mannschaft  und  den  zahlreichen  fllr  die  Wissenschaft  gewon- 
nenen Resultaten  (zu  deren  Erzielung  eine  eigene  wissenschaftliche 
auf  das  trefflichste  ausgerüstete  Commission  auf  der  Novara  einge- 
schifft ist)  werden  diese  Expedition  zu  dem  Glanzpuncte  in  der 
Geschichte  der  östeireichischen  Marine  machen,  gleichwie  der  na* 
tionale  Seehandel  sich  davon  erhebliche  Yortheile  versprechen  darf. 

Die  Verwaltung  der  Kriegs-Marine  gründet  sich  in  ihrer  heu- 
tigen Gestaltung  zunächst  auf  das  mit  Allerhöchster  Entschliessuug 
vom  7.  October  1854  erlassene  Statut  *,  mit  welchem  dem  Marine- 
Ober- Commando   in   der   Unterordnung   unter  dem  Armee -Ober- 

'  Verord.  des  Armee- Ober -Commando's  vom  11.  October  1854. 
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.  Commando  sein  Wirkungskreis  voi^ezeichnet  wurde.  Diese  Unterord- 
nung entflel  jedoch,  nachdem  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
5.  August  1856  dem  Marine-Ober-Commando  die  Stellung 
einer  unmittelbaren  Central -Behörde  verliehen,  sonach  die  bisher 
von  dem  Armee-Ober-Commando  besorgten  Marine-Angelegenheiten 
in  dessen  selbststftndigen  Wirkungskreis  übertragen  wurden.  Hier- 
durch wurde  die  Marine-Verwaltung  zu  einem  selbstständigen,  den 
übrigen  Ministerien  und  Central-Stellen  gleichgestellten  Yerwaltungs- 
zweige  erhoben,  womach  auch  das  Statut  fUr  das  Marine-Ober 
Commando  die  entsprechende  Abftnderung  erhielt  Eine  weitere 
Modiilcation  musste  eintreten,  nachdem  der  Marine-Ober-Comman- 
dant,  Seine  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  gleich- 
zeitig zum  General-Gouverneur  des  lombardisch-venezianischen  Kö- 
nigreiches ernannt  worden  und  dadurch  seine  zeitweilige  Entfernung 
vom  Amtssitze  des  Marine-Ober-Commando^s  geboten  war.  Sonach 
wurden  die  Befugnisse  des  Marine-Ober^Commandanten  von  jenem  des 
Marine-Cömmando's  zu  Triest  geschieden,  und  ersterem  (nebst  dem 
hierzu  erforderlichen  Personale)  jene  Geschäfte  zugewiesen,  welche 
bei  der  früheren  Unterordnung  des  Marine- Ober -Gommando's  unter 
das  Armee -Ober -Commando  von  den  Central-Stellen  in  Wien  be- 
sorgt worden  waren  (welche  dem  Wirkungskreise  eines  Ministe- 
riums entsprechen),  ausserdem  aber  auch  noch  die  Entscheidungen 
in  technischen  Angelegenheiten  dgm  Marine- Ober -Commandanten 
vorbehalten.  Das  Marine -Commando  zu  Triest  aber  erhielt  den 
Wirkungskreis,  welcher  ihm  mit  dem  Statute  vom  Jahre  1854 
vorgezeichnet  worden  war,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  in 
allen  Ft&llen,  wo  früher  die  Entscheidung  des  Armee-Ober-Comman- 
danten  erforderlich  war,  nunmehr  jene  des  Marine-Ober»Comman- 
danten  einzuholen  ist,  wobei  überdiess  letzterem,  wie  erwähnt, 
die  Entscheidungen  in  technischen  Angelegenheiten  vorbehalten 
bleiben  *. 

Im  Jahre  1847  zählte  die  österreichische  Kriegs-Marine  57  aus- 
gerüstete Schüfe  (worunter  3  Fregatten  und  3  Corvetten)  mit  586 
Kanonen;  ein  Jahr  später  besass  dieselbe,  indem  die  2jahl  der  in 
Venedig  weggenommenen  Schiffe  durch  Ausrüstung  neuer  Fahr- 
zeuge ersetzt  worden  war,  wieder  57  Schiffe  mit  551  Kanonen 
(worunter  3  Fregatten  und  2  Corvetten).  Im  Jahre  1857  hin- 
gegen   hatte    sie    nachfolgende    Stärke:    1    Schrauben -Linienschiff 

'  Allerhöchste  Entschliesaung  vom  S.  April  1857, 
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von  100  Kanooeii  (im  Baue)^  5  Segel -Fregatten'  (Schwanen- 
berg,  Belkma^  Novaia,  Yenere^  Giiinone)  mit  194  Kanonen. 
3'  Schrauben -Fregatten  (Radetzky,  Adria,  Donau)  mit  129  Kano- 
nen, 5  Segel-Corvetten  (Carolina,  Diana,  Lipsia,  Minerva,  Titania) 
mit  100  Kanonen,  2  Sehrauben -Oorvetten  (Erzherzog  Friedrich, 
Cunte  Dandolo,  im  Baue)  mit  44  Kanonen,  4  Rfider- Dampf- Oor- 
vetten (EliBabeth ,  Lueia ,  Volta ,  Oustozza)  mit  24  Kanonen, 
7  Dampf-Avisos  mit  29  Kanonen,  7  Briggs  (Orlade,  Ussaro,  Tri- 
tone,  Montecuccoli ,  Pola,  Oreste,  Trieste)  mit  112  Kanonen, 
5  Schoonerbriggs  mit  20  Kanonen,  5  Ooeletten  mit  50  Kanonen^ 
2  Frame  mit  24  Kanonen,  1  Bombarde  mit  10  Kanonen,  52  Ka- 
nonenboote mit  174  Kanonen  sammt  9  Transport-Schiffen,  im  Gan- 
zen 106  Kriegsfahrzeuge  mit  910  Kanonen,  wozu  noch  5  schwim- 
mende Batterien  kommen.  Diesem  vermehrten  Stande  und  der 
regen  Bauthätigkeit  entsprechend  beträgt  gegenwärtig  das  Budget 
der  Kriegs- Marine  5  Millionen,  während  es  vor  dem  Jahre  1848 
die  Summe  von  ly,  Million  Gulden  nicht  überstieg. 

Für  den  Dienst  der  Marine  bestehen  ausser  der  am  Allerhöchsten 
Hoflager  befindlichen  Mariue-Kanzlei  der  Marine-Ober-Commandant 
mit  dem  Marine-Rathe,  das  Marine-Gommando  samrot  der  Admiralität 
(1  Vice-Admiral,  2  Contre-Admimle),  das  Marine-Corps  (mit  7  Linien- 
schiffs-Gapitäuen,  11  Fregatten-Capitänen ,  14  Corvetten-Capitttnen, 
40  LänienschilTs-Lieutenants,  45  Fregatten-Lieutenants,  53  Linieu- 
schifTs-Fähnrichen ,  37  Fregatteo-Fuhnrichen,  79  wirklichen  und  37 
provisorischen  Marine- Corps -Cadeten),  das  Matrosen -Corps,  das 
Marine -Scbüfbau- Corps,  die  Marine -Artillerie,  das  Marine-Infan- 
terie^Regiment,  das  ärztliche  Personale,  die  Marine-Bau-Aemter,  das 
Marine i-Auditoriat,  der  Marine-Clerus,  das  Seedampfmaschinisten- 
Corps  und  der  Marine -Verwaltungsdienst.  Alle  diese  Zweige  um- 
fassen 595  Offieiere,  7.125  UnteroiTiciere  und  Mannschaft,  454 
Beamte,  Parteien  und  Diener.  Hafen -Admiralitäten  befinden  sich 
in  Venedig,  Triest  und  in  Pola. 


NACHTRAEGR 


Seite  32.  Zu  den  Mitgliedern  der  Mini&ter-Conferenz  ge- 
hören auch  der  Chef  der  obersten  Polizei-Behörde  und  der  erste 
General- Adjutant  Sr.  k.  k.  apostolischen  Majestät 

Seite  35.  Die  Angelegenheiten  der  k.  k.  Kriegs-Marinc  wurden 
neuerlichst  aus  dem  Ressort  des  Armee-Ober-Commando''8  ausge- 
schieden und  dem  Marine-Ober-Commando^  als  einer  selbst- 
stftndigen  Central-Behörde,  überwiesen  (Allerhöchste  Entschliessung 
vom  5.  August  1856). 

Seite  36.  Die  Auflassung  des  Titels  ^Militär-  und  Civil- 
Gouverneur^  wurde  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  14.  Ja- 
nuar 1856  verfügt.  Der  Militär-  und  Civil -Gouverneur  des  König- 
reichs Ungern  heisst  hinfort:  ^^General-Gouverneur^. 

Seite  37.  Die  Statthalter  der  Kronländer  Dalmatien,  Wojwod- 
schalt,  Kroatien -Slavonien  und  Siebenbüi^en  erhielten  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  16.  November  1856  den  Titel  ^Gou- 
verneur^. Auch  zu  Brunn  ist  in  neuester  Zeit  ein  Statthalterei- 
Yice-Präsident  aufgestellt  worden. 

Seite  38.  Der  Wirkungskreis  des  General-Gouvernements 
für  Ungern  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom 
16.  November  1856  festgesetzt  Nach  demselben  ist  das  General- 
Gouvernement  die  oberste  politische  Behörde  des  Königreichs,  hat 
aber  auch  in  allen  anderen  Verwaltungszweigen  die  Thätigkeit  der 
Regierungs-Organe  zu  überwachen  und  ihr  einheitliches  Zusammen- 
wirken zu  vermitteln.  An  die  bezüglichen  Ministerien  oder  ober- 
sten Central-Behörden  sind  nur  vorzulegen:  alle  der  Allerhöchsten 
Schlussfassung  vorbehaltenen  Angelegenheiten^  Anträge  auf  orga^ 
nische  oder  legislative  Bestimmungen,  auf  Abweichung  von  be- 
stehenden Normen,  auf  Ueberschreitungen  des  Jahresvoranschlags, 
auf  Auslagen  für  Rechnung  der  politischen  Fonde,  so  weit  nicht 
eine  jede  politische  Landesbehörde  «sie  zu  bewilligen  berufen  ist; 
Verftlgungen,  welche  auch  andere  Kronländer  berühren  oder  eine 
Rücksprache  mit  dem  Finanz-Ministerium ,  dem  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  dem  Armee-Ober-Commando  oder  der 
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obersten  Rechnung8- Controls -Behörde  erheischen;  Vorsehlöge  zur 
Ernennung,  Versetzung,  Degradirung  oder- Entlassung  von  Beam- 
ten gewisser  Kategorien;  Verhandlungen  über  Securse  in  Partei- 
sachen. Hingegen  steht  dem  General-Gouverneur  nach  Allerhöch- 
stem Cabinetsschreiben  vom  25.  Februar  1856  auch  die  Verhängnn^ 
und  Aufhebung  des  Standrechtes  zu. 

An  Stelle  des  Feldmarscballs  Grafen  Radetzky  steht  jetzt 
Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian  als  Ge- 
neral-Gouverneur des  lombardisch-veuezianischen  Königreichs.  Der 
Wirkungskreis,  welcher  den  Statthaltereien  in  Mailand  und 
Venedig  zukömmt,  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinets- 
schreiben vom  30.  Januar  1856  geordnet  (Minist.  -  Verord.  vom 
30.  M&iz  1856). 

Seite  39.  Die  Hauptstadt  Zara  ist  aus  dem  Verhältnisse  der 
Unterordnung  unter  die  Kreisbehörde  noch  nicht  getreten. 

Seite  42.  Die  Berufung  von  den  als  Seegerichte  fungiren- 
den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  erfolgt  an  die  vorgesetzten  Ober- 
landesgeridite ,  von  den  als  Seegerichte  fungirenden  Consular- Ge- 
richten an  das  Oberlandesgericht  in  Triest 

Seite  43.  Der  Strafgerichtshof  in  Mantua  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  25.  Januar  1857  aufgelöst  In 
Ungern  steht  die  Gerichtsbarkeit  über  politische  Verbrechen  zufolge 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  30.  September  1855  nur  dem 
Landesgerichte  von  Ofen  zu,  während  die  Untersuchung  und  Entr 
Scheidung  über  das  Verbrechen  der  Verßllschung  öffentlicher  Ciedita- 
Papiere  sämmtlichen  Landesgerichten  (mit  Ausnahme  desjenigen  zu 
Pest)  obliegt. 

Seite  44.  Dem  jüngst  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  abgeschlos- 
senen Concordate  zufolge,  traten  auch  in  den  nicht- ungrischen 
Ländern  die  geistlichen  Ehegerichte  für  die  Katholiken 
in  das  Leben. 

Seite  44.  Zu  Prag  besteht  jetzt  gleichfalls  ein  Handelsge- 
richt —  In  Dalmatien  (statt  in  Siebenbü^en)  können  Rechtsstrei- 
tigkeiten bis  zum  Belange  von  12  fl.  auf  dem  flachen  Lande,  von 
60  fl.  in  den  Städten  und  Märkten  bei  den  Gemeindevorständen 
angebracht  werden. 

Seite  45  und  46.  Den  Kreis-  (^Komitats-)  Gerichten  ist  noch 
jenes  zu  Gross-Kallö  im  Grosswardeiner  Oberlandesgerichts-Spreng^l, 
den  Berggerichten  sind  jene  zu  Zara,  Bergamo  und  Belluno  anzu- 
fügen.    Die  Zahl  der  städtisch -delegirten  Bezirksgerichte  (Stadt- 
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Präturen^  beträgt  jetzt  im  Mailänder  Oberlandesgericlits-Sprengel  10^ 
im  Grosswardeiner  6,  jene  der  zur  Unterauchung  fhr  Verbrechen 
und  Vergehen  liestiromten  Bezirksämter  beläuft  sieh  in  Krain  auf  8^ 
im  Pest-Ofner  Verwaltungsgebiete  auf  3  und  im  Grosswardeiner 
auf  11. 

Seite  47.  Die  Finanz-Landes-Directionen  werden  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  ^Finanz-Prä fecturen^  genannt. 

Seite  48.  Zu  Brunn  besteht  jetzt  gleichfalls  eine  Steuer- 
Administration.  Da«  Central-Taxamt  ist  gegenwärtig  der 
Finanz-I^andes-Direction  zu  Wien  unmittelbar  untergeordnet. 

Seite  49.  Jeder  Finanz-lÄndes-Direction,  Fiiianz-Landes-Direc- 
tions- Abtheilung  und  Finanz-Präfectur  ist  eine  Finanz-Procura- 
tur  beigegeben;  in  linz^  Salzburg,  Kls^enfurt,  Laibach,  Triest, 
Troppau  und  Czernowitz  bestehen  Fiuanz-Procuraturs-Ab- 
theilungen,  in  Verona  eine  Finanz-Procuraturs-Expositur. 

Die  Berg  hauptmannschaft  in  Pilsen  wurde  jüngst  nach 
Prag  verlegt.  Berghauptmannschaften  bestehen  femer  zu  Laibach 
(Minist. -  Verord.  vom  5.  Juli  185G),  Bergamo,  Belluno  und  Zara 
(Minist. -Verord.  vom  20.  Juli  1857).  Die  Finanz- Präfecturen  im 
lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  fungiren  nicht  mehr  als 
Berg  -  Lehensbehörden. 

Seite  50.  Zu  Innsbruck  besteht  eine  Landes-Forst-Direc- 
tion  (kaiserl.  Verord.  vom  19.  April  1856)  für  Tirol  und  Vor- 
arlberg. Das  Bergamt  in  Mährisch-Ostrau  wurde  im  AuguSt  1856 
aufgelassen,  wogegen  die  Bergwerks -Inspectorats- Oberämter  zu 
Schmölnitz  und  Nagy-B6nya  in  Berg-,  Forst-  und  Güter-Di- 
rectionen  (Minist. -Verord.  vom  15.  August  1857),  die  Marma- 
roser  Oameral  -  Administration  in  eine  Berg-,  Salinen-,  Forst- 
und  Guter-Direction  (Minist- Verord.  vom  15.  November  1856) 
umgewandelt  wurden.  Das  Bergwerks-Inspectorat  in  Agordo 
untersteht  der  Finanz-Präfectur  in  Venedig.  Der  Finanz-Präfectur 
in  Mailand  endlich  sind  12  Forst-Inspectorate  untergeordnet. 

Seite  52.  Als  Organ  des  Handels  -  Ministeriums  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  6.  Februar  1856  die  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  bestell^ 
welche  berufen  ist,  die  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16. 
November  1851  vorbehaltene  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur 
Handhabung  der  Sicherheit  und  Ordnung  im  Betriebe  der  österrei- 
chischen Staats-  und  Privat-Eisenbahnen  auszuüben  (Minist- Verord. 
vom  8.  März  1856). 
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8eite  56.  Die  Eisenbahnbau  -  Direetion  zu  'Verona 
wurde  mit  1 .  März  1857  ^^ufgelassen  und  es  erstreckt  sich  jetzt  der 
Geschäflskreis  der  Central  -  Direetion  ftlr  Eisenbahnbauten  auf  den 
ganzen  Umfang  des  Kaiserstaates. 

Seite  59.  Alle  das  Telegraphen-Wesen  berührenden  Angelegen- 
heiten sind  in  der  Direetion  der  Staats-Telegraphen  vereinigt 
(Minist.-Erlass  vom  24.  August  1856),  unter  welcher  9  Inspectoren 
die  Ueberwachung  der  Telegraphen -Stationen  besorgen. 

Uebersicht  der  bereits  eröffneten  Telegraphen-Sta- 
tionen (mit  Inb^riff  der  Haupt -Stationen): 


Telegraphen- 
Stationen. 


Kronland. 

Oe»terreich  unter  der 

Enns     .....  3 

Oesterreich  ob  der  Enns  1 

Salzburg  .....  1 

Steiermark    ....  2 

Kärnthen 1 

Krain 1 

Küstenland    ....  5 

Tirol 8 

Böhmen 11 

Mähren 2 


Kronland 

Schlesien  . 
Galizien    . 
Bukowina 
Dalmatien 
Lombardie 
Venedig   . 
Ungern     . 
Wojwodschalt  . 
Kroatien-SIavonien 
Siebenbürgen     . 
Müitärgränze 


Telegraphen- 
stationen. 

3 
7 
1 
5 
10 
8 
13 
2 
3 
2 
o 


Seite  60.  Gegenwärtig  sind  die  beiden  Sectioneu  der  süd- 
lichen Staats-Eisenbahn  vereinigt  und  seit  I.Mai  1856  unter 
die  Leitung  der  Wiener  Betriebs-EHrection  gestellt  (Minist-Erlass  vom 
8.  März  1856).  Die  Betriebs-Direction  zu  Verona  wurde  mit 
1.  März  1857  aufgehoben  (Minist -Verord.  vom  14.  Februar  1857). 

Seite  61.  In  Siebenbürgen  ist  das  Gebiet  der  evangelischen 
Kirche  A.  C.  in  Capitel,  jenes  der  evangelischen  Kirche  h«  G.  in 
Diöcesen  eingetheilt,  welchen  Decanate  vorgesetzt  sind. 

Das  Institut  der  Schulräthe  wurde  im  lombardisch -venezia^ 
nischen  Königreiche  mit  Ministerial- Verordnung  vom  10.  Juli  1857 
eingeführt. 

Die  Anmerkung  1  entfallt,  da  der  Wh^kungskreis  des  Ge- 
neral-Gouvernements in  Ungern  bereits  oben  auseinandergesetzt 
wuixle. 

Die  Staatsprttfungs-Commission  zu  Olmtttz  ist  gegen- 
wärtig aufgehoben;  dagegen  bestehen  solche  Commisaionen  audi 
in  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein. 
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Seite  62.  Statt  ^Militär-  und  Civil-Gouverneure"^  lies  ^General- 
Gouverneure  und  Gouverneure^. 

Prtlfungs-Commissionen  für  die  Staatsrechnungs- 
Wissenschaft  bestehen  jetzt  auch  zu  Mailand  und  Venedig. 

Seite  63.  Eine  eigene  Marine-Buchhaltung  wurde  mit 
Erlass  der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde  vom  18.  Mftrz  1857 
errichtet.  Die  Hof-Kriegsbuchhaltung  trat  mit  1.  April  1857 
unter  der  Benennung  ^Central-Milit&r-Rechnungs-Departement^  aus 
der  Dependenz  von  der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde  in 
jene  vom  Armee-Ober-Commando  (Erlass  d.  ob.  Rechnungs-Controls- 
Behörde  vom  21.  Mftrz  1857).  Die  Militör-Rechnungs-Controle  und 
der  Geschäftsbetrieb  der  Militar-Rechnungs-Departements  werden 
von  der  General-Rechnungs-Inspection  im  Stande  der  ober- 
sten Rechnungs- Controls -Behörde  überwacht. 

Auch  in  der  Bukowina  besteht  eine  Staatsbuchhaltungs- 
Abtheilung. 

Seite  73.  Bis  Ende  Decemlter  1857  war  auch  das  Königreich 
beider  Sicilien  in  die  Reihe  jener  europäischen  Regierungen  getreten^ 
mit  welchen  Oesterreich  in  neuester  Zeit  Vertrage  abschloss. 

Seite  74.  Die  Ausscheidung  Pamia's  aus  dem  österreichischen 
Zollverbande  erfolgte  im  Jahre  1857. 

Seite  78.  Durch  eine  eigene  Allerhöchste  Entschliessung  vom 
3.  September  1857  wurden  die  staatsbürgerlichen  Verhält- 
nisse der  im  türkischen  Reiche  befindlichen  österrei- 
chischen Unterthanen  und  Schutzbefohlenen  geregelt  und  ihre 
Stellung  gegenüber  den  Organen  der  kaiserlichen  Regierung  geordnet. 
Die  kaiserliche  Unterthanschaft  muss  hiemach  durch  ein  regelmässiges 
Reise-Document  oder  einen  Internuntiatur-Pass  nachgewiesen  werden. 
Die  bloss  zeitlich  an  einem  Orte  Anwesenden  bedürfen  einer  Aufent- 
haltskarte, die  Sesshaften  müssen  in  die  Matrikel  der  Consular- Ge- 
meinde eingetragen  sein.  Jeder  österreichische  Unterthan  geniesst  des 
tractatenmftssigen  Consular-Schutzes,  der  Consular-Jurisdiction  und  des 
Niederlassungsrechtes.  Diejenigen,  welche  die  Nachweisung  der  Unter- 
thanschaft innerhalb  der  zur  Aufnahme  des  Unterthan-Status  bestimmten 
Frist  verabsäumen  und  keinem  inländischen  Gremeinde-Verbande  ange- 
hören, können  des  Anspruchs  auf  die  Unterthanschaft  durch  die  Internun- 
tiatur  verlustig  erklärt  werden.  Unterthanen  befreundeter  dritter  Mächte, 
welche  am  betreffenden  Orte  keine  eigene  Vertretung  haben  und  osma- 
nische  Unterthanen,  die  sich  im  Consulats-  oder  Intemuntiaturs-Dienste 
befinden,  werden  als  österreichische  Schutzverwandte  behandelt.  Der 
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liiHtans&enzug  geht  vom  (Jonsulftr-Amte  au  die  Inteniuntiatur  und  von 
dieser  an  die  bezügliclie  Central-Behörde  in  Oesterreich  (Minist- 
Verord.  vom  2.  Öecember  1857). 

In  Folge  der  Umänderungen  im  Gebiete  der  rechts-  und  staat«- 
wissenschafllichen  Studien  wurden  mit  Ministerial-Erlass  vom  6.  Juni 
1856  auch  solche  Candidaten  zu  der  Diplomaten-Prüfung  zo- 
la^bar  erklärt,  welclie  zwar  keine  regelmässigen  Universitäts-Stu- 
dien gemacht,  aber  doch  die  röchtshistorische  und  staatswissen- 
schaltliche  Btaatspüfung  bestanden  und  über  mehrere  bezeichnete 
Gegenstände  ein  Privatissimum  gehört  haben.  Den  Gegenständen 
der  Diplomaten-Prüfung  wurde  noch  das  deutsche  Bundesrecht  und 
das  österreichisch-internationale  Privatrecht  beigefügt 

Seite  78,  79  und  80.  Seit  1856  sind  von  Oesterreich  mit 
fremden  Staaten  noch  folgende  Verträge  abgeschlossen  worden: 
-Deutschestaaten:  Convention  über  den  gegenseitigen  Schrif- 
tenwechsel der  6«richtsbel)örden  —  jedoch  ohne  Beitritt  Holsteiu- 
Lauenburg'*8,  Lieclitenstein''s  und  Luxemburg- Limburg's  —  bekannt 
gegeben  am  17.  Januar  1857. 

Deutsch-österreichischer  Postverein:  Nachtrags-Ver- 
trag vom  3.  September  1855. 

Deutsch-österreichischer  Telegraphen-Verein:  Ke- 
vidirter  Vereins -Vertrag  16.  November  1857. 

Zollvereinsstaaten  und  Liechtenstein:  Mttnzvertrag 
vom  24.  Januar  1857. 

Baiern:   Eisenbahnvertrag  vom  21.  April  1856. 

Nassau:  Tragung  der  durch  Requisitionen  der  gegenseitigen 
Behörden  erwachsenden  Kosten  in  Straf-  und  Civil-Kechtssachen  — 
bekannt  gegeben  am  28.  Januar  1858. 

Preussen,  Hannover,  Oldenburg,  Meklenburg- 
Schwerin,  Hansestädte,  Belgien,  Niederlande,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Schweden,  Dänemark  und 
Kussland:  Aufhebung  des  Sundzolls  14.  März  1857. 

Baiern,  Würtemberg,  Türkei:  Donau -Schiffiahrts* Acte 
7.  November  1857. 

Sardinien:  Eisenbahnauschluss  19.  Juni  1856;  Auswechslung 
von  Reisenden,  Eiiecten  und  Frachten  23.  Juli  1856;  Telegraphen- 
Vertrag  vom  3.  October  1856! 

Modena:  Auslieferung  der  Verbrecher  mit  einer  Nachtrags- 
Convention  23.  Juni  1856;  Erneuung  des  Zolleinigungs -Vertrags 
15.  October  1857. 
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Kirchenstaat:  Telegraphen- Vertrag  vom  5.  Mai  1856;  Aus- 
lieferung der  Verbrecher  5.  December  1856. 

Beide  Sicilien:  Erw^eiterung  des  Handels-  und  SchifHahrts- 
Vertrags  8.  Februar  1856. 

Schweiz,  Preussen,  Frankreich,  Grossbritannien 
und  Russland:  Regelung  der  völkerrechtlichen  Stellung  des  Fiir- 
stenthums  Neuenburg  26.  Mai  1857. 

Belgien:  Additioual  -  Convention  zu  dem  Verbrecherausliefe- 
rungs-Vertrage  18.  März  1857. 

*  Niederlande:  Handels-  und  Schifflahrts- Vertrag  29.  Decem- 
ber 1855;  Convention  wegen  der  Aufstellung  österreichischer  Con- 
sular-Aemter  in  den  niederländischen  Colonien  29.  December  1855. 

Frankreich  und  Grossbritannien:  Allianz -Vertrag 
15.  April  1856. 

Frankreich,  Grossbritannien,  Preussen,  Russland, 
Sardinien  und  Türkei:  Friedensvertrag  zu  Paris  30.  März  1856; 
Dedaration  über  die  Rechte  der  Neutralen  16.  April  1856;  Vertrag 
über  die  russisch-türkische  Gränze  in  Bessarabien ,  das  Donau-Delta 
und  die  Schlangeninsel  19.  Juni  1857. 

Frankreich:   Postvertrag  3.  September  1857. 

Türkei:   Telegraphen-Vertrag  21.  Januar  1857. 

Griechenland:  Additional  -  Convention  zum  Handels-  und 
Schifffahrts- Vertrage  12.  Juni  1856. 

Tunis:   Handels- Vertrag  17.  Januar  1856. 

Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika:  Auslieferung 
von  Verbrechern  3.  Juli  1856. 

Seite  84,  Zeile  9  v.  o.  Nach  „Gensdarmerie^  schalte  ein: 
Das  neue  Volkszählungs-Gesetz  gewährte  zum  ersten  .Male 
die  Möglichkeit,  die  für  jede  Staatsverwaltung  wichtigsten  Verhält- 
nisse des  Bevölkerungsstandes  des  gesammten  Reiches  ttLr  einen  und 
denselben  Termin  nach  gleichen  Normen  zu  ermitteln ,  auszuweisen 
und  übersichtlich  darzustellen. 

Seite  90.  Die  Bestimmungen  über  den  Wirkungskreis  und  die 
Geschäftsbehandlung  der  Central-Congregationen  erflossen 
mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  2.  November  1856,  welche 
ihnen  zu  ihrem  früheren  Berufe  noch  die  Angelegenheiten  der  Lan- 
desfonde,  sowie  die  Einflussnahme  auf  die  Communal -Gebarung, 
die  Erhebung  der  directen  Steuern  und  die  Beschjeunigung  den 
Katasters  zuwies. 

Seite  91.    Nach  der  kaiserlichen.  Verordnung  vom  23.  März 
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1857,  betreffend  das  Verfahren  bei  den  Yolkszählungei^ 
flndet  mit  der  Zählung  der  Bevölkerung  gleichzeitig  die  Aufiiahme 
der  wiehügsten  häuslichen  Nutzthiere  Statt.  Zur  Vornahme  der 
Zählungen  sind  die  Gemeinden  und  die  politischen  Behörden  be- 
rufen^ nur  die  Verzeichnung  der  im  activen  Dienste  stehenden  Mi- 
litärs, sowie  der  bei  denselben  befindlichen  Personen,  selbst  vom 
C^vil-Stande,  bleibt  den  Militär-Behörden  überlassen.  Die  Zählungen 
linden  Über  Anordnung  des  Ministeriums  des  Innern  in  der  Regel 
alle  sechs  Jahre  nach  dem  jeweiligen  Stande  vom  31.  October,  und 
zwar  gleichzeitig  in  allen  Kronländem  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  Statt,  und  werden  nach  den  Wohngebäuden  und  bezüglich 
nach  den  Wohnungen  (lusgeführt,  deren  erstere  numerirt  sein 
müssen.  Die  Zählung  in  den  Gemeinden  nehmen  entweder  die  Ge- 
meinde-Vorstehungen (in  den  Orten ,  welche  einer  landesftlrstlicben 
Bezirksbehörde  nicht  unterstehen,  immer  die  Gemeinde-Aemter),  oder, 
wo  dieselben  nach  Ansicht  der  Kreisbehörde  oder  Landesregierung 
hierzu  nicht  ftir  geeignet  erkannt  werden  sollten,  die  politischen 
Bezirksbehörden  (nach  Erforderniss  unter  Beiziehung  der  die  Ma- 
triken führenden  Seelsorger  und  mit  Verwendung  der  Gemeinde- 
Organe)  vor.  Bei  der  Zälilung  der  Bevölkerung  jeder  Ortsdiaft  sind 
nicht  nur  die  Einheimischen  (d.  i.  die  zur  Gemeinde  Zuständigen), 
sondern  auch  die  Fremden  (einsciüiesslich  der  Ausländer)  zu  ver- 
zeichnen, von  welchen  letzteren  nur  die  Reisenden  ausgenommen 
sind.  Die  Einheimischen  werden  in  die  Aufnahmsbogen,  die  Frem- 
den in  die  Fremden-Tabelle  eingetragen.  In  denjenigen  Gemeinden, 
in  welchen  die  Zählung  von  den  Gemeinde- Vorstehungen  voi^enom- 
men  wird,  sind  von  den  einzelnen  Wohnparteien  Anzeigezettel  aus- 
zufüllen, aus  welchen  von  dem  Gemeinde- Vorsteher  die  Aufnahms- 
bogen, die  Fremden-  und  die  Viehstands -Tabelle  verfasst  werden. 
In  Gemeinden,  welche  die  Zählung  selbst  nicht  vornehmen 
können,  verfasst  der  landesfürstliche  Gommissär  nach  den  münd- 
lichen Angaben  der  Betreffenden  sogleich  die  Aufnahmsbogen,  die 
Fremden-  und  die  Viehstands-Ta belle.  Rücksichtlich  der  durch  die 
Militär-Behörden  zu  verzeichnenden  Personen  werden  von  den  be- 
züglichen Commandanten  durch  die  Rechnungs- Kanzleien  summa- 
rische Standeslisten  verfasst,  während  die  Verzeichnung  der  dem 
Militär  angeliörigen  Civil-Personen  mittelst  der  Anzeigezettel  zu  ge- 
schehen hat.  Die  summarischen  Standeslisten  werden  durch  das 
l)etreflende  Landes-General-Gommando,  jene  des  Armee-Ober-Oom- 
mando's  unmittelbar  der  politischen  Landesstelle,  die  Anzeigezettel 
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der  bezüglichen  politischen  Ortebehörde  übermittelt.  Aus  denAuf- 
nahmsbogen^  der  Fremden-  und  der  Viehstands-Tabelle  werden  die 
Ortsübersicht  und  Orts- Viehstands-Tabelle,  die  Gemeinde-Uebersicht 
und  die  Gemeinde-Viehstands-Tabelle  (femer  das  bei  der  politischen 
Bezirksbehörde  aufzubewahrende  Z&hlungsbuch),  aus  diesen  von  den 
Bezirksbehörden  die  Bezirksübersichten,  aus  diesen  von  den  Kreis- 
behörden  die  Kreisübersichten  sammt  den  entsprechenden  Yiehstands- 
Tabellen  zusammengestellt;  die  Landesübersichten  werden  von  der 
politischen  Landesstelle,  die  Hauptübersichten  von  dem  Ministerium 
des  Innern  und  dem  Armee-Ober-Commando  angefertigt  Bezüglich 
der  im  Auslande  weilenden  österreichischen  Unterthanen  (ein- 
schliesslich der  Gesandtschafts-  und  Consular- Personen  und  ihrer 
Familieuglieder)  verfassen  die  betreffenden  k.  k.  Gesandtschaften 
die  nöthigen  Verzeichnisse;  in  jenen  Staaten,  in  welchen  keine  di- 
plomatische, aber  eine  Consular  -  Vertretung  Oesterreich''s  besteht, 
sollen  zur  Verzeichnung  der  daselbst  domicilireuden  österreichischen 
Unterthanen  die  k.  k.  Consular -Aemter  angewiesen  werden.  Für 
die  Zählung  des  im  Auslande  stationirten  Militärs  wird  von  dem 
Armee-Ober-Commando  vorgesorgt.  —  Die  erste  Zählung  nach  die- 
sem Gesetze  fand  am  31.  October  1857  Statt. 

Seite  93.  Um  den  in  Verwendung  gegen  die  Cholera-  oder 
Tjphus  -  Epidemie  stehenden  Aerzten,  Wundärzten  und  Kranken- 
wärtern eine  Sorge  abzunehmen,  wurde  den  Hinterbliebenen  der- 
selben, falls  der  Tod  der  genannten  Personen  durch  ihre  Verwendung 
erfolgt  ist,  der  Anspruch  auf  Pensionen,  Provisionen  oder  Erziehungs- 
Beiträge  zuerkannt,  auch  wenn  der  Verstorbene  noch  keine  zehn- 
jährige Dienstzeit  vollstreckt  hatte  oder  gar  nicht  im  Staatsdienste 
angestellt  war  (Minist- Veiord.  vom  6.  Mai  1856  und  8.  Mai  1857). 

Die  Ministerial- Verordnung  vom  28.  Januar  1855  regelte  die  Vor- 
nahme der  gerichtlichen  Tod ten schau.  '  Die  diessfiüligen 
Anordnungen  wurden  auch  auf  jene  Leichen-Sectionen  ausgedehnt, 
welche  aus  sanitätspolizeilichen  oder  anderen  öffentlichen  Rücksich- 
ten durch  die  politischen  Behörden  (namentlich  bei  unnatürlichen 
Todesfällen)  vorzunehmen  sind  (Minist-Verord.  vom  8.  April  1857). 

Seite  96.  Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  27.  Juni  1856 
wurde  das  Vereinsgesetz  bezüglich  der  Vereine  von  Katholiken, 
welche  sich  unter  geistlicher  Leitung  ohne  Rechtsverbindlichkeit  zu 
Werken  der  Frömmigkeit  und  Nächstenliebe  verpflichten,  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt,  so  dass  diese  Vereine  nur  unter  Oberleitung 
der    Bischöfe    stehen,    welche    dem    Landes -Chef  nur    über   die 
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Grflndung  und  Orgenieation  derselben  Hachncht  zu  geben  haben 
(Minist. -Verord.  vom  28.  Juni  1856). 

Seite  98.  Eine  der  wichtigsten  Maaasnahmen  in  Bezug  auf  die 
öffentliche  Sicherheit  bildet  die  Einfilhrung  eines  neuen  Pass- Sy- 
stem« durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Februar  1857,  welche 
alle  Pass  -  Revisionen  auf  jene  an  derGrftnze  des.Staatsgebieles  be- 
schränkte, den  Inländern  für  den  Verkehr  im  Inhnde  den  sehr  er- 
leichternden Gebrauch  von  Legitimations-Karten  zugestand ,  hingegen 
eine  entsprechende  Einrichtung  des  Meldungswesens  anbefahl, 
wie  sie  auch  sofort  mit  Verordnung  vom  15.  Februar  1Ä57  Piate  griff. 

Seite  404.  Den  neuen  Anordnungen  aber  das  Pass-  und 
Meld ungs Wesen  zufolge  bedtirfen  Inländer  zu  Reisen  im  Inlande 
in  der  Regel  eines  Passes  nicht;  sie  haben  sich  jedoch  mit  Legiti- 
mations-Karten zu  versehen ,  welche  die  Vorsteher  der  Bezirksämter, 
dort  aber,  wo  sich  landesftlrstliclie  Polizei-Behörden  befinden,  die 
Vorsteher  dieser  Behörden  fttr  Personen,  die  in  dem  Amtsbezirke 
derselben  ihren  Wohnsitz  haben,  auf.  die  Dauer  eines  Jahres  aus- 
fertigen. Das  Ministerium  des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussem 
stellt  zu  Reisen  im  Inlande  statt  der  bislierigen  Ministerial-P&sae 
gleidifalls  Legitimations-Karten  ans.  Dagegen  bedürfen  Inländer  zn 
Reisen  in  das  Ausland  eines  ordnungsmässig  ausgefertigten  Reise- 
Passes,  der  höchstens  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  vom  Mini- 
sterium des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussern,  von  den  ChefH 
der  politischen  Landesstellen  und  von  den  Kreisvorstehem  ausge- 
stellt werden  kann.  Zur  Verlängerung  oder  Ertheilung  neuer  Pässe 
sind  die  k.  k.  Missionen  im  Auslände  ermächtigt.  Auch  jeder  Aus- 
länder, der  sich  in  den  österreiohischen  Kaiserstaat  begibt,  nfiuss 
mit  einem  ordnungsmässigen  Reisepasse  versehen  sein.  Von  der 
bisherigen  Verptlichtung,  die  Reiseurkunden  in-  oder  ausländischer 
ßeliörden  im  Innern  des  österreichischen  Kaiserstaates  vorzuweisen, 
vidiren  za  lassen  und  amtlich  zu  hinterlegen,  kömmt  es  ab,  wor- 
nach  auch  die  bisher  bestandene  Pflicht  zur  Lösung  von  Aufent- 
lialtskarteii  entfallt ;  dasselbe  gilt  auch  rücksiohtlich  der  Legitima- 
tiona-Karten.  Nur  an  den  Gränzen  des  Reichs  unterliegen  die.  Reise- 
Pässe  der  Revision  durch  die  k.  k.  Gränz-Aufsichtsbeliörde.  ^  Das 
Meldungswesen  wird  in  jenen  Orten,  in  welchen  sich  k.  k.  Polizei- 
Behörden  befmden,  von  diesen,  in  den  übrigen  Orten  unter  Auf- 
sicht und  Leitung  der  politischen  Bezirksbehörde  von  den  Gemeinde- 
Vorstehern  gehandhabt.  Doch  steht  es  den  Besitzern  vormals  herr- 
schaillicher  Gutskörper  jederzeit  frei,   ihre  Meldungen   unmittelbar 
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an  die  politische  Bezirk sbehörde  zu  niacheu.  In  Süidieu,  wOrien^ 
wo  die  politische  Bezirksbehörde  ihren  Silz  hat,  diinii  in  allen  an 
bedeutenderen  Strassenzügeh  gelegenen  Ortachafteii,  sowie  auch  in 
allen  iu  der  Nähe  der  Hauptstadt  befindlichen  Orten,  wo  sidl 
Fremde  au&uhalten  pflegen,  endlich  in  jenen  Orten,  wo  induatrielle 
Etablissements  von  einiger  Erheblichkeit  sieh  befinden  ^  haben  die 
zur  Fremden  behcrbergung  berechtigten  Gastwirthe  über  die  bei  ihnen 
übernachtenden  Fremden  ein  Fremdenbuch  zu  führen,  welches  von 
dem  Gemeinde-Vorsteher  paraphirt  und  stets  zur  Einsicht  der  Poli- 
zei-Organe bereit  gehalten  wenlen  muss.  Die  Meklung  des  Fremden 
liat  Seitens  des  Gastwirdies  in  der  Regel  mittelst;  eines  vdlstftndig; 
ausgefüllten  Meldzetteis  und  zwar  noch  am  Tage  der  Ankunft  des 
Fremden  zu  gesehehen.  An  den  vcM'hin  genannten  Orten  haben 
ausser  den  Gastwirthen  auch  alle  anderen  Unterstandgeber  die  bei 
ihnen  übernachtenden  Fremden  zu  melden.  Aehnüch  den  Frem- 
denbüchern sind  in  den  Herbergen  Herbergs-Protokolle  zu  führen. 
Dienstboten,  Gesellen  und  sonstige  Gewerbs-,  Arbeits-  und  Be- 
schäRigungs- Gehilfen  und  LehrUnge  müssen  in  allen  Orten  binnen 
längstens  drei  Tagen  nach  ihrem  Ein-  oder  Austlitte  gemeldet  wer- 
den. Vagabunden  oder  sonst  verdächtigen  Leuten  darf  Niemand 
einen  Unterstand  geben. 

Seite  106,  Zeile  6  v.  u.  Statt  „in  den  westlichen  Kronlänikm 
(sammt  Krakau)*^  lies  „nunmehr  in  sämmtlichen  Kronländern '^. 

Seite  111.  Statt  des  in  der  Anmerkung  5  Gesagten  ist  FoU 
gendes  zu  setzein;  In  den  Komitaten  Pest-Pilis,  Pest-SoU,  Stuhh 
weissenburg,  Gran,  Heves,  CSsongräd,  Oedenburg,  Wieselburg,' 
Raab,  Barany.a,  Pressburg,  beiden  Neutra,  Komorn,  Neogräd, 
AJbauj-Toma,  Siros  und  theHweise  ZempUn,  beiden  Bihar,  Bäi^s- 
Csanäd  und  Arad;.in  der  ganzen  Wojwodschaft  und  dem  Temeser 
Banate  (mit  Aiwmhme  des  Logos»  Kreises);  in  den :  Komitaten 
Agram,  Yaxasdin,  Pocega  und  Easek,  dann  in.  einer  Anzahl  von 
Stftdten  :—  sind. die  Grundbücher  bereits  angelegt  und  .veriautbart.. 
In  den  Komitaten  Borsod,  Toina,  Liptau,  Sohl,  Honth,  GOnH^r  und 
Szathmar,  im  Li^$oaer  Kreise  und  im  Fiumaner  Komitate  wird  cjben 
die  Localnrinmg  viM^nommen. 

Seite  117.  Die  Behandlung  der  Winkelschreiber,  wurde 
durch  ^ie  Verordnung  des  Justiz- Ministeriums  vom  8.  Juni  1Ö57 
auf  eine  in  allen  Kronl&ndern  gleichmässige  Weise  geregelt 

Sdte  117.  Anmerkung  4  entttllt  Die  umgearbeitete  Nota- 
riats-Ordnung  hat  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  45 
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und  in  Dahnatien ,  wo  das  Notariats-Insütat  auf  dem  Code  Napol^i 
beruht,  keine  Anwendung.  Hingegen  eriiielt  dieselbe  neuerlichst 
im  Grossherzogihume  Krakau,  wo  auch  ein  auf  der  franzOsiscIien 
Gesetzgebung  beruhendes  Notariats-Institut  bestand ,  in  Ungern^  der 
Wojwodscliafl  und  dem  Banate,  Kroatien-Slavonien  und  Siebenbür- 
gen Geltung  (Kaiserl.  Patent  vom  7.  Februar,  Minist.-Erlass  und  zwei 
Minist-Verord.  vom  16.  Februar  1858). 

Seite  121.  Auch  die  inländischen  Zeitungen  unteriiegen  jetzt 
der  Stämpelgebühr. 

Seite  122.  Der  Zolleinigungs-Vertrag  mit  Parma  erlosch 
mit  31.  October  1857,  hingegen  wurde  derjenige  mit  Modena,  un- 
ter Annahme  einiger  Moditicationen ,  erneuert. 

Seite  123.  Für  den  Verkehr  des  allgemeinen  österreichischen 
Zollgebietes  mit  dem  ausgeschlossenen  Kronlande  Dalmatien  brachte 
der  neue  Dalmatiner  Zoll-Tarif  vom  18.  Februar  1857  wesentliche 
Erleichterungen.  Solehe  liegen  auch  in  der  versuchsweise  an  den 
wichtigsten  Zollämtern  des  allgemeinen  Zollgebietes  zugelassenen 
Creditirung  ftllliger  Einfuhrzoll-Beträge. 

Der  Mttnzvertrag  mit  den  Zoll  Vereinsstaaten  und  Liechten- 
stein schuf  die  abermalige  Anerkennung  einer  ausschliesslichen  SiU 
berwährung  für  ein  von  70  Millionen  bewohntes  Gebiet,  führte  filr 
dasselbe  ein  allgemein  geltendes  Zahlmittel  ein,  stellte  die  Grund- 
sätze der  Münzgesetzgebung,  namentlich  in  Betreff  der  Scheide- 
münze, für  Oesterreich,  Preussen  und  Deutschland  fest,  und  be- 
reitete eine  noch  innigere  Verschmelzung  der  drei  Münz-Sjsteme 
jenes  Gebietes  vor. 

Seite  127.  Der  MOnrvertrag  sichert  für  den  Schluss  de» 
Jahres  1858  die  völlige  Rückkehr  zur  jederzeitigen  Umwechslung 
der  Banknoten  in  vollwerthige  Siibermünzen  zu. 

Seite  133,  ZeUe  15  v.  o.  Nach  „1.  November  1853^'  aetze 
„mit  12'/,,  vom  1.  November  1854  aber^.  —  Zeile  16  v.  o.  Statt 
„12^  setze  ,^10^.  — •  In  Ungern,  der  V^ojwodschaft,  Kroatien  und 
Slavcmien  sind  die  gemeindeweisen  Reclamationen  gegen  die 
Schfttzungs- Anschläge  abgeschlossen,  die  individuelien  aber  erst  im 
Zuge.  In  Siebenbürgen  sind  audi  die  gemeindeweisen  noch  nicht 
beendet 

Seite  137,  Zeile  4  und  3  v.  u.  Statt  („wo  selbe  .  .  .  beendet 
sind^)  setze  („wo  selbe  nur  in  den  Provinzen  Brescia  und  Sondrio  und 
in  Theilen  der  Provinzen  Lodi,  Mantua  und  Beigamo  beendet  sind^). 

Seite  137.  Zufolge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  30.  August 
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1B56  iji'iirdc  ftlr  die  ehemals  nngrischen  Länder  und  Sieben- 
bürgen die  Licenz-Gebühr  für  den  Tabak-Bau  zum  eigeneii 
Gebrauche  vom  Pflanzungsjahre  1857  angefangen  auf  12  kr.  für  eine 
Quadrat-Klafter  des  zu  bebauenden  Grundes  erhöht  (Minist -Eriass 
vom  9.  September  1856). 

Seite  137,  Zeile  2  und  1  v.  u.,  und  Seit«  138;  Zeile  1,  2,  3  v.  o. 
Statt  (^wo  die  Arbeiten  ....  im  Zuge  sind**)  setze:  (^wo  die  Ver- 
messung und  Grundertrags  -  Schätzung  zwar  beendet  ist,  die  ge- 
meindeweisen und  individuellen  Reclamationen  aber  nur  zum  Theile 
abgesclilossen  sind^). 

Seite   138.     In   Tirol   waren   bis  Ende  October   1857  270-3, 
Quadrat-Meilen  im  Detail  vermessen. 

Seite  138,  Zeile  6  v.  o.  Die  Worte  „im  Krakauer  Verwal- 
tungsgebiete*^  haben  wegzufallen. 

In  Ungern  umfasste  die  Detail  -  Vermessung  bis  Ende  October 
1857  schon  241-9  Quadrat-Meilen. 

Zeile  15  —  18  v.  o.  Statt  „erst  im  Jahre  1852 stattge- 
funden hat^  ist  zu  setzen :  „dann  im  Krakauer  Kreise  erst  im  Jahre 
1852,  in  der  Lombardie  im  Jahre  1853,  in  7.278  Gemeinden  von 
Böhmen  allmählich  1853  —  1857  nach  jener  Reinertrags-Ermittlung 
stattgefunden  hat^. 

Äeile  26  —  29  V.  o.  Die  Worte  „in  den  übrigen  9  ehemaligen 
Kreisen  ....  geschieht^  haben  wegzufallen. 

Seite  138>,  Zeile  1  —  4  v.  u.  und  Seite  139,  Zeile  1  —  7  v.  o. 
Statt  „Im  lombardisch-venea^anisdien  Königreiche  ....  repartii*!^ 
ist  zu  setzen:  „Im  lombardisch- venezianischen  Königreiche  wurden 
bei  EinHihrung  des  neuen  stabilen  Katasters  die  alten  Provinzial- 
Steuer-Quoten  beibehalten  und  aus  diesen  Quoten ,  dann  dem  erho- 
benen Katastral-Reinertrage  die  Steuer-Umlags-Percente  ermittelt; 
im  Jahre  1856  aber  wurde  der  Reinertrag  aller  katastrirten  Pro- 
vinzen des  Königreichs  mit  den  Steuer-Quoten  verschmolzen,  und' 
hiemach  das  gemeinschaftliche  Steuer -Percent  vom  Reinertrage  für 
das  Ordinarium  mit  28*785  festgesetzt  (wodurch  aber  kdne  Ueber- 
bürdung  der  italienischen  Kronländer  herbeigeftlhrt  wird,  indem  ihr 
Reinertrag  zu  jenem  der  deutsch  ^slavischen  dem  Modus  der  ange- 
wendeten Berechnung  nach  sich  beiläufig  verhält,  wie  1  : 2).  In 
jenen  Theilen  der  Lombardie,  in  welchen  der  censa  milanese  in 
Anwendung  steht,  ist  das  Steuer- Percent  für  das  Ordinarium  mit 
17*7  Gentesimi  vom  Scudo  des  Capitals-Werthes  festgesetzt^. 

Seite  139,  Zeile  17  v.  o.    In  den  ungrischfen  Ländern  und  in 
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Siebenbürgen,  wo  das  provfsorisehe  Kataster  aaf  Grundlage  neuerer 
Ermittlung  gilt,  besteht  dieser  Zuschlag  nicht. 

Seite  140,  Zeife  10  und  11  v.  u.  Statt  „wurde  von  18  ...  . 
sie  aber  auch^  setze:  „wurde  seit  dem  1.  November  1849  von  18 
auf  16  Percent  als  ordentliche  Steuer  herabgesetzt,  aber  auch"^- 

Seite  141 ,  Zeile  4  v.  o.    Statt  „mit  16 15*//  setze:  „in  den 

Orten,  wo  dieselbe  schon  vor  dem  1.  Nov.  1849  bestanden  hat,  mit 
16,  in  Daktiätien  mit  15*42,  in  den  Orten  des  flachen  Landes  mit  12^. 

Zeile  10  V.  o.  In  llrol  und  Vorarlberg,  dann  im  lombaidiseh- 
venezianischen  Königreiche  besteht  keine  abgesonderte  Gebftude* 
Steuer,  wohl  aber  werden  dort  die  Gebäude  bei  der  Grundbesteue- 
rung berücksichtigt. 

Seite  144.  Der  zweite  Theil  des  Stempel-  und  Tax-Gesetzes 
vom  27.  Januar  1840  wurde  zufolge  kaiserlicher  Verordnung  vom 
24.  Januar  1858  mit  einigen  Modiflcationen  auch  ttlr  die  ungrischen 
Länder  und  Siebenbürgen  giltig  erklärt. 

*Vom  1.'  Januar  1858  an  wurde  der  Zeitungsstämpel 
wieder  eingeführt.  (Kaiserl.  Verord.  vom  23.  October,  Minist- 
Verord.  vom  27.  October  und  14,  November  1857.)  Die  zum  Cau- 
tionserlage  verpflichteten  periodischen  Druckschriften  des  Inlandes 
sind  nunmehr  bezüglich  des  Blattes  oder  der  Blätter,  Air  welche 
die  Caution  zu  leisten  ist,  der  Stämpelabgabe  unterworfen,  wenn 
sie  täglich  oder  wenigstens  einmal  wöchentlich  erscheinen.  Die 
Stämpelgebühr  wird  von  dem  Hauptblatte  entrichtet  und  beträgt 
1  Kreuzer  von  jedem  Exemplare  desselben.  Die  ausländischen 
Zeitungen  sind  in  Absicht  auf  diese  Gebühr,  welche  dann  bei  dem 
Abonnement  von  den  Postanstalten  eingehoben  wird,  wie  die  in- 
ländischen zu  behandeln.  Anktindigungs-  oder  Anzeigeblätter,  welche 
nicht  als  Bestandtheil  einer  Zeitschrift  ausgegeben  werden,  unter- 
liegen der  ftlr  Zeitschriften  festgesetzten  Stämpelgebühr;  ebenso  die 
inländischen  periodischen  Schriften  nicht- pplitischen  Inhalts,  welche 
Inserate  *  aufnehmen,  und  zwar  für  diejenigen  Blätter,  weldie 
wirklich  Ankündigungen  enthalten.  Die  Stämpelgebühr  musa,  be- 
vor der  Abdruck  der  betreffenden  Schrift  erfolgt,  entrichtet  werden, 
und  der  Stämpel  wird  daher  auf  das  noch  unbedruckt  zum  Amte 
gebrachte  Rapier,  aufgedruckt  Die  Insertions- Gebühr  wurde  von 
10  Kreuzer  auf  15  Kreuzer  erhöht.  Die  Erflillung  der  Stämpel- 
pflicht  bei  den  durch  die  Post  versendeten  inländischen  stämpel- 
pflichtigen  Druckschriften  unterliegt  einer  eigenen  Controle  (Minist- 
Verord.  vom  23.  December  1857). 
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.  Seite  145.  Vom  1.  November  18S7  aii  wurde  die  Verbrauchs- 
abgäbe  ftlr  frische  Rubeo  auf  18  kr. ,  für  getrocknete  auf  1  fl.  39  kr. 
erhöbt  (Minist- Verord.  vom  22.  September  1857> 

Sdte  146 ,  Zeile  4  ~  7  v.  o.  StaU  ^a)  .  .  .  .  Monate^  ist  zu 
setzen:  ^a)  den  Rübenzucker-Fabriken,  wenn  die  Verbrauchsabgabe 
den  Betrag  von  mindestens  jährlichen  1.000  fl.  erreicht^  bezüglich 
der  ganzen )  monatlich  im  Vorhinein  zu  entrichtenden  Verbrauchs- 
abgaben auf  die  Dauer  von  längtens  vier  Monaten  (mit  Zulassung 
auch  einer  Solidar-Schuldverschreibung  von  mindestens  6  kreditbe- 
reißhtig^ten  Fabrieanten  oder  Kaufleuten  als  Bürgschaft).^  —  An- 
merkung 1.  Der  Minist-Erlass  vom  5.  Februar  1852  wurde  be- 
zttglk*.h  der  Rübenzucker-Steuer  modificirt  durch  Ministerial-Erlässe 
vom  22.  September  und  22.  December  1857. 

Seite  147,  Zeile  16  v.  o.  Nach  den  Worten  ,,  Rückvergütung 
Stiatt^  schalte  ein:  Da  in  diesen  Bestimmungen  12  Sacharometer- 
.Grade  als  das  Minimum  der  Scala  galten,  wurde  neuerlichst  der 
Steuerbetrag  ftlr  die  mit  nicht  mehr  als  9  Sacharometer -Graden 
angemeldeten  Bierwürzen  und  beziehungsweise  ftlr  die  ersten  9 
Grade  der  stärkeren  als  Minimum  mit  S'/«  Lire  im  fembardisdi- 
venezianischen  Königreiche,  mit  36  kr.  in  Galizien,  der  Bukowina 
und  den  ungrischen  Ländern,  mit  45  kr.  in  allen  übrigen  Kron- 
Iftndem  festgesetzt,  und  für  jeden  weiteren  Grad  auf  33*/,  Cente- 
simi  im  lombardisch -venezianischen  Königreiclie,  auf  4  kr.  ausser- 
halb desselben  erhöht  Eine  Verdünnung  der  angemeldeten  und 
erzeugten  Bierwürze  ist  nicht  gestattet  (Miuist.-Erlass  vom  28.  August 
1857). 

2ieile  22  v.  o.  Die  Gebühren  des  Dazio  cousumo  murato  für 
Wein,  Halbwein,  Essig,  Most  und  Trauben  wurden  bezüglich  aller 
geschlossenen  Städte  des  lombardisch -veneziauischen  Königreiches 
modificirt  (Minist-Erlass  vom  23.  August  1857). 

Zeile  8  v.  u.  Statt  „Nach  demselben  werden^  setze  „Nach 
demselben  wurden^. 

.  Seite  148,  Zeile  3  v,  o.  Die  Worte  „die  Erzeugung  von 
Branntwein  unter  20  Eimern  steuerfrei^  sind  zu  löschen. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  Juli  1856  wurde 
die 'VerzehrungssJ; euer  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten 
bei  ihrer  Erzeugung  in  Tirol,  sowie  im  lombardisch- venezianischen 
Königreiche  nach  den  für  die  übrigen  Kronländer  bestehenden 
Grundsätzen  eingeftihrt,  und  nur  für  den  Uebertritt  solcher  Flüssig- 
keiten aus  dem  Auslande,  den  ZoDausschlüssen  und  jenen  Theilen 
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des  Reiches )  wo  sie  nicht. bei  der  Erzeugung  versteuert  werden^ 
den  Yerzebrungsstöuer- Zuschlag  zu  dem  Ringangszolle  beibehalten 
und  auf  5  fl.  fUr  den  Zoll-Centner  festgesetzt.  Die  Rectilicirung 
von  versteuertem  Branntweine  und  Branntweingeist  ^  so  wie  die  Be- 
reitung von  Rosoglio,  Laqueur  und  anderen  mit  verschiedenen 
Stoffen  versetzten  Flüssigkeiten  aus  bereits  versteuerten  unterliegt 
jener  Yerzehrungssteuer  nicht  Hingegen  entfiel  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  der  Dazio  consumo  von  jenen  Fltlssig- 
keiten  (Minist.-Erlfi«se  vom  14.  und  23.  Juli  1856). 

Statt:  ^Hingegen  ist  ein  r  .  .  .  bestanden^  ist  zu  setzen:  Für 
sftmmtliche  der  Yerzehrungssteuer  unterworfenen  Kronländer  wurde 
dieselbe  bezüglich  der  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  wenn 
der  Alkohol-Gehalt  weniger  als  52*4  Orad  beträgt,  für  einen  nieder- 
österreichischen Eimer  Haischraum  mit  9—18  kr.,  für  eine  soma 
metrica  Maischraum  mit  80-~160  Gentesimi  festgesetzt,  je  naclideoi 
Weintrebem,  Kernobst,  Steinobst  oder  mehlige  Stoffe  angewendet 
werden.  Bei  Anwendung  der  Abfälle  von  Zucker  •Raffinerien  (mit 
Ausnahme  der  Rüben-Melasse),  Syrup  und  anderen  concentrirten 
Flüssigkeiten  wird  der  Eimer  erzeugter  gebrannter  Flüssigkeit  mit 
3  fl.,  die  soma. metrica  mit  15'9  Lire  versteuert  (Minist-Erlass  vom 
4.  September  1856). 

Das  in  Dalmatien  bestandene  Bleikugel-Monopol  wurde  mit 
1.  Januar  1857  aufgehoben  (Minist- Verord.  vom  2.  September  1856). 

Seite  150.  DerZolleinigungs-Vertrag  zwischen Oester- 
reich,  Parma  und  Modena  erlosch  am  31.  October  1857. 
Parma  erneuerte  ihn  .nicht  wieder,  Modena  hingegen  setzte  durch 
den  Vertrag  vom  15.  October  1857  die  Zolleinigung  mit  Gestenreich 
fort  Modena  führte  bei  diesem  Anlasse  für  jene  Waaren ,  welche 
ausschliessend  sein  Gebiet  in  der  Einfuhr,  Ausfuhr  oder  Durchfuhr 
berühren,  einen  eigenen  Zoll-Tarif  ein ;  Oesterreich  behielt  sich  eine 
ähnliche  Maassregel  vor.  Aus  diesem  Grunde  wurde  auch  zwischen 
dem  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  und  Modena  eine 
ZwischenzoU- Linie  errichtet,  deren  Aemter  die  Aufgabe  erhielten, 
eine  allfllllige  Zoll -Ergänzung  itlr  ausländische  Waaren  bei  ihrem 
Uebergange  aus  einem  Yereinsstaäte  in  den  andern,  oder  jenen 
Zoll  zu  erheben,  welchen  ausnahmsweise  Er^ugnisse  der  Vereins- 
staaten  selbst  im  Zwisehenverkehre  zu  entrichten  haben.  Zum 
gegenseitigen  Schutze  der  ZoUeinkUnfle  und  der  Staats -Monopole 
wurde  ein  besonderes  ZoU-Cartel  vereinbart  Eine  Gemeinschaft  der 
Zoilerträgnisse  besteht  nicht.    Wenn  der  im  Staate  der  Versendung 
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bezahlte  Zoll  grösser  oder  geringer  ist  als  der  im  Staate  des  Be- 
siiaiinungsortes  in  Wirksamkeit  stehende  Zoll^  so  wird  derselbe  von 
der  Regierung  des  ersteren  Staates  der  ietsteren  vergfltet  Da 
femer  der  Durchfuhrzoll  jenem  Staate  angehört,  in  dessen  Gebiete 
die  Schlussamtshandlung  der  Durchfuhr  Statt  findet,  so  ist  in  diesem 
Falle,  wenn  der  Durchfuhrzoll  in  jenem  Staate  eingehoben  wurde, 
wo  die  Durchfuhr  begann,  dieser  Zoll  von  leta^tereo»  Staate  dem 
ersteren  zu  ersetzen.  Ueber  die  Annahme  eines  gemeinschaftlichen 
Gesetzes  bezüglich  der  Punzirung  von  Gold-  und  Silberarbeiten  soll 
eine  Verständigung  erstrebt  werden.  Modena  verbleibt  auch  femer 
in  dem  Yertragsverhältnisse,  in  das-  es  gegenüber  von  Piemont  und 
dem  deutschen  Zollvereine  durch  Anscbluss  an  die  betreffenden 
Verträge  getreten  ist,  und  erklärte  sich  auch  bereit,  dem 
Uebereinkommen ,  welches  Oesterreich  mit  dem  heiligen  Stuhle 
abzuschliessen  in  den  Fall  kommen  könnte,  damit  das  Ueberein- 
kommen vom  22.  März  1838,  betreffend  die  Auflassung  der  für 
Durchfuhrwaaren  geleisteten  Sicherstellung,  auch  auf  die  Modena 
vom  Kirchenstaate  scheidende  Zolllinie  ausgedehnt  werde,  endlich  den 
eventuell  zwischen  Oesterreicli  und  dem  Zollvereine  abzuschliessen- 
den  2k)lleinigung8- Verträgen  beizutreten.  Der  Vertrag  wurde  ftir  die 
Dauer  von  6  Jahren  und  2  Monaten  (ftir  die  Zeit  vom  1.  November 
1857  bis  Ende  December  1863)  geschlossen  und  wird  immer  auf 
je  6  Jahre  verlängert  angesehen,  wenn  er  nicht  vor  dem  B<^inne 
des  letzten  der  jeweiligen  6  Jahre  gekündigt  wird.  —  Die  Inter- 
national-Zoll-Commission,  welche  ihre  Wirksamkeit  am  28.  October 
1852  begonnen  hatte,  schloss  dieselbe  am  31.  Januar  1858. 

Seite  157,  Zeile  23  v.  o.  Die  Herabsetzung  des  Zolles  Air 
Weizen  und  Weizenmehl  auf  die  Hälfte  ist  auch  ftir  die  Jahre 
1857—1861  zugelassen  (Minist. -Erlass  vom  20.  März  1857),  der 
Zoll  ftir  alles  andere  Getreide,  für  Hülsenfrüchte,  Malz  und  Mais- 
Mehl  für  dieselbe  Zeit  gänzlich  nachgesehen  (Minist -Erlass  vom 
5.  December  1856). 

Die  den  Militärgränzem  zugestandenen  sehr  ausgedehnten  Zoll- 
Begünstigungen  und  Zollfreiheiten  wurden  auf  Getreide,  Hülsen- 
früchte, Keis,  Mehl  und  Mehlproducte,  Brod,  Vieh,  Fleisch,  Fische, 
.  Roheisen ,  Eisen-  und  Stahlwaaren  und  kupferne  Kessel  beschränkt. 

Die  Aufhebung  der  Zollschranken  gegen  Dalmatien  zdgte 
SH^h  noch  nicht  als  ausftlhrbar.  Doch  gewährte  der  Zoll -Tarif  vom 
18.  Februar  1857,  welcher  mit  1.  Mai  1857  in  das  Leben  trat, 
dem  gegenseitigen  Verkehre  jenes  Kronlandes  mit  anderen  manche 
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Erleicbterungen.  Dahin  gehört,  namentlich^  dass  Kaffinat-Zueker^  Ge- 
tränke und  Esswaaren^  Kerzen,  Seifen  und  andere  nicht  parfumiite 
Fett-Fahricate,  ferner  alle  Game,  Webe-  und  Wirkwaaren,  Klei- 
dungen und  Putzwaaren,  Metalle,  gebrannte  Erden,  Clas  und  Glas- 
waaren  sammt  den  nicht  in  anderen  Tarifs- Abtheilongen  enthaltenen 
Fabricaten  bei  der  Einfuhr  aus  dem  allgemeinen  öaterreidiifichen 
Zollgebiete  nach  Dalmatien  nur  die  Hälfte  des  tarifmftssigen  Ein- 
gangszolles  entrichten,  wenn  sie  über  eines  der  Haupt-Zollämter 
am  adriatischen  Meere  austreten,  unter  amtlichen  Verschluss  gelegt 
und  mit  einem  zollamtlichen  Ausfuhr-Declarationsscheiu  versehen 
sind  (Kaiserl.  Verord.  vom  18.  Februar,  Minist^-Erlass  vom  4.  März 
1857).  Die  Einfuhr  auf  Losung  aus  dem  allgemeinen  österreichi-^ 
sehen  Zollgebiete  nach  Dalmatien  ist  zollfrei,  eben  so  wie  die  Aus- 
fuhr zur  Appretur  nach  jenem  Zollgebiet«.  Die  Einfuhr  zur  Appretur 
nach  Dalmatien  und  die  Ausfuhr  auf  Losung  von  dort  unteriiegt 
ohnehin  keiner  Zollentrichtung  (Minist-Yerord.  vom  5.  Mai  1857)» 

Seite  158.  Eine  andere  wesentliche  Erleichterung  des  Verkehrs 
lag  in  der  Allerhöchsten  Entachliessung  vom  12.  Mai  1856,  weiche 
versuchsweise  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1856  bis  30.  Juni  1858  ge- 
stattete, dass  bei  25  Haupt -Zollämtern  bürgerlich  unbescholtenen 
Kaufleuten,  Fabrikanten,  Transports-,  Bergwerks-  und  Agricultnrs^ 
Unternehmern,  welche  im  nächstvorhei^ehenden  Verwaltungsjahre 
3.000  fl.  oder  mehr  an  Einfuhrzöllen  entrichtet  haben,  je  f[lr  die 
Dauer  eines  Verwaltungsjahres  ein  unverzinslicher  vierteljähr^er 
oder  sechsmonatlicher  Credit  bis  zur  Höhe  von  15.000  fl.  gegen 
Sichierstellung.  durch  Staats-Schuldverschreibungen,  Pfandbriefe  der 
National-Bank ,  Hypotheken ,  oder  Solidar-Verpflichtung  von  wenig- 
stens sechs  Kaufleuten  oder  Fabrikanten  des  bezüglichen  Handels- 
kammer-Bezirks, jedoch  nur  flir  die  eigentlichen  £iinfuhrzoll-Gebühren 
eingeräumt  werde  (Kundm.  des  Finanz-Minist  vom  20.  Mai  1856). 

Die  nach  dem  kaiserlichen  Patente  vom  1.  November  1823 
geprägten  Kupfermünzen  zu  1 ,  3  und  5  Centesimi  wurden  mit  Ende 
December  1857,  jene  zu  10  Centesimi  mit  Ende  März  1858  aus 
dem  Umlaufe  gezogen  (Minist^-Erlässe  vom  10.  Januar  und  8.  Oc- 
tober  ia57). 

Seite  159.  Als  Folge  des  in  Wien  zusammengetretenen  deut- 
schen Münz •  Congresses  ist  der  Münzvertrag  vom  24.  Januar 
1857  zu  betrachten.  Dieser  Vertrag,  welchen  Oesterreich  und 
Liechtenstein  mit  den  durch  die  allgemeine  Münz-Convention  vom 
30.  Juli  1838  unter  sich  verbundenen  Zollvereinsstaaten  abschlössen, 
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»etzt  als  aufiflchiiessliched  MUnzgewicht  das  Zollpfund  Slber  in  der 
Schwere  von  500  Grammen  fest,  und  gestattet  dessen  Ausmünzung 
entweder  im   Dreissig-Thaler-Fusse,    welcher  für  Preussen 
(ausser  Hohenzollern),  Sachsen,  Weimar,  Alteoburg,  Gotha,  An- 
halt, Schwarzburg,  Keuss,  Lippe,  Waldeck,  Kurhessen,  Hannover, 
Braunschweig  und  Oldenburg,  oder  im  Fünfundvie.rzig-Gul- 
den-Fusse,  welcher  für  Oesterreich  und  liechtenstein,  oder  im 
Zweiundfünfzigeinhalb-Oulden'Fusse,   welcher  für  Süd- 
deutschland ,  Koburg  und  Meiningen  als  Landes-Münzfuss  eingeführt 
wird.    Ausser  den   hiernach   zulässigen   Münzen   darf  Oesterreich 
noch   femer   sogenannte   Levaniiner  (Maria -Theresia-)  Thaler  als 
Handelsmttnze  ausprägen.    Zur  Vermittlung  und  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehres  besteheb  die  Vereins  thaler,  welchen, 
so  wie  den  Thalem  der  Münz-CJonvention  und  des  Vierzehn-Thaler- 
Fusses,  die  gleiche  unbeschränkte  Giltigkeit  mit  den  Landesrottnzeu 
zukömmt.    Das  Mischungsverhältniss  der  Vereinsmünzen  wird  auf 
7,0  Kupfer  festgesetzt,  eine  gewisse  Höhe  der  Ausmttnzungen  für 
jeden  Staat  beeeichnet.    Di^  Scheidemünze  ist  als  solche  auf  dem 
Gepräge  zu  benennen,  ihr  Nennwerth-Verhältniss  und  die  Umlaufs- 
menge  wird   sich   innerhalb   gewisser   Gräuzen   halten.     Bei  der 
groben  Münze  ist  kein  Remedium  am  Gehalte  oder  Gewichte  zu- 
lässig, die  Scheidemünze  darf  niemals  im  Werthe  heruntergesetzt, 
noch  die  Auswechslung  eines  bestimmten  Minimal- Betrages  gegen 
grobe  Münze  verweigert  werden.    Als  Vereins -Handelsmünzen  in 
(toM    werden    nur    die   Krone   und   die   Halb-Krone   ausgeprägt; 
Oesterreich  darf  noch  bis  1865  Ducaten  ausmüuzen.    Den  Gold- 
münzen kann  die  Eigenschaft  eines  die   landesgesetzUche  Silber- 
währung vertretenden  Zahlmittels  nicht  beigelegt,  zu  ihrer  Annahme 
Niemand  verpflichtet  werden.  —  Das  kaiserliche  Patent  vom  19.  Sep- 
tember   1857   setzte  demgemäss  fest,  dass  in  österreichischer 
Währung  als  Landesniünzen  Stücke  von  2  fl.,  1  fl.  und  V«  fl. 
auszuprägen   sind,   der   Gulden    in    hundert  Theile    zerföllt,    und 
Scheidemünzen  in  Silber  zu  5  und  10,  in  Kupfer  zu   */,,  1  und 
3  Hunderttheilen  bestehen  werden.   Die  Verhältnisse  des  Münzver- 
kehrs und  die  Anwendung  der  neuen  Währung  auf  die  Rechtsver- 
hältnisse sind  weiteren  Anordnungen  vorbehalten. 

Seite  163,  Zeile  19  v.  o.  Nach  den  Worten  ,,  August  1856** 
schalte  ein:  ,^die  ersteren  bis  1.  Februar  1858.^  —  In  die  Anmer- 
kung 6  setze:  ^Minist.-Erlass  vom  8.  October  1857.^ 

Seite  165,   Zeile  9  v.  o.     Der  Münzvertrag  setzt  fest,  dass 
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kein  Staat  berechtigt  sei,  Papiergeld  mit  Zwangecurs  auszugeben, 
oder  ausgeben  zu  lassen ,  falls  nidit  die  jederzeitige  Umweehslung 
desselben  gegen  voUwerthtge  SilbermOnze  festgestellt  ist,  und  be- 
zeichnet den  1.  Januar  1859  als  die  ftusserste  Frist,  binnen  welcher 
eine  noch  bestehende  Ausnahme  zu  beseitigen  ist 

Seite  179.  Von  der  Ueberlassung  der  lombardisch  -  veneziani- 
schen Staatsbalm  an  eine  Privatgesellschaft  ist  auf  Seite  407  f., 
und  von  der  Ueberlassung  der  östlichen  Staatsbahn  auf  Seite  410 
die  Rede. 

Seite  200,  Zeile  11  v.  u.  Eine  Reihe  wichtiger  Aenderungen 
in  den  Bestimmungen  Ober  die  Waaren  -  Controle  brachte  verschie- 
dene Erleichterungen  ftlr  den  Verkehr  sowohl  im  Gränzbezirke  als  auch 
im  innern  Zollgebiete  mit  sich  (MinisL-Yerord.  vom  28.  April  1857). 

Zeile  9  v.  u.  Für  jene  Waaren-Transporte,  welche  auf  Eisen- 
bahnen über  Bodenbach,  Odeiiiei^,  Szczakowa  oder  Triest  in  das 
österreichische  Zollgebiet  eintreten  und  fOr  eine  Station  bestimmt 
sind,  wo  sich  ein  zur  Vornahme  des  gesetzlichen  Zollverfohrens 
befugtes  2jollamt  befindet,  oder  in  entgegengesetzter  Richtung  Aber 
jene  Stationen  in  das  Ausland  versendet  werden,  ist  ein  abge- 
kürztes Zollverfahren  vorgezeichnet  (Minist,- Verord.  vom  18.  Sep- 
tember 1857). 

Seite  201,  Zeile  9  v.  o.  Nach  „5.  Februar  1852*^  schalte 
ein:  „22.  September  und  22.  December  1857),  so  wie  bei  der  Ent- 
richtung fälliger  Einfuhrzoll-Beträge  (20.  Mai  1856).'' 

Zeile  19  v.  o.  Neuerlichst  wurden  die  Preise  des  sogenannten 
Fabriksalzes  abermals  herabgesetzt  und  sogar  die  zollfreie  Einfuhr 
ausländischen  Salzes  für  chemisch-technische  Zwecke,  falls  die  Ent- 
fernung einer  Fabriksuntemehmung  von  den  inländischen  Salzstätten 
dieses  Zugeständniss  wünschenswerth  macht,  unter  den  nothwen- 
dtgen  Vorsichten  zugelassen  (Minist. -Verord.  vom  6.  März  1857). 

Seite  209.  Um  die  Führung  von  Handlungs-Protokollen 
und  die  Rechtswirkung  von  Eintragungen  in  dieselben  fbr  die  Kron- 
länder  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  (sammt  Krokau)  und 
Bukowina  zu  regeln,  wurden  mit  den  Ministerial-Verordnungen 
vom  13.  April  und  16.  September  1857  sehr  umfassende  Bestim- 
mungen erlassen. 

Seite  213.  Das  nieder-österreichische  Maass  und 
Gewicht  ist  jetzt  auch  in  Schlesien,  Dalmatien,  Mähren,  Kftsten- 
land ,  Krain  und  Steiermark  als  gesetzliches  erklärt.  Vom  1.  Januar 
1859  hat  der  nieder -österreichische  Metzeii  in  allen   Kronläiidern 
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auch  beim  Kauf  umi  Verkauf  von  Kohlen  und  Kälk  als  das  allein 
gesetzliche  Maass  zu  gelten  (Miniet-Verord.  vom  9.  Februar  1858). 

In  die  Anmerkung  4  setze  noch  weiters:  ^Kais.  Verord.  vom 
15.  Juni,  14.  August,  13.  December  1856,  21.  Januar  1857, 
Minist^-Erlässe  vom  1.  Juni  und  29.  August  1856  und  1.  Febniar 
1857).^ 

Seite  213.  Der  Gebrauch  nicht  einstellender  Schnellwagen 
wurde  unbedingt  untersagt,  jener  der  einstehenden  bleibt  mir  mehr 
Hlr  den  Verkauf  im  Grossen  bei  Zustimmung  des  Käufers  gestattet 
(Minist.- Verord.  vom  2.  März  1857). 

Seite  244.  Die  Freiheit  der  SchifiTahrt  auf  der  Donau  in  Be- 
ziehung auf  den  Handel ,  sowohl  zum  Behufe  des  Waaren-  als  des 
Pertonen- Verkehres,  wurde  durch  die  zwischen  Oesterreich,  Baiern, 
der  Türkei  und  WUrteniberg  vereinbarte  Donau-Schifffahrts- 
Acte  vom  7.  November  1857  ausgesprochen.  Alle  ausschliess- 
lichen Privilegien  zur  Schiffiahrt  auf  der  Donau ,  so  wie  alle  derlei 
Begünstigungen  im  SchiflTahrtsbetriebe ,  welche  Gesellschaften  oder 
Körperschaften  irgend  einer  Art  oder  einzelnen  Personen  bisher 
zugestanden  waren  (mit  Ausnahme  der  auf  die  Fäliren  und  andere 
bloss  zur  Uel>erfahrt  von  einem  Ufer  zu  dem  g^enüber  liegenden 
bestimmten  Anstalten)  und  alle  bisher  an  der  Donau  etwa  bestan- 
denen Zwangsrechte  wurden  als  aufgehoben  erklärt  Der  Betrieb 
der  SchiftTahrt  aus  dem  offenen  Meere  nach  jedem  Landungsplätze 
der  Donau  und  von  jedem  solchen  in  das  offene  Meer  steht  den 
Scliiflen  aller  Nationen  frei  und  sollen  hierbei  alle  Schiffe  in  jeder 
Beziehung  auf  dem  Fusse  einer  vollständigen  Gleichheit  liehandelt 
werden.  Der  Betrieb  der  eigentlichen  FlussschifffahTt,  welclie 
zwischen  den  Landungsplätzen  der  Donau,  ohne  das  offene  Meer 
zu  berühren,  stattfindet,  ist  den  Schiffen  der  Uferländer  dieses 
Stromes  vorbehalten.  Jedem  Schiffiahrts- Unternehmer  des  einen 
Uferlandes  ist  in  dem  Gebiete  des  andern  die  Aufstellung  von 
Schiffs-Agenten  an  den  Uferplätzen  des  Stromes,  die  Einrichtung  der 
fftr  die  Unternehmung  erforderlichen  Etablissements  und  die  mit  den 
Landesangehörigen  gleiche  Benutzung  der  öffentlichen  Scliiflfalirts- 
Anstalten,  wie  Landungsplätze  u.  s.  w.,  gestattet  Alle  Vortheile, 
welche  in  einem  Uferlande  den  Schiffen  irgend  einer  Nation  in 
Bezug  auf  die  Donau-Schifffahrt  eingeräumt  werden,  sollen  auch 
jenen  sämmtlicher  Uferländer  eingeräumt  sein.  EHe  einem  Ein- 
zelnen oder  einer  Gesellschaft  zu  verleihende  Berechtigung  zum 
Betriebe  der  Fluss-Schifffahrt  mittelst  Dampfbooten  wird  von  den 
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lietreffenden  Regierungen  der  Uferländer  in  der  Form  einer  beson- 
dern Ck)nce8fiioii  ertheilt,  welche  der  Auefertigung  des  vorgeschrie- 
benen SchifTs-Patentes  vorauszugehen  hat.  Zur  Walirung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  auf  der  Donau  verpflichten  sich  die  contrahirenden 
Regierungen  alle  geeigneten  Maassregeln  zu  treuen,  um  durch  vor- 
läufige Proben  constatiren  zu  lassen,  dass  die  Maschinen  und 
Dampfkessel  aller  Dampfboote,  welchen  sie  die  zum  Betriebe  der 
FlussschiflTahrt  erforderlichen  Legilimationen  gewähren,  die  aua^ 
reichenden  Garantien  gegen  jede  Grefahr  darbieten,  und  mit  allem 
Nachdrucke  daftlr  zu  sorgen,  dass  die  besagten  Maschinen  und 
Dampfkessel,  so  wie  das  übrige  Zubehör  jederzdt  in  gutem  Zu- 
stande erhalten,  ingleichen  dass  nur  solclie  Schiffsftihrer,  Maschi- 
nisten und  Schiffsleute  zum  Dienste  auf  diesen  Dampfbooten  zuge- 
lassen werden,  welche  alle  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit 
erforderlichen  persönlichen  Eigenschaften  besitzen.  Es  soll  auf  der 
Donau  keine  Gebühr,  welche  sich  einzig  und  allein  auf  die  That- 
sache  der  Beschiffung  des  Flusses  gründet,  noch  irgend  eine  Ab- 
gabe von  den  Waaren  erhoben  werden,  die  sicli  am  Bord  der 
Schiffe  befinden.  Unter  diesen  aufgehobenen  Abgaben  sind  die 
eigentlichen  Ein-,  Aus-  und  Durchgangs- Abgaben,  die  Verbrauchs- 
abgaben und  die  Gebühren  ftir  die  Benützung  gewisser  öffentlicher 
Anstalten  nicht  begriffen.  Sdufifahrts- Abgaben  können  zur  Deckung 
der  von  der  europäischen  Commission  zur  Sicherung  und  Erkäch- 
terung  der  SchiSTahrt  an  den  Donau-Mündungen  in  G^emässheit  des 
Pariser  Traetates  vom  30.  März  1856  angeordneten  Auslagen  für 
Arbeiten  und  bleibende  Anstalten,  so  wie  zur  Deckung  der  Aus^ 
lagen  ftir  andere  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Schiflfbarkeit 
der  Donau  bezweckende  Arbeiten ,  welche  die  Uferstaaten-Commis- 
sion  für  nothwendig  erkennt,  erhoben  werden.  Innerhalb  der  Ge- 
biete der  einzelnen  Uferländer  sollen  einer  oder  mehrere  Häfen 
bestimmt  werden,  welche  als  freie  Niederlagsorte  ftlr  die  Waaren 
aller  Nationen  zu  dienen  haben.  Die  Vorschrifien  für  die  Quaran- 
taine- Anstalten  dürfen  die  Schifflahrt  unnöthigerweise  nicht  be- 
hindern. Wenn  während  der  Dauer  von  12  Monaten  weder  in  der 
europäischen  Türkei  noch  in  den  übrigen  Uferländem  der  Verdacht 
einer  Pestkrankheit  vorhanden  ist,  sollen  die  Schiffe  keiner  Qua^ 
ranlaine- Maassregel  unterzogen  werden.  Jede  Regierung  wird  an 
den  geeigneten  Stellen  i^r  einen  gehörig  organisirten  Looftsendienst 
sorgen.  Die  Feststellung  der  SehiSTahrts-  und  Strom-Polizei-Regle- 
ments   behalten    sich    die   Regierungen    vor,    so   wie   sich   diese 


7t7 


verpflichten,  jede  ftlr  ihren  Tlieil,  die  von  der  Ufer8taaien-Ck)inEni8- 
sion  als  nothwendig  zu  erkennenden  Arbeiten  ausführen  zu  lassen. 
Strom-  und  Uferbauten,  welche  der  Schiffbarkeit  der  Donau  nach- 
theilig  werden  könnten,  sind  nicht  gestattet.  An  allen  geeigneten 
Orten  werden  Pegel  errichtet  werden  und  regelmässige  Beobach- 
tungen des  Wasserstandes  stattfinden.  Die  SchiflTalirts-Acte,  Aber 
deren  Ausführung  die  permanente  Uferstaaten-Commission  zu  wachen 
hat,  trat  mit  dem  1.  Januar  1858  in  Kraft.  Ueber  den  Vollzug 
derselben,  so  wie  über  die  Erlangung  der  österreichischen  Legiti- 
mationen zur  FlussschiffTahrt  oder  Flösserei  auf  der  Donau  wurden 
durch  die  beiden  Ministerial- Verordnungen  vom  29.  Januar  1858 
die  nothwendigen  Bestimmungen .  erlassen. 

Seite  260.  Was  in  Beziehung  auf  die  gi^nzliche  Beseitigung 
des  Zwangs-Curses  der  Münzvertrag  stipulirt  hat,  wurde  bereits  auf 
S.  706,  713  f.  bemerkt. 

Seite  295.     Ohne  in  das  Detail  der  Grebarung  der  National- 
Bank  für  die  Jahre  1856  und  1857  einzugehen,  möge  es  hier  ge- 
nügen,  den  Stand  der  österreichischen   National-Bank 
am  .30.  März  1858  nachzuweisen.    Derselbe  war  folgender: 
1.  Activa. 
Klingende    Münze    und  n.  kr.    ^  n.  kr. 

^^^ 95,971.456    54V,  (  .^,/ 

Hamburger  Darlehen  in  (  103,201.056     25  /, 

Silberbarren.    .    .    .       7,229.599    31     ) 

Esoomptirte  Effecten  \ 

bei  der  Bank  zu  Wien    45,736.194    I4V4  [    66,240.074     37V, 
bei  den  Bank-Filialen    20,503.880    23     > 

Vorschüsse  g^en  deponirte  inlfindische  Staats- 
pi^iere 71,360.000     - 

Vorschüsse  bei  den  Filial-Leihanstelten    .    .    10,945.500     - 

Darlehen  gegen  Hypotheken 19,220.838       8 

Darlehen  vom  Staate  garantirt 1,043.800     — 

Fundirte  Staatsschuld  für  die  Einlösung  des 
Wiener-Währung.Papiergeldes     ....    52,787^)4     18V, 

Die  durch  Vertrag  vom  18.  October  1855  ge- 
regelte, auf  Staatsgütern  hypothecirteSchnkl  149,000.000     — 

Bestand  des  Beservefondes  in  Staatspapieren    10,361.558     31 . 

Bestand  des  Pensionsfondes  in  Bank-Actien      1,117.122     16 

Werth  der  Bankgebäude  und  anderer  Acüva    18,719.396      16 

Summe    503,996.550     32% 
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*i.  Passiva.  n.  kr 

Banknotenumlauf 377,038.562  ^  - 

Pfandbriefe  im  Umlaufe     . 10,6!M.10O  — 

Reservefond 10,361.588  17 

Pensionsfond 1,115.996  48 

Dnbehobene    Dividenden,   einzulösende  An- 
weisungen, Saldi,  laufende  Rechnungen  .      1,672.403  27 
Bankfond      .    .     , .  103,183.900  — 

Summe    503,996.550     W/, 

Das  Verhältniss  des  ßaarfondes  zum  Notenumlauf  stellt  sieli 
wie  1 : 3.65.  Am  28.  März  1848  beliefen  sich  die  Oeschäftsergeh- 
nisse  der  National-Bank  auf  230,871.745  fl.  30*/4  kr.  (sonach  weniger 
als  die  Hälfte  gegen  1858),  die  bankmfissig  ausgeprägte  Conventions- 
Münze  auf  53,155.185  fl.  347«  kr.  (ungefähr  die  Hälfte  gegen  1858), 
den  Banknotenumlauf  auf  198,392.665  fl.  (fast  die  Hälfte  gegen 
1858),  der  Bankfond  auf  30,372.600  fl.  (der  dritte  Theil  vom  Bank- 
fonde  1858).  Das  Verhältniss  des  Baarfonds  zum  Noten-Umläufe 
ist  fast  das  gleiche  mit  dem  Jahre  1847  und  da  sieh  alle  anderen 
Beziehungen  der  Bank  so  äusserst  günstig  gestaltet  haben,  wird 
der  geregelte  Gang  des  Geldverkehrs,  wie  ihn  der  Mflnzvertrag 
süpulirt,  in  naher  Zukunft  leicht  hergestellt  sein.  Die  sehr  be- 
trächtliche Unterstützung,  welche  die  österreichische  National-Bank 
dem  ersten  Handelsplatze  Dentschlanas  auf  dem  Höhepuncte  einer  , 
verhängnissvollen  Krise  zu  Theil  werden  Hess,  hat  der  hohen  Be- 
deutsamkeit dieses  Instituts  auch  ausserhalb  des  Kaiserstaates  ein 
neues,  wichtiges  Moment  beigefügt. 

Seite  306.  Die  Thätigkeit  derk.  k.  privilegirten  österrei- 
chischen Credits-Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe  machte 
in  den  Jahren  1856  und  1857  nach  vielfachen  Richtungen  hin  einen 
erfolgreichen  Einfluss  geltend.  In  erster  Linie  ist  hier  die  Unter- 
stützung zu  erwähnen ,  welche  diese  Anstalt  in  richtiger  Würdigung 
der  Productions-  und  Verkehrs- Verhältnisse  industriellen  Unterneh- 
mungen (Elisenbahn-  und  DampfschifHahrts- Gesellschaften,  Baum* 
Wollspinnern,  Rübenzucker -Fabrikanten  und  anderen)  gewährt, 
indem  sie  theils  durch  Vorschüsse  deren  Grtlndung  und  Betrieb 
'ermöglichte,  theils  fttr  Rechnung  derselben  ein  Anleheii  im  Betrage 
von  40  Millionen  Gulden  im  Anfange  des  Jahres  1858  zu  Stande 
brachte.  Das  erst  im  April  1856  aufgenommene  Bankgeschäft  hatte 
im  Jahre   1857   schon   einen  Geschäftaumsatz   von  386  MflKonen 
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Gulden  aufzuweisen;  der  Eingang  an  inländischen  Wechseln  umfasste 
144  Millionen;  das  Aeceplations-Creditgeschäft  wurde  auf  57  Mil- 
lionen ausgedehnt;  der  Umsatz  in  ausländischen  Wechseln  belief 
sich  auf  nahezu  122  Millionen;  der  Umsatz  des  Vorschussgeschäftes 
betrug  bei  Effecten  64,  bei  Waaren  4'/,  Million.  Im  Allgemeinen 
zeigte  sich  im  genannten  Jahre  bei  der  Anstalt,  in  Wien  sowohl, 
als  bei  den  Filialen  zu  Pest,  Prag,  BrUnn  und  Kronstadt  die  ge- 
sammte  Kassabewegung  mit  der  Summe  von  325,084.000  fl. 

Seite  320.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  endlich  die  Ausdeh- 
nung des  in  anderen  Kronländern  bereits  bestehenden  Expropriations- 
Verfahrens  zum  Behufe  ötTentlicher  Strassenbauten  auf  Ungern, 
Kroatien -Slavonien,  Wojwodschaft,  Banat  und  Siebenbürgen. 

Seite  333.  Um  das  Expropriations- Verfahren  dir  Strassen- 
bauten in  den  ungrischen  Ländern  und  Siebenbtirgen  zu  regeln,  wird 
bei  erwiesenen  offen tlichen  Rticksichten  auch  hier  gestattet,  die 
Eigenthumsabtretung  oder  zeitweilige  Ueberlassung  von  Grund- 
stücken, Schottergruben  oder  Steinbrüchen  zu  obigem  Zwecke  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Das  Expropriations-Erkenntnis  steht  der  po- 
litischen Landesstelle  zu,  welche  die  Entsehädigungs-Sumroe  durch 
Schätzmänner  feststellen  lässt;  den  Parteien,  die  sich  hiermit  nicht 
zufrieden  stellen,  ist  der  Rechtsweg  vorbehalten.  Nur  die  Aushe-» 
bung  von  Schotter  aus  Privat-Ge wässern  findet  ohne  Entgelt  Statt, 
so  weit  dadurch  den  Ufern,  dem  Rinnsaale  und  der  Fischerei  kein 
Nachtheil  zugefügt  wird  (Minist.- Verord.  vom  21.  April  1857). 

Seite  348.  Durch  Verordnung  des  Handels  -  Ministeriums  vom 
14.  März  1858  wurde  fUr  die  Theiss  eine  Damm  Ordnung  er- 
lassen. Dieser  zufolge  wird,  sobald  in  einem  Baubezirke  ein  Damm 
oder  eine  Dammstrecke  vollends  hergestellt  ist,  der  Damm  oder  die 
Strecke  der  CoUaudinmg  unterzogen,  welche  unter  Leitung  der 
einschlägigen  Komitats-  (Kreis-)  Behörde  durch  einea  abzuordnenden 
technischen  Collaudirungs-Commissär  unter  Beiziehung  der  Bauleitung 
und  eines  Mitgliedes  des  Vereins-Ausschusses  Statt  findet.  Das  zur 
Besorgung  der  Conservation  nöthige  Personate,  sowie  die  nöthigen. 
Conservations-Erfordemisse  werden  von  dem  Vereine  bestellt.  Jeder 
Damm  wird  in  angemessene  Strecken  abgetheilt  und  für  jede  Strecke, 
die  nicht  länger  sein  darf,  als  eine  Meile,  wird  ein  Damm- Aufseher 
aufgestellt,  welchem  der  Vereins-Lageuieur  vorgesetzt  ist.  Längs 
der  Theiss  von  Tisza-Ujlak  bis  zu  ihrer  Einmündung  in  die  Donao 
werden  P^el  erriditet  Bei  Hochwassern  sind  die  unverzüglieheu 
Anzeigen  an  die  einschlägigen  politischen  Behörden   und  an  das 
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Sections-BauBfnt  zu  tnäclien,  welche  mit  den  Bau-Vereinen  die  er- 
forderlichen  Maafisregeln  in  Vollzug  setzen. 

Zur  Seite  363  bis  447  das  Eisenbahnwesen  betreffend: 
In  dem  Stande  der  Eisenbahnen  sind  bis  zum  1.  April  1858  folgende 
Veränderungen  eingetreten. 

Die  Concession  der  galizischen  Garl-Ludwig-Bahn  ist  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  21.  März  1858  modiflcirt  worden.  Dieser 
Modißcation  zufolge  erhält  die  Gesellschaft;  die  Concession  Air  die 
Strecke  von  Krakau  bis  Lemberg^  deren  Ausbau  bis  zum  Jahr  1863 
vollendet  sein  muss;  ftir  den  weiteren  Bau  nach  Brody  und  Czemowitx 
bleibt  ihr  das  Vorrecht  in  Erlangung  der  ConcesiBion  vorbehalten.  Die 
bereits  vollendete  Strecke  von  Krakau  bis  Debiea  sammt  Zweigbah- 
nen (16  Meilen)  und .  die  der  Vollendung  nahe  Strecke  von  Debiea 
bis  Rzeszow  (6  Meilen)  wird  von  der  Staatsverwaltung  an  die  Ge- 
sellschaft überlassen,  welche  die  Strecke  nach  Rzeszow  zu  vollen- 
den und  jene  von  da  an  bis  Lemberg  (25  Meilen)  zu  erbauen  hat 
Hierfür  genügt  ein  (Kapital  von  15  Millionen  Gulden,  womach  das 
früher  mit  40  Millionen  Gulden  ausgemittelte  Anlage  -  (Kapital  auf 
drei  Achtel  reducirt  wird.  Auf  diese  15  Millionen  sind  10  Percent 
einzuzalilen ,  doch  werden  im  Liaufe  des  Jahres  1858  noch  keine 
Actien  ausgegeben.  Die  mit  13  Millionen  festgestellten  vom  Staate 
bisher  bestrittenen  Baukosten  hat  die  Gesellschaft  nach  Vollendung 
der  Bahn  bis  Lemberg  (d.  i.  vom  Jahr  1863  an)  in  zehn  jährlichen 
Raten  zurückzuzahlen.  Bis  Ende  1862  zahlt  die  Gesellschall  keine, 
von  da  an  von  dem  jeweilig  noch  nicht  getilgten  Capitale  3  Percent 
Zinsen,  wohl  tritt  aber  die  Gesellschaft  schon  jetzt  in  den  Besitz, 
die  Verwaltung  und  Nutzniessung  der  gaiizen  Bahn. 

Da  die  Linz-<jmundner  Eisenbalin  in  der  Strecke  von  Linz  bis 
Lambach  init  der  von  Linz  nach  Salzbui^  führenden  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  collidirte,  so  wurde  schon  bei  der  Ertheilung  der  Concession 
an  letztere  vorgesehen,  dass  dieselbe  mit  der  ersten  österreichischen 
Eidenbahn-Gesellschaft  diessfalls  ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  in* 
soferne  aber  dieses  nicht  zu  Stande  käme,  sich  dem  bezUglicbati 
Ausspruche  der  Ministerien  des  Handels,  des  Innern  und  der  Fi- 
nanzen zu  unterwerfen  hätte.  Da  ein  solches  Uebereinkommen 
nicht  erzielt  werden  konnte,  so  erfolgte  unterm  21.  Juni  1857  d«sr 
(untertn  .18.  December  1857  Allerhöchst  genehmigte)  Ausspruch  der 
erwähnten  Ministerien ,  welcher  auch  von  der  anderen  Partei  ange- 
nommen wurde,  folgenden  Inhalts.  Das  gesammte  Eigenthuai  der 
ersten  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaft  geht  an  ^e  Kaiserin- 
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EUsabeth-Oesellschail  über  und  wird  von  derselben  in  der  Weise  ein- 
gelöst, dass  den  Eigenthümem  der  18.150  Stück  Actien  der  ersten 
österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaft  (k  250  fl.  per  Actie)  der  No 
minal-Betrag  derselben  in  Prioritäts-Obligationen,  letztere  zu  90  Per- 
cent berechnet,  ausbezahlt  wird.  Diese  Obligationen  sind  mit  5  Percent 
verzinslich,  und  es  wird  davon,  vier  Jahre  nach  erfolgtem  Aus- 
tausche beginnend,  alljährlich  der  zehnte  Theil  im  Wege  der  Ver- 
losung baar  zurückbezahlt.  Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  gehen  mit  1.  Januar  1857  auf  die  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahngesellschaft  über,  welche  auch  den  Rest  der  Prioritäts-Schuld 
der  ersteren  Gesellschaft  (im  Betrage  von  196.000  fl.)  übernimmt.  Die 
Kaiserin-Elisabeth-Bahngesellschaft  kann  die  beiden  übernommenen 
Bahnen  Linz-Budweis  und  Linz-Gmunden  in  der  bisherigen  Weise 
verwalten;  sie  kann  aber  auch  die  der  Hauptbahn  parallel  laufende 
Strecke  der  Linz-Gmundner  Bahn  mit  derselben  vereinigen  und 
nur  die  Hauptbahn  betreiben.  Die  Privilegien  der  bestandenen  beiden 
Bahnen  werden  der  Gesellschaft  auf  die  Dauer  des  Privilegiums 
der  Hauptbahn  erstreckt  Letztere  wird  bis  1874  auf  der  linz- 
Budweiser  Strecke  eine  Locomotiv-Bahn  nach  dem  System  der  Haupt- 
bahn herstellen,  welche  auf  die  Dauer  des  Privilegiums  der  Haupt- 
bahn ooneessionirt  werden  wird.  Die  Staats-Garantie  der  Hauptbahn 
wird  auf  die  zur  Einlösung  der  beiden  Bahnen  hinausgegebenen 
Prioritäts-Obligationen  ausgedehnt,  sowie  auch  der  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  in  Betreff  des  Salz-Transportes  und  Sah-Credites,  wofür  die  erste 
Eisenbahn-Gesellschaft  gewisse  Begünstigungen  hatte,  die  billigste 
Berücksichtigung  des  Finanz-Ministeriums  zugesichert.  Durch  dieses 
bereits  in  Kraft  getretene  Uebereinkommen  entfUUt  nunmehr  die 
erste  österreichische  Eisenbahn-Gesellschaft  aus  der  Reihe  der  öster- 
reichischen Bahngesellschaften  und  es  vergrössert  sich  die  Linie 
der  Kaiserin-Elisabetli-Bahn  um  die  beiden  (zusammen  26  Meilen 
langen)  Bahnen  von  linz  nach  Budweis  und  nach  Gmunden. 

In  Folge  des  Uebereinkommens,  welches  die  Theiss-Bahngesell- 
schaft  mit  der  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft  in  Betre0 
des  Ueberganges  der  Strecke  GzeglM-Szolnok  von  letzterer  an 
erstere  geschlossen  hatte,  entfällt  nunmehr  die  in  der  Allerhöchsten 
Concession  der  Theiss-Bahn  begriffen  gewesenen  Strecke  von  Pest  nach 
Miskolcz,  und  es  beschränken  sich  die  von  letzterer  Gesellschaft 
zu  betreibenden  Linien  auf  jene  von  OzeglM  nach  Debreczin,  von 
Pttspök-Ladany  nach  Grosswardein,  von  Szolnok  nach  Arad,  von 
Debreczin  über  Tokaj  nach  Miskolcz  und  von  Miskolcz  nacli  Kaschau 
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in  der  Gesamnitläiige  von  76  Meilen.  Die  gallzische  Carl-Ludwigs- 
Gesenscliaft  beschränkt  sich  (wie  erwähnt)  auf  die  Hauptlinie  von 
Krakau  nach  Lembei*g  (47  Meilen),  die  böhmische  Westbahu- 
Gesellscbaft  vorläufig  auf  den  Ausbau  der  Strecke  Prag-Pilsen*Furth 
(böhmische  Gränze)^  sowie  die  Kämthner  Bahn  auf  die  Uauptlinie 
Marburg -Villach  und  deren  Verlängerung  nach  Brixen.  Dagegen 
hat  sich  die  lombardisch-venezianische  Eisenbahn-Gesellschaft  verbind- 
lich gemacht,  den  Ausbau  des  ihr  coucessionirten  Eisenbahnnetzes 
dadurch  zu  beschleunigen,  dass  sie  die  Strecke  von  Mailand  nach 
Piacenza  binnen  zwei  Jahren  und  die  Flügelbahn  derselben  von 
Melegnano  nach  Pavia ,  dann  die  Strecke  von  Bei^amo  nach  Lecco 
binnen  drei  Jahren  fahrbar  herstellt.  Da  diese  Gesellschaft  zugleich  die 
Goncession  flQr  die  italienische  Central-Bahn  (von  Piacenza  bis  Pistoja) 
hat,  so  beschloss  sie  zur  Gewinnung  eines  geeigneten  Ausgangs- 
punctes  die  Bahnstrecke  von  Pistoja  nach  Florenz  an  sich  zu  brin- 
gen, was  auch  bereits  erfolgt  ist. 

Um  den  Greldmarkt  vor  UeberfUllung  mit  Eiseubahn-Actien  zu 
bewahren,  zugl^ch  aber  den  Weiterbau  der  in  der  Anlage  begrif- 
fenen Eisenbahnen  sicher  zu  stellen,  wurden  mehrfache  Maassregeln 
in  das  Werk  gesetzt.  Es  wurde  die  Vorkehrung  getroffen,  da£s 
fttr  die  bereit«  Allerhöchst  concessionirten  Bahnen,  weiche  noch 
keine  Actien  ausgegeben  hatten,  während  des  Jahres  1858  keine 
Ausgabe  von  Actien  erfolgt;  dahin  gehören  die  galizische  Carl- 
Ludwigs-Bahn,  die  Kämthner  Bahn,  die  kroatische  Bahn.  Die 
Kämthner  Bahngesellschaft  wurde  jedoch  durch  ein  von  der  Cre* 
dits-Anstalt  bewilligtes  Anlehen  von  drei  Millionen  Gulden  in  den 
Stand  gesetzt,  den  Bau  ihrer  Bahn  im  Jahre  1857  zu  beginnen  und 
im  Jahre  1858  fortzusetzen.  Hinsichtlich  mehrerer  anderer  im  Baue 
begriffenen  Bahnen  wurde  das  Actien-Capital  einstweilen  vermindert 
und  das  Mittel  gefunden,  den  Bau  fortzusetzen,  ohne  dass  im  Jahre 
1858  eine  weitere  Einzahlung  gefordert  würde.  Die  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahngesellschaft  zog  kraft  eines  in  der  General-Versamm- 
lung vom  15.  Mai  1857  gefassten  und  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschlusses  Actien  im  Betrage  von  15  Millionen  Gulden, 
worauf  4,500.000  ff.  eingezahlt  gewesen,  vor  der  Hand  aus  dem 
Umlaufe,  so  dass  demgemäss  das  circulirende  AcUen-Capital  noch 
50  Millionen  Gulden  betrug.  Durch  eine  ähnliche  Maassregel  ver^ 
minderte  die  Aussig -Teplitzer  Bahn  ihr  ursprünglich  auf  drei  Mil- 
lionen festgesetztes  Actien-Capitai  mittelst  Beschlusses  d^r  General- 
Versammlung  vom   18.  März  1858  auf  zwei  Millionen  Gulden,  mit 
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dem   Vorbehalte ,   die   noeli   fehlende   Miilioh   durch   Au8gal)e   von 
Prioritäts-Obligationen  zu  decken. 

Neuerlich  aber  ward  eine  Credit-Operation  ausgeftlhrt,  welche 
dahin  abzielt^  mehreren  Bahnen  die  zum  Baue  während  des  Jahres 
1858    erforderlichen    Geldmittel    mittelst    Aufnahme   von    Anlehen 
zu  liefern.     Die  Credit-Gesellschaft  erhielt  die  Allerhöchste  Geneh- 
migung   zur    Emittirung    eines    unverzinslichen    Ix)tterie-Anlehens 
von  40  Millionen  Gulden  Bank- Valuta  (gleich  42  Millionen  Gulden 
der    neuen    österreichischen    Währung),     wogegen    sie    sich    ver- 
pflichtete, der  Kaiserin-Elisabeth-Bahngesellschaft  ein  in  drei  Ter- 
minen (am   1.   Juni,   1.   September   1838   und    1.  Februar  1859) 
fälliges  Anlehen  von  15  Millionen  Gulden  Bank-Valuta,  der  Theiss- 
Bahngesellschaft  ein   ebenfalls  in  drei  Terminen  (1.  März,  1.  Juli, 
1.  October  1858)  fälliges  Anlehen  von  gleichem  Betrage  zu  gewäh» 
ren.    Dagegen  reduciren  die  genannten  Gesellschaften  ihr  im  Um- 
laufe befindliches  Actien  -  Capital ,  und  zwar  jene  der  Kaiserin  Eli- 
sabeth-Bahn auf  30  Millionen  und  jene  der  Theiss-Bahngesellschaft 
auf  24  Millionen,  zu   welchem  das  neue  Anlehen,  eine  Prioritäts- 
Schuld  bildend,  hinzukömmt,  welche  letztere  sammt  Zinsen  durch 
eine  Annuität  von  66  Jahren  getilgt  werden  soll.    Die  Reduction 
erfolgt  in  der  Art,  dass  für  je  flinf  Actien,  worauf  30  Percent  ein- 
gezahlt   worden   waren,    drei    Actien    mit   einer   Einzahlung    von 
50  Percent  hinausgegeben   werden.    Ferner   erhält   die  süd-nord- 
deutsche  Verbindungsbahn-Gesellschaft  von  der  Credit-Anstalt  die 
Zusicherung  eines  Anlehens  von  drei  Millionen  Gulden  (welche  zu 
dem  Actien -Capitale  von  15  Millionen  Gulden  das  von  der  Staats- 
Verwaltung    garantirte  Gesammtanlage -Capital    von    18   Millionen 
Gulden  ausmacht)  und  es  wurde  von  der  gedachten  Anstalt  der 
Aussig-Teplitzer  Bahn  auf  die  von  ihr  zu  emittirenden  Priorität«- 
Obligation(?n  von  1  Million  Gulden  eine  Belehnung  von  85  Percent 
gegen  Rückzahlung  in  bestimmten  Terminen  gewährt.    Endlich  ward 
auf  Grundlage  der  erwähnten  Oedits-Operalion  auch  der  Gesellschatl 
des   österreichischen  Lloyd   ein  Anlehen  von  6  Millionen  Gulden 
(theil weise  zur  Bedeckung  eines  bereits  früher  gemachten  Anlehens 
von  4  Millionen  Gulden)  von  der  Credits- Anstalt  zugestanden. 

Damit  im  Zusammenhange  stand  die  Maassregel,  dass  die 
Aclien-Gesellschoften,  welche  die  Allerhöchste  Concession  auf  aus- 
gedehntere Bahnlinien  erhalten  hatten,  ermächtigt  wurden,  ihr 
Actien-Capital  vorläußg.  den  zunächst  zur  Ausfbhnmg  beabsichtigten 
Linien  anzupassen,  wornach  die»  gnlizischo  C^nrl-Ludwigs-Bahn.  wie» 
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bereite  erwähnt^  ihr  Actien- Capital  fUr  die  zu  vollendende  Bahn 
von  Krakau  bis  Lembcrg  auf  15  Millionen ,  die  Tlieiss-Bahn  Air  die 
Linie  CzeglM-Debreezin^  Tokaj-Miskolcz-KaHChau  nebst  den  Flügel- 
bahnen  Püspök-Laddny-Grosswardein  und  Szolnok-Arad  auf  40  Mil- 
lionen, die  böhmische  West -Bahn  für  die  Bahn  von  Prag  über 
Pilsen  nach  Fürth  auf  90  Millionen,  die  Kftrnthner  Bahn  für, die 
Linie  Marburg-Yillach-Brixen  auf  40  Millionen,  die  kroatische  Bahn 
für  die  Strecke  Steinbrtlck-Agram  auf  10  Millionen  Gulden  fes%e- 
setzt  hat. 

Es  beträgt  demnach  das  gegenwärtig  festgestellte  Actien-  und 
Gesammtanlage -Capital  der  en^'ähnten  Bahngesellschaften  nach- 
stehende Summen  und  zwar: 

Actien-  GesammUnlage- 

•  Capital.  CapiUl. 

Kaiserin-Elisabeth-Bahn  ....  30  Mill.  Guld.  45  Mill.  Guld. 
TlieisÄ-Bahn U    ^        „  40„        ,, 


V  T) 


Galizisdie  Carl-Ludwigs-Bahn  .     .  —  ,,  ^^  15 

Böhmische  Westbahn       ....  —  ^  „  30    ^  ,, 

Kämtbner  Bahn —  «  „  40^  ^ 

Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  15^  ^  ^  18    ^  ^^ 

Aussig-Teplitzer  Bahn      .    .     .     .      2  ,.  ,,  3    „  y^ 

Hierzu  kommen  noch  die  Actien  im  Betrag  von  15  Millionen 
Gulden ,  welche  die  Kaiserin-Ellsabeth-Bahn  vorläufig  aus  dem  Um- 
laufe gezogen  hat,  welche  aber  noch  immer  ein  Eigenthum  der 
Gesellschaft  bilden  und  bei  fortschreitendem  Baue  nach  Erforder- 
niss  in  Folge  neuerlichen  Beschlusses  zur  Ausgabe  gelangen  können. 
Die  Veränderungen,  welche  hierdurch  in  der  Gesammtlänge 
der  bestehenden,  im  Baue  b^rriffenen  und  in  Angriff  zu  nehmenden 
Bahnlinien  eintreten,  bedingen  das  nachstehende  Gesammt-Ausmaass 
der  in  Frage  kommenden  Bahnen: 

Kaiser-Ferdinands  Nordbahn 81  Meilen 

Kaiserin-Elisabeth-Bahn    •>....    1    ....    81      „ 

Theiss-Balm 76      . 

Galizische  Carl-Ludwigs-Bahn 52      ,, 

Kämthner  Bahn 40      „ 

In  dem  Baufortschritte  der  einzelnen  Bahnen  haben  sich  fol- 
gende Ergebnisse  herausgestellt: 

Die  Kladno-Nutschitzer  Bahn  zum  Transporte  der  Eisenerze 
und  des  Kalksteines  für  die  Kladnoer  Hochöfen  bestimmt,  2%  Meile 
lang,  ist  vollendet,  und  wird  eben  dem  Betriebe  übergeben. 
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Im  Jahre  1858  werden  zur  Vollendung  gelangen:  die  Staats- 
bahn von  Innsbruck  nach  Kufstein  (bairische  Gränze)  10  Meilen^ 
femer  von  Verona  nach  Botzen  19*4  Meile,  beide  am  1.  October  l.  J.; 
bei  der  Staatseisenbahn -Gesellschaft  die  Strecken  Temesvär- 
Jassenova  und  Oravicza-Steierdorf  19%  Meile  (im  Mai),  womach 
die  Eisenbahn- Verbindung  von  Wien  bis  an  die  untere  Donau  bei 
Baaiasch  hergestellt  sein  wird,  bei  der  T h eis s- Bahn  die  Strecke 
Püspök-Laddny-Grosswardein  9  Meilen  (im  Mai),  dann  die  Strecke 
Szolnok-Arad  18'/«  Meilen  (zu  Ende  des  Jahres),  bei  der  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn  die  Strecke  Wien-Linz  26  Meilen  (zu  Ende  des 
Jahres),  bei  der  sttd-norddeutschen  Verbindungsbahn  die 
Strecke  Josephstadt -Falgendorf  und  Falgendorf- Reichenberg  sammt 
der  Flügelbahn  von  Schwadowitz  (1872  Meilen)  im  Laufe  des  Jahres, 
die  Aussig-Tep litzer-Bahn  2'/,  Meile  (im  Mai),  die  Gratz- 
Kö  flach  er  Bahn  5  Meilen  (im  October).  Es  werden  daher  im 
Laufe  des  Jahres  1858  nicht  weniger  als  128%  Meile  Eisenbahnen 
in  Oesterreich  zur  Eröffnung  kommen.  Hieran  werden  sich 
im  Jahre  1859  die  Strecke  von  linz  nach  Salzburg  (bairische 
Grfinze)  18  Meilen,  von  Mailand  nach  Buf&lora  6  Meilen,  von 
Casarsa  .nach  Udine  47]  Meile,  von  Debreczin  nach  Miskolcz  18 
Meilen,  von  Keichenberg  nach  Zittau  3  Meilen,  von  Debica  nach 
Rzeszow  6V2  Meile,  und  von  Kanischa  nach  Pragerhof,  vielleicht  auch 
jene  von  Klagenfurt  nach  Unter^Drauburg ,  sowie  von  Steinbrück 
nach  Agram  reihen,  womach  der  Fortschritt  des  Jahres  1859  nicht 
weit  hinter  jenem  des  Jahres  1858  zurückbleiben  dürfte. 

Seite  457  u.  ff.  Von  den  Regierungen  des  deutsch  -  öster- 
reichischen Tel^raphen- Vereins  wurde  auf  der  in  Stuttgart  zusam- 
mengetretenen f)inften  Conferenz  eine  Revision  und  Vervollständigung 
der  sich  auf  diesen  Verein  beziehenden  Verträge  vorgenommen  und 
unterm  16.  November  1857  ein  revidirter  deutsch-österrei- 
chischer Telegraphen-Vereins-Vertrag  vereinbart.  Diesem 
zufolge  zerfallen  die  Telegraphen -Stationen  rücksichtlich  der  Zeit 
ftlr  die  Aufgabe  der  Depeschen  in  drei  Klassen,  nämlich:  Stationen 
mit  Tag-  und  Nachtdienste,  Stationen  mit  vollem  Tagesdienste,  und 
Stationen  mit  beschränktem  Tagesdienste,  und  sind  in  Bezug  auf 
die  Behandlung  der  telegraphischen  Depeschen  zu  unterscheiden: 
a)  Staats-Depeschen  der  dem  Vereine  angehörigen,  sowie  der  ver- 
tragsmässig  berechtigten  Regierungen;  b)  Dienst -Depeschen,  die 
sich  ausschliesslich  auf  den  Telegraphen-Dienst  beziehen  oder  drin- 
gende Maa^sregeln  oder  schwere  Unfälle  auf  Eisenbahnen  betreffen; 


726 


c)  Privat- Depe^cheu.  Die  Einhdt  derBefördeninga-Gebtthrcu  bildet 
je  Dach  der  Währung  der  Aufgabe-Stationen  der  Satz  von  12  Sgr. 
=  36  Kreuzer  österreichisch  =  42  Kreuzer  süddeutsch  =-  70  Cents 
niederländisch  =  1'/,  Francs  für  die  dufache  Depesche,  als  welche 
jene,  die  nicht  mehr  als  20  Worte  enthält,  anzusehen  i^t.  FUr 
jede  folgenden  10  Worte  wird  jedesmal  die  Hälfte  der  Einheits- 
Gebühr  mehr  erhoben.  Die  Zonen  bestimmen  sich  durch  directc 
Entfernungen  in  der  Weise,  dass  die  ersten  10  gepgraphisclien 
Meilen  die  erste,  die  folgenden  15  die  zweite,  die  nächstfolgenden 
20  die  dritte  und  sofort  immer  eine  um  fünf  Meilen  vergrön- 
Hcrte  Anzahl  eine  weitere  Zone  bildet.  Die  nach  Maassgabe  der 
Wortzahl  Hlr  die  erste  Zone  ermittjlte  Gebühr  steigt  jedesmal  um 
denselben  Betrag  ftlr  jede  folgende  Zone.  Sonst  sind  die  Bestini- 
niungen  dieses  Vertrags  im  Wesentlichen  die  frülieren.  Der  Ver- 
trag trat  am  1.  April  1858  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  in 
Kraft;  und  wird,  wenn  er  nicht  spätestens  ein  Jahr  vor -dessen  Ab- 
lauf gekündigt  wird,  auf  weitere  sechs  Jahre,  und  sofort  von  seelii» 
zu  sechs  Jahren  als  verlängert  angesehen. 

Seite  529.  In  Folge  Allerhöchster  Genehmigung  vom  IG.  Juli 
1856  wurde  durch  Ministerial- Verordnung  vom  28.  Juli  185G  itir 
Galizien  und  die  Bukowina  die  Behandlung  jener  aus  dem  bestan- 
denen grundherr liehen  Verhältnisse  herrührenden  Anforderungen 
und  Streitigkeiten,  welche  im  Wege  der  Grundentlastung  ihre  Er- 
ledigung niclit  gefunden  haben,  geregelt  Diese  Anforderungen  und 
Streitigkeiten  betreffen :  die  Einbringung  jener  aus  dem  Untertlians- 
oder  einem  analogen  Verhältnisse  herrührenden  rückständigen  Lei- 
stungen, welche  nicht  bereits  von  den  Grundentlastungs- Organen 
liquidirt  worden  sind,  die  Geltendmachung  der  Prägravations-An- 
spiilche  der  gewesenen  LJnterthanen  an  die  ehemaligen  Grundherr- 
schafleu, die  Einbringung  der  von  diesen  an  jene  aus  eigenen  Mitteln 
geleisteten  Unterstützungs- Vorschüsse  und  endlich  die  Grundenl- 
ziehungs-  uudServituten-Streitigkeiten,  und  sind  bei  der  Kreisbehürde 
anzumelden,  welche  in  eroter  Instanz  zur  Entscheidung  competent 
erscheint^  zweite  Ii:stanz  ist  die  Landesstelle,  gegen  deren  Ent- 
scheidungen nur  dann,  wemi  sie  den  Ausspruch' der  Kreisbehörde 
nicht  bestätigt,  die  weitere  Berufung  an  das  Ministerium  des  Innern 
Statt  findet.  Bei  Verweisung  der  Grundentziehungs-  und  Servituten- 
Streitigkeiten  auf  di'u  Rechtsweg  hat  der  ehemalige  Unterthan  auf 
die  Vertretung  durch  die  Finanz -Procura  tu  r  Anspruch  zu  machen 
und  ist  der  Rechtsstreit  bei  jenem  Gerichtshöfe  zu  tlihren,  an  dessen 
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Sitze  ficli  die  zur  Vertretung  lierufeDe  Finanz-Procuratui'  oder  deren 
Exp<)»itur  befindet.  In  der  Bukowina  bildet  statt  der  Kreisbehörde 
das  Bezirksamt  die  erste  Instanz. 

Seite  53G.  Die  gesammte  Gnindentlastungs  -  Entschädigung 
l>eläuit.  sich  in  Ungern  auf  149,749.420  fl.  (nämlich :  23,820.980  fl. 
im  Pest-Ofner,  35,713.970  fl.  im  Pressburger,  45,517.700  fl.  im 
Oedenburger,  20,135.300  fl.  im  Kaschaner,  24,561.470  fl.  im 
Grosswardeiner  Verwaltungsgebiete),  in  der  Wojwodschaft  und 
dem  Banate  auf  40,055.360  fl.,  in  Kroatien  und  Slavonien  auf 
14,944.780  H. 

Seite  539.  Das  in  den  venezianischen  Provinzen  unter  dem 
^amm  ^Pensionatico''  bestehende  Weiderecht  darf,  zufolge  kaiser- 
licher Verordnung  vom  25.  Juni  1856,  nur  noch  bis  zum  Schlüsse 
der  Weide -Periode  des  Jahres  1859—60  ausgeübt  werden.  Von 
diesem  Zeitpunct«  an  ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  untersagt 
und  dasselbe  wird  als  gegen  Entschädigung  der  Eigenthümer 
aufgehoben  erklärt,  welche  in  dem  zwanzigfachen  Betrage  des 
vom  Eigenthümer  des  Peusionatico  in  der  zehnjährigen  Weide- 
Periode  vom  18*y^j  bis  einschliesslich  18"/^^  durchschnittlich  be- 
zogenen jährlichen  reinen  Erträgnisses  als  Capitale  besteht.  Die 
betreffenden  Gemeinden  müssen  dieses  Capital  an  den  Servituts- 
Berechtigten  längstens  binnen  20  Jahren  abftlhren ,  mittlerweile  aber 
mit  fünf  vom  Hundert  vendnsen.  Dagegen  ist  den  Gemeinden  Hir 
die  geleistete  Entschädigung  der  Ersatz  von  Seite  der  Besitzer  der 
mit  dem  Pensionatico  belasteten  Grundstücke  nach  Maassgabe  und 
im  Verhältnisse  der  Belastung,  gleichfalls  binnen  20  Jahren  (und 
zwar  in  20  gleichen  Jahresraten)  und  mit  5  Percent  verzinst,  zu 
leisten.  Zur  Durchführung  der  Ablösung  wird  in  jeder  Provinz 
eine  besondere  unter  dem  Vorsitze  des  Delegaten  aus  zwei  Mit- 
gliedern der  Provinzial-Congregation  und  zwei  Käthen  des  Justiz- 
Tribunals  zusammengesetzte  Commission  aufgestellt,  gegen  deren 
Entscheidung  an  die  (unter  dem  Vorsitze  des  Statthalters  aus  zwei 
Käthen  der  Statthalterei,  zwei  Käthen  des  Ober-Landesgerichtes  und 
zwei  Deputirten  der  Gentral-Congregation  bestehende)  Landes-Com- 
mission  in  Venedig  recurrirt  werden  kann.  Als  dritte  Instanz  ist 
beim  Ministerium  des  Innern  eine  (Immission  bestellt,  welche  aus 
drei  Hofräthen  des  obersten  Gerichtshofes  und  aus  drei  Käthen  des 
Ministeriums  des  Innern  zusammengesetzt  ist  und  in  welcher  der 
Minister  des  Innern  oder  dessen  Vertreter  den  Vorsitz  führt. 

Seite  573.     Mit  kaiserlichem  Patente  vom  27.  März  1858  wurde 


